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Vorwort 

Der vorliegende Band IX der Schriften der Gesellschaft fUr Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 
des Landbaues e. V. enthtilt die Referate, Korreferate und - in gekUrzter Wiedergabe - die mUnd
lichen Diskussionsbeiträge der Tagung dieser Gesellschaft in MUnster/'Nestf. am 29. und 3o.Sep
tember sowie am 1 . Oktober 1971 • 

Das Tagungsthema "Mobilittit der landwirtschaftlichen Produktionsfaktoren und regionale Wirt
schaftspolitik" scheint sich unter dem zum Zeitpunkt der Vorbereitung und Durchfuhrung der 
Tagung besonders spurbaren Druck auf die Landwirtschaft der Bundesrepublik Deutschland 
infolge der Auswirkungen der gemeinsamen Agrarpolitik, der binnenwirtschaftlichen Hoch
konjunktur mit starken Preisauftriebstendenzen und außenwirtschaftlichen Maßnahmen (DM
Aufwertung bzw.Freigabe der Wechselkurse) geradezu aufzudrtingen. Indes war es nicht diese 
besondere Ausgangslage, die zum beherrschenden Element der Tagung und der Tagungsbeitrtige 
geworden ist: Die Ansatzpunkte waren mehr prinzipieller Natur und sollten sich auch in der 
logischen Struktur der Einzelthemen dieser Tagung niederschlagen, die sich auf folgende Fra
gen konzentrierten: 

1. Welche Faktoren und kausalen Zusammenhtinge beeinflussen und bestimmen im Zuge des 
wirtschaftlichen Wachstumsprozesses die inter- und intrasektorale Mobilittit der landwirt
schaftlichen Produktionsfaktoren, in welcher Weise spielt sich dieser Prozeß ab und welche 
Ruckwirkungen sind fUr den Agrarsektor und seine Teilbereiche damit verbunden? 

2. Diese Fragen können nur dann befriedigend beantwortet werden, wenn entsprechende Maß
sttibe zur Messung der Faktormobilittit entwickelt werden und das statistische Material 
ausreicht, eine als Voraussetzung eines planvollen Einsatzes mobil ittitsfördemder Maßnahmen 
geltende Anwendung entsprechender Methoden zu ermöglichen. Der Darstellung von Mes
sungsmethoden und der Präsentation von Messungsergebnissen mußte also zunächst ein ge
bUhrender Raum gewidmet werden. 

3. Das Schwergewicht der agrarpolitisch relevanten Maßnahmen in der BRD wie in der EWG 
hat sich immer stärker von verteilungspolitischen Moßnahmen zugunsten struktur- und 
wachstumspolitischer Instrumente gewandelt. Die GrUnde hierfUr sind bekannt. Weniger 
bekannt sind jedoch die Wirkungen dieses BUndeis von mobilitätsfördernden Maßnahmen 
im Bereich der engeren Agrarstrukturpolitik, der Arbeitsmarkt- und Bildungspol itik, der 
Sozial- und Regionalwirtschaftspolitik. Die Analyse der Wirkungen derartiger Instrumente 
und die Aufdeckung bestehender Konflikte bei ihrer Planung, DurchfUhrung und Kontrolle 
galt es in weiteren Schritten zu betreiben, um Vorschltige zur Korrektur oder Erweiterung 
der bisher verwandten Mittel zu erarbeiten. 

4. Ein planvoller Einsatz entsprechender, auf die Zukunft ausgerichteter Maßnahmen zur Be
schleunigung der Faktoranpassung setzt naturgemtiß die Prognose zukUnftiger gesamtwi rt
schaftlicher Entwicklungen und sektoraler Anpassungsvorgtinge und -bedingungen voraus. 
Somit war es notwendig, auch die Problematik von Prognoseverfahren wie von Prognose
ergebnissen mit in die Diskussion einzubeziehen. 

5. lEin Schwe rgewicht der Tagung war den Fragen der DurchfUhrung und Institutionalisierung 
der regionalen Wirtschaftspolitik gewidmet. Aus der Sicht erhöhter Faktormobiliti:it der 
Landwirtschaft liegen die hierfUr maßgeblichen GrUnde auf der Hand, ist sie doch geradezu 
die conditio sine qua non fUr eine erfolgreiche Strukturanpassung. Indes wird hier ein 
Fragenkomplex aufgegriffen, der in besonderem Maße wirtschafts- und agrarpolitische 
Konfl iktsituationen heraufbeschwört. 
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Dem Tagungsleiter und Herausgeber dieses Bandes steht es schlechterdings nicht zu, die 
Ergebnisse dieser Tagung zu werten. Freilich durften die folgenden Feststellungen kaum 
Widerspruch finden: Der erstmalige Versuch einer geschlossenen Behandlung dieses viel
schichtigen und komplexen Themas mußte zur Aufdeckung von offenen Fragen und Problemen 
auf der methodischen wie der angewandten Ebene fUhren, die zugleich Ansatzstellen und 
Stimulans fUr weitere Forschungsarbeiten hervorbrachten. Große Anstrengungen mUssen in 
dieser Hinsicht noch unternommen werden. Indes reichen diese weit Uber den traditio
nellen Bereich der Agrarökonomik in Forschung und Lehre hinaus, so daß sich die Zu
sammenarbeit mit Nationalökonomen, Regionalforschem, Raumplanem, Soziologen usw. 
notwendigerweise anschließen muß, falls die hier deutlich gewordenen Probleme erfolg
reich gemeistert werden sollen. 

Der Herausgeber möchte mit dem aufrichtigen Dank an alle, die zu dieser Tagung als 
Referenten, Korreferenten und Diskutanten zum Zustandekommen dieses Bandes durch viel
fHltige Teilnahme und sonstige Hilfeleistung beigetragen haben, diese Schrift der inter
essierten Öffentlichkeit Ubergeben. 

Göttingen, im Herbst 1972 GUnther Schmitt 
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Einfuhrung 

Vor nunmehr fast 10 Jahren fand zu dem gleichen Thema eine Tagung des Vereins fUr Social
politik statt. Die Materialien, Referate und Diskussionen dieser Tagung fullen drei dicke 
Bände (NEUMARK, 22; KÖNIG, 16). Seit dieser Zeit gibt es kaum einen Jahrgang einer 
Bkonomischen Zeitschrift, in dem nicht eine Reihe von Beitrtigen zu Problemen der Wachs
tums- und Strukturforschung enthalten ist. In diesem einfUhrenden Referat soll daher gar nicht 
erst versucht werden, einen kurzgefaßten Gesamtuberblick uber den Stand der theoretischen 
Erkenntnis, der empirisch-statistischen Forschung und der wirtschaftspolitischen Diskussion zu 
geben.Es wird vielmehr das Ziel verfolgt, einen Bezugsrahmen fUr die Einordnung und Beur
teilung von Wachstums- und Strukturproblemen aus gesamtwirtschaftlicher Sicht zu entwerfen. 

1.1 Begriffl iche Klärung 

Die Begriffe Wachstum, Struktur und Mobilität werden in der Bkonomischen literatur in verschie
denem Sinne und häufig vieldeutig verwendet. Wir wollen uns hier nicht auf eine lange Diskus
sion, insbesondere des schillernden Strukturbegriffes, einlassen, sondern nur kurz angeben und 
begrunden, was im folgenden unter diesen Begriffen verstanden werden soll. 

Unter wirtschaftlichem Wachstum versteht man im allgemeinen eine positive Änderung von be
stimmten Variablen im Zeitablauf, die in Beziehung zu der Veränderung des Entwicklungspoten
tials einer Volkswirtschaft oder des Lebensstandards der BevBlkerung stehen. Im folgenden soll 
Wachstum definiert werden als die nachhaltige Zunahme des realen Netto-Sozialprodukts pro 
Kopf, trotz der bekannten Einwönde, die man gegen diesen Maßstab ins Feld fuhren kann. 

Die Begriffe Struktur und Strukturwandel werden in der Bkonomischen literatur zur Kennzeich
nung vBllig unterschiedlicher Tatbestönde verwendet, etwa wenn man an den Strukturbegriff der 
empirischen Wirtschaftsforschung, der Ökonometrie oder der Wirtschaftsgeschichte denkt, selbst 
wenn man von den höufig ziemlich nebulosen oder irrefuhrenden Verwendungen des Begriffs Struk
tur in der wirtschaftspolitischen Tagesdiskussion einmal absieht 1). 

Im folgenden wollen wir von einer umfassenden Definition des Begriffs Struktur ausgehen und 
darunter ganz allgemein verstehen das VerhCiltnis von bestimmten Variablen (Mengen, Preisen, 
Werten) zueinander und unter Strukturwandel die Vertinderung dieses Verhöltnisses im Zeitab
lauf. Im Wachstumsablauf ist somit eine Struktur konstant, wenn sich die relevanten Variablen 
proportional entwickeln. Strukturwandel liegt vor, wenn sich im Zeitablauf die Proportionen 
verschieben. 

Im Rahmen dieser allgemeinen Definition von Struktur und Strukturwandel lassen sich insbeson
dere zwei Gruppen von strukturellen Kennzahlen unterscheiden: 
Einmal kBnnen sie sich beziehen auf das VerhCiltnis der Teile zu einem Ganzen. Teilvariable 
werden zu den zugehBrigen Gesamtvariablen in Beziehung gesetzt (etwa zur Kennzeichnung von 
Produktions-, Beschöftigungs- oder Einkommensstrukturen) oder Teilvariable zu Durchschnitten 
oder Gesamtindizes (etwa zur Kennzeichnung von Preis- oder Lohnstrukturen). 

Zum anderen können sie sich beziehen auf das Verhöltnis verschiedener Variablen zueinander. 

1) Fritz MACHLUP hat vor einiger Zeit in einem Aufsatz eine große Anzahl der "in der öko
nomischen literatur anzutreffenden Verwendungen der Begriffe Struktur und Strukturwandel 
zusammengestellt und dabei drei Gruppen mit einigermaßen klaren,vagen und ziemlich 
obskuren Strukturbegriffen unterschieden. Von der letzten Gruppe vermutet er, daß das 
Wort Struktur verwendet wird, " ••• to hide muddled thinking, or perhaps to becloud 
issues, help put across ascheme or policy that might not otherwise be accepted." 
(MACHLUP, 20, S.280). 
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FUr unsere Fragestellungen sind insbesondere von Bedeutung die Beziehungen zwischen Produk
tion und Faktoreinsatz (Produktivit!:lten bzw. Kapital- und Arbeitskoeffizienten) und das Verh!:llt
nis der Faktoreinsatzmengen zueinander (Kapitalintensit!:lt, Arbeits- FI!:Ichenrelation). 

Unter Faktormobilit!:lt soll im folgenden die Wanderung von Produktionsfaktoren zwischen Sekto
ren oder Regionen verstanden werden. Der Begriff Faktormobilit!:lt kennzeichnet also einen be
stimmten, auf den Faktoreinsatz bezogenen Aspekt des Strukturwandels. 

1.2 Verschiedene Arten von Strukturwandel 

Die gew!:lhlte umfassende Definition von Strukturwandel als disproportionale Ver!:lnderung von 
Variablen im Zeitablauf wUrde wenig zur Kennzeichnung von Wachstumsvorg!:lngen beitragen, 
wenn man sie auf alle Mengen, Werte und Preise bezieht, die man sinnvoll erweise zueinander 
in Beziehung setzen kann. Da sich im Verlaufe des Wachstums, abgesehen von logisch denkba
ren, aber in der Realit!:lt nicht zu erwartenden Spezialf!:lllen, stets Ver!:lnderungen in den Propor
tionen zumindest einiger Variablen ergeben, wurde nach dieser Definition stets Strukturwandel 
vorliegen. Der Begriff Strukturwandel wUrde sich nicht trennen lassen von anderen zu beobachten
den Vorg!:lngen. Es ist daher zweckm!:lßig, ihn auf unterschiedlich abgegrenzte Gruppen von 
Variablen zu beziehen. Dann lassen sich Wachstumsvorg!:lnge dadurch kennzeichnen und klassi
fizieren, daß man angibt, welche Strukturen im Zeitablauf konstant bleiben, und welche sich 
!:Indern. Zum Beispiel kann der gesamtwirtschaftliche Kapitalkoeffizient konstant bleiben, w!:lh
rend sich die einzelnen sektoralen Koeffizienten unterschiedlich entwickeln, oder es kann der 
Ausgabenanteil eines Konsumguts konstant bleiben, w!:lhrend sich die Mengen und Preise dispro
portional entwickeln. 

In der Wirtschaftstheorie und Ökonometrie richtet sich das Interesse Uber eine solche beschreiben
de und konstatierende Analyse des Strukturwandels hinaus darauf, best!:lndige Beziehungen zwi
schen den Variablen herauszufinden und die sich vollziehenden komplexen Ver!:lnderungen der 
Variablen auf ein mtsglichst einfaches System wechselseitiger Beziehungen zurUckzufUhren. Wir 
wollen ein solches System funktionaler Beziehungen Modell nennen 1). 

Ein ökonomisches Modell bezieht sich auf einen bestimmten Rahmen technologischer, sozialer und 
institutioneller Bedingungen, die in den Grundhypothesen des Modells .sowie den Formen und 
Parametern der Funktionen zum Ausdruck kommen. FUr die weiteren Oberlegungen erscheint es 
zweckm!:lßig, je nacli den Annahmen uber die jeweilig unterstellten Rahmenbedingungen ver
schiedene Arten von Modellen zu unterscheiden und den Strukturwandel jeweils auf das zugrunde
liegende Modell zu beziehen: 

1. Strukturver!:lnderungen (Wandlungen der Produktions-, Faktoreinsatz-, Preis- und Einkommens
strukturen) in einem Modell mit gegebenenFunktionen und konstanten Parametern, als Aus
druck fUr einen als unvertlndert angesehenen Rahmen institutioneller Bedingungen und Verhal
tensweisen. Die meisten Modelle der Wachstumstheorie gehen von diesen Annahmen aus 
(siehe unten Abschnitt 2). 

1) In derÖkonometrie wird abweichend von der oben gegebenen Definition des Strukturbegriffs 
ein numerisch spezifizierter Satz von Parametern als Struktur bezeichnet. Im allgemeinen kön
nen sich bei einer gegebenen ökonometrischen Struktur die Variablen des Modells disproportio
nal vertlndern, liegt also Strukturwandel in unserem Sinne vor. Um Mißverst!:lndnissen vorzu
beugen, soll im folgenden der ökonometrische Strukturbegriff vermieden und stattdessen von 
einem numerisch spezifizierten Modell gesprochen werden. 
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2. Strukturvertinderungen im Rahmen von Modellen mit im Zeitablauf vertinderlichen Parametern, 
in denen mehr oder weniger kontinuierliche Vertinderungen der Verhaltensweisen, der techno
logischen Mtiglichkeiten, des Bevölkerungswachstums u. dgl. zum Ausdruck kommen. 

3. Strukturvertinderungen, die mit tiefgreifenden Vertinderungen des sozialökonomischen Rahmens 
einhergehen. Ein solcher Wandel macht den Übergang von einem Modell zu einem anderen 
erforderlich, dem andere Grundhypothesen (andere "Gesetze") zugrundeliegen. Zu denken 
ist etwa an den Übergang vom Modell der Klassiker zu neoklassischen Wachstumsmodellen 
(JORGENSEN, 15) oder von einer marktwirtschaftlich ausgerichteten Wirtschaftsordnung zu 
zentraler Planwirtschaft. 

1.3 Abgrenzung der zu untersuchenden Fragestellungen 

Die zuletzt genannte Form des Strukturwandels soll nur am Rande in die Überlegungen einbezogen 
werden. Die Untersuchungen beschrtinken sich auf die Wachstums- und strukturellen Wandlungs
prozesse in entwickelten Industrieltindern mit "gemischten" marktwirtschaftlichen Systemen. Da
bei werden diese Probleme aus gesamtwirtschaftlicher Sicht untersucht. Untersuchungsgegenstand 
sind Wachstum und strukturelle Verschiebungen der aggregierten sektoralen Größen. 

Die Vorteile der Analyse auf dieser Aggregationsebene liegen in der Abstraktion auf die wesentli
chen linien des Wirkungszusammenhangs. Dem steht als Nachteil gegenüber, daß die sich inner
halb der Aggregate vollziehenden strukturellen Anpassungsprozesse ausgeklammert werden, und 
daß bei der Modellanalyse eine Reihe von öußerst vereinfachenden Annahmen hinsichtlich der 
Abbildung der Entscheidungsmechanismen, der Technologie, der Faktorqualitliten, der Mobilitlits
bedingungen u. dgl. einzuführen sind. 

Bislang liegt keine ausgearbeitete, geschweige denn empirisch überprUfte Theorie des Wachstums 
und strukturellen Wandels vor, von der ausgegangen werden könnte. Daher sollen im folgenden 
theoretische Überlegungen, Fakten und Ansatzpunkte der Politik in lockerer Form miteinander 
verknüpft werden. Diese gruppieren sich um drei Fragenbereiche: 1. die Frage nach den Ursachen 
des sektoralen und regionalen Strukturwandels, 2. die Frage nach den Bestimmungsfaktoren des 
strukturellen Anpassungsprozesses und den Mechanismen, die seinen Ablauf bestimmen und 3. (im 
Hinblick auf die ThemensteIlung dieser Tagung einengend) die Frage nach den Bestimmungsfakto
ren der landwirtschaftlichen Abwanderung, soweit sie aus den globalen sektoralen Aggregaten zu 
ersehen sind. . 

Theoretischer Bezugspunkt der Überlegungen ist ein neoklassisches Wachstumsmodell mit mehreren 
Konsumgütern. Die empirischen Daten und Überprüfungen von Hypothesen beziehen sich im we
sentlichen auf Zeitreihen der sektoralen Entwicklung der deutschen Volkswirtschaft in den letzten 
hundert Jahren und (bezüglich des Agrarsektors) auf einen Querschnittsvergleich der OECD
Llinder. 

2 Wachstum und Strukturwandel: Theoretische Überlegungen 

Wachstum und struktureller Wandel einer Volkswirtschaft werden durch komplexe Einflußfaktoren 
der verschiedensten Art bestimmt. Als Bezugspunkt fUr die Einordnung der unten diskutierten Mo
delle soll die komplexe Menge der Einflußfaktoren durch die folgenden Stichworte gekennzeich
net werden: die ökonomischen Produktionsfaktoren Arbeit A, Kapital K und natürliche Ressourcen 
N, das technische Wissen T und die Verhaltensweisen der Wirtschaftssubjekte V sowie die insti
tutionelle Ordnung der Volkswirtschaft I. 

In Symbol-Schreibweise 'ößt sich dann der volkswirtschaftliche Entwicklungsstand als eine Funk
tion dieser Faktoren schreiben: 

x = f (A, K, N, T, V, I ) 
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Wir wissen wenig Uber die quantitative Bedeutung dieser Faktoren fUr den Wachstums- und Wand
lungsprozeß einer Volkswirtschaft und Uber die wechselseitigen Beziehungen, die zwischen die
sen Faktoren bestehen. Sonst könnte man sich eine allgemeine Theorie des gesellschaftlichen 
Wandels vorstellen (ADELMAN, 1), in der 1. die Änderungen eines jeden Einflußfaktors A, K, 
N, T, V, I aus den Verl:lnderungen aller Ubrigen Faktoren erkll:lrt werden, und 2. die wechselsei
tigen Beziehungen aller Faktoren zusammen den gesellschaftlichen Entwicklungsprozeß beschrei
ben. 

FUr eine solche Theorie fehlen jedoch zumindest vorerst die inhaltlichen Voraussetzungen, und 
wir mUssen uns daher mit einem Nebeneinander von Theorien und Modellen fUr bestimmte Teilbe
reiche mit mehr oder weniger strengen ceteris-paribus-Annahmen begnUgen. Die Aussagen sind 
dabei im allgemeinen um so prl:lziser, je enger der umfaßte Bereich eingegrenzt wird. 

2.1 Ausgangspunkte der ökonomischen Forschung 

Die ökonomische Forschung hat von zwei unterschiedlichen Ausgangspunkten aus versucht, die 
Zusammenhl:lnge des Wachstums und Strukturwandels zu analysieren und zu erkll:lren. Etwas 
summarisch wollen wir diese Richtungen bezeichnen als historisch vergleichende Wirtschaftsfor
schung und als reine Modelltheorie. 

Die historisch vergleichende Wirtschaftsforschung versucht, die Voraussetzungen und Ursachen 
der wirtschaftlichen Entwicklung herauszuarbeiten und die Faktoren aufzudecken, die den struk
turellen Wandel bestimmen. Daruber hinaus gehen die Intentionen dahin, gewisse Gesetzml:lßig
keiten des Ablaufs zu entdecken, die die Zusammenhl:lnge der Entwicklung unabhängig von einer 
bestimmten Raum- Zeit - Situation bestimmter Länder beschreiben. Neben den ökonomischen 
Faktoren werden dabei insbesondere auch die Verl:lnderungen der Verhaltensweisen und Institutio
nen, also die ganze Menge der oben genannten Einflußfaktoren, mit in die Untersuchungen einbe
zogen (ROSTOW, 27; und LEWIS, 19) und bezUglich der sektoralen Anpassungen etwa (CLARK, 4; 
FOURASTIE, 8; KUZNETS, 17). 

Die ökonomische Modelltheorie beschrl:lnkt sich demgegenUber auf die Untersuchung der Wechsel
beziehungen zwischen den ökonomischen Variablen innerhalb eines als gegeben angenommenen 
außerökonomischen Rahmens. 

teils 

endogen 
exogen, 

exogen 
teils 
endogen 

X = f (K, T, A, B, V, I) 

Im einzelnen versucht die Wachstumstheorie zu erkll:lren, wie sich die ökonomischen Variablen 
(Mengen und Preise der Produkte und der endogen bestimmten Produktionsfaktoren) in Abhl:lngig
keit von dem Wachstum der exogenen Wachstumsfaktoren verändern. Dabei werden die Bezie
hungen zwischen den Variablen durch die Art der Technologie, die Präferenzen der Wirtschafts
subjekte und die soziale und rechtliche Organisation der Volkswirtschaft bestimmt, die in den 
Formen und Parametern der Funktionen zum Ausdruck kommen. Die meisten der vorliegenden 
Wachstumsmodelle gehen von einem sehr hohen Aggregationsgrad mit nur einem Produktionssektor 
oder einem Konsumgut- und einem Investitionsgutsektor aus. Nur bei wenigen Modellen wird der 
Konsumgutsektor weiter untergliedert, so daß sich die hier interessierenden Strukturverschiebungen 
untersuchen lassen (HENRICHSMEYER, 11). Mehrsektorenmodelle dieser Art sind zu kompliziert, 
um sie allgemein analytisch lösen zu können. Die Modellauswertungen beziehen sich daher auf 
Spezialfälle, um auf diese Weise einen Bezugspunkt fUr die Beurteilung allgemeiner sektoraler 
Anpassungsprozesse zu gewinnen (OLGAARD, 26; HOUTHAKKER, 13; SCHEPER und HENRICHS
MEYER, 29; GANS, 9). Bisher ist es jedoch nur begrenzt gelungen, einfache Zusammenhänge 
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aufzudecken und allgemein gUltige Aussagen mit RealitHtsbezug abzuleiten, vielleicht mit der 
einzigen Ausnahme, daß es einer Reihe Hußerst restriktiver Bedingungen bedarf, damit sich 
Gleichgewichtswachstum im Sinne der aggregierten Wachstumstheorie ergeben kann. 

Dennoch soll im nHchsten Abschnitt kurz der Wirkungszusammenhang eines Wachstumsmodells mit 
mehreren KonsumgUtem als Bezugspunkt für die weiteren Uberlegungen skizziert werden. 

2.2 GrundzUge eines Wachstumsmodells mit mehreren Konsumgütern 

Tröger der wirtschaftlichen Entwicklung sind das Wachstum der Produktionsfaktoren und der tech
nische Fortschritt. Sie werden teils als exogen bestimmt angesehen und teils auf die VerHnderung 
ökonomischer Größen zurUckgeführt. In den verschiedenen Modellen werden daruber unterschied
liche Annahmen gemacht. Bei den folgenden Uberlegungen soll (die Bezeichnungsweise verein
fachend) davon ausgegangen werden, daß es nur einen exogen bestimmten (homogenen) Produktions
faktor, die Arbeit A, gibt und daß das Wachstum der Arbeitskräfte proportional zum Bevölkerungs
wachstum mit einer konstanten Rate w A erfolgt: 

wAt 
A (t) = A e 

o 

und daß es nur einen endogen bestimmten (homogenen) Produktionsfaktor, den Kapitalstock K, 
gibt: 

Die beiden Faktoren werden in n Produktionssektoren zur Herstellung jeweils eines Gutes X. 
(i = 1,2 •••• n) eingesetzt, von denen ein Sektor ausschließI ich das Kapitalgut X, produzieh, 
wöhrend die Ubrigen Sektoren ausschi ießlich KonsumgUter herstellen 1). 

Weiterhin wird angenommen, daß sich der Stand der Technik T. in den Sektoren durch autonome 
technische Fortschritte, die mit konstanter, aber mesgl icherwei~e zwischen den Sektoren unter
schiedl icher Rate wTi erfolgen, stHndig verbessert: 

wnt 
T. (t) = T .e 

1 01 

Der Wirkungszusammenhang eines solchen Modells soll nun in zwei Schritten diskutiert werden 
(VOGT, 31): 
1. die Frage nach dem sektoralen Gleichgewicht bei gegebenem Faktorbestand und 
2. die Frage nach dem Wachstum des Kapitalbestandes und damit des gesamten Systems. 

1. Sind neben dem Stand der Technik und den Präferenzen der Wirtschaftssubjekte auch die 
FaktorbestHnde gegeben, so entspricht das sektorale Allokationsproblem dem Problem des allge
meinen wirtschaftlichen Gleichgewichts im Sinne von WALRAS und PARETO. Geht man von 
Wettbewerbsmärkten, vollkommener Mobil itHt und den übl ichen einschränkenden Annahmen über 
den Verlauf der Funktionen aus, so läßt sich in der bekannten Weise zeigen, daß das sektorale 
Allokationsproblem eindeutig determiniert ist (HENDERSON and QUANDT, 10): Einer bestimm
ten Konstellation gegebener Verhaltensparameter ~, technologischer Parameter ~ und T so
wie der Faktorbestände A und K ist genau eine Gleichgewichtslösung mit den GütermengJ'n X., 

001 

den sektoralen Faktoreinsatzmengen A. und K., den Güterpreisen P. (i = 1,2 •••• n) sowie dem 
1 1 1 

Zinssatz z und dem Lohnsatz I zugeordnet (wenn man einen der Preise als Num6raire vergibt): 

1) Von Außenhandel und staatlicher Aktivität wird abgesehen. 
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(2,1) (X.,A.,K.,P.,z,l) = f (A,K,T,~,A.) 
I I I I 0 0 0 

1) (i = 1,2 •••• n) 

Das statische Gleichgewicht ist dadurch gekennzeichnet, daß keins der Wirtschaftssubjekte An
laß hat, seine Dispositionen zu veröndem. In der Gleichgewichtslösung sind die Grenzproduk
tivitötsbedingungen bezUg I ich des Faktoreinsatzes erfullt: 

(2,2a) eS X. 
I 

(S A. 
I 

P. = I bzw. 
I 

P. = z , 
I 

die die bekannten Bedingungen bezUglich der Substitutions- und Transformationsraten beinhalten. 
Diese Bedingungen stellen gleichzeitig eine optimale Faktorallokation im Sinne von PARETO 
sicher, auf die wir unten bei der Diskussion der Probleme gehemmter Faktormobilitöt und regio
naler faktorallokation zurUckkommen werden. 

2. Ware das Wachstum aller Faktorkapazitöten (einschi. des Kapitals) exogen bestimmt, so 
ließe sich im Prinzip das sektorale Allokationsgleichgewicht fUr jeden beliebigen Zeitpunkt in 
der beschriebenen Weise ermitteln und damit die Entwicklung der Mengen und Preise des Systems 
im Zeitablauf • Dieses wöre möglich, ohne dynamische Verkopplungen innerhalb des Systems zu 
berUcksichtigen. Bei endogen bestimmtem Faktorwachstum ist es erforderlich, das Wachstum die
ser Faktorbestönde (hier des Kapitals) durch die ökonomischen Variablen des Modells zu erklören. 

Dann gilt: (2,3) C K 
<5 t 

bzw. (2,4) wK K 

f (K,A, T, 't , ~ ) 

K 

Die Differentialgleichung (2,4) beschreibt das Wachstum des Kapitalstocks in Abhöngigkeit von 
dem Wachstum der Arbeitskröfte, der Art der Technologie und der Rate des technischen Fort
schritts in den verschiedenen Wirtschaftssektoren und den Pröferenzen der Wirtschaftssubjekte. 

Zusammenfassend lößt sich dann der formale Aufbau des Wachstumsmodells fUr mehrere Konsum
gutsektoren, das als Bezugspunkt fUr unsere weiteren Überlegungen diesen soll, wie folgt schrei
ben: 

(2,5) 

(2,6) 

(2,7) 

(2,8) 

(X., A., K., I, z, P. 
I I I X I 

I 
Wk K 

T. 
wT! 

T.e I 
I 01 

A' A e 
wAt 

0 

= f (K,A, T, 1; , A. ) (i = 1,2 •••• n) 

f (K,A,T,"'I:;,;\") 
K 

(i 1,2 •••• n) 

Das Gleichungssystem beschreibt die zeitliche Entwicklung des gesamtwirtschaftlichen Kapital
stocks (2,6), der sektoralen GUter- und Faktoreinsatzmengen, der GUterpreise und des Lohn-
und Zinssatzes (2,5) in Abhöngigkeit von den Wachstumsraten der exogenen Faktoren w A und wT ' 
den Funktionen f und den Parametern der Produktions- und Nutzenfunktionen 'C und A: sowie 
den Bestönden der Produktionsfaktoren. Das Gleichungssystem beschreibt damit die zeitl iche 

1) Die Angabe der Funktion f soll sich auf jede der endogenen Variablen beziehen. 
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Entwicklung aller endogenen Variablen des Wachstumsmodells in Abhtlngigkeit von den exogenen 
Grl:Sßen. 

Strukturwandel hatten wir definiert als disproportionales Wachstum der Variablen des Modells. 
In Abschnitt 3 werden wir, ausgehend von dem beschriebenen Modell, die Ursachen des Struktur
wandels herauszuarbeiten versuchen, und in Abschnitt 4 die Anpassungsmechanismen diskutieren, 
die den Ablauf des strukturellen Wandels bestimmen. 

2.3 Zusl:Stzliche Elemente regionaler Modelle 

Das beschriebene Sektoren-Modell hißt sich formal ohne grl:Sßere Schwierigkeiten rtlumlich dis
aggregieren (anknüpfend an die bekannten Ansl:Stze der Theorie des allgemeinen rtlumlichen 
Gleichgewichts: LEFEBER, 18; von BÖVENTER, 3), wenn die bislang unterstellten Bedingungen 
auch weiterhin angenommen werden kl:Snnen (unter anderem linear homogene Produktionsfunktio
nen, vollsttlndigerWettbewerb). Die exogenen Variablen und Parameter sind dann regional zu 
spezifizieren. Als endogene Variable des Modells sind neben regionalen Mengen und Preisen 
auch interregionale Güteraustauschmengen und Faktorwanderungen einzuführen. Zustltzliche 
Gleichgewichtsbedingungen beziehen sich auf den interregionalen Austausch: die Güter werden 
zwischen den Regionen ausgetauscht bis die regionalen Preisunterschiede nicht mehr grl:Sßer als 
die Kosten der Raumüberwindung sind: 

rs 
P. - P. ~ t. 

I I I 

und Faktoren wandern, bis die Unterschiede der regionalen Faktorentlohnung nicht mehr die Wan
derungskosten (im umfassendsten Sinne verstanden) übersteigen: 

Ir _ IS ~ t rs bzw. zr _ zS ~ t rs 
I z 

(Die Indizes rund s bezeichnen Regionen und t rs die Transport- bzw. Wanderungskosten von 
Regionen r nach Region s). Das regional gegliederte Modell Itlßt sich dann als ein System von 
Ungleichungen schreiben. 

Die unterstellten Annahmen sind bei regionaler Disaggregation jedoch wesentlich problemati
scher. Probleme der Agglomeration, interne Ersparnisse und monopolistische Konkurrenz im Raum 
gewinnen an Bedeutung. Kennzeichnen diese TatbestCinde die regionale Produktion, so wird die 
Lösung des regionalen Allokationsproblems wesentlich erschwert (von BÖVENTER, 3). Die ge
nannten Gleichgewichtsbedingungen reichen dann nicht aus, um ein sektorales und regionales 
Produktionsgleichgewicht zu definieren. Es fehlt dann der eindeutige Bezugspunkt für die Beur
teilung des regionalen Strukturwandels. 

2.4 Modellannahmen und Realittlt 

Wachstum der endogenen Variablen entlang der durch das Modell determinierten Wachstumspfade 
beinhaltet mehr Voraussetzungen als das Gleichgewicht in einem statischen Modell. Das stati
sche Gleichgewicht hatten wir definiert als den Zustand der vollständigen Anpassung an eine 
gegebene Datenkonstellation, in der keines der Wirtschaftssubjekte mehr Anlaß hat, seine Dis
positionen zu verändern. In dem beschriebenen Wachstumsmodell erfolgen sttlndig Datenände
rungen und dadurch bedingt im allgemeinen bedeutende strukturelle Verschiebungen (vgl. Ab
schnitt 3). Daher haben die Unternehmer fortlaufend ihre Produktions- und Investitionsentschei
dungen zu revidieren, und müssen sich auch die Haushalte sttlndig auf neue Bedingungen der 
Güter- und Faktormtlrkte einstellen. In dem Wachstumsmodell wird unterstellt, daß diese Ent
scheidungen so getroffen werden, daß in jedem Augenblick die oben genannten Bedingungen, die 
den statischen Gleichgewichtszustand kennzeichnen, erfüllt sind. 
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Ein solches synchrones Wachstum 1) setzt voraus: erstens richtige Antizipation der Verönderungen 
der Marktdaten und der technologischen Entwicklungen durch die Wirtschaftssubjekte und zwei
tens unverzügliche und vollständige Anpassung an diese Änderungen. Diese Annahmen implizie
ren wiederum u.a. vollkommene Information und sichere Erwartungen, rationales Verhalten, 
elastische Anpassungsfähigkeit der bestehenden Produktionsanlagen, vollkommenen Wettbewerb 
und Abwesenheit von Mobilitätshemmnissen jeder Art. Der tatsächliche Wirtschaftsablauf ist ge
rade durch die ausgeschlossenen Tatbestände gekennzeichnet: die Zukunft ist unsicher, und der 
Informationsstand ist begrenzt, die Produktionsanlagen sind nach ihrer Erstellung nicht mehr be
liebig verformbar, und die Arbeitskröfte durch ihre Ausbildung festgelegt, auf den Märkten herr
schen oligopolistische und monopolistische fvlarktformen vor, die Mörkte sind häufig nicht ausge
glichen, und die Kapazitöten nicht immer voll ausgelastet. 

Trotz der genannten einschränkenden Voraussetzungen (die weiten Teilen der Wachstumstheorie 
zugrunde liegen), wollen wir in unseren Überlegungen zunächst von diesen stark abstrahierenden 
Modellannahmen ausgehen und dann später sukzessive einige der Annahmen aufheben. Das Mo
dell dient dann als Bezugspunkt für eine systematische Diskussion modifizierender Bedingungen 
in der Realitöt. Im Verlaufe dieser Tagung werden dann natürlich gerade die Abweichungen von 
den unterstellten Modellbedingungen im Vordergrund der Diskussion stehen, da sie es sind, die 
Strukturwandel, Arbeitsmobilitöt und regionale Entwicklung zu einem wirtschaftspolitischen Pro
blem werden lassen. 

3 Ursachen des Strukturwandels 

Das Wachstum industrialisierter Volkswirtschaften ist durch ständigen strukturellen Wandel gekenn
zeichnet. Treibende Kräfte des sektoralen Strukturwandels sind vor allem: 1. verönderte Bedürf
nisse der Haushalte bei steigendem Einkommen, 2. unterschiedliches Wachstum der Produktionsfak
toren und 3. unterschiedliche Raten des technischen Fortschritts in den Wirtschaftssektoren. Re
gionale Strukturverschiebungen ergeben sich einmalaufgrund der sektoralen Verschiebungen und 
werden darüber hinaus im wesentlichen durch unterschiedliche natürliche Standortbedingungen 
und Vor- und Nachteile der Agglomeration bestimmt. 

Ausgehend von der formalen Kennzeichnung des Wachstumsmodells im vorigen Abschnitt, lassen 
sich die Faktoren noch näher präzisieren, die ein disproportionales Wachstum von Mengen, Prei
sen und Werten verursachen. Kröfte des Wandels sind einmal in den Funktionen und Parametern 
des Modells angelegt: nicht-homogene Nutzen- und Produktionsfunktionen führen zwangsläufig 
zu disproportionalen Entwicklungen, wenn überhaupt Wachstum vorliegt. Zum anderen wird von 
außen her ständiger Wandel induziert, wenn die exogenen Variablen (Produktionsfaktoren und 
technischer Fortschritt) mit unterschiedlichen Raten wachsen. Daraus ist zugleich ersichtl ich, daß 
äußerst restriktive Bedingungen vorliegen müssen, damit sich Wachstum ohne Strukturwandel in 
bezug auf alle oder auch nur einige Gräßen ergeben kann (vgl. dazu den Exkurs in Abschnitt 
3.4). 

3.1 Ungleichmößige Entwicklung der Güternachfrage 

Im Verlaufe des wirtschaftlichen Wachstums sind charakteristische Verschiebungen zwischen den 
Nachfragekomponenten zu beobachten. Auf diesen Tatbestand bezieht sich bereits eine der öl
testen und gesichertsten Aussagen der empirischen Wirtschaftsforschung Uberhaupt: das "Engelsche 
Gesetz", das einen abnehmenden Anteil der Nahrungsmittelausgaben an den gesamten Konsumaus
gaben bei steigendem Einkommen behauptet. Von der historisch vergleichenden Wirtschaftsforschung 

1) Unter synchranem Wachstum wollen wir eine solche Veränderung der Mengen und Preise im Zeit
ablauf verstehen, daß in jedem Augenblick die Märkte ausgeglichen und die statischen Gleichge
wichtsbedingungen erfullt sind. - Der Begriff des Gleichgewichtswachstums wird allgemein we
sentlich enger definiert (siehe unten Abschn. 3). 
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wurden weitere Regelmtlßigkeiten der Nachfrageentwicklung fUr andere GUtergruppen heraus
zuarbeiten versucht, die u.a. eine wichtige StUtze fUr die bekannten Drei-Sektoren-Theorien 
bilden 1). 

Die ungleichmtlßige Entwicklung der GUtemachfrage ist Ausdruck fUr Nicht-Homogenittlten 
der Nutzenfunktionen, die sich in den Nachfrageelastizittlten messen lassen. Die Größenord
nungen lassen sich in groben Strichen wie folgt kennzeichnen: 

1. Es gibt charakteristische Unterschiede zwischen den sektoralen Nachfrageelastizittlten in 
bezug auf das Einkommen, die sowohl Uber Itlngere Zeitrtiume hinweg Bestand haben, und die 
sich auch im Querschnittsvergleich von Ltlndem besttltigen. HOUTHAKKER faßt die Ergebnisse 
seiner groß angelegten Querschnittsanalyse fUr mehr als 50 Ltlnder unterschiedlichen Entwick
lungsstandes Ende der 50er Jahre dahingehend zusammen, daß er als grobe charakteristische 
Anhaltspunkte die folgenden Elastizittlten in bezug auf die gesamten Konsumausgaben angibt: 
Nahrungsmittel 0,6, Wohnung 0,8, Kleidung 1,2 und 1,6 fUr alle Ubrigen KonsumgUter und 
Dienstleistungen zusammen (HOUTHAKKER, 13). Der Tendenz nach entsprechen diese Angaben 
den Ergebnissen langfristiger Zeitreihenanalysen, die HOFFMANN (12) fUr Deutschland ab 
1850 ermittelt hat, mit der Ausnahme der Elastizittlt fUr Bekleidungsausgaben, die bei HOFF
MANN< 1 ist. 

2. Neben diesen charakteristischen Unterschieden der Elastizittlten fUr verschiedene GUter
gruppen Uber verschiedene Ltlnder und Zeitperioden hinweg sind bei einigen GUtergruppen 
mehr oder weniger ausgeprtigte Vertinderungen der Elastizittlten im Zeitablauf zu beobachten. 
So zeigt sich z.B. im letzten Jahrzehnt in den Ltlndem mit hohem Pro-KopF-Einkommen gegen
Uber den oben angegebenen Grtißenordnungen eine Tendenz zu einer versttlrkten Differenzie
rung der Einkommenselastizittlten, etwa mit Elastizittlten fUr Nahrungsmittel, die gegen 0,1 
tendieren (OECD, 25), wtlhrend die Elastizittlten fUr verschiedene Dienstleistungsausgaben 
wesentlich Uber 1 liegen. 

Aus den zu beobachtenden Entwicklungstendenzen der Nachfrage in entwickelten Volkswirt
schaften lassen sich generalisierend vielleicht die folgenden Thesen aufstellen, ohne sie hier 
im einzelnen empirisch belegen zu können: Mit zunehmendem volkswirtschaftlichen Entwick
lungsstand nimmt die Differenzierung der Einkommenselastizittlten zu, und versttlrken sich so
mit die von der Nachfrageseite ausgehenden Krtlfte des Strukturwandels. Sie sind umso sttlrker, 
je größer das Wachstum des Volkseinkommens im Vergleich zum Bevölkerungswachstum ist. 

Di e Tendenzen zu einer fortlaufenden Verlagerung der Ausgabenanteile zu Sektoren mit hohen 
Einkommenselastizittlten werden modifiziert durch Vertlnderungen der Preisrelationen, dt e sich 
aus dem Zusammenhang von Nachfrage und Produktion ergeben. Zumindest bei größeren Kon
sumgUtergruppen sind diese Effekte jedoch nicht so stark, daß sie die Tendenz der Vertinderung 
der Ausgabenanteile wesentlich beeinflussen können 2). 

Eine weitere Ursache fUr Strukturwandlungen, die von der Nachfrageseite her induziert sind, 
sind Verschiebungen der Anteile und der Zusammensetzung des Außenhandels. Die bestimmen
den Krtifte fUr die Höhe des Gesamtanteils des Außenhandels wirken gegenltlufig: aus der zu
nehmenden Spezialisierung in Ausnutzung von komparativen Standortvorteilen und Vorteilen 
der Massenproduktion ergibt sich die Tendenz zu einer Erweiterung des Außenhandels, wtlhrend 
der steigende Anteil von Dienstleistungen gegenuber Industriegutem dem entgegenwirkt. Aber 

1) In einer soeben erschienenen Arbeit werden verschiedene Hypothesen uber die Bestimmungs
faktoren der sektoralen Nachfrageentwicklung ökonometrisch geprUft (FELS, SCHATZ und 
WOLTER, 7). 

2) Es Itlßt sich theoretisch zeigen, daß eine Einkommenselastizittlt "". 1 keine hinreichende 
Bedingung fUr das Wachstum und "\ < l' keine notwendige Bedingung fUr das Schrumpfen 
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des Ausgabenanteils eines Sektors istj wenn entsprechende Vertinderungen der Preisrelationen 
vorliegen (GANS, 9, S. 14 f). 



auch bei unverl::lndertem Gesamtanteil des Außenhandels können Verschiebungen zwischen den 
GUtergruppen bedeutende Strukturwandlungen in den einzelnen Wi rtschaftszweigen hervorru
fen. 

3.2 Ungleichmäßiges Wachstum der Produktionsfaktoren 

Unterschiedliches Wachstum der Produktionsfaktoren ist eine stl::lndige Quelle fUr den Wandel 
der Produktionsstruktur • Eine konstante Produktionsstruktur in dem anfangs definierten strengen 
Sinne wUrde ein proportionales Wachstum aller Faktoren voraussetzen, eine Bedingung, die 
durch die Fakten auf den ersten Blick widerlegt wird: der Kapitalstock wl::lchst in den meisten 
Ll::lndem und Zeitperioden wesentlich stl::lrker als die Zahl der Arbeitskrl::lfte, mit der Folge, daß 
die Löhne im Verhl:iltnis zum Zinssatz steigen, und eine fortlaufende Substitution von Arbeit 
durch Kapital erfolgt. Diese stl::lndige Zunahme der Kapitalintensitl::lt kennzeichnet das typische 
Erscheinungsbild industrial isierter Volkswirtschaften 1) (HOFFMANN, 12). 

Beide Produktionsfaktoren, Kapital und Arbeit, nehmen bei positivem Bevölkerungswachstum 
im allgemeinen gegenUber dem dritten Produktionsfaktor, der ökonomisch genutzten Bodenfll::l
che oder allgemeiner: dem verfUgbaren Raum, zu. Bei aggregierter gesamtwirtschaftlicher Be
trachtung wurde diesen Relationsverschiebungen gegenUber dem Boden seit der Zeit der Klassi
ker wenig Beachtung geschenkt, da der technische Fortschritt in den industrial isierten Ll::lndem 
bislang den Boden als Engpaßfaktor wenig in Erscheinung treten I ieß, zumindest hins ichtlich 
der Nahrungsmittelproduktion, wie die Überschußprobleme der Industriell::lnder bestl::ltigen. In 
Zukunft durfte der Boden als begrenzender Raum- und Umweltfaktor auch in den Industriell::ln
dem wieder zunehmend an Bedeutung gewinnen. Bei regional differenzierter Betrachtung ist 
die Bodenfll::lche ohnehin ein bedeutender Engpaßfaktor, worauf Uberproportionale Bodenpreis
steigerungen und Probleme der Agglomeration in Ballungsgebieten eindringlich hinweisen. 

Durch die Verl::lnderungen der Faktorpreisrelationen ergeben sich sektorale Strukturverschiebungen, 
weil in den Sektoren unterschiedliche Möglichkeiten fUr eine Substitution von Arbeit durch 
Kapital und unterschiedliche Anspruche an die Bodenfll::lche bestehen. Die Sektoren weisen da
her unterschiedliche Verl::lnderungen der Kapitalintensitl::lten auf. Weiterhin bewirkt die fortlau
fende Erhöhung der Lohn-Zins-Relation Uberdurchschnittliche Kosten- und Preissteigerungen in 
den arbeitsintensiven Sektoren (wenn nicht Uberdurchschnittl iche technische Fortschritte in die
sen Sektoren dem entgegenwirken) mit entsprechenden disproportionalen Auswirkungen auf Ab
satzmengen und Erlöse. Auf regionale Strukturverschiebungen drl::lngen regional unterschiedliche 
Faktorknappheiten und Faktorpreise hin, insbesondere auch bezUglich des Faktors Boden. 

Aufgrund dieser Überlegungen II::Ißt sich als These formulieren: Die auf einen sektoralen und 
regionalen Strukturwandel hindrl::lngenden Krl::lfte sind umso größer, je stl::lrker das Wachstum des 
Kapitalstocks im Verhl::lltnis zum Bevölkerungswachstum ist, je unterschiedlicher die in den Sek
toren bestehenden Substitutionsmöglichkeiten von Arbeit durch Kapital sind, und je mehr der 
verfUgbare Raum zu einem Engpaßfaktor wird. 

1) Proportionales Wachstum von Arbeitskrl::lften und Kapitalstock wurde sich langfristig, wie 
wir aus der neoklassischen Wachstumstheorie wissen, nur in einem Modell ohne technischen 
Fortschritt einstellen. - In diesem Zusammenhang ist es vielleicht interessant, auf die Mo
dellvorstellungen der Klassiker (RICARDO, MILL u.a.) hinzuweisen. Sie gehen von einem 
Modell mit den bei den endogenen Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital und dem Boden als 
einzigem exogenen Produktionsfaktor aus und nehmen weiterhin an, daß abnehmende Ertrags
zuwl::lchse Uber den technischen Fortschritt dominieren. Dann wird das Wachstum der endoge
nen Variablen des Modells langfristig durch das Wachstum des exogenen Faktors, des Bodens, 
determiniert, der als unvermehrbar angesehen wird. Das Wachstum mUndet in einen stationl::l
ren Zustand ein, in dem naturl ich auch jeder Strukturwandel aufhört. 
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3.3 Unterschiedl iche Raten des technischen Fortschritts 

Eine weitere Kraft, die von der Produktionsseite aus auf sektorale Strukturwandlungen hinwirkt, 
sind ungleichmtlßige technische Fortschritte in den Sektoren. Ein Blick in die Geschichte der 
technologischen Entwicklungen (und die Statistik der tskonomischen Fakten) zeigt, daß sich der 
Stand des technischen Wissens nicht gleichmtlßig in den verschiedenen Bereichen erhöht, son
dern daß abwechselnd einzelne DurchbrUche an verschiedenen Stellen erfolgen. Anlaufzeiten 
und Lernprozesse der industriellen Realisierung mildem sprunghafte Vertlnderungen zwar ab, 
aber dennoch zeigen sich ausgeprtlgte Unterschiede und zei tliche Vertlnderungen in den durch
schnittlichen Raten des technischen Fortschritts in den verschiedenen Sektoren der Urproduktion, 
der Industrie und der Dienstleistungsbereiche, wobei letztere in weiten Teilen technischen Fort
schritten weniger zugtlngl ich erscheinen 1). 

Ungleichmtlßige technische Fortschritte in den Sektoren wirken sich auf Faktoreinsatz, GUteran
gebot und sektorale Preisrelationen aus, die alle wechselseitig miteinander verbunden sind. In 
Abschnitt 5 soll der Wirkungszusammenhang dieser Faktoren anhand einiger numerischer Modell
rechnungen erltlutert werden. 

DarUber hinaus tragen technische Fortschritte im allgemeinen zu Spezialisierungen des Produk
tionsprozesses bei, die dann zwangsltlufig zu einer differenzierteren sektoralen Produktionsstruk
tur fuhren und htlufig auch auf die Nachfrageseite einwirken (Neuentwicklung von Produkten, 
neue Ve"rtriebssysteme u .dgl.). 

3.4 Exkurs: Bedingungen fUr Wachstum ohne sektoralen Strukturwandel und fUr 
Gleichgewichtswachstum 

Proportionales Wachstum aller Mengen, Preise und Werte ist nur in einer (fiktiven) Welt mög
lich, in der die Nutzen- und Produktionsfunktionen homogen sind, keine technischen Fort
schritte vorliegen, und Arbeitskrtlfte und Kapital mit gleicher Rate wachsen. (Letztere Bedin
gung wurde sich, wie wir aus der neoklassischen Wachstumstheorie wissen, in einem Modell 
ohne te"Chnischen Fortschritt langfristig einstellen). 

In der Wachstumstheorie spielt der weniger restriktiv definierte Begriff des Glei chgewichts
wachstums eine zentrale Rolle. Gleichgewichtswachstum ist dadurch gekennzeichnet, daß 
Kapitalstock und Sozialprodukt proportional wachsen (der Kapitalkoeffizient konstant ist), und 
entsprechend der Zinssatz im Zeitablauf konstant ist. Gleichgewichtswachstum umschließt so
mit auch Ftille, in denen nichtproportionales Wachstum (also Strukturwandel) vorl iegt. 

Abgesehen von speziellen Parameter-Konstellationen der Produktions- und Nachfragefunktionen 
(bei denen sich divergierende Krtlfte zuftillig gerade kompensieren), ist Gleichgewichtswachs
tum in dem definierten Sinne in zwei Spezialftillen mtsglich (SCHEPER und HENRICHSMEYER, 
29): 

1. wenn die Anteile der Konsumausgaben und die Sparquote im Zeitablauf konstant sind. Die
ser Fall ergibt sich stets dann, wenn die Prtlferenzfunktionen nicht nur homogen sind, sondern 
darUber hinaus eine Substitutionselastizittlt von 1 aufweisen, also COBB-DOUGLAS-Funktionen 
darstellen. Dieser Spezialfall ist insofern wichtig, als sich zeigen Itlßt, daß sich bei konstanten 
Ausgabenanteilen die Faktorbeschtlftigung der Sektoren proportional vertlndert, also keine Fak
torwanderungen zwischen den Sektoren stattfinden. 

1) Zum empirischen Bild des Wachstums der sektoralen Globalproduktivittlt in der BRD siehe 
etwa: Jahresgutachten 1965/66 des SACHVERSTÄNDIGENRATES (28, S. 140). Einige 
Zahlen uber die langfristige Produktivittltsentwicklung der deutschen Volkswirtschaft und 
des landwirtschaftlichen Sektors sind zusammengestellt in: HENRICHSMEYER (11). 
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2. wenn die Produktionselastizitl:lten der Faktoren in den Sektoren gleich sind (bei möglicher
weise unterschiedlichen Fortschrittsraten und allgemeinen Nachfragebedingungen) • Unter die
sen Bedingungen verschieben sich, abgesehen von Spezialftillen, die Anteile der Sektoren am 
Sozialprodukt in Abhtlngigkeit von den relativen Raten des technischen Fortschritts und den 
Nachfragebedingungen. Die Produktionsfaktoren wandern dann in die Sektoren mit steigendem 
Anteil 1). 

Bei allen anderen Parameterkonstellationen ergibt sich kein Gleichgewichtswachstum. Kapital
koeffizient und Zinssatz vertlndern sich im Zeitablauf, wobei der Schwankungsbereich dieser 
Größen abgesteckt wird durch die Werte, die sich ergeben wUrden, wenn die Parameter der je
weils extremen Sektoren das Gleichgewichtswachstum allein determinieren wUrden. 

3.5 Bestimmende Krtlfte des regionalen Strukturwandels 

Regionale Strukturvertlnderungen lassen sich zurUckfuhren: 
1. auf das gesamtwirtschaftliche Wachstum und den sektoralen Strukturwandel und 
2. auf den Einfluß regionaler Sonderfaktoren. 

Die bisher diskutierten sektoralen Strukturvertlnderungen bedeuten im allgemeinen auch gleich
zeitig regionalen Strukturwandel. Das ist stets dann der Fall, wenn Wachstums- und Schrum
pfungssektoren ungleichmtlßig im Raum verteilt sind. Regionen mit einem uberdurchschnittlichen 
Anteil von Wachstumssektoren wachsen dann stl:lrker, und Regionen mit einem Uberdurchschnitt
lichen Anteil von Schrumpfungssektoren wachsen schwl:lcher als die gesamte Volkswirtschaft, 
wenn keine regionalen Sonderfaktoren wirksam sind, die diese Tendenzen kompensieren. Sekto
raler Strukturwandel wUrde nur dann keinen regionalen Strukturwandel induzieren, wenn alle 
Sektoren in jeder Region im gleichen Verhtlltnis vertreten wtlren (oder wenigstens die Gesamtan
teile der Wachstums- und Schrumpfungssektoren einander entsprechen wUrden). 

In den meisten Industrieltlndern liegen ausgeprtlgte regionale Unterschiede der Verteilung der 
Industrien vor, die durch regionale Sonderfaktoren und historische Zufl:llle bestimmt sind. Je 
einseitiger die Wachstums- und Schrumpfungssektoren in der Ausgangslage regional verteilt 
sind, desto größer sind die aus dem gesamtwirtschaftlichen Wachstum resultierenden Ungleich
gewichte der regionalen Entwicklung, die dann htlufig eine positive Beeinflussung der regiona
len Sonderfaktoren durch regionalpolitische t-Aaßnahmen herausfordern. 

Die regionalen Sonderfaktoren umfassen vor allem: 1. die bereits unter 3.2 diskutierten Einflüsse 
unterschiedlicher regionaler Faktorproportionen und Faktorpreisrelationen, die sich insbesondere 
aus der Unvermehrbarkeit des Faktors Boden und der beschrtlnkten Mobilittlt der Faktoren Arbeit 
und Kapital ergeben; 2. unterschiedliche natürliche Standortbedingungen und 3. Vor- und Nach
teile der Agglomeration, die aufgrund des in den Regionen erreichten Entwicklungsstandes beste
hen. 

Zu den naturlichen Standortbedingungen sind u.a. zu zl:lhlen: die Boden- und Klimaverhl:lltnisse, 
die Ausstattung mit Rohstoffen, Energiequellen und Wasser, die naturl iche Verkehrslage und 
der Freizeitwert. Auf die Bedeutung dieser Faktoren für die regionale Entwicklung kann hier 
nicht im einzelnen eingegangen werden. Allgemein Itlßt sich wohl sagen, daß günstige naturli
che Bedingungen im allgemeinen zwar förderlich für die Regionalentwicklung gewesen sind, daß 
aber keineswegs eine durchgehende positive Korrelation gegeben ist. Es lassen sich zahl reiche 

1) Es Itlßt sich zeigen, daß der Wachstumsablauf zum Gleichgewichtspfad hin tendiert und, wenn 
dieser erreicht ist, stabil ist. Im zweiten Falle kann die Existenz eines Gleichgewichtspfades 
u.U. zeitlich begrenzt sein (SCHEPER und HENRICHSMEYER, 11, S. 453 f). 
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Beispiele anfUhren, in den~n ungUnstige naturliche Bedingungen die Tatkraft und den Erfin
dungsgeist der Bewohner herausforderten, die dann in der spC:iteren Entwicklung Vorteile der 
naturlichen Bedingungen Uberspielten. Allgemeine Übereinstimmung herrscht jedoch daruber, 
daß die Bedeutung der natUrlichen Standortfaktoren durch die Entwicklung von neuen Rohstof
fen, durch die Erschließung neuer Energiequellen und durch technische Fortschritte im Bereich 
des Verkehrs- und Kommunikationswesens stCindig abgenommen hat. MARX (21) schCitzt, daß 
heute nur noch 6,4 v. H. der BeschCiftigten in Industrien tCitig sind, die absolut standortgebun
den sind, und höchstens 25 v.H. in Industriezweigen, die aufgrund hoher Transportkostenbe
lastungen rohstofforientiert sind. 

Einen wesentlich größeren Einfluß haben demgegenUber Vor- und Nachteile der Agglomeration. 
THOSS hat einen interessanten Modellansatz entwickelt, in dem er in einer regionalen Quer
schnittsanalyse Produktionsfunktionen fUr den landwirtschaftlichen und industriellen Sektor 
schtltzt und dann im Rahmen eines rekursiven Programmierungsansatzes schrittweise AnnCiherungen 
an die optimale regionale Faktorallokation ermittelt (THOSS, 30). Vi elleicht kann ein solcher 
Ansatz einmal als Grundlage fUr die Beurteilung der tatsCichlichen regionalen Faktorallokation 
in der BRD und als Entscheidungshilfe fUr die Regional planung dienen, wenn die empirische Ba
sis verbreitert und ergCinzt wird. 

Es bleibt noch die Frage der relativen Bedeutung des Einflusses der sektoralen Strukturkomponen
te und der regionalen Sonderfaktoren fUr das Wachstum der Regionen zu untersuchen, die fUr 
den Einsatz regional pol itischer Maßnahmen von großer Bedeutung ist. Eine direkte Quantifi
zierung der regionalen Standortbedingungen ist mit großen Schwierigkeiten verbunden. Des-
halb hat man in verschiedenen Arbeiten versucht, den auf den sektoralen Strukturwandel zurUck
zufuhrenden Beitrag zum regionalen Wachstum direkt zu ermitteln, und den Rest summarisch 
den regionalen Sonderfaktoren zuzurechnen. BAUMGART (2) kommt in einer Untersuchung fUr 
die BundeslCinder der BRD im Zeitraum 1950 - 1958 zu dem Ergebnis, daß in den meisten LCin
dem der Struktureffekt bei weitem Uberwiegt. Die EinflUsse der regionalen Sonderfaktoren sind 
in den sUdlichen BundeslClndem positiv und den nördlichen BundeslClndem Uberwiegend negativ. 

Zusammenfassend ICißt sich Uber die KrClfte des regionalen Strukturwandels sagen: Die Tendenz 
zu ungleichmäßigen regionalen Entwicklungen ist umso stCirker, je ungleichmCißiger die Wachs
tums- und Schrumpfungssektoren in der Ausgangslage verteilt sind, je rascher der sektorale Struk
turwandel erfolgt, und je größer der differenzierende Einfluß von regionalen Sonderfaktoren, 
insbesondere von Agglomerationsvorteilen, ist. 

4 Der Prozeß des strukturellen Wandels 

Im vorigen Abschnitt wurde gezeigt, daß in entwickelten IndustrielCindem verschiedene Kräfte 
von der Seite der Nachfrage, der Technologie, des Faktorwachstums und der besonderen regio
nalen Standortbedingungen wirksam sind, die disproportionale Entwicklungen der Mengen und 
Preise in den Sektoren und Regionen auslösen. Im folgenden soll nun der Ablauf des strukturel
len Anpassungsprozesses untersucht werden, der sich aus dem Zusammenwirken dieser Kräfte er
gibt. 

4.1 Allgemeine Überlegungen: Ursachen, Hemmnisse und Anpassungsprobleme 

Die genannten Kräfte wirken zunCichst einmal direkt auf eine VerCinderung der Mengenstrukturen 
hin: der relativen Nachfragemengen, Angebotsmengen und Faktoreinsatzmengen. Disproportio
nalitäten der Mengenstrukturen lösen dann Preisbewegungen aus, die die divergierenden Men
genentwicklungen abschwächen und Anpassungsmechanismen der verschiedensten Art auslösen 
(NIEHANS, 24). Von entscheidender Bedeutung fUr den Ablauf des strukturellen Anpassungs
prozesses ist die Fähigkeit des Produktionsapparates, der Institutionen und vor allem der betei
ligten Wirtschaftssubjekte; auf Anreize zu reagieren, die aus den Disproportionalitäten des 
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Wirtschaftsablaufes entstehen. Die Anpassungsföhigkeit wird durch eine komplexe Vielfalt 
von Faktoren bestimmt, von denen nur einige als Bezugspunkte fUr die weiteren Referate und 
Diskussionen genannt, nicht aber im einzelnen ausgefuhrt werden sollen. 

1. Ein wichtiger Bestimmungsfaktor ist die Anpassungsföhigkeit der Produktionsanlagen und der 
Infrastruktur an verönderte Bedingungen. Die Investitionen werden von den Unternehmern und 
staatlichen Stellen unter unsicheren Erwartungen bezUglieh der allgemeinen wirtschaftlichen 
Entwicklung, der Entwicklung der Mörkte und neuer Techniken durchgefUhrt. Vor der Realisie
rung der Investitionen haben sie im allgemeinen Wahlmöglichkeiten zwischen verschiedenen 
Alternativen mit unterschiedlichen Faktorproportionen, Dimensionierungen der Anlagen u.dgl. 
Nach erfolgter Investition bestehen meistens nur begrenzte Möglichkeiten, um sich an Bedin
gungen anzupassen, die den Erwartungen im Investitionszeitpunkt nicht entsprechen (JOHAN
SEN, 14). Die Anpassungsprobleme sind um so größer, je spezialisierter und weniger flexibel 
die Produktionsanlagen sind, je lönger ihre Lebensdauer ist, und je rascher technischer Fort
schritt, Wachstum und Wandel erfolgen. Neuere Untersuchungen deuten darauf hin, daß die 
Produktionsanlagen in verschiedenen Bereichen eher einen zunehmenden Grad der Speziali
sierung und eine geringere Flexibilitöt aufweisen (CLASEN, 5). 

2. Ähnl iche Überlegungen gelten auch fUr die Arbeitskröfte, die durch ihre Ausbildung in 
mehr oder weniger starkem Iv\aße auf bestimmte Tötigkeitsbereiche festgelegt sind. Spötere Um
schulungen sind nur in begrenztem Umfange möglich und neben sozialen Hörten auch mit erheb
lichen privaten und sozialen Kosten belastet. Durch eine breitere Grundausbildung lößt sich 
zwar die berufliche Flexibilitöt erhöhen, aber das Problem der fortlaufenden Anpassung an sich 
wandelnde Anforderungen und die daraus resultierenden Hemmnisse fUr den Ablauf struktureller 
Wandlungsprozesse bleiben bestehen. 

3. Die strukturelle Anpassungsfähigkeit einer Volkswirtschaft wird weiterhin durch die herr
schende rechtliche, soziale und ökonomische Ordnung bestimmt: wie Aufbau und Durchlässig
keit des Ausbildungssystems, die Regelungen des Arbeitsmarktes, das System sozialer Sicherun
gen, die Eigentumsverhöltnisse und die Entfaltungsmöglichkeiten des Einzelnen. Ein internatio
naler Querschnittsvergleich der Anpassungsprobleme in verschiedenen Löndern wUrde sicherlich 
die Bedeutung dieser Faktoren eindringlich vor Augen fUhren, etwa wenn man an die Beziehun
gen zwischen institutioneller Ordnung des Arbeitsmarktes und struktureller Arbeitslosigkeit 
denkt. 

4. Schließlich hängt die Anpassungsföhigkeit einer Volkswirtschaft in entscheidendem Iv\aße von 
den Zielvorstellungen und Verhaltensweisen der Wirtschaftssubjekte ab, die den Wandel zu 
tragen haben: der Bereitschaft der Haushalte zu Veränderungen des Arbeitsplatzes, zu zusötzli
chen Belastungen durch Weiterbildung, zur Abwanderung aus der gewohnten Umgebung und der 
Bereitschaft der Unternehmer zu Neuerungen, zum Risiko, zur Ausnutzung von Chancen in ande
ren Wirtschaftsbereichen. 

In den weiteren Referaten dieser Tagung werden die angesprochenen Probleme weiter'ausgefUhrt 
werden. Im folgenden sollen vor allem die Strukturprobleme in den Vordergrund gerUckt werden, 
die mit der Faktormobilitöt, insbesondere der Abwanderung landwirtschaftlicher Arbeitskröfte, 
in Zusammenhang stehen. Die Faktormobilität bildet den Ausgangspunkt der Überlegungen, die 
sonstigen Preis- und Mengenanpassungen werden darauf bezogen. 

4.2 Mechanismen der strukturellen Anpassung 

Die sektorale Wanderung von Produktionsfaktoren wird durch disproportionale Entwicklungen 
der sektoralen Nachfrage und der sektoralen Produktionskapazität in Bewegung geset~t. Wir 
wollen die Überlegungen etwas prözisieren, indem wir zunächst das Wachstum bei der Größen 
isoliert in einem Sektor i betrachten. 
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Das Wachstum der.sektoralen Nachfrage (der Nachfragemenge .XNi) wir~ bestimmt durch das 
Wachstum des Sozialprodukts V und der Beveslkerung B, durch die Große der sektoralen 
NachfrageelastizWiten in bezug auf das Einkommen 'Il.., die Preise aller GUter t ij (einschi. 
des eigenen Preises E. •• ) sowie durch die Verl:inderung ~er sektoralen Preise P. 

11 I 
Ci = 1,2., i, .n) 

(4,1) XN. = f.(V,B,"\,., E. •• ,P.) 
I I I q I 

Das Wachstum der sektoralen Produktionskapazitl:it wird bestimmt durch das Wachstum des Ar
beitseinsatzes A. und des Kapitalstocks K., durch die sektoralen Produktionselastizittiten in 
bezug auf die Albeit ~ und das Kapital I ß sowie durch die Heshe des technischen Fortschritts 
T •• Ist fUr den Sektor das Wachstum des Kapitalstocks und der verfügbaren Arbeitskräfte als 
v~rgegeben zu betrachten, so ist durch diese Größen die sektorale Angebotsmenge XA. deter-
miniert: I 

(4,2) XA. = g. (A.,K.,oc..,ß, T.) 
I I I I I 

Bestehen fUr die Faktoren alternative Verwendungsmöglichkeiten in anderen Sektoren, so sind 
die Faktoreinsatzmengen A. und K. als Variable anzusehen, die von den erzielbaren Entloh
nungsSl:itzen der Arbeit I unld des K~pitals z, dem Preis des Guts P., den AusgangsbestClnden - - ,. der Arbeit A. und des Kapitals K. und dem MobilitCltsverhalten abhClngen: 

I I 

(4,3a) A. = hA- (I,z,P.,A.) 
I I I I 

(4,3b) K. 
I 

Als Ausgangsbestand wird der (fiktive) Faktorbestand des Sektors bezeichnet, der sich ohne 
Wanderungsbewegungen ergeben wurde. Der Arbeitskrl:iftebestand A. ergibt sich aus dem An
fangsbestand und dem naturlichen Beveslkerungswachstum und der Ka'pitalstock K. ergibt sich 
bei ausschließlicher Investition von Ersparnissen innerhalb des Sektors. Die ArbeItskräftewande
rung t:. A. bzw. der Kapital transfer t:. K. lassen sich dann als Differenz zwischen den fortge
schrieben'en Faktorbeständen und dem in'nerhalb des Sektors realisierten Arbeitseinsatz A. und 
Kapitaleinsatz K. ermitteln: I 

I 

,-J 

(4,40) A A. = A. - A. und 
I I I 

,.. 
(4,4b) t1 K. = K. - K. 

I I I 

Im folgenden soll nun untersucht werden, welche Anpassungsmechanismen in einer Marktwirt
schaft bestehen, um divergierende sektorale Entwicklungen abzuschwächen und zusammenzu
führen. Dabei wird unterschieden zwischen direkten Mechanismen, die zwischen den Variablen 
des Modells bestehen, und indirekten Mechanismen, die auf den außerökonomischen Rahmen 
einwirken und dadurch den Ablauf des strukturellen Wandlungsprozesses beeinflussen. 

Die Mechanismen der strukturellen Anpassung, die im Rahmen des Modells wirksam werden 
können, treten hervor, wenn wir von den Gleichungen (4,1), (4,2) und (4,3) ausgehen und 
uns ansehen, welche Bestimmungsfaktoren der Nachfrage und des Angebots als unabhl:ingige 
und welche als abhl:ingige Variable anzusehen sind. Dabei sei angenommen, daß die gesamt
wirtschaftliche Entwicklung durch die Anpassungen des betrachteten Sektors nur unwesentlich 
beeinflußt wird, so daß das Sozialprodukt V, der volkswirtschaftliche Zins z, der Lohnsatz I 
und die Preise der übrigen Güter P. gegebene Größen sind. Werden (4,2), (4,3) und (4,4) in 
(4,6) zusammengefaßt, so II:ißt sich' schreiben 1): 

1) Exogene Variablen sind durch einen Querstrich gekennzeichnet. 
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(4,5) XNi f (PiS, Y, P., ~., I .. ) 
I I I 11 

(4,6) XA'I f (P., ~ A., ~K'/T., 1, z, Ä., K., ~, ß ) 
I I I I I I 

Als Variable des sektoralen Anpassungsprozesses verbleiben dann im Rahmen des Modells: der 
Preis P., die Wanderung von Arbeitskrtlften A A. und der Kapital transfer ~K., wenn man unter 
langfrihigem Blickwinkel von einem Ungleichge\.yicht des GUtermarktes absi~ht. Indirekte 
Mechanismen können sich auf die auf der rechten Seite der Gleichungen stehenden exogenen 
Variablen und Parameter des Modells beziehen oder auf den pol itischen und institutionellen 
Rahmen, in dem sich der Wandlungsprozeß abspielt 1). 

Als Ausgangspunkt der weiteren Überlegungen soll von zwei extremen Fällen ausgegangen wer
den: einmal von vollkommener Faktormobilität und zum anderen von exogen determinierter Fak
tormobil i tät. 

1. Bei vollkommener Faktormobilität erfolgen die strukturellen Anpassungen im wesentlichen 
durch Wanderungen der Produktionsfaktoren. Die Iv\echanismen der GUter- und Faktormärkte 
(wie sie in Abschn. 2.2 beschrieben worden sind) lenken die Arbeitskräfte und das Kapital so 
lange von schrumpfenden in expandierende Sektoren, bis in jedem der Sektoren die Grenzpro
duktivitätsbedingungen (2,2a) und (2,2b) wieder erfullt sind. FUr den betrachteten Sektor i 
seien die diesen Bedingungen entsprechenden Faktoreinsatzmengen mit A .• und K." bezeichnet. 
Die "Gleichgewichtwanderungsmengen" der Faktoren im Sinne dieses ~ells sinJ dann 

~ - . ~A.· = A.-A.· und ~ K." = K.-K. • 
I I I I I I 

Sektorale Einkommensprobleme treten bei vollkommener Mobilittlt nicht auf, alle Faktoren wer
den entsprechend den durchschnittlichen Lohnsätzen der Volkswirtschaft entlohnt. Die Aufgabe 
der Anpassung Ubemimmt allein die Faktorwanderung. 

2. Als entgegengesetzter Extremfall sei angenommen, daß das Ausmaß der Faktorwanderung 
eine vorgegebene Grenze nicht Uberschreiten kann, die durch außerökonomische Faktoren be
stimmt ist. Um die Argumentation zu vereinfachen, wollen wir uns im folgenden allein auf die 
Abwanderung von Arbeitskräften beschränken, die etwa durch Faktoren wie die Altersstruktur 
und den Ausbildungsstand der Arbeitskräfte, die regionale VerfUgbarkeit von Arbeitsplätzen 
u .dgl. begrenzt sein mag. Die aufgrund dieser Bedingungen maximal mögl iche Abwanderung 
wollen wir mit A $... bezeichnen 2) und annehmen, daß diese Begrenzung auch tatsächlich die 

I .... 
Höhe der Abwanderung bestimmt: A Ä. = b. A. • 

I I 

In Gleichung (4,6) werden dann auch die Faktorwanderungen, die beiden Variablen AA. und 
b.K., zu exogen bestimmten Größen. Als endogene Variable der beiden Gleichungen blJibt 
danr~ nur noch der Preis P., dem dann im Rahmen des Modells allein die Funktion des Ausgleichs 

I 

1) In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, daß COCHRANE seine eingängige Inter
pretation des Anpassungsprozesses des landwirtschaftlichen Sektors etwas vereinfachend auf 
die relative Veränderung von zwei der angegebenen exogenen Variablen bezogen hat, wenn 
er von einem Wettlauf zwischen dem Bevölkerungswachstum B und dem technischen Fort
schritt T. spricht (COCHRANE, 6). 

I 

2) Entsprechend sollen alle Variablen, die sich auf den Fall begrenzter Faktormobilität be
ziehen, mit einem .... gekennzeichnet werden. 
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der divergierenden Krt:lfte und Spannungen des sektoralen Strukturwandels zuftillt, soweit sie 
über die Grenzen der Faktormobilität hinausgehen. Die Folge sind Verschiebungen der 
sektoralen Preisrelationen und Einkommensdisparitäten zuungunsten des betroffenen Sektors 1). 

3. In der Realität liegen in aller Regel weder die Bedingungen vollkommener Faktormobilität 
noch vollkommen exogen determinierte Wanderungsbewegungen vor (oder auch nur, wie bei 
unseren Überlegungen, völlig starre Grenzen fUr die maximale Abwanderung). Im allgemeinen 
dUrfte, zumindest uber weite Bereiche, eine negative Funktion zwischen dem Umfang der Ab
wanderung aus einem schrumpfenden Sektor und der Höhe der sektoralen Einkommensdisparität 
bestehen: 

(4,7) mit f' .(, o. 

Der Prozess der sektoralen Anpassung wird dann gesteuert durch eine Kombination der unter 1. 
und 2. genannten Mechanismen: teils werden die aus dem disproportionalen Wachstum resultie
renden Spannungen durch Faktorbewegungen aufgefangen, teils schlagen sie sich in Änderungen 
der Preis- und Einkommensrelationen nieder. Ltlßt die institutionelle Organisation der Volks
wirtschaft nur eine begrenzte Lohnsatzdifferenzierung zu, oder erreichen die Einkommensdispa
ritäten ein solches Ausmaß, daß sie als politisch und sozial nicht tragbar angesehen werden, so 
ergibt sich unter den Voraussetzungen unseres Modells ein überdeterminiertes System: die ver
bleibenden Disproportionalitäten des Wachstumsprozesses werden dann nach außen verlagert. 

Das kann kurzfristig etwa geschehen durch verschiedene Formen der staatl ichen Intervention 
wie Außenhandelsbeschränkungen, Vorratshaltung, Mengenregulierungen oder sonstige staatli
che Intervention auf den Produkt- und Faktormörkten. Auf längere Sicht können sich aus den 
Spannungen des Anpassungsprozesses Kräfte entwickeln, die die exogenen Variablen und Para
meter des Modells veröndern. So können etwa Engpässe in einigen und Überschüsse in anderen 
Bereichen die Ausrichtung der wissenschaftlichen Forschung und damit die relativen Raten des 
technischen Fortschritts beeinflussen. Oder extreme und andauernde Ungleichgewichte der Ein
kommensverteilung können das traditionelle Mobilitätsverhalten verändern. In welchem tv'oße 
die im Verlaufe des Strukturwandels entstehenden Spannungen hierdurch aufgefangen werden 
können, hängt von der Flexibilität der institutionellen, sozialen und ökonomischen Organisa
tion der Volkswirtschaft ab. Bei extremen Belastungen ist es denkbar, daß das gesamte ökonomi
sche und soziale System gesprengt wird, so daß nach unserer anfangs getroffenen Definition der 
Übergang von einem Modell zu einem andern erfolgt. Von entscheidender Bedeutung für den 
Ablauf des sektoralen Anpassungsprozesses sind die Eigenschaften der Mobilitätsfunktion 

I. 
I 

Ai = f (-1--). Form und Verlauf dieser Funktion hängen von den verschiedenen oben ge-

nannten Einflußfaktoren ab. Durch die Elastizität dieser Beziehung wird weitgehend bestimmt, 
in welchen Teilen die drei genannten Mechanismen zu einer Harmonisierung der sich aus dem 

1) Begrenzte Abwanderung bedeutet: (1) ~. > A.-. Daraus folgt bei neoklassischen Annah
I I 
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men über den Verlauf der Produktionsfunktion (0 c. Q(.. < 1) 
d X. Q~ 

A ... I I 
(2) X. > x; und (3) es Ä <. es ... 

I I •• 
I I 

Bei normalem Verlauf der Nachfragefunktion folgt aus (2): 
(4) P .... ~ und damit ergibt sich wegen (3) und (4) 

I I 
~~ . 
Q Xi ,. eS x. 

P. 7. <. I-= I~ = I 
I I I 6Ä. 

~ 
I 

I 



Wachstum ergebenden Disproportionalitöten beizutragen haben: Faktorwanderungen, sektora
le Preisanpassungen, EinkommensdisparitClten und staatliche Interventionen. Und von der Art 
dieser Beziehung hClngt auch entscheidend ab, welcher Druck auf den institutionellen und 
politischen Rahmen ausgeUbt wird. 

Daher sollen sich die weiteren Überlegungen im wesentlichen auf diese Beziehung konzentrie
ren: Im folgenden Abschnitt 5 werden die Konsequenzen alternativer MobilitCltshypothesen fUr 
den Anpassungsprozeß des landwirtschaftlichen Sektors untersucht, und im abschließenden Ab
schnitt 6 werden die statistischen Informationen daraufhin geprUft, ob sie Anhaltspunkte Uber 
die Bestimmungsfaktoren der landwi rtschaftl ichen Abwanderung I iefern können. 

5 Faktormobilitöt und Anpassung des landwirtschaftlichen Sektors: 

Einige Modell rechnungen 

Die Modellrechnungen beziehen sich auf die Anpassungen des landwirtschaftlichen Sektors der 
BRD im Zeitraum 1950 - 1965. Das zugrundeliegende Modell stellt eine numerische Spezifizie
rung des in Abschnitt 2.2 beschriebenen Mehr-Sektoren-Modells dar. Es wird zur Untersuchung 
der folgenden Fragestellungen ausgewertet 1): 

1. ZunClchst wird das statische Modell zur Analyse des quantitativen Einflusses der einzelnen 
Wachstumsfaktoren auf die Höhe der landwirtschaftl ichen Abwanderungsrate verwendet. Bezugs
zeitpunkt dieser Auswertungen ist das Jahr 1965. 
2. Im Hauptteil wird dann das Wachstumsmodell verwendet, um die Konsequenzen alternativer 
MobilitCltshypothesen auf den zeitlichen Ablauf des sektoralen Anpassungsprozesses zu ermitteln. 

5.1 Spezifizierung des Modells 2) 

Das Modell ist so einfach wie möglich konstruiert, um die sektoralen Wechselbeziehungen Uber
schaubar und durchsichtig zu machen. Es werden nur zwei Produktionssektoren unterschieden: 
ein landwirtschaftlicher Sektor, dessen Output X I ausschließlich als Konsumgut dient und ein 
gewerblicher Sektor, dessen Output X sowohl zu Konsum- wie zu Investitionszwecken verwen
det wird. Die Produktionsfaktoren sind gim gewerblichen Sektor zu den Aggregaten Arbeit und 
Kapital zusammengefaßt, wClhrend im landwirtschaftlichen Sektor daneben noch der Boden als 
gesonderter Produktionsfaktor unterschieden wird. Die Funktionen und Parameter sind wie folgt 
spezifiziert: Die Produktionsfunktionen sind linear homogen mit einer Substitutionselastizitöt 
von 1: 

(3,1) X T A Cl. K ß N1-~-ß 
I I I I 

(3 2) X = T A Y K 1- Y 
, 9 9 9 9 

Die Sparquote C5 ist im Zeitablauf konstant, und die Höhe der Nettoinvestitionen I stimmt in 
jedem Zeitpunkt mit der Sparsumme Uberein: 

(3,3) I = S = <5 y 

Die Nachfrageseite wird durch eine einkommens- und preisabhöngige Pro-Kopf-Nachfrage
funktion fUr das landwirtschaftliche Gut beschrieben, die zusammen mit der Investitionsfunktion 
(3,3) auch die Konsumgutnachfrage fUr das gewerbliche Gut als Restgröße definiert: 

1) Modellauswertungen in anderer Richtung sind zu finden in: HENRICHSMEYER (11). 

2) Das Grundmodell ist ausfuhrlich beschrieben in: HENRICHSMEYER (11). 
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B ( eil + E.lg + "'" I = 0) 

Die GUter- und Faktorpreise werden auf den Preisindex fUr das Sozialprodukt bezogen, der 
gleich 100 gesetzt wird: 

(3,5) p = uPI + (1-u) Pg = 100, 

u ist ein Wögungsfaktor, der den Sozialproduktsanteil der Landwirtschaft in der Vorperiode 
angibt. 

Die Hypothesen Uber die Faktonnobilitöt schließen an die Überlegungen des Abschnitts 4 an. 
BezUglich der Arbeitsmobilitöt wird von zwei altemativen Annahmen ausgegangen: 

Hypothese I 
Die Arbeitskröfte wandem von dem schrumpfenden in den expandierenden Sektor in einem sol
chen Umfang, daß die bestehenden sektoralen Einkommensdisparitöten gerade aufrecht erhalten 
werden: 

{3,6a} II = ~J" Ig 

Bei vollkommener Faktonnobilitöt und gleichen Entlohnungssötzen in bei den Sektoren wird 
t I = 1. 
Hinter dieser Annahme steht die Vorstellung, daß aufgrund unterschiedlicher Arbe i tsqua I i täten, 
nichtökonomischer Pröferenzen u.dgl. charakteristische sektorcile Unterschiede bestehen. 

Hypothese II 
Die Abwanderungsrate der Arbeitskröfte aus der Landwirtschaft wAl ist exogen bestimmt: 

wAlt 
{3,6b} AI = AOle 

Hinter dieser Annahme steht die Vorstellung, daß die Abwanderungsrate aus der Landwirtschaft 
in Uberwiegendem N\aße durch außerökonomische Faktoren bestimmt wird. 

BezUglich der Kapitalmobilitöt wird (entsprechend der Annahme I bei der Arbeitsmobilitöt) da
von ausgegangen, daß die in der Ausgangslage zwischen den Sektoren bestehenden prozentualen 
Unterschiede der Verzinsung des eingesetzten Kapitals bestehenbleiben 1}: 

(3,7) ZI = ~ zZg 

Im Ubrigen gelten die Annahmen des in Abschnitt 2 skizzierten allgemeinen Modells fUr mehrere 
KonsumgUtersektoren. 

Die Parameter des Modells wurden {wegen der begrenzten Datenbasis} nicht geschlossen ökono
metrisch geschätzt, sondem je nach DatenverfUgbarkeit nach verschiedenen Verfahren ennittelt 
(HENRICHSMEYER, 11). Es handelt sich also nicht um ein Verlaufsmodell (im Sinne der posi
tiven Analyse) sondem {viel weniger anspruchsvoll} um ein Explikationsmodell, das die logi
schen Konsequenzen bestimmter interessierender Annahmen-Konstellationen aufzeigt. 

5.2 Der Einfluß der einzelnen Wachstumsfaktoren auf die sektorale Faktonnobilitöt 

In diesem Abschnitt wird versucht, auf dem Wege der komparativ-statischen Analyse den isolier-

1) Die Hypothesen werden im Zusammenhang mit den Modellergebnissen nöher diskutiert werden. 
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ten Einfluß einzelner Wachstumsfaktoren auf den sektoralen Strukturwandel zu ermitteln. Es 
wird jeweils eine der unabhängigen Variablen bei Konstanz aller übrigen verändert, und es 
werden die daraus resultierenden Auswirkungen auf die abhängigen Variablen unter simultaner 
Berücksichtigung aller sektoralen Interdependenzen ermittelt. Das Ausgangsmodell bezieht 
sich auf das Basisjahr 1965, und die angenommenen Änderungen der exogenen Variablen ent
sprechen den durchschnittlichen jährlichen Wachstumsraten im Zeitraum 1950 - 1965. Die den 
Modellrechnungen zugrunde liegenden Strukturparameter und Wachstumsraten der exogenen 
Variablen sind in Übersicht 1, die Ergebnisse der Modell rechnungen in Übersicht 2 zusammen
gestellt. 

Übersicht 1: Modelldaten 

Symbol 1950 - 1965 

I. Jährliche Wachstumsraten der exogenen Größen (%) 

Bevölkerung 1,2 
Arbeitseinsatz (Std.) 1, 1 

Global produktivität 

Landwi rtschaft WFI 5,4 

übrige Volkswi rtschaft WFg 4,5 

11. Strukturparameter 

Sparquote cO 0,18 

Elastizität der mengenmäßigen Nachfrage nach 
Agrarprodukten in bezug auf 

Pro-Kopf-Einkommen 
""I 

0,21 
landwirtschaftliche Preise "\11 - 0,21 
gewerbliche Preise 'l'\.lg 0 

Produktionselastizitäten 
Landw i rtschaftl i che Produkti on 

Arbeit 01\". 0,60 
Kapital ß 0,25 
Boden l-~-ß 0,15 

Gewerbi i che Produktion r Arbeit 0,72 
Kapital 1 - r 0,28 

Die Zeilen der Übersicht 2 zeigen die Auswirkungen der Änderung einer exogenen Variablen 
auf die verschiedenen abhängigen Variablen, beide Veränderungen in v.H. gemessen. Z.B. 
gibt die erste Zeile an, daß technische Fortschritte im landwirtschaftlichen Sektor mit einer 
Rate von 5,4 v.H. bei Konstanz aller übrigen Größen das Nettoinlandsprodukt um 0,49 v.H. 
und den landwirtschaftlichen Beitrag zum Nettoinlandsprodukt um 1,32 v.H. erhöhen, land
wirtschaftliche Arbeitskräfte im Umfang von 4,77 v.H. freisetzen und die Agrarpreise um 
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Übersicht 2: Komparativ statistische Analyse: Der Einfluß der einzelnen Wachstumsfaktoren ouf die sektorale Faktormobilitllt 1) 

jC:lhrliche v.H. Änderung der abhC:lngigen Variablen 

v. H. Änderung der unabhC:lngigen 0-
0- N 

Z .l:! e ~ z .l:! "§ N 0 -ö 
51 I: "§ on e 0-

Variablen -e N I: 

N I: 'Gi -! 0-
0 'Gi c 
"- I: Cl '2 ] ::e Il.., Cl E .2 'Gi ~ -c .~ e 'Ci ., 
I: ., .... 'Gi 'Ci 0 'Gi -e I: ~ o "- 'Gi o:Q 0 ~ -e « ..2 - Il. Cl 
I: .... o:Q . ~ <I: -~ Q; Q; 
I 0 ::e :e ::e g~ ~ ~ ~ " " ., ., CI on on 

CI :> I: ~ I: ~ I: ~ .~ .~ 
Z N 0 0 ..2 - Cl - Cl Cl 0- 0-

Y xI x kl k a l a PI Pg 9 9 9 

Durchschnittl. Anderungen v,H, 
des Zeitraumes 1950 - 1965 Satz 

landw. techn. Fortsehr • f l 5,4 0,49 1,32 0,45 -4,86 0,39 -4,77 0,47 -5,81 0,31 

gewerbi. techno Fortsehr • f 4,5 
9 

4,21 0,01 4,56 0,17 0,22 -0,05 0,01 4,27 -0,23 

gesamtw .Arbeitseinsatz a 1,0 0,75 0,15 0,78 -0,52 0,08 0,46 1,05 0,04 -0,00 
gesamtw. Kapitaleinsatz k 4,5 1,32 0,28 1,37 3,54 4,65 -1,01 0,10 -0,01 -0,00 
Bevölkerungswachstum e I, 1 -0,04 0,83 -0,09 0,99 -0,08 0,97 -0,10 -0,14 -0,01 

Summe 6,73 2,60 7,07 -0,67 5,25 -4,39 1,53 -1,38 0,07 

TatsC:lchliche jC:lhrliche Änderung 7,2 2,6 7,5 1,0 4,7 -5,0 1,8 -1,4 
im Zeitraum 1950 - 65 

--

1) Modellaufbau und Datenbasis siehe Text. 
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I = I 
I 9 

0,28 

4,33 

-0,28 
1,27 

-0,00 

5,61 

.l:! 
0 
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0,37 
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5,81 v. H. senken. Bei Betrachtung der Spalten erhl:llt man eine Vorstellung von der Bedeutung 
der verschiedenen Wachstumsfaktoren fUr die Verl:lnderung der zu erkll:lrenden Variablen. So 
I!:Ißt sich in der Spalte "Landwirtschaftlicher Arbeitseinsatz" ablesen, daß die bei weitem Uber
wiegende Kraft fUr die Verringerung des landwirtschaftlichen Arbeitseinsatzes technische Fort
schritte im landwirtschaftlichen Sektor sind, und daß die Erhöhung des Kapitaleinsatzes und 
technische Fortschritte im gewerblichen Sektor in gleicher Richtung, aber in abgeschwl:lchtem 
Maße, wirken. Gegenkrl:lfte sind das Bevölkerungs- und das gesamtwirtschaftliche Arbeitskrl:lfte
wachstum, die die Tendenzen zur Verringerung des Arbeitseinsatzes jedoch keineswegs ausglei
chen können, so daß sich insgesamt aus dem Zusammenwirken aller Krl:lfte eine Abwanderungs
rate aus der Landwirtschaft in Höhe von 4,39 v.H. im Modell errechnet. Die Gesamtauswir
kungen der Vertinderungen aller exogenen Variablen auf die endogenen Variablen sind in der 
Summenzeile angegeben, darunter zum Vergleich die tatsl:lchlich beobachteten, durchschnitt
lichen jl:lhrlichen Verl:lnderungen im Betrachtungszeitraum. Durch die komparativ-statische Ana
lyse lassen sich die Größenordnungen des Einflusses der verschiedenen Wachstumsfaktoren auf 
den sektoralen Strukturwandel ermitteln. Im folgenden soll untersucht werden, welcher zeitliche 
Ablauf des sektoralen Anpassungsprozesses sich aus dem Zusammenwirken dieser Kr!:lfte bei ver
schiedenen tv1obilitl:ltshypothesen ergibt. 

5.3 Sektorale Anpassungen bei unbegrenzter Faktormobilitl:lt 

Bei dieser Gruppe von Modell rechnungen wird von der Mobilitl:ltshypothese I ausgegangen, die 
besagt, daß Faktorwanderungen von schrumpfenden in expandierende Sektoren in einem solchen 
Umfang erfolgen, daß die bestehenden Entlohnungsdisparitl:lten gerade bestehen bleiben. Dem 
Grundmodell I iegen die in Übersicht 1 angegebenen Werte der Parameter und Wachstumsraten 
der exogenen Variablen zugrunde. In einigen Zusatzrechnungen werden die Werte einiger Para
meter und exogener Variablen verl:lndert, um die Sensitivitl:lt der sektoralen Anpassung zu Uber
prUfen. 

Die Ergebnisse des Grundmodells sind zusammen mit den tatsl:lchlichen Verl:lnderungen der Variab
len in den ersten beiden Zeilen der Übersicht 3 dargestellt 1). Die tv10dellergebnisse stimmen 
in den meisten Punkten recht gut mit der tats!:lchlichen Entwicklung Uberein 2), wobei an die-
ser Stelle im wesentlichen nur die sektoralen Anpassungen diskutiert werden sollen 3). Lediglich 

1) Um die Ergebnisdarstellung zu konzentrieren, sind jeweils nur die durchschnittlichen j!:lhr
lichen Verl:lnderungsraten der Gesamtperiode angegeben, obwohl damit naturlich ein Infor
mationsverlust verbunden ist. 

2) Es sei hier darauf hingewiesen, daß fUr den gesamten Betrachtungszeitraum konstante Parame
ter und konstante Wachstumsraten der exogenen Va riabl en unterstell t werden. Wi runtersuchen 
also Strukturverl:lnderungen im Rahmen eines gegebenen Modells mit konstanten Parametern, 
im Sinne der anfangs getroffenen Unterscheidung (vgl. Abschnitt 1.2). Durch die Berucksich
tigung von Parameterl:lnderungenim Zeitablauf (insbesondere abnehmende Nachfrageelastizi
tl:lten und sinkende Wachstumsraten der Arbeitskrl:lfte) ließe sich eine noch wesentlich bessere 
Anpassung an die tats!:lchliche Entwicklung erreichen (HENRICHSMEYER, 11). FUr die hier 
verfolgten Zwecke wollen wir jedoch auf die Vorteile einer einfacheren Interpretation der 
sektoralen Anpassungsprozesse im Rahmen eines Modells mit konstanten Parametem nicht 
verzichten. 

3) Ein Hinweis auf das gesamtwirtschaftliche Wachstum erscheint jedoch angebracht. Der Wachs
tumsablauf in der Periode 1950 - 1965 ist durch den Übergang von einer Ungleichgewichts
lage zu Beginn der 50er Jahre in Richtung auf ein gleichgewichtigeres Wachstum gegen Ende 
der Periode gekennzeichnet, Gleichgewichtswachstum verstanden als Wachstum mit einer 
proportionalen Entwicklung von Sozialprodukt und Kapitalstock (konstantem Kapitalkoeffi
zienten). Die Ungleichgewichtslage der Wiederaufbauperiode ist bedingt durch hohe Raten 
des technischen Fortschritts und damit des Sozialproduktwachstums im Verhl:lltnis zu dem 
Wachstum des Kapitalstocks. Dadurch bedingt ergibt sich während des gesamten Betrachtungs
zeitraums eine durchgehende Tendenz zu einer Senkung des Kapitalkoeffizienten, die auch 
die sektoralen Anpassungen beeinflußt. 



Übersicht 3: Sektorales Wachstum in der Periode 1950 - 1965 bei verschiedenen Annahmekonstellationen 1) 

Durchschnittliche jClhrliche Wachstumsraten 2) 
im Zeitraum 1950 - 1965 in v.H. 

-c Cl e c 
Cl ß D.III N ... N on on C 'Qj N ... N 

Gi ,,-- ~ . ~ 111 ~ ~~ 111 - ~ c ~ .-: <0 ~ SI ~ SI ~ SI ~ :> ~ c D. 111 U c .!:! .: u c u c u c u u .l!! "C- a:l CL t'Qj on .- ='Qj t 111 t~ = N - Q.. - 111 t 111 C -~ .- -e- .- on -e on 
~] 

..0-
~ .~ -e~ ~ .2 ~ ~ Z IIIZ ~ 'i; CI) .-= ... c .- C 

111 SI 111 ~ ~ ~ c 
~ E ~ 111 ~.- ~ C 111 ~ c E c..o III-e c D. 111 D. C .- c~ " G):l C:l C) ~ c ... c c C>~ c ~ c 0 III~ 

Z N -' N C>< C>.s 0 -'< -'~ -' Q.. -,-' <0 

Y xI x a l a kl k PI II I r 
9 9 9 9 

TatsCichl iche VerCInderung 7,2 2,6 7,5 -5,0 1,8 1,0 4,7 -1,4 

A. Modellergebnisse bei unbegrenzter FaktormobilitClt 
(Mobilitötshypothese I) 
1. Grundmodell 7,1 2,6 7,4 -4,5 1,8 -0,5 5,5 -1,3 5,7 5,7 1,3 

2. Sensitivitötsanalyse 
2.1 Variation des techno Fortschritts 

fl f 
9 

Variante 1 5,0 5,0 7,5 2,5 7,9 -4,0 1,8 -0,7 5,6 -0,4 6,1 6, 1 2,0 
Variante 2 2,5 2,5 4,6 1,9 4,9 -1,8 1,4 1,4 4,7 -0,4 3,4 3,4 1,7 
Variante 3 2,5 5,0 7,1 1,9 7,6 -1,8 1,5 2,0 5,4 2,1 5,9 5,9 4,0 

2.2 Variation der NachfrageelastizitClten 

'LI eil 
Variante 1 0,30 -0,30 7,0 3,2 7,3 -3,6 1,7 0,1 5,5 -1,3 5,6 5,6 2,0 
Variante 2 o~ 10 -0,10 7,1 1,9 7,5 -5,3 1,9 -1,6 5,6 -1,5 5,6 5,6 0,4 

B. Modellergebnisse bei exogen vorgegebener Abwan-
derungsrate aus der Landwirtschaft 
(Mobilitötshypothese 11) 

a l 

Variante 1 -2,0 6,6 3,3 7,2 1,5 -3,4 5,7 -4,9 ,0,47 6,0 -1,5 
Variante 2 -6,0 7,0 2, 1 7,5 2,0 1,3 5,4 1,1 9,2 5,3 3,2 

1) Modellaufbau und Datenbasis siehe Text 2) Wachstumsraten werden mit kleinen Buchstaben bezeichnet. ~ 



die Entwicklung des Kapitalstocks zeigt erhebliche Abweichungen {die wiederum einige kleine
re Abweichungen anderer Größen bewirken}: Im Modell nimmt der landwirtschaftliche Kapital
stock leicht ab, wtihrend er ta ts1:lch I ich um 1,0 v.H. pro Jahr gewachsen ist. Diese Abweichung 
bleibt der Tendenz nach auch bestehen, wenn man die Ausgangsgrößen und Parameterwerte in
nerhalb bestimmter Grenzen variiert, die als plausibel anzusehen sind. Es ist daher anzunehmen, 
daß die unterstellte Mobilittltsfunktion fUr Kapital nicht zutrifft. Die landwirtschaftlichen Unter
nehmer durften in den letzten 15 Jahren mehr in der Landwirtschaft investiert haben, als einer 
rationalen Mittelverwendung bei vollkommener Transparenz des Kapitalmarktes entsprochen 
htltte, selbst wenn man außerökonomisch beg rUndete Pr1:lferenzen fUr Investitionen im landwirt
schaftlichen Bereich berUcksichtigt. Um die Realit1:lt zu beschreiben, wtlre eine unelastischere 
Mobil ittltsfunktion in bezug auf die Kapital rendite einzufUhren. 

Die im Modell errechnete Abwanderung bleibt leicht hinter der tats1:lchlich beobachteten Rate 
zurUck. Dieses ist im wesentlichen auf den Substitutionseffekt infolge des geringeren Kapitalein
satzes zurUckzufuhren. Die errechnete Entwicklung der Anteile zum Nettoinlandsprodukt und 
die leichte Verschlechterung der Preisrelationen zuungunsten der Landwirtschaft entsprechen 
der tats1:lchlichen Entwicklung. 

In weiteren Modellrechnungen wurde die Sensitivittlt der Modellergebnisse in bezug auf die 
Änderungen verschiedener Parameter und exogener Größen UberprUft. Diese umfassen insbeson
dere jene Größen, die bei den allgemeinen theoretischen Überlegungen des Abschnitts 3 als 
wichtigste Ursachen des sektoralen Strukturwandels herausgearbeitet wurden: unterschiedl iche 
Nachfrageentwicklung, unterschiedliche Raten des technischen Fortschritts und unterschiedli
che Technologie. Der Ablauf der sektoralen Anpassung erwies sich als wenig sensitiv in bezug 
auf Änderungen der Produktionselastizit1:lten, zumindest solange man bei linear homogenen 
Produktionsfunktionen mit einer Substitutionselastizit1:lt von 1 bleibt. Dagegen beeinflussen 
Verilinderungen des Niveaus und der Relationen des technischen Fortschritts in erheblichem 
Maße die Faktormobilitl:it und die sektoralen Preisrelationen. Einen bedeutenden Einfluß Uben 
auch Veronderungen der Nachfrageelastizit1:lten aus. Z. B. macht eine Senkung der Einkom
menselastizitl:it fUr Nahrungsmittel um 0,1 eine Erhöhung der landwirtschaftlichen Abwande
rungsrate um rd. 0,8 v. H. erforderl ich, um die sektoralen Einkommensparitl:iten aufrecht zu 
erhalten. Die Ergebnisse der Sensitivitl:itsanalyse sind im einzelnen im mittleren Teil der Über
si cht 3 zusammengestell t. 

5.4 Sektorale Anpassungen bei exogen vorgegebenen Abwanderungsraten aus der Land-

wirtschaft 

In einer zweiten Gruppe von Modell rechnungen wird entsprechend der Mobilit1:ltshypothese 11 
von der Annahme ausgegangen, daß der Umfang der Abwanderung aus der Landwirtschaft im 
wesentlichen durch außerökonomische Faktoren bestimmt wird. Es werden die Konsequenzen 
alternativer Abwanderungsraten auf den zeitlichen Ablauf des sektoralen Anpassungsprozesses 
untersucht. Im unteren Teil der Übersicht 3 sind neben den Ergebnissen des Grundmodells (mit 
einer j1:lhrlichen Abwanderungsrate von 4,5 v.H.) die Ergebnisse von Modellrechnungen mit 
Abwanderungsraten in Höhe von 2 und 6 v.H. j1:lhrlich eingetragen. 

Wir d die im Grundmodell errechnete "Gleichgewichts-Abwanderungsrate" von 4,5 v.H. 
nicht erreicht, so vergrößert sich die bestehende Einkommensdisparitöt. Bei einer j1:lhrlichen 
Abwanderungsrate von nur 2 v. H. erhöhen sich die Löhne auch absolut nur wenig, fallen die 
Agrarpreise um fast 5 v.H. j1:lhrlich, und gehen auch die Bodenrenten zurUck. Dabei wUrde 
sich von 1950 bis 1965 die Disparit1:lt der landwirtschaftlichen Arbeitsentlohnung gegenUber 
der restlichen Volkswirtschaft fast verdoppeln. 

Umgekehrt wUrde eine erhöhte Abwanderung, die Uber die tats1:lchlich beobachtete bzw. im 
Grundmodell errechnete Abwanderungsrate hinausgeht, die sektorale Preisrelation zugunsten 
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der Landwirtschaft verbessem und die EinkommensclisparitHt abbauen. Bei einer jHhrlichen 
Abwanderungsrate von 6 v.H. steigt der landwirtschaftliche Lohnsatz jHhrlich um rd. 9 v.H., 
die Bodenrenten steigen um 3 v.H., und auch das Agrarpreisniveau erhöht sich leicht, im 
Durchschnitt der Jahre um rd. 1 v.H •• GegenUber den Lohnsötzen der ubrigen Volkswirtschaft 
verbessem sich die landwirtschaftlichen Lohnsötze um fast 4 v.H. jtihrlich. Diese relative 
Verbesserung der landwirtschaftlichen Arbeitsentlohnung wurde ausreichen, um eine anfting
liehe Disparittlt von 40 v. H. mehr als auszugleichen. 

6 Empirischer Befund: Fakten und Hypothesen 

In diesem Abschnitt werden einige Fakten zusammengestellt, und einige Hypothesen UberprUft, 
die einen engen Bezug zu der bisherigen Argumentation haben. 

6.1 Zum Erscheinungsbild des sektoralen Wandels 

Die ausgewHhlten Fakten beziehen sich auf die Einordnung des landwirtschaftlichen Sektors in 
das Spektrum der Wachstums- und Schrumpfungssektoren, auf die Vertinderung der landwirt
schaftlichen Produktionsstruktur und auf die sie begleitenden VerHnderungen der Preis- und 
Einkommensrelationen im Verlaufe der wirtschaftlichen Entwicklung. Alle in diesem Abschnitt 
angegebenen Zahlen beziehen sich auf das Deutsche Reich bzw. die Bundesrepublik. 

6.1.1 Wachstums- und Schrumpfungssektoren 

Die Landwirtschaft ist zwar ein typisches und htiufig zitiertes Beispiel eines schrumpfenden 
Sektors, aber sie steht als Schrumpfungssektor keineswegs allein da. Die historische Entwick
lung der deutschen Volkswirtschaft zeigt ein differenziertes Bild: Betrachtet man nur die großen 
Aggregate Landwirtschaft, produzierendes Gewerbe und Dienstleistungen, so nimmt zwar im 
langfristigen Trend seit der Mitte des vorigen Jahrhunderts allein der Anteil der Landwirtschaft 
am Sozialprodukt und an der Zahl der 8eschHftigten ab, wtihrend sich die Anteile des produzie
renden Gewerbes (zunHchst stHrker, dann schwticher) und der Dienstleistungen (zuntichst schwH
eher und dann stHrker) erhöhen. Dabei beginnt sich seit Beginn der 60er Jahre auch ein RUck
gang der Anteile des produzierenden Gewerbes am Sozialprodukt und an der Zahl der 8eschHf
tigten abzuzeichnen. 

Hinter der Entwicklung des aggregierten Sektors "Produzierendes Gewerbe" verbergen sich je
doch sehr unterschiedliche Branchenentwicklungen. In Übersicht 4 sind die VerHnderungen der 
Anteile einzelner Wirtschaftsbereiche am Bruttoinlandsprodukt im Zeitraum 1950/52 bis 
1967/69 zusammengestellt. Es lassen sich deutlich zwei Gruppen von (relativen) Wachstums
und Schrumpfungssektoren unterscheiden. Die Landwirtschaft fuhrt zwar die Reihe der Schrump
fungssektoren knapp an. Die Zusammenstellung macht jedoch deutlich, daß das PhHnomen der 
Schrumpfung keineswegs auf den landwirtschaftlichen Sektor beschrHnkt ist. Die besonderen 
Anpassungsprobleme der Landwirtschaft (und auch des Bergbaus) sind nicht allein auf die Tatsa
che der Schrumpfung sondem auf besondere MobilitHtsbedingungen zurUckzufuhren (vgl. unter 
Abschnitt 6.1.2). 

6.1.2 Gesamtwirtschaftliche und landwirtschaftliche Produktionsstruktur 

Die wichtigsten Kennzahlen zur Kennzeichnung der langfristigen Entwicklung der Produktions
struktur des landwirtschaftlichen Sektors sind in Ubersicht 5 zusammengestellt. Die sektoralen 
StrukturverHnderungen werden durch das wechselseitige Zusammenspiel der in Abschnitt 3 dis
kutierten Krtifte bestimmt. 

Die Entwicklung bis zum ersten Weltkrieg wird durch anntihernd gleichmtißigen technischen 
Fortschritt in der Landwirtschaft und der Ubrigen Volkswirtschaft und noch hohe Elastizit!:lten 
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Übersicht 4: Veränderungen der Anteile von Wirtschaftszweigen des produzierenden Gewerbes 
und der Landwirtschaft am Bruttoinlandsproclukt (in Ifd. Preisen) 

Verl:lnderung 1950/52 - 1967/69 in v.H. 

Wachstumssektoren 

1. Baugewerbe + 42,4 
2. iV\aschinenbau + 41,3 
3. Energie, Wasser + 40,0 
4. Eisen, Metall + 36,4 
5. Chemie, Mineralöl + 32,0 

Schrumefungssektoren 

1 • Landwirtschaft - 57,5 
2. Bergbau - 54,0 
3. Textil - 46,4 
4. Nahrungs- und Genußmittel - 21,7 
5. Leder, Bekleidung - 19,8 
6. Holz, Papier, Druck - 15,3 

Annl:lhemd konstant 

1. Steine, Erden, Keramik + 1, 1 
2. EI ektrotechn ik + 6,8 

Quelle: STATISTISCHES BUNDESAMT (32) 

der Nachfrage nach Nahrungsmitteln in bezug auf das Einkommen von etwa 0,8 bestimmt. Der 
Anteil der Landwirtschaft am Nettoinlandsprodukt schrumpft unter diesen Bedingungen nur rela
tiv langsam um etwa 1 v.H. jl:lhrlich. Die Anteile der in der Landwirtschaft eingesetzten Pro
duktionsfaktoren nehmen ebenfalls ab, aber alle Faktoren wachsen, absolut gesehen, noch mit 
einer positiven Rate. 

Die Entwicklung nach dem Krieg ist durch bis dahin nicht gekannte Zuwachsraten der Produk
tivitl:lt gekennzeichnet, wobei die Steigerung der landwirtschaftl ichen Globalproduktivitl:lt mit 
3,9 v.H. die gesamtwirtschaftliche Steigerung noch Ubertrifft. Durch die Akzeleration des 
Produktivitl:ltswachstums bei gleichzeitiger Abnahme der Nachfrageelastizitäten werden die 
Probleme des landwirtschaftlichen Strukturwandels verschl:lrft und erhalten eine neue Akzen
tuierung. In den globalen sektoralen Relationen kommen die neuen Probleme dieser Anpassungs
phase insbesondere darin zum Ausdruck, daß erstmals in der Entwicklung der deutschen Land
wirtschaft eine absolute Verringerung der landwirtschaftlichen Beschl:lftigten, und damit eine 
Einengung der Relation von Arbeit zur Fll:lche, zu beobachten ist. Aus dieser Verl:lnderung der 
Arbeits-Fll:lchen-Relation resultieren viele der heutigen Agrarprobleme, die auch in den weite
ren Referaten dieser Tagung im Vordergrund stehen werden: Der Zwang zur Umstrukturierung 
landwirtschaftlicher Produktionseinheiten und die damit verbundenen qualitativ neuen Probleme 
der Arbeitsmobilitl:lt (vgl. Abschnitt 6.2 und das Referat von HEIDHUES). 

6.1.3 Preisrelationen und Einkommensparitl:lten 

Die Entwicklung der landwirtschaftlichen sektoralen Preisrelationen entsprach in der langfristi
gen Tendenz im großen und ganzen den beobachteten Produktivitl:ltsentwicklungen: Bis zum 
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Übersicht 5: Entwicklung von Produktion und Faktoreinsatz 

1850 - 1913 1950 - 1959 

Die jHhrlichen Wachstumsraten von Nettoinlandsprodukt, Faktoreinsatz und 
Bevl:Slkerung in v.H. 

Gesamte Volkswirtschaft 

l. Nettoi n landsprodukt 1} 2,6 6,6 
2. Bevl:Slkerung 1,0 1, 1 
3. ErwerbstHtige 1,2 2,5 
4. Arbeitsaufwand in Std. 2} 0,9 1,8 
5. Kapitalstock 1) 2,7 5,0 

Landwirtschaft 3) 

6. Beitrag zum Nettoinlandsprodukt 1) 1,6 2,6 
7. ErwerbstHtige 0,4 - 2,8 
8. Kapitalstock 1) 1, 1 1,7 
9. Landwirtschaftliche NutzflHche 0 0 

Änderung von ProduktivitHt und KapitalintensitHt in v. H. 

Gesamte Volkswirtschaft 

l. ArbeitsproduktivitHt je Beschöftigten 1,4 4, 1 
2. KapitalproduktivitHt - 0,1 1,6 
3. Kapi tal i ntensi tHt 1,5 2,5 
4. GlobalproduktivitHt 0,9 3,4 

Landwirtschaft 3) 

5. ArbeitsproduktivitHt 1,2 5,4 
6. FIHchenproduktivitHt 1,6 2,6 
7. KapitalproduktivitHt 0,5 0,9 
8. KapitalintensitHt 0,7 4,5 
9. GI obal produktivitHt 1,0 3,9 

1) In Preisen von 1913. 

2} Unter BerUcksichtigung der pro ErwerbstHtigen geleisteten Arbeitszeit, jedoch ohne 
Korrekturen fUr ArbeitsintensitHt und -qual itHt. 

3) Einschließlich Fischerei und Forstwirtschaft, die statistisch von der Landwirtschaft 
nicht zu trennen sind. 

Quelle: Zusammengestellt und z. T. errechnet nach: W.G. HOFFMANN und Mitarb. (l 2). 
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Übersicht 6: Entwicklung von Preisen und Einkommen 

1850 - 1913 1950 - 1959 

JÖhrl. Verönderungsraten der Preisindizes in v. H. 

Nett050zialpradukt zu Marktpreisen 0,5 2,2 
Privater Verbrauch 0,5 1,3 
Nah rungsm i ttel 0,6 2,4 
Landwirtschaftliche Erzeugnisse 0,6 1,9 

JÖhrl. Wachstumsraten des Arbeitseinkommens je 
Beschöftigten in v. H. 

Gesamtwi rtschaft 1,9 7,0 
Landw i rtschaft 1,5 6,8 

Durchschnittliches Einkommen der landwirtschaft-
lichen Beschöftigten in v.H. des durchschnittl. 

I I Einkommens aller Beschöftigten 65 -75 50 - 55 

Quelle: Nach HOFFMANN, W.G. und Mitarb. (12). 

ersten Weltkrieg erhöhten sich die landwirtschaftlicher Erzeugerpreise und Nahrungsmittel
preise geringfUgig im Verhöltnis zu den Preisindizes fUr das gesamte Nettosozialprodukt und 
den privaten Konsum (Übersicht 6). Im ersten Jahrzehnt der Nachkriegsentwicklung bleiben 
die Erzeugerpreise leicht hinter dem Anstieg des Preisindex fUr das Nettoinlandsprodukt zu
rUck, wöhrend die Nahrungsmittelpreise (infolge des hohen Dienstleistungsanteils der Distri
bution) stl:lrker ansteigen. 

Die zUgige Realisierung technischer Fortschritte in Gesamtwirtschaft und Landwirtschaft fUhrte 
zu einer fortlaufenden Erhöhung der Einkommen, abgesehen von den Krisenjahren der Zwischen
kriegszeit. Die Wachstumsrate des durchschnittlichen jöhrlichen Arbeitseinkommens je Be
schl:lftigten in der Landwirtschaft lag dabei nur wenig unter der durchschnittlichen Rate fUr alle 
Beschl:lftigten, allerdings zeigen sich betröchtliche Niveauunterschiede: Das Arbeitseinkommen 
je Beschl:lftigten in der Landwirtschaft erreicht in der Vorkriegszeit nur 65 bis 75 v. H. und in 
der Nachkriegszeit nur 50 bis 55 v. H. des durchschnittlichen Arbeitseinkommens aller Be
schöftigten (Ubersicht 6). 

Die sektorale Einkommensdisparitl:lt ist also ein Phönomen, das nicht erst in den letzten Jahr
zehnten zu beobachten ist. Dabei ist allerdings zu berUcksichtigen, daß die Zahl der Be
schöftigten nur ein sehr unvollkommenes Maß fUr die Höhe des Arbeitseinsatzes ist, bei dem 
insbesondere der Arbeitseinsatz in der Landwirtschaft erheblich uberschötzt sein durfte 1}. 

6.2 Bestimmungsfaktoren der landwirtschaftlichen Abwanderung 

In den vorigen Abschnitten wurde die Mobilitöt von landwirtschaftlichen Arbeitskröften als 
eine der SchlUsseigrößen fUr die Erklörung und wirtschaftspolitische Beeinflussung der Entwick-

1} Vgl. dazu die Berechnungen von "bereinigten" Zeitreihen fUr den Arbeitseinsatz fUr die 
Modellrechnung in Abschnitt 5, die aus GrUnden der DatenverfUgbarkeit nur fUr die Nach
kriegszeit durchgefUhrt werden klSnnen. 
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lung des Agrarsektors herausgearbeitet. Im folgenden soll geprUft werden, ob sich aus den 
aggregierten Zahlen der landwirtschaftlichen Abwanderung und der sie erklärenden Bestim
mungsfaktoren in verschiedenen Ländern und Zeitperioden einige Erkenntnisse gewinnen lassen. 
Insbesondere werden die beiden folgenden Fragestellungen untersucht: 

1. Läßt sich ein Zusammenhang zwischen den in Abschnitt 3 herausgearbeiteten Kräften des 
Strukturwandels und der Höhe der Abwanderungsrate nachweisen? 

2. Besteht ein Zusammenhang zwischen der Höhe der Abwanderungsrate und dem Ausmaß der 
sektoroien Einkommensdisparittlt bzw. den sektoralen Preisrelationen? 

Zur Überprüfung dieser Fragen werden einige vorltlufige Ergebnisse 1) einer Querschnittsana
lyse für 20 OECD-Länder und einer Zeitreihenanalyse für die Bundes republik Deutschland bzw. 
das Deutsche Reich herangezogen. Dabei sind wir uns von vornherein der Begrenzungen einer 
quantitativen Mobilittltsanalyse auf aggregierter Ebene bewußt: Zeitreihenanalysen versprechen 
nur begrenzte Aussagen, da staatl iche Interventionen im Agrarbereich auf eine Stabil isierung 
der sektoroien Einkommensparittlten hinwirken, die damit als Erklärungsgrößen statistisch wenig 
ergiebig sind (vgl. dazu die in Abschnitt 6.1.3 angegebenen Zahlen). Querschnittsanalysen 
über verschiedene Länder hinweg sind begrenzt aussagefähig, da die ökonomischen, sozialen 
und institutionellen Bedingungen, in deren Rahmen die Mobilitätsprozesse ablaufen, sehr un
terschiedlich sein können. 

1. Die Formulierung der Regressionsgleichungen fUr die erste Fragestellung ergibt sich als Kom
promiß zwischen den theoretischen Überlegungen des Abschnitts 3 und den verfUgbaren Daten. 

Für die Querschnittsanalyse liegen keine Angaben Uber die Entwicklung des Kapitalstocks und 
demsektoroien technischen Fortschritt vor, so daß als Bestimmungsfaktoren im wesentlichen 
nur die Kräfte der Nachfrageseite erfaßt sind. Als indirekter Indikator für die relative Höhe 
des technischen Fortschritts im Agrarsektor wird die relative Agrarpreisentwicklung verwendet. 

Die multiple Regressionsrechnung wurde mit der folgenden Gleichung begonnen 2): 

w 
x 

AI 

Wachstumsrate der landwirtschaftlichen Beschäftigten in v.H. 

Anteil der landwirtschaftlichen Beschtlftigten an den Gesamtbeschtlftigten 
(Variable: Entwicklungsstand) 

Wachstumsrate der Arbeitskräfte 

Einkommenselastizittlt fUr Agrarerzeugnisse 

Wachstum srate des Sozial produkts 

wp/ P( Wachstumsrate des Verhältnisses des Preisindex fUr das Sozialprodukt zum Preisindex 
fUr Agrarerzeugnisse. 

1) Es handelt sich um vorläufige Ergebnisse, da die Ergebnisse der Querschnittsanalyse bis lang 
nur fUr das zurUckliegende Jahrzehnt 1950 - 1960 vorliegen. Die im folgenden getroffenen 
Aussagen werden durch weitere Rechnungen noch ergänzt und UberprUft. Vgl. dazu GANS 
(9). 

2) Alle Wachstumsraten beziehen sich auf den Zeitraum 1950 - 1960, der Arbe i tsk rtlftean te iI 
auf das Jahr 1955. Die Nachfrageelastizitäten sind entnommen: OECD, 25, S. 50. Die 
Ubrigen Daten entstammen: OECD (33). 
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Zwischen einigen erklörenden Variablen besteht die zu erwartende hohe Interkorrelation, 
insbesondere zwischen dem Entwicklungsstand AI/A und der Höhe der Einkommenselastizitöt. 
Daher lößt sich kein Einfluß der Variablen AI/A nachweisen. Desgleichen ist der Einfluß 
der Variablen w ,/ nicht gesichert. 

PIPI 

Nachdem die Gleichung auf diejenigen Variablen reduziert ist, die mit 5 v. H. Irrtumswahr
scheinlichkeit einen Einfluß auf die Höhe der Abwanderungsrate haben, ergibt sich: 

= - 3,26 + 7,38 "l.1 

~ 3,23) 

0,535 w 
x 

~ 0, 359} 

R2 = 0,578 

Die verbleibenden Variablen Einkommenselastizitöt""l und gesamtwirtschaftliche Wachstums
rate können rund 58 v.H. der Gesamtstreuung erklören. Die Wirkungsrichtung entspricht den 
aufgrund theoretischer Überlegungen abgeleiteten Hypothesen: 

a) Mit sinkender Einkommenselastizitöt fUr Nahrungsmittel steigt die Abwanderungsrate 
(sinkt die Wachstumsrate der landwirtschaftlichen Beschöftigten), und zwar bewirkt eine 
Senkung des Elastizitötskoeffizienten um 0, 1 Einheiten eine Erhöhung der Abwanderungs
rate (in v.H.) um rd. 0,7 Einheiten 1). 

b} Mit Zunahme der Wachstumsgeschwindigkeit erhöht sich auch die Abwanderungsrate, und 
zwar um etwas mehr 'als die Hölfte der Rate des Sozialproduktwachstums. 

Die Ergebnisse der Zeitreihenanalyse zeigen als wichtigste Beziehung eine positive Korrela
tion zwischen der Höhe der Abwanderung aus der Landwirtschaft und der Höhe des technischen 
Fortschritts (gemessen als Residualfaktor in der Globalproduktivitötsanalyse) im landwirt
schaftlichen Sektor 2). 

2. Zwischen dem Niveau und der zeitlichen Verönderung der sektoralen Einkommensparitöten 
auf der einen Seite und der Höhe der landwirtschaftlichen Abwanderungsrate auf der anderen 
Seite lößt sich in der Querschnittsanalyse keine Beziehung nachweisen. Ebenfalls wird durch 
die vorltlufigen Ergebnisse die Hypothese falsifiziert, daß die sektoralen Preisrelationen einen 
Einfluß auf die Höhe der landwirtschaftlichen Abwanderungsrate haben. Diese Ergebnisse sind 
naturlich aufgrund der oben genannten Begrenzungen der Querschnittsanalyse fUr unterschied
liche Ltlnder mit aller Vorsicht zu interpretieren. 

In der Zeitreihenanalyse ergibt sich eine positive Beziehung zwischen der Höhe der landwirt
schaftlichen Abwanderungsrate und der Relation der landwirtschaftlichen zu den gesamtwirt
schaftlichen Pro-Kopf-Einkommen. Diese Beziehung kann offensichtlich nicht als Reaktions
hypathese interpretiert werden, die die Entscheidungen der Abwandernden in AbhHngigkeit 
von den relativen Einkommensentwicklungen oder -erwartungen beschreibt. Vielmehr durfte 
umgekehrt die Verbesserung (Verschlechterung) der sektoralen Einkommensdisparitöt das Er
gebnis einer höheren (niedrigeren) Abwanderungsrate sein, deren Höhe weitgehend durch 
außerökonomische Faktoren und konjunkturelle Einflusse bestimmt ist. Letztere durften insbe
sondere fUr diese positive Korrelation verantwortlich sein. 

1} Dieses Ergebnis stimmt ziemlich genau mit der in den Modellrechnungen des Abschnitts 5,4 
ermittelten Beziehungen zwischen den beiden Variablen Uberein. 

2} Die Ergebnisse der Zeitreihenanalyse sind neben dem hier interessierenden Wachstumsaspekt 
auch unter konjunkturellen Gesichtspunkten zu interpretieren. An dieser Stelle kann darauf, 
sowie auf die ökonometrischen Probleme der Analyse, nicht eingegangen werden. 
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Insgesamt deuten diese Ergebnisse darauf hin, daß die Höhe der Abwanderungsrate aus der 
Landwirtschaft in Uberwiegendem Maße von dem Entwicklungsstand der Volkswirtschaft (mit 
den zugehörigen charakteristischen Nachfrageelastizitllten fUr Agrarprodukte), der technolo
gischen Entwicklung und der Dynamik des gesamtwirtschaftlichen Wachstums abhllngt. Ein Ein
fluß der sektoralen Preis- und Einkommensrelationen auf die Höhe der Abwanderung ist aus den 
aggregierten Daten nicht nachweisbar. Ein Querschnittsvergleich der Abwanderungsraten ver
schiedener entwickelter Industrieillnder ergibt, daß selbst in Lllndern mit großem Abwanderungs
druck eine Grenze von 4 bis 5 v.H. jllhrlicher Reduzierung der Zahl der landwirtschaftlichen 
Beschllftigten auf die Dauer kaum Uberschritten wurde (25). 

Bei der Angabe dieser Ergebnisse sollte nicht vergessen werden, daß der Erkillrungsbeitrag der 
aggregierten Mobilitlltsanalyse begrenzt ist. Ähnlich wie bei der landwirtschaftlichen Angebots
analyse ist ein ZurUckgehen auf die hinter den Aggregaten stehenden Mikrostrukturen und die 
Größen, die im Datenkranz der ökonomischen Analyse zusammengefasst sind, unerlllßlich. 
Hierauf werden HEIDHUES im anschließenden Referat und einige weitere Beitrage eingehen. 
Vielleicht ist dann am Ende der Tagung aus den Mosaiksteinen der einzelnen Referate ein eini
germaßen vollstllndiges Bild der komplexen Mobilitlltszusammenhllnge zu erkennen. 
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Pr~leme der Faktormobilitöt reflektieren die Existenz von Ungleichgewichten, die auf den 
entsprechenden Faktormörkten nicht oder nicht schnell genug zum Ausgleich gebracht werden. 
Derartige Ungleichgewichte finden sich sowohl intersektoral, also zwischen der Landwirt
schaftund anderen Bereichen, als auch intrasektoral zwischen verschiedenen Gruppen der 
Landwirtschaft. Die Ursachen dieser Ungleichgewichte, d.h. diejenigen Faktoren, die Wand
lungs- und Anpassungsprozesse der Landwirtschaft notwendig werden lassen, werden von 
HENRICHSMEYER (22) im einzelnen behandelt. Hier reicht die Feststellung aus, daß, relativ 
zu den Absatzmöglichkeiten und technologischen Bedingungen der Produktion, zuviel Arbeits
kräfte in der Landwirtschaft gebunden sind, und die Betriebsgrößenstruktur sich vergleichs
weise langsam öndert. Damit sind Mobilitötsprobleme als Spezial probl eme des landwirtschaft
I ichen Strukturwandels charakterisiert. 
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Die theoretische Grundlage der Bestimmung der Faktornachfrage eines Sektors beruht auf 
dem in der Mikrotheorie verwandten Konzept der abgeleiteten Nachfragefunktion, das ent
sprechend den besonderen Merkmalen einzelner Faktoren modifiziert werden muß 1). Mobi-
litHtsprobleme treten dann auf, wenn auf den MHrkten fUr dauerhafte Faktoren die Ange- _ 
bots- und Nachfragefunktionen relativ unelastisch sind. Es gilt also, fUr die einzelnen MHrkte 
die angebots- und nachfragebeeinflussenden Faktoren zu bestimmen. Dabei handelt es sich 
um die MHrkte fUr Arbeit, Boden und KapitalgUter, die jedoch eng miteinander verbunden 
sind. Wegen der besonderen Bedeutung sollen vor allem der Arbeits- und in knapper Form 
der landwirtschaftliche Bodenmarkt diskutiert werden. Die MHrkte fUr Maschinen und GebCiu
de werden nicht behandelt, da fUr Maschinen die Existenz und das rasche Wachstum eines 
Marktes fUr Maschinennutzung die Probleme mangelnder MobilitCit wesentlich abmildert, wCih-
rend auf der anderen Seite GebCiude eng mit dem Boden verbunden sind. . 

2 Mobil itHt der Arbeit 

2.1 Notwendigkeit und entscheidungstheoretische Grundlagen 

Die Notwendigkeit einer hohen ArbeitsmobilitCit in der Nachkriegszeit resultiert aus dem 
relativ zu den Absatzmöglichkeiten zu großen Bestand an landwirtschaftlichen ArbeitskrHften 
trotz der bereits starken Abnahme in den vergangenen zwei Jahrzehnten. Der wesentlichste 
Indikator ist der seit langer Zeit bestehende Einkommensdruck fUr einen großen Teil der in 
der Landwirtschaft THtigen. 

Die Faktorpreisrelationen in einer Volkswirtschaft werden zu einem erheblichen Maße in den 
technischen Fortschritten reflektiert, d.h. technische Fortschritte in der Landwirtschaft sind 
vorwiegend in bezug auf die Einsparung des jeweils knappsten Faktors zu erwarten 2). War di~s 
lange Zeit der Boden mit der Folge rasch fortschreitender Neuentwicklungen zur Steigerung 
der speziellen IntensitCit, so trat nach dem Kriege eine sich zUgig verschiebende Preisrelation 
zwischen Arbeit und anderen Produktionsfaktoren hinzu. Diese Verschiebungen der Faktorpreis
relationen sind nicht eine Folge der in der LandWirtschaft vorhandenen Faktorproportionen, 
sondern resultieren aus der gesamtwirtschaftl ich steigenden ArbeitsproduktivitHt, der gesamt
wirtschaftlichen Arbeitsnachfrage und den dadurch beeinflußten EinkommenserWartungen in 
der Landwirtschaft. Die Folge ist eine Substitution von Arbeit durch Kapital, die sich aller
dings in verschiedenen Produktionszweigen unterschiedlich schnell vollzieht und dabei teil
weise strukturelle Änderungen als Voraussetzung der Ausnutzung neuer Techniken im Sinne 
ausreichend großer Einheiten voraussetzt. In Übersicht 1 sind einige Arbeitsaufwandkoeffizien
ten fUr verschiedene Produktionsverfahren zusammengestellt, wobei zu berUcksichtigen ist, 
daß der Arbeitsaufwand je Produkteinheit infolge steigender FIHchenertrCige und zunehmender 
tierischer Leistungen in noch stHrkerem Maße reduziert wurde, als aus der Reduktion der auf 
FIHche bzw. Tiere bezogenen Aufwandskoeffizienten hervorgeht. 

Aufgrund struktureller Probleme und mangelnder KapitalverfUgbarkeit verlHuft dieser Substitu
tionsprozeß langsamer, als durch die Relation zwischen Arbeitskosten, gemessen am Durch
schnitt der Volkswirtschaft, und Kosten der Kapitalguter bei. entsprechenden Mindesteinsatz
größen, gerechtfertigt wHre. Es taucht also die Frage auf, welche Kosten fUr landwirtschaft
liche ArbeitskrHfte zugrunde gelegt werden mUssen, oder anders gesagt, wie Landwirte selbst 
ihre Kosten des Verbleibs in landwirtschaftlicher Produktion beurteilen. Diese Frage nach 
den -opportunitCitskosten landwirtschaftl icher Arbe'it ist weitgehend unbeantwortet. Um einen 
theoretischen Ansatzpunkt zu erhalten, bedarf es einer kurzen, zunCichst theoretischen Be
trachtung auf der Ebene der Betriebe und Haushalte. 

1) Vgl. dazu die sehr gute Diskussion bei K. COWLlNG, D. METCALF und A.J. RAYNER 
(4), Kap. 2. 

2) Vgl. dazu dieArbeitenvonY. HAYAMI undV. W. RUTTAN (18). 
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übersicht 1: Entwicklung des Arbeitsaufwandes fÜr elnlge Produk
tionsverfahren der pflanzlichen und tierischen Pro
duktion 1) 

Arbeitsaufwand in Std. in de~ 
echnol~ischen Stufen2) 

I II 111 IV 
verfügbare 

Produktions- Bezugs- um um um Höchsttechnik 
verfahren größe 1950 1960 1970 1970 

I. Bodennutzung 

Getreidebau 
incl.Strohbergg. ha 150 100 27 11 

Kartoffelbau ha 320 285 121 57 

ZuckerrUbenbau 
incl.Blattbergg. ha 460 400 220 43 

Heugewinnung 
(vom Acker) ha 77 65 18 12 

II. Viehhaltung 
nilchvieh Tier 144. 89 76 30 
Schweinemast 10 Tiere 80 39 25 7 
Eier-
produktion 100 Tiere 500 150 30 25 

1) Zusammengestellt nach P.C. von HAROER (15), 
KTBL-Taschenbuch(24), 
H. de HAEN (14). 

2) Oie technologischen Stufen sind wie folgt grob charakterisiert: 
Bodennutzung: I Pferdetechnologie; 11 zur Hälfte wie I, zur 

Hälfte 30 PS-Schlepper mit entsprechenden Gerä
ten; 111 50 PS-Schlepper; IV 100 PS-Schlepper 
und Vollerntemaschinen mit höchsten Einsatzbrei
ten und Zuckerrüben ohne Handpflege. 

Milchvieh: I Handarbeit; 11 wie I aber Melkmaschine; 
111 Teilmechanisierung in Anbindeställen; 
IV Boxenlaufstall mit Selbstfütterung. 

Schweine: I Hackfrucht-Getreidemast, Handarbeit; 11 Ge
treidemast, Teilmechanisierung der Fütterung; 
111 Getreidemast, Teilmechanisierung aller Pro
zesse; IV Selbstfütterung, Spaltenboden. 
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Die saubere Trennung der Wahl probleme in solche des Haushalts mit Präferenzfunktion und 
Einkommensrestriktion einerseits sowie des Unternehmens mit allerdings zunehmender Diffe
renzierung von Ziel funktionen und ebenfalls zunehmender Realitätsbezogenheit der Formulie
rung technologischer Prozesse andererseits wird dem Wahl problem der in der Landwirtschaft 
vorhandenen Entscheidungseinheit, nämlich dem des Komplexes Haushalt-Betrieb, nicht ge
recht. Eine theoretische Weiterentwicklung muß sich folgender Teilprobleme des Gesamtkom
plexes annehmen: der Wahl der Präferenzfunktion und ihrer Argumente, der modellmäßigen 
Formulierung der Optionen, der Analyse des Wohlverhaltens sowie des Problems der Unsicher
heit. 

Die Wahl der Präferenzfunktion landwirtschaftlicher Familien und der wesentlichen Argumente 
ist entscheidend fUr die Formulierung des Gesamtproblems, wobei zwei Aspekte bzw. bereits 
vorhandene Ansätze berUcksichtigt werden mUssen. Der erste, mir versprechend erscheinende 
Ansatz ist die von LANCASTER (25; 26) vorgeschlagene Neuformul ierung des Wahl problems 
von Haushalten als nichtlineares Aktivitätsanalysemodell. In diesem Modell sind nicht mehr 
die GUter selbst Gegenstand der Wahlhandlungen, sondern Eigenschaften oder Merkmale der 
Guter, wobei einzelne GUter eine bestimmte Merkmalskombination in festen Proportionen auf
weisen. In anderen Worten: Konsum beruht auf einer Kombination verschiedener Aktivitäten, 
deren Inputs eines oder mehrere GUter und deren Output eine bestimmte Kombination von Kon
summerkmoien ist. Die Wahl zwischen den Aktivitäten richtet sich nach einer Präferenz- oder 
Nutzenfunktion unter der Einkommensnebenbedingung. Der Konsumwert von GUtem wird so-
mit indirekt durch die Aktivitäten und damit die den GUtem eigenen Merkmale bestimmt. Die 
Menge aller möglichen Konsumaktiviti:lten bildet die Konsumtechnologie analog dem Technolo
giebegriff in der Produktionstheorie. Das Wahlproblem erhält in dieser Formulierung zwei Aspek
te, einen Effizienzaspekt bezUglich der Wahl einer Kombination von Aktivitäten, die einen 
bestimmten Punkt im Merkmalsraum am effizientesten, d. h. mit dem geringsten Aufwand an 
GUtem erreicht, und einen persönlichen Präferenzaspekt, d.h. die Wahl des mit einem bestimm
ten Einkommen erreichbaren Punktes. 

Diese Formul ierung erlaubt die Behandlung eines fUr landwirtschaftl iche Haushol te wesen tI i
chen Teils des Entscheidungsproblems, nämlich die Allokation der Zeit zwischen Freizeit, be
trieblicher Arbeit und Arbeit außerhalb der Landwirtschaft. Vor allem können nicht in Geld 
gemessene Merkmale eines Berufes berucksichtigt werden, wenn Arbeitseinsatz al.s Teil der 
Konsumtechnologie formuliert wird. Hier durfte ein wesentlicher Ansatzpunkt fUr die Erfor
schung von Entscheidungen landwirtschaftlicher Familien im Strukturwandel liegen, die uber 
einfache Einkommensvergleiche hinausgehen, die aber ebenso das Entscheidungsproblem bezug
I ich der Wahl unterschiedl icher Arten von landwi rtschaftl icher Tätigkeit (z. B. Milchviehhal
tung mit permanenter Bindung an den Betrieb gegenUber einer im Arbeitsanspruch insgesamt 
gleichen, aber dieses Merkmal ausschließenden Kombination von Betriebszweigen) differen
zierter als bisher erscheinen lassen 1). 

Bezogen auf landwirtschaftliche Familienbetriebe haben GEORGESQJ-ROEGEN (12) und in 
allgemeinerer Formulierung NAKAJIMA (30) Modelle entwickelt, die speziell fUr landwirt
schaftliche Familienbetriebe das Entscheidungsproblem zwischen Einkommen aus betrieblicher 
Produktion und Freizeit auf unterschiedl ichen Entwicklungsstufen charakterisieren. Dabei wer
den jedoch mehr die theoretischen Grundlagen geklärt, als operationelle Modellansätze ent
wickelt. Diese sind, wenn auch in äußerst vereinfachter Form, in der Formul ierung von Pro-

1) Vgl. dazu auch G.S. BECKER (1) und W. MEISSNER (29). 
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duktionsmodellen mit verschiedenen Restriktionen bezüglich des Arbeitseinsatzes enthal
ten 1). 

Die Forschung in diesem Bereich sollte vor allem zwei Ziele verfolgen: erstens eine genaue
re Untersuchung der - in der Terminologie LANCASTERS - Merkmale, die als Argumente in 
die Präferenzfunktion eingehen 2) und zweitens eine Operational isierung der theoretischen 
Ansätze zur gemeinsamen Formulierung des interdependenten Entscheidungsproblems für Haus
halt und Betrieb. Zur ersten Aufgabe sei angemerkt, daß reine Einkommensmaßstäbe und dar
auf aufbauend das Haushaltsmodell mit Gütern und Dienstleistungen allein nicht ausreichen, 
sondern daß auch Fragen der Präferenz für landwirtschaftliche Tätigkeit, ihrer Art und ihres 
Ausmaßes, der Existenz längerfristiger Ziele, also z.B. Wachstumsmaximierung, angemessene 
Wachstumsraten oder auf der anderen Seite entsprechende Abnahmeraten, der Untersuchung 
bedürfen. Dies dürfte auch die Wahl zwischen Konsum und Sparen in landwirtschaftlichen 
Haushalten klären helfen 3). 

Arbei~en an der zweiten Aufgabe, der Operationalisierung der neuen theoretischen Ansätze, 
dürften dazu beitragen, eine für das Verständnis und die wirtschaftspol itische Beeinflussung 
des landwirtschaftlichen Strukturwandels notwendige Klärung der Ableitung und Messung der 
Oppartunitätskosten der Arbeit in der Landwirtschaft zu bringen. Gerade weil ein erheblicher 
Teil der "Zugtherapie" in der Verminderung landwirtschaftlichen Arbeitseinsatzes auf einer 
korrekten Identifizierung der in die Opportunitätskosten eingehenden Faktoren und ihrer 
quantitativen Erfassung beruht, können theoretische und methodische Fortschritte im Bereich 
Haushalt-Betrieb rasch zu politisch relevanten Ergebnissen führen. 

2.2 Analyse des Bestands und der Entwicklung landwirtschaftlicher Arbeitskräfte 

Nunmehr soll versucht werden, induktiv durch eine Bestandsanalyse der heute in der Land
wirtschaft Tätigen, die wesentl ichen Mobil itätsgruppen und die Haupteinflußfaktoren zu 
charakterisieren, um im Anschluß daran die Zug- und Druckfaktoren in ihrer Wirkung zusam
menfassend darzustellen. 

Ein wlchtiges Merkmal für die in der Landwirtschaft Tätigen ist die große Heterogenität bezüg
lich der Beschäftigungsverhältnisse - Betriebsleiter, mitarbeitende Familienangehörige und 
Lohnarbeitskräfte -, der hohe Anteil von Frauen an der Gesamtzahl der Beschäftigten, die 
einseitige Altersstruktur sowie der hohe Anteil von Doppelberufen, d.h. von Neben- und Zu
erwerbslandwirten • 

Die wesentlichen Strukturmerkmale des Arbeitskräftebestandes in der Landwirtschaft und ihrer 
Entwicklung sind in den Übersichten 2 bis 6 enthalten. Die Übersichten 2 bis 4 sowie 6 
schließen nur Familienarbeitskräfte ein, in Übersicht 5 wird zusätzlich auf familienfremde 
Arbeitskräfte Bezug genommen. 

Aus Übersicht 2 ist zu entnehmen, daß sich die Verminderung der Zahl der Arbeitskräfte im 
Bereich der Voll- wesentl ich stärker vollzieht als im Bereich der Teilbeschäftigten • Aller
dings muß unterstellt werden, daß ein erheblicher Teil der jeweils voll beschäftigten Arbeits
kräfte sukzessive in die Teilbeschäftigungsklasse überwechselt, so daß die Nettozunahme 
einen positiven Saldo aus Zu- und Abnahme darstellt. 

1) So z.B. T. HEIDHUES (19); H.U. STEIGER (36); H. de HAEN (14) und R.H. DAY, 
J. SINGH und M.S. MUDAHAR (7). 

2) Vgl. dazu die Arbeiten von U. REN BORG, insbesondere (33). 

3) Vgl. dazu Y. LEON und P. RAI NELLI (27). 
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~ übersicht 2: 

Jahr in.g. 

insg. 

1?56 3039 1~47 

1960 2647 1093 
1964 ~214 91~ 

1966 2067 846 
1968 1904 790 
1970 1743 695 

1956 
-3.4 -5.0 

1960 
-4,4 -4,4 

1964 
-3,4 -3.7 

1966 
-4,0 -3,4 

1968 

Entwicklung der Zahl, Alters- und Beschäftigungsstruktur landwirtschaftlicher 
Familienarbeitskräfte sowie deren Änderungsraten in der Bundesrepublik seit 1956 1) 

~~ 

Zahl der Arbeitskräfte in 1000 
voll beschäftigt teilbeschäftigt 

rr.ännlich weiblich insg. männlich weiblich 

Altorsklaase insg. Altersklasse insg. Altersklasse insg. Al tersklas.c 

14-25 25-45 45-65 :>65 14-25 25-45 45-65 >65 14-25 25-45 45-65 :>65 14-25 25-45 45-05 :>05 

252 393! 535 166 1692 304 594 666 128 827 512 119 152 170 71 315 72 84 90 70 
169 356 447 120 1554 205 483 701 166 776 540 87 169 197 87 236 48 40 61 88 
115 360 340 98 1301 127 557 508 109 839 578 95 212 178 92 261 65 46 60 90 

101 I 340 308 97 1221 104 524 486 106 880 598 96 226 176 100 282 66 46 65 105 
91 318 289 93 1114 87 481 449 97 939 603 108 219 172 104 336 84 53 83 117 

79 I 27'7 256 83 1047 70 443 442 92 1068 680 118 238 197 126 389 95 61 100 133 

jährliche Änderungsraten 

-9,5 -2,4 -4,4 -7,9 -2,1 -9,4 -5,1 +1,3 +6,7 -1,6 +1,3 -7,5 +2,7 +3.7 +5.2 -7,0 -9.4 -16,9 -9.4 +5,8 

-9. 2 +0,3 -6,6 -~,o -4,3 -11,2 +3,6 -7,7 -10.1 +2,0 +1,7 +2,2 +5.9 -2.5 +1,4 +2,5 +7,8 +3,7 -0,1 +0,5 

-6,4 -2,8 -4,8 -0.6 -3,2 -9,5 -3,0 -2,2 -1,0 +2,4 +1,8 +0,4 +3,3 -0,7 +4,3 +3,8 +0.,4 +0,2 +3,7 +8,3 

-5,1 -3,4 -3,1 -2,1 -4,5 -8,7 -4,2 -3,9 -4,3 +3,3 +0,4 +6,0 -1,6 -1,1 +1,8 +9,3 +12,7 +7,4 +1},3 >5,4 
! 

I 
-4,3 -6,2 -6,8 -6,7 -5,9 -5,2 -3,1 10,3 -4,0 -0,7 -2,6 +6,7 +6,2 +4,6 +4,1 +7,2 10,4 +7.5 +6,7 +6,8 +'9.9 +6'~ 1970 

--- -~ - - --

1) Quelle. Wirtschaft und Statistik 1968, S. 323 * 1969, S. 445 *1 Stat. Bundesamt, Arbeitskräfte in der Landwirtschaft, Juli 1970 
Wiesbaden 1971 
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Ubersicht 3: Entwicklung der Zusammensetzung landwirtschaftlicher Familienarbeitskräfte 
nach Beschäftigungsart, Geschlecht und Alter 

~--
Anteil der landwirtsohaftlichen Familienarbeitskräfte 

Jahr Vollbeachäftigte Teilbeschäftigte 

Voll be Bchäf. Vollo. TtlUbesch. 
in " 1l1lPr in " in " allAr 

m;innll~he weibliche Vnllb.schiif. all ar männliohe weibliche T,";,lbesch. 
in " der vDllb~soh. in " der vnllbesch. Jo'QJJl. in" del' tellbeoch. in" der tOilbesch. 

männl. Alt 'Neibl. Alt miNt. weib. AK männl. Alt weibl. Alt mUn.'1.. '.'leib. 

14-25 25-45 45-65 >65 14-25 25-45 45-65 >65 14-25 25-45 45-65 >65 14-25 ~5-45 45-65 >65 
-

1956 18.7 ~~.2 ~9.7 1~,3 18.0 }5. ' 39.3 7.6 44,3 55,7 78,6 23,3 29.6 33,2 13,9 22,7 26.6 20.5 22.3 61.9 ~8.1 

1960 '5.5 32.6 40.9 11,0 13.2 3' .0 45.' 10.7 41.3 58.7 77.3 16.2 3'.2 36.4 16.1 20.4 16.9 25.5 37.1 69.5 30.5 

1964 12.6 ~9.4 37.3 10.1 9.6 42.& 39. ' 6.3 41.2 56.6 12.5 16.5 36.7 30.8 16.0 25.0 17.1 23. ' 34,3 66.9 31.' 
1966 11.9 40.2 36.4 ".4 8.5 42.9 39.8 6.7 40.9 59,1 70.' 16.' 31.8 29.4 16,7 23,; 16.; 23.0 H.; 68,0 32.0 

1968 11,5 40.2 36.5 11.7 7.6 43.2 40,3 8.7 41.5 58.5 67.0 17.9 36.4 26.5 17.2 24.6 '5,6 24.7 34,7 64.2 35,6 

19701 11,4 39.8 36.6 12.0 6.7 42.3 42.2 8.8 39.9 60.1 62.0 17.4 55.0 29.0 16.6 24.5 15.6 25.6 34,' 63,6 36,4 
- -~ 

1) Juli '970 

Teilb. 

in " all~r 
i't\."Ue 

AI( 

21.4 

22.1 

27.5 

29.9 

33,0 

38,0 

Quelle. Wirtscaaft und Statistik 1968. S. 323 *1 1969. S. 445 *1 Stat. Bundesamt. Arbeitskräfte in der Landwirtschaft '970/11, August 1971 
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~ trbersicht 4: 

Betrieb,· 

.:;rößen- Jahr 

klaß3e 

ha 

1956 

1960 

<10 i 1,.64 

1968 

1956 

1960 

10-20 1964 

1968 

1956 

1960 

>20 1964 J 1968 

Entwicklung der Altersstruktur landwirtschaftlicher Arbeitskräfte in den 
Betriebsgrößenklassen 

Anteil der Arbeitskräfte in % --, 
Vollbeschäftigte Teilbeschäftigte 

miinnliche weibliche männliche wei'bliche 

ln % in % Jn % in 10 
r 

'4-25 25-45 45-65 >65 14-25 25-45 45-65 >65 14-25 25-45 45-65 >65 14-25 27-45 4'5-65 

15,8 26,4 42,' 15,4 15,8 33,8 42,0 8" 23,3 31,1 34,~ 11,3 24,8 20,5 27,5 

11,8 28,2 44,7 15,2 10,6 30,3 46,9 12,0 16,3 33,4 37,9 12,1\ 24,0 20,0 24,2 

9,2 31,5 43,9 15,3 6,9 42,0 42,0 9,0 15,2 39,5 32,9 12,4 25,3 21,3 23,2 

6,7 30,3 44,5 18,4 5,0 41,4 43,8 9,8 15,4 40,2 31,3 13,1 25,0 20,1 25,0 

22,2 31,9 36,9 8,9 21,9 36;4 35,2 6,5 ~4,8 20,4 24,4 30,4 16,5 20,9 31,3 

17,9 35,9 38,3 7,8 16,2 31,8 42,8 9,0 17,5 20,9 27,3 34,2 13,7 10,8 27,6 

13,5 43,3 34,4 e,7 12,1 43,3 36,4 8,1 22,1 26,2 21,1 20,6 25,3 11,6 21,9 

12,5 43,9 34,2 9,3 9,6 44,5 37,5 6,? 25,5 27,6 19,4 27,4 25,0 I 9,5 2;;,1 

22,6 34,3 35,3 7,6 21,7 39,4 33,2 5,6 16,9 13,6 28,1 41,2 13,1 17,6 32,2 

19,8 36,8 36,7 6,6 17,7 32,7 41,2 8,3 9,1 14,4 31,7 44,7 9,1 8,2 30,6 

16,3 44,7 31,8 7,1 14,6 44,2 34,4 6,6 21,4 14,5 24,7 39,3 21,8 8,4 24,7 

15,1 45,6 31,2 8,0 11,7 45,6 35,7 6,6 25,9 14,6 20,6 38,9 23,4 9,2 2(',9 

Quelle. Wirtschaft und Statistik 1968, S. 323 * und 1969, s. 445 * 

>65 

19,1 

31,7 

30,1 

29,9 

51 ,3 

47,8 

41,1 

42,4 

36,9 

52,0 

45,1 

40,4 
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übersicht 5: Entwicklung der Zahl und Struktur landwirtschaftlicher Lohnarbeitskräfte 

Zahl der Lohnarbeits~räfte (in 1000) 

Jahr stä~digc 

rr.ännJ;c.h~ weibliche insg. 

in d. GrÖßenk.l. (ha) I insg. in d. Größenkl. (ha) 
O,5-2 0120-50 >50 0,5-20/20-50 / >50 

I------t-:..=.-.+-
130 I 111 90 331 57/58 

61/62 

63/64 
65/66 1) 

67/G8 

69/'10 

62 I 71 72 2C5 
60 53 59 172 

50 
46 

27 

45 
36 
29 

55 
46 

39 

148 
128 

95 

92 54 35 
37 29 25 
44 22 20 

35 18 16 
31 12 12 
20 11 10 

181 

91 

86 

69 

55 
41 

512 

296 

258 
217 
183 

136 

männliche 

in d.Größenkl.(ha) 
0,5-20 120-50 I > 50 

154 
76 

64 

49 
35 
32 

4 1 

31 
26 
18 

10 

14 

14 
10 
10 

6 

4 

7 

Änderungsraten 

57/58 

61/62 

63/64 

6';/66 1 ) 

67/60 

69170 

-16,91-10,6 

-1,7/- 13,6 

-a,7/ -7,9 

-4.1 -10.6 

-2~,4/-10,3 

-5,4 

-9,5 

-5,2 

-6,8 

-7,9 

_11" 

-8,4 

-7,2 

-7,0 

-13,9 

-2o,41- 14,4 

+9,11_12,9 

_10,81 -9,6 

-5,9; -18,4 
I 

-19,6t -4,5 

1) ab 65/66 nur in B~trieber, mit Marktproduktion 

I -12,8 

-6,6 

-16,21 -6,8 

-8,2/ -8,4 

-8,1 -8,1 1-15,8 

-10,6 -2,8 o 

-10,6 i -10,4 -8,3 -12,51-16,8 -22,5 

-8,2 

-13,8 

-15,5/-25,5 

-4,4/+18,3 

-13'41' -10,7 

-8,7 -13,7 

-18,3 

+32,3 

insg. 

209 
117 

100 

73 

49 
53 

-13,5 

-7,6 

-14,6 

-16,2 

+4,0 

Quelle: Stat. Jahrbuch über E.L.F. 1964, S. 42, 1970, S. 43; Agrarbericht 1971, Materialband S. 46 

nichtständige 
weibliche 

in d.Größenkl.(ha) 
0,5-20120-50 I >50 

232 
101 

54 
65 

55 
49 

72 

41 

21 

20 
12 

18 

26 
18 

10 

7 

8 

-18,8/-13,1 / -8,8 

-26,8 -28,4 -25,5 

+9,7 -2,4 -16,3 

-8,0 -22,5 -15,4 

-5,6 +22,5 +26,5 

insg. 

330 
160 

85 
92 

72 

75 

-16,6 

-27,1 

+4,0 

-11,5 

+2,1 

insg. 

539 
277 
185 

165 
121 
128 

-15,3 

-18,3 

-5,6 

-14,4 

+2,)t 



t Ubersicht 6: Entwicklung der Zahl und Struktur landwirtschaftlicher Familienarbeitskräfte 

Zahl der Familienarbeitskräfte (in 1000) 
Jahr vollbeschäftigte teilbesohäftigte 

mänr:liche insg. weibliche insg. insg. männliohe insg. weibliche insg. inse· 

in d.GröBankl.(ha) in d.Gröllenkl.(ha) in d.Gröllenkl.(ha) in d.GröBenkl.(ha) 

0,5-20 20-50 >50 0,5-20 20-50 >50 0,5-20 20-50 >50 0,5-201 20-50 4 57/58 1207 171 19 1~97 172~ 170 18 1911 - ~~08 829 18 2 849 60B 25 2 6~5 1484 

61/62 894 179 20 109~ 16~7 180 20 1838 2930 892 20 2 914 ~26 19 2 341 1261 

6~/64 846 18~ '9 1048 1522 187 20 1729 2777 887 24 3 914 ~59 26 3 38B 1302 

65/66 ' ) 706 19~ 20 919 1145 194 20 1359 2278 634 29 3 666 278 29 3 3' 0 976 

67/68 631 199 20 850 1073 194 20 1287 2U7 657 35 4 696 28~ 36 4 32; 1019 

69/70 450 199 21 670 813 '90 19 1022 1692 644 50 5 699 377 57 6 
I 

440 11~9 

lnderungeraten 

57/58 
+1,11 -1,2 +1,1 +1,; -6,0 -1,3 +1,4 +2,7 -1,0 -3,0 +1,9 +2,1 0 -14,4 -6,6 -0 -14,0 -4,0 

61/62 
-2,7 +1,1 -2,5 -2,1 -~,6 +1,9 0 -~,O -2,7 -0,1 +9,6 +22,5 0 +4,9 +'1,0 22,5 +5,7 +1,6 

63/64 
-8,7 +2,7 +2,6 -6,4 -13,3 +1,9 0 -12,0 -9,4 -15,~ +9,9 0 -14,6 -12,0 +5,6 0 -10,6 -1~,4 

65/66 
-5,5 +0,8 0 -3,8 -4,~ 0 0 -2,3 -3,2 +1,8 +9,9 +15,3 +2,2 +0,9 +11,4 1+15,3 +2,1 +2,2 

67/68 
-15,6 0 +2,5 -",2 -12,0 -',0 -2,5 _",0 -11,0 -1,0 '9,5 +'2,0 +0,2 +15,4 +25,7 22,4 +16,6 +5,1 

69/10 
-- ----

1) ab 65/66 nur in Betrieben mit MarktproduktioD 

~ Stat. Jahrbuch über E.L.F. '964, S. 42, '970, S. 4;' Agrarbericht '97', Katerialband S. 46 



Bei den vollbeschl:lftigten ml:lnnlichen Arbeitskrtlften deutet die Entwicklung in den einzelnen 
Altersklassen darauf hin, daß die Gesamtabnahme bis 1968 vOlWiegend durch geringere Ein
trittszahlen und durch Berufswechsel nach wenigen Berufsjahren erfolgte. Die hohen Abnahme
raten in der Klasse Uber 65 Jahre bis 1964 durften im wesentlichen auf die Inanspruchnahme 
des Altersgeldes durch fruhere HofUbergabe oder Verpachtung zuruckzufuhren sein. Seit Mitte 
der 60er Jahre ist jedoch ein deutliches Wachsen der Abnahmeraten auch in der Klasse von 
25 bis 45 Jahren zu beobachten. In Verbindung mit der Zuwachsrate dieser Klasse bei den 
Teilbeschtiftigten Itißt dies auf einen stl:lrkeren Übergang zum NebenelWerb schließen. 

Insgesamt muß beachtet werden, daß selbst bei geringem Berufswechsel oder Übergang zur 
Teilbeschl:lftigung bei den I:Ilteren Jahrgl:lngen auch dort eine zahlenml:lßige Abnahme erfolgen 
muß, solange die Abnahmeraten bei den unter 45jl:lhrigen Uberdurchschnittlich sind. Demnach 
vermindert sich, wie aus Ubersicht 3 zu entnehmen ist, der Anteil in den jUngeren Klassen 
vor allem seit Mitte der 60er Jahre betrtlchtlich. 

Zieht man die leider nur bis 1968 vorliegende Untergliederung nach Betriebsgrößenklassen in 
Übersicht.4 mit heran, so wird deutlich, daß die gerade diskutierten Entwicklungen vor allem 
in Betrieben unter 10 ha, in abgeschwtichtem Maße in Betrieben zwischen 10 und 20 ha und, 
in bisher geringerem Maße, in Betrieben Uber 20 ha stattfindet. 

Die Verminderungsraten bei den vollbeschl:lftigten weiblichen Arbeitskrl:lften sind insgesamt 
etwas niedriger als bei den Mtlnnern, so daß der Anteil an den Vollbeschl:lftigten von 55 % 
im Jahre 1956 auf 60 % im Jahre 1970 zunimmt. Innerhalb der einzelnen Altersklassen treten 
jedoch Unterschiede im Vergleich zu den ml:lnnl ichen Vollbeschl:lftigten auf. Die Eintrittsrate 
ist seit 1960 durchgehend noch niedriger als bei den ml:lnnlichen Arbeitskrtlften, wie aus den 
höheren Abnahmeraten der Zahlen in dieser Klasse zu entnehmen ist. Diese Entwicklung er
kll:lrt sich daraus, daß die Möglichkeit der HofUbernahme bei den jUngeren Landwirten ein we
sentliches Moment der Berufswahl bleibt. DemgegenUber ist die bei den ml:lnnlichen Voll be
schl:lftigten festzustellende Zunahme der Abwanderung in den Altersklassen 25 bis 45 und 45 
bis 65 in den letzten Jahren bei den weiblichen Arbeitskrtlften in geringerem Maße zu beobach
ten, was darauf hindeutet, daß bei einer Übernahme eines anderen Berufes durch die Mtlnner 
eine weitere Bewirtschaftung der NebenelWerbsbetriebe vOlWiegend durch die Frauen vorge
nommen wird. 

Entsprechend diesen Unterschieden verschiebt sich die Altersstruktur mit dem Ergebnis, daß 
im Gegensatz zum Ausgangsjahr 1956 heute der Anteil der Uber 45jl:lhrigen bei den weiblichen 
Vollbeschl:lftigten erheblich größer ist als bei den ml:lnnlichen. Diese unterschiedlichen Ent
wicklungstendenzen sind in allen Betriebsgrößenklassen zu beobachten. 

Die Entwicklung der Zahl der Teilbeschtiftigten reflektiert verschiedene Tendenzen, so daß 
eine Interpretation nur sehr vorsichtig vorgenommen werden kann. Als teilbeschtlftigt gelten 
alle die Personen, die a) regelml:lßig einen Teil des Tages sowie b) regelmtlßig einen Teil des 
Monats oder unregelmtlßig landwirtschaftlicher Tl:ltigkeit nachgehen. Demnach enthl:llt diese 
Kategorie sowohl NebenelWerbslandwirte als auch mehr oder weniger regelmtlßig mithelfende 
Familienangehörige, die sonst einer anderen Ttitigkeit nachgehen. So durfte die Mehrzahl der 
in landwirtschaftlichen Haushalten lebenden Familienmitglieder, die einen nichtlandwirt
schaftlichen Beruf ausUben, zumindest unregelmtlßig mithelfen und somit als Teilbeschl:lftigte 
gelten. Die Zunahme der Zahl der Teilbeschtlftigten beruht deshalb sowohl auf einem Über
gang von landwirtschaftlichem Voll- zu NebenelWerb als auch darauf, daß Kinder hauptbe
ruflicher Landwirte in zunehmendem Maße nichtlandwirtschaftliche Berufe ausUben, wtihrend 
sie noch im Haushalt der Eltern wohnen. Da dies entsprechend der Entwicklung bei den Voll
beschl:lftigten in sttirkerem Maße fUr Frauen als fUr Mtlnner zutrifft, durfte sich daraus die 
stl:lrkere Zunahme bei den Frauen in den jUngeren Altersklassen im Vergleich zu den Ml:lnnern 
ergeben. Nicht erkll:lrt wird durch diese Entwicklung die starke Zunahme der Teilbeschl:lftigung 
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bei den Frauen über 45 Jahre im Vergleich zu der geringen Abnahme der Vollbeschäftigten 
in dieser Altersgruppe. 

Bei den ständigen Lohnarbeitskräften (Übersicht 5) ergibt sich eine im Durchschnitt stärkere 
Verminderung als bei Familienarbeitskräften, und zwar sowohl bei Männem als auch bei 
Frauen. Die Abnahmeraten sind im Durchschnitt zu Beginn der 60er Jahre besonders hoch, 
fallen dann ab und steigen in den letzten Jahren wieder stark an. 

Noch stärker als bei den ständigen war die Verminderung bei den nichtständigen Lohnarbeits
kräften, allerdings mit einer deutlichen Verlangsamung seit Mitte der 60er Jahre und einer 
Umkehrung des Trends in jüngster Zeit vor allem in den größeren Betrieben. Dies deutet dar
auf hin, daß bei einer Familienarbeitsverfassung auch in größeren Betrieben die Arbeitskapa
zität auf bestimmte mittlere Ansprüche abgestellt ist, und diese Betriebe in bestimmten 
Spitzenzeiten zunehmend auf unregelmäßige Mithilfe angewiesen sind. 

Eine Differenzierung nach Betriebsgrößenklassen, wie sie in Übersicht 6 für Familienarbeits
kräfte vorgenommen wurde, zeigt folgende Tendenzen. Sowohl bei vollbeschäftigten Familien
ais auch sHlndigen Lohnarbeitskräften lag die Hauptabnahme in den Betrieben unter 20 ha LN. 
Bei den Lohnarbeitskräften war auch die Abnahme in der Klasse 20 - 50 ha durchgehend hoch. 
Bei Familienarbeitskräften ist hier jedoch bei den Männern aufgrund der Zunahme der Zahl 
der Betriebe eine kontinuierliche Zunahme, wenn auch mit abnehmenden Raten, zu verzeich
nen. Es ist jedoch zu vermuten, daß in den 70er Jahren auch hier eine Abnahme eintritt, die
ser Umschlag des Trends ist bei den Frauen in dieser Klasse bereits seit etwa 1968/69 zu beob
achten. In den Betriebenüber 50 ha mit insgesamt einer geringen Zahl ist bei den Männern 
auch in Zukunft ein leichter Zuwachs zu erwarten. Bei den Teilbeschäftigten spiegeln sich die 
Betriebsgrößen- und Erwerbsstrukturönderungen in einer seit etwa 1965 besonders starken Zu
nahme in den Größenklassen über 20 ha wider. 

2.3 Mobilitötsformen und Einflußfaktoren 

Nach dieser Situationsanalyse soll nunmehr versucht werden, die Vielfalt der Erscheinungsfor
men und Einflußfaktoren der Mobilität systematischer als bisher zu erfassen. Dabei muß kurz 
auf eine Systematik der Mobilitötsformen und der Einflußfaktoren eingegangen werden. 

Bezüglich einer Systematik soll im Anschluß an HATHAWAY (17) zwischen den folgenden drei 
Formen unterschieden werden: 

a) Mobil ität im Generationenwechsel ,d. h. Unterschiede in den Eintritts- und Austrittsraten, 
b) sukzessiver oder teilweiser Tätigkeitswechsel über Zu- und Nebenerwerb sowie 
c) direkter und vollständiger Tätigkeitswechsel. 

Aus der Diskussion der Übersichten 2 bis 6 läßt sich entnehmen, daß in der Bundesrepublik 
vor allem der ersten, aber auch der zweiten Form ein erhebl iches Gewicht beizumessen ist. 
Die Bedeutung des Generationenwechsels fUrdie intersektorale Mobilität wird deutlich durch 
die uberdurchschnittl ichen Abnahmeraten in der Altersklasse 14 bis 25 Jahren bei voIlbeschäf
tigten Familienarbeitskräften. Die Bedeutung der zweiten Form der Mobil ität, des teilweisen 
oder graduellen Tätigkeitswechsels, resultiert aus der Verschiebung des Verhältnisses von 
Voll- zu Teilbeschöftigung, zugunsten der letzteren. Diese Tendenz ist in den letzten Jahren 
bei den weiblichen Arbeitskräften noch stärker als bei den männlichen. 

Unter Berücksichtigung der Altersstruktur der Familienarbeitskräfte, der Tatsache, daß sich 
unter den teilbeschäftigten Familienangehörigen in den jUngeren Altersklassen eine große 
Zahl von Kindern von Landwirten findet, die bereits einen anderen Beruf ausüben, aber für 
die Zeit ihres Verbleibens im elterlichen Haushalt noch gelegentlich mitarbeiten, sowie der 
Vermutung, daß weibliche Familienangehörige bei einer Aufgabe der Landwirtschaft nicht in 
gleichem" Ausmaß wie vorher berufstätig werden, wurde bereits früher gezeigt, daß in Zukunft 
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der direkte und vollständige Tätigkeitswechsel für landwirtschaftliche Familienarbeitskräfte, 
das sind gut 91 % der Gesamtzahl im Jahre 1969;70, eine noch geringere Bedeutung als in 
der Vergangenheit erlangen dürfte (T. HEIDHUES, 20). 

Genauere Aufschlüsse über diese Zusammenhänge hängen von einer Umrechnung der Bestands
größen in Flußgrößen ab. Zu diesem Zwecke wurde versucht, die Bewegungen für voilbe
schäftigte männliche Famil ienarbeitskräfte in Form einer demographischen Input-Output
Matrix nach STONE (37) darzustellen. Diese Matrix beruht auf dem Versuch einer Aufgliede
rung der Änderungen in den Klassenfrequenzen nach Zugängen, Abgängen aus natürl i chen 
Gründen (Tod oder Invalidität), Abwanderung oder altersbedingtem Ausscheiden, Übergang 
in die nächsthöhere Altersgruppe sowie Verbleiben in der gleichen Klasse. Dies wird am Bei
spiel der Bestandsgröße 169 für die Klasse der 14- bis 25jährigen im Jahre 1960 demonstriert. 

Zugänge 1960 Abgänge 1960 

Schulabsolventen + 95 Naturl iche Abgänge - 1,3 
Zuwanderung 0 Abwanderung -34,7 
Verbleib in der Klasse Verbleib in der Klasse -44,0 
vom Jahre 1956 +74 

Übergang zu 25 - 45 
Jahre bis zum Jahre 1964 -89,0 

Summe +169 Summe -169 

Zur Ermittlung der Einzelkomponenten fehlen jedoch ausreichende Informationen, so daß die 
Ergebnisse als sehr vorläufig zu betrachten sind. Im einzelnen wurde folgendermaßen verfah
ren. Zur Ermittlung der Abgänge aus natürlichen Gründen wurde eine mittlere Sterbewahr
scheinlichkeit unterstellt. Zur Ermittlung der Verschiebung zwischen den Altersklassen wurde 
als erste Annäherung für die K lassen über 25 Jahre angenommen, daß sich die Arbeitskräfte 
innerhalb einer Altersgruppe gleichmäßig auf alle Jahre innerhalb der Klasse verteilen. FUr 
die Klasse 14 bis 25 Jahre wurde unterstellt, daß sich derAnteil in den Jahrgängen unter20 zu 
dem in den Jahrgängen über 20 wie 1 : 2 verhält. Bezüglich der Neueintritte wird von der 
Annahme ausgegangen, daß sie sich aus den Zugängen an den landwirtschaftl ichen Berufsschu
len rekrutieren. Die übrigen Zahlen ergeben sich aus der Bedingung, daß die Summen der Zu
und Abgänge den in der Statistik ausgewiesenen Bestandszahlen dieser Klasse in den Jahren 
1956 und 1960 entsprechen müssen. Vor allem die Annahmen über die Altersverteilung und 
über die Neueintritte bedürfen weiterer Korrekturen, die nur teilweise aus vorhandenen stati
stischen Unterlagen ermittelt werden können, im übrigen jedoch eine Verlaufsstatistik voraus
setzen. 

Die auf dieser Basis berechnete Matrix in Übersicht 7 zeigt deutlich, daß die als Residual
größe ermittelte Abwanderungsquote für die Klasse 14 bis 25 Jahre ab 1960 wesentlich höher 
liegt als für die beiden folgenden Klassen und außerdem zunehmende Tendenz hat. Allerdings 
ist zu berücksichtigen, daß diese Quote aufgrund der Annahmen über die Altersverteilung in
nerhalb der Klassen überschätzt, und die Quote in der nächstfolgenden Klasse entsprechend 
unterschätzt sein kann. Trotzdem scheint bereits dieser erste vorläufige Versuch den starken 
Einfluß des Alters auf die intersektorale Mobilität zu bestätigen. 

Es ist geplant, diese Matrix zu verbessern, sie auf andere Kategorien landwi rtschaftl icher 
Arbeitskräfte auszudehnen und dabei insbesondere die Beschäftigungsstruktur zu berücksichti
gen, um den Übergang von der Voll- zur Teilbeschäftigung oder umgekehrte Bewegungen mit
zu erfassen • 
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ttbersicht 7: Demographische Input-Output-Matrix für vollbeschäftigte männliche Fam. AK 1956-1970 
(Fam. AK in 1000) 

Abe ...... Ab- 1960 1964 1966 1968 1910 

ae ..... t-
urch Tod wanderuns 1~~5 215 I ~~5 >65 ~:5 l~l5 ~~5 >65 I ~~5 Fi5 1I~5 >65 '':;5 :45 ':~5 >65 ~25 :45 r65 :.65 

Zugq;ng aue 
Berufsschulen 95 11 " " 

~51) 
abgang 

~u.anderung 

14-25 1,8 4}.2 74 1~2 251 

25-45 3,3 87,1 224 78 ~ 
1956. ~ 45-65 27.3 '1,7 369 101 

65 27,1 120,9 18 ~ 
I--

14-~5 1,3 ~4.7 44 89 169 
I--

25-45 };1 12.9 269 1.1 356 
1960 I--

45-65 22,8 10,2 269 85 441 
I--

65 19.5 87.5 12 119 

14 .. 25 0,4 18.6 65 31 f--;"j;-
I--

1964 
25-45 1.8 12,2 309 36 359 

I--
45-65 8.7 27,3 272 32 340 

t---
65 8.3 24,7 64 91 

t---
14-25 0,3 11.7 55 27 1CO 

t---
1966 

25-45 1.4 13.6 291 34 340 
t---

45-65 7.9 17,1 254 29 308 
I--

65 8,2 24,8 63 96 

14-25 0.3 21,1 44 24 90 

25~45 1,3 32.1 252 ~2 318 
1968 

45-65 7.4 30.6 223 21 2~8 

65 7,8 29,2 55 92 

Gesamtzugang ~cl>56144~ 119 }5135~34019,111oJ34o1oaJ 94 90.1?18128~ 92 79 276 255 a3 - _. ----
1) Annahn:1! w::i.e 1968 
QUAlle. W1rtaC'haft und Statistik 19G8, s. 323·, 1969, s. 445 •• Statt Jahrbuch Uber B.L.P. '970, s. 47 



Hinsichtlich einer Klassifizierung der Einflußfaktoren der intersektoralen Mobilittlt land
wirtschaftlicher Arbeitskrttfte wird die Feststellung zugrunde gelegt, daß die landwirtschaft 
ein der Zahl der Beschtlftigten nach abnehmender Sektor ist. Es wird also gewissermaßen der 
Wanderungsmarkt und nicht der Markt fUr landwirtschaftliche Arbeitskrttfte selbst untersucht. 
Der Wanderungsmarkt verhtllt sich komplementtIr zum Arbeitsmarkt, so daß sich die Nachfrage
funktion auf die Variable außerlandwirtschaftliche Nachfrage nach landwirtschaftlichen Ar
beitskrttften und die Angebotsfunktion auf das Angebot an Arbeitskrtlften des Sektors landwirt
schaft an nichtlandwirtschaftlichen Sektoren bezieht. Im Vordergrund steht also nicht die 
Frage nach dem Niveau landwirtschaftlicher Beschtlftigung und die nach den dieses Niveau 
bestimmenden Faktoren, sondern jene nach dem Ausmaß der Verminderung. In den vorliegen
den tskonometrischen Analysen wird demgegenUber der landwirtschaftliche Arbeitsmarkt selbst 
untersucht, so daß dies bei der folgenden Interpretation zu berUcksichtigen ist. 

Entsprechend der Heteragenittlt der Arbeitskrtlfte in der landwirtschaft mUssen wir bei der Ana
lyse der Bestimmungsfaktoren der intersektoralen Mobilittlt von Teilmörkten ausgehen, die auf 
der Nachfrage- und Angebotsseite zwar enge Verbindungen aufweisen, aber doch genUgend 
differenziert sind, um eine getrennte Behandlung zu rechtfertigen. Dabei sollen idealerweise 
folgende Kategori.en unterschieden werden: 

a) lohnarbeitskrttfte 
gegliedert nach Geschlecht, Ausbildung und Alter 

b) Famil ienarbeitskrtlfte 
gegliedert nach Betriebsinhabern und deren Ehefrauen, Hoferben, sonstigen mithelfenden 
Famil ienarbeitskrtlften sowie Teil- oder Vollbeschöftigung, ebenfalls gegliedert nach 
Geschlecht, Ausbildung und Alter 

Im Interesse einer Straffung des folgenden Überblicks uber vorliegende empirische Untersuchun
gen werden diese Kategorien jedoch nur angedeutet. 

Die außerlandwirtschaftliche Nachfrage nach landwirtschaftlichen Arbeitskrtlften, in anderen 
Worten: der von anderen Branchen-ausgehende Sag auf in der landwirtschaft Ttltige durfte in 
erster linie bestimmt sein durch das gesomtwirtschaftliche Beschöftigungsniveau, durch das 
regionale Angebot an Arbeitspltltzen mit spezifischen QualifikationsansprUchen sowie durch 
das lohnniveau in anderen alternativ verfUgbaren Ttltigkeiten. 

In verschiedenen tskonometrischen Analysen zeigen die genannten Variablen ihren nachfrage
bestimmenden Einfluß, so fUr die Nachkriegszeit in Großbritannien bei COWLlNG, METCAlF 
und RAYNER (4) das Beschtlftigungsniveau in der Gesamtwirtschaft, das industrielle lohnni
veau, wobei als tv\aß der Opportunittltskosten eine aus industriellem lohnniveau und Wahr
scheinlichkeit der Arbeitslosigkeit synthetisierte Variable die GUte der Schtltzung noch ver
besserte. TYRCHNIEWICZ und SCHUH (39) wiesen in einem simultanen Modell fUr verschiede
ne Kategorien landwirtschaftlicher Arbeitskrttfte in den USA ebenfalls den besonderen Einfluß 
des nichtlandwirtschaftlichen Einkommens nach, wtlhrend HATHAWAY als Ergebnis seiner 
Arbeiten die Bedeutung einer niedrigen Arbeitslosenquote, d.h. eines hohen Beschtlftigungs
niveaus, betont (HATHAWAY, 17). FUr Kanada liegen tlhnliche Verhtlltnisse vor, wie von . 
YEH und LI gezeigt wurde, die vor allem das industrielle lohnniveau und die Arbeitsl05en- _ 
quote als wesentliche Bestimmungsfaktoren betonen (YEH and LI, 40). 

Vorltlufige Untersuchungen fUr landwirtschaftl iche lohnarbeitskröfte in der Bundesrepubl ik 
von GUTH im Institut fUr AgrartSkonomie der Universittlt Göttingen zeigen, daß unter den nach
fragebestimmenden Faktoren das Niveau gewerblicher Tariflöhne einen in der Regel positiven 
Einfluß hat, wobei allerdings die Elastizittltskoeffizienten fUr verschiedene Gleichungen erheb
lich schwanken. Demgegenuber hat die Arbeitsmarktlage, gemessen an der Zahl der Arbeits
losen, einen durchweg negativen, in der Größenordnung der Elastizittltskoeffizienten gleich
bleibenden,Einfluß. 
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Das Angebot an Arbeitskrtlften seitens des Sektors landwirtschaft an nichtlandwirtschaftl iche 
Bereiche ergibt sich als Differenz aus dem zu Anfang einer Periode vorhandenen Bestand, 
korrigiert um Neueintretende und altersbedingt Ausscheidende, und der Eigennachfrage der 
landwirtschaft. Das fUr den so definierten Markt relevante Angebot ist demnach vor allem 
auch ein Ergebnis des Einkommensdrucks in der landwirtschaft. Infolgedessen mUssen zur Er
kltlrung des Angebots vorwiegend die den Einkommensdruck in der landwirtschaft verschtlrfen
den Variablen herangezogen werden, und zwar idealerweise unter BerUcksichtigung derjeni
gen Faktoren, die einem dem reinen monettlren Faktorallokationsprinzip entsprechenden Ver
halten im Wege stehen. Diese Faktoren, wie z. B. Pröferenzen fUr bestimmte Ttltigkeiten, kom
men jedoch in den geschtltzten Angebotselastizittlten zum Ausdruck und sollen unter dem Ge
sichtspunkt von Mobilittltshemmnissen im Anschluß an die Behandlung der möglichen Angebots
funktionen diskutiert werden. 

Die wesentl ichen angebotsbestimmenden Faktoren durften aufgrund allgemein theoretischer 
Überlegungen die den Einkommensdruck verursachenden Faktoren sein, d.h. vor allem arbeit
sparende technische Fortschritte, Größeneffekte bei der Substitution von Arbeit durch Kapital, 
die Entwicklung der Kapitalguterpreise relativ zu landwirtschaftl ichen löhnen bzw. Einkom
mensansprUchen, die Produktivittltsentwicklung sowie die realen Produkt- und Betriebsmittel
preisentwicklungen. Dabei ist bei der Produktivittlts- und Preisentwicklungen widerspiegelnden 
Einkommensentwicklung zu beachten, daß sie u.U. mit erheblichen Verzögerungen wirksam 
wird, so daß ihre Signifikanz fUr die Abnahme von Arbeitskrtlften in Querschnittsanalysen kaum 
und in Zeitreihenanalysen angesichts der langen "logs" auch nur schwer zu erfassen sein wird. 

In den bereits zitierten ökonometrischen Analysen des landwirtschaftlichen Arbeitsmarktes 
zeigt sich mit Unterschieden die Bedeutung dieser Faktoren. In der Untersuchung fUr Großbri
tannien erweisen sich die Preisrelation Arbeit zu Maschinen bzw. Traktoren, die Preisrelation 
Produkte zu Betriebsmitteln und das lohn-Betriebsmittelpreisverhtlltnis als die wesentlichen 
Variablen. In der Arbeit von TYRCHNIEWICZ und SCHUH zeigen sich das reale Agrarpreis
niveau, die Agrarlöhne und fUr Betriebsleiter das durchschnittliche Residualeinkommen als 
relevant, wtlhrend eine Technologievariable nicht explizite eingefuhrt, sondern durch den 
Trend berUcksichtigt wurde. DemgegenUber war von HATHAWAY kein Einfluß des Agrarein
kommens auf die Abwanderung festzustellen. In Kanada erwiesen sich ebenfalls das reale lohn
niveau, ein Parittltsindex sowie fUr Familienarbeitskräfte der Maschinenbesatz, fUr lohnar
beitskrtlfte zustltzlich ein Produktivittltsindex als relevant. 

In den bereits erwtlhnten Untersuchungen von GUTH erweisen sich bei lohnarbeitskrtlften in 
der Bundesrepublik die Relation des Indexes landwirtschaftlicher Tariflöhne zum Index fUr Neu
bauten und landwirtschaftliche Maschinen und die Höhe der Nettoinvestitionen als wesentliche 
angebotsbestimmende Faktoren, wobei allerdings die Elastizittlt der Investitionsvariablen 
tlußerst niedrig ist. 

In allen Analysen war die kurzfristige Angebotselastizittlt fUr Arbeitskrtlfte in der landwirt
schaft sehr gering, d.h. es liegen erhebliche Mobilittltshemmnisse vor. Teilweise handelt es 
sich dabei um ökonomisch erkltlrbare Faktoren, teilweise um Einflusse, die im Bereich nicht 
vorwiegend ökonomisch motivierter Verhaltensweisen liegen. 

2.4 Mobilittltshemmnisse 

Die wesentlichsten ökonomisch bedingten Mobilittltshemmnisse durften im Grad der Ausbildung 
und in derAltersstruktur liegen 1). Offensichtlich werden die Opportunitätskosten landwirt-

1) Vgl. dazu fUr die USA mit einer durch das Rassenproblem teilweise anderen Problemstellung 
die Diskussionsbeitrtlge bei E. BISHOP: Farm labor in the United States, New York-london 
1967 (43). 
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schaftlicher Ttitigkeit in Abhtingigkeit vom Niveau der Ausbildung und vom Grad der Spezia
lisierung der Ausbildung sowie den bisherigen Berufserfahrungen bestimmt; Zusammenhtinge, 
die von allen Autoren, die sich mit diesen Problemen befaßt haben, betont werden, besonders 
eindringlich von SCHULTZ (35) 1). Die mit zunehmendem Alter abnehmenden Opportunittits
kosten für die USA aufgrund des Eintritts in niedrig bezahlte Ttitigkeiten und die Gefahr des 
Scheiterns in dieser neuen Ttitigkeit zeigt eindrucksvoll HATHAWAY (17). Bei den über 45 
Jahre alten Abgewanderten waren die Einkommen in der neuen Ttitigkeit niedriger als das 
vorausgehende landwirtschaftl iche Einkommen, wtihrend in derAltersgruppe 35 bis45 Jahre die 
Differenzen tiußerst gering waren. Für die Bundesrepublik kann vermutet werden, daß nicht 
so sehr Lohnniveauunterschiede als die Verminderung der Wahrscheinlichkeit, eine Stelle zu 
finden, die Opportunittitskosten tilterer Landwirte senken. Das gilt vor allem, wenn aufgrund 
einer Weiterbewirtschaftung des Betriebes im Nebenerwerb fast keine regionale Mobilittit hin
zutritt • 

Ein dritter, ebenfalls ökonomischer Faktor für begrenzte Mobil ität dürfte in der schwierigen 
Bewertung der Eigenleistung des Betriebes für die Lebenshaltung der Familie liegen 2), eine 
Problematik, die für die BRD verschiedentlich im Zusammenhang mit den Grünen Berichten 
diskutiert wurde. Dieser Faktor hängt in seiner Bedeutung für das Wanderungsverhalten stark 
von der Betriebsgröße ab. Sein Einfluß vermindert sich mit zunehmender Betriebsgröße. 

Viertens sind die mit der Wanderung verbundenen Kosten zu beachten, die insbesondere dann 
erheblich sein können, wenn mit der Abwanderung ein Ortswechsel oder eine Betriebsaufgabe 
verbunden ist, die bei Scheitern eines Wanderungsversuchs eine Rückwanderung erhebl ich er
schweren. 

Fünftens muß auf die Notwendigkeit einer regional sinnvoll gegl iederten Betrachtung hingewie
sen werden, da die Opportunitätskosten in erheblichem Maße durch regionale Einkommensun
terschiede beeinflußt werden. Das gilt in besonderer Weise für einen teilweisen Berufswechsel, 
wenn der landwirtschaftl iche Betrieb weiterhin im Nebenerwerb bewirtschaftet werden soll. 

Schi ießI ich soll gesondert von den bisher erwtihnten Punkten auf institutionelle Reibungsver
luste bei einem Berufswechsel hingewiesen werden. Dies betrifft sowohl die Art und das Aus
maß der Alters- und Krankenversicherung, d.h. den seit kurzem erleichterten Übergang zu 
neue" Systemen, als auch die in der bürokratischen Abwicklung liegenden Schwierigkeiten. 

Diesen ökonomisch erklärbaren Hemmnissen sind einige nicht in erster Linie ökonomisch moti
vierte hinzuzufügen 3). Deren erstes und möglicherweise wichtigstes ist die Präferenz für 
landwirtschaftliche gegenüber anderen Tätigkeiten. Dieser Faktor bedarf differenzierter Be
trachtungen, je nachdem, ob es sich um den Eintritt von K indern aus Bauernfam iI ien in land
wirtschaftliche Tätigkeit - auch wenn der Betrieb aufgrund seiner Ausgangssituation keine aus
reichenden Wachstumschancen aufweist - oder um den Wechsel bereits in der Landwirtschaft 
Tätiger in andere Berufe handelt. Im ersten Fall liegt im wesentlichen ein Informations- und 
Aufkltirungsproblem bei der Berufswahl vor, wobei zu einem Zeitpunkt noch vielfältiger Wahl
mögl ichkeiten eine realistische Entscheidungsgrundlage geschaffen werden muß. 

Im zweiten Fall ist diese Problematik nicht auf die Landwirtschaft beschränkt, sondern umfaßt 
Fragen der Sicherheit des Arbeitsplatzes, Widerstand gegen Veränderungen und die gefundene 

1) Vgl. ebenfalls Ruth GASSON (11). 

2) Für England und Wales vgl. dazu auch Ruth GASSON (1l). 

3) Vgl. dazu die ausführl iche Darstellung der von diesen Faktoren ausgehenden Einflüsse auf 
die Arbeitsmobilittit allgemein bei H.J. HARLOFF (16). Diese Arbeit enthält ein umfassen
des Literaturverzeichnis. 
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gesellschaftliche Position 1). Diese Faktoren wirken generell mobilitätshemmend und werden 
für Landwirte durch die nicht unerhebliche Anpassung beim Übergang von selbständiger zu 
abhängiger Tätigkeit verstärkt 2). 

Gerade zur besseren Erfassung dieser Bereiche sollten sowohl theoretische Arbeiten zur Ent
scheidungsstruktur des Komplexes Betrieb-Haushalt, vor allem seiner Präferenzstruktur, als 
auch ökonometrische Arbeiten zur Quantifizierung des Einflusses derartiger Variablen durch
geführt werden. Soweit aufgrund bisheriger Analysen Schlußfolgerungen gezogen werden kön
nen, müssen wir für die Bundesrepublik den starken Einfluß der Mobilität im Generationenwech
sel nochmals betonen. Je besser die allgemeine Schulbildung auf dem Lande entwickelt wird, 
desto zahlreicher werden die Wahlmöglichkeiten der Schulabsolventen und um so höher die 
Opportunitätskosten landwirtschaftlicher Tätigkeit. Eine Verminderung des Arbeitseinsatzes 
über einen zunehmenden Sog ist einer Verschärfung des Druckes eindeutig vorzuziehen. 

3 Mobil ität des Bodens 

3.1 Mobilitätsbestimmende Faktoren 

Bei der Diskussion der Bodenmobilit!:lt soll anders als im Falle der Arbeitsmobilität die Betonung 
auf dem Bodentransfer innerhalb des Wirtschaftsbereiches Land- und Forstwirtschaft liegen; in
dustrielle Nutzung sowie privates und öffentliches Bauland werden vernachlässigt. Demnach 
werden bereichsinterne Transfers über Kauf und Verkauf einerseits sowie Zupacht und Verpach
tung andererseits behandel t. 

Aufgrund dieser Beschränkung sollen die Theorie des Bodenmarktes und speziell die der Boden
preisbildung in diesem Zusammenhang nicht im einzelnen behandelt werden, sondern in erster 
linie die Faktoren, die Bodenverschiebungen zwischen den Betriebsgrößenklassen bewirken, 
um daran anschließend, an hand der Betriebsgrößenentwicklung der Vergangenheit und des ge
genwärtigen Zustands, bestimmte weitere Möglichkeiten zu diskutieren. 

Boden stellt unter heutigen Bedingungen für den gesamten Sektor einen unvermehrbaren Produk
tionsfaktor und damit das klassische Beispiel eines fixen Produktionsfaktors mit Rentenbildung 
dar, die von der Entwicklung der wesentlichen das Agrareinkommen bestimmenden Größen ab
h!:lngt. Zunehmende Agrarpreise wirken preissteigernd, zunehmende Preise für sonstige Inputs 
preissenkend. Technische Fortschritte haben als Folge der Bodenknappheit in der Tendenz eine 
Erhöhung der realen Bodenpreise zur Folge, wenn wir von staat I ich gestUtzten Agrarpreisen 
ausgehen (R.W. HERDT and W.W. COCHRANE, 23). 

Der Bodenmarkt höngt besonders eng mit dem Arbeitsmarkt zusammen. Wenn Berufswechsel 
zwischen den Generationen sowie eine teilweise oder sukzessive Aufgabe landwirtschaftlicher 
Tötigkeit über Neben- und Zuerwerb die Hauptformen der Mobilit!:lt landwirtschaftlicher Ar
beit darstellen, so folgt daraus unmittelbar, daß durch diese Prozesse das Bodenangebot für 
nachfragende, wachstumsf!:lhige Betriebe begrenzt wird, und somit das innerlandwirtschaftliche 
Bodenangebot weitgehend unelastisch ist. 

Aufgrund der auf dem Arbeitsmarkt sich andeutenden Tendenzen - weiterhin starken Ausschei
dens in den Betrieben unter 20 ha und wahrscheinlich beginnender Verminderung der Zahl der 
Vollbeschöftigten in den Betrieben von 20 bis 50 ha - ist jedoch die im kommenden Jahrzehnt 
zu erwartende Entwicklung schwer zu beurteilen. Ein im Rahmen der EWG-Agrarpolitik be
reits im Jahre 1970;71 erheblich verschörfter und möglicherweise anhaltender Einkommens-

1) Vgl. dazu H.J. HARLOFF (16). 

2) Vgl. dazu auch F. RI EMANN (34). 
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druck mit der Folge des Ausscheidens auch größerer Betriebe bzw. beim Übergang zum Neben
erwerb der Verkleinerung dieser Betriebe könnte zu einem größeren Bodenangebot führen. 

Von der anderen Seite, d.h. den aufstockenden Betrieben aus gesehen, führte in der Vergangen
heit ein wenig elastisches Bodenangebot zu einer scharfen Konkurrenz um Boden mit den ent
sprechenden Preiswirkungen, wenn es sich um den Markt für Transfer Uber Kauf und Verkauf 
handelte. Angesichts eines sich verschörfenden Einkommensdrucks, damit einer beengten Li
quiditötssituation und eines real abnehmenden Eigenkapitalbildungsvermögens auch in größeren 
Betrieben, gewinnen jedoch in jUngerer Zeit Kreditrationierungseffekte eine zunehmende Be
deutung insofern, als sie die effektive Nachfrage begrenzen 1). 

Da vermutlich der Einfluß des Baulandmarktes weiterhin einen dominierenden Einfluß auf die 
Bodel'lpreisbildung hat 2), ist mit entsprechenden Preisönderungen nur in begrenztem Maße zu 
rechnen, so daß sich von dieser Seite aus Restriktionen hinsichtlich eines genUgend zügigen 
Transfers ergeben. Das Problem wird noch komplexer durch die Tatsache, daß Bodeneigentum 
die wesentlichste Sicherungsbasis fUr landwirtschaftliche Kredite darstellt und in diesem Sinne 
die betröchtliche Kreditausweitung der Landwirtschaft mit ermöglicht hat 3). 

FUr den Pachtmarkt gelten die genannten besonderen Voraussetzungen mit Einschrönkungen. Die 
aus mangelnder Arbeitsmobilitöt resultierende Immobil itöt ist in gleichem Maße gegeben wie 
für den Bodenmarkt selbst, nicht dagegen die auf mangelnder Liquiditöt beruhende. Produkt
und Faktorpreisentwicklung ebenso wie Produktivitötstsnderungen wirken auf dem Pachtmarkt 
in gleicher Richtung, wenn auch wahrscheinlich mit gewissen zeitlichen Verzögerungen auf
grund der Dauer von Pachtvertrögen. Kaum wirksam auf dem Pachtmarkt sind allerdings die 
regional zwar differenzierten aber teilweise erheblichen Auswirkungen, die von der außerland
wirtschaftlichen Bouland- und Investitionsnachfrage ausgehen. 

In kaum einem Bereich der Volkswirtschaft sind institutionelle Restriktionen von einer so großen 
Bedeutung wie auf dem Bodenmarkt • Sie bestimmen nicht nur die Richtung der Änderungspro
zesse wesentlich mit, sondern Uben darUber hinaus vielföltige Einflusse auf den zeitlichen Ver
lauf aus. 

Unter europöischen Verhöltnissen war Boden über Jahrhunderte neben menschlicher Arbeit der 
Hauptproduktionsfaktor in der Landwirtschaft und Bodeneigentum demnach ein wesentlicher 
Faktor fUr wirtschaftliche und pol itische Macht. Daneben brachte die Bodenordnung wesentl i
che soziale Grundstrukturen der Gesellschaft zum Ausdruck. Es ist daher wenig erstaunlich, 
daß die Kontrolle uber Boden und seine Verwendung im Laufe der Jahrhunderte zu weitgehen
den Fixierungen der Bodenbewirtschaftung gefuhrt hat. Diese entziehen sich selbst in der 
heutigen Gesellschaft, in der Boden seine Bedeutung als Produktionsfaktor und Quelle von 
Macht in erheblichem Maße verloren hat, raschen Änderungen. Die wohl umfassendste Behand
lung der fUr unser Thema bedeutenden Fragen hat DOVRING (8) gegeben, auf dessen Werk 
"Land and Labor in Europe in the Twentieth Century" verwiesen sei. 

Die unmittelbare Konsequenz der historischen Entwicklung und vor allem auch der Agrarrefor
men in der ersten Hölfte des neunzehnten Jahrhunderts war eine organisatorische Struktur der 
westdeutschen Landwirtschaft, die auf vorwiegend flöchenmößig kleinen Eigentumsbetrieben 
beruht, d.h. Wirtschaftseinheiten, die weder moderner Technologie noch Arbeitsverfassung 
entsprechen. Der/Umfang der Pacht war vergleichsweise gering, und sie diente in erster Linie 

1) Dies wird durch die Untersuchung von H. FEUERSTEIN (9) fUr EinzeigrundstUcke in 
Schleswig-Holstein bestötigt. 

2) Für Schleswig-Holstein wird dies durch H. FEUERSTEIN (9) ebenfalls eindeutig bewiesen. 
3) Vgl. dazu meine Ausführungen in (T. HEIDHUES, 20). 
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zum Ausgleich zeitweiliger Schwierigkeiten einzelner Betriebe. DarUber hinaus wurde bei der 
Verpachtung ganzer Betriebe der Pachtschutz so weit entwickelt, daß derartige Pachtbetriebe 
unter agrarstruktu rell en Gesichtspunkten sich von Eigentumsbetrieben nicht unterscheiden. 
Das Ergebnis dieser Voraussetzungen und Entwicklungen ist ein Strukturbild der Landwirtschaft, 
das Wandlungen nur langsam zugl:lnglich ist. 

3.2 Entwicklung der Betriebsgrößenstruktur 

Die Nachkriegsentwicklung in der BRD ist charakterisiert durch eine Abnahme der Gesamtzahl 
der Betriebe, eine allmHhl iche Verschiebung der Grenzklasse zwischen Zu- und Abnahme nach 
oben, durch eine sehr langsam wachsende Durchschnittsgröße aller Betriebe und durch einen 
erheblichen Anteil an Nebenerwerbsbetrieben in den kleineren Betriebsgrößenklassen. 

Die in den Änderungsraten aus Übersicht 8 zum Ausdruck kommende Entwicklung der Zahl der 
Betriebe zeigt sehr deutlich die Tendenz zur Verschiebung der Grenze zwischen Wachstum 
und Stagnation bzw. zu daraus folgender Aufgabe. Lag diese Grenze 1955 bei etwa 10 ha LN, 
so verschob sie sich um 1960 auf 15 ha LN und nHherte sich 1970 bereits der 20 ha-Grenze. 
Noch nicht berUcksichtigt sind hierbei Änderungen im Erwerbscharakter. 

In bezug auf die weitere Entwicklung finden wir zwar in der Klasse 20 bis 30 ha noch zuneh
mende Zuwachsraten in der Periode 1966 bis 1970, aber gegenUber der Klasse 30 bis 50 ha 
bereits eine Umkehr in der Geschwindigkeit der Änderungen. Trotz dieser erheblichen Wand
lungen, die in der Zukunft eher zunehmen dUrften, ist die Landwirtschaft global gesehen noch 
immer vorwiegend Kleinbetriebslandwirtschaft mit 86 % der Betriebe kleiner als 20 ha gegen
Uber 93 % im Jahre 1949. 

Die entsprechenden FIHchenHnderungen sind aus Übersicht 9 zu entnehmen. Die Änderungsra
ten und ihre Verschiebungen entsprechen denen bei der Zahl der Betriebe. Der FIHchenanteil 
in Betrieben unter 20 ha LN verminderte sich von 66 % im Jahre 1949 auf 53 % im Jahre 
1970. 

Bei dieser vergleichsweise langsamen Wandlung der Betriebsgrößenstruktur und dem nur sehr 
zögernd abnehmenden Anteil der Betriebe in den unteren Größenklassen Hndert sich die durch
schnittliche BetriebsgfÖße nur langsam. Da ein großer Teil der Betriebe in diesen Klassen be
reits Nebenerwerbsbetriebe sind oder doch schnell zum Nebenerwerbsbetrieb Uberwechseln, 
und damit fUr eine gewisse Zeit als Betriebe erhalten bleiben, können keine schnellen Ände
rungen erwartet werden. FUr die weitere Entwicklung bedeutsam ist die DurchschnittsgfÖße 
der Voll- und Zuerwerbsbetriebe, die von 1965 bis 1970 von 13,7 ha auf 15,8 ha zugenommen 
hat, bzw. fUr Vollerwerbsbetriebe allein von 18,3 auf 19,9 ha. Diese Zahl wird durch die 
rd. 37000 flHchenextensiven Garten- und Weinbaubetriebe gedruckt. Demnach können wir 
fUr landwirtschaftliche Vollerwerbsbetriebe von einer gegenwHrtigen DurchschnittsgfÖße in 
Höhe von gut 20 ha ausgehen, eine Größe, die unter der Uberwiegenden Mehrzahl der Stand
ortbedingungen in der Bundesrepublik kein ausreichendes Einkommen gewHhrt. Selbst wenn 
durch Betriebsaufgaben und Übergang zu Nebenerwerb die Zuwachsrate der Durchschnittsgröße 
der Vollerwerbsbetriebe von 0,33 ha/Jahr im Zeitraum 1965 bis 1970 sich wesentlich erhöhen 
wUrde, ist eine Strukturbereinigung im Sinne ausreichender Bodenausstattung vor allem in den 
sUddeutschen Ulndern in absehbarer Zeit nicht zu erreichen. 

Die Entwicklung der Erwerbsstruktur nach Voll-, Zu- und Nebenerwerbsbetrieben ist in Über
sicht 10, die Änderungsraten der Zahl der Betriebe und der FIHche nach Erwerbscharakter 
sind in Übersicht 11 aufgefUhrt. 

Dabei ist zu berUcksichtigen, daß es sich bei der Ermittlung der Zuerwerbsbetriebe um 
Schötzungen des BML handelt, fUr die genaue Unterlagen nicht verfUgbar sind (41). 
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Ubersicht 8: Betriebsgrößenstruktur und Änderungsraten in der Zahl der Betriebe je Größenklasse 
in der BRD 1949 bis 1970 

Zahl der I Anteil durchschnittliche Zahl der Anteil 
Größen- Betriebe der Betriebe Änderungsraten in der Betriebe der Betriebe 
klasse in 1000 an der 7.",hl c1PT Betriebe in 1000 an der 

in ha LN1) 1949 Gesamtzatll 1949-1955 1956-1960 1961-1965 1966-1970 1970 Gesamtzahl 

0,5- 2 598,0 30,8 -1,3 -3,5 -3,2 -4,3 315,5 25,4 
2- 5 553,5 28,5 -2,1 -4,5 -3,6 -4,9 251,0 20,2 
5- 10 403,8 20,8 -0,9 -2,1 -3,1 -4,5 232,7 18,7 

10- 15 171 ,8 8,9 +0,8 2 ) -0,5 -2,9 158,2 12,7 
15- 20 84,4 4,4 +1,4 2 ) +2,0 +0,2 109,6 8,8 
20- 30 72 ,1 3,7 +0,2 +1,6 +2,5 +3,1 104,1 8,4 
30- 50 40,3 2,1 +0,2 +0,9 +1,3 +3,2 53,4 4,3 
50-100 12,6 0,6 +0,5 +1,0 +1,0 +2,5 16,3 1,3 

>100 3,0 0,2 -1,1 -1,5 +0,7 +2,2 3,0 0,2 
insgesamt 1939,6 100,0 -1,1 -2,3 -2,1 -3,0 1243,8 100,0 

1) Für 1970 landw. genutzte Fläche (LF). - 2) Für 1955 lag Nachweis nur für die gesamte Größen
klasse 10-20 ha/LN vor. In der Klasse 10-20 ha betrugen die Änderungsraten +0,4 im Zeitraum 

1949-1955 und +1,8 im Zeitraum 1956-1960. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Agrarstatistische Arbeitsunterlagen, Wiesbaden 1971 (44). 



~ Ubersicht 9: Betriebsgrößenstruktur und Änderungsraten der Fläche je Größenklasse 
in der BRD 1949 bis 1970 

Fläche Anteil durchschnittliche Änderungsraten Fläche Anteil 
Gr5ßen- in 1000 der Fläche in 1000 der Fläche 
klasse ha/LN a.d.ges.LN in der Fläche ha/LN a.d.ges.LN 

in ha/LN1) 1949 1949 1949-1955 1956-1960 1961-1965 1966-1970 1970 1970 

0,5- 2 650,7 4,8 -1,0 -4,1 -3,4 -4,4 335,0 2,6 
2- 5 1832,8 13,6 -1,7 -4,9 -3,7 -4,3 837,2 6,6 
5- 10 2858,9 21,2 -0,7 -2,0 -3,1 -4,0 1691,4 13,3 

10- 15 2090,9 15,5 +0,9 2 ) -0,4 -2,8 1952,3 15,3 
15- 20 1449,9 10,8 +1,4 2 ) +2,1 +0,3 1895,5 14,7 
20- 30 1737,4 12,9 +0,3 +1,5 +2,4 +3,2 2507,6 19,7 
30- 50 1505,4 11,2 +0,2 +1,0 +1,2 +3,2 1987,9 15,6 
50-100 817,2 6,1 +0,5 +1,0 +1,0 +2,5 1050,5 8,2 

>100 544,1 4,0 -1,2 -2,3 +0,8 +1,4 502,7 3,9 
insgesamt 13487,3 100,0 -0,2 -0,3 -0,2 -0,3 12760,5 100,0 

-- ---- I 

1) Für 1970 landw. genutzte Fläche (LF), mehrere 
2) Für 1955 lag ein Nachweis nur für die gesamte 

Klasse 10-20 h~~betrugen die Änderungsraten 

Jahrgänge. 
Größenklasse 10 - 20 ha/LN vor. In der 
+ 0,4 im Zeitraum 1949 - 1955 und 

+ 2,1 im Zeitraum 1956 - 1960. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Agrarstatistische Arbeitsunterlagen, Wiesbaden 1971 (44). 



Übersicht 10 weist in der Größenklasse 0,5 bis 2 ha eine weitgehende Konstanz der Erwerbs
struktur auf, sowohl an der Zahl der Betriebe als auch an der Fläche gemessen. Durchgreifen
de Verschiebungen finden wir nur in den Klassen 2 bis 5 und 5 bis 10 ha mit zunehmendem Ne
benerwerb. Der Anteil der Zuerwerbsbetriebe in den Klassen 5 bis 10 sowie 10 bis 20 ha 
scheint mir vor allem in der letzten Klasse jedoch unterschätzt zu sein. 

Betrachtet man die Änderungsraten in Übersicht 11, so sind die erratischen Schwankungen 
schwer zu interpretieren. Demnach spielt sich die starke Verminderung der Zahl der Betriebe 
und der Flächen seit etwa 1967 vor allem bei den Zuerwerbsbetrieben und in geringerem Um
fang bei den Nebenerwerbsbetrieben ab. Auch in der Klasse 2 bis 5 ha zeigen die Vollerwerbs
betriebe kaum Änderungen bei ebenfalls Uberproportionaler Abnahme der Zuerwerbs- im Ver
gleich zu den Nebenerwerbsbetrieben, was sich in dem zunehmenden Anteil des Nebenerwerbs 
äußert. Beide Klassen haben, wenn man von Sonderkultur- oder Spezialviehhaltungsbetrieben 
absieht, bereits seit uber einem Jahrzehnt kein ausreichendes Einkommen bieten können, so daß 
die um etwa eine halbe Generation verzögerte Auflösung eines Teils der Betriebe, die zunöchst 
im Nebenerwerb weiterbewirtschaftet wurden, beginnt. Diese Auflösung durfte mit dem Gene
rationenwechsel verbunden sein. 

Anders verläuft die Entwicklung in den folgenden Klassen, beginnend mit 5 bis 10 ha. Hier 
gibt es noch einen erheblichen Teil hauptberuflich bewirtschafteter Betriebe (Voll- und Zuer
werb), die bei zunehmendem Einkommensdruck zum Nebenerwerb Ubergehen. Die Änderungs
raten geben die Salden aus Zu- und Abnahme an, so daß zu vermuten ist, daß die eben be
schriebene Auflösung von Nebenerwerbsbetrieben einhergeht mit dem Wechsel neuer Betriebe 
zum Nebenerwerb, wobei seit einigen Jahren die letztere Bewegung dominiert. Doch bedarf 
dies genauer Untersuchungen insbesondere im Hinbl ick darauf, ob in dieser und in den näch
sten Klassen die "sukzessive" oder graduelle Abwanderung uber Zu- und Nebenerwerb die glei
che bedeutende Rolle spielt wie in den ausgesprochenen Kleinbetrieben, oder ob nicht ein 
vollständiger Tätigkeitswechsel vor allem zwischen den Generationen in stärkerem Iv\aße domi
niert • 

Beginnend mit der Klasse 10 bis 20 ha dUrften wachsende neben schrumpfenden Betrieben gleich
zeitig vertreten sein, so daß eine Abnahme durch Wechsel in größere Klassen sowie durch Auf
gabe möglich ist. Angesichts der niedrigen Ausgangszahlen durfen die Wachstumsraten fUr Ne
benerwerbsbetriebe nur mit Vorsicht interpretiert werden. Ob die starke Abnahme von 1969 auf 
1970 bereits die oben angedeutete Tendenz zu einer neuen Phase des Wandels der Betriebs
größen- und Erwerbsstruktur andeutet, muß sich in den nöchsten Jahren zeigen. Sollte es zu
treffen, daß angesichts des doch erhebl ichen Arbeitsbedarfs in diesen Betrieben die Stufenmo
biliH:it uber den Nebenerwerb abnimmt, muß mit einer insgesamt geringeren Mobilität gerech
net und dem Generationenwechsel eine noch größere Bedeutung zugemessen werden. 

Zur genaueren Klärung dieser Fragen bedarf es ebenso wie auf dem Arbeitsmarkt einer Verlaufs
statistik fUr landwirtschaftl iche Betriebe. 

Die regionalen Differenzierungsnotwendigkeiten in der weiteren Entwicklung können hier nur 
in Übersicht 12 durch die Unterschiede in der heutigen Struktur angedeutet werden. Gekoppel t 
mit teilweise extremer Flurzersplitterung zeigt die Tatsache, daß in den sUddeutschen Ländern 
rd. 90 % der Betriebe mit etwa zwei Drittel der Gesomtflöche eine Flächenausstattung von 
20 ha unterschreiten, die größeren Schwierigkeiten auch fUr wachsende Betriebe im Vergleich 
zu den norddeutschen Ländern. 

Da die Abnahmerate in der Zahl der Betriebe in sUddeutschen Ländern diejenige in den nord
deutschen Ländern nur wenig oder nicht Uberschreitet, wird in den ersteren der Zu- und Neben
erwerb in Zukunft an Bedeutung eher noch zunehmen. 
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ttbersicht 10: Entwicklung der Betriebsgrößen- und Flächenstruktur nach Erwerbscharakter 

n t eil der B e t r j e b e in -, 
o 5-2 ha 2-5 ha 5-10 ha 10-20 ha 20-50 ha >50 ha insgesamt 

p-ahr 
I 11 III I II 111 I 11 

1965 3,3 5,5 91,2 3,5 36,4 60,1 32,4 38,5 
1967 4,3 7,2 88,5 3,8 34,3 61,9 31,0 46,4 
1968 4,0 7,0 89,0 4,0 33,0 63,0 30,0 45,0 
1969 5,01 4 ,0 91,0 4,0 31,0 65,0 29,0 44,0 
1970 5,0 3,0 92,0 4,0 30,0 66,0 28,0 41,0 

An t eil 

1965 3,5 6,5 90,0 4,5 38,6 56,9 33,1 49,5 
1967 5,2 7,8 87,0 4,8 36,2 59,0 35,8 43,8 
1968 5,0 7,0 88,0 5,0 35,0 60,0 35,0 42,0 
1969 5,0 5,0 90,0 5,0 33,0 62,0 34,0 41,0 
1970 4,0 5,0 91,0 5,0 32,0 63,0 32,0 39,0 

_--~-_L- --

I Vollerwerbsbetriebe 
11 Zuerwerbsbetriebe 
111 = Nebenerwerbsbetriebe 

III I 

19,1 82,4 
22,6 82,1 
25,0 82,0 
27,0 82,0 
31,0 82,0 

der 

17,4 81,1 
20,4 83,3 
23,0 83,0 
25,0 83,0 
29,0 83,0 

11 III I II III I 11 III I 

14,5 3,1 100,0 - - 100 - - 35,3 
14,5 3,4 88,8 9,9 1,3 100 - - 35,1 
15,0 3,0 49,0 :b,o 1,0 100 - - 35,0 
14,0 4,0 87,0 10,0 3,0 100 - - 36,0 
14,0 4,0 86,0 10,0 4,0 100 - - 37,0 

F 1 ä ehe in % 

15,2 3,7 100,0 - - 100 - - 72 ,1 
13,6 3,1 91,0 7,9 1,1 100 - - 71,7 
14,0 3,0 91,0 8,0 1,0 100 - - 72,0 
13,0 4,0 89,0 8,0 3,0 100 - - 72,0 
14,0 3,0 87,0 8,0 5,0 100 - - 73,0 

- ---

Quelle: Bericht der Bundesregierung über die La~e der Landwirtschaft, "Grüner Bericht", 
1965 - 1970 (42); Agrarbericht 1971 (41). 

II III 

22,2 42,~ 
22,3 42,e 
22,0 43,( 
20,0 44,( 
19,0 44,c 

16,3 11,c 
16,5 11 ,~ 
16,0 12, c 
15,0 13,c 
14,0 13,c 



Ubersicht 11: Entwicklung der Betriebsgrößen- und Flächenstruktur nach Erwerbscharakter 

Ä n der u n g s rat e n der Z a h 1 der B e tri e b e 

Jahr 0,5-2 ha 2-5 ha 5-10 ha 10-20 ha 20-50 ha - _. _.~." .... 
I II III ;[ II III I II III I II III I II III 

~-67 +12,6 +12,7 -2,9 +0,4 -6,0 -0,2 -5,7 -5,7 +5,0 -0,7 -0,1 +3,9 -3,6 - -
~-6S 0 -6,9 -1,7 0 -6,7 -1,4 -6,2 -6,2 +8,3 -0,9 -0,9 0 +1,9 +2,2 +n,l 
~&-69 -0,3 -37,7 -0,6 0 -9,1 -1,7 -6,7 -6,7 +2,4 -2,6 -2,7 +19,4 +2,3 +2,1 +100 
~~70 0 -(3,7 -U,3 0 -4.4,5 -8,6 -l2,6 -l2,7 +5,4 -4,1 -4,0 -14,4 +3,8 +4,1 +72,5 

_.. Ä n der unq s rat end e r F 1 ä ehe 

fj5-67 ~1~'6 -3,2 +0,2 -6,' -1,6 -0,' -9,3 +4,4 +1,1 -5,7 -8,9 -2,6 - -
fj7-68 o -7,6 -1,9 0 -7,1 -1,0 -5,8 -5,8 +8,4 -0,7 -0,7 +0,7 +1,9 +1,9 +5,3 
~8-69 o 8,2 -0,3 -0,2 -8,5 -1,9 -6,9 -6,9 +3,8 -2,3 -2,3 +26,4 +1,8 +1,9 -9.63,3 
~9-70 -:31,4 -4.1,0 -12,1 -7,9 -4.2,7 -8,4 -i2,5 -12,5 +6,6 -3,6 -3,6 -16,0 +3,9 +3,9 +83,2 

I = Vollerwerbsbetriebe 
II = Zuerwerbsbetriebe 
III = Nebenerwerbsbetriebe 

>50 ha 

I II III 

+0,6 - -
-0,6 - -
+2,9 - -
+7,2 - -

! 
+0,6 - -
+0,1 - -
+2,6 - -
+6,7 - -

Quelle: Bericht der Bundesregierung über die La~e der Landwirtschaft, "Grüner Bericht", 
1965 - 1970 (42); Agrarbericht 1971 (41). 

~ 

insgesamt 

I II III 

-1,9 -1,6 -1,6 
-1,0 -5,4 -0,5 
-1,7 -9,1 +0,1 
-2,5 -12,9 -8,6 

-0,5 +0,3 +0,3 
+0,1 -3,6 +1,6 
-0,2 -5,0 +7,3 
+0,5, -7,3 +0,7 
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~bersicht 12: Größenstruktur der landwirtschaftlichen Betriebe und Flächenverteilung 
nach Bundesländern, 1970 1). 

Anteil der Betriebe und der landwirtschaftlich genutzten Fläche 
in den Klassen 

Anteil 
0,5-20 ha 20-30 ha >30 ha hauptberufl1c'h 

lBundesland bewi~;~;~~~;~r~f 
% 

lBetriebe Fläche Betriebe Fläche Betriebe Fläche 

Schleswig-Holstein 53,3 16,0 18,8 20,1 27,9 63,9 81,7 
Niedersachsen 73,6 33,1 12,8 21,3 13,6 45,6 72,0 
~ordrhein-Westfalen 81,6 45,5 10,7 22,7 7,7 31,8 73,0 
Hessen 91 ,0 65,2 6,7 20,0 2,3 18,8 46,9 
Rheinland-Pfalz 92,4 69,7 5,6 18,6 2,0 11,7 64,4 
Baden-liürtternberg 94,6 75,3 4,1 15,1 1,3 9,6 65,5 
Bayern 88,6 65,8 8,1 19,0 3,3 15,2 73,2 
Saarland 90,5 51,1 5,3 19,8 4,2 29,1 32,3 

, 
, 

i 
I 

1) Agrarbericht 1971, a.a.O., Haterialband, S.14 ff (41). - 2) Statistisches Bundesamt 1968/69, 
Fachserie B, Reihe 5, II, Arbeitskräfte, S.58 (46). - 31 Die Abweichungen der Zahlen von denen 
des Grünen Berichts resultieren daraus, daß in der Größenklasse 0,5-2,0 ha nur die für den Markt 
produzierenden Betriebe berücksichtigt wurden. 



4 Interdependenzen zwischen Arbeits- und Bodenmobiliti:lt 

Wie in jedem Wirtschaftsbereich, insbesondere in den der Beschi:lftigung nach zurückgehenden, 
finden wir in der Landwirtschaft betriebliches Wachstum und Aufgabe von Betrieben als paralle
le Vorgi:lnge. Die insgesamt begrenzte Absatzkapaziti:lt und Änderungen in der Produktions
technologie akzentuieren diese intrasektoralen Verschiebungen. 

Noch mehr als in der Vergangenheit wird sich die Grenze zwischen Wachstum und Stagnation 
oder Aufgabe laufend verschieben. Um diese Grenze genauer erfassen zu können und Charak
teristika von Betrieben oder Gruppen von Betrieben zu finden, die sich in diesem Prozeß i:lhn
lich verhalten, bedarf es einer Analyse der wachstumsbestimmenden ebenso wie der zur Stag
nation und sukzessiven Aufgabe führenden Faktoren 1). 

Die Faktoren, die ein Überwechseln in diese zweite Kategorie bewirken, sind in Deutschland 
erst in der Nachkriegszeit voll wirksam geworden. Wi:lhrend über eine Periode von 100 Jahren 
die Betriebsgrößenstruktur geringen Änderungen unterworfen war, begann in den 50er Jahren 
ein sich bis heute versti:lrkender Prozeß der Umstrukturierung. Ursachen für diese weitgehende 
Kons~anz der Betriebsgrößenverteilung sind darin zu suchen, daß bis etwa 1950 Erhöhungen 
der Arbeitsproduktiviti:lt aufgrund biologisch-chemischer Fortschritte, also im Sinne einer Inten
sivierung der Produktion, aufgrund einer Expansion fli:lchenunabhi:lngiger Viehhaltung und 
einer Verminderung der Zahl der Lohn- und sodann der abhängig beschäftigten Familienarbeits
kräfte möglich waren. Außerdem waren über lange Zeiten die Opportunitätskosten der Arbeit 
relativ niedrig. Zwei Faktoren vor allem waren es, die zu einem Phasenwechsel des Struktur
wandels führten: hohe gesamtwirtschaftliche Wachstumsraten und dadurch mitbeeinflußte Sub
stitutionsbedingungen zwischen Arbeit und Kapital verbunden mit Größeneffekten der neuen 
Technologien. Unter diesen Bedingungen waren Kleinbetriebe bald nicht mehr in der Lage, 
technische Fortschritte voll wahrzunehmen und ihre Einkommen entsprechend zu steigern. 

Im Rahmen der insgesamt begrenzten Absatzkapazität sind es demnach die mangelnde Fähigkeit, 
modeme Technologie im Rahmen der bestehenden Produktionsstruktur zu absorbieren sowie Ka
pitalmangel zur Ausdehnung des Faktor-, insbesondere des Bodeneinsatzes, die ein weiteres 
Zurückbleiben im Einkommenswachstum verursachen. Wenn zusätzl ich durch die gesamtwirt
schaftliche und regionale wirtschaftliche Expansion Arbeitsplätze in zunehmendem Maße zur 
Verfügung stehen, steigen die Opportunitätskosten der Arbeit und führen längerfristig zu einem 
Berufswechsel. Für das Verständnis dieses Wandels sind jedoch zwei Gesichtspunkte von Bedeu
tung: Erstens, daß eine bewußte Entscheidung zur Betriebsaufgabe meist durch vorangegangene 
wirtschaftliche Entwicklungen vorweggenommen wurde, d.h. erst nach vergeblichen Versuchen, 
in der Einkommensentwicklung doch noch mitzuhalten, fällt. Zweitens ist der zeitlich lange 
Prozeß des Ausscheidens zu berUcksichtigen, der Uberwiegend entweder durch einen sukzessiven 
Wechsel zum Nebenerwerb oder im Wechsel der Generationen realisiert wird. 

Aufstockungsfi:lhigkeit landwirtschaftlicher Betriebe auf der anderen Seite ist ebenfalls durch 
die für die Abstockung genannten Faktoren allerdings in entgegengesetzter Richtung gekenn
zeichnet. Sie umfassen in erster Linie eine gUnstige Ausgangssituation hinsichtlich der Betriebs
größe und des sonstigen Produktionsapparates, ausreichende KapitalverfUgbarkeit, ein genUgend 
elastisches Angebot der wesentlichen Faktoren und der Fähigkeit, bei Ausnutzung von Koopera
tionsmöglichkeiten modeme Technologie unter Ausnutzung der Größeneffekte einsetzen zu kön
nen. Einer besonderen Erwähnung bedarf das Merkmal der einzelbetrieblichen Faktorangebots
funktionen. Dies ist meines Erachtens ein fUr die Geschwindigkeit des Wachstums und damit 

1) Vgl. dazu die modellmößige Erfassung dieser Grenze und ihrer Verschiebung bei 
H.U. STEIGER (36). 
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bei begrenztem Absatzvolumen auch fUr die Geschwindigkeit der Verdrtingung besonders wich
tiger Bestimmungsgrund. Allgemein kann unterstellt werden, daß, je größer die Angebots
elastizitl:lt der fUr ein Pordukt wichtigen Produktionsfaktoren ist, desto rascher die Konzen
tration in der Produktion einzelner Produkte fortschreitet. Demnach ergeben sich Differenzie
rungen im Wachstumsprozeß in Abhl:lngigkeit von der Produktionsrichtung und der regionalen 
Faktorproportionen. 

Schwierigkeiten fUr den Strukturwandel insgesamt ergeben sich dann, wenn auf einer dieser 
bei den Seiten der Wandlungsprozeß zu starken Einschrl:lnkungen unterworfen ist, wenn also 
erstens durch Betriebsverkleinerung und -aufgabe nicht genUgend Boden bzw. Bodennutzung 
angeboten wird, um der Nachfrage wachsender Betriebe zu wirtschaftlich annehmbaren Prei
sen gerecht zu werden, oder aber auf der anderen Seite die Nachfrage seitens wachstumsfl:l
higer Betriebe nicht ausreicht, um den frei werdenden Boden zu absorbieren. Einerseits hl:lngt 
eine zUgige Umstrukturierung der Landwirtschaft also von einer genUgend hohen Mabilittit der 
Arbeit ab. Andererseits mUssen fUr den verbleibenden Bereich die Wachstumsvoraussetzungen 
so gestaltet werden, daß das Ausmaß von Arbeits- und Bodenmobilitl:lt aufeinander abgestimmt 
bleibt. 

5 Ausmaß der Immobilittit 

Das Ausmaß der Immobilitl:lt von Produktionsfaktoren zu bestimmen, wirft sowohl theoretische 
als auch empirische Probleme auf. Es Il:lge nahe, das Ausmaß der sektoralen Immobilitl:lt als 
Nichtanpassung, d.h. Abweichung von einem wirtschaftlichen Gleichgewicht zu definieren 
und anhand eines mindestens sektoralen Gleichgewichtsmodells mit gegebenen Angebots- und 
Nachfragefunktionen fUr Produkte und Faktoren zu messen. Dabei ergeben sich unmittelbar 
drei Fragen, nl:lmlich: erstens Abweichung von welchem Gleichgewicht, zweitens die Frage 
nach der Bestimmung dieses Gleichgewichts sowie drittens die Frage der Zweckmtißigkeit 
eines solchen Iv\aßes als Grundlage fUr die Entwicklung wirtschafts- und agrarpolitischer Maß
nahmen. Zur Konkretisierung der Diskussion dieser Fragen seien im folgenden zunl:lchst die 
wichtigsten Ansl:ltze modellml:lßiger Erfassung von sektoralen Gleichgewichten und Wandlungs
prozessen, die die Faktormobilitl:lt als wesentliche Komponente einschließen, dargestellt. Auf 
die beiden anderen Fragen wird im ntichsten Abschnitt Bezug genommen. 

5.1 Madellmtißige Erfassung des sektoralen Wandels 

Die Interdependenzen zwischen verschiedenen Teilen der Landwirtschaft können ebenso wie 
die Beziehungen zwischen Landwirtschaft und anderen Branchen durch ein System von Markt
beziehungen charakterisiert werden. Ober diese Iv\arktbeziehungen wirken die Entscheidungen 
einzelner Entscheidungseinheiten auf die Entscheidungsumwelt anderer Einheiten und sich 
selbst zurUck. Derartige Ruckkopplungsprozesse und die Reaktion darauf bilden den Kem des 
Wandlungsprozesses, insbesondere auch der Verschiebungen in der Betriebsgrößenstruktur und 
des Arbeitseinsatzes. Solche Marktverbindungen beziehen sich sowohl auf die Produkt- als 
auch auf die Faktormtirkte. Modelle zur Erkltirung des Wandels mUssen deshalb sowohl den 
mikroökonomischen Aspekt der Entscheidung zwischen verfUgbaren Altemativen als auch 
diese Iv\arktinteraktionen zum Ausdruck bringen. 

Versuchen wir unter BerUcksichtigung dieser Anforderungen verschiedene Madellanstitze zu 
beurteilen, so handelt es sich im wesentlichen um vier Modelltypen, die zu diskutieren 
sind: Bilanzierungsmodelle, Gleichgewichtsmodelle meist als Aktivitl:ltsanalysemodelle formu
liert, ökonometrische Modelle mit weitergehender Untergliederung des Sektors, die in der 
Regel eine starke Anpassungskomponente enthalten, sowie Anpassungsmodelle, die, als rekur
sive Systeme definiert, in Form von modifizierten Aktivitl:ltsanalysemodellen oder auch von 
ökonometrischen Modellen formuliert wurden. 
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Bilanzierungsmodelle beruhen in der Regel auf einer sektoralen Gesamtrechnung oder ähnlich 
aufgebauten sektoralen Rechnungen, die auf der Produkt- bzw. Faktoreinsatzseite in stärke
rem Maße disaggregiert sein können 1). Aus der gesamten Wertschöpfung des Sektors wird die 
notwendige Verminderung des Arbeitseinsatzes in Relation zu den Einkommen in anderen Be
reichen abgeleitet. Da nicht auf einem geschlossenen formalen Modell beruhend, ergibt sich 
die Möglichkeit, in verschiedenen Stadien der Rechnung zu korrigieren und die Höhe be
stimmter Änderungsraten zu I imitieren. 

Zweitens haben als Aktivitätsanalysemodelle formulierte regionale und interregionale Gleich
gewichtsmodelle die Bestimmung der nach Betriebsgruppen, Größenklassen und Regionen opti
malen Verteilung der landwirtschaftlichen Produktion meist bei vorgegebenen Marktrestrik
tionen zum Ziel 2). Der Charakter dieser Modelle ist insofern ausgesprochen mikroökonomisch, 
als sie Entscheidungen zwischen Produktions- und Investitionsalternativen explizite berücksich
tigen. 

Im Sinne der Untersuchung von Anpassungsvorgängen sind die auf Gewinnmaximierung jeder 
einzelnen Entscheidungseinheit bei sicheren Erwartungen über die Zukunft gerichteten Ziel
funktionen und entsprechend formulierten Restriktionen problematisch. Da Realität und Mo
deli ergebnisse unter den Voraussetzungen des Formul ierungsansatzes in aller Regel nicht über
einstimmen, werden die Ergebnisse als normativ bezeichnet. Während diese auf einzeIbe
trieblicher Ebene eine vereinfachte Zielformulierung der Entscheidungseinheit repräsentieren 
und als Anhaltspunkt für einzelbetriebl iche Entscheidungen dienen können, I iegt es nahe, auf 
stärker aggregierter Ebene den Begriff normativ durch "nicht überprüfbar" zu ersetzen. Die 
zunehmende Operational ität linearer Entscheidungsmodelle hat dazu verleitet, diese in ähn
licher Form wie auf Einzelbetriebsebene anzuwenden, wobei die Zielsetzung und Verhaltens
weisen der Entscheidungseinheiten und die Interdependenzen zwischen verschiedenen Einhei
ten, die aus ihren eigenen Entscheidungen resultieren, nicht genügend Beachtung fanden. 
Dies bezieht sich insbesondere auf Verhaltensweisen gegenüber Unsicherheit, die Berücksich
tigung von Lernprozessen und dynamische Interdependenzen. Die sich als Ergebnis vieler Ein
zelentscheidungen ändernde Entscheidungsumwelt wird nicht genügend berücksichtigt. 

Eine alternative Möglichkeit der Betrachtung dieser "normativen" Eigenschaft ist die, solche 
Ergebnisse als Orientierungslinien für politische Iv\oßnahmen zu benutzen, gleichsam als an
zustrebendes Ideal. Dabei wird jedoch der durch eine solche Interpretation implizierte"Einwir
kungsgrad der Pol itik auf einzelne Betriebe und ihre Entscheidungen angesichts der vorherr
schenden institutionellen Ordnung leicht überschätzt. Die modellmäßigen Optima sind daher 
unter diesen Bedingungen möglicherweise nicht realisierbar und deshalb auch problematisch 
im Sinne von Orientierungsmaßnahmen. 

Ökonometrische Analysen über Wandlungen der Produktion, des Faktoreinsatzes und der Agrar
struktur beziehen sich in der Regel auf einzelne Mörkte, d.h. Produktmärkte und Faktormärkte. 
Soweit eine Gesamtanalyse vorgenommen wurde, wie z.B. von FOX im Brookings-Modell 
(K.A. FOX (10) oder Teilanalysen der Produktion 3) bzw. des Faktoreinsatzes (COWLlNG, 
METCALF and RAYNER, 4), wird nicht zwischen verschiedenen Teilen der Landwirtschaft 
unterschieden. Generell werden aus theoretischen Modellen Gleichgewichtsbedingungen ab
geleitet. Darüber hinaus wird dem Problem der Unsicherheit durch explizite Einbeziehung von 

1) Vgl. z. B. R. PLATE, E. WOERMANN und D. GRUPE (31) sowie neuerdings R. PLATE (32). 

2) Vgl. dazu W. HENRICHSMEYER (21)i H. E. BUCHHOLZ (3) und di e dort angegebene 
Literatur. 

3) Vgl. G.E. BRANDOW (2); bzw. für die Bundesrepublik von H. GOLLNICK und 
P. MACIEJ (13). 
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Preiserwartungsfunktionen und dem dynamischen Charakter des Anpassungsprozesses durch Ein
führung von "Iags" oder durch eine allgemein rekursive Formulierung Rechnung getragen. 

Eine vierte Modellkategorie, vielleicht als Anpassungsmodelle zu bezeichnen, konzentriert 
sich auf Änderungsraten einzelner Produktions-, Faktoreinsatz- und Strukturvariablen unter 
dem Einfluß von ökonomischen Änderungen, von Unsicherheit und Verhaltensweisen, die als 
optimierend unter Nebenbedingungen gekennzeichnet werden können. Diese Modelle sind 
dynamisch und erlauben durch entsprechenden Einsatz von Kontrollvariablen, z.B. agrarpoli
tischer Maßnahmen, eine Kontrolle der Anpassungsraten unter Ungleichgewichtsbedingungen. 
Arbeiten in dieser Richtung finden sich, wenn auch meist auf einzelne Regionen beschri:lnkt, 
bei DAY (5), (6); de HAEN (14) u.a •• Ähnlich argumentiert THOSS (38) in einer sektoral 
und regional gegliederten Untersuchung zu den möglichen Anpassungsraten in der Allokation 
der Ressourcen Arbeit, Kapital und Boden. 

Der Nutzen dieses Modelltyps fUr die Erklärung des Strukturwandels als einer kontinuierlichen 
Folge von Anpassungsmaßnahmen unter Berücksichtigung von sektorinternen und -externen 
Rückkopplungsprozessen liegt darin, daß die dezentralisierte Entscheidungsstruktur berucksich
tigt wird, ein begrenztes Maß an Information Uber Technologie und Märkte unterstellt, und 
als Anpassungsverhalten die Tatsache berUcksichtigt wird, daß angesichts einer ungewissen 
Zukunft Abweichungen von Zuständen oder Handlungen der Vergangenheit und so das Risiko 
der ex post-Ergebnisse gegenwärtiger Entscheidungen begrenzt werden. 

5.2 Kriterien zur Bestimmung des Ausmaßes der Immobilität 

Versucht man Modelle der obengenannten Art für die Ermittlung des Ausmaßes der Faktorimmo
bilität zu nutzen, so mUssen wir in einer marktwirtschaftlichen Ordnung davon ausgehen, daß 
bei begrenzter Information und Unsicherheit über zukünftige Entwicklungstendenzen Anpos
sungsprozesse durch Ungleichgewichte ausgelöst werden, speziell Ungleichgewichte auf den 
Faktormärkten, ausgedrUckt durch Differenzen in den Faktoreinkommen, Ungleichgewichte auf 
den Produktmärkten und durch mangelnde Anpassung in der Technologie der Produktion. Da
raus folgt, daß derartige Wandlungsprozesse in den Bereich der dynamischen Theorie gehören. 

Wesentlich fUr die Analyse wirtschafts- und agrarpolitischer Eingriffsmöglichkeiten ist ferner 
eine korrekte Identifizierung der Kontrollvariablen, d.h. derjenigen Variablen, die von der 
Politik beeinflußbar sind. Das Ziel muß darin I iegen, die Reaktion des Sektors Landwirtschaft 
bzw. eines Teils der Landwirtschaft auf Änderungen dieser Politikvariablen ebenso wie sonsti
ger Parameteränderungen zu prüfen, um auf dieser Basis politische Maßnahmen beurteilen zu 
können. 

Schließlich sollten im Sinne der Kontinuität des Anpassungsprozesses die zu entwickelnden 
Modelle die Möglichkeit bieten, permanente Ungleichgewichte darzustellen mit Kontrollvariab
le",die das Ausmaß der Ungleichgewichte zu jedem Zeitpunkt beeinflussen können. Damit dürf
te es möglich sein, die verschiedenen Anpassungsraten zu kontrollieren, d.h. Anpassungskorri
dore abzuleiten, innerhalb derer die Prozesse verlaufen. Es wird also auf die Bestimmung des 
Ausmaßes der Immobilität zugunsten einer Feststellung der Existenz überhaupt sowie der Rich
tung und Höhe von Änderungsraten zum Ausgleich der Ungleichgewichte verzichtet. 

Zur Bestimmung des Ausmaßes von einem "allgemeinen Gleichgewicht auf Produkt- und Faktor
märkten" auszugehen, bedingt erhebliche Probleme. Es sind die Marktrestriktionen im einzel
nen zu spezifizieren, ob es sich beim Produktmarktgleichgewicht um ein solches auf der Basis 
von Weltmarktpreisen, die unter der Annahme einer Freihandelssituation erst geschätzt werden 
mUßten, oder um ein Gleichgewi cht bei einem gegebenen Schutzsystem, etwa dem der EWG, 
handelt. In ~r agrarpolitischen Realität wird zudem zwischen Produkt- und Faktormarktgleich
gewichten durchaus unterschieden. Der Begriff des Faktormarktgleichgewi chts wird in der Dis
kussion in erster Linie auf das Arbeitseinkommen bezogen und Produktpreispolitik wird betrie-
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ben, um dieses Einkommen zu beeinflussen. Wenn auf der anderen Seite administrativ vom 
Weltmarkt abgehobene Produktpreise zu Überschüssen führen, wird zum Zwecke des Abbaus 
derartiger Überschüsse wiederum eine expl izite Interventionspol itik auf den Faktormärkten, 
insbesondere dem Arbeitsmarkt, betrieben. 

Deshalb möchte ich die Frage negativ beantworten, inwieweit es zweckmäßig ist, für agrar
politische Fragestellungen dieser Art von einem allgemeinen Gleichgewicht auszugehen, von 
dem wir wissen, daß es nicht existiert, daß es sich angesichts vielfältiger Struktur- und Wachs
tumseffekte laufend ändert, und daß es im agrarpol itischen Bereich infolge der bereits disku
tierten Schwierigkeiten nicht ernsthaft angestrebt wird. Letzteres heißt nicht, daß keine An
passung in der Richtung eines solchen Gleichgewichts angestrebt wird, sondern nur, daß an
gesichts erhebl icher Abweichungen und einer nicht rein ökonomisch motivierten Handlungs
weise aller Beteiligten der Zustand eines allgemeinen Gleichgewichts der Agrarpolitik kein 
im Augenbl ick realistisches Ziel darstellt. 

Nun könnte man von dem Standpunkt ausgehen, daß eine Information über das Ausmaß der 
Abweichung die Größe der zu lösenden Aufgabe deutl ich macht und deshalb zur Wahl der 
Instrumente im Sinne einer Annäherung eine günstige Basis darstellt. Ich möchte die Auffas
sung vertreten, daß dies nicht der Fall ist. Die Richtung der Ungleichgewichte auf Produkt
und Faktormärkten ist ohnehin bekannt. Weiterhin ist bekannt, daß sie zumindest auf den 
Märkten für Arbeit und Boden beträchtl ich sind. Ebenso herrscht Übereinstimmung darüber, 
daß agrarpolitische Maßnahmen zum Abbau der Ungleichgewichte beitragen müssen. Deshalb 
scheint es analytisch sinnvoller, im Sinne von Verlaufsmodellen Anpassungsrichtung und im 
Rahmen ökonomischer, institutioneller und pol itischer Begrenzungen Änderungsraten der Haupt
variabien zu analysieren und gegebenenfalls durch Parametrisierung der Restriktionen zu unter
suchen. Dadurch wird zweierlei erreicht. So abgeleitete Vorschläge für politische Maßnahmen 
sind transparent im Hinblick auf die zeitliche Verwirklichung bestimmter Ziele und die einzu
setzenden Maßnahmen. Sie machen dadurch die politische Aufgabe deutlich. Wir müssen da
von ausgehen, daß in einem so weitgehend fixierten System wie der EWG-Agrarpol itik jeweils 
nur marginale Änderungen sowohl im System wie im Gewicht der Einzeimaßnahmen mögl ich 
sind, so daß die in einer Verlaufsanalyse herauskristall isierten Änderungsraten unmittelbarere 
Ansatzpunkte für die Planung bringen als die Feststellung, daß viel zu tun ist, ohne im ein
zelnen Wege zu zeigen. 

Zweitens wird in diesem Punkt die Verantwortung des Wirtschaftswissenschaftlers tangiert, 
dessen Arbeiten ein möglicherweise höherer Stellenwert zugemessen wird als ihnen zukommen 
sollte, insbesondere deshalb zukommen sollte, weil es kaum möglich sein wird, alle Annahmen 
und dadurch implizierte Werturteile in allen Punkten völlig transparent zu machen (LlND
BLOM, 28). Unter dieser Voraussetzung ist eine Konzentration auf Änderungsraten wichtiger 
Variablen dazu angetan, diese impl izierten Annahmen in ihren Auswirkungen deutlicher zu 
machen als der Ausweis von Abweichungen von einem Gleichgewichtszustand, der angesichts 
der auf die Agrarwirtschaft einwirkenden Kräfte nicht erreichbar scheint, und dessen Voraus
setzungen und implizierten Konsequenzen schwer beurteilt werden können. 

Ich kann deshalb die zweite Hälfte meines Themas, die Frage nach dem Ausmaß der Faktor
immobil ität in der Landwirtschaft, weder konkret quantitativ noch durch den Vorschlag einer 
modellmCißigen Erfassung beantworten. 
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Korreferat 

von R a i n e r T h 0 s s, MUnster 

Einfulmms 

Meine beiden Vorredner haben ihre Themen untereinander so abgestimmt, daß HENRICHSMEYER 
sich hauptsHchlich mit den Problemen der intersektoralen MobilitHt beschHftigt hat, wHhrend 
HEIDHUES die Probleme der intrasektoralen MobilitHt in den Mittelpunkt seines Vortrages ge
steilt hat. Diese strikte Unterscheidung war im Interesse der notwendigen Klarheit der Darstel
lung unbedingt erforderl ich. Ich möchte aber nicht an dieser Unterscheidung festhalten, sondern 
vielmehr die gemeinsamen Elemente der beiden VortrHge in den Mittel punkt stellen. 

Ich möchte Ähnlichkeiten und Unterschiede zwischen den Problemen der intersektoralen und der 
intrasektoralen MobilitHt aufzeigen, einige ergänzende Bemerkungen machen und einige Proble
me von einer anderen Seite her beleuchten. Dabei werde ich mich bei meiner Gliederung mehr 
an den Problemen der einzelnen Produktionsfaktoren orientieren, so daß die von HENRICHS
MEYER und HEIDHUES gewHhlte Unterscheidung zwischen den intersektoroien und den intrasek
toroien Problemen etwas in den Hintergrund tritt. 

Als Konsequenz meiner Überlegungen komme ich zu einigen politischen Schlußfolgerungen fUr 
eine integrierte Agrar-, Umwelt- und Bodenpolitik, die Ihnen vielleicht etwas unkonventionell 
erscheinen mögen, weil ich versuchen will, die Probleme des Produktionsfaktors Boden in regio
naler Hinsicht, d.h. in den StHdten und auf dem Lande, in einen Zusammenhang zu bringen 
(vgl. unten, Punkt 4). 

2 Die Bedeutung von Angebot und Nachfrage fUr die Mobil itHt 

von substitutiven Produktionsfaktoren 

Zunächst will ich zur Rekapitulation einige Definitionen und Überlegungen wiederholen: 

Mobilität haben HENRICHSMEYER und HEIDHUES definiert als eine mengenmäßige Reaktion 
des Einsatzes von Produktionsfaktoren auf Ungleichgewichte auf den GUtermärkten. Die aus 
der GUternachfrage abgeleitete Nachfrage nach Arbeit, Boden und Kapital stimmt hHufig nicht 
Uberein mit dem Angebot an diesen Faktoren, so daß sich als Konsequenz Bewegungen bei den 
Faktormengen vollziehen mUßten. Eine relative oder absolute Verminderung der Nachfrage auf 
einem GUtermarkt wUrde also eine entsprechende Verminderung des Einsatzes an Arbeit und/oder 
Boden und/oder Kapital erwarten lassen. Bleibt eine solche Reaktion aus, so sagt man, die be
trachteten Faktoren seien "immobil". 

Diese Veränderungen der Faktormengen sollten theoretisch als Reaktion auf die Veränderung 
der Faktorentlohnung erfolgen, die wiederum mit den GUterpreisen in Verbindung stehen. Aus 
dem Modell von HENRICHSMEYER ist sehr deutlich geworden, daß Preis- und Einkommensstei
gerungen im Gleichschritt aller Sektoren nur möglich sind, wenn die Faktoren immer gerade in 
dem :Maße aus einer Verwendungsart in eine andere wandern, daß sie immer und Uberall relativ 
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gleich knapp sind. In der Realität richten sich die Faktoren aber nicht nach diesen Signalen, 
und HENRICHSMEYER hat am Schluß seines Referates deutlich gemacht, daß sich eine Reak
tion der Höhe der Abwanderung als Folge der Veränderung der Einkommensparität und der 
Güterpreisrelationen nicht nachweisen hißt. Wohl aber laßt sich die Hypothese halten, daß 
Einkommenselastizität und Einkommenswachstumsrate einen Einfluß auf die Abwanderungsrate 
haben. 

HEIDHUES ist bei seiner Behandlung desÄusmaßes der Immobilität auch auf die Konsequenzen 
eingegangen, die sich für die Wirtschaftspolitik aus der Existenz von Ungleichgewichten im 
Agrarbereich ergeben. Er hat darauf hingewiesen, daß eine Kenntnis über die genaue Lage 
der Gleichgewichtspunkte auf den Guter- und Faktormärkten eigentlich nur dann erforderlich 
sei, wenn man glaube, man könne das Gleichgewicht mit einem Schlage von heute auf morgen 
herbeiführen, und es gelte nur noch, die richtige Dosierung der Maßnahmen zu bestimmen. Zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt sehe er aber keinen Bedarf für die Konstruktion von Gleichgewichts
modellen. Denn erstens bestehe über die Tatsache, daß die Agrarproduktion heute in Deutsch
land zu groß sei, und daß der Faktoreinsatz im Agrarbereich eingeschrankt wird, keine Mei
nungsverschiedenheit mehr. Zweitens könne auch darüber kein Zweifel bestehen, daß wir nicht 
über die geeigneten Instrumente verfügen, um die notwendigen Anpassungen der Faktormengen 
sofort herbeizuführen. Institutionelle, traditionelle und politische Restriktionen schränken den 
Handlungsspielraum der Wirtschaftspolitik bei der Beseitigung der Ungleichgewichte so ein, 
daß es müßig sei, nach dem Gleichgewichtspunkt und dem Ausmaß der erforderlichen Anpas
sung zu suchen. Er fordert also gewissermaßen von der Wirtschaftswissenschaft eine Hilfestel
lung für eine "Politik möglichst großer Schritte in die richtige Richtung". 

Ich freue mich sehr, daß HEIDHUES diese Ansicht so nachdrücklich unterstrichen hat, denn ich 
halte die Abkehr von der Suche nach allgemeinen Gleichgewichtslösungen für wirtschaftspoli
tische Probleme für eines der wesentlichsten Ergebnisse der wirtschaftswissenschaftlichen Dis
kussion der letzten Jahre. Diese Verlagerung der Akzente ist insbesondere den Erkenntnissen 
bei der Arbeit mit rekursiven Programmierungsmodellen zu verdanken. Diese legen den Gedan
ken nahe, daß die Wirtschaftspolitik sich nicht damit aufhalten sollte, über Gleichgewichts
lösungen nachzusinnen, die man mit dem verfügbaren Instrumentarium ohnehin nicht erreichen 
kann, sondern daß wir sehr wohl damit zufrieden sein können, wenn es uns gelingt, der Wirt
schaftspolitik anhand von Modell rechnungen zu zeigen, wie die "möglichst großen Schritte in 
die richtige Richtung" aussehen sollten. 

Aber die Kenntnis der Ursachen der Ungleichgewichte bleibt wichtig - und so habe ich auch 
die Arbeiten von HENRICHSMEYER und HEIDHUES verstanden - da man hieraus die zweckmä
ßigsten Abhilfemaßnahmen ableiten kann. Deshalb will ich mich in meinem Korreferat auch 
hauptsächlich mit den Ursachen der Immobilität beschäftigen und nicht mit der - natürlich 
ebenso notwendigen - Darstellung der Fakten. 

Lassen Sie mich beginnen, indem ich noch einmal daran erinnere, daß man die Faktoren in 
einem Sektor nur dann als immobil bezeichnet, wenn sie sich nicht rasch genug an eine Senkung 
der Nachfrage (auf dem entsprechenden Gütermarkt) anpassen. Um mein Problem an einem der 
von HENRICHSMEYER genannten Wachstumssektoren klarzumachen: Wenn ein Bauarbeiter in 
der gegenwärtigen Situation nicht auf die Idee kommt, sich nach einem anderen Arbeitsplatz 
umzusehen, wenn er also z.B. nicht in den Maschinenbau überwechselt, dann kommt kein 
Mensch auf den Gedanken, diesen Mann als "immobil" zu bezeichnen. HENRICHSMEYER hat 
uns gezeigt, daß der Bausektor seit 1950 stark expandiert, d.h., zur Erzeugung der z.Zt. 
hochbegehrten Bauleistungen werden viele Arbeiter mit den speziellen Qualifikationsmerkmalen 
für eine Tätigkeit in diesem Sektor benötigt. Wenn eine solche hochbegehrte Arbeitskraft auf 
ihrem Arbeitsplatz bleibt, so sagen wir nicht, sie sei "immobil". "Immobil" wUrde ein Arbeiter 
erst dann genannt werden, wenn eines Tages die Nachfrage nach Hoch- und Tiefbauten sinken 
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wurde, und wenn er dann immer noch an seinem Arbeitsplatz festhalten wollte. 

Daran knupft sich die Frage: Wann wUrde generell ein Produktionsfaktor in seiner alten Verwen
dung bleiben wollen? Die Antwort ist: Er wUrde dann in seiner Verwendung bleiben wollen, 
wenn es am gleichen Ort oder in akzeptabler Entfernung keine andere geeignete Verwendung 
fUr die Qual ifikation dieses Produktionsfaktors gibt. 

Zwei Dinge mUssen also zusammenkommen, wenn wir von "Immobilität" eines Produktionsfak
tors sprechen: 
.In seiner alten Verwendung und/oder am alten Standort wird der Faktor (eigentlich) nicht 

mehr gebraucht, und 
• eine neue Verwendung läßt sich zumindest lokal und zum gegebenen Zeitpunkt fUr das von 

dem Produktionsfaktor angebotene spezielle LeistungsbUndel nicht finden. Es gibt keine 
"alternative Verwendung" fUr diesen Faktor, d.h. seine Opportunitätskosten sind gleich 
Null oder zumindest in der Nähe von Null. 

Die Tatsache, daß ein Faktor zur Produktion bestimmter GUter besonders geeignet ist, reicht 
also nicht aus, ihn als immobil zu bezeichnen, denn das gälte auch fUr einen Bauarbeiter. 
Immobilität ist vielmehr mindestens ebenso sehr ein Phänomen der Faktornachfrage wie des Fak
torangebots. HEIDHUES hat dies mehrfach ausgedrUckt, indem er auf die Opportunitätskosten 
hingewiesen hat, die bei immobilen Faktoren sehr niedrig sind. Man muß aber daran denken, 
daß dies nur zu einem bestimmten Zeitpunkt gilt. Aus einem Produktionsfaktor mit Opportuni
tätskosten von Null kann sozusagen uber Nacht wieder ein begehrter, "knapper" Faktor werden, 
wenn plötzlich eine "passende" anderweitige Nachfrage auftaucht. Der bisher immobile Faktor 
wUrde dann uber Nacht zu einem mobilen Faktor. 

Es sei noch auf einen anderen Aspekt der Immobil ität von substitutiven Produktionsfaktoren hin
gewiesen, der durch die Modellrechnungen von HENRICHSMEYER sichtbar wird. Ich meine die 
Tatsache, daß sich bei schrumpfenden Absatzchancen in einem Sektor die substitutiven Fakto
ren gegenseitig aus der Produktion verdrängen, bzw. daß der relativ mobilste Faktor - also der, 
fUr den noch am ehesten alternative Verwendungsmögl ichkeiten bestehen - die Hauptlast der 
notwendigen Anpassung zu tragen hat. 

Angenommen, es sind drei substitutive Faktoren an der Erzeugung in einem absolut oder relativ 
im Wachstum zurUckbleibenden Sektor beteiligt, wie das HENRICHSMEYER in seinem Modell 
unterstellt, und der Einsatz von Boden und Kapital wird nicht im entsprechenden Maße vermin
dert, so mUssen sehr viel mehr Arbeitskräfte abwandern, als dies sonst notwendig wäre. Wird 
sogar noch der Einsatz vom Kapital erhöht, so fuhrt dies zu einer (wenn auch nur leichten) 
Verstärkung des Abwanderungsdrucks. Genau dies ist eines der Ergebnisse des Grundmodells. 

HENRICHSMEYER hat zu dieser Frage die Bemerkung gemacht: "Die landwirtschaftl ichen Unter
nehmer dUrften in den letzten 15 Jahren mehr in der Landwirtschaft investiert haben, als einer 
rationalen Mittelverwendung bei vollkommener Transparenz des Kapitalmarktes entsprochen 
hätte". Man mag daruber streiten, ob die Abwanderung die Ursache fUr den vermehrten Kapital
einsatz war, oder ob durch die Investitionen die Arbeitskräfte verdrängt worden sind. Aber 
jedenfalls muß man die von HENRICHSMEYER aufgezeigte Konsequenz betonen: 

Eine geringere Ausdehnung des Kapitaleinsatzes hätte auch etwas geringere Abwanderungsraten 
bei dem Faktor Arbeit erforderl ich gemacht. Die Landwirte in ihrer Gesamtheit haben also 
durch ihre Investitionstätigkeit bei der gegebenen Entwicklung der Nachfrage selbst dazu bei
getragen, daß die Abwanderungsrate aus der Landwirtschaft nunmehr größer sein muß. 

Ähnlich verhält es sich beim Faktor Boden: Das Beharrungsvermögen dieses Produktionsfaktors 
in seiner alten Verwendung hat ebenfalls mit dazu beigetragen, daß der Faktor Arbeit nunmehr 
aus der Landwirtschaft umso stärker abwandern muß. 
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Um zu verdeutlichen, was ich meine, darf ich auf die Übersichten 2 und 9 in dem Referat von 
HEIDHUES hinweisen: Die landwirtschaftliche Nutzfli:lche ist vom Jahre 1949 - 1970, also in 
21 Jahren, um ganze 5,4 v.H. gesunken, n!imlich von 13,5 auf 12,8 Mio. ha. Nimmt man 
noch die brachgefallenen FI!ichen dazu, dann kommt man auf eine Abnahme der landwirtschaft
lich genutzten FI!iche um rd. 7 v.H. in 21 Jahren. 

Dagegen hat sich die Zahl der Familienarbeitskr!ifte in nur 14 Jahren, nämlich von 1956 - 1970, 
um über 40 v.H. vermindert. Dabei ist, wie man aus der ersten Übersicht von HEIDHUES ent
nehmen kann, bei weitem noch nicht das im Jahre 1970 technisch mögliche Minimum der Ar
beitsintensität erreicht worden, sondern dies heltte eine noch stärkere Abwanderung der Arbeits
kräfte nötig gemacht. 

3 Zur Mobil isierung des Faktors Arbeit 

Lassen Sie mich den Gründen fUr die unterschiedliche Mobilität von Arbeit und Boden noch 
etwas nachgehen. Für den Faktor Arbeit hat HEIDHUES die Gründe genannt, warum die Nach
frage in anderen Verwendungen so gering ist, warum also die Opportuniti:ltskosten des Ver
bleibs in der alten Verwendung, im alten Sektor, so niedrig sind. Er hat die Veri:lnderung der 
Beschi:lftigten nach Größenklassen beschrieben, er hat darauf hingewiesen, daß die Opportuni
ti:ltskosten umso niedriger sind, je niedriger der Ausbildungsstand und je höher das Alter des 
Landwirts ist, und er hat gezeigt, daß die Entfernungen zu den Standorten der anderen Sektoren 
eine Rolle spielen. 

Ich möchte diese AusfUhrungen ergi:lnzen durch einige Hinweise auf eine Auswertung der sozial
ökonomischen Betriebserhebung der Landwirtschaftskammern Rheinland und Westfalen-Lippe, 
die BURBERG im Institut für Siedlungs- und Wohnungswesen hier in Münster vorgenommen hat 
(BURBERG, 4). 

Durch diese Untersuchung können nach meiner Auffassung weitere AufschlUsse über den Mobili
tätsgrad der landwirtschaftlichen Arbeitskri:lfte gewonnen werden. Sie ist vor allem auch des
halb interessant, weil es sich um Erhebungen auf dem Gebiet handelt, auf dem offizielle Sta
tistiken bisher nicht zur Verfügung stehen. 

Bei der Untersuchung handelt es sich um eine betriebstypenspezifische Analyse. Dabei ist 
nach sozialökonomischen Kriterien differenziert worden in Haupterwerbsbetriebe einerseits 
und Nebenerwerbsbetriebe andererseits. Die Haupterwerbsbetriebe sind wiederum unterteilt 
in Vollerwerbsbetriebe (Betriebe mit ausreichendem Einkommen aus der Landwirtschaft), Über
gangsbetriebe (Betriebe mit unzureichendem Einkommen aus der Landwirtschaft) sowie Zuer
werbsbetri ebe (Betri ebe mi t außeriandw i rtschaftl i chem Zuerwerb). 

Diese sozialökonomischen Betriebstypen decken sich nicht mit bestimmten Betriebsgrößengrup
pen. Deshalb erscheint mir die Ergi:lnzung zu den Angaben von HEIDHUES sehr nützlich, denn 
da die sozialökonomischen Verhi:lltnisse das Mobiliti:ltsverhalten wesentlich beeinflussen, ist zu 
erwarten, daß die betriebsgrößen-spezifische Mobil iti:lt teilweise durch die betriebstypen
spezifische Mobilität überlagert wird. 

Die ausgewählten Daten der folgenden Übersicht 1 zeigen z.B., daß die Betriebe ab 20 ha LN, 
die vielfach als existenzfi:lhige Vollerwerbsbetriebe bezeichnet werden, dieses Prädikat durch
aus nicht verdienen. Denn nicht weniger als 42 v.H. der über 20 ha großen Betriebe sind nach 
sozialökonomischen Kriterien Übergangsbetriebe, d.h. Betriebe mit unzureichendem Einkommen 
aus der Landwirtschaft. Fast die Hi:llfte der Betriebe über 20 ha gehört also zu jener kritischen 
Betriebstypengruppe, die den größten "Nachholbedarf" an strukturellen Umschichtungen" - und 
damit auch an Mobilität - hat. Den Umfang des strukturellen Problems mögen noch folgende 
Zahlen verdeutlichen: Über die Hi:llfte der Betriebe ab 5 ha LN sind Übergangsbetriebe; sie be
wirtschaften nahezu die Hi:llfte der landwirtschaftlichen Nutzfli:lche. Gut die Hälfte des Ar
beitskri:lftebestandes ist in Übergangsbetrieben tätig. 
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Die von HEIDHUES herausgestellten Mobil itl:itshemmnisse treffen nach den Ergebnissen der 
sozialökonomischen Betriebserhebung besonders auf die Übergangsbetriebe zu. So ergibt ein 
Vergleich zwischen den Betriebstypen, daß die Übergangsbetriebe eine wesentlich ungUnsti
gere Altersstruktur der Betriebsleiter aufweisen als die Ubrigen Betriebstypengruppen. In den 
Übergangsbetrieben sind 64 v. H. der Betriebsleiter uber 45 Jahre alt, in den anderen Betriebs
gruppen nur 46 - 48 v. H. 

Ein erhebliches Maß an Immobilitl:it bei den Übergangslandwirten dokumentiert sich auch in 
den Daten Uber die Hofnachfolge und die Zukunftsabsichten. Wenn 70 v. H. der Hofnachfolger 
von Übergangslandwirten wieder Landwirt im Hauptberuf werden wollen, und ebenfalls 70 v. H. 
der Übergangslandwirte ihren Betrieb auch in Zukunft als alleinige Existenzgrundlage der Fa
milie betrachten, obwohl nach objektiven Kriterien nur maximal 40 v.H. der Übergangsbetrie
be Entwicklungsmöglichkeiten zum Vollerwerb haben, dann zeigt sich hier doch deutlich die 
geringe Mobilitöt eines großen Teils der Landwirte im Hinblick auf sozialökonomische Anpas
sungsnotwendigkeiten. Dahinein paßt auch, daß sich 77 v. H. der Hofnachfolger von Übergangs
landwirten mit einem Volksschulabschluß begnUgen. 

Noch ein Hinweis zur Bodenmobil itl:it: Die Erhebungsbetriebe haben von 1965 - 1969 insgesamt 
rd. 87.000 ha Land zugekauft und zugepachtet. An dieser Aufstockungsfläche haben die Über
gangsbetriebe einen Anteil von 45 v. H. Aus der Sicht der Agrarstrukturverbesserung sind diese 
rd. 40.000 ha zweifellos nicht zum besseren Wirt gewandert. 

Die Mobilitätshemmnisse in Verbindung mit dem Festhalten an der Agrarverfassung setzen auch 
den BemUhungen eine Grenze, mit Hilfe von Industrieansiedlungsmaßnahmen im Rahmen der 
regionalen Aktionsprogramme neue Verwendungsmögl ichkeiten fUr den ArbeitskräfteUberhang 
der Landwirtschaft zu schaffen. Die Entwicklungsprognose fUr die Betriebe ab 5 ha LN in 
Nordrhein-Westfalen - eine kombinierte Prognose fUr Betriebe und Arbeitskräfte auf einzeibe
trieblicher Basis - zeigt näml ich, daß von den freisetzbaren und aus sozialökonomischen GrUn
den freizusetzenden Arbeitskräften der Landwirtschaft nur ein Teil fUr nicht landwirtschaftliche 
Arbeitsplätze geeignet und verfUgbar ist (Übersicht 2). Bei den Männern sind es nach der Prog
nose nur 53 v.H., bei den Frauen sogar nur 23 v.H. der Freizusetzenden. In regionaler Hin
sicht gibt es nur noch wenige Räume in Nordrhein-Westfalen, in denen noch eine größere Ar
beitskraftreserve mobil isiert werden kann. Von den freizusetzenden Männern können 47 v. H. 
hauptsächlich wegen vorgeschrittenen Alters keine neue Verwendung mehr finden. Ihre spezi
fischen Qualifikationen werden z.Zt. nicht nachgefragt. Es gibt fUr sie keine alternative Ver
wendung; sie sind immobil. 

Ohne grundlegende Neuorientierung der Agrar-, Umwelt- und Bodenpolitik - ich hatte Ihnen 
hierzu einige unkonventionelle Bemerkungen versprochen - bleibt also bloß die Möglichkeit, 
die freizusetzenden, aber nicht mehr in andere Hltigkeiten vermittelbaren Landwirte durch 
soziale Ergänzungsmaßnahmen, wie z. B. Gewährung der Landabgaberente, zur vorzeitigen 
Aufgabe ihres Berufes zu veranlassen. Mon ist also genötigt, das Problem in der Weise zu lösen, 
daß man auf das naturliche Ausscheiden eines Teils der Arbeitskraftreserven wartet. Ich bitte 
aber zu beachten, daß nach der gegenwärtigen Regelung der Landabgaberente die abgegebenen 
Flächen weiterhin fast völl ig der Produktion von AgrargUtern gewidmet bleiben, denn diese 
Flächen dUrfen bisher nur an andere Landwirte zur Aufstockung oder zur Aufforstung abgegeben 
werden. 

4 Zur Mobilisierung des Faktors Baden 

Die Gewtlhrung der Landabgaberente wird also, wie ich gezeigt habe, bisher nicht als ein In
strument zur Verminderung des Bodeneinsatzes verstanden, sondern als ein Instrument zur (vor
zeitigen) Verminderung des Arbeitseinsatzes. 
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übersicht 1: Daten zur sozialökonomischen Struktur der land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebe ab 5 ha LN in Nordrhein
Westfalen (1969/70) 

Voll- Uber- Zuerwerbs- Neben- Insge-erwerbs- gangs- betriebe erwerbs-
betriebe betriebe betriebe samt 

1) 2) ,) 4) 

Zahl der Betriebe nach 
Betriebsgrößenklassen 

5 - u. 10 ha LN 297 12.702 1.252 10.160 24.411 
10 - u. 20 ha LN 4.087 21.19' 1 .111 2.867 29.258 
20 ha und darüber 16.:518 12.577 '74 69' 29.962 
---------------------_. ---------1--------- --------- -------- --------
Zusammen 20.702 46.472 2.7'7 1'.720 83.631 

Betriebstypenstruktur 
nach Betriebsgrößen-
klassen, v.H. 

5 - u. 10 ha LN 1 52 2 42 100 
10 - u. 20 ha LN 14 72 4 10 100 
20 ha und darüber 54 42 1 2 100 
-----------------------f--------- -------- ---------- --------- -------
Zusammen 25 56 3 16 100 

Verteilung der land-
wirtschaftlichen Nutz- I 
fläche nach Betriebs- i 
größenklassen, v.H. 

\ 5 - 10 ha LN 1 55 5 39 100 
10 - u. 20 ha LN 15 72 4 9 100 
20 ha und darüber 62 34 1 2 100 
----------------------- -------- -------- ---------------------------
Zusammen 43 46 2 8 100 

Arbeitskr,ftebestand 
(Personen ) 
Männer 37.657 79.546 4.482 21.403 143.088 
Frauen 27.100 64.7:58 3.762 18.921 114.521 
----------------------- -------- -------- ---------- --------1--------
Insgesamt 64.757 44.284 8.244 40.:524 257.009 
v.H. 25 56 3 16 100 

Altersstruktur der Be-
triebsleiter, v.H. 
f- 44 Jahre 52 36 52 54 45 
45 - 64 Jahre 43 51 43 44 47 
65 Jahre und darüber 5 13 5 2 8 
1----------------------_. ---------1-------_. ---------1---------1--------
Zusammen 100 100 100 100 100 
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Fortsetzung Übersicht 1: 

Voll- 1 ) Über- 2) Zuer- 3) Neben- 4) 
erwerbs- gangs- werbs- erwerbs- Insge 
betriebe betriebe betriebe betriebe samt 

Hofnachfolge, v.H. 
Betriebe mit Hof-
nachfolger 77 73 74 67 73 
Hofnachfolger mit Be-
ruf(sziel) Landwirt 91 70 43 17 66 
Hofnachfolger mit 
Volksschulbildung 49 77 70 69 68 

Zukunftsabsichten der 
Betriebsleiter 
Famili~)vollerwerbs-
betrieb 95 70 14 6 64 
Zuerwerbsbetrieb 2 11 51 22 12 
Nebenerwerbsbetrieb 1 14 32 67 20 
Betriebsaufgabe 2 5 3 5 4 
--------------------------- --------~------ -------- --------- -----
Zusammen 100 100 100 100 100 

Fläche~~fstockung 
1965-69 
Betriebe mit Zukauf,v.H. 9,4 5,4 6,6 3,1 6,1 
Betriebe mit Zupacht, v.H. 27,5 23,2 23,3 13,1 22,6 
Aufstockungsfläche v.H. 
der LN 5,7 5,4 6,9 4,7 5,5 
Anteil an der Aufstockungs-
fläche, v.H. 45 45 3 7 100 
Aufstockung je Betrieb und 
Jahr, ha 1,29 0,75 1,38 0,69 10,91 

I 

Anmerkungen 
1) Vollerwerbsbetriebe (VE): Hauptberuflich bewirtschaftete Betrie-

be mit ausreichendem landwirtschaftlichen Einkommen ohne nennens
werten Zuerwerb. Betriebsleiter darf bis zu 480 Stunden/Jahr 
außerbetrieblich tätig sein. Betriebseinkommen über 30.000 DM/ 
Betrieb oder über 15.000 DM/Voll-AK bei 15.000-30.000 DM/Betrieb. 

2) Übergangsbetriebe (ü): Hauptberuflich bewirtschaftete Betriebe 
mit unzureichendem landwirtschaftlichen Einkommen ohne nennens
werten Zuerwerb. Betriebsleiter darf bis zu 480 Stunden/Jahr 
außerbetrieblich tätig sein. Betriebseinkommen unter 15.000 
DM/Betrieb oder unter 15.000 DM/Voll-AK bei 15.000-30.000 DM/ 
Betrieb. 

3) Zuerwerbsbetriebe (ZE): Hauptberuflich bewirtschaftete Betriebe 
mit Zuerwerb. Betriebsleiter geht zwischen 481 und 960 Stunden/ 
Jahr außerbetrieblichem Zuerwerb nach. 

4) Nebenerwerbsbetriebe (NE): Nebenberuflich bewirtschaftete Betrie
be. Betriebsleiter übt nichtlandwirtschaftlichen Hauptberuf aus, 
in dem er mehr als 960 Stunden/Jahr tätig ist. 

5~ Voll- und teilbeschäftigte Arbeitskräfte 
6 einschI. Lohnarbeitsbetrieb 
7 in den erfaßten Betrieben 
Quelle: (BURBERG, 4). 75 



Ubersicht 2: Daten zur Entwicklungsprognose der land- und forstwirt
schaftlichen Betriebe ab 5 ha LN in Nordrhein-Westfalen 

1 • Betriebe 
Vorhandene Betriebe 1969/70 
- Aufgabe 
- Auslaufende Betriebe 
Verbleibende Betriebe (Alternative II) 
- Abstockende Übergangsbetriebe 
Verbleibende Betriebe (Alternative I) 

2. Arbeitskräfte (bei Alternative I) 1 

insgesamt 
Zahl vH 

Arbeitskräfte 1969/70 257.646 100 
- Aktuelle Freisetzung ~2 .156 12 
- Potentielle Freisetzung 102.104 40 
Verbleibende Arbeitskräfte 12~.~86 48 

Zahl vH 
Voll-AI: 1969/70 ~44.417 100 
-Freisetzung 52.819 ~6 
Verbleibende Voll-AI: 91.598 64 

3. Verfügbarkeit der freisetzbaren Arbeitskräfte 
wirtschaftliche Arbeitsplätze in NRW 

Männer 
Zahl 

Freisetzung 71.977 
davon 

voll verfügbar 28.446 
bedingt verfügbar 9.428 
nicht verfügbar ~4.10~ 

1) Voll- und Teilbeschäftigte 
Quelle: (BURBERG, 4). 
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vH 
100 

40 
13 
47 

8~.~~1 
~.690 
1.4~6 

78.505 
13.47~ 
65.0~2 

darunter Männer 
Zahl vH 

14~.088 100 
22.8~9 16 
49.138 34 
71.111 50 

für nichtland-

Frauen 
Zahl vH 
62.2~8 100 

12.126 20 
2.120 ~ 

48.037 77 



Sucht man nach einem Instrument zur Verminderung des Bodeneinsatzes, sprich: nach alterna
tiven VelWendungsmögl ichkeiten für den Faktor Boden, so merkt man schnell, daß es offenbar 
für den Faktor Boden nach unseren geltenden Anschauungen so gut wie überhaupt keine andere 
wirtschaftliche VelWendung gibt. Ich sage dies, obwohl auch mir natürlich bekannt ist, daß 
jeden Tag in der Bundesrepubl ik die Fläche von vier Bauernhöfen für Bau- und Wegeland ver
braucht wird, und daß wir alle über die Zerstörung der Natur und des Landschaftshaushaltes in 
unserer Nachbarschaft alarmiert sind. Ich hoffe auch, daß es mir gelingen wird, Ihnen zu zei
gen, daß ich diese Tatsache durchaus als Problem ansehe, das einer Lösung bedarf. Gerade 
dazu möchte ich aber die gesamtwirtschaftlichen Überlegungen über den Faktor Boden noch et
was fortsetzen. Dabei kann ich nicht umhin, zu konstatieren, daß man bei einer Verminderung 
der landwirtschaftlichen Nutzfläche um 5,4 v.H. in 21 Jahren, von der man noch die Ausdeh
nung der Waldfläche abziehen muß, m. E. trotz der Situation in unseren Städten insgesamt nicht 
davon sprechen kann, daß eine stürmische Nachfrage in der Form von andelWeitigen VelWen
dungsmögl ichkeiten für den Faktor Boden besteht. 

Im Gegenteil! 

Die die Öffentlichkeit im Zusammenhang mit dem Bodenmarkt alarmierenden Tatbestände -
starke Nachfrage, hektisch steigende Preise, enorme Spekulationsgewinne und eine zunehmen
de Zerstörung und Asphaltierung der Landschaft - spielen sich in einem im Vergleich zur Ge
samtfläche unserer Volkswirtschaft äußerst kleinen Bereich ab. Gerade die immer stärker wer
dende räumliche Konzentration der Nachfrage nach nichtlandwirtschaftlicher Bodennutzung ist 
es ja, die in den Städten und an den Stadträndern zu den elWähnten Mißständen geführt hat. 

Man muß also feststellen, daß es zwar in der Bundesrepublik eine Reihe von Gebieten gibt, die 
durch historische Zufälle begünstigt sind. Dort finden wir heute eine überschäumende Nach
frage nach dem Faktor Boden, die zu einem erhebl ichen Wertzuwachs führt. Diese Wertsteige
rung ist insofern immer "unverdient", als sie stets auf Planungen anderer Personen in der Gegen
wart oder in der Vergangenheit zurückzuführen ist. Solchen vom historischen Zufall begünstig
ten Gebieten stehen aber auch weite Landstriche gegenüber, in denen zufällig nie ein Fürst 
oder ein Mönch eine Siedlung gegründet hat, in denen es deshalb heute weder bei intersektora
ler noch bei intrasektoraler Betrachtung eine alternative VelWendung für den Faktor Boden zu 
geben scheint, weite Gebiete, in denen die Opportunitätskosten des Bodens gleich Null sind 
oder doch in der Nähe von Null liegen. Würde es zu einem Abbau der landwirtschaftlichen 
Marktordnungen kommen, so würde sich der Anteil dieser Flächen vervielfachen. 

Solche Grundstücke werden zwar von den derzeitigen landwirtschaftl ichen Besitzern noch agra
risch genutzt, denn so liefern diese Böden ihren Besitzern wenigstens einen Deckungsbeitrag. 
Aber es mehren sich die Klagen über das Zunehmen der Sozialbrache, es gibt sogenannte''Boden
auffangaktionen" in mehreren Bundesländern, es gab eine Entschl ießung des Deutschen Bundes
tages mit der Bitte an die Bundesregierung, zu berichten, was sie zu tun gedenke, "um land
wirtschaftlichen Unternehmern, die ••• keinen Käufer oder Pächter für die Flächen ihres Unter
nehmens finden, den Bezug der Landabgaberente zu ermöglichen (6). Alljährlich nimmt der An
teil der brachfallenden Flächen zu. 

In freier Anlehnung an v. THÜNEN kännte man sagen: Die "unkul tivierte Wildnis" fri ßt die 
"Fruchtbare Ebene" allmählich wieder auf. Sie wächst von der Peripherie auf die "Central
stadt" zu und kriecht langsam wieder von den Höhen unserer Mittelgebirge in die Täler hinun
ter. Und dies geschieht bei gleichzeitiger Vernichtung der Erholungslandschaft in der Nähe 
unserer Städte, weil es ganz offenbar an der Peripherie und im Mittelgebi rge keine al ternative 
Verwendung für diese Grenzertragsböden gibt. Es geschieht, weil der Faktor Boden in solchen 
Gegenden häufig selbst zum Preis von Null keinen Käufer mehr findet. 

Nun wird ganz sicher die Suche nach alternativen VelWendungsmöglichkeiten durch die Boden-
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gesetzgebung in der Bundesrepublik nicht erleichtert. Ich möchte in diesem Zusammenhang nur 
hinweisen auf § 35 Bundesbaugesetz ("Bauen im Außenbereich"), auf das Grundstücksverkehrs
gesetz ("Bauernland in Bauernhand") und auf § 1 Flurbereinigungsgesetz. Man geht aber wohl 
nicht fehl in der Annahme, daß auch eine Lockerung der genannten Gesetzesvorschriften nicht 
ausreichen würde, den Mangel an alternativen Verwendungsmöglichkeiten für den Faktor Boden 
in den Problemgebieten völlig auszugleichen (BERGMANN, 3; RUPPERT und MAlER, 13). 

Hier ist nun die Zeit gekommen, daran zu erinnern, daß sich diese geschilderte geringe Bewer
tung des Faktors Boden nur auf den privat zurechenbaren Teil des Boden-Outputs bezieht: Näm
lich auf die Eignung dieses Bodens zur Produktion von Agrarprodukten, also von im Überschuß 
vorhandenen Gütern. Nicht erwähnt wurden bisher in der Argumentation die GUter Luft, Was
ser und Erholung, zu deren Produktion man erhebliche Bodeninputs benötigt, und bei deren Er
zeugung die Agrarproduktion z. T • sogar hinderl ich ist. 

Diese traditionsgemäß in der Ökonomie als "freie" Güter betrachteten Nebenprodukte bleiben 
nach der derzeitigen Konvention bei der Bewertung des Faktors Boden außer Betracht. Wir be
trachten Luft und Wasser nach alter Tradition als "freie" Güter, obwohl wir uns eigentlich 
längst an den Gedanken gewöhnt haben müßten, daß sie keineswegs unbegrenzt verfügbar sind, 
sondern daß sie in zunehmendem Maße "knapp" werden. Gerade die oben erwähnten hektischen 
Erscheinungen auf dem Bodenmarkt der Städte gehen ja einher mit einem sprunghaften Anstieg 
des Verbrauchs dieser "freien" Güter. 

Wir überlassen also dem Marktmechanismus die Bestimmung von Opportunitötskosten für den 
Faktor Boden, ohne daß der Bedarf an "Licht, Luft und Sonne" hierbei berücksichtigt würde. 
Was liegt nöher, als vorzuschlagen, diese Güter in Zukunft in unsere ökonomischen Überle
gungen einzubeziehen? Luft, Wasser und Erholung werden heute schon in der Öffentlichkeit 
als so wesentlich angesehen, und ihre Bereitstellung wird als so wichtig betrachtet, daß wir 
Ökonomen lernen müssen, auch diese sogenannten "freien" Güter explizit in unsere Modelle 
und unsere wirtschaftspolitischen Vorschlöge aufzunehmen. In methodischer Hinsicht ist der 
Weg hierfür bereits durch die Entwicklung der Mathematischen Programmierung vorgezeichnet. 
Es geht eigentl ich nur noch um die Formul ierung geeigneter normativer Constraints für den Be
darf an den bisher als "frei" angesehenen Gütern (KNEESE, 8; THOSS, 15). 

Zugleich finden wir damit auch die gesuchte alternative Verwendung, die eine Stillegung des 
Bodens im Agrarsektor bewirkt: eine alternative Verwendung, in der Güter produziert werden, 
die an anderer Stelle wichtige, unbezahlte Inputs darstellen. Man könnte der Einfachheit hal
ber einen neuen Sektor definieren, der die öffentlichen Güter Luft, Wasser, Erholung, Natur
schutz und Ähnliches produziert, kurz: in dem eine "Landbewirtschaftung ohne Agrarproduktion" 
erfolgt (ABEL, 1; LENZ, 9). 

Natürlich ist die gedankliche Konstruktion eines solchen neuen Sektors eine reine Sache der 
Zweckmößigkeit. Ich möchte damit zum Ausdruck bringen, daß ich der Ansicht bin, in Zukunft 
sollte zwischen den Zielsetzungen der Agrarpolitik und den Zielen der Landschaftspflege klar 
unterschieden werden. Weder können die Ziele der Landschaftspflege mit den Mitteln der Agrar
politik erreicht werden, noch kann nach meiner Auffassung eine Sanierung der Landwirtschaft 
über eine Honorierung ihres Beitrages zur Erhaltung der Kulturlandschaft erfolgen. Beide Aufga-
ben sollten nach meiner Auffassung in der Regel strikt voneinander getrennt werden, und zwar sowahl 
finanziell als auch institutionell. In Schweden, wo die Freisetzung landwirtschaftlicher Flächen 
regional bereits erhebliche Ausmaße angenommen hat, ist diese organisatorische Entscheidung 
bereits gefallen (AUTSCHBACH, 2; BURBERG, 5; HEIDTMANN, 7). 

Eine solche Differenzierung der Funktionen des Faktors Boden müßte in regionalen Entwicklungs
programmen festgelegt werden. Es ist wichtig, die Räume für die verschiedenen Verwendungs
arten auszuweisen, damit private und öffentliche Fehlinvestitionen in Gebieten vermieden wer
den, die über kurz oder lang aus der Produktion ausscheiden sollen. Als einen Schritt in diese 
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Richtung könnte man vielleicht die kUrzlich vorgelegte "Agrarkarte fUr das Land Niedersachsen" 
ansehen (N iedersCichsisches Landeskul turamt). 

Es bleibt die Frage zu untersuchen, wie der Produktionsprozeß in einem Sektor organisiert werden 
muß, dessen Produkte öffentliche Güter sind und nicht direkt bezahlt werden, d.h. wie dieser 
Sektor in die Lage versetzt werden soll, Vorleistungen und Faktoren nachzufragen. An dieser 
Stelle ist es notwendig, noch einmal auf die VerhClltnisse in den StCldten zuruckzukommen, wo 
einerseits die Umweltprobleme ihre Ursachen haben, und wo andererseits die starke Bodennach
frage zu hohen Gewinnen der BodeneigentUmer fuhrt. Wie ich bereits erwClhnt habe, halte ich 
solche Wertsteigerungen des Faktors Boden in jedem Falle fUr "unverdient", ganz gleich, ob sie 
nun darauf zurUckzufuhren sind, daß die Gemeinde heute einen Bebauungsplan erstellt, oder 
daß auf dem NachbargrundstUck ein privates Kaufhaus errichtet wird, oder einfach, daß vor 
Hunderten von Jahren ein Landesherr in der Nachbarschaft mit dem Ausbau der Infrastruktur 
begonnen hat. Jeder neue Einwohner, der sich irgendwo in der Stadt niederlClßt, und jede neue 
Investition, wo auch immer sie in der Stadt erfolgt, trClgt dazu bei, daß der Wert jeder einzel
nen Parzelle im Stadtgebiet weiterhin mehr oder weniger stark ansteigt. Am Stadtrand profitie
ren davon auch einige Landwirte. 

Über die steuerliche Belastung solcher als "unverdient" angesehenen BodenwertzuwClchse wird 
seit langem diskutiert. Wenn es gelCinge, den Gedanken von der Notwendigkeit einer Art von 
Gefahrengemeinschaft der BodeneigentUmer zu entwickeln, in der sich die zufClllig von der Bo
dennachfrage BegUnstigten fUr die ebenso zufClIl ig Benachteil igten mit verantwortl ich fUhlen, so 
wClre das Problem ohne weiteres zu lösen. Was ICige nClher, als dadurch fUr eine AnnClherung der 
Bodenpreisniveaus zwischen Stadt und Land zu sorgen, daß man die Belastung der einen Gruppe 
von BodeneigentUmern zur Entlastung der anderen Gruppe ausnutzt? 

Konkret könnte man an die GrUndung einer Bodenvorratsstelle denken, die aus den BeitrClgen 
der Bezieher von Lagerenten, Planungsgewinnen und Clhnl ichen BodenwertzuwClchsen finanziert 
wird, und die aus diesen Mitteln FICIchen aus dem Besitz der zufClllig weniger glUcklichen Grund
eigentUmer ankauft oder pachtet und sie in eine Form der "Landbewirtschaftung ohne Agrarpro
duktion" uberfuhrt. 

Dieser Bodenvorratsstelle mUßte ein allgemeines Vorkaufsrecht eingerCiumt werden. Vor allem 
sollte sie aber zu einem bestimmten Interventionspreis Grenzertrcigsböden aufkaufen und auf 
diese Weise die Preise zumindest zunCichst nach unten stabil isieren, Clhnl ich wie dies an den 
DevlsenmClrkten praktiziert wird. Wenn einmal größere VorrCite an GrundstUcken angesammelt 
sind, könnte sie auch in umgekehrter Richtung aktiv werden und die Bodenpreise stellenweise 
nach oben stabilisieren. 

Bei der Gestaltung der Beitragsregelung kann man an die VorschlCige zur Besteuerung der reali
sierten und unreal isierten Wertsteigerung bei GrundstUcken anknUpfen. MÜLLER und PFEIFFER 
haben kUrzlich einen interessanten Vorschlag zur Ausgestaltung einer Bodenwertzuwachssteuer 
gemacht, der auch im hier geschilderten Zusammenhang seine AktualitClt behCllt (PFEIFFER, 12; 
MÜLLER, 11). In diesem Vorschlag hat MÜLLER von der Einrichtung einer Vermittlungsstelle 
fUr GrundstUcke in der Art eines Arbeitsamtes fUr den Faktor Boden gesprochen. In diese Gedan
ken fUgt sich der hier gemachte Vorschlag gut ein, denn er empfiehlt nur zusCitzlich zu der In
stitution des Arbeitsamtes die Einrichtung einer "Arbeitslosenversicherung fUr den Faktor Boden" • 

Genau wie die Arbeitnehmer sich solidarisch durch Beitragszahlungen gegen einen Rückgang 
der Nachfrage nach dem Produktionsfaktor Arbeit schützen, und zwar durch BeitrClge, die nach 
dem erzielten Faktoreinkommen gestaffelt sind, so muß man verlangen können, daß sich die Bo
deneigentUmer ebenfalls zu einer Gefahrengemeinschaft zusammenschließen, in der die Reichen 
für die Armen sorgen. 
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5 Schlußbemerkungen 

Lassen Sie mich den Kreis schi ießen und noch einmal auf den Faktor Arbeit in unserem derzei
tigen Sektor Landwirtschaft zurückkommen. Ich hatte oben festgestellt, daß ohne eine grund
legende Neuorientierung der Agrar-, Umwelt- und Bodenpolitik für die freizusetzenden, aber 
nicht vermittelbaren landwirtschaftlichen Arbeitskräfte kaum eine alternative Verwendung zu 
finden sein dürfte. Der nunmehr in unsere Betrachtung eingeführte - und durch eine Bodenvor
ratssteIle finanzierte - Umweltsektor würde zumindest einem Teil dieses Personenkreises eine 
akzeptable alternative Verwendung anbieten können, da man für die "Landbewirtschaftung 
ohne Agrarproduktion" Arbeitskräfte mit genau den Eigenschaften verwenden müßte, die diese 
bisher als immobil bezeichneten landwirtschaftlichen Erwerbspersonen aufweisen (LiPINSKY, 
10). Auch hier würde also eine alternative Verwendung geschaffen, und das Problem der 
"Immobilität" im Sektor Landwirtschaft wäre einer Lösung näher gebracht. 

Um zu dem hier geschilderten Ergebnis zu kommen, sind eigentlich nur zwei gedankliche 
Schritte notwendig: 

Die Anerkennung der Tatsache, daß auch Grenzertragsböden im volkswirtschaftlichen Sinne 
wichtige (wenngleich unbezahlte) Güter erzeugen, deren Bedeutung so groß ist, daß sie 
von der Allgemeinheit gezielt produziert werden müssen, und 
die Bereitschaft zu einer gleichzeitigen Betrachtung des Bodenmarktes in den Städten und auf 
dem Lande, also die Aufgabe des Konzepts der Existenz von Non-competing Groups auf dem 
Bodenmarkt • Es gil t, die Probleme der überschäumenden Bodennachfrage in unseren Städten 
und des heute schon zu beobachtenden (und sich beim Abbau der Agrar-Marktordnungen noch 
verschärfenden) Verfalls der Bodenpreise in den landwirtschaftlichen Problemgebieten gemein
sam zu sehen und gemeinsam zu lösen zu versuchen. Daß dabei neben dem Allokationsge
sichtspunkt auch dem Ziel einer möglichst weitgehenden sozialen Gerechtigkeit Rechnung 
getragen wird, kann nach meiner Auffassung die Zustimmung zu einem solchen Lösungsvor
schlag nur erleichtern. 

Ich darf zum Schluß noch einmal auf die von HEIDHUES betonte Forderung einer "Politik mög
lichst großer Schritte in die richtige Richtung" zurückkommen. Ich möchte meinen hier ge
machten Vorschlag genauso verstanden wissen, wie HEIDHUES das gesagt hat, also nicht als 
einen utopischen Plan zur sofortigen Erreichung des Gleichgewichts im Agrarsektor. Allein die 
finanziellen Größenordnungen der zu leistenden Transferzahlungen für die Aufnahme der Grenz
ertragsböden dürften eine baldige Erreichung des Gleichgewichts auf diesem Wege ausschließen. 
Außerdem wird der Beitrag zur Verringerung der Agrarüberschüsse zunächst nicht sehr groß sein, 
da zuerst die schlechten Böden stillgelegt werden sollten. 

Ich meine aber, daß es unbedingt erforderlich ist, einen Weg zu einer schrittweisen Erhöhung 
der Mobil ität der im Agrarsektor gebundenen Produktionsfaktoren zu suchen, und ich glaube,. 
daß die notwendigen Strukturwandlungen nur dadurch möglich werden, daß man neue Verwen
dungsmöglichkeiten für Arbeit, Boden und Kapital aufzeigt und auch die entsprechenden Finan
zierungsmögl ichkeiten schafft. 
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DISKUSSION 1) 

Weinschenck eröffnet die Aussprache, indem er auf Thoss verweist: Dieser habe die umfang
reichen Vorträge von Henrichsmeyer und Heidhues in einem sehr wichtigen Punkt ergänzt und 
diskussionswUrdige Vorschläge unterbreitet. 

Weber (Kiel) wendet sich an Henrichsmeyer, der Wachstums- und Schrumpfungssektoren unter
scheide und dessen Modell sich "hauptsächl ich auf GUter" beziehe. Seine (Webers) Frage 
lautet: Wäre es nicht aufschlußreich, die Dienstleistungen: Reisen, Verkehrsleistungen, Frem
denverkehr usw. mit in das Modell einzubeziehen? Henrichsmeyer glaubt, daß er das im Text 
erwähnt habe, und begrUßt die von Weber gestellte Frage, obwohl er die Dienstleistungen 
nicht explicit in sein Modell aufgen""öiMieil habe. 

Köhne schneidet das von Thoss herausgestellte Problem der Bodenbevorratung an; diese hält 
er durchaus fUr realisierbar, "in Problemgebieten zunächst einmal", denn in diesen behindere 
die mangelnde Nachfrage nach Boden "die Aufgabe der Landbewirtschaftung", wobei nicht nur 
ökonomische, sondern auch psychologische Faktoren wirkten. Köhne ist jedoch nicht der Mei
nung, daß "man durch solch eine Landbevorratung und Kanalisierung in andere Zwecke" (Auf
fangbetriebe, extensive Weidenutzung, Aufforstung) viele ehemalige landwirtschaftliche Ar
beitskräfte unterbringen könne. Er stimmt Thoss darin zu, daß man Landschaftspflege und Agrar
produktion in ihrer wirtschaftlichen Bedeutung trennen solle, plädiert aber fUr eine gemeinsame 
Institution. 

Im folgenden entwickelt sich nun eine Diskussion zwischen Köhne und Thoss, in deren Verlauf 
letzterer auf getrennten Institutionen beharrt, ersterer dagegen seine Ansicht weiter verficht 
und mehr auf die agrarwirtschaftlichen Fragen eingeht, die eingehender Vorplanung bedUrften, 
während Thoss mehr den umweltrelevanten Vorplanungen den Vorzug gibt und die unproduktiven 
Flächen zu einem bestimmten Interventionspreis von den EigentUmern der Bodenvorratsstelle an
geboten sehen möchte. 

N.N. fragt, ob die "Abqualifizierung" von Gleichgewichtsmodellen, wie sie Heidhues vorge
nommen habe, ihre Berechtigung habe, wie er denn anders bestimmte Regionen abgrenzen wolle? 
Darauf erwidert Heidhues, daß diese nicht unbedingt bestimmt werden können und mUssen. Das 
Kriterium sei die Frage, "wer solche Sachen" anbiete. Im Prinzip stimme er dem Vorschlag der 
institutionellen Vorkehrungen von Thoss zu; es mUsse fUr das Gut "umweltproduzierender Boden" 
eine Nachfrage geschaffen werden, "und dann löst sich das im marktwi rtschaftl ichen System". 
Er gebe zu bedenken, daß Gebiete abzugrenzen einen scharfen Eingriff fUr die jeweilige Region 
darstelle, dessen "Konsequenzen nicht in allen Aspekten" durchschaubar seien. Weiter fuhrt 
Heidhues aus, daß die Differenzierung der Bodenverhältnisse so vielgestaltig sei, daß sich die 
entsprechenden Flöchen fUr die jeweil ige Nutzung quasi von selbst herausschälen wUrden; auch 
sollte man nicht die ganze Region in diese "Umweltreserve" einbeziehen. 

Darauf meint Weinschenck, auch Teilregionen ließen sich mit interregionalen Gleichgewichts
modellen abgrenzen. 

Scheper bemerkt, daß man mit Gleichgewichtsmodellen "sehr vorsichtig operieren" solle, da 
jeder etwas anderes darunter verstehe. Thos5 habe ganz eindeutig gesagt, man mUsse mit Un
gleichgewichten arbeiten, die Schepers Meinung nach aus Gleichgewichtsmodellen resultierten, 

1) Nach Tonbandaufzeichnungen zusammengestellt von Dipl.-Landw. R. Hertzog (Göttingen); 
Diskussionsleiter: Prof. Dr. G. Weinschenck (Stuttgart-Hohenheim). 
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die wiederum als Ausgangspunkt für entsprechende Entscheidungen zugrunde gelegt werden 
sollten. 

Gerhardt (Gießen) kritisiert, daß diese Bodenvorratsstelle der Anfang einer Sozialisierung 
des landwirtschaftlichen Bodens sein könne, die zu einer Nationalisierung abgemildert würde. 
Dann trete der Staat als Verpl:lchter auf, "und wir hötten das Pachtverfahren für alle Betriebe". 
Er bittet, das einmal zu bedenken. 

Thoss entgegnet, er habe an eine Körperschaft des öffentl ichen Rechts, einen Parafiskus, nicht 
an den Staat selbst gedacht: i. e. eine Instanz in der Art der Bundesanstalt für Arbeitsvermitt
lung und Arbeitslosenversicherung. 

Arendt (Münster) spricht noch einmal "diese Arbeitslosenversicherung für den Boden" 
an, von der man wissen müsse, was finanziell bei ihr herauskomme; sie dürfe "nicht so eine 
Art von Arbeitslosenversicherung" sein, sondern die Steuern aus Bodenverköufen müßten ent
sprechend verwendet werden. Lohne sich denn der ganze Aufwand überhaupt für diese periphe
ren Gebiete, für die die Bodenvorratsstelle dann eintreten müßte? 

Weber wirft ein, daß man bei den Arbeitnehmern noch von einheitlichen Interessen ausgehen 
könne, wöhrend doch zwischen BodeneigentUmern "trennende Klüfte" lägen; was verbinde 
denn einen Arbeiter, der eine Parzelle am Stadtrand verkaufen wolle, mit einem Großgrund
besitzer, wie etwa dem Herzog von Croy in Westfalen? 

Thoss erwidert, daß bei den Arbeitnehmern dieses Zusammengehörigkeitsgefühl auch nicht 
spontan entstanden sei, sondern sich im Laufe der historischen Entwicklung herausgebildet 
habe. Zudem seien sie kraft Gesetzes dazu gezwungen, Beitröge zur Arbeitslosenversicherung 
zu entrichten. Thoss faßt nicht die innerlandwirtschaftlichen Beziehungen ins Auge, sondern 
ihn interessieren mehr die ständigen Wertzuwächse des Bodens in den Städten,weil sich hier Be
völkerung und Industrie konzentrieren. Er stellt fest, daß eine höhere Bodennachfrage in den 
Städten eine Verminderung der Nachfrage nach Bodennutzungen impliziere. 

Nach Schmidt (Bonn) sollte man genau das Steueraufkommen kalkul ieren, das demnächst auf
grund des Steueränderungsgesetzes aus den Bodenverköufen zu erwarten sei, erst dann könne man 
begutachten, ob die BodenauffangsteIle real istischer Größenordnung entspreche. 

Schmitt (Göttingen) begrüßt zunächst den Vorschlag von Thoss, über die Probleme der unzurei
chenden Arbeits- und Bodenmobilität die Diskussion zu beleben; Schmitt schlägt aber vor, auch 
über die damit verbundenen Probleme etwas sorgfältiger nachzudenken. Thoss wolle "eine 
innerlandwirtschaftliche Einkommensumverteilung" über "Abschöpfung von Lagerenten, Pla
nungsgewinnen und ähnl ichen Bodenwertzuwächsen" erreichen (Korreferat), habe aber jetzt 
in der Diskussion "einen kleinen Rückzieher" insofern gemacht, als er nur eine steuerliche Be
lastung des städtischen Bodenmarktes als Finanzierungsquelle gelten lassen wolle. Weiter 
führt Schmitt aus, daß er glaube, derartige Abschöpfungen zögen sicher eine Hemmung der 
Bodenmobilität innerhalb der Landwirtschaft nach sich. Gewinne aus der Bodenwertsteigerung 
in Stadtnöhe werden transferiert und übertragen sich so auf eine Steigerung der Nachfrage 
in stadtfernen landwirtschaftlichen Regionen. 

Henrichsmeyer fühlt sich von Thoss "ein bißchen überinterpretiert" und verweist auf dessen 
Korreferat. Ihn (Henrichsmeyer) habe nur interessiert, ob eine Beziehung bestehe "zwischen 
dem Ausmaß der Disparität in Ländern und dem Ausmaß der Abwanderung". Dieses werde durch 
den Entwicklungsstand, die Dynamik der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung und das Ausmaß 
der technologischen Entwicklung bestimmt. 

Heidhues wirft ein, daß sich bei einer detaill ierten und stärker mikroorientierten Untersuchung 
in den USA von Hathaway gezeigt habe, daß die Einkommensdisparität keinen nachweisbaren 
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Einfluß auf das Wanderungsverhalten habe. Die Ursache liege darin, daß ein großer Teil 
der Wanderung im Generationswechsel erfolge, so daß sowohl Querschnitt- als auch Zeit
reihenanalysen und selbst detailliertere Untersuchungen versagten. Der Einkommensdruck 
in der Wirkung auf die Abwanderung lasse sich quantitativ schwer ermitteln, er resultiere 
aus einer ganzen Reihe mehr oder weniger spezifizierbarer Variablen; z. B. ziehe die Resul
tante Einkommen "Iag"-Faktoren nach sich. Der Vorschlag von Thoss solle - vorsichtig zwar -
unter dem Aspekt des Erreichbaren diskutiert werden. Weiter gi'btHeidhues zu bedenken, daß 
man mit den Siedlungsgesellschaften, die den "Agrarstrukturwandel" gelenkt oder beeinflußt 
haben, "gemischte Erfahrungen" gemacht habe. 

Engel (Kiel) fragt Thoss, wie er den Interventionspreis ermitteln wolle, um damit Grenzertrags
böden aufzukaufen. Ihm seien Realteilungsgebiete bekannt, wo überhaupt keine Bewirtschaf
tung mehr stattfinde - mit verheerenden Folgen: Verwilderung der Landschaft, keine Boden
rente usw., und dennoch forderten die Besitzer etwa 12000,-- DM, z.Z. noch! (Es handelt 
sich um Gebiete in Bayern). In Bayern überlege man, ob man nicht eine Bodennutzungspflicht 
einführen solle, die alternativ vom Staat wahrgenommen werden könne, wenn der Besitzer 
sie nicht durchführe; in praxi hieße das, Steuern zu erheben für diese Grenzertragsböden, 
denen nur noch "Wohlfahrtsfunktion" zukomme. Engels zweite Frage an Thoss lautet, ob er 
zwischen Grenzertrags- und Normalböden trennen könne - die ja das gleiche leisten -, wenn 
er die Wohlfahrtsfunktion des Bodens im Auge habe. Er sei der Meinung, "daß man das nicht 
trennen kann". 

Thoss erwidert auf die Frage nach der Bestimmung des Interventionspreises, daß die von ihm 
als Hauptprodukte betrachteten Kuppelprodukte nicht in die marktwirtschaftlichen Kalkula
tionen eingingen; wenn sie sowieso als freie Güter angeboten werden müßten, dann ergebe 
sich daraus auch kein Maßstab, um den Wert dieser Grenzertragsböd~n zu ermitteln. Weiter 
führt Thoss aus, daß derjenige, der den Ertragswert von 0,50 DM/m nicht mehr erwirtschaf
ten könne, diesen Boden "andienen" möge. Dieser Interventionspreis solle sich genau wie der 
Dollarkurs an der Devisenbörse einpendeln, und jeder, der seinen Boden für 0,50 DM/m2 
abgebe, leiste folgende zwei Beiträge: Abbau der AgrarUberschüsse und der damit verbundenen 
Marktordnungskosten sowie zweitens die Mögl ichkeit, "diese Kuppelprodukte nunmehr in or
dentl icher, geordneter Weise auf diesen Böden mit Werten kleiner als 0,50 DM/m2 erzeugen 
zu können". 

Vogel (Düsseldorf) widerspricht Thoss, indem er klarstellt, daß eine Landabgaberente auch 
bei Aufforstung gezahlt werde und nicht nur dann, wenn auf den abgegebenen Flächen wieder 
die Agrarproduktion aufgenommen werde. Er warnt vor einer Ideologisierung dieses ganzen 
Problems, weil man dann bei vielen Landwirten wieder Hoffnungen wecken würde. Durch eine 
Dynamisierung dieser "Bodenbewirtschaftungsprämien" lasse sich das Agrar- bzw. Disparitäts
problem auch nicht lösen. Er erwähnt, daß vor kurzem eine Veröffentl ichung in Hessen heraus
gekommen sei - "über solche paralandwirtschaftlichen Nutzungen" -, in der es auf der einen 
Seite heiße, "daß der Rückzug aus der Landwirtschaft dem Rückzug aus der Landschaft gleich
komme". Ein paar Seiten weiter habe dann die Bevölkerungsstatistik dieser Kreise ausgewiesen, 
daß die Population sich in den letzten Jahren verdoppelt habe! Weiterhin wundert Vogel sich 
über die These von Thoss, daß dieser den Boden bevorraten wolle, weil der doch "einfach da" 
sei. Außerdem wendet sich Vogel ganz entschieden dagegen, fUr Boden, der keine Rendite 
mehr bringe, auch noch ein Honorar zu bezahlen, damit der Betreffende ihn zur Verfügung 
stelle; notfalls habe man die Unkrautverordnung, die allerdings nur einmal - gegen ein "Grund
stück des Bundespräsidenten in Eschwege" - angewandt worden sei. Sie werde wirkungslos, 
wenn man große Flächen betrachte. Man könne eine gewisse "Produktionsbereitschaft" auf 
den Flächen erhalten, aber den Besitzern ein Honorar zu zahlen, das sehe er nicht ein. Gegen 

. diese Härte wendet Thoss sich mit Recht; er als Mitglied der Allgemeinheit halte es fUr wenig 
nobel, die Betroffenen derart vor den Kopf zu stoßen. 
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JungehUlsing (Munster) weist darauf hin, daß es im parlamentarischen und vorparlamentari
schen Raum außerordentlich subtile Richtlinien-Entwurfe mit Haushaltsanstttzen im nttchsten 
Bundesetat in der Größenordnung von 300 Mill. DM zur Förderung von sog. Auffangbetrieben 
gebe, das sei schon eine mikrol:Skonomische Maßnahme. Aber diese Auffangbetriebe wurden -
nach dem Urteil von Experten - in einer Katastrophe enden. Doch nach al/gemeiner Erfahrung 
mit Vorgöngen im Gesetzgebungsmechanismus setze man sie trotzdem durch. Man werde "bei 
diesen Auffangbetrieben dieselben landwirtschaftlichen Grenzflttchen aufnehmen und in Ein
heiten bringen, die in 15 Jahren das gleiche Schicksal" erlitten "wie die schlechten und zu 
kleinen, aus politischen Motiven geborenen Aussiedlungen der fruhen fUnfziger Jahre". 

Weinschenck wirft ein, daß die "Betriebsgrtlßenempfehlungen", die vereinzelt von wissen
schaftlicher Seite gemacht worden seien, gar nicht so stark von denen der Aussiedlungsgesell
schaften abgewichen seien. Daraufhin fUhrt Reisch "aus dem klassischen Land der Aussiedlung, 
aus Baden", ein Beispiel an: Vorleistungen "der damals Uberhaupt zu klein geplanten Siedlun
gen mit 12, 13, 14 ha" im Grenzgebiet zweier Gemeinden hötten aus ehemals 103 Betrieben 
Uber 5 ha in den Jahren 1953/55 12 Vollerwerbsbetriebe zwischen 55 und 103 ha im Jahre 
1970 mitgestaltet. Auf der anderen Seite seien auf einem zu engen Gebiet - auch in Nord
baden - 23 Siedlungen angelegt worden, "die sich gegenseitig nur auffressen können, wenn 
sie weiterkommen wollen". 

Louwes (Luxemburg) fragt, ob es eine direkte Verbindung zwischen dem Bodenpreisniveau und 
der Agrarerzeugunggebe. Er persönlich vertrete die These, daß das gesamte Boden-Preisniveau 
in der EWG einschließlich der BRD viel zu hoch sei, so daß die Agrarerzeugung zu arbeits
und kapitalintensiv betrieben werden mUsse. Das Kardinal problem sei die Bodenmarktordnung, 
in die man eingreifen mUsse. Man habe bis jetzt noch keine Faktoren gefunden, die das Boden
preisniveau erklörteni wie es sei, das sei nicht so wichtig, sondem wie es sein sollte, damit 
man wieder eine bodenextensive Erzeugung in der EWG erreichen könne. 

Becker (Kiel) bezeichnet die Siedlungsgesellschaften als durchfuhrende Untemehmen, die 
keine Agrarpalitik zu betreiben hötten; wenn man sie lobe oder kritisiere, so lobe oder kriti
siere man die jeweilige Agrarpolitik des Bundes oder Landes. NatUrlich gebe es graduelle 
Unterschiede in der Leistung der Gesellschaften, das sei nichts Neues. 

Frau Schmid (Garching) gibt zu bedenken, daß die ZUrUckhaltung bei der Landabgabe in der 
mangelnden Sicherheit fUr die Betroffenen bestehe; nicht einer besonderen Bodenvorratsstelle, 
sondem den Kommunen sol/e man diesen Boden zur VerfUgung stellen und die Bauem, die ihr 
Land abgöben, mit einer Rente entschödigen, die höher liegen mUsse als die jetzige Landab
gaberente, denn mit dieser ließe sich "heute weder leben noch sterben". 

Pfleiderer (Bonn) wendet sich noch einmal der "Frage des Bodenauffangens" zu, die nicht ein 
Vorbehalt gegenUber den Siedlungsgesell-schaften se~sondem ein finanzielles Problem darstelle. 
Das "Instrumentarium der Landabgaberente" werde dann gewöhlt, wenn bei jemandem ein 
Rechtsanspruch auf eine Rente bestehe und gewisse Voraussetzungen erfullt seien. Sollten 
diese nicht bestehen, könne der Betreffende die Rente nicht bekommen, obwohl man natUrl ich 
sagen könne, daß man sie ihm trotzdem gebe, wenn er sich verpflichte, den Boden nicht mehr 
zu bewirtschaften. Nur, so fragt Pfleiderer, wer wolle das kontrollieren? 

Weinschenck wirft ein, daß man das sogar in den USA Uberwache; so eine "Art Bodenbank" 
solle denkbar sein, wenn man sie wolle. Pfleiderer entgegnet, daß in Amerika in dieser Be
ziehung die Dinge nicht so rosig aussöhen, wie sie vielleicht klöngen! Die Kontrolle werde 
sehr nachlössig gehandhabt. 

Weinschenck schließt die Diskussion, indem er den Referenten und allen, die sich an der Dis
kussion beteil igt haben, herz I ich dankt. 
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Die Abwanderung aus der Landwirtschaft ist zweifellos die wichtigste Voraussetzung fUr die 
Milderung der Agrarprobleme in den meisten industrialisierten LHndern. Die agrarpolitische 
und insbesondere die einschlHgige wirtschaftspolitische Diskussion in der BRD hinterlHßt je
doch verschiedentlich den Eindruck (17 und SCHILLER, 18), als sei die Abwanderung die 
allein hinreichende Bedingung fUr eine befriedigende Lösung der im Agrarsektor anstehenden 
Probleme. Eine solche partielle, nicht alle Aspekte des Agrarstrukturwandels berUcksichti
gende Betrachtungsweise, birgt die Gefahr von Empfehlungen - wie insbesondere die, die 
Abwanderung durch verstHrkten Druck auf das reale Agrarpreisniveau (17) zu forcieren - und 
möglicherweise auch von entsprechenden Maßnahmen in sich, die nur eine sehr ungleichge
wichtige Erreichung der verschiedenen, mit dem Strukturwandel der Landwirtschaft verfolg
ten Ziele zulassen. Diese Problematik wird im folgenden aufgegriffen: Es werden die Aus-
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wirkungen der Abwanderung auf agrarstrukturelle Wandlungen und darauf aufbauend die 
Möglichkeiten, aber auch die Grenzen der Lösung wichtiger Agrarprobleme durch be
schi eun igte Abwanderung erörtert. 

Auf eine eingehendere Besprechung der Begriffe "Faktormobil ittit" und "Strukturwandel" 
sowie deren gegenseitige Abgrenzung soll hier verzichtet werden. Unter Faktormobilittit 
wird im folgenden lediglich die Abwanderung von Arbeitskrtiften aus der Landwirtschaft 
verstanden, dem Begriff Strukturwandel werden verschiedene Vorgtinge und zwar die Ent
wicklung der landwirtschaftlichen Produktionskapazittiten, Änderungen in der Standortorien
tierung der Produktion, Wandlungen in der Betriebsgrößenstruktur und schließlich Änderun
gen in der Erwerbsstruktur der Betriebe zugeordnet. Zuntichst werden die Auswi rkungen der 
Abwanderung auf die genannten agrarstrukturellen Vertinderungen besprochen, wobei jeweils 
drei Fragen im Vordergrund stehen, ntimlich: Wie waren die diesbezüglichen Auswirkungen 
der Abwanderung in der Vergangenheit? Mit welchen agrarstrukturellen Wandlungen ist im 
Zuge der weiteren Abwanderung zu rechnen? Welches wtiren vermutlich die Folgen einer 
deutlich beschleunigten Abwanderung? Auf diesen Ausführungen aufbauend wird sodann er
örtert, inwieweit wichtige Agrarprobleme - und zwar die Angebotsentwicklung und Angebots
elastizittit, die Entwicklung der Agrareinkommen sowie die regionale Ausrichtung der Land
wirtschaft - durch die Abwanderung lösbar erscheinen; welche Restriktionen wirksam werden, 
welche zustitzlichen Bedingungen erfüllt sein müssen, wenn bestimmte im folgenden noch 
ntiher anzusprechende Ziele erreicht werden sollen, und welche Folgerungen sich daraus für 
die Gestaltung der Maßnahmen zur Steuerung von Abwanderung und Strukturwandel ergeben. 
Die Ausführungen orientieren sich in erster Linie an den Verhtiltnissen in der BRD, die Ergeb
nisse sind nur durch besondere Berücksichtigung der jeweiligen spezifischen Verhtiltnisse modi
fiziert auf andere Ltinder Ubertragbar. 

2 Abwanderung und agrarstrukturelle Wandlungen 

2.1 Abwanderung und Entwicklung der landwirtschaftlichen Produktionskapazittiten 

sowie Änderungen in der Standortorientierung der Produktion 

Wtihrend sich der Arbeitseinsatz der westdeutschen Landwirtschaft in dem vergangenen Jahr
zehnt um 40 v.H. verminderte (28) nahm die landwirtschaftliche Nutzfltiche nur um knapp 
3 v.H. ab (34). Dieser Rückgang der Nutzfltiche erfolgte überwiegend zugunsten von Nutzun
gen außerhalb der Land- und Forstwirtschaft wie vor allem des Straßen- und Sttidtebaus. Le
digl ich die Zunahme der Waldfltiche um 0,6 v. H. der LN steht mit der Abwanderung aus der 
Landwirtschaft in engerem Zusammenhang. Ebenfalls, zumindest teilweise abwanderungsbe
dingt ist die Zunahme der nicht genutzten landwirtschaftlichen Nutzfltichen. Ihr statistisch 
ausgewiesener Anteil an der gesamten LN - der tatstichliche Anteil liegt vermutlich höher
belief sich 1970 auf 1,6 v.H. (28); er hat seit 1965, dem Jahr der erstmaligen gesonderten 
Erhebung, um 0,5 v. H. zugenommen. Der Umfang aufgeforsteter wie brachliegender Acker
und GrUnlandfltichen ist regional unterschiedl ich (35): Aufforstungen erfolgten vor all em an 
Standorten mit ungünstigen natUr! ichen Produktionsvoraussetzungen wie den Mittelgebi rgen 
und den sehr leichten Sandböden. Diese sind auch die Gebiete mit dem höchsten Anteil nicht 
genutzter Ackerfltichen, wobei dieser Anteil am höchsten ist, wenn ungUnstige natürliche 
Verhtiltnisse und Uberwiegende Kleinbetriebsstruktur sowie gUnstige außerbetriebliche Erwerbs
möglichkeiten zusammentreffen. Die brachliegenden GrUnlandfltichen weisen im Vergleich zu 
den Aufforstungen und den brachliegenden Ackerfltichen eine geringere regionale Konzentra
tion auf. 

Die Verringerung der landwirtschaftlich genutzten Fltiche zugunsten von Aufforstungen und 
Nichtnutzung ist durch die Abwanderung (und deren Ursachen) erkltirbar: Die Verknappung 
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der menschlichen Arbeit in den Betrieben und die dadurch bedingte zunehmende Mechani
sierung der ArbeitsgClnge fUhrte zum Ausscheiden schwer mechanisierbarer, hängiger, feuch
ter, zu kleiner und schlecht geformter Flächen aus der landwirtschaftl ichen Produktion. Die 
im Zuge der Abwanderung erfolgte stärkere Spezialisierung der Betriebe fUhrte ferner zu ei
ner weiteren Verbreitung der rindviehlosen Wirtschaftsweise in Gebieten und Betrieben mit 
geringem GrUnlandanteii und dadurch zum Brachlegen von nicht umbruchfähigen GrUnland
flClchen. Die Abwanderung fUhrte schließlich zu einer umfangreicheren Aufgabe von Klein
betrieben. Die freigesetzten Flächen wurden nur teilweise von den verbl iebenen Betrieben 
Ubernommen, wofUr zu geringe ErtragfClhigkeit, HClngigkeit, zu geringe TeilstUckgröße und 
in Gebieten mit Uberwiegender Kleinbetriebsstruktur insbesondere auch das Desinteresse der 
verbliebenen Betriebe, da selbst auslaufend, die wesentlichsten Ursachen sind. 

Daß trotz der starken Abwanderung von Arbeitskräften aus der Landwirtschaft bisher nur re
lativ wenige FICIchen aus der Produktion ausgeschieden sind, ist vor allem durch folgende 
Sachverhalte erklClrbar: Die westdeutsche Agrarstruktur ist weiterhin durch das Vorherrschen 
relativ kleiner Betriebseinheiten charakterisiert. Aufgrund der ungUnstigen Relation von Ar
beit zu FICIche werden noch Arbeitsverfahren angewandt, die zumindest teilweise erheblich 
unterhalb der gegenwClrtig möglichen Höchstmechanisierung liegen. Daher werden noch Flä
chen genutzt, die bei Höchstmechanisierung nicht mehr nutzbar sein werden. Ferner sind in 
der Mehrzahl der Betriebe die Arbeits- und Maschinenkapazitmen nicht voll ausgenutzt. 
Dieses hat zur Folge, daß die Grenzkosten der Nutzung von Teilflächen sehr niedrig und 
zwar etwa in Höhe der variablen Spezialkosten liegen. In diesen Situationen sind auch noch 
TeilHächen von geringer ErtragfClhigkeit wirtschaftlich zweckmäßig zu nutzen: Falls eine Be
regnung nicht erforderlich ist, liegt die untere Grenze der wirtschaftlich sinnvollen Nutzung 
von 1 eilflächen gegenwärtig bei einem Ertrogniveau von etwa 15 dz Getreide je Hektar, 
falls eine Beregnung erforderlich ist, liegt diese Grenze bei einem Ertragniveau von etwa 
20 dz Getreide je Hektar. 

Im Zuge der weiteren Abwanderung von Arbeitskräften aus der Landwirtschaft ist damit zu 
rechnen, daß weiterhin bisher landwirtschaftlich genutzte Flächen aufgeforstet, brachgelegt 
oder in extensive Weidenutzung UberfUhrt werden. So werden im Laufe der Zeit alle einer 
Hochmechanisierung nicht zugän gl ichen Flächen aus intensiver Nutzung ausscheiden. Das 
Gleiche gilt fUr nur mit hohem Meliorationsaufwand nutzbare GrUnlandflächen sowie fUr 
RestgrUnlClndereien in Gebieten mit geringem GrUnlandanteil. Neben diesen dauerhaft 
stillzulegenden FICIchen werden in Gebieten mit Uberwiegender Kleinbetriebsstruktur im Zuge 
der Aufgabe von Betrieben auch zukUnftig FICIchen vorUbergehend brachgelegt, die aufgrund 
ihrer ErtragfClhigkeit noch sinnvoller nutzbar wären. Solche FICIchen werden erfahrungsgemClß 
wieder genutzt, sobald größere TeilstUcke gebildet werden können, und sobald die verbliebe
nen Betriebe organisatorische Vorkehrungen fUr die Übernahme dieser Flächen, wie insbeson
dere die Einrichtung einer uberbetrieblichen Nlaschinennutzung, getroffen haben. Die ausge
wiesenen statistischen Daten deuten darauf hin, daß insgesamt mehr GrUnland- als Ackerflä
chen aus der landwirtschaftlichen Nutzung ausscheiden werden. Genauere Untersuchungen 
bezUglich des Ausmaßes der zu erwartenden FICIchenstiliegungen liegen nicht vor. Es ist je
doch wahrscheinl ich, daß sich der Anteil der ausscheidenden FICIchen bei kontinuierl ich 
weiterverlaufender Abwanderung nur auf wenige Prozent an der gesamten LN belaufen wird 
(30) • 

Bei kontinuieri ich, nicht wesentl ich beschleunigt und sprunghaft verlaufender Abwanderung 
ist zu erwarten, daß sich die Flächenstillegungen im wesentlichen auf die einer Hochmecha
nisierung nicht zugänglichen Flächen sowie die genannten GrUnländereien beschränken wer
den. Bei weiterhin relativ ungUnstiger Preisentwicklung fUr die Produkte der Rinderhaltung 
ist es ferner nicht ausgeschlossen, daß in einigen GrUnlandgebieten die intensive FICIchen
nutzung Uber Milcherzeugung zukUnftig aufgegeben wird, und daß die Flächen solcher Ge-
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biete dann nur noch Uber extensive Rinderhaltung genutzt werden. DemgegenUber ist kaum 
damit zu rechnen, daß Gebiete aus der landwirtschaftl ichen Produktion ausscheiden werden, 
deren Flächen zwar wenig ertragreich, jedoch ackerfähig und mechanisierbar sind. Denn 
einige,sich heute bereits abzeichnende Entwicklungen werden der Aufrechterhaltung der 
Agrarproduktion in diesen Gebieten entgegenkommen, nämlich sinkende, der Ertragfähigkeit 
der FII:ichen besser als bisher entsprechende Pachtpreise, durch Spezialisierung und Koopera
tion c.p. sinkende Maschinenkosten und eine Verminderung der Arbeitskosten durch die Kom
bination von landwirtschaftlicher und anderweitiger Erwerbstätigkeit auch in flächenreiche
ren Ackerbaubetrieben (worauf in Punkt 2.3 noch näher eingegangen wird). Bei Ausschöpfung 
der diesbezUglichen Reserven liegt die untere Grenze der wirtschaftlich zweckmäßigen Be
wirtschaftung ganzer Betriebe gegenwärtig bei einem Ertragniveau von etwa 30 dz Getreide 
je Hektar. Neben den möglichen Kostensenkungen bezUglich Boden, Arbeit und Kapital ist 
es ferner nicht unwahrscheini ich, daß die ertragsteigernden technischen Fortschritte, die 
bisher vorwiegend den gUnstigeren Standorten zugute gekommen sind (MEIMBERG, 9), zu
kUnftig auch und relativ stärker zu Ertragsteigerungen auf den ungUnstigeren Standorten fuh
ren werden. Aufgrund der skizzierten Entwicklungen werden die Gebiete mit wenig ertrag
reichen, jedoch mechanisierbaren Flächen vermutlich nur dann aus der landwirtschaftlichen 
Produktion ausscheiden, wenn die Abwanderung durch verstärkten Druck auf das reale Agrar
preisniveau wesentlich beschleunigt wird, so daß Desinteresse und Pessimismus bei den Betrof
fenen die Herausbildung angepaßter Betriebsformen verhindern. 

Wird das Ziel verfolgt, durch Druck auf die Agrarpreise Grenzböden aus der Produktion zu 
verdrängen (17), um zu einer deutlichen Reduktion insbesondere der gesamten Ackerfläche 
zu gelangen, so wird dieses Ziel mit dem Ziel der Entwicklung größerer Betriebseinheiten, 
die den Markt- und technischen Bedingungen sowie den Einkommenserwartungen besser als 
bisher entsprechen, kollidieren. Ein Konflikt zwischen diesen Zielen läge nur dann nicht 
vor, wenn sich die Betriebe in den Gebieten, die langfristig landwirtschaftlich genutzt wer
den sollen, unter den Preisbedingungen, die fUr die Verdrängung von Grenzböden aus der 
Produktion erforderlich wären, zu größeren Betriebseinheiten weiterentwickeln könnten. Die
ses ist jedoch nicht der Fall. Diese These kann hier nicht in der eigentlich notwendigen Aus
fuhrl ichkeit erörtert werden. Es sollen jedoch einige Beispielsdaten und ergänzende Über
legungen gebracht werden, die diese These untermauern. Bei real sinkenden Agrarpreisen 
sind es insbesondere zwei Ursachen, die zur Aufgabe landwirtschaftlicher Betriebe fUhren, 
näml ich 111 iquidität oder/und eine unzureichende Entlohnung der in den Betrieben eingesetz
ten Faktoren unter BerUcksichtigung ihrer außerbetriebl ichen Verwendungsmögl ichkeiten. 
Kurzfristig kommt der Illiquidität, langfristig der unzureichenden Faktorentlohnung die grö
ßere Bedeutung zu. Werden die Agrarpreise kurzfristig deutl ich gesenkt, um Betriebe auf 
Grenzstandorten aus der Produktion zu verdrängen, so wird die Weiterentwicklung der Be
triebe auf anderen Standorten nur dann nicht gefährdet, wenn ihr Liquiditätsspielraum wesent
I ich größer ist. BuchfUhrungsdaten wie auch die entsprechenden Daten des Agrarberichts deu
ten darauf hin, daß dieses nicht der Fall ist. Größere Bedeutung als dem Liquiditätsproblem 
kommt fUr die hier zu erörternde Frage der Faktorentlohnung zu. Dazu sei folgendes Beispiel 
gebracht: Vergli chen werden zwei Modellbetriebe mit einem Nutzflächenumfang von jeweils 
40 ha LN. Beide werden jeweils von einer voll zu entlohnenden Arbeitskraft bewirtschaftet, 
und seien als ausschließlich Ackerbau durchfuhrende Betriebe mit Getreide- und etwa roher
traggleichem Extensivblattfruchtbau organisiert. Der Betrieb A befinde sich auf einem Grenz
standort, das Ertragniveau im Getreidebau liege bei 30 dz/ha. Der Betrieb B befinde sich 
auf einem langfristig landwirtschaftl ich zu nutzenden Standort, das Ertragniveau im Getreide
bau I iege bei 40 dz/ha. Das Ertragniveau des Betriebes B liegt damit deutl ich Uber dem Bun
desdurchschnitt, ebenso liegt sein Nutzflächenumfang Uber dem der Mehrzahl der Betriebe, 
aus denen sich die weiterzuentwickelnden Betriebe rekrutieren mUssen. Die eine ausreichende 
Faktorentlohnung berucksichtigenden Kosten des Betriebes A belaufen sich auf etwa 1200 DM/ha. 
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Sie beinhalten variable Spezialkosten von 350 DM/ha, Maschinenkosten von 200 DM/ha, 
Bodenkosten bei einem Pachtanteil von 30 v.H. und einem Pachtpreis von 100 DM/ha von 
durchschnittlich somit 30 DM/ha, allgemeine Kosten von 200 DM/ha und schließlich Ar
beitsentlohnung von 400 DM/ha. Die eine ausreichende Faktorentlohnung berUcksichtigen
den Kosten des Betriebes B liegen bei 1300 DM/ha. Die Differenz von 120 DM/ha zu Be
trieb A resultiert aus 50 DM/ha höheren variablen Spezialkosten und aus durchschnittlich 
70 DM/ha höheren Pachtkosten, da bei gleichem Pachtanteil wie im Betrieb A ein Pacht
preis von 300 DM,/ha unterstellt wird. Soll Betrieb A durch Preissenkung aus der Produktion 
verdrlingt werden, so wird er - abgesehen von verzögernd wirkenden außerökonomischen 
Faktoren - mittelfristig die Produktion nur einstellen, wenn die Erlöse die einsparbaren 
Kosten nicht mehr decken. Nicht die gesamten Kosten von 1180 DM/ha sind mittelfristig 
einsparbar: von der Maschinenausstattung sei nur die Hlilfte verliußerbar, nicht einsparbar 
sind somit Maschinenkosten von 100 DM/ha. Nicht einsparbar bzw. realisierbar ist ferner 
die Differenz zwischen der angenommenen, einem Facharbeiter entsprechenden, anzustreben
den innerbetriebl ichen Arbeitsentlohnung von 16 000 DM/Jahr und der außerhalb des Betrie
bes erzielbaren Entlohnung von annahmegemliß 12000 DM/Jahr. Die Differenz belaufe sich 
im Beispiel also auf 100 DM/ha. Nicht einsparbar ist schließlich ein Teil der allgemeinen 
Kosten, insbesondere die Grundsteuer. Die bei Betrlebsaufgabe einsparbaren Kosten bzw. er
zielbare alternative Faktorverwertung - fUr die Flliche wird Verpachtung zum Pachtsatz Null 
oder Aufforstung bei weitgehender Kostenerstattung unterstellt - belliuft sich im Beispiel auf 
etwa 950 DM/ha. Der Getreidepreis mUßte etwa 32 DM/dz betragen, damit der Betrieb A 
mittelfristig die Praduktion einstellt. Bei diesem Preisniveau wUrden gerade die in Betrieb B 
anfallenden Kosten unter Berücksichtigung einer ausreichenden Faktorentlohnung (genauer: 
nurArbeits-, nicht Eigenkapitalentlohnung) gedeckt. Für seine weitere Entwicklung uber 
Fllichenzupacht mUßte B jlihrlich Eigenkapital von etwa 100 DM,/ha bilden (KÖHNE, 8), fer
ner fUrdie zuzupachtende Flliche 300 DM/ha an Pacht entrichten. Um dieses Wachstum zu 
ermöglichen, mUßte das Getreidepreisniveau im Beispiel c.p. bei etwa 40 DM/dz liegen. 
Bei diesem Preisniveau könnte wiederum Betrieb A noch löngere Zeit weiterwirtschaften. Im 
Beispiel besteht also eine betröchtl iche Diskrepanz zwischen notwendigen Preisen für das 
betriebliche Wachstum und notwendigen Preisen fUr die beschleunigte Verdröngung aus der 
Produktion. 

An den Ergebnissen des Beispiels tritt keine grundlegende Änderung ein, wenn man eine reali
tlitsnahe Variation der Annahmen vornimmt. Würde beispielsweise in Betrieb A auch Viehhal
tung betrieben, so wtire infolge der nicht einzusparenden Kosten vorhandener Gebäude der 
Anteil der einsparbaren Kosten niedriger mit der Folge, daß das Ausmaß der Preissenkung um
so höher sein mUßte. Sollte Betrieb Bauch uber Viehhaltung wachsen, so wtire seine notwen
dige Kapitalbildung höher als oben angenommen und damit c. p. sein Anspruch an das Preis
niveau. Bei viehhaltenden Betrieben wäre also die Diskrepanz zwischen notwendigen Preisen 
für das Wachstum und notwendigen Preisen für die Verdrlingung noch größer. Bei Betrachtung 
unterschiedlicher Betriebsgrößen wird die Diskrepanz im allgemeinen geringer. Sie bleibt je
doch bestehen und wird sich insbesondere solange nicht umkehren, wie die Opportunitötsko
sten der Arbeit mangels außerbetrieblicher Erwerbsalternativen, sei es subjektiv oder objektiv 
bedingt, nicht höher liegen. Der Verdrlingung von weniger ertragreichen, jedoch mechanisier
baren Fllichen aus der Produktion über eine mittels Preisdruck forcierte Abwanderung sind 
also unter Berucksichtigung des Wachstums der verbleibenden Betriebe enge Grenzen gesetzt. 
Dieses Problem wird in Punkt 3.1 noch einmal aufgegriffen. 

Neben der Nutzflliche sind die Nutztierbestlinde die produzierenden Kapazitliten der Land
wirtschaft. Die Abwanderung hat in der Vergangenheit in der BRD zu einem krliftigen Abbau 
der Viehbestände in den Betrieben mit einem Nutzfllichenumfang von weniger als 10 ha LN 
gefUhrt. Extrapal iert man vereinfachend die nur bis 1967 statistisch nach Betriebsgrößenklassen 
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ausgewiesene Entwicklung der Viehbestände (31) bis 1970, so ergibt sich für das vergangene 
Jahrzehnt in den Betrieben mit einer Nutzfläche bis zu 10 ha LN ein Rückgang der Milch
kühe von etwa 30 v. H. und ein Rückgang der Zahl der Schweine um etwa 10 v. H. Die rück
läufige Entwicklung der Viehbestände in den unteren Betriebsgrößenklassen wurde allerdings 
durch die Aufstockung der Viehhaltung in den größeren Betrieben ausgeglichen bzw. über
kompensiert. Der Rückgang der Schweine- wie auch der Geflügelhaltung in den unteren Be
triebsgrößen erfolgte im wesentlichen im Zuge der Aufgabe der Betriebe, der Rückgang der 
Milchkuhhaltung darüber hinaus auch im Verlauf des Übergangs der Betriebe zum Nebener
werb und der damit verbundenen arbeitsextensiveren Gestaltung der Betriebsorganisation. 

Im Zuge der weiteren Abwanderung von Arbeitskräften aus der Landwirtschaft werden sich die 
Viehbestände in den Kleinbetrieben weiterhin rückläufig entwickeln. Im Falle der Schweine
und Geflügelhaltung wird dieses jedoch wie in der Vergangenheit nicht zu einem Rückgang 
des gesamten Viehbestandes führen. Diese Viehhaltungszweige verlagern sich bekanntlich un
abhängig von der Abwanderung fortlaufend in größere Haltungseinheiten. Ihr Wachstum wird 
in erster Linie von der jeweiligen Marktlage bestimmt. Während die Abwanderung also ohne 
wesentlichen Einfluß auf das Wachstum dieser Viehhaltungszweige ist, führt deren Wachstum 
und Verlagerung in größere Haltungseinheiten zu einer Verschlechterung der Einkommensbe
dingungen in den flöchenarmen landwirtschaftlichen Betrieben und wirkt somit in umgekehrter 
Richtung beschleunigend auf die Abwanderung. 

Eine andere Situation liegt bei der Milchkuhhaltung und der mit ihr eng verbundenen Mastrin
derproduktion vor. Gegenwärtig werden in der BRD noch etwa 30 v. H. der Milchkühe in Be
trieben mit einem Nutzflöchenumfang von bis zu 10 ha LN gehalten. Die in diesen Betrieben 
und vermutl ich auch in der nöchst höheren Betriebsgrößenklasse zu erwartende starke absolute 
Verminderung des Milchkuhbestandes wird wahrscheinlich durch die Aufstockung der Bestönde 
in größeren Betrieben nicht ausgeglichen werden. Diese Aussage stUtzt sich auf die jüngste 
statistisch ausgewiesene Entwicklung des Milchkuhbestandes und insbesondere auf folgende 
Überlegungen: Die Aufstockung der Milchkuhbestönde erfolgte bisher vorwiegend durch die 
bessere Ausnutzung vorhandener Stallkapazitäten sowie durch wenig kapitalaufwendige Erwei
terungsbauten. Diese Möglichkeiten sind in den Betrieben weitgehend ausgeschöpft, so daß 
eine weitere Aufstockung in vielen Fällen kapitalaufwendige Neubauten erfordert. Neubau
ten für die Milcherzeugung sind jedoch unter den gegenwärtigen Preis-Kostenrelationen in 
der Regel unwirtschaftlich. Denn eine volle Entlohnung der in der Milcherzeugung eingesetz
ten Faktoren unter Berücksichtigung eines Neubaus würde gegenwärtig einen Milchauszah
lungspreis deutlich oberhalb von 0,40 DM/kg erfordern. Die dieser Aussage zugrundeliegen
den Kosten setzen sich etwa wie folgt zusammen: 15 Dpf/kg an variablen Veredlungskosten 
(nach Abzug des gegenwärtigen Kölberwertes), 10 Dpf/kg an variablen Spezialkosten und 
Maschinenkosten der Futtergewinnung ohne Pacht bzw. Opportunitätskosten für Flöche, etwa 
6 Dpf/kg für Gebäude und Geräte und 10 bis 12 Dpf/kg für Arbeit. Erfolgt mit einem Neu
bau nur eine geringe Bestandsaufstockung, wohingegen der Ausgangsbestand in vorhandenen 
Gebäuden hätte weitergehalten werden können, so ergeben sich deutlich höhere marginale 
Geböudekosten (KÖHNE, 8). Die Diskrepanz zwischen den skizzierten Kosten und dem ge
genwärtigen Milcherzeugerpreis ist auf die unzureichende Abwanderung und daher darauf 
zurückzuführen, daß sich der Milchpreis bisher noch vorwiegend an den Kosten der Mehrzahl 
der kleinbetrieblichen Milcherzeuger orientiert, die aufgrund mangelnder Arbeitsmobilität 
ohne Alternativen für die in der Milcherzeugung eingesetzten Faktoren Arbeit und Gebäude 
und damit ohne entsprechende zumeßbare Kosten produzieren. Aufgrund der skizzierten Ko
sten größerer Produktionseinheiten und infolge der mit der Milchkuhhaltung verbundenen engen 
pe rsön I ichen Bindung an den Betrieb werden sich kröftige Bestandsaufstockungen in den größe
ren Betrieben wahrscheinlich nur bei einem deutlich höheren Milchpreisniveau vollziehen. 
Bei gegenwörtigem oder leicht erhöhtem Milchpreis ist in der BRD im Zuge der weiteren Ab-
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wanderung mit einem Rückgang des Milchkuhbestandes, und da über die Jungtierbeschaffung 
eng an die Milchkuhhaltung gebunden, auch mit einem Rückgang des Bestandes an Mastrin
dern zu rechnen (PLATE, 14). 

Die Notwendigkeit, die Abwanderung durch verstärkten Druck auf den Milchpreis zu beschleu
nigen, besteht aufgrund der dargelegten Sachlage nicht. WUrde dieses Ziel trotzdem ver-
folgt, so mUßte angesichts der bei rascher Produktionsaufgabe geringen einsparbaren Kosten 
bzw. alternativen Verwertungsmöglichkeiten der in der Milcherzeugung eingesetzten Fakto
ren die Preissenkung betrClchtlich sein, um Kleinbetriebe zu einer beschleunigten Produk
tionseinstellung zu veranlassen. Dadurch würde das heute bereits bestehende Problem, daß 
sich größere Produktionseinheiten nur schwer entwickeln können, noch verschärft. Aus der 
skizzierten Kostenstruktur der Milcherzeugung ist unschwer ableitbar, daß hier die Diskre
panz zwischen notwendigen Preisen fUr das Wachstum verbleibender Betriebe und notwendigen 
Preisen fUr eine beschleunigte Abwanderung noch erheblich größer ist als im Ackerbau. Der 
Beschleunigung der Abwanderung durch verschClrften Preisdruck sind hier also unter Berucksich
tigung des Wachstums der verbleibenden Betriebe noch engere Grenzen gesetzt. 

Bei einigen Agrarprodukten vollzogen sich in dem vergangenen Jahrzehnt in der BRD deutli
che Standortverlagerungen (35). Das trifft insbesondere fUr die Milcherzeugung, die Vered
lungsproduktion auf Getreidebasis und fUr den Kartoffelbau zu. Mit der Abwanderung in 
engerem Zusammenhang stehen allerdings nur die Standortverlagerungen der Milcherzeugung 
sowie des Kartoffelbaus, und zwar in zweierlei Hinsicht. Infolge der durch die Abwanderung 
bedingten Verknappung der Arbeit erfolgte ein starker RUckgang der Milcherzeugung in den 
Ackerbau- und Gebieten mit Uberwiegender Kleinbetriebsstruktur sowie eine generelle Ver
minderung des Kartoffelbaus, wobei die Standorte am stärksten betroffen waren, deren Böden 
nicht absiebfähig sind und an denen sich gUnstigere inner- oder außerbetriebliche Einsatzalter
natüven fUr die durch die arbeitsextensivere Gestaltung der Betriebsorganisation freizusetzende 
Arbeitszeit anboten. DemgegenUber nahm die Milcherzeugung in den Grünlandgebieten zu, 
und verminderten sich die KartoffelflClchen auf den leichten Böden nur unterdurchschnittlich. 
Die Abwanderung war also mitbestimmend fUr die stClrkere Verlagerung der Milcherzeugung 
in die Grünlandgebiete sowie des Kartoffelbaus auf die leichten Böden. Andererseits erfolgte 
die Abwanderung und damit der RUckgang der Milchkuhhaltung und des Kartoffelbaus in den 
Gebieten, in denen diese Produktion zukUnftig nicht mehr oder zumindest nur noch in unbe
deutendem Umfang betrieben werden wird, nicht rasch genug. Die Folge waren gedämpfte 
Preise fUr diese Produkte, die den Ausbau und/oder die Modemisierung von Produktion und 
Absatz in den stClrker auf diese Produkte spezial isierten Gebieten erschwerte. 

Im Zuge der weiteren Abwanderung ist zu erwarten, daß sich die skizzierten Standortverlage
rungen weiter vollziehen werden. BezUglich des Kartoffelbaus erscheint es nicht ausgeschlos
sen, daß dieser in einigen Gebieten zukunftig wieder eine steigende Tendenz aufweisen wird. 
BezUglich der Milcherzeugung ist folgendes festzustellen: Der weitere RUckgang der Milch
kuhhaltung in den Ackerbaugebieten und vor allem in den Kleinbetrieben wUrde in der BRD 
gUnstige Voraussetzungen fUr die weitere Ausdehnung der Milcherzeugung in den GrUnland
gebieten schaffen. Im Rahmen der EWG liegen jedoch gegenwärtig die Grenzkosten der Ex
pansion der Milcherzeugung, vor allem in Frankreich, dem fUr die Marktbelieferung entschei
denden Land, niedriger als in den westdeutschen Grünlandgebieten, wofUr größere Ertrags
reserven, weniger ausgenutzte Stallkapazitäten, geringere Gebäudekosten bedingt durch eine 
längere Weideperiode sowie niedrigere Baukosten und schließlich geringere Einkommenserwar
tungen die wesentlichsten Ursachen sind (4). Daher ist zu erwarten, daß sich der Milcherzeu
gerpreis in der EWG zukUnftig noch vorwiegend an diesen und nicht an den oben skizzierten 
höheren Grenzkosten in den westdeutschen GrUnlandgebieten orientieren wird. Somit ist es 
nicht sicher, daß die Milcherzeugung in den westdeutschen GrUnlandgebieten längerfristig 
weiter expandieren wird. Es ist vielmehr nicht auszuschließen, daß Desinteresse und Pessimis-
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mus bei den Betroffenen um sich greifen und zu einer rUcklijufigen Entwicklung der Milch
produktion, zumindest in einigen dieser Gebiete, führen werden. Eine solche mögliche Ent
wicklung ist zumindest teilweise auf die unzureichende Abwanderung in den französischen 
Agrargebieten zurückzufuhren. Denn langfristig werden unter Berücksichtigung der Abwande
rung die erw1:ihnten Kostenvorteile mit Ausnahme derer, die auf eine lijngere Weideperiode 
zuruckfuhrbar sind, kaum noch bestehen. Denn im Verlaufe der wirtschaftlichen Entwicklung 
und der dadurch bedingten Abwanderung werden die inner- und außerbetrieblichen Lohn- bzw. 
Oppartunitmskosten der Arbeit steigen. Dadurch steigen unmittelbar die Arbeitskosten der 
Milcherzeugungi dadurch steigen ferner, da die Milcherzeugung in einem großen Teil der 
französischen Erzeugungsgebiete in hohem Iv\aße auf der Grundlage von Ackerfutterbau betrie
ben wird, die Oppartunitijtskosten des Wirtschaftsfutters - eine Entwicklung, die in den 
westdeutschen Gebieten und Betrieben mit geringem Anteil absoluten Grünlandes zur Aufgabe 
der Milchkuhhaltung gefUhrt hat. Auf die aus dieser Sachlage zu ziehenden Folgerungen wird 
in Punkt 3.3 nijher eingegangen. 

2.2 Abwanderung und Wandel der Betriebsgrößenstruktur 

Trotz der erheblichen Abwanderung von Arbeitskrijften hat sich die Betriebsgrößenstruktur der 
westdeutschen Landwirtschaft in dem vergangenen Jahrzehnt nicht grundlegend gewandelt: Im 
Jahre 1960 entfiel 50 v.H. der von den Betriebseinheiten mit mehr als 0,5 ha LN genutzten 
Flijche auf Betriebe mit einem Nutzfl1:ichenumfang von bis zu 15 ha LN, 27 v.H. der Flijche 
wurde von Betrieben der Größenklasse 15 bis 30 ha LN und 23 v.H. der Flijche von Betrieben 
mit einem Fll:Ichenumfang von mehr als 30 ha LN genutzt. 1970 entfiel auf die Betriebe bis 
zu 15 ha LN noch ein Anteil von 38 v.H. der Nutzfll:lche, auf die Betriebe der Größenklasse 
15 bis 30 ha LN ein Anteil von 35 v.H., wijhrend die Betriebe mit mehr als 30 ha LN 27 v.H. 
der FI1:iche nutzten. Der durchschnittliche Nutzflijchenumfang je Betrieb stieg im vergangenen 
Jahrzehnt von 8,1 ha LN auf 10,3 ha LN (29), auf die Problematik dieses Maßstabes sei hier 
nicht nijher eingegangen. 

Die relativ geringe Betriebsgrößenver1:inderung ist auf verschiedene Ursachen zurückzuführen: 
Die Abwanderung von Arbeitskrijften - das betrifft sowohl die Lohn- und mithelfenden Fami-
I ienarbeitskrijfte wie auch die teilweise außerbetriebl iche Erwerbstl:ltigkeit der Betriebsinha
ber - wurde in erheblichem Maße durch verstl:lrkte Mechanisierung und durch Umstellungen 
in der Betriebsorganisation kompensiert. Nur in den unteren Betriebsgrößenklassen fUhrte die 
Abwanderung auch zu einer deutlichen Verminderung der Zahl der Betriebe. So nahm in der 
BRD im vergangenen Jahrzehnt die Zahl der Betriebseinheiten unter 15 ha LN unter Ausklam
merung der Betriebe, die in höhere Betriebsgrößenklassen aufstiegen, um 27 v. H. ab. Da 
ferner etwa 4 v.H. der 1960 bis zu 15 ha LN bewirtschafteten Betriebe in höhere Betriebs
größenklassen aufstiegen, erhöhte sich die Zahl der Betriebe mit mehr als 15 ha LN bis 1970 
um 20 v. H. Es wurden also vorwiegend flijchenarrne Betriebseinheiten aufgegeben, deren 
Fll:Ichen wiederum Uberwiegend von relativ fl1:ichenarmen Betrieben übernommen wurden (29). 
Letzteres hat wiederum verschiedene GrUnde: In einigen Gebieten liegen nur relativ flijchen
arme Betriebe vor; freiwerdende Fll:Ichen konnten, falls überhaupt, so nur von solchen Betrie
ben übernommen werden. In anderen Gegenden wanderten die freigewordenen Flachen vor
wiegend in flijchen1:irmere Betriebe, da ihr Grenzwert dort höher war als in den flachenreiche
ren Betrieben, was auf die geringe Teilstückgröße der freigesetzten Flijchen sowie auf die 
geringere Auslastung der Arbeitskapazit1:it in den flijchenijrrneren Betrieben zurUckzuführen 
ist. Auch waren die fl1:ichenreicheren Betriebe noch relativ wenig auf FI1:ichenwachstum aus
gerichtet, da sie noch andere Rationalisierungsreserven wie vor allem die Verminderung des 
Arbeitskrijftebesatzes und die Aufstockung der Viehhaltung ausschöpfen konnten. 

Im Zuge der weiteren Abwanderung ist sicherlich mit einer deutlichen Beschleunigung des 
Betriebsgrößenwandels zu rechnen (SCHMITT, 20). Diese Entwicklung zeichnet sich in den 
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letzten Jahren bereits ab (28). Während die durchschnittliche Betriebsgröße in der BRD von 
1960 bis 1965 um 10 v.H'-zunahm, stieg sie von 1965 bis 1970 um 15 v.H. Während ferner 
die Zahl der Betriebe in der Größenklasse 10 bis 20 ha LN im Bundesdurchschnitt von 1960 
bis 1965 noch zundhm, verminderte sie sich von 1965 bis 1970 um 8 v.H. In einigen Gebie
ten ist bereits die Zahl der Betriebe der Größenklasse 20 bis 30 ha LN in der Abnahme be
griffen. 

Der Betriebsgrößenwandel wird auch deshalb kUnftig beschleunigt verlaufen, weil sich die 
Abwanderung mehr als bisher auf die Betriebsinhaber erstrecken wird; denn bei den Lohnar
beitskräften wie auch den mitarbeitenden Familienangehörigen bestehen kaum noch Abwande
rungsreserven. Daß sich die Abwanderung trotzdem nicht verzögern und der Betriebsgrößen
wandel beschleunigen wird, ergibt sich auch aus folgenden Überlegungen: Im vergangenen 
Jahrzehnt und vor allem zu dessen Anfang verfUgten flächenärmere Betriebe zwar nicht uber 
gleich große, jedoch ähnl iche Rational isierungsreserven wie flächenreichere Betriebe und 
zwar auch in der Verminderung des Arbeitskräftebesatzes und vor allem in der Aufstockung 
der Viehhaltung. Diese Reserven sind nunmehr weitgehend ausgeschöpft. Denn eine weitere 
Verminderung des Arbeitskräftebesatzes ist, da im wesentl ichen den Betriebsinhaber selbst 
betreffend, bei hauptberufl icher Weiterfuhrung des Betriebes nicht mehr mögl ich. Die Auf
stockung der Viehhaltung erfolgte bisher vorrangig uber die Ausnutzung vorhandener oder 
durch relativ billige Umbauten erweiterter Gebäudekapazitäten. Diese Möglichkeiten sind 
weitgehend ausgeschöpft. Kapitalaufwendige Bauten fUr die Aufstockung der Milchkuhhal
tung sind mit keinem oder nur einem geringen Einkommensbeitrag verbunden. Neubauten 
fUr die flächenunabhängige Veredlungswirtschaft wie Uberhaupt die Ausdehnung dieser Pro
duktion sind angesichts der verringerten Wachstumsraten der Nachfrage und vor allem der 
fortlaufenden Expansion und Verlagerung dieser Produktion in größere Haltungseinheiten mit 
einem hohen Risiko und einem geringen bzw. sich zukUnftig noch vermindernden Einkommens
beitrag verbunden. Daher kommt bei hauptberuflicher WeiterfUhrung der Betriebe der Flä
chenaufstockung als Mittel der Einkommenssteigerung eine gegenUber der Vergangenheit er
höhte und vorrangige Bedeutung zu. Da nur ein Teil der Betriebsinhaber diesen Weg gehen 
kann, wird die völlige oder zumindest teilweise Aufgabe landwirtschaftlicher Tätigkeit un
vermindert anhalten. 

Ferner wird sich der Betriebsgrößenwandel auch deshalb beschleunigen, weil sich die relative 
VorzUgl ichkeit unterschiedl icher Betriebsgrößen zugunsten der flächenreicheren Betriebe 
verschoben hat. Wesentliche Vorteile flächenreicherer Betriebe sind vor allem die Möglich
keit der Steigerung der Arbeitsproduktivität nicht nur durch Produktionsausweitung sondern 
auch durch Verminderung des Arbeitskräftebesatzes, die besseren Möglichkeiten der kosten
gUnstigen Anwendung hochtechnisierter Arbeitsverfahren, der höhere absolute Einkommens
beitrag von Naturalertragssteigerungen, die Bevorzugung bei der Erzeugung von Qualitäts
produkten wie beispielsweise der Saatguterzeugung und schi ießl ich die gUnstigere Position 
auf den Bezugs- und Absatzmärkten. Flächenärmere Betriebe können diese Vorteile durch 
Kooperation teilweise jedoch nicht völlig ausgleichen (KÖHNE, 7). 

Schließlich wird sich auch die Stellung flächenreicherer Betriebe auf dem Pachtmarkt verän
dern: Da kUnftig auch vermehrt Betriebe der Größenklasse 15 bis 30 ha LN zur Verpachtung 
angeboten werden, werden die durch Betriebsaufgabe freigesetzten Flächen in stärkerem 
Maße als bisher bereits flächenreicheren Betrieben zufallen. Denn je größere Flächen zur 
Verpachtung angeboten werden, desto mehr fällt ihr Grenzwert fUr flächenärmere Betriebe, 
da sie diese Flöchen nur mit Hilfe zusätzlicher Maschinen- und gegebenenfalls Gebäudein
vestitionen bewirtschaften können. Umgekehrt steigt der Grenzwert dieser Flächen fUr größe
re Betriebe, da sie dann hochtechnisierte Arbeitsverfahren anwenden können und vielfach 
auch in der Lage sind, infolge ihrer leistungsfähigeren Maschinenaggregate diese Flächen 
ohne größere zusätzliche Investitionen mitzubewirtschaften. Daher und aufgrund der ansonsten 
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begrenzten Möglichkeiten der ProduktiviHltssteigerung ist damit zu rechnen, daß die bereits 
flöchenreicheren Betriebe eine offensivere Wachstumspolitik Uber Flöchenaufstockungen als 
bisher betreiben werden, was zu einer Beschleunigung des Betriebsgrößenwandels beitragen 
wird. 

In Ergönzung zu den soeben gebrachten AusfUhrungen soll nunmehr der Frage nachgegangen 
werden, inwieweit eine beschleunigte Abwanderung zu einer Beschleunigung des Betriebs
größenwandels beizutragen vermag. Eine beschleunigte Abwanderung wUrde zweifellos mehr 
Flächen fUr die Aufstockung der verbleibenden Betriebe freisetzen. Jedoch hängt die Auf
stockung dieser Betriebe nicht nur von dem Flöchenangebot sondern auch von einigen weite
ren Faktoren ab. Mitbestimmend sind vor allem der von der Flöchenaufstockung zu erwartende 
Einkommensbeitrag, die KapitalverfUgbarkeit der Betriebe und die Zukunftserwartungen der 
Landwirte. Im Falle eines größeren Angebots an Aufstockungsfltichen - wobei hier davon aus
gegangen wird, daß diese Flöchen im wesentlichen zur Pachtung angeboten werden - wUrden 
diese Restriktionen am ehesten und vermutl ich sehr bald auf den Standorten mit niedriger Er
tragföhigkeit im Ackerbau, in den GrUnlandgebieten und in den Gebieten mit Uberwiegender 
Kleinbetriebsstruktur wirksam werden (KÖHNE, 8). Auf den Standorten mit niedrigen Ertrti
gen im Ackerbau ist der Einkommensbeitrag der Flöchenaufstockung relativ gering. Im Falle 
eines größeren Angebots an Pachtflöchen wUrde die Nachfrage nach diesen Fltichen nur dann 
nicht restriktiv wirken, wenn die Pachtpreise niedrig - etwa in der Größenordnung von 
100 DM/ha - ltigen und wenn der Kapitalbedarf fUr Folgeinvestitionen in engen Grenzen ge
halten werden könnte, was nicht zu geringe Ausgangsbetriebsgrößen und in der Regel eine 
kooperative Maschinennutzung voraussetzt. Der Einkommensbeitrag von Aufstockungen der 
GrUnlandfläche ist nur dann wesentl ich, wenn die damit verbundene Aufstockung der Viehbe
stände im Rahmen vorhandener oder mit geringem Kapitalaufwand erweiterter Gebäudekapazi
täten vollzogen werden kann. Werden kapitalaufwendige Geböudeinvestitionen erforderlich, 
so ist von der Aufstockung der Grunlandflöche, wie in Punkt 2.1 bereits besprochen, auch 
bei niedrigen Pachtpreisen ein positiver Einkommensbeitrag kaum noch zu erwarten. Da der 
besseren Ausnutzung bzw. billigen Erweiterung vorhandener Gebäudekapazitäten enge Gren
zen gesetzt sind, wUrde ein erhöhtes Angebot an Pachtflöchen in GrUnlandgebieten unter 
heutigen Preis - Kostenrelationen allein kaum zu einer wesentlichen Betriebsvergrößerung 
fUhren, es sei denn, daß kräftige Finanzierungshilfen gewöhrt werden oder daß die Betriebe 
zu einer, dann allerdings nicht mehr hauptberuflich zu fuhrenden extensiven Weidewirtschaft 
Ubergehen. In Gebieten mit Uberwiegender Kleinbetriebsstruktur schließlich wUrde ein er
höhtes Flöchenangebot sehr bald auf die begrenzte KapitalverfUgbarkeit der aufstockenden 
Betriebe stoßen. In solchen Gebieten kann sich eine zu hauptberuflicher Bewirtschaftung aus
reichende einzelbetriebliche Flächenerweiterung, falls uberhaupt, so nur sukzessive im Zeit
verlauf vollziehen. 

Werden die genannten Restriktionen wirksam, so könnten diese bei erhöhtem Flächenangebot 
zweierlei Konsequenzen haben: Das erhöhte Flächenangebot könnte zu umfangreicheren Flä
chenstillegungen fuhren oder aber die mangelnden Verpachtungsmöglichkeiten wUrden die 
aufgabewilligen Betriebsinhaber daran hindern, ihren Betrieb aufzugeben. Flächenstillegun
gen wtiren vor allem im Falle der in Punkt 2.1 genannten, langfristig nicht mehr nutzbaren 
Flöchen zu erwarten. Bei den Ubrigen Flöchen wöre eher die zweite Konsequenz wahrschein
lich, wobei ökonomische und psychologische Aspekte bedeutsam sind. Von psychologischer 
Bedeutung ist die zögernde Einstellung aufgabewilliger Landwirte, nutzbare Flächen brachzu
legen. Von ökonomischer Bedeutung ist die Tatsache, daß die Betriebsinhaber umso eher be
reit sein werden, ihren Betrieb aufzugeben, je höhere Pachterlöse erzielbar und je höher da
mit die Opportunitätskosten der eigenen Weiternutzung sind. Abgesehen von den langfristig 
nicht sinnvoll landwirtschaftlich nutzbaren Flächen besteht also eine Interdependenz zwischen 
der Flöchenfreisetzung durch aufgebende und der Flöchenaufstockung durch wachsende Betrie
be (26). Die Betriebsaufgabe setzt in der Regel das Wachstum verbleibender Betriebe voraus. 
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In der BRD wurden bisher im Zuge der Abwanderung erst relativ wenige Fll:ichen durch Be
triebsaufgabe freigesetzt. Sie konnten, von einigen noch zu erwi:lhnenden Ausnahmen abge
sehen, von den verbleibenden Betrieben zügig übernommen werden. Die Frage, ob die Be
triebsaufstockung der Betriebsaufgabe ausreichend folgen konnte, bedarf dennoch im Hinblick 
auf künftige Entwicklungen einer eingehenden Erörterung. Sie erfordert eine mittelfristige so
wie eine langfristige Betrachtung. Bei mittelfristiger Betrachtung können als Indikatoren für 
die Beantwortung der aufgeworfenen Frage der Umfang brachliegender, jedoch mechanisier
barer und nicht wenig ertragreicher Fli:lchen und die Entwicklung der Pachtpreise, in Grenzen 
auch der Kaufpreise, für Boden herangezogen werden. Aufgrund dieser Indikatoren ergibt sich 
(32), daß das Fli:lchenangebot, insbesondere an Standorten mit überwiegender Kleinbetriebs
struktur aber auch in einigen Grünland- und Gebieten mit niedrigen Ertrl:igen im Ackerbau, 
höher war als die Nachfrage nach Fll:ichen. In Gebieten mit überwiegender Kleinbetriebsstruk
tur fUhrte dieses zu umfangreicheren Brachfli:lchen, in den übrigen genannten Gebieten vor 
allem zu sinkenden Pachtpreisen. Letzteres ist allerdings auch Voraussetzung für eine Ii:lnger
fristig ökonomisch sinnvolle landwirtschaftliche Nutzung dieser Fli:lchen. In den Ubrigen Ge
bieten entsprach die Nachfrage nach Fli:lchen dem Angebot oder übertraf dieses. Letzteres 
ist vor allem an den gUnstigen Ackerbaustandorten der Fall, wo die Pachtpreise stark gestie
gen sind und eine weiter steigende Tendenz aufweisen. 

Auf Il:ingere Sicht hl:ingt das Angebot an Aufstockungsfli:lchen von der weiteren Entwicklung 
der Abwanderung und der damit verbundenen Betriebsaufgabe ab. Die Nachfrage nach Auf
stockungsfl1:lchen wird 11:Ingerfristig vor allem von der Bereitschaft junger Landwirte, weiter
hin in hauptberuflicher landwirtschaftlicher Tl:itigkeit zu verbleiben, bestimmt. Ob Betriebs
aufgabe und Betriebsaufstockung Il:ingerfristig einigermaßen im Gleichklang verlaufen werden, 
hi:lngt daher nicht zuletzt von der heutigen Berufsentscheidung der potentiellen Hoferben ab. 
Die Beantwortung der Frage, ob aufgrund sich heute abzeichnender Entwicklungen die Be
reitschaft zur Betriebsaufgabe einerseits und Betriebsaufstockung andererseits künftig einander 
entsprechen werden, bedarf sicherl ich eingehender Untersuchungen. Vorbehaltl ich dessen 
dr1:lngt sich jedoch gegenwi:lrtig der Eindruck auf, daß die Bereitschaft zur Betriebsaufstockung 
künftig der Bereitschaft zur Betriebsaufgabe generell nicht mehr entsprechen wird. Als Beleg 
für diese Aussage mag die Entwicklung der Zahl der m1:lnnl ichen landwirtschaftl ichen Berufs
schüller in Niedersachsen herangezogen werden: Die Zahl der landwirtschaftlichen Berufs
schUler in Niedersachsen war von Anfang bis Ende der sechziger Jahre nahezu konstant. Seit 
etwa zwei Jahren ist die Zahl der Berufsschuler in einer rapiden Abnahme begriffen. Von 
1967 bis heute hat sich die Zahl der landwirtschaftlichen Berufsschüler in Niedersachsen um 
mehr als 40 v. H. vermindert. Die Zahl der Schüler in den Unterklassen beli:luft sich gegen
wi:lrtig nur noch auf die Hi:llfte der Zahl der Schuler in den Oberklassen. Wesentliche regio
nale Differenzierungen sind dabei nicht festzustellen (33). Wenn diese Entwicklung anh1:llt, 
dann wird die Abwanderung vermutlich so stürmisch verlaufen, daß sie Ii:lngerfristig nicht zu 
einer auch und vorweg durch hauptberuf( ich geführte Betriebe getragenen Agrarstruktur füh
ren wird. Umfangreiche Fll:ichenstillegungen sowie eine "Betriebsstruktur, in der außerland
wirtschaftliche Geldgeber, großbetriebliches Management ohne Eigentumsbindung und verti
kaler Verbund die Leitlinien angeben" (REISCH, 16), könnten die Folge sein. Wird das Ziel 
der Erhaltung und Aufstockung in Eigenverantwortl ichkeit hauptberufl ich geführter Betriebe 
verfolgt, so wird dieses Ziel nur zu erreichen sein, wenn sich die Abwanderung nicht in der 
Atmosphl:ire eines zu weitverbreiteten Pessimismus vollzieht (THOROE, 24). 

2.3 Abwanderung und Wandlungen in der Erwerbsstruktur der Betriebe 

Im Verlaufe der Abwanderung von Arbeitskri:lften aus der Landwirtschaft hat sich auch die 
Erwerbsstruktur der Betriebe gewandelt. Aspekte, die hier insbesondere interessieren, sind 
der Erwerbscharakter, die Arbeitsverfassung und die Eigentumsverhl:iltnisse der Betriebe. 

97 



Die Kombination landwirtschaftlicher mit anderen außerbetrieblichen Tätigkeiten hat in der 
BRD eine relativ große Bedeutung. So entfiel 1970 auf die Zuerwerbs- und Nebenerwerbsbe
triebe ein Anteil von etwa 60 v.H. an der Gesamtzahl der Betriebe und ein Anteil von etwa 
30 v.H. an der gesamten landwirtschaftlich genutzten Fläche (29). Diese statistisch ausge
wiesenen Anteile haben sich in den letzten fünf Jahren nicht wesen tl ich verändert. Die rela
tiv große Bedeutung dieser kombinierten Einkommenserzielung liegt in den unzureichenden 
Einkommens- und Wachstumschancen bei ausschließlich hauptberuflicher Landbewirtschaftung 
sowie in den vielfach gegebenen günstigen außerbetrieblichen Erwerbsmöglichkeiten begrün
det (STEFFEN und HOGEFORSTER, 22 und WERSCHNITZKY und FLEISCHHAUER, 27). Daß 
viele Betriebsinhaber vom Voll erwerb zum Zu- oder Nebenerwerb übergehen und damit nicht 
voll sondern partiell abwandern, hat verschiedene Ursachen: Die nebenberufl iche Landbe
wirtschaftung kann insbesondere bei Benutzung nicht mehr zu ersetzender dauerhafter Produk
tionsmittel wie auch bei Verwendung nicht anderweitig erwerbstätig einsetzbarer Arbeitszeit 
noch einen beachtlichen Einkommensbeitrag leisten. Ferner bietet die nebenberufliche Land
bewirtschaftung dem Betriebsinhaber eine Sicherheit, auf deren Basis er Erfahrungen in ande
ren Tätigkeiten sammeln kann. Schließlich sind auch psychologische Faktoren mitbestimmend 
dafür, daß der Schritt von hauptberufl icher landwirtschaftl icher Tätigkeit zur völl igen Be
triebsaufgabe nicht unmittelbar vollzogen wird. 

Die partielle Abwanderung in Form des Übergangs zum Neben- und Zuerwerb wird angesichts 
der begrenzten Produktions- und Absatzkapazittiten der Landwirtschaft und der dadurch nur 
für einen Teil der Betriebe gegebenen innerlandwirtschaftl ichen Wachstumsmögl ichkeiten 
auch zukünftig eine unverminderte Bedeutung behalten. Insbesondere die Nebenerwerbsland
wirtschaft hat sich in der Vergangenheit als ein Durchgangsstadium zwischen der Vollerwerbs
landwirtschaft und der völl igen Aufgabe landwirtschaftl icher Tätigkeit erwiesen (BISCHOFF, 
2 und SCHMITT, 19). Für die bisher fast ausschließlich in kleinbetrieblicher Form durchge
führte Nebenerwerbslandwirtschaft ist auch zukünftig zu erwarten, daß sie nur ein Durchgangs
stadium ist und spätestens im Generationswechsel zur Aufgabe landwi rtschaftl icher Tätigkeit 
führen wird. Es ist jedoch nicht ausgeschlossen, daß sich daneben stabilere Formen landwirt
schaftlichen Nebenerwerbs entwickeln werden, und zwar auf der Grundlage fltichenreicher 
Betriebe, die als Ackerbaubetriebe organisiert werden. Der saisonale Arbeitsanfall könnte 
durch Lohnunternehmer oder hauptberufliche Landwirte erledigt werden, so daß es denkbar 
wtire, auch einen Betrieb von 100 ha LN im Nebenerwerb zu bewirtschaften. Solche Betriebs
formen könnten, wie in Punkt 2.1 bereits angesprochen, vor allem an den weniger ertrag
reichen Standorten Verbreitung finden, da der Ackerbau dort nur im wesentl ichen aus Getrei
de und anderen arbeitsextensiven Früchten besteht, und da ferner gerade an diesen Standorten 
eine ausreichende Einkommenserzielung durch hauptberufliche Landbewirtschaftung nur schwer 
möglich sein wird. Großbetrieblicher Nebenerwerb könnte ferner bei extensiver Rinderhal
tung möglich sein. 

Im Anschluß an diese Bemerkungen erhebt sich die Frage, ob die nebenberufl iche Landbewirt
schaftung eine für alle Betriebe geeignete Lösung und ihre generelle Verbreitung eine echte 
Alternative zu einer auch und vorweg auf hauptberuflich geführten Betrieben basierenden 
Agrarstruktur sein kann (PRlEBE, 15). Wertend wird diese Frage in Punkt 3.2 behandelt, hier 
sei lediglich auf einige Restriktionen hingewiesen, die der generellen Verbreitung dieser 
Form partieller Abwanderung entgegenstehen: Nicht in allen Gebieten sind außerbetriebliche 
Beschtiftigungsmöglichkeiten in angemessener Entfernung vorhanden. Nicht in allen Gebieten 
bestehen ferner ausreichende Mögl ichkeiten der außerbetrieblichen Erledigung der im land
wirtschaftlichen Betrieb anfallenden Arbeiten. Schließlich Itißt sich nicht jede Betriebsargani
sation mit einer außerbetriebl ichen Tätigkeit kombinieren. Das trifft insbesondere für die 
Milcherzeugung zu. Muß diese als Voraussetzung zur Aufnahme einer außerbetriebl ichen 
Ttitigkeit aufgegeben werden, so kann sich in Betrieben mit höherem Grünlandanteil auf 
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mittlere Sicht ein relativ hoher Extensivierungsverlust ergeben. Dieser wirkt vor allem im 
Falle niedriger Opportunit1:ltskosten der Arbeit restriktiv auf die Aufnahme einer außerbe
trieb I ichen Tätigkeit. 

Neben der verbreiteten Kombination landwirtschaftlicher mit anderer Tätigkeit hat soch 
der Erwerbscharakter der Betriebe noch in einer anderen Richtung verändert: Agrarproduk
tion wird teilweise und zunehmend auch von gewerblichen Unternehmen betrieben. Dieses 
trifft bisher vorwiegend fUr die GeflUgelhaltung, in Anfängen auch fUr die Schweinehaltung 
zu, wohingegen die bodengebundene Produktion bisher noch ausschi ießlich in der Hand land
wirtschaftlicher Betriebe liegt. Der Einstieg gewerblicher Unternehmen in die Veredlungs
produktion auf Getreidebasis ist, wie in Punkt 2.1 bereits erwähnt, nicht abwanderungsbe
dingt, sondern auf die Vorteile größerer Haltungseinheiten, den Abbau diesbezUglicher tech
nischer Restriktionen sowie auf steuerliche Vorteile zuruckzufuhren. Er wird, da die Ein
kommensmögl ichkeiten der landwirtschaftl ichen Betriebe beschränkend, stimul ierend auf die 
Abwanderung zuruckwirken. 

Im Gegensatz zur Veredlungsproduktion auf Getreidebasis wird die flächengebundene Produk
tion auch zukunftig vermutlich nicht von gewerblichen Unternehmen betrieben werden. Ins
besondere ist bei der Milcherzeugung nicht damit zu rechnen, solange die Kosten-Erlösrela
tion so ungUnstig ist, wie sie in Punkt 2.1 erläutert wurde. An dieser Aussage wUrde auch 
eine stärkere Verbreitung der Produktion schUttfähigen TrockengrUns, die die Standortgebun
denheit der Milcherzeugung lockert, nichts ändern. Im Falle einer stärkeren Verbreitung der 
TrockengrUnherstellung, mit der im Zuge weiterer einschlägiger technischer Fortschritte zu 
rechnen ist, wäre es allerdings denkbar, daß die Rindfleischerzeugung teilweise in gewerbli
chen Großhaltungen betrieben wUrde. Auch bezUgl ich der Ackernutzung ist im Falle einer 
kontinuierlich weiterverlaufenden Abwanderung nicht damit zu rechnen, daß sich diese in 
gewerbliche Unternehmen verlagern wird. Sollte die Abwanderung jedoch sehr stUrmisch ver
laufen, so wäre, wie in Punkt 2.2 angedeutet, eine Verlagerung der verbleibenden Acker
nutzung wie auch der Milcherzeugung in gewerbliche Unternehmen nicht ausgeschlossen. 

Die Abwanderung hat in der Vergangenheit dazu gefUhrt, daß ein großer Teil der ehemals 
Lohn- oder Gesindearbeitskräfte beschäftigenden Betriebe zur Familienarbeitsverfassung 
Ubergegangen ist. Der Anteil der Famil ienbetriebe an der Gesamtzahl der Betriebe hat sich 
erhöht, da es leichter war, durch Reduktion des Arbeitseinsatzes die Arbeit der Fläche als 
durch Flächenaufstockung die Fläche der Arbeit anzupassen. Mit Blick auf die Zukunft ist 
anzunehmen, daß - einen kontinuierlichen Verlauf der Abwanderung vorausgesetzt - der 
Familienbetrieb auch kUnftig in der Landwirtschaft weiter dominieren wird, obwohl er vor 
allem aus sozialer Sicht, so im Hinblick auf die Vertretung im Falle von Urlaub, Krankheit 
und Unfällen, nicht als optimal anzusehen ist. Die Betriebe werden jedoch auf absehbare 
Zeit noch so unzureichend mit Fll:iche ausgestattet sein, daß sie mehreren Arbeitskrl:iften 
kein ausreichendes Einkommen bieten wUrden. Eine andere Situation Il:ige vor, wenn die 
Betriebe in großer Zahl fusionieren wUrden. Aufgrund der damit verbundenen menschlichen 
Schwierigkeiten und der keineswegs generell sichergestellten Wirtschaftlichkeit ist mit einer 
weiten Verbreitung von Betriebsfusionen nicht zu rechnen. Die Betriebe werden vielmehr 
versuchen, die sozialen Probleme durch Uberbetriebl iche Ein~ichtungen, wie den gegenwärtig 
rasch Verbreitung findenden Betriebshilfsdienst, zu lösen. 

Die Abwanderung und die mit ihr verbundene Mechanisierung und Betriebsaufstockung hat 
schließlich zu einer stl:irkeren Verbreitung der Pacht sowie des Einsatzes von Fremdkapital 
gefUhrt (29). Wichtigste Ursache ist das geringe Kapitalbildungsvermögen der Betriebe. Im 
Zuge der weiteren Abwanderung ist zu erwarten, daß die Betriebe in weit größerem Umfang 
als bisher Pachtflächen bewirtschaften werden. Denn der in Punkt 3.2 noch zu besprechende 
umfangreiche Fll:ichentransfer zwischen aufgebenden und verbleibenden Betrieben wird sich 
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in erster Linie über Pacht vollziehen müssen. Der Flöchentransfer über Kauf würde sehr 
bald durch die geringe Kapitalverfügbarkeit der verbleibenden Betriebe begrenzt. Nicht 
nur hinsichtlich der Flöche, sondern auch bezüglich des Kapitals werden sich die Eigentums
verhöltnisse lockern, das heißt die Betriebe werden im Zuge des Wachstumsprozesses in wei
ter zunehmendem Umfang mit Fremdkapital wirtschaften und ferner Maschinen und in vermut
lich geringerem Ausmaß Geböude gemeinsam mit anderen Betrieben nutzen. Einen nicht 
durch Pessimismus bedingten, zu stürmischen Verlauf der Abwanderung vorausgesetzt, wird 
der landwirtschaftliche Betrieb auf absehbare Zeit wahrscheinlich weiterhin vorwiegend ein 
Individualbetrieb sein. Er wird jedoch in störkerem /llaße als bisher fremdes Eigentum be
wirtschaften. 

3 Abwanderung, agrarstrukturelle Wandl~ und die LBsung wichtiMLßgrarprobleme 

3.1 Abwanderung, Angebotsentwicklung und Angebotselastizitöt 

Aus den Ausführungen in Punkt 2.1 lassen sich hinsichtlich des Einflusses der Abwanderung 
auf die Entwicklung des Angebots an Agrarprodukten folgende Schlüsse ziehen: Die weitere 
Abwanderung wird bei nicht wesentlich verönderten Preisverhöltnissen zu einem absoluten 
Rückgang des Angebots an arbeitsintensiven Produkten wie Kartoffeln und vor allem auch 
Milch führen (PLATE, 14). Bezüglich des wichtigeren Problems, des Milchangebots, zeichnet 
sich diese Entwicklung in der BRD bereits gegenwörtig ab, in Frankreich wird sie sich infolge 
geringerer regionaler wirtschaftlicher Erschließung vermutlich nur mit grBßeren zeitlichen 
VerzBgerungen vollziehen, so daß zur Zeit nicht zu übersehen ist, wann die Überschußsitua
tion am Milchmarkt beseitigt wird. Die Entwicklung zu größeren Haltungseinheiten ist in 
der BRD bereits heute geföhrdet. Wird das Ziel der Entwicklung größerer Haltungseinheiten 
weiterverfolgt, so müssen Preissenkungen als Mittel der Angebotsdrosselung ausscheiden. Sie 
müßten durch kröftige Finanzierungshilfen kompensiert werden, die jedoch ihrerseits ver
schiedenen hier nicht im einzelnen zu erörternden Restriktionen unterliegen. Ansatzpunkte 
zur Drosselung des Milchangebots sind vor allem "konstruktive" Maßnahmen zur FBrderung 
der Abwanderung, wie die Unterstützung der regionalen Wirtschafts- und Infrastrukturent
wicklung, die Förderung von Bildung und Umschulung in löndlichen Gebieten sowie die 
intensive und sachgerechte Aufklörung der Landwirte über ihre weiteren Chancen in der 
Landwirtschaft. Daneben kommen kurzfristig wirksame Maßnahmen mit direktem Einfluß 
auf das Angebot in Betracht, wie vor allem die Gewöhrung von Abschlachtprömien für Milch
kühe. 

Hinsichtlich arbeitsextensiver Produkte wird die Abwanderung nicht zu einer Verminderung 
sondern eher zu einer Ausdehnung des Angebots führen. Das betrifft vor allem den Getreide
bau, der auf Kosten des Hackfrucht- und Feldfutterbaus wie auch teilweise des Grünlandes 
weiter expandieren wird. Die Abwanderung und die damit verbundene Verlagerung der Pro
duktion in grBßere Betriebseinheiten wird ferner die Steigerung der Naturalertröge beschleu
nigen. Der durch Anbauausdehnung und Naturalertragssteigerungen zu erwartende Angebots
zuwachs bei Getreide wird durch die bei "normaler" Abwanderung zu erwartenden Flöchen
stillegungen bei weitem nicht kompensiert werden. Daher wird sich in dem laufenden jahr
zehnt der Einfuhrbedarf der EWG an Getreide vermindern (BITTERMANN und BUCHHOLZ, 
3), und es ist nicht auszuschl ießen, daß spöter generelle Überschüsse am Getreidemarkt ent
stehen werden (THIEDE, 23). Daher erscheint es angebracht, bereits heute auf grBßere 
Flöchenstillegungen hinzuwirken, als sie bei kontinuierlich weiterverlaufender Abwanderung 
zu erwarten sind (WEINSCHENCK und HENRICHSMEYER, 25), zumal es sich nicht um einen 
irreversiblen Prozeß handelt. Einschlögige Aktionen sollten sich auf die weniger ertragrei
chen Standorte konzentrieren, da hier die Kosten der Flöchenstillegung, bezogen auf eine 
bestimmte aus dem /llarkt zu nehmende Angebotsmenge im Vergleich zu ertragreicheren Stand-
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orten am geringsten sind, was letztl ich damit zu begründen ist, daß die Grenzkosten höherer 
Naturalertrtlge deutl ich unter den Durchschnittskosten liegen. Wenn auch die Reduktion der 
genutzten Fltlche auf den weniger ertragrei chen Standorten unter gegenwtlrtigen Verhtlltnis
sen nur zu einer relativ geringen Verminderung des Angebots führt, so ist zu bedenken, daß 
technische Fortschritte zukünftig auch zu sttlrkeren Ertragsteigerungen auf den marginalen 
Standorten führen können und daß man diesen durch vorzeitige Flächenstillegungen zuvor
kommen könnte. Flächenstillegungsaktionen sollten sich auch mehr auf ganze Gebiete als 
auf Teilflächen in Gebieten und Betrieben konzentrieren. Denn nicht mechanisierbare Teil
flächen scheiden im Zuge der weiteren Abwanderung ohnehin aus, mechanisierbare Teilflä
chen würden demgegenüber infolge ihres hohen, in Punkt 2.1 angesprochenen Grenzwertes 
nur bei krtlftigen finanziellen Anreizen stillgelegt. Soll das Ziel der Entwicklung größerer 
Betriebseinheiten auf den in der Agrarproduktion verbleibenden Standorten nicht geftlhrdet 
werden, so scheiden, wie in Punkt 2.1 zu begründen versucht wurde, Preissenkungen als 
Mittel zur Fltlchenstillegung aus. An ihre Stelle müßten folgende "konstruktive" Mittel 
treten: In den aus der Agrarproduktion auszuscheidenden Gebieten sollten nur noch Hilfen 
für die Aufgabe landwirtschaftlicher Tätigkeit, nicht mehr für deren Aufrechterhaltung ge
wtlhrt werden. Ferner wtlren alternative Nutzungsmögl ichkeiten für die Fltlchen vorzusehen 
wie extensive Weidewirtschaft, Aufforstungen und die Errichtung von Parklandschaften 
(BERGMANN, 1 und GOLLNICK, 5). 

Auf die Ausführungen in Punkt 2 zurückgreifend soll nunmehr auf die Auswirkungen der Ab
wanderung auf die Elastizittlt des Angebots an Agrarprodukten eingegangen werden. Dabei 
beschrtlnken sich die Erörterungen ledigl ich auf die Reaktion des Angebots auf kurz- und 
mittelfristig sinkende Produktpreise bzw. entsprechend vertlnderte Preisrelationen. Die Reak
tion des Agrarangebots auf sinkende Preise ist bekanntlich gering, wobei die Ursachen hier 
nicht ausführlich erörtert werden können. Im folgenden sei lediglich der Frage nachgegangen, 
ob die Abwanderung zu einer Erhöhung der Preiselastizittlt des Angebots führen wird. Dabei 
ist zuntlchst davon auszugehen, daß das Ausmaß der Angebotseinschrtlnkung im Falle sinken
der Preise von fünf Komponenten bestimmt wird: Von dem Ausmaß der Einschränkung der 
Naturalertrtlge je Fltlcheneinheit bzw. je Tier, von dem Ausmaß der Produktionseinschrän
kung in weitergeführten Betrieben durch Übergang auf andere Produktionszweige, von dem 
Ausmaß der Betriebsaufgabe aufgrund unzureichender Faktorentlohnung, von dem Umfang 
der Betriebsaufgabe infolge von Illiquidität und schließlich davon, wie rasch die von aufge
benden Betrieben freigesetzten Kapazitäten von den weiterlaufenden Betrieben direkt oder 
indirekt übernommen werden. 

Bezügl ich der Einschrtlnkung der Noturalerträge je Fltlcheneinheit bzw. je Tier wi rd die Ab
wanderung vermutlich zu einer weiteren Verminderung der Preiselastizittlt führen. Denn indem 
sich die Produktion in größere Betriebseinheiten verlagert, unterliegt sie in der Regel einer 
schtlrferen Kalkulation, das heißt, es wird eher erkannt, daß zwischen dem Grenzerlös und 
den Grenzkosten bei steigenden bzw. fallenden Naturalertrtlgen eine relativ große Differenz 
bestellt, und daß es sich deshalb in der Regel lohnt, auch bei sinkenden Produktpreisen das 
gleiche Niveau spezieller Intensität beizubehalten. 

Hinsichtlich der Produktionseinschränkung durch Übergang auf andere Produktionszweige wird 
die Abwanderung wahrscheinl ich ebenfalls zu einer weiteren Verringerung der Preiselastizität 
führen. Denn die Umstellung auf andere Produkte erfolgt oder sollte bei ökonomisch sinnvol
ler Verhaltensweise dann erfolgen, wenn im Falle eines sinkenden Produktpreises die variablen 
Spezial- sowie die Opportunitätskosten des Produkts nicht mehr gedeckt werden. Nun führt 
die Abwanderung zu einer höheren Kapital intensität der Produktion und zu einer stärkeren 
Spezial isierung der Betriebe. Das erste hat einen geringeren Anteil der variablen Kosten, das 
zweite, infolge einer eingeschränkten alternativen Verwendung der in der Produktion einge
setzten Faktoren, einen geringeren Anteil der Opportunitätskosten an den gesamten Kosten 
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zur Folge. Mit einer Verminderung der variablen Spezial- und Opportunitätskosten sinkt 
c. p. die Reaktion der Produktion auf sinkende Preise. 

Die Wirkung kurz- und mittelfristig sinkender Produktpreise bzw. entsprechend veränderter 
Preisrelationen auf das Ausmaß der Betriebsaufgabe aufgrund unzureichender Faktorentloh
nung kann sich im Zuge der weiteren Abwanderung erhöhen. Wird nämlich die Abwanderung 
durch die genannten "konstruktiven" Maßnahmen gefördert, so führt dieses zu einer Verbes
serung der altemativen außerbetrieblichen Verwendungsmögl ichkeiten der in den Betrieben 
eingesetzten Arbeit. Dadurch erhöhen sich die innerbetriebl ichen Opportunitätskosten der 
Arbeit mit der Folge, daß die innerbetriebliche Faktorentlohnung von der außerbetrieblichen 
c.p. bereits bei einem höheren Produktpreisniveau überschritten wird, was auch aus den 
Beispielsdaten in Punkt 2.1 hervorgeht. Infolgedessen kann sich c. p. das Ausmaß der Auf
gabe von Betrieben im Falle sinkender Produktpreise erhöhen. 

Im Zuge der weiteren Abwanderung kann auch der Umfang der Betriebsaufgabe infolge von 
111 iquidität, bedingt durch sinkende Produktpreise bzw. entsprechend veränderter Preisrela
tionen, zunehmen. Denn wie in Punkt 2.3 ausgeführt wurde, wird die weitere Abwanderung 
einen höheren Anteil an Pachtflächen und Fremdkapital in den verbleibenden Betrieben mit 
sich bringen. Dadurch erhöht sich der Anteil der vom jährlichen Wirtschaftserfolg unabhängi
gen, festen Auszahlungen. Ferner wird die weiter fortschreitende Spezialisierung der Betriebe 
eine weitere Zunahme ihrer Liquiditätsempfindlichkeit zur Folge haben. Andererseits werden 
die Betriebe jedoch aufgrund der vermutlich auch zukünftig vorherrschenden Familienarbeits
verfassung relativ gut imstande sein, sich Liquiditätsschwankungen elastisch anzupassen. Da
her ist auch zukünftig mit einer umfangreicheren Aufgabe landwirtschaftlicher Betriebe infol
ge kurz- und mittelfristiger Liquiditätsschwierigkeiten als Folge entsprechender Preisverände
rungen nicht zu rechnen. 

Schi ießI ich hängt die Reaktion des Angebots auf sinkende Produktpreise oder entsprechend 
veränderte Preisrelationen davon ab, wie rasch die von den aufgebenden Betrieben freigesetz
ten Kapazitäten von den weiterlaufenden Betrieben direkt oder indirekt übernommen werden. 
Bezüglich freiwerdender Ackerflächen ist zu erwarten, daß diese, sofern sie einer höheren 
Mechanisierung zugänglich sind, kurzfristig von den verbleibenden Betrieben weiterbewirt
schaftet werden. Denn diese Betriebe werden infolge der weiter wachsenden Leistungsfähig
keit der Maschinenaggregate sowie des kooperativen Maschineneinsatzes arbeitswirtschaft
lich dazu in der Lage sein. Diesbezügliche Verzögerungen würden sich vermutlich nur auf 
Standorten geringer natürlicher Ertragfähigkeit sowie in Gebieten mit überwiegender Klein
betriebsstruktur ergeben, deren Beitrag zum Gesamtangebot jedoch relativ begrenzt ist. Ver
zögerungen könnten ferner bei der Übernahme von Grünlandflächen sowie bei der, in der 
Regel, indirekten Übernahme der Viehbestände eintreten, da hierzu vielfach bauliche Investi
tionen erforderlich werden, die ohnehin eine gewisse Zeit beanspruchen und zumindest teil
weise auf die Zeit wieder gestiegener Produktpreise bzw. verbesserter Relationen zu den 
Faktorpreisen verschoben werden. Da jedoch als Folge kurz- und mittelfristig sinkender Pro
duktpreise bzw. entsprechend veränderter Preisrelationen - nur hierauf beziehen sich die 
AusfUhrungen zur Preiselastizität in diesem Abschnitt, nicht auf die Auswirkungen ICinger
fristig niedriger Produktpreise - mit einer umfangreichen Aufgabe landwirtschaftlicher Be
triebe nicht zu rechnen ist, kommt auch diesen Verzögerungen nur eine geringe Bedeutung 
zu. 

Die fünf Komponenten, die das Ausmaß der AngebotseinschrCinkung im Falle sinkender Pro
duktpreise bestimmen, zusammenfassend betrachtend und gegeneinander abwägend, ergibt 
sich, daß die Reaktion des Angebots auf kurz- und mittelfristig sinkende Produktpreise bzw. 
entsprechend veränderte Preisrelationen zukünftig nicht wesentl ich größer als gegenwärtig 
und damit weiterhin gering sein wird. Das gilt insbesondere fUr die bodengebundene Produk
tion und hier vor allem für die Gesamtheit der MCihdruschfrüchte wie auch für die Milcher-
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zeugung. Daraus ergibt sich die oben bereits unterstrichene Notwendigkeit, das Angebot an 
diesen Produkten durch rechtzeitige Anwendung der erwähnten längerfristig wirksamen Maß
nahmen zu steuern. 

3.2 Abwanderung und Entwicklung der Agrareinkommen 

Die Abwanderung beeinflußt das Einkommen der in der Agrarproduktion verbleibenden Betrie
be in zweierlei Hinsicht. Sie bietet den verbleibenden Betrieben die Möglichkeit der Auf
stockung ihrer Nutzfläche und ihrer Marktanteile, und sie kann infolge der mit ihr verbunde
nen Angebotsreduktion zu einer Erhöhung der Produktpreise führen. Da eine Erhöhung der Pro
duktpreise auch noch von verschiedenen anderen Faktoren abhängt, sei sie zunächst aus den 
folgenden Überlegungen ausgeklammert. Sie wird gegen Ende dieses Abschnitts wieder aufge
griffen. In der Veredlungsproduktion auf Getreidebasis werden die den landwirtschaftl ichen, 
das heißt primär auch Nutzfläche bewirtschaftenden Betrieben verbleibenden Marktanteile 
weniger von der Abwanderung sondern vielmehr, wie bereits verschiedentlich angesprochen, 
von der Konzentration dieser Produktion in wenige große Hai tungseinheiten bestimmt. Da 
diese Konzentration weiter voranschreitet , verschlechtern sich die Wachstumschancen der 
Betriebe auf diesem Gebiet. Daher kommt dem Wachstum über Flächenerweiterungen und 
bodengebundene Produktion und damit dem diesbezüglichen Freisetzungseffekt der Abwande
rung zukünftig die größte Bedeutung zu. Allerdings wird die Abwanderung allein nicht aus
reichende Voraussetzungen für das notwendige Wachstum der verbleibenden hauptberuflich 
geführten Betriebe schaffen. Darauf wird nunmehr näher eingegangen. 

Soll ein ausreichendes Wachstum der Betriebe über Flächenerweiterung sichergestellt werden, 
so müßten die Abwanderung und vor allem auch der zwischenbetriebliche Flächentransfer 
ganz erhebliche Ausmaße annehmen. Das mag durch folgende Beispieldaten (KÖHNE, 8) 
verdeutl icht werden. Ein ausschi ießI ich auf Ackerbau ausgerichteter Famil ienbetrieb würde 
c.p. gegen Ende dieses Jahrzehnts bei hauptberuflicher Bewirtschaftung auf den besten 
Standorten einen Flächenbedarf von etwa 50 ha, auf den mitt.leren Standorten von etwa 80 
ha und in den weniger ertragreichen Gebieten von 100 bis 120 ha haben. Soll, unter Ver
nachlässigung eines Nachholbedarfs und vermutlich relativ niedrig angesetzt, eine 6 v.H.
ige jitihrliche nominale Einkommenssteigerung erreicht werden, und unterstellt man optimis
tisch, daß davon 2 v. H. durch Ertragsteigerungen und andere Rational isierungsmaßnahmen 
realisiert werden können, so müßte ein Familienbetrieb zur Verwirklichung der restlichen 
4 v. H. Einkommenssteigerung bei unverändertem nominalen Agrarpreisniveau und unverän
derter Relation der Produkt- zu den Produktionsmittel preisen, je nach dem Bedarf an Folge
investitionen, an den besten Standorten jährlich um 1 bis 2 ha, an den wenig ertragreichen 
Standorten um jährlich 3 bis 4 ha wachsen. Sind die Betriebe nicht ausschließlich auf Acker
bau ausgerichtet und erfolgt das Wachstum auch über Viehhaltung, so wird der Flächenbe
darf im Falle der Rindviehhaltung je nach Erträgen im Futterbau bis zu etwa einem Drittel 
niedriger liegen. Eine kräftigere Reduktion des Flächenbedarfs wäre durch eine entsprechend 
starke Ausdehnung der flächenunabhängigen Veredlungsproduktion denkbar, die jedoch den 
erwähnten Restriktionen unterliegt. Die wenigen Zahlen verdeutlichen, daß eine befriedigen
de Einkommensentwicklung der hauptberufl ich geführten Betriebe neben innerbetriebl ichen 
Rational isierungsmaßnahmen vorwiegend durch Flächenerweiterungen nicht erreichbar ist. 
Denn der zwischenbetriebliche Flächentransfer müßte ein Ausmaß annehmen, wie es in An
betracht der bisherigen Entwicklung wie auch der erwähnten, zu erwartenden Beschleunigung 
des Flächentransfers völlig unrealistisch erscheint. Nur wenn die Abwanderung durch ent
sprechenden Druck auf das reale Agrarpreisniveau stark forciert würde, würden vermutl ich 
in ausreichendem Umfang Aufstockungsflächen angeboten. Diese wären dann jedoch von den 
verbleibenden Betrieben mangels Kapitalverfügbarkeit nicht aufzunehmen. 
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Bereits gegenwtirtig wird das betriebliche Wachstum in der landwirtschaft nicht nur durch 
das begrenzte Angebot an Aufstockungsflächen sondern in einigen Gebieten auch schon durch 
die begrenzte Kapitalverfügbarkeit gehemmt, worauf in Punkt 2.2 bereits eingegangen wurde 
(MEINHOLD, 10 und WEINSCHENCK, 26). Hier ist lediglich ergänzend festzustellen, daß 
eine befriedigende Einkommensentwicklung' der hauptberuf! ich weiterzuführenden Betriebe 
nicht nur durch ein ausreichendes Angebot an Aufstockungsflächen erreichbar ist, sondern 
auch eine entsprechende Kapitalbildung voraussetzt. Während das Problem unzureichender 
Flächenverfügbarkeit durch eine Ausdehnung der Nutztierhaltung gemildert werden kann, er
gibt sich in diesem Fall bezüglich der Kapitalverfügbarkeit noch eine Verschärfung des Pro
blems. Das Problem der notwendigen Kapitalbildung mag an Hand folgender Zahlen verdeut-
I icht werden (KÖHNE, 8): Einkommenssteigerungen über Kapazitätserweiterungen sind im 
landwirtschaftlichen Betrieb solange mit geringem Kapitalbedarf verbunden, wie die zusätz
liche Nutzfl!:lche bzw. die zusätzlichen Nutztiere noch im Rahmen der vorhandenen Kapazi
täten an Arbeit, Maschinen und Gebäuden mitbewirtschaftet werden können. Dieses wird bei 
geringfügigen Flächen- und Viehaufstockungen der Fall sein. Für die Mehrzahl der Betriebe, 
die l!:Ingerfristig hauptberuflich weitergeführt werden sollen, steht jedoch nicht eine gering
fügige Aufstockung der Fläche und/oder der Tierbestände an sondern eine Verdoppelung oder 
gar Verdreifachung dieser Kapazit!:lten. Einkommenssteigerungen erfordern in diesen Situatio
nen nicht nur zusätzl iches Umlauf- sondern in höherem Maße auch zusätzl iches Anlagekapi
tal. Unterstellt man für die Fltichenaufstockung nicht Kauf sondern ausschließlich Pacht, so 
beläuft sich die Einkommens- Kapitalbedarfs- Relation für den Fall, daß mit der Flächen-
bzw. Viehaufstockung Maschinen- und gegebenenfalls auch Gebäudeinvestitionen erforder
lich werden, unter günstigen Bedingungen, das heißt bei hohen Ertr!:lgen im Ackerbau und/oder 
hoch effizienter Veredlungsproduktion auf Getreidebasis, auf etwa 1 : 5, unter mittleren Ver
hältnissen auf etwa 1 : 7 und unter ungünstigen Bedingungen, also niedrigen Ertrtigen im Ak
kerbau, geringerer naturaler Effizienz der Veredlungsproduktion auf Getreidebasis oder deren 
Expansion mit Hilfe kapitalaufwendiger Neubauten auf etwa 1 : 10. Diese letztgenannte Ein
kommens- Kapitalbedarfs-Relation ist bezügl ich der Milchkuhhaltung nur im Falle bill iger 
Umbauten einzuhalten; im Falle von Neubauten kann die Einkommens- Kapitalbedarfs-Relation 
das Verhältnis von 1 : 20 erheblich überschreiten. Die aufgrund dieser Relationen notwendige 
betriebliche Kapitalbildung I!:Ißt sich durch folgende Zahlen verdeutlichen: Unterstellt man, 
einen Nachholbedarf außer Acht lassend und im Hinbl ick auf die weitere Entwicklung sehr 
vorsichtig angesetzt, eine 4 v. H. -ige jtihrl iche, durch Kapazitätserweiterungen anzustreben
de nominale Einkommenssteigerung, so sind c.p. unter günstigen Bedingungen 20 v.H. des 
jährl ichen Einkommens, unter relativ ungünstigen Bedingungen 40 v. H. des Einkommens zu 
reinvestieren bzw. zu Schuldentilgungen zu verwenden. Im Falle von Neubauten für die 
Milcherzeugung ltigen diese S!:Itze noch erhebfich höher. Aufgrund solcher Daten ließe sich 
nun noch weiter ableiten, welche Reineinkommen gegenwärtig unter verschiedenen Standort
und Betriebsbedingungen erzielt werden müßten, wenn neben einem angemessenen konsum-· 
fähigen Einkommen eine den l!:Ingerfristigen Wachstumsnotwendigkeiten und -mögl ichkeiten 
entsprechende Kapitalbildung sichergestellt sein sollte. Darauf kann hier nicht näher einge
gangen werden, nur soviel sei festgestellt: Für die' meisten Standorte und die Mehrzahl der 
weiterzuentwickelnden Betriebe würde sich ein düsteres Bild ergeben. 

An diesem Bild tritt keine Änderung ein, wenn man davon ausgeht, daß das Wachstum durch 
Kredite vorfinanziert werden kann. Die Kapitalbildung wird dann in Form von Schuldentil
gungen erfolgen müssen. Andernfalls würde sich die Kapitalstruktur der Betriebe zu stark in 
Richtung auf Fremdkapital verschieben mit entsprechenden Konsequenzen für die Risikoan
f!:llligkeit wie auch die Elastizität der Betriebe im Hinblick auf die weitere Entwicklung. Die
se Probleme ließen sich durch neue Formen der Beteiligungsfinanzierung mildern. Jedoch 
bleibt eine weitere, jede Form von Fremdfinanzierung begrenzende Restriktion zu beachten: 
Mit wac~sender Fremdfinanzierung entfällt ein zunehmender Anteil des Betriebseinkommens 
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in Form von Zinsen auf außerbetriebliche Kapitalgeber, der Anteil des Betriebsinhabers 
schrumpft. Soll er trotzdem ein ausreichendes Einkommen - in Form von Arbeits- und Kapi
talentgelt - erhalten, so ist eine entsprechend höhere Ausstattung mit produzierenden Kapa
zitäten, Nutzflächen und Nutztieren erforderlich. Diese kann jedoch an die Grenze der 
technisch mögl ichen Arbeitsproduktivität stoßen: Bereits gegenwärtig ist es bei höherem An
teil an Pachtfläche und Fremdkapital auf bestimmten Standorten, so vor allem in GrUnland
gebieten und in Gebieten mit niedrigen Erträgen im Ackerbau, technisch kaum noch mög
lich, soviel Nutzfläche und/oder Nutztiere zu bearbeiten, wie zur Erzielung eines ange
messenen Einkommens erforderlich wären (KÖHNE, 8). Wird die Grenze der technisch mCSg
lichen Arbeitsproduktivität, die sich allerdings im Laufe der Zeit verschiebt, erreicht, so 
sind Einkommensverbesserungen c.p. nur noch durch eine Erhöhung der Produktpreise erziel
bar. 

Aus den bisherigen Ausführungen ergibt sich, daß die weitere Abwanderung und das daraus 
resultierende Angebot an Aufstockungsflächen die Einkommensprobleme der hauptberuflich 
weiterzuführenden Betriebe allein nicht zu lösen vermögen. Dazu bedarf es vielmehr einer 
Kombination verschiedener Maßnahmen, im wesentl ichen bestehend aus der weiteren För
derung von Abwanderung und zwischenbetrieblichem Flächentransfer, der weitgehenden ad
ministrativen Bindung der Veredlungsproduktion auf Getreidebasis an die landwirtschaftlich 
genutzte Fläche - das betrifft vor allem die Schweinehaltung -, der stärkeren direkten finan
ziellen Förderung des betrieblichen Wachstums und schließlich auch der Rücksichtnahme der 
Agrarpreisgestaltung auf die Wachstumserfordernisse und Wachstumsmögl ichkeiten der Betrie
be. Von den drei genannten, das betriebl iche Wachstum mCSgI icherweise begrenzenden, Fak
toren: der Flächenverfügbarkeit, der Kapitalverfügbarkeit und der technischen Möglichkeit 
einer weiteren Steigerung der Arbeitsproduktivität sind die beiden erstgenannten gegenwärtig 
die wirksamsten Restriktionen. Sie hätten eine geringere Bedeutung, wenn die Betriebe gene
rell zum Zu- und Nebenerwerb übergehen würden und damit nicht die betriebl ichen Kapazi
täten der Arbeit sondern die im Betrieb einzusetzende Arbeit den betrieblichen Kapazitäten 
anpaßten (PRlEBE, 15). Es kann kein Zweifel deran bestehen, daß der teilweise wie auch 
völlige Übergang zu außerbetrieblicher Tätigkeit für viele Betriebsinhaber die am wenigsten 
kapitalaufwendige, risikoloseste und insgesamt sinnvollste Alternative ist. Jedoch ist eine 
weit Uberwiegend auf kleinbetriebl ichem Nebenerwerb aufgebaute Agrarstruktur keine anzu
strebende Alternative zu einer vorwiegend von hauptberuflich gefUhrten Betrieben getrage
nen Agrarstruktur. Abgesehen von den die generelle Verbreitung nebenberuflicher Landbe
wirtschaftung begrenzenden Faktoren, die in Punkt 2.3 genannt wurden, sind dafür insbeson
dere folgende Gründe anzuführen: Ein Kern von hauptberuflich gefUhrten Betrieben ist vor 
allem notwendig fUr die Arbeitserledigung in nicht hauptberufl ich geführten Betrieben, fUr 
die Aufnahme nutzbarer, von anderen Betrieben jedoch nicht mehr genutzter Flächen, für 
die Belieferung von Absatzunternehmen mit großen Mengen als Voraussetzung für deren über
regionale und internationale Konkurrenzfähigkeit und schließlich für die weitere Erarbeitung 
und Verbreitung technischer Fortschritte. Letztere schlagen sich bekanntl ich nicht nur in 
Produktionssteigerungen sondern auch in Kostensenkungen sowie in Qualitätsverbesserungen 
nieder. Berücksichtigt man diese Sachverhalte und bedenkt weiterhin, daß in nebenberuflich 
gefUhrten Betrieben im Zuge des Ersatzes dauerhafter Produktionsmittel in der Regel in rela
tiv kleine Einheiten investiert werden muß, so ist auch unter Berücksichtigung geringerer 
Arbeitskosten zu erwarten, daß eine vorwiegend aus kleinbetrieblichem Nebenerwerb beste- -
hende Agrarstruktur auf längere Sicht mit höheren Produktions- und Absatzkosten verbunden 
sein wird und dem Ziel einer kostengünstigen und qualitativ befriedigenden Versorgung der 
Bevölkerung mit Nahrungsmitteln weniger gerecht werden wird als eine auch und vorweg auf 
hauptberufl ich gefUhrten Betrieben basierende Agrarstruktur • SchließI ich ist die kleinbetrieb
I iche Nebenerwerbslandwi rtschaft erfahrungsgemäß nur ein Durchgangsstadium. Eine Pol itik. 
die vorwiegend auf sie setzen und die Weiterentwicklung hauptberuflich gefUhrter Betriebe 
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vernachl!:issigen würde, w!:ire mit dem hohen Risiko behaftet, daß die Probleme einer aller
seits befriedigenden Landbewirtschaftung dadurch nicht gelöst, sondern nur aufgeschoben 
werden worauf der relativ hohe Anteil an Brachfl!:ichen in Gebieten mit überwiegender 
Neben~rwerbslandwirtschaft heute bereits hindeutet (MÜLLER, 11). Eine wesentlich von 
hauptberuflich geführten Betrieben mitgetragene Agrarstruktur ist daher auch eine sicherere 
Ausgangsbasis für die sich, auf heute noch nicht zu übersehende Zeit, weitervollziehenden 
strukturellen Wandlungen in der Organisation der Agrarproduktion. Die hier skizzierten 
Gründe sprechen dafür, bei der Beeinflussung von Abwanderung und betriebsstrukturellen 
Wandlungen auf die Weiterentwicklung hauptberuflich geführter Betriebe mit Hilfe der er
w!:ihnten Maßnahmenkombination Rücksicht zu nehmen. 

3.3 Abwanderung und regionale Ausrichtung der Landwirtschaft 

Im Zuge der weiteren Abwanderung wird die Ausrichtung der Landbewirtschaftung in Problem
gebieten zu einer dringenden, durch die Abwanderung allein nicht zielgerecht zu lösenden 
Angelegenheit. Hierzu bedarf es vielmehr der Erarbeitung regionaler Entwicklungskonzepte 
und deren Verwirklichung durch verschiedene die Abwanderung steuernde und begleitende 
Maßnahmen. In Gebieten, die auf l!:ingere Sicht aus der Agrarproduktion ausscheiden sollen, 
sind Landauffanginstitutionen erforderlich, und zwar sowohl zur Beschleunigung der Landab
gabe durch die aufgebenden Betriebe als auch für die Lenkung der freiwerdenden FI!:ichen 
in alternative, in Punkt 3.1 angesprochene, Verwendungen. Direkte Eingriffe der öffentlichen 
Hand in den FI!:ichentransfer können auch in Gebieten angebracht sein, die langfristig in der 
Agrarproduktion verbleiben sollen, und zwar dann, wenn die Aufstockung der verbleibenden 
Betriebe hinter der potentiellen Betriebsaufgabe zurückbleibt und damit d!:impfend auf diese 
zurückwirkt und/oder zu umfangreicheren Brachfl!:ichen führt. Dieses betrifft vor allem Gebie
te mit nicht ungünstigen naturlichen Verh!:iltnissen aber überwiegender Kleinbetriebsstruktur. 
Jedoch sollten neue Auffangbetriebe sowohl im Hinblick auf die Organisation einer exten
siven Weidewirtschaft wie auch hinsichtlich einer vermutlich nur zwischenzeitlich notwendi
gen Ackernutzung nur eingerichtet werden, wenn es wahrscheinlich ist, daß die gewünschte 
Entwicklung auch bei entsprechender organisatorischer und materieller Unterstutzung von den 
vorhandenen Betrieben nicht selbst vollzogen wird. Ferner sollten Auffangbetriebe so kapi
talextensiv wie möglich und vor allem möglichst ohne kapitalaufwendige bauliche Investi
tionen aufgezogen werden (NEANDER, 12). 

Die forcierte Förderung baulicher Investitionen kann allerdings in einigen Problemgebieten 
erforderlich werden, um das Ausmaß der weiteren Abwanderung in Grenzen zu halten. Dieses 
betrifft einige Grünlandgebiete. In den Grünlandgebieten kann sowohl heute als auch ver
mutlich zukünftig hauptberufliche Landwirtschaft, von Ausnahmen abgesehen, nur auf der 
Grundlage einer von der Milcherzeugung getragenen Betriebsorganisation betrieben werden. 
Wie in Punkt 2.1 besprochen, sind die Expansionschancen der Betriebe in den deutschen 
Grünlandgebieten infolge des daran gemessen zu niedrigen Milchpreises gegenw!:irtig ungün
stig, und wird sich diese Situation aufgrund der zur Zeit niedrigeren Grenzkosten vor allem 
in Frankreich nicht kurzfristig !:indem. Diese Sachlage schließt es nicht aus, daß der gegen
wtirtig bereits festzustellende Pessimismus unter den Landwirten in diesen Gebieten weiter 
um sich greifen und zu einer umfangreichen Aufgabe von Betrieben führen wird. Anderer
seits ist es wahrscheini ich, daß die Milchproduktion in Frankreich, da stark auf Ackerfutter
bau basierend, langfristig nur dann in bisherigem bzw. noch erweitertem Umfang beibehal
ten wird, wenn sich die Preisrelationen der Agrarprodukte untereinander wesentlich zugunsten 
des Milchpreises verschieben. Unter diesen Bedingungen könnte dann vermutlich auch in den 
deutschen Grünlandgebieten wieder mit wirtschaftlichem Erfolg Milcherzeugung betrieben 
werden, wenn vorher nicht die Produktions- und Verarbeitungskapazit!:iten weitgehend abge
baut worden w!:iren. Wahrscheini ich ist für die deutschen Grünlandgebiete nur eine Durst-
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strecke zu überstehen, deren Lönge allerdings zur Zeit nicht zu übersehen ist. Die skizzier
ten Zusammenhönge sprechen dafür, die Milcherzeugung und -verarbeitung zumindest in 
einigen der Grünlandgebiete zu erhalten und zu modernisieren. Dazu werden allerdings er
hebliche Kapitalhilfen erforderlich sein. Diese Hilfen sollten primör auf solche Grünland
gebiete konzentriert werden, in denen die natürl ichen Verhöltnisse löngerfristig eine haupt
berufliche Landbewirtschaftung zulassen und in denen die Landwirtschaft noch einen relativ 
hohen Anteil zu der Wirtschaftskraft des Gebietes beisteuert. In solchen Situationen kann 
es durchaus sinnvoll sein, die Modernisierung eines Arbeitsplatzes in der Landwirtschaft auch 
dann noch zu fördern, wenn der Kapitalbedarf und insbesondere der Förderungsaufwand der 
öffentlichen Hand den Kapitalbedarf bzw. den Förderungsaufwand der Bereitstellung eines 
Arbeitsplatzes in der gewerbi ichen Wirtschaft überschreitet. Dieses setzt allerdings voraus, 
daß der Nutzen eines Arbeitsplatzes in der Landwirtschaft in diesen Gebieten im Hinblick 
auf die angestrebte Gesamtversorgung wie auch die Regionalentwicklung auf löngere Sicht 
höher eingeschätzt werden kann als der diesbezügliche Nutzen eines Arbeitsplatzes in der 
gewerblichen Wirtschaft. Ob diese Voraussetzung erfüllt ist, kann nur beurteilt werden, 
wenn Klarheit über die betroffenen Ziele besteht, und wenn entsprechende Kosten- Nutzen
Kalkulationen und ergänzende Überlegungen angestellt werden. 

4 Zusammenfassende Folgerungen 

Die Abwanderung aus der Landwirtschaft ist die wichtigste Voraussetzung für die Milderung 
der Agrarprobleme in den meisten industrialisierten Ländern. Sie allein führt jedoch nicht 
zu einer Verwirklichung der mit dem Agrarstrukturwandel verfolgten Ziele. Deren Verwirk
lichung setzt zunächst eine nähere Konkretisierung dieser Ziele voraus. Das betrifft vor allem 
die anzustrebende Gesamtversorgung mit Nahrungsmitteln in der BRD, der EWG und gegebe
nenfalls in einem größeren Wirtschaftsraum, das betrifft weiterhin die Frage, in welchen Ge
bieten künftig noch bzw. nicht mehr Agrarproduktion betrieben werden soll (WEINSCHENCK, 
26), und das betrifft insbesondere auch die Frage, in welchen Organisationsformen Agrar
produktion zukünftig in verschiedenen Gebieten durchgeführt werden soll. Nach der Kon
kretisierung der Ziele ist die ziel konforme Ausrichtung der verschiedenen bereits angespro
chenen Maßnahmen erforderl ich (HEIDHUES, 6 und SCHMITT, 21). 

Wichtigstes Mittel zur Beeinflussung von Abwanderung und strukturellen Wandlungen ist zwei
fellos die Agrarpreispol itik. Jedoch abgesehen davon, daß die Preispol itik außen-, handels-, 
budget- und stabil itätspol itischen Restriktionen unterl iegt, ist sie nur begrenzt dazu geeig
net, Abwanderung und Strukturwandlungen ziel konform zu steuern. Das betrifft vor allem den 
regionalen und den betriebl ichen Selektionsprozeß. Wird die Preispol itik beispielsweise auf 
die beschleunigte Verdrängung von Grenzstandorten aus der Produktion abgestellt, so gefähr
det sie die - zumindest zur Zeit - zielkonforme Entwicklung der Agrarstruktur in dem über
wiegenden Teil der anderen Gebiete. Wird die Preispol itik auf die in der Produktion zu hal
tenden Problemgebiete abgestellt, so werden an den besseren Standorten hohe Differential
gewinne erzielt. Verfolgt die Preispolitik das Ziel des beschleunigten Ausscheidens von 
Grenzbetrieben, so gefährdet sie das Wachstum der verbleibenden Betriebe. Wird sie auf 
die Bedürfnisse letzterer abgestellt, so kann sie zu erheblichen Verzögerungen hinsichtlich 
des Ausscheidens von Grenzbetrieben führen. Denn das Preisniveau, das zur beschleunigten 
Verdrängung von Grenzbetrieben erforderl ich ist, liegt deutl ich niedriger - und zwar etwa 
in der Höhe des gegenwärtigen - als das Preisniveau, das ein ausreichendes Wachstum der 
verbleibenden Betriebe sicherstellt, worauf auch die Beispieldaten in Punkt 2.1 hindeuten 
(PLATE und BÖCKENHOFF, 13; WEINSCHENCK, 26). Wird die Abwanderung durch ver
stärkten Druck auf das reale Agrarpreisniveau forciert, so gefährdet sie über verbreiteten 
Pessimismus und geringe Kapitalbildung die Weiterentwicklung einer vorwiegend auf haupt
beruf! ich geführten Betrieben gegründeten Agrarstruktur • 
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Da die Preispolitik den verschiedenen mit dem Agrarstrukturwandel verfolgten Zielen nicht 
gleichzeitig optimal dienen kann, bedarf sie der Ergänzung durch bereits erwähnte Iv\aß
nahmen: Im Hinblick auf das Ausscheiden von Grenzbetrieben durch die UnterstUtzung der 
regionalen Wirtschafts- und Infrastrukturentwicklung, der Förderung von Bildung und Umschu
lung, der direkten finanziellen Förderung der Betriebsaufgabe sowie insbesondere auch der 
intensiven und sachgerechten Aufklärung der Landwirte uber ihre weiteren Chancen in der 
Landwirtschaft, im Hinblick auf das Ausscheiden von Grenzstandorten der institutionellen 
und materiellen UnterstUtzung von Betriebsaufgabe und alternativer Flächenverwendung und 
im Hinblick auf die Weiterentwicklung von hauptberuflich zu fuhrenden Betrieben und in 
der Agrarproduktion zu haltenden Gebieten durch eine betrieblich und regional differenzier
te Förderung der betriebl ichen Kapitalbildung. Je weiter die Wirkungen der Preispol itik von 
der Erreichung eines oder mehrerer der angestrebten Ziele wegzufUhren drohen, desto mehr 
mUssen korrigierende, ergänzende Maßnahmen eingreifen. Aus der Sicht der Strukturpol itik 
sollte die Preispolitik jedoch so gestaltet sein, daß sie nicht zu weit von einzelnen Zielen 
wegfUhrt. Denn nicht nur die Preispolitik, sondern auch die ergänzenden Iv\aßnahmen unter
liegen Restriktionen: Die meisten der genannten Iv\aßnahmen stoßen auf Grenzen in der öf
fentlichen Finanzierung, die Beratung der Landwirte im Hinblick auf die teilweise oder völ
lige Aufgabe landwirtschaftlicher Tätigkeit verliert an Wirkung, wenn das Einkommensge
fälle zu anderen Berufen gering ist, und die Investitionsförderung schließlich ist, wie die 
Vergangenheit gezeigt hat, bei wachsendem Ausmaß mit einer zunehmenden Gefahr der 
Fehllenkung von Kapital verbunden. Angesichts der Restriktionen, denen die Preispolitik 
gegenwärtig unterliegt, sollte man jedoch nicht dabei stehen bleiben, die Grenzen der 
komplementären Iv\aßnahmen zu sehr zu betonen, sondern vielmehr daran arbeiten, diese 
komplementären Iv\aßnahmen weiterzuentwickeln. 

Abwanderung und strukturelle Wandlungen verlaufen bisher relativ unkontroll iert. Eine ein
gehendere und koordinierte Planung und bewußte Steuerung sind erforderlich. Dazu ist vor 
allem eine eindeutigere Formulierung und Proklamierung der einschlägigen Ziele notwendig. 
Bezüglich der Planung und Gestaltung der Iv\aßnahmen erscheinen insbesondere folgende Ver
besserungen angebracht: Zunächst ist eine den verschiedenen Zielen besser entsprechende, 
stärkere regionale und betriebl iche Differenzierung der die Preispol itik begleitenden Iv\aßnah
men zu nennen. Im Hinblick auf die Steuerung der Abwanderung ist ferner eine sachgerechte
re Aufklärung der Landwirte uber ihre weiteren Chancen in der Landwirtschaft dringend not
wendig. Dabei ist davon auszugehen, daß die falschen Vorstellungen von heute die Immobi
litm von morgen bedingen. Denn erfahrungsgemäß scheiden Betriebe umso zögernder aus, je 
mehr sie investiert und Fremdkapital aufgenommen haben. Eine diesbezUglieh intensivere 
Beratung muß sich daher sowohl auf die Verdeutl ichung der Wachstumschancen erstrecken -
und dabei manche bisherige Vorstellung hinsichtl ich des zukUnftig notwendigen Kapazitäts
bedarfs bei hauptberuflicher Bewirtschaftung kräftig revidieren - als auch neben der sozial
ökonomisehen besonders die Vermögensberatung auslaufender Betriebe einbeziehen. Weiter
hin erscheint im Hinbl ick auf die Weiterentwicklung der verbleibenden Betriebe vornehm I ich 
eine bessere Anpassung der Förderung der betrieblichen Kapitalbildung an die Entwicklung 
der Relation der Produkt- zu den Faktorpreisen erforderlich. SchI ießlich bedarf sowohl die 
Kontrolle als auch die im Zeitverlauf notwendige zielkonforme Änderung der die Abwande
rung und den Strukturwandel steuernden Maßnahmekombination eingehenderer Verlaufsbeo
bachtungen als bisher, und zwar sowohl auf einzelbetriebl icher als auch auf sektoraler 
Ebene und mit einer den Fragestellungen entsprechenden regionalen Differenzierung. 
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Einleitung und Problemstellun..a. 

Die Forderung nach einer höheren Faktormobilität geht von der Feststellung aus, daß Produk
tivität und Einkommen der in der Landwirtschaft Beschäftigten weit unter dem volkswirtschaft-
I ichen Durchschnitt liegen. Ohne auf die Problematik der dieser Feststellung zugrunde I ie
genden Berechnung näher eingehen zu können, ist diese Aussage in zweierlei Hinsicht zu rela
tivieren und zu ergänzen. Erstens ist hinzuzufUgen, daß die Unterschiede bezUgl ich Produkti
vität und Einkommen innerhalb der Landwirtschaft - d.h. zwischen verschiedenen Betriebs
systemen und Regionen - mindestens das gleiche Ausmaß erreichen wie zwischen Landwirt
schaft und den anderen Wirtschaftsbereichen. Zweitens ist anzumerken, daß diese Unterschie
de nicht einfach mit unterschiedl ichen natürl ichen Bedingungen oder einer unterschiedl ichen 
Anwendung der neuesten technologischen Erkenntnisse in der Landwirtschaft zu erklären sind. 
Die Verbreitung des technischen Fortschritts wird - ebenso wie die Höhe des Arbeitskräftebe-
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standes in der Landwirtschaft - wesentlich von der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung der 
einzelnen U:inder bzw. Regionen mitbestimmt. 

Die Anstrengungen der Landwirtschaft, bei gegebenem hohen Preisniveau ihre Einkommen 
durch eine Erhöhung der Arbeitsproduktivitöt mittels eines verstörkten Einsatzes von Produk
tionsmitteln aller Art zu steigem, beschworen in den vergangenen Jahren in der EWG zu
nehmend OberschUsse an Agrarprodukten herauf. Da in Zukunft die Nachfrage nach Nah
rungsmitteln nur noch schwach zunehmen dUrfte, scheiden weitere Produktionssteigerungen 
und kröftige Preiserhöhungen als Mittel der Einkommensverbesserung aus. Sie sind nur unter 
stöndig wachsenden volkswirtschaftlichen Kosten denkbar. Die Landwirtschaft ist deshalb 
gezwungen, auch in Zukunft - bei größeren Abwanderungsraten als bisher - Arbeitskröfte 
an andere Sektoren abzugeben. Da sich die Produktivitöt des eingesetzten Kapitals (Boden, 
Vieh) infolge des technischen Fortschritts weiter erhi:Shen wird, muß die Zahl der ausschei
denden Arbeitskröfte so hoch sein, daß gleichzeitig auch Boden und Vieh der landwirtschaft
lichen Nutzung entzogen werden ki:Snnen. Hinzu kommt, daß u.a. auch aufgrund der immer 
störker werdenden Einbeziehung der Emöhrungsindustrie in die Nahrungsmittelproduktion und 
ihrer zunehmenden Konzentration, eine röumliche Schwerpunktbildung der Urproduktion er
forderlich wird. 

Unter dem Blickwinkel von Produktivitöt und Einkommen ist die notwendige Entwicklung 
der Landwirtschaft somit relativ klar zu umreißen. Die Grundlagen fUr diesen Ausblick und 
bestehende nationale Unterschiede in bezug auf Produktivitöt und Einkommen werden im 
ersten Teil des vorliegenden Beitrags grob aufgezeigt, wobei ein Anspruch auf Vollstöndig
keit nicht erhoben werden kann. Hinzukommen muß jedoch, und zwar aufgrund unterschied
licher Produktionsbedingungen (naturliches Ertragsniveau, Preis-Kosten-Relationen, gesamt
wirtschaftliche EntWicklung), eine fUr Produkte und Regionen spezifische Betrachtung. Im 
zweiten Teil des Referates soll dies fUr den Produktionszweig Milcherzeugung geschehen. 

Dabei kann es in diesem Versuch nicht darum gehen, fertige Lösungen zu prösentieren. Dies 
scheitert daran, weil die i:Skonomischen Zusammenhönge zu zahlreich und zu vielschichtig 
sind. Ganz abgesehen davon fehlt die Mi:Sglichkeit, alle Faktoren zu quantifizieren. Deshalb 
soll auf der Basis weniger vereinfachender Annahmen versucht werden, die Mi:Sglichkeiten 
einer produktivitötsorientierten Agrarpolitik fUr die regionale Anpassung der Agrarproduktion 
am Beispiel der Milch aufzuzeigen. Berucksichtigt man in diesem von uns gewöhlten verein
fachenden Gesamtuberblick einige wenige, aber der Wirklichkeit entsprechende Faktoren, 
so erhölt man eine mehr oder minder typische Skizzierung des Ganzen. 

2 Entwicklungsstand der Landwirtschaft in der EWG 

2.1 Einkommensdisparitöt der Landwirtschaft 

Die Diskussion um die Situation der Landwirtschaft der EWG ist in den letzten Jahren ge
prögt durch den Begriff der Einkommensdisparitöt zwischen der Landwirtschaft und den ande
ren Sektoren. Diese besagt, daß den in der Landwirtschaft Tötigen ein unterproportionaler 
Teil des gesamten Volkseinkommens - im Vergleich zu ihrem Anteil an der Gesamtzahl der 
Erwerbstötigen - zufließt. Eine vergleichende Betrachtung der Entwicklung des Anteils der 
Erwerbstötigen in der Landwirtschaft mit dem Anteil der Landwirtschaft am Bruttoinlandspro
dukt - sowohl in der EWG insgesamt, als auch in den einzelnen Löndem - scheint die Ein
kommensdisparitöt in der Tat zu belegen. Dabei föllt auf, daß die Einkommensdisparitöt in 
den Löndem, in denen die Landwirtschaft einen relativ hohen Anteil an der Gesamtzahl der 
Beschöftigten aufweist, am hi:Schsten ist und sich z. T. sogar verschörft (vgl. Obersicht 1). 
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Übersicht 1: Vergleich des Anteils der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft 1) mit dem 
Anteil der Landwirtschaft 2) am Bruttoinlandsprodukt (%) 

1960 1962 1964 1966 1968 

BRD 
Anteil der Erwerbstätigen 13.7 12.5 11.4 10.6 10.1 

Anteil am BIP 2 5.7 4.9 4.8 4.2 3.8 
Einkommensdisparität ) 41.6 39.2 42.1 39.6 37.5 

Frankreich 
Anteil der Erwerbstätigen 20.5 19.0 17.2 15,8 14,7 
Anteil am BIP 2 9,3 8.8 7,3 7,0 6.5 
Einkommensdisparität ) 45,4 46.3 42,4 44,3 44.2 

Italien 
--rnteIl der Erwerbstätigen 31,8 28,4 24,7 24,0 21.6 

Anteil am BIP 2 13,1 13,3 12.1 11,2 9.6 
Einkommensdisparität ) 41,2 46.8 48.9 46,6 44,4 

Niederlande 
Anteil der Erwerbstätigen 11,1 10,1 9,1 8.3 -
Anteil am BIP 2 8,9 7,7 7,5 6,6 -
Einkommensdisparität ) 80.2 76,2 82,4 79.5 -

Belgien 
6,8 Anteil der Erwerbstätigen 8,6 7,9 5.9 5,5 

Anteil am BIP 2 6,4 5,9 5.5 4,7 4.6 
Einkommensdisparität ) 74,4 74.6 80,8 79.7 83.6 

1969 

9.5 
3.6 

37,8 

13,9 
5,8 

41,7 

20,7 
9,7 

46.8 

7,3 
7.0 

95,8 

5.1 
4,6 

90.2 

1) Einschließlich Forstwirtschaft und Fischerei. - 2) Anteil der Landwirtschaft am BIP. 
Anb.i il,.,.. .. 

Quelle: SAEG: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen 1959 - 1969. Luxemburg 1970. 

Eine Beseitigung der Einkommensdisparität der Landwirtschaft ist nur mögl ich, wenn· entweder 

a) bei unverändertem Anteil der Beschäftigten der Anteil der Landwirtschaft am Bruttoinlands
produkt uber eine Erhöhung der Erzeugerpreise oder eine Steigerung des Produktionsvolu
mens zunimmt oder 

b) bei unverändertem Anteil der Landwirtschaft am Bruttoinlandsprodukt der Anteil der in der 
Landwi rtschaft Beschäftigten abnimmt. 

Kombiniert man beide Mögl ichkeiten und vernachlässigt Erzeugerpreis- und Produktionssteige
rungen in bedeutendem Ausmaß als unreal istisch, so bleibt als Ziel der Agrarpol itik eine Re
duktion des Anteils der in der Landwirtschaft Beschäftigten bei gleichzeitiger Steigerung ihrer 
Arbeitsproduktivität. 

2.2 Entwicklung der Beschäftigtenstruktur in der Landwirtschaft 

Auf die Zukunft gerichtete agrarpol itische Maßnahmen mUssen die vergangene Entwicklung 
und den gegenwärtigen Stand der Landwirtschaft einbeziehen. Auf die Beschäftigung bezogen 
bedeutet das eine Berucksichtigung 

der Entwicklung des Anteils der Beschäftigten, 
des Altersaufbaus der Beschäftigten, 
der Art der Beschäftigung, 
der Qualifikation der Beschäftigten. 

Da die Agrarpolitik in jedem Fall regional ansetzen muß, ist es nötig, globale Tatbestände 
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regional aufzuschlüsseln. Dies kann im Rahmen des Beitrags aufgrund unvollständiger und 
nicht voll vergleichbarer statistischer Daten nur unvollkommen geleistet werden. 

2.2.1 Länderbetrachtung 

Die Entwicklung der Erwerbsstruktur zeigt in allen Ländern der EWG einen Rückgang der 
Beschäftigten in der Landwirtschaft um rund ein Drittel seit 1960. Dem entspricht eine star
ke Zunahme der Zahl der Erwerbstätigen im Dienstleistungssektor (vor allem in Frankreich, 
den Niederlanden und Belgien) und eine relativ geringe absolute Zunahme der Beschäftigten 
in der Industrie. Diese Entwicklung kann als typisch für industrielle Gesellschaften im Sinne 
der Aussagen FOURASTIERS bezeichnet werden. 

Selbstverständl ich differiert die absolute Zahl der Erwerbstätigen, die von 1960 bis 1969 
die Landwirtschaft verlassen haben - entweder um in einem anderen Sektor zu arbeiten oder 
aus Altersgründen auszuscheiden - zwischen den einzelnen Ländern beträchtl ich. So wander
ten in Italien 2544 000, in Belgien nur 108000 Beschäftigte aus dem landwirtschaftlichen 
Sektor ab, obwohl die Abwanderungsquoten mit 38,8 % bzw. 36,2 % nahezu gleich waren. 
Ob es sich bei diesen Bewegungen der Arbeitskräfte um 

0) eine Mobilität zwischen Sektoren eines Landes (intersektorale Mobilität), 
b) Mobilität zwischen Ländern (hier: interregionale Mobilität), oder 
c) Austritte aus dem Berufsleben 

handelt, kann in dieser Betrachtung nicht untersucht werden. Nur Italien ist insofern ein Son
derfall, weil hier die Gesamtzahl der Beschäftigten um 6,0 % abnahm, was zum größten Teil 
auf interregionale Mobilität (Gastarbeiter) zurückzuführen ist. 

Dem absoluten Rückgang der Beschäftigten in der Landwirtschaft entspricht eine Abnahme des 
Anteils der in der Landwirtschaft Beschäftigten. Diese ist mit Ausnahme Italiens (bedingt 
durch die Abnahme der Zahl der Beschäftigten insgesamt) in allen Ländern von 1960 bis 1969 
höher als die Abnahme der Beschäftigten in der Landwirtschaft. Allerdings sind die Abnahme
raten des Anteils der Beschäftigten in der Landwirtschaft tendenziell sinkend. Es ist also ab
zusehen, daß sich der Prozeß der "Gesundschrumpfung" des landwirtschaftlichen Sektors ab
schwächt, falls nicht zusätzlich agrarpolitische Maßnahmen einsetzen. 

Für diese Tendenz gibt es vor allem vier Erklärungen: 
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Die abnehmende Substitution von Arbeit durch Kapital. 

Eine weitere Freisetzung von Arbeit durch vermehrten Kapitaleinsatz ist bei der gegenwär
tigen Struktur der Landwirtschaft in der EWG nur noch begrenzt möglich. Mehr als 60 % 
aller landwirtschaftlichen Betriebe in der EWG sind reine Familienbetriebe, in denen so
wohl die Kapitalbeschaffung als auch der produktive Kapitaleinsatz engen Beschränkungen 
unterliegen •. Eine stärkere Substitution von Arbeit durch Kapital ist nur über eine Verbes
serung der Betriebsstruktur möglich. 

Der zunehmende Anteil der Selbständigen in der Landwirtschaft. 

In allen EWG-Ländern hat sich der Anteil der Selbständigen in der Landwirtschaft z. T. 
beträchtlich erhöht. Dies ging in Belgien, Holland und Italien hauptsächlich zu Lasten 
der mithelfenden Famil ienangehörigen. Während jedoch der Anteil der Arbeitnehmer in 
Belgien und Holland relativ konstant blieb, nahm er in Italien stark zu. Einen Sonderfall 
bildet die BRD, die, bei ohnehin extrem hohem Anteil mithelfender Familienangehöriger 
auch noch eine Zunahme dieses Anteils zu verzeichnen hat. Dementsprechend reduzierte 
sich der Anteil und die absolute Zahl der Arbeitnehmer erhebl ich (vgl. Übersicht 2). 



Übersicht 2: BeschCiftigung in der Landwi rtschaft der EWG-Länder (1960 - 1969) 

1960 1966 1967 1968 1969 

1000 % '100O % 1000 % 1000 % 1000 % 

BRD 
Selbständige 1 159 31,9 958 33,3 925 33,7 873 33,2 854 33,7 

Mithelfende Familienangehörige 1 931 53,3 1 559 54,2 1 491 54,4 1 453 55,2 1 380 54,5 
Arbeitnehmer 533 14,8 360 12,5 326 11,9 304 11,6 299 11,8 

, 

insgesamt 3 623 100,0 2 877 100,0 2 742 100,0 2 630 100,0 2 533 100,0 I 

Frankreich I 
Selbständige 3 236 77,3 2 645 79,4 2 554 78,9 2 467 79,0 2 384 79,2 I 

Mithelfende Familienangehörige (keine 1\.ngaben orhande ) 
Arbeitnehmer 949 22,7 687 20,6 683 21,1 654 21,0 625 20,8 

insgesamt 4 185 100,0 3 332 100,0 3 237 100,0 3 121 100,0 3 009 100,0 

Italien 
Selbständige 2 419 36,8 1 871 40,2 1 852 40,6 1 755 41,2 1 653 41,1 
Mithelfende Familienangehörige 2 415 36,8 1 354 29,0 1 280 28,1 1 145 26,9 1 030 25,6 
Arbeitnehmer 1 733 26,4 1 435 30,8 1 424 31,3 1 357 31,9 1 339 33,3 

insgesamt 6 567 100,0 4 660 100,0 4 556 100,0 4 257 100,0 4 023 100,0 

Niederlande I 

Selbständige 224 48,2 199 51,7 195 53,3 193 54,8 · Mithelfende Familienangehörige 121 26,0 96 24,9 82 22,4 74 21,0 · Arbeitnehmer 120 25,8 90 23,4 89 24,3 85 24,2 · 
insgesamt 465 100,0 385 100,0 366 100,0 352 100,0 · 

Belgien 
Selbständige 170 59,0 144 66,3 140 66,7 136 67,7 · Mithelfende Familienangehörige 96 33,4 57 26,3 54 25,7 50 24,9 · Arbeitnehmer 22 7,6 16 7,4 16 7,6 15 7,5 · 
insgesamt 288 100,0 217 100,0 210 100,0 201 100,0 · ------- ----- -- - _L---_L---_L.... ------ - - - -- -- - -- -

Quelle: Agra-Europe Nr.32 vom 11. 8. 1970. 



Unterstellt man, daß weniger selbst<:lndige Landwirte ausscheiden, so liefert der zunehmende 
Anteil der Selbst<:lndigen einen Beitrag zur Erkltirung der sich abschwtichenden Raten der Ab
wanderung von Besch<:lftigten aus der Landwirtschaft. 

Die ungünstige Altersstruktur der in der Landwirtschaft Beschtiftigten. 

Eine zunehmende Überalterung dürfte zwar kurzfristig zur Unftihigkeit oder traditionell 
bedingten Unwili igkeit zum Berufswechsel , ltingerfristig jedoch zu einem versttirkten Aus
scheiden aus der Landwirtschaft führen. Aus den sptirlichen und z. T. unvergleichbaren An
gaben zum Altersaufbau in den einzelnen EWG-Ltindern Itißt sich ableiten, daß allenfalls 
in der BRD, in der sich die Altersstruktur seit Mitte der 60er Jahre verschlechtert hat, ohne 
zustitzl iche Maßnahmen eine zunehmende Berufsaufgabe aus AltersgrUnden zu erwarten ist. 
In Luxemburg und Ital ien bl ieb der Altersaufbau praktisch konstant, w<:lhrend in Holland 
der Anteil der <:llteren Arbeitskr<:lfte nur geringfügig gestiegen ist. Neuere Angaben aus 
Frankreich lassen dagegen auf positive Auswirkungen der dort unternommenen Strukturmaß
nahmen auf die Altersstruktur schließen. 

Der zunehmende Anteil der Nebenerwerbsbetriebe. 

In der EWG sind nach den Ergebnissen der Strukturerhebung 1966/6726 % aller Betriebs
leiter überwiegend oder teilweise außerhalb der Landwirtschaft beschtiftigt (vgl. Über
sicht 3). Der Anteil dieser Betriebe an den landwirtschaftl ichen Gesamtproduktion betrtigt 
14 %. In allen EWG-L<:lndern ist eine Tendenz zu einem größer werdenden Anteil der - in 
jedem Land anders definierten - Nebenerwerbsbetriebe an der Gesamtzahl der landwirt
schftlichaen Betriebe zu erkennen, d.h. Nebenerwerbsttitigkeit als Alternative zu einem 
sofortigen Ausscheiden aus der Landwirtschaft tritt zunehmend in den Vordergrund. In den 
einzelnen L<:lndern (3; 4; 5; 1) nahm der Anteil der Nebenerwerbsbetriebe wie folgt zu: 

in der BRD von 
in Frankreich von 
in den Niederlanden von 
in Belgien von 

43 % auf 44 % (1965 - 1970) 
18 % auf 19 % (1963 - 1966/67) 
25 % auf 29 % (1959 - 1965) 
34 % auf 36 % (1962 - 1968). 

Übersicht 3: Außerbetriebliche Erwerbsttitigkeit der Landwirte in der EWG (l966 - 1967) 

Zahl der Betriebe Nettostandardprodukt 

1 000 % Mrd. RE % 

Betriebe, deren Inhaber zugl. 
Betriebsleiter sind 

ohne Nebenerwerb 4 387,8 68,5 19,5 so, 0 
mit Nebenerwerb (mehr als die 
Hcllfte der Arbeitszeit) 1 305,3 20,4 2,2 9,0 
mit Nebenerwerb (weniger als 
die H<:llfte der Arbeitszeit) 359,9 5,6 1,2 5,0 

Betriebe, deren Inhaber nicht zugl. 
Betriebsleiter sind 352,7 5,5 1,7 6,0 

insgesamt 6 405,6 100,0 24,6 100,0 

Quelle: Agra-Europe Nr. 27 vom 6. Juli 1971. 
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2.2.2 Regionale Betrachtung 

Bezeichnet man alle Regionen, in denen der Anteil der in der Landwirtschaft Beschäftigten 
~ 20 % ist, als "landwirtschaftliche Regionen", so stellt man fest, daß sich diese fast aus
schi ießI ich auf Ital ien und Frankreich konzentrieren. Ausnahmen sind ledigl ich: Trier, 
Oberpfalz, Niederbayern, Stade, Oldenburg und Aurich in der BRD und Drenthe in Hol
land (1; LÖSCH, MEIMBERG u. v. REITZENSTEIN, 2). Während es in Süditalien eine An
zahl Regionen mit rein landwirtschaftlichem Charakter (Landwirtschaft> industrielle Sek
tor, Landwirtschaft > Dienstleistungsstektor) gibt, verstärkt sich in Norditalien der Einfluß 
der Industrie und des Dienstleistungssektors. Frankreich hat keine "rein landwirtschaftlichen" 
Regionen aufzuweisen. Hier dominieren vor allem im Westen und in Zentralfrankreich land
wirtschaftl iche Regionen mit Dienstleistungscharakter (Dienstleistungssektor > industrieller 
Sektor, Dienstleistungssektor > landwirtschaftlicher Sektor, Dienstleistungssektor < 50 %, 
Landwirtschaft ~ 20 %). 

Bei "landwirtschaftlichen Regionen" handelt es sich im allgemeinen um dünner besiedelte 
Gebiete. Auf sie entfallen im EWG-Raum 49,2 % der Fläche, jedoch nur 29,6 % der Be
völkerung (vgl. Übersicht 4). 

Übersicht 4: Bevölkerung und Fläche der EWG nach Regionen (%) 

Landw i rtsch. andere 
Regionen Regionen 

BRD Bevölkerung 7,3 92,7 
Fläche 16,3 83,7 

Frankreich Bevölkerung 39,5 60,5 
Fläche 60,8 39,2 

Italien Bevölkerung 56,1 53,9 
Fläche 66,0 34,0 

Niederlande Bevölkerung 2,8 97,2 
Fläche 7,3 92,7 

EWG Bevölkerung 29,6 70,4 
Fläche 49,2 50,8 

Quelle: LÖSCH, R., MEIMBERG, R., v. REITZENSTEIN, J.C.: Die Landwirtschaft in 
den Regionen der EWG und ihre Verbindung zu den anderen Wirtschaftsbereichen. 
Studien zur Agrarwirtschaft, Heft 8, Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, 
München 1971. 

Die Entwicklung der Mobilität des Faktors Arbeit in der Landwirtschaft ist in den einzelnen 
Lc:tndern und Regionen sehr unterschiedl ich. Zwar ist die Veränderung der Anzahl der Er
werbstätigen in der Landwirtschaft in "landwirtschaftlichen Regionen" tendenziell höher als 
in anderen Regionen, die Möglichkeiten des "Unterkommens" in Industrie oder Dienstlei
stungssektor jedoch sind gering. In diesen Regionen ist neben einer hohen Mobil ität der land
wirtschaftl ichen Beschäftigten zumeist eine Abnahme der Gesamtzahl der BeschCiftigten fest
zustellen, was auf eine Berufsaufgabe bzw. eine interregionale Mobil itCit hindeutet. 

Zusammenfassend ICißt sich sagen, daß 
- einer Erhöhung der intersektoralen Mobilität landwirtschaftlicher ArbeitskrCifte die geringe 

Aufnahmemöglichkeit des Industrie- und Dienstleistungssektors in überwiegend landwirt
schaftl ich strukturierten Gebieten und 

- einer Erhöhung der interregionalen Mobilität sowohl negativ zu beurteilende Entleerungs
effekte aus ohnehin dünn besiedelten Gebieten als auch die zunehmenden Probleme der 
Ba II ungsgeb i ete entgegenstehen. 
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2.3 Die Entwicklung der Produktivität in der Landwirtschaft 

2.3.1 Sektoraler und Ländervergleich 

Die Arbeitsproduktivität in der Landwirtschaft, gemessen als Quotient aus realem Brutto
inlandsprodukt zu Marktpreisen/Zahl der Erwerbstätigen hat in allen EWG-Ländern mit Aus
nahme Frankreichs seit 1960 stärker zugenommen als die Produktivität des gesamtwi rtschaft
lichen Arbeitseinsatzes. Trotzdem liegt die absolute Höhe der Produktivität der Landwirt
schaft - außer in den Niederlanden und Belgien - nach wie vor weit unter der der übrigen 
Sektoren (vgl. Übersicht 5). 

Übersicht 5: Entwicklung der Arbeitsproduktivität (Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen) 

1960 1969 Zunahme 1960/69 

konstante laufende konstante laufende konstante laufende 
Preise Preise Preise Preise Preise Preise 

RE % 

BRD Landwirtschaft 1 220 1 150 2 176 2 170 78,4 88,7 
alle Sektoren 3 245 2 762 4 809 5 727 48,2 107,3 

Frankreich Land wirt schaft 1 726 1 430 2 561 2 920 48,2 104,2 
alle Sektoren 3 577 3 115 5 668 6 823 58,5 119,0 

Italien Landwirtschaft - 692 - 1 980 - 186,1 
alle Sektoren 1 991 1 678 3 433 4 213 77,4 149,7 

Niederlande Landwirtschaft 2 524 2 140 4 346 5 820 72,2 172,0 
alle Sektoren 3 110 2 665 4 387 6 085 71,1 128,3 

Belgien Landwirtschaft 2 829 2 440 4 663 5 550 64,8 127,5 
alle Sektoren 3 423 3 233 4 858 6 106 41,9 88,8 

Quelle: SAEG: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen 1959 - 1969, Luxemburg 1970 und eigene Berech
nungen. 

Die hohen Zuwachsraten sind im Falle der BRD insofern irreführend, als bei einer Betrach
tung zu laufenden Preisen der Produktivitätsfortschritt außerhalb der Landwirtschaft größer 
war. Das Dilemma der deutschen Landwirtschaft liegt jedoch gerade darin, daß sich ihre 
Preise und Preisrelationen sowohl im intersektoralen als auch internationalen Vergleich un
günstig entwickelten. 

Darüber hinaus ist zu berücksichtigen, daß das Konzept der so berechneten Arbeitsprodukti
vität in verschiedener Hinsicht fragwürdig ist. Neben der Problematik der Bezugnahme auf 
das BIP bleibt die Frage offen, inwieweit die Produktivität der Arbeit durch vermehrten Ka
pitaleinsatz und/oder den Einfluß des technischen Fortschritts erhöht wurde. Problematisch 
ist bei diesem Produktivitätsvergleich auch die Tatsache, daß es in der Landwirtschaft einen 
relativ größeren Anteil von nicht voll beschäftigten Arbeitskräften gibt als in anderen Sekto
ren. Eine Umrechnung der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte auf "Vollarbeitskräfte" würde 
zwar eine höhere Arbeitsproduktivität ausweisen, aber darüber hinwegtäuschen, daß die 
Situation der Landwirtschaft gerade durch diese ungünstige Beschäftigungsstruktur bestimmt 
ist. 

2.3.2 Der Kapitaleinsatz in der Landwirtschaft 

Die Entwicklung der landwirtschaftlichen Bruttoinvestitionen weist in den einzelnen Ländern 
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beträchtliche Unterschiede auf. Eine herausragende Stellung nehmen die Niederlande ein, 
wo die Investitionen in der Landwirtschaft seit 1960 - verglichen mit den anderen Ländern -
außergewöhnlich stark anstiegen. Allein in Holland hielt das Wachstum der landwirtschaft
lichen Investitionen mit dem der gesamtwirtschaftlichen Investitionen Schritt. Die allgemeine 
Tendenz, von der in den letzten Jahren auch die Niederlande keine Ausnahme darstellen, 
geht jedoch in die Richtung, daß die Investitionen in der Landwirtschaft nur noch gering
fUgig zunehmen bzw. in einigen U:lndem (BRD, Belgien) sogar zurUckgehen (Übersicht 6). 

Übersicht 6: Die Entwicklung der Bruttoinvestitionen in den Ll:indem der EWG von 
1960 bis 1968 

Zunahme 1960 1962 1964 1966 1968 1960 - 1968 

konstante Preise von 1963 - Mrd. RE1) _ 
~ 

BRD Landwirtschaft 1,246 1,307 1,535 1,648 1,507 +20,8 
'alle Sektoren 19,050 23,157 26,695 28,500 28,685 +50,6 

Frankreich Landwirtschaft 0,776 0,897 1,076 1,254 1,351 +74,2 
alle Sektoren 13,975 17,148 21,119 24,658 27,411 +96,1 

Italien Landwirtschaft 0,998 1,038 0,861 0,915 1,075 + 7,7 
alle Sektoren 8,842 10,891 11,027 10,480 12,438 +40,7 

Niederlande Landwirtschaft 0,108 0,135 0,182 0,198 0,204 +88,9 
alle Sektoren 2,876 3,356 4,036 4,591 5,444 +89,3 

Belgien Landwirtschaft 0,078 0,082 0,092 0,106 0,104 +33,3 
alle Sektoren 2,362 2,756 3,096 3,542 3,534 +49,6 

1) Die nationalen Währungen wurden zu den jeweils geltenden Wechselkursen in RE umgerechnet. 

Quelle: OECD: National Accounts of OECD Countries 1950 - 1968, Paris 1970 und eigene Berechnungen. 

Im Verhältnis zur Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe, zur landwirtschaftlich genutzten 
Fläche oder zur Zahl der Beschäftigten sind die Investitionen in der BRD am höchsten, in 
Italien am niedrigsten (vgl. Übersicht 7). Im Falle der BRD erscheint dies zunl:ichst uber
raschend, da auch hier - wie in Italien - eine kleinbetriebliche Struktur und unbefriedigen
de Beschl:iftigtenverhl:iltnisse festzustellen sind. Die Erkll:irung durfte jedoch in dem staat I ich 
geförderten "Investitionsfetischismus" der deutschen Landwirtschaft liegen. Diese erhoffte 
sich eine Verbesserung ihrer Einkommenssituation Uber eine rational nicht mehr vertretbare 
Investitionstätigkeit anstelle einer notwendigen - aber schmerzhaften - Strukturreform. Die 
geringe Investitionstätigkeit in Italien läßt sich mit den geringen Finanzierungs- und Kapi
taleinsatzmöglichkeiten, wechselseitig bedingt durch unbefriedigende Besitz- und Betriebs
strukturen, schlechte Einkommenssituation und ungenUgende staatl iche Hilfen, erkll:iren. 

Eine positive Korrelation zwischen Investitionshöhe und Arbeitsproduktivitl:it besteht offen
sichtlich nicht, was sich bei einem Vergleich zwischen der BRD und Belgien besonders deut
lich zeigt. Die Erkll:irung fUr unterschiedliche Produktivitl:iten ist vielmehr vor allem in der 
Qualifikation der eingesetzten Arbeitskrl:ifte, der Qualitl:it des Bodens und des Kapitals so
wie in der absoluten Höhe des vorhandenen Kapitalbestandes zu suchen. Abschließend soll 
deshalb untersucht werden, inwieweit Höhe und Zusammensetzung des Kapitalbestands einen 
signifikanten Einfluß auf die Arbeitsproduktivitl:it haben. 

FUr diese Analyse werden Angaben aus einer OECD-Studie benutzt (6). Bezieht man den 
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'-> o Brutto- Zahl Brutto- Landw. 
investi- der 2) investitio- genutzte 2) 

Brutto- Arbeits-) 
investi- kräfte 2 

Brutto-
investitionen/ 

::: ..... c:> C: 
_."'TI 2 r::r =+ c: _ (1) 

'" :;, - iiI 
tionen 1) Betriebe nen/Betrieb Fläche(LF) tionen/ha 

Mi11.RE 1000 RE 1000 ha RE 1000 

BRD 1 648 1 246 1 322 12 678 130 2 329 

Frankreich 1 254 1 575 796 30 115 42 3 032 

Italien 915 2 980 307 17 928 51 4 127 

Niederlande 198 247 802 2 232 89 342 

Belgien 106 215 493 1 593 67 271 

1) 1966 (konstante Preise von 1963); - 2) Strukturerhebung 1966/67. 
--------

Quellen: OECD: National accounts ••• , a.a.O., 
SAEG: Erhebung über die Struktur der landwirtschaftlichen Betriebe, 1966/67. 

Zusammengefaßte Ergebnisse: Gemeinschaft, Mitgliedsstaaten. 

Kap i tal b e s t a n d j e h a 

~ ~ 
Betriebs- Arbeits- Unbeweg- Bewegliches Kapital 

größe kräfte- iches An Ins-
besatz lagekapi- Maschinen Ins- gesamt tal Vieh und Aus- Andere 
je ha rüstung gesamt 

ha RE 

BRD 10 0,184 055 372 383 304 1 059 2 114 

Frankreich 24 0,101 756 - - - 607 1 363 

Italien 7 0,230 P- 186 168 107 141 416 1 602 

Niederlande 16 0,153 2 356 583 226 80 889 3 245 

Belgien 11 0,170 6 190 - - - 1 270 7 460 

1) Frankreich, Niederlande: 1965; BRD, Belgien: 1967; Italien: 1968. 

Quelle: OECD Capital and finance in agriculture. Volume I. General report.Paris 1970. 
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Übersicht 9: Entlohnung des Faktors Arbeit in der Landwirtschaft 1966/68 (RE) 

Pro-Kopf- Kapitalbestand Unterstellte Kapital- Entlohnung des 
Einkommen pro Kopf verzinsung von 6 % Faktors Arbeit 

1 2 3 1 - 3 

BRD 1 940 11 489 689 1 251 
Frankreich 2 840 13 495 810 2 030 
ltaHen 1 690 6 965 418 1 272 
Niederlande 4 730 1) 21 209 1 283 3 457 
Belgien 4 810 43 882 2 633 2 177 

1) geschätzt 

Quelle: SAEG: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen 1959 - 1969, Luxemburg 1970. 
Übersicht 8 und eigene Berechnungen. 

dort angegebenen Kapitalbestand insgesamt auf die Zahl der Beschäftigten, so erhält man eine 
Rangordnung der EWG-Länder, die mit der Arbeitsproduktivität der Landwirtschaft korrel iert. 
Holland und Belgien weisen dann sowohl die höchste Produktivität als auch den höchsten Ka
pitaleinsatz auf. Das Gegenteil trifft fUr Italien zu (vgl. Übersichten 8 und 9). Einschränkend 
muß allerdings gesagt werden, daß die absolute Höhe des Kapitalbestands nicht allein Aus
druck einer entsprechend hohen Qualitöt, beispielsweise des Bodens, ist, sondern auch auf 
die in den einzelnen Löndern differierenden Bewertungsmaßstäbe zurUckzufuhren ist. $0 wurde 
in Belgien fUr den Boden ein relativ hoher Marktpreis von 5 180 RE/ha zugrundegelegt, wäh
rend in der BRD von kapitalisierten Pachtwerten ausgegangen wurde. 

Unter BerUcksichtigung der Problematik der zugrundeliegenden Daten kann deshalb die folgen
de, abschließende Aussage allenfalls tendenzielle Bedeutung haben: 

Im Durchschnitt ist nur in den Niederlanden und Belgien der Einsatz von Arbeit und Kapital 
so gestaltet, daß eine ausreichende Entlohnung des Faktors Arbeit und eine vertretbare Ren
dite des Kapitals aus dem landwirtschaftlichen Produktionsprozeß resultieren. Die Entlohnung 
des Faktors Arbeit ergibt sich dabei als Differenz zwischen dem Pro-Kopf-Einkommen 1) und 
einer unterstellten Kapitalverzinsung von 6 %. Frankreich nimmt bei dieser Betrachtung eine 
MittelsteIlung ein, während die Arbeitseinkommen in Italien und der BRD am niedrigsten 
sind. 

Die Situation in Belgien ist deshalb öhnl ich positiv zu bewerten wie diejenige Hollands, weil 
hier das unbewegliche Kapital (Boden, Gebäude) Uberbewertet ist und damit einen hohen 
Anteil am Gesamtkapital erreicht. Um der Lage Belgiens gerecht zu werden, mUßte deshalb 
in unseren Berechnungen von einer niedrigeren Kapitalverzinsung ausgegangen werden. Um
gekehrt ist die westdeutsche Landwirtschaft noch ungUnstiger zu beurteilen, als es diese 
Untersuchung zeigt. 

1) BIP: Zahl der Erwerbstätigen. 
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3 Versuch einer regionalen Produktions- und Funktionszuordnung der Landwirtschaft 

- dargestellt am Beispiel Milch -

Mit den bisherigen Ausführungen konnte der Stand und die Entwicklung der Landwirtschaft 
der EWG nur global beleuchtet werden. Dennoch dürfte zweierlei klar geworden sein. 
Erstens erweist sich die Hoffnung, die Landwirtschaft könne ihre Probleme selbst lösen, zu
nehmend als Utopie. Zweitens haben die herkömmlichen agrarpolitischen Maßnahmen kaum 
zu einer Verbesserung der Lage sondern zu einem Hinausschieben und zur Versch1:irfung der 
Probleme gefuhrt. Dies gilt zumindest für weite Gebiete der BRD, Frankreich und Italiens. 

Eine Lösung dieses Dilemmas erscheint nur möglich, wenn auch die Agrarstrukturpolitik von 
produktspezifischen Ansatzen ausgeht. Dies ergibt sich aus der relativ großen Zahl der land
wirtschaftl ichen Produktionszweige und ihren regional unterschiedlichen Standortbedingungen. 
Die Frage, in welchen Gebieten zukünftig welche Agrarproduktion betrieben werden soll, 
gewinnt für die Agrarpol itik, aufgrund des nach wie vor bestehenden Einkommensrückstandes 
und der drohenden Überschüsse, immer mehr an Bedeutung. 

Von der Betriebswirtschaft kann relativ leicht die Forderung aufgestellt werden, bestimmte 
Produktionszweige in einzelnen Regionen zu fördern bzw. einzustellen. Dabei wird von den 
einzelbetriebl ichen Entwicklungschancen bestimmter Betriebsorganisationen jeweil iger Stand
orte ausgegangen. Um die Realisierbarkeit dieser Vorstellungen zu überprUfen, mUssen diese 
Ergebnisse jedoch auf Landes- und EWG-Ebene aggregiert werden. Dazu ist letztl ich eine 
regional aufgegliederte FI1:ichen- und Produktionsbilanz erforderlich. 

So einfach die Forderung ist, einzelnen Regionen bestimmte, ihren gesamten Produktionsbe
dingungen entsprechende Funktionen zuzuordnen, so schwierig ist es, sie zu verwirklichen, 
die sich daraus ergebenden Konsequenzen aufzuzeigen; dies nicht nur wegen des Fehlens 
regionaler Einkommensberechnungen oder sonstiger genügend aussagef1:ihiger statistischer 
Größen sondern auch aufgrund der erforderlichen Berücksichtigung einer Vielzahl Uberzuord
nender Ziele (Höhe des Selbstversorgungsgrades, FI1:ichennutzung mit oder ohne Produktion 
u. dgl.), die zum Teil noch nicht fixiert sind. Allein die Entscheidung daruber, nach wei
chen ökonomischen Kriterien (Rentabilit1:it, natürliche Produktionsgrundlagen, Vermarktungs
struktur, technologischer Entwicklungsstand etc.) die landwirtschaftlichen Produktionsstand
orte ausgew1:ihlt werden sollen, bereitet große SchWierigkeiten. Hinzu kommt die Notwendig
keit, auch außerökonomische, z. B. pol itische oder sozial e Gesichtspunkte, zu berücksichti
gen. 

3.1 Standortabgrenzung 

Am Beispiel des landwirtschaftlichen Produktionssektors Milch soll versucht werden, die 
regionale Verteilung der Produktion nach bestimmten vereinfachenden Kriterien vorzunehmen. 
Dieser Bereich wurde gew1:ihlt, weil er standortgebunden ist, große Bedeutung für die land
wirtschaftliche Einkommensbildung insbesondere in Deutschland hat und eine ungUnstige Er
trags-Aufwandsrelation aufweist. 

Geht man davon aus, daß die Milchproduktion der EWG dem Grünland vorbehalten bleiben 
soll - eine Annahme, die vor allem der betriebswirtschaftl ichen Forderung entspricht - so 
bieten sich für die Klassifizierung der Produktionsstandorte der Grünlandanteil an der LN und 
der Anteil der Milch am regionalen Produktionswert als Kriterien an. Danach lassen sich 
fünf Kategorien mit folgender Abgrenzung aufstellen: 

A: 

122 

GrUnlandanteil 
Milchanteil 

>50 % an der LN 
> 30 % am Produktionswert 



Klassifizierung der EWG- Milcherzeugungsgebiete 

_ Kategorie A 

m Kategorie B 

liiIiI Kategorie C 

~ Kategorie D 

EJ Kategorie E 

Definition siehe Seite 122 und 124 
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B: Grünlandantei I >50% an der LN 
Milchanteil ~30% am Produktionswert 

C: Grünlandanteil <50% an der LN 
Milchanteil >30% am Produktionswert 

0: Grünlandantei I = 40 - 50 % an der LN 
Milchanteil = 20 - 30 % am Produktionswert 

E· Grünlandantei I <40% an der LN 
Milchanteil = 20 - 30 % am Produktionswert 

Bei dieser Klassifizierung bilden sich in der EWG fünf regionale Schwerpunktgebiete heraus, 
und zwar: 

Gebiet 
Gebiet 
Gebiet 
Gebiet 
Gebiet 

I: 
11 : 

111 : 
IV: 
V: 

Belgien, Niederlande und Norddeutschland 
Deutsches Alpen- und Vorolpengebiet 
Die Normandie 
Die Mittelgebirgs- und Gebirgslagen im Osten Frankreichs 
Oberital ien. 

Die Gebiete im französischen Zentralmassiv und in den Pyren<:len haben zwar ebenfalls einen 
hohen GrUnlandanteil, ihre Fleischproduktion ist jedoch - gemessen am Produktionswert -
größer als die Milchproduktion. Es ist anzunehmen, daß sie schon heute ihr Einkommen stär
ker über die Fleischproduktion als über die Milch erwirtschaften. Sie bleiben deshalb als 
Milchproduktionsgebiete in den Überlegungen unberücksichtigt (siehe Schaubild). 

3.2 Möglichkeiten der regionalen Produktionsentwicklung 

In der EWG werden ca. 27 Mill. ha als Douergrünland genutzt. Hinzu kommen fast 10 Mill. 
ha Feldrauhfutterbau. Für die nächsten Jahre kann im Gemeinsamen Markt mit einem Milch
verbrauch von 63 Mio t (ohne Verfütterung) gerechnet werden, so daß bei 100 % Selbstver
sorgung diese Menge als Produktionsvolumen regional zu verteilen ist. 

Wir unterstellen, daß zwei Arbeitskr<:lfte einen Betrieb mit 28 ha Grünland und 38 Kühen 
einschließlich Nachzucht bewirtschaften können. Beträgt die Milchleistung 4 000 kg/Kuh 
und der Futterertrag 3500 KSTE/ha, so wird ein Arbeitseinkommen (einschließlich Boden
verzinsung) je AK von 18600 DM erreicht. 

Wenn in den Gebieten I - V (Kategorien A - 0) die Milchviehhaltung in der erwähnten Or
ganisation und Intensittit betrieben wird, und gleichzeitig das gesamte Grünland genutzt 
werden soll, dann würde allein die Milchproduktionsmenge dieser Gebiete den gesamten 
EWG-Verbrauch (63 Mio t) um 15 % übersteigen. Die dabei genutzte Futterfltiche - in den 
Kategorien A und B Grünland einschließlich Feldrauhfutterbau und in den Kategorien C und 
o nur das Grünland - würde jedoch nur 13 Mio ha betragen und von rd. 500 000 Betrieben 
bewirtschaftet werden. Das sind weniger als die Htilfte der bisherigen Milchkuhhalter dieser 
Gebiete. 

Bei dem begrenzten Absatzvolumen für Milcherzeugnisse können für eine Ausdehnung der 
Produktion also nicht alle Standorte in Frage kommen. Es ist nun zu untersuchen, ob und in 
welcher Rangfolge die Gebiete (I - V) als künftige Schwerpunkte der Milchproduktion Be
rücksichtigung finden sollen. Die Gebiete unterscheiden sich in ihrem Leistungsstand erheb
lich und weisen eine unterschiedliche Htiufigkeit der einzelnen Kategorien auf. Bei der Be
urteilung der Entwicklungschancen in der Milchproduktion müssen diese regionalen Unterschie
de in die Überlegungen einbezogen werden. Diese Beurteilung ist eigentlich nur möglich, 
wenn die Faktormobilittiten genau errechnet werden können. Dazu ist statistisches Material 
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erforderlich, das Auskunft ober die milchkuhhaltenden Betriebe in der Kombination Betriebs
grl:lße, Arbeitskrtlftebesatz, Viehbestandsgrl:lße und Fltlchennutzung gibt. Eine regionale Auf
schlUsselung der Statistik nach diesen Kriterien gibt es momentan nicht. Man kann sich des
halb nur auf Angaben Uber die Vertlnderungen des Kuhbestandes und der Zahl der milchvieh
haltenden Betriebe und des Leistungsniveaus fUr eine Region als Ganzes stutzen. So ist das 
Leistungsniveau in Frankreich und Ital ien so niedrig, daß allein die erforderlichen Ertrags
steigerungen je Fltlche und Tier berechtigte Zweifel aufkommen lassen, ob die Gebiete IV 
und V noch fUr eine intensive Milchviehhaltung in Betracht kommen. 

Gesteht man aus diesen GrUnden nur den Gebieten I, 11 und 111 eine Produktionssteigerung 
zu, so erzeugen sie 72 % der 63 Mio t Milch. Htllt man gleichzeitig in a I I e n anderen 
Gebieten die Milcherzeugung auf ihrem derzeitigen Niveau, ergtlbe sich immer noch Selbst
versorgungsgrad der EWG von 125 %. Es ist deshalb weiter zu prUfen, ob in allen Katego
rien der Gebiete I bis 111 die unterstellte intensive Nutzung der Futterfltlche notwendig und 
erreichbar ist. Verfolgt man jedoch auch in den Gebieten I, 11 und 111 das betriebswirtschaft
liehe Ziel, vor allem das GrUnland Uber eine intensive Milchproduktion zu nutzen, so kom
men die Kategorien A und B in den Gebieten I und 11 in erster linie als kUnftige Schwerpunk
te der Milchproduktion in der EWG in Betracht. Hier treffen haher GrUnlandanteil, hoher 
Anteil der Milch am Produktionswert und hoher Leistungsstand der Milchwirtschaft zusammen. 
Um die von uns unterstellte intensive Nutzungsform des GrUnlandes zu erreichen, sind ver
gleichsweise geringe Faktormobilittlten bezUglieh des Viehkapitals und der Ertrtlge erforder
lich (vgl. Übersicht 10). Die Vertlnderungen in der Betriebsstrukturwören allerdings recht 
erheblich, so daß eine Erhöhung der Arbeitskrtlftemobilittlt notwendig ist. Dies ist in eini
gen Provinzen und Regierungsbezirken ohne zusCitzliche Förderungsmaßnahmen nicht mög
lich. 

Einen erheblich höheren Aufwand wurde eine analoge Entwicklung der Kategorien A und B 
im Gebiet 111 erfordem, da hier das GrUnland wesentlich extensiver genutzt wird. Da aber 
die notwendige Abwanderung von Arbeitskrtlften aus der Landwirtschaft auf Schwierigkeiten 
im Angebot außerlandwirtschaftlicher Arbeitspltltze stößt 1), erscheint hier die Erhaltung 
und Förderung von landwirtschaftlichen Arbeitspltltzen notwendig. Hinzu kommt, daß auch 
die Malkereistruktur dieses Gebietes gUnstig ist. 

Sieht man daher auch die Kategorien A und B im Gebiet 111 als mögliche Schwerpunkte der 
Milcherzeugung an, so wurden auf den Standorten der Kategorien A und B in den Gebieten 
I, 11 und 111 - unsere Annahmen unterstellt - kUnftig rd. 55 % des Milchverbrauchs der Ge
meinschaft produziert werden. Die genutzte Futterfltlche wUrde 6,3 Mio ha betragen, davon 
sind 5,8 Mio ha DauergrUnland. Dabei mUßte die Zahl der Milchkuhhalter von 551 000 auf 
226 000 zu rUckgehen • 

Unterstellt man fUr die EWG einen Selbstversorgungsgrad von 100 %, so ist eine solche 
Milchproduktion in diesen Gebieten nur möglich, wenn in den Ubrigen Teilen der EWG die 
Milchproduktion von 40 Mio tauf 28 Mio t zurUckgeht. Das wUrde beispielsweise bedeuten, 
daß auf allen Standorten der Kategorien C, D und E und in den Gebieten IV und V die Pro
duktion nicht ausgeweitet und in den restlichen Gebieten (einschließlich Zentral massiv 
Pyrentlen) ganz eingestellt wird. Diese Gebiete haben eine DauergrUnlandfltlche von 21 
Mio ha, von denen wahrscheinlich nur ein Viertel fUr die Milchproduktion benötigt wird. 
Die restlichen 16 Mio ha DauergrUnland könnten z. T. uber die Rindfleischproduktion oder 
noch extensiver (Schafe) genutzt werden. Ein großer Teil muß jedoch ganz aus der Produk
tion ausscheiden. 

1) LÖSCH, MEIMBERG, v. REITZENSTEIN a.a.O. 
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Übersicht 10: Kennwerte ausgewählter EWG-Milchproduktionsgebiete und ihre möglichen Veränderungen 

~ Mi 1 chkuhhal t er Milchkühe Milchproduktion2) 
Anteil an der regionalen 

Produktion an 

~~~~:~~n Zu-(+) bzw. Zu-(+) bzw. fl Zu-(+) bzw. ::;i~:2) EWG-Ver-
gegen- Modall 

gegen- Modell Modell brauchZ) 
wirt!g Abnahme (-) wärt1g Abnahme (-) 1965-1967 . Abnahme (-) fl 1965-1967 Modell 

1000 ha 1000 1000 % 1000 St. 1000 St. % 1000 t 1000 t % % 

~ 3 913.1 398.6 139.8 -64.9 4 274.3 5 312.4 +24,3 15 899.1 21 249.6 +33.7 27.0 33.8 

davon Kategorie A 1 013.4 89.2 36.2 -59.4 1 184.5 1 375.6 +16,1 4 297.5 5 502.4 +28,0 7.3 8.8 
B 1 483.7 139.0 53.0 -61.9 1 563.4 2 014.0 +28.8 5 713.2 8 056.0 +41,0 9.7 12.8 
C 190.3 22.5 6.8 -69.8 214.4 258.4 +20,5 807.9 1 033.6 +27,9 1.4 1.6 
D 1 225.7 147.9 43.8 -70.4 1 312,0 1 664.4 +26,9 5 080.5 6 657.6 +31,0 8.6 10.6 

Q.!ll!L!! 1 576.7 171.3 56.3 -67.1 1 420.5 2 139.4 +50.6 4 417.0 8 557.6 +93.7 7.5 13.6 

davon Kategorie A 1 304.9 133.4 46.6 -65.1 1 250.3 1 770.8 +41,6 3 902.1 7 083.2 +81,5 6.6 11.3 
B 271.8 37.9 9.7 -74.4 170.2 368.6 +116,6 514.9 1 474.4 +186.3 0.9 2.3 
C - - - - - - - - - - - -
D - - - - - - - - - - - -

Gebiet III 2 838.5 233.5 101.4 -56.6 1 767.7 3 853.2 +118,0 5 364.8 15 412.8 +187.3 9.1 24.6 

davon Kategorie A 1 923.0 128.8 68.7 -46.7 1 082.3 2 610.6 +141,2 3 418.5 10 442.4 +205,5 5.8 16.6 
B 344.5 24.3 12,3 -49.4 143.8 467.4 +225,0 400.4 1 869.6 +366.9 0.7 3.0 
C 136.0 41,0 4.9 -88.0 300.2 186.2 -38.0 790.8 744.8 - 5.8 1.3 1.2 
D 435.0 39.4 15.5 -60.7 241.4 589.0 +144,0 755.' 2 356.0 +212,0 1.3 3.8 

Gebiet I ... 111 8 }28.3 803.4 297.5 -63.0 7 462.5 11 305.0 +51,5 25 680.9 45 220.0 +76.1 43.5 72,0 

davon Kategorie A 4 241.3 351.4 151.5 -56.9 3 517.1 5 757.0 +63.7 11 618.1 23 028.0 +98,2 19,7 36.7 
B 2 100,0 201,2 75.0 -62.7 1 877.4 2 850.0 +51,8 6 628.5 11 400.0 +72,0 11,2 18.1 

i 
C 326.3 63.5 11,7 -81.6 514.6 444.6 -13.6 1 598.7 1 778.4 +11,2 2.7 2.8 
D 1 660.7 187.3 59.3 -68.3 1 553.4 2 253.4 +45.1 5 835.6 9 013,6 +54,5 9.9 14.4 

~ 3 054.1 180.4 109,2 -39.5 1 266.5 4 149.6 +227,6 3 934.9 16 598.4 +321,8 6.7 26.4 

davon Kategorie A 2 134,5 117.5 76,3 -35.' 860.7 2 899.4 +236,9 2 746.9 11 597.6 +322,2 4.7 18.5 
B 337,3 14.0 12.1 -13.6 67.7 459.8 +579.2 186.0 1 839.2 +888.8 0.3 2.9 
C 321,0 15.2 11,5 -24.3 171.3 437,0 +155.1 534.3 1 748.0 +227,2 0.9 2,8 
D 261,3 33.7 9.3 -72,4 166.8 353.4 +111.9 467.7 1 413.6 +202,2 0.8 2.2 

~ 1 822.9 308.4 65.1 -78,9 1 165.4 2 473.8 +112,3 2 546.5 9 895.2 +288.6 4.3 15.8 

davon Kategorie A 4~3,7 52,0 15.5 -70,2 151.7 589.0 +288.3 358.9 2 356,0 +556.5 0.6 3.8 
B 90.4 116.9 33,2 -71.6 370.7 1 261.6 +240.3 688.8 5 046.4 +632.6 1.2 8.0 
C 46.4 27.1 '.7 -93,7 286.1 64.6 +125.8 924.5 258.4 -72,0 '.5 0,4 
D 412.4 112.4 14.7 -86.9 356.9 558.6 +56.5 574.3 2 234.4 +289.1 1.0 3.6 

Gebiet I - V 13 205.3 1 292.2 471.8 -63.5 9 894.4 17 928.4 +81,2 32 162.3 71 713.6 +123,0 54,5 114.2 

davon Kategorie A 6 809.5 520.9 243.3 -53,3 4 529.5 9 245.4 +104,1 14 723.9 36 981,6 +151,2 25.0 58.9 
B 3 367.7 332.1 120,3 -63,8 2 315.8 4 571.4 +97.4 7 503.3 18 285.6 +143.7 12,7 29.1 
C 693.7 105.8 24.9 -76.5 972.0 946.2 - 2,7 3 057.5 3 784.8 +23.8 5.2 6.0 
D 2 334.4 333.4 83.3 -75,0 2 077.1 3 165.4 +52,4 6 877.6 12 661,6 +84,1 11.7 20,2 

Kategorie E 3 834.9 14 873.8 14 873.8 25,2 23.7 -I 
Kategorien A - E 17 040.2' ) 

Ubrige 10 850.7 11 945.4 11 945.4 20.3 19.0 

EWG 26 820.74) 58 981,5 62 800 3) 100 156.9 

1) DauergrUnland, nur bei A und B Dauergrünland einschließlich Feldrauhfutter. -
4) Dauergrünland, hinzukommen in der EWG noch 9,8 Kill. ha Feldrauhfutter. 

2) Ohne Verfütterung. - 3) EVG-Verbrauch 1975. 



3.3 Problematik einer Funktionszuordnung 

Die Problematik der räumlichen Zuordnung der EWG-Milchproduktion wird offensichtlich, 
wenn auch die restlichen 45 % Milcherzeugung - also nur noch 28 Mio t Milch - auf alle 
verbleibenden Regionen in der Gemeinschaft verteilt werden sollen. Hier steht vor allem 
die Entscheidung im Vordergrund, ob und welche Gebiete aus der Milchproduktion ausschei
den sollen, so daß für die betroffenen Gebiete Ersatzfunktionen gefunden werden müssen. 
Diese Entscheidungen können nicht allein nach den Maßstäben getroffen werden, die bei 
der Auswahl der Gebiete I, 11 und 111 noch vertretbar waren. 

Es müssen zunehmend andere Bestimmungsfaktoren für die künftige Ausrichtung eines Gebietes 
berücksichtigt werden. Als einige wesentl iche sind zu nennen: Landwirtschaftl iche Betriebs
größenstruktur, Produktionskostenstruktur, Altersstruktur, Leistungsstand, landwi rtschaftl iche 
Produktionsalternativen, Preis-Kostenrelation, regionale Versorgung, Struktur der Verarbei
tungsindustrie von Agrarprodukten, Absatzstruktur • Hinzu kommen gesamtwirtschaftl iche 
Faktoren eines Gebietes wie Arbeitskräftepotential, Ausstattung mit Arbeitsplätzen und mit 
Infrastruktur, Bevölkerungsdaten, Einkommen. 

Die Stellenwerte der Faktoren hängen von den sozialen und pol itischen Zielvorstellungen 
ab. Die Ziele und Stellenwerte sind ausschlaggebend für die Entscheidung über durchzufüh
rende Maßnahmen und die damit verbundenen Kosten. Es müssen deshalb eindeutige Vorstel
lungen erarbeitet werden, wie die Funktionen der Landwirtschaft abzugrenzen sind. Das 
kann im Extremfall dazu führen, daß in einigen Gebieten nur noch die Bewirtschaftung ohne 
Agrarproduktion übrigbl eibt. 

4 Schlußfolgerungen 

Am Beispiel der Milch wurde der Versuch unternommen, die Schwierigkeiten einer regiona
len Funktionszuordnung der Landwirtschaft aufzuzeigen. Bei der Auswahl anderer Produkte 
wären die Schwierigkeiten in der Tendenz gleich. Trotzdem muß die regionale Verteilung 
eines feststehenden Produktionsvolumens als Orientierungshilfe für den Einzelbetrieb unbe
dingt gefordert werden, denn die bisherige Entwicklung in der EWG zeigt, daß die Land
wirtschaft ohne eine solche Funktionszuordnung trotz großer Anstrengung und erheblicher 
Investitionen je Betrieb ihre Probleme nicht lösen kann. Hinzu kommt, daß die Schwierig
keiten bei der Anpassung dieses volkswirtschaftlichen Sektors an die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung aufgrund des technischen Fortschritts innerhalb und außerhalb der Landwirt
schaft immer größer werden. 

So begrüßenswert deshalb das Instrument der einzelbetriebl ichen Förderung an sich ist, so 
unbefriedigend muß es sein, daß nicht von vornherein feststeht, ob der damit angestrebte 
einzelbetriebl iche Erfolg mit erhebl icher Faktormobil ität tatsächl ich erreicht wird, und ob 
die gesamtwirtschaftliche Rentabil ität optimal ist. Um dies sicherzustellen, müssen überge
ordnete Daten vorgegeben werden, an denen sich einzelbetriebl iche und gesamtwirtschaft-
I iche Kosten-Nutzen-Rechnungen kontroll ieren lassen. Eine Schlüsselstellung kommt dabei 
ohne Zweifel der Höhe des Selbstversorgungsgrades zu, denn sie beeinflußt nicht nur Art 
und Umfang der Flächennutzung und des Agraraußenhandels, sondern auch die Anzahl der 
Arbeitskräfte, die in der Landwirtschaft verbleiben können. Solange diese Zielvorstellungen 
aber nicht fixiert sind, sind Forderungen für die Landwirtschaft nur aus agrarwirtschaft
licher Sicht - z. B. vorrangig Grünland über intensive Milchviehhaltung zu nutzen - zumin
dest einseitig, u.U. sogar falsch. Es ist durchaus denkbar, daß man unter Berücksichtigung 
der gesamtwirtschaftlichen Rentabilität in bestimmten Regionen davon abgeht, das Grünland 
in solcher Intensität zu nutzen, daß damit das Arbeitseinkommen der Betriebe voll aus der 
landwirtschaftlichen Produktion erwirtschaftet wird und dort besser einen direkten Einkom
mensausgleich als Lohn für die Erhaltung der Kulturlandschaft zahlt oder ein "deficiency 
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payment" vornimmt. Dagegen sollte sich die Investitionsförderung auch in den absoluten 
Grunlandgebieten auf die Standorte konzentrieren, die aufgrund ihres heutigen Leistungs
standes eine rentable Produktion erwarten lassen, wie es nach unseren Feststellungen eigent
I ich nur fUr die Standorte der Kategorien A und B in den Gebieten I und 11 zutrifft. 

FUr die Agrarpolitik bedeutet dies, daß einige Zielvorstellungen der letzten 20 Jahre nicht 
mehr aufrechtzuerhalten sind, d. h., daß eine Neukonzeption der Agrarpolitik erfolgen muß. 
Dabei ist sicher mit einem noch größeren Dirigismus, als er bisher im Agrarbereich prakti
ziert wurde, zu rechnen. Er wird aber umso eher auf Verstl:indnis bei den Landwirten und in 
nicht landwirtschaftl ichen Kreisen stoßen, wenn deutl ich wi rd, daß die erforderl ichen fv\aß
nahmen gesamtwirtschaftlichen und regionalen Zielvorstellungen entsprechen. Diese mUssen 
sowohl fUr die BundesrepubI ik als auch fUr die EWG insgesamt noch erarbeitet werden. Das 
gegenwl:irtige Datenmaterial reicht dafUr nicht aus, so daß auch Vorstellungen Uber kUnftige 
regionale Funktionen der Landwirtschaft nicht abgeleitet werden können. 
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Korreferat 

von U I f Ren bor g, Uppsala 

AusgangsEru.nkt: Die schwedische agrare Wirkl ichkeit 

Der Ausgangspunkt, von dem ich bei diesem Korreferat ausgehe, ist die schwedische agrare Wirk
I ichkeit. Diese ist während der letzten zehn jährigen Zeitspanne durch folgende Tendenzen ge
kennzeichnet: Bei einem im großen und ganzen unveränderten totalen Produktionsumfang hat sich 
der Arbeitseinsatz um 45 % und die Ackerfläche um 10 % vermindert, während sich der Umfang 
des Realkapitals etwa um 1 % erhöht hat. Gleichzeitig haben Betriebseinheiten mit weniger 
als 20 ha LN ihren Anteil sowohl an der Zahl der Betriebe wie auch an der Ackerflächestark 
vermindert. Die Steigerung des Realkapitals liegt ganz bei dem Maschinenkapital, weil vor 
allem das Tierkapital stark zurückgegangen ist. 

Diese Zahlen deuten an, daß Schweden durch eine größere Faktormobil ität und eine dramati
schere Veränderung in der Agrarstruktur im Vergleich zur BRD gekennzeichnet ist. Auf die 
Gründe kann ich hier nicht eingehen. 

2 Die Zusammenhänge zwischen Rückgang der Arbeitskräfte und Strukturwandel 

Ich möchte damit beginnen festzustellen, daß ich im großen und ganzen die Auffassung teile, die 
KÖHNE bezüglich des Zusammenhanges zwischen der Verminderung der Arbeitskräfte und dem 
Strukturwandel in der Landwirtschaft darlegt. Ich teile auch seine Auffassung, daß die Preis
palitik ein unvollständiges Mittel zur Beeinflussung der Agrarstruktur darstellt, daß diese mehr 
differenziert gestaltet werden muß, um einen guten Effekt zu erzielen, und daß es vor allem 
eines großen Arsenals an anderen Mitteln - hauptsächl ich solcher, die KÖHNE in seinen 
Schlußfolgerungen nennt - außerhalb der Preispolitik bedarf, um die Strukturwandlung in der 
Landwirtschaft zu steuern. Ich statte ihm auch mit Freude einen lobenden Dank ab für seine 
tiefschürfende und klare Analyse des in Angriff genommenen Problems. 

3 Das Bewertungssystem, das der Analyse von KÖHNE zugrund~ 

Möglicherweise kann man den Effekt der Faktormobilität auf die Strukturwandlung in der land
wirtschaft als ein technisches Problem diskutieren, wobei sich das Interesse in erster Linie auf 
Ursachen und Wirkungen konzentriert. Wenn man den Begriff "Anpassung" in die Überlegungen 
einbezieht, wird die Fragestellung jedoch schwieriger: Was meint man mit Anpassung; woran 
soll man sich anpassen? Aber auch das einfachere Problem enthält seine diskutablen Ausgangs
punkte: Meiner Auffassung nach ist es keineswegs klar, was man mit einem optimalen Tempo 
des Strukturwandels der Landwirtschaft meint und wie groß dieses Tempo eigentlich ist. Beson
ders dann nicht, wenn man berücksichtigt, daß der Alternativwert (Opportunitätskosten) der 
alternden Arbeitskräfte in der Landwirtschaft niedrig ist. Diese Überlegungen gelten vielleicht 
nicht, sobald man danach strebt, so schnell wie möglich zu einem makroökonomischen Gleich
gewicht zu gelangen. Die Frage lautet jedoch: Welches ist das aus wirtschaftlichen, sozialen 
und anderen Gesichtspunkten beste Entwicklungstempo? 

Mein Hinweis auf diese Frage soll zeigen, daß das Bewertungssystem im Lichte dieser Fragen 
nicht klar in KÖHNEs Abhandlung angegeben worden ist und daß auch das verborgene Bewer
tungssystem unklar ist. Die Diskussion über die eigentlichen Ziele der Agrarpol itik wird erst am 
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Ende der AusfUhrungen angeschnitten. Vielleicht hötte man dieser einen einleitenden Ab
schnitt widmen sollen. 

4 Definitionen der Faktormobil itöt 

KÖHNE meint mit Faktormobil itöt in seiner Arbeit die Abwanderung von Arbeitskröften aus 
der Landwirtschaft. Sein Verzicht, auch den Transfer von Boden und Realkapital der Faktor
mobilitöt zuzurechnen, betrachte ich als eine Begrenzung des von ihm behandelten Problems; 
ich werde auf diese Restriktion nicht mehr weiter eingehen. Interessanter ist dagegen, daß die 
Mobilitöt der Arbeitskraft nur in einer Richtung behandelt wird, nömlich diejenige aus der 
Landwirtschaft heraus. Die Mobilitöt von Arbeitskröften in die Landwirtschaft hinein wird 
nicht berUcksichtigt. Ich werde auf deren Bedeutung zurUckkommen, um das Interesse auf 
Brutto- anstatt auf Nettobewegungen zu lenken. Das ist fUr das Verstöndnis der Mechanismen, 
die die Strukturentwicklung in der Landwirtschaft steuern, bedeutungsvoll. Gegen eine Kon
zentration des Hauptinteresses auf den Faktor Arbeit habe ich dagegen nichts einzuwenden. 
Wahrscheinlich liegt hier der SchlUssel fUr das Verstöndnis des Zusammenhangs zwischen Fak
tormobil itöt im weitesten Sinne und Strukturwandel in der Landwirtschaft. 

g Mechanismen der Abwanderung 

Ein zentraler Punkt in KÖHNEs Analyse ist die ausgezeichnet exemplifizierte Schwierigkeit, die 
landwirtschaftlichen Bodenflöchen mit preisdrUckenden Maßnahmen auf kurze Sicht zu vermindern. 
Diese hemmen nömlich die erstrebte Entwicklung zu gri:Sßeren Betrieben. Die Analyse zeigt, 
daß das Preisniveau, das erforderlich ist, um etablierte Landwirte aus der Produktion zu ver
dröngen, bedeutend niedriger ist als dasjenige, das notwendig ist, um zur Expansion anzuregen. 
Ich teile in diesem Punkt vi:Sllig KÖHNEs Auffassung. 

Ich hötte mir jedoch denken ki:Snnen, daß man diese Analyse weiter entwickelt. Und dies ge
rade durch eine nöhere Zerlegung der Kompanenten der Arbeitskraftmobilitöt. Ich konzentrie
re mich hier auf die selbstöndigen Landwirte als Unternehmer, die nunmehr von gri:Sßter strate
gischer Bedeutung sind. 

Eine schwedische Studie legt folgendes dar (ISAKSSON und L1NDQVIST, 3): Die Bewegung 
aus der Landwirtschaft heraus kann in vier Kategorien eingeteilt werden, nömlich in: 

Berufswechsel , 
Inval iditöt, 
Todesfall und 
Pension ierung. 

Die Bewegung von AK in die Landwirtschaft hinein besteht aus: 
Neubeginn. 

Gemöß dieser Einteilung erwies sich die Nettoobwanderung mönnlicher Unternehmer aus der 
schwedischen Landwirtschaft in den Jahren 1961 - 1965 wie folgt: 

27 % schieden aus aufgrund von Todesfall, 
9 % aufgrund von invalidisierender Krankheit, 

41 % aufgrund von Pensionierung, 
wöhrend der Rest von nur 23 % zu einem anderen Beruf herUbergewechselt ist. 

Von der totalen jöhrlichen Nettoabwanderung wöhrend dieser Zeitspanne - 10000 mönnlichen 
Unternehmern - wechselten nur 2300 in andere Berufe ober. Gleichzeitig kann die Netto
neurekrutierung aufgrund desselben Materials auf 1 400 Unternehmer pro Jahr berechnet werden. 

Die selbstöndigen Landwirte als zentraler Punkt beim Studium des Zusammenhanges zwischen 
Arbeitsmobilitöt und Strukturwandel stellen offenbar zum gri:Sßeren Teil eine Gruppe mit ge-
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ringer Beweglichkeit dar. Wenn die Unternehmer sich einmal in der Landwirtschaft etabl iert 
haben, verbleiben sie den Rest ihres berufstätigen Lebens in diesem Wirtschaftszweig. Der be
einflußbare Teil der selbständigen Landwirte ist nur gering. 

Die genannte Studie illustriert ebenfalls die Schwierigkeit, die Arbeitskraftmobilität in der 
Landwirtschaft mit preispolitischen Mitteln zu beeinflussen. Dies gibt auch - und das ist viel
leicht wichtiger - einen Hinweis auf die zentrale Rolle, die der Generationswechsel im Agrar
strukturwandel der Landwirtschaft spielt. 

Es ist möglich, daß der Abschnitt 3.1 in KÖHNEs Aufsatz eine andere Gestalt bekommen hätte, 
wenn der eben geschilderte Ausgangspunkt bei der Ausarbeitung berUcksichtigt worden wäre. 

6 R~ale Verschiedenheiten in der Faktormobilität 

In der BRD war im letzten Jahrzehnt die Verminderung der landwirtschaftl ichen Nutzfläche ver
hältnismäßig gering im Vergleich zu einer starken Bevölkerungsabwanderung. KÖHNE vermutet 
nach einer eingehenden Analyse, daß die Reduzierung von in landwirtschaftlicher Nutzung be
findlichem Boden auch weiterhin eine verhältnismäßig unbedeutende Rolle spielen wird. Die 
schwedischen Zahlen fUr den Transfer des Bodens aus der landwirtschaftl ichen Nutzung sind we
sentl ich höher. Jedoch hängt die Verschiedenheit zwischen unseren Ländern wahrscheini ich zum 
großen Teil mit der großen Bedeutung speziell dUnnbesiedelter Gebiete in Schweden zusammen, 
wo nur Landwirtschaft und Forstwirtschaft als tragende Wirtschaftszweige gelten können. In 
großen Gebieten Schwedens kommt gegenwärtig die ganze Infrastruktur und das Netz von Bol
lungsorten, die die Grundlage fUr Betriebe und Familien in der Landwirtschaft ausmachen, in 
Bedrängnis. Es ist anzunehmen, daß es auch in der BRD Gebiete dieser Art gibt. Diese Seite 
des Effekts der Faktormobilität in der Land- und Forstwirtschaft auf die Wirtschaft in ganzen Re
gionen und auf die Strukturwandlung in der Landwirtschaft wäre auch ein interessantes Diskus
sionsthema; dies I iegt vielleicht aber außerhalb KÖHNEs bereits sehr umfangreicher Aufgabe. 

7 Entwicklung zur industriellen Gr2fu?roduktion 

KÖHNE stellt fest, daß in der BRD eine Entwicklung im Gange ist dahingehend, daß besonders 
die Veredlungsproduktion auf Getreidebasis immer mehr von gewerblichen Unternehmen betrie
ben wird. Dies gilt besonders fUr die GeflUgel- und Schweineproduktion. Bei einer schnellen 
Arbeitskraftabwanderung aus der Landwirtschaft {und falls die Heißlufttrocknung verstärkt ange
wandt wird} kann es möglich sein, daß diese Entwicklung auch die Rindfleisch- und Milchpro
duktion beruhrt. Es ist vielleicht interessant, hier darzulegen, daß die schwedische Entwicklung 
gegenwärtig in eine andere Richtung verläuft. Der Zuwachs an sehr großen Schweinefleisch
und GeflUgelunternehmen hat aufgehört. Landwirtschaftliche Betriebe mit 50 - 100 ha LN und 
mehr steigen in diese Produktionszweige mit nicht allzu großen Produktionseinheiten ein. Hier
fUr gibt es mehrere GrUnde, von denen drei genannt werden sollen. In diesen Betrieben werden 
wirtschaftlich vorteilhafte Kombinationseffekte zwischen Futtergetreideproduktion und Aus
nutzung von Arbeitskraft einer- und Tierproduktion andererseits erziel t. Hinzu kommt, daß die 
neuen Gesetze fUr den Umweltschutz große Tierbestände nur dann zulassen, wenn erforderliche 
Flächen fUr den anfallenden Mist vorhanden sind. Besitz oder Pacht von Boden hat sich dabei 
als zuverlässiger als bloße Verträge zwischen Mistproduzenten und Bodenbesitzern erwiesen. 
Außerdem haben die Landwirte oft Vorteile gegenUber den Industrieunternehmern auf Grund 
ihrer bereits fundierten Sachkenntnisse hinsichtlich der tierischen Produktion. 

~ Nebe=n:::es::rw==:e::rb:::s:landwirtschaft und Strukturwandel 

KÖHNE geht davon aus, daß die Nebenerwerbslandwirtschaft zukUnftig wie frUher vor allem 
ein Durchgangsstadium zwischen Vollerwerbslandwirtschaft und vollständiger Aufgabe der Land-
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wirtschaft darstellt. Hier kann es interessant sein, Resultate aus zwei verschiedenen schwedi
schen Studien darzulegen (FÄLLDIN, 1, und JOHANSSON, 2), die andeuten, daß man auch 
bei den Nebenerwerbslandwirten von einer in zweifache Richtung gehenden Bewegung sprechen 
kann, nämlich einer "aus der" und einer "in die" Landwirtschaft. Die Mobilitötsrichtung "zur" 
Landwirtschaft geht von Nebenerwerbslandwirten aus, die ursprUngl ich nicht Landwirte waren 
aber aus verschiedenen Anlössen angefangen haben, einen landwirtschaftlichen Betrieb neben 
anderer Arbeit zu betreiben. Der Anteil der Nebenerwerbslandwirte mit Mobilitätsrichtung 
"zur" Landwirtschaft betrug in den beiden Studien 34 beziehungsweise 50 %. KÖHNE rechnet 
damit, daß die Nebenerwerbslandwirtschaft auch zukUnftig ihren Anteil an der Gesamtzahl der 
Betriebe und an der landwirtschaftlichen Nutzflöche behalten wird. Es kann in diesem Zusammen
hang interessant sein, die schwedische Entwicklung zu referieren. Diese zeigt, daß die Bedeu
tung der Nebenerwerbslandwirtschaft als Beschäftigungs- und Einkommensquelle fUr die Landwirt
schaft während des letzten Jahrzehnts gestiegen ist. Die Gesamtzahl der Nebenerwerbsland
wirte ist zwar zurUckgegangen, aber der Anteil der Landwirte mit Beschöftigung außerhalb des 
eigenen Betriebes hat zugenommen. Nebenbeschäftigung war fruher am gewöhnlichsten in Be
trieben unter 10 ha, aber sie hat wöhrend der letzten Jahre in Betrieben uber 10 ha LN kräftig 
zugenommen. Die Einkommen aus nicht-landwirtschaftlicher Tätigkeit sind bei Nebenerwerbs
landwirten gleichzeitig sowohl absolut wie relativ gestiegen. Dadurch haben die Nebenerwerbs
landwirte ein Gesamteinkommen erzielt, das in der Höhe mit oder Uber dem der Vollerwerbsland
wirte liegt (lSAKSSON und JOHANSSON, 4). 

Es ist auch interessant, daß viele Menschen Nebenerwerbslandwirte aus dem Grunde werden, 
um in einem Mil ieu wohnen zu können, das ihnen gefällt. Außerdem kann man feststellen, daß 
ein Nebenerwerbsbetrieb, der sich auf eine viehlose pflanzl iche Produktion mit Schwerpunkt 
bei Verkaufsgetreide stUtzt, so organisiert werden kann, daß die Vorteile einer Großproduktion 
ausgenutzt werden können. 

Von diesen Ausgangspunkten komme ich zu den Schlußfolgerungen, daß eine Landwirtschaft, die 
aus Nebenerwerbslandwirten mit pflanzl icher und tierischer Produktion in industrieller Form be
steht, eine mögliche Zukunftsaltemative darstellt. Es ist jedoch wahrscheinlicher, daß die Grup
pe der Vollerwerbslandwirte ebenfalls einen Teil der zukUnftigen Betriebsstruktur in der Land
wirtschaft ausmacht. Letzteres höngt jedoch in hohem Maße von dem Expansionswillen der Voll
erwerbslandwirte als auch von den Expansionsmögl ichkeiten, die das agrarpol itische Mil ieu 
ihnen bietet, ab. 

9 Die Wachstumsmöglichkeiten der Vollerwerbsbetriebe 

Wir sind damit bei der Problematik angelangt, die mit dem betrieblichen Wachstum verbunden 
ist. KÖHNE diskutiert dies eingehend, und seine Zusammenfassung mUndet ein in ein pessi
mistisches Bild: "FUr die meisten Standorte und die Mehrzahl der weiterzuentwickelnden Betriebe 
wUrde sich ein dUsteres Bild ergeben". Die Probleme sind das beschränkte Bodenangebot, die 
Notwendigkeit hoher Investitionen und der große Kreditbedarf. 

Unsere schwedischen Untersuchungen zeigen an, daß der Wachstumsprozeß reich an schwierigen 
Problemen fUr Landwirte ist, die diesen Weg betreten wollen. Persönlich sehe ich jedoch die 
Möglichkeiten fUr den expondierenden Landwirt, durch Größenaufstockung höhere EinkUnfte zu 
erzielen, etwas optimistischer als KÖHNE. Im Augenblick vor der Expansion hat der etablierte 
Landwirt oft eine mäßige Verschuldung. Einer größeren Schuldenlast, die eine Erweiterung in 
der Regel mit sich bringt, wird oft durch Inflation und starke Bodenwertsteigerung, die den Real
wert der Schulden mindert, entgegengewirkt. Nicht nur die Erweiterung der Betriebsgröße, son
dem auch der Wachstumsprozeß an sich enthält wirtschaftl iche Vorteile, die ausgenutzt werden 
können. In Schweden gilt dies unter anderem fUr die steuerliche Seite. 
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Der zentrale Punkt für die Schaffung von Wachstumsmöglichkeiten ist jedoch die Abwanderung 
aus der Landwirtschaft, die für den Zugang zum Boden erforderl ich ist. Damit ist die Mobil ität 
der Arbeitskraft eine Voraussetzung für die Strukturveränderung, die das einzelbetriebliche 
Wachsfum in einem expandierenden Sektor beinhaltet. 

10 Kann die strukturelle Entwicklung gesteuert werden? 

Alles bisher Gesagte betrifft jedoch nur Details des Gesamtbildes. Meine Schlußfrage an 
Professor KÖHNE und an diese Tagung ist von einer etwas anderen Art: Kann die Strukturent
wicklung in der Landwirtschaft wirklich gesteuert werden? KÖHNE wendet in seinem Vortrag 
mehrere N\ale den Ausdruck "Steuerung" an. Wenn wir bereit sind, agrarpol itische Mittel vor
zuschlagen, glauben wir, daß Steuerung oder auf jeden Fall Beeinflussung mögl ich ist. Aber: 
Wie groß ist eigentlich der Handlungsspielraum? 

Wir wissen, daß es eine strukturelle Mobilität in dem System gibt, das den Sektor Landwirt-
schaft umfaßt. Aber welche Punkte für eine wirklich wirkungsvolle Steuerung gibt es eigentlich 
außer der Preispolitik, nachdem die technischen Fortschritte und die wirtschaftliche Entwicklung 
außerhalb der Landwirtschaft erfolgen und sowohl die Einkommensnormen als auch die Beschäf
tigungsmögl ichkeiten durch außerlandwirtschaftl iche Faktoren bestimmt werden, und wenn schi ieß
lieh der Hauptteil der landwirtschaftlichen Betriebe von seit langem etablierten Unternehmern 
geführt wird, die nicht gewillt und privatwirtschaftlich nicht motiviert sind, ihre Betriebe auf
zugeben? 
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DISKUSSION 1} 

Zum Thema; Entwicklung der GrUnlandgebiete 

In der Diskussion wird zuerst von Reisch und Steinhauser (Weihenstephan) das Problem der 
Milchkuhhaltung aufgegriffen; insbesondere wird die Aussage von Köhne angezweifelt, daß 
die deutschen GrUnlandbetriebe wahrscheini ich nur eine Durststrecke zu Uberwinden haben, 
die in absehbarer Zeit zu Ende gehe. Köhne stutzte diese Aussage auf die Annahme, daß die 
französische Milcherzeugung nicht weiterhin so rasch expandieren werde, weil sie hauptsöch
lieh auf Ackerfutterbau basiere und in diesem die Opportunitötskosten betröchtlich ansteigen 
werden. Hiergegen wird eingewandt, daß viele französische Erzeugerbetriebe Kleinbetriebe 
sind, die in absehbarer Zeit nicht nennenswert größer werden und höufig noch ungenutzte 
Stall- und Arbeitskapazitöten aufweisen. Unter solchen Bedingungen habe der Ackerfutterbau 
neben dem ZuckerrUbenbau eine sehr hohe Wettbewerbskraft um Flöche und Arbeit. Da ferner 
kaum anzunehmen sei, daß sich die Preis-Kosten-Relationen so grundlegend öndern, daß diese 
hohe Wettbewerbskraft entscheidend beeintrtichtigt wird, kann man kaum eine wesentl iche Er
leichterung in den EWG-Marktverhöltnissen und eine gUnstigere Position der deutschen GrUn
landbetriebe in absehbarer Zeit erwarten. 

Köhne erwidert, daß die Wirkungen der regionalen Wirtschaftspolitik wohl doch zu einer Er
höhung der Opportunitötskosten der Arbeit fuhren wUrden, wodurch viele Kleinbetriebe zu 
Nebenerwerbsbetrieben wUrden. NatUrIich sei schwer zu sagen, wie lang die "Durststrecke" 
sein werde. Aber wenn man diese Aussage akzeptiere, dann solle man wenigstens in den 
GrUnlandgebieten, die langfristig in der Milchproduktion bleiben können, die jetzigen ungUn
stigen Preise durch direkte Kapitalhilfen oder andere Maßnahmen auffangen. 

Renborg (Uppsala) wirft hierzu die grundsätzliche Frage auf, was man Uberhaupt agrarpolitisch 
steuern könne, worauf Köhne seine Meinung dahingehend prözisiert, daß die Preispolitik das 
möchtigste Instrument zur Steuerung sei. Mit anderen Maßnahmen könne man die Grundentwick
lungslinien höchstens ein wenig korrigieren; man solle daher mit ihnen "sparsam" umgehen; 
insbesondere durften sie nicht falsche Leitbilder setzen oder der Preispolitik entgegenwirken. 
Gewiß sei auch die Feststellung Renborgs richtig, daß man als Entscheidender meist mehr 
"glaube" als "wisse". Doch dem könne man nur begegnen, indem endlich Uber löngere Zeit 
Bilanzen und Gewinn- und Verlustrechnungen analysiert und Verlaufsbeobachtungen erstellt 
wUrden. 

Schmitt stellt hierzu die Frage, ob die o.g. "Durststrecke" nicht bereits eines der zuvor gebrand
markten falschen Leitbilder sei. Denn nur unter der Annahme, daß die Opportunitötskosten der 
Arbeit in Frankreich rascher als in der BRD stiegen und dadurch die regionalen Einkommensun
terschiede in einer Ubersehbaren Zeit sich wesentlich verengten, stimme die Aussage. Schmitt 
glaubt nicht, daß sich dieser Prozeß, auch nicht mit UnterstUtzung entsprechender wirtschafts
politischer Maßnahmen, in dem erforderlichen oder angenommenen Ausmaß vollziehen werde. 
Köhne rHumt die MlSglichkeit einer relativ langsamen Einkommensannöherung ein. Unter Hin
weis auf die Entwicklung der anderen Kostenelemente der Milchproduktion hölt er aber doch 
eine gewisse Wettbewerbsföhigkeit gUnstiger deutscher GrUnlandstandorte fUr gegeben und be
tont nochmals die Notwendigkeit, daß in diesen etwas unternommen werden mUsse, um die 
Produktion zu erhalten. 

Reisch stimmt dem zu mit dem Hinweis, daß man bei diesen Überlegungen auch die Erhaltung 
der Molkereistruktur einbeziehen mUsse, deren Neuaufbau sicherlich kostspieliger wUrde als 

1} Nach Tonbandaufzeichnungen zusammengestellt von Prof. Dr. E. Reisch (Diskussionsleiter), 
Stuttgart-Hohenheim. 
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das "Durchhalten". Köhne fügt hinzu, daß man unter diesen Aspekten fUr einen landwirt
schaftlichen Arbeitsplatz in Gebieten mit drohender Entvölkerung durchaus mehr aufwenden 
könne, da der Nutzen eines solchen Platzes im Rahmen der Regionalentwicklung,über den 
reinen "Produktionswert" hinausgehe. Man müsse hier nicht die Produktionsstruktur sondern 
die gesamte Siedlungsstruktur zur Grundlage der Planung machen. Renborg bestätigt die Auf
fassung mit den Erfahrungen in Schweden, wo man in den dünnbesiedelten Gebieten Nord
schwedens ein Netz von Zentral orten aufrechterhält und gleichzeitig durch günstigere regio
nale Preise die Bedingungen für die Landwirte verbessert. 

Mit dem Hinweis auf den Zusammenbruch der Siedlungsstruktur im mittleren Westen der USA 
leitet Reisch dann zum Referat von Lösch mit dem Schwerpunkt "Funktionszuordnung der 
ländlichen Räume" über. Weinschenck bemerkt hierzu, daß am Vormittag der Nutzen von 
Gleichgewichtsmodellen infrage gestellt worden sei. Er fragt, wie man eine Funktionszuord
nung anders entwerfen könne als mit einem Gleichgewichtsmodell, in dem man technische 
Koeffizienten bestmögl ich vorschätzt und damit versucht, zumindest Orientierungsdaten für 
die Pol itik, z. B. für die räuml iche Verteilung der Milchproduktion nach den komparativen 
Kostenvorteilen, zu geben. Lösch erläutert auf die Frage, warum er in seinem Referat auf die 
letztgenannten nicht näher eingegangen sei, daß es nicht mögl ich gewesen sei; man müsse 
noch viel Arbeit investieren, um die regionale Verteilung richtig planen zu können. Wahr
scheinlich gehe es nicht ohne Produktionsbeschränkung. Pfleiderer (Bonn) wirft hierauf ein, 
daß Lösch als Schlußfolgerung seines Referats eine neue agrarpal itische Konzeption als not
wendig angesehen habe; Kontingentierung sei aber doch nichts Neues. Heidhues kritisiert, 
daß Lösch die Notwendigkeit der regionalen Produktionsspezial isierung aus den Erfordernissen 
der Verarbeitungsindustrie abgeleitet habe, wobei andere standortbestimmende Faktoren zu 
kurz gekommen seien: Verbraucherstandorte, Transportkosten u.a. Er fragt: Wie weit ist es bei 
Berücksichtigung aller Faktoren noch sinnvoll, eine Produktionslenkung zu versuchen, und was 
bedeuten dann noch Gleichgewichtsmodelle? Glaubt man nicht zu sehr an die Ergebnisse sol
cher Modelle? Die Frage einer direkten Produktionssteuerung sollte man sehr sorgfältig prüfen, 
bevor man solche Vorschlöge macht. Frau Mohr stellt als Gegenfrage an Heidhues, wie er 
denn die Probleme der Grünlandbetriebe anfassen wolle, worauf dieser einräumt, daß er zwar 
keine spezielle Lösung bereit habe aber trotzdem zögern würde, so weitgehende Empfehlungen 
zu machen, wie z. B. die Milchproduktion für die günstigen Grünlandgebiete oder den Kartof
felbau für die Mittelgebirge zu reservieren. Weinschenck stimmt mehr der Meinung Löschs zu, 
daß der Dirigismus im Agrarsektor zunimmt. Das ergebe sich insbesondere daraus, daß die 
Preiselastizität nach Gruppen zwar unterschiedl ich aber insgesamt infolge der technischen 
Fixierung der Produktion ziemlich stark zurückgehe. Ein Gleichgewicht von Angebot und 
Nachfrage erfordere dann zwangsläufig stärkere dirigistische Eingriffe. Und hierzu böten 
sich die Gleichgewichtsmodelle wiederum als nützliches Instrument an. 

Im letzten Diskussionsbeitrag zum Thema Grünlandbetriebe - Milchproduktion weist Riebe 
darauf hin, daß viele Grünlandstandorte relativ ungünstige Bedingungen für eine Leistungs
steigerung in der Milchviehhaltung bieten und daher die Milchviehhaltung in Optimumskal
kulationen höufig extensiven Formen der Fleischviehhaltung weicht. Auch sei eine Erhöhung 
der Milchleistung im Grünlandgebiet mit höherem Kraftfuttereinsatz verbunden, so daß man 
dem Inhalt des Referats nicht ganz zustimmen könne. Damit werde auch die Meinung von 
Köhne, solchen Gebieten über eine "Durststrecke" hinweghelfen zu sollen, fraglich. Zur 
Erwiderung hierauf weist zunächst Lösch auf die Grünlandgebiete in den Niederlanden hin, 
die seine Annahmen bereits überboten hätten, und Köhne betont, daß seine Ausführungen sich 
auf die Grünlandgebiete beziehen, in denen die natürlichen Verhäl tnisse langfristig eine 
hauptberufliche Landbewirtschaftung zulassen: Diese Gebiete seien noch nicht abgegrenzt, 
aber nasse, minderwertige Flächen würden sicherlich nicht dazu zählen. Für die entwicklungs
fähigen Gebiete halte er aber aus den bereits erwöhnten Gründen an der Auffassung fest, daß 
hier eine verstörkte Förderung notwendig und auch wirtschaftlich sinnvoll sei. 
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2 Zum Fragenkomplex: Betriebsentwicklungs- und Strukturpolitik 

Einleitend stellt Becker (Frankfurt) die Frage an Renborg, ob es in Schweden Institutionen fUr 
das Auffangen freiwerdenden landes gibt, welche Rechtsformen diese ggf. haben und wie 
die Frage der brachfallenden Grenzertragsböden behandelt wird. Renborg vemeint die Exi
stenz einer speziellen landauffanginstitution. Es gebe viel land, das frei werde und niemand 
kaufen wolle. Es sei nach seiner Ansicht richtig, daß es dann einfach ungenutzt bleibe; es 
habe den Grenzwert Null und bewalde sich allmtlhlich. Natürlich gefalle dieser Vorgang 
nicht allen. Daher sei eine Untersuchung im Gange, wie man am billigsten eine "schöne land
schaft" erhalten könne. Wenn die Kommunen offenes land haben wollten, mUssten sie einen 
bestimmten Preis dafur ansetzen, der sich nach dem daraus sich ergebenden "Angebot" an offe
nem land und dem gewUnschten Umfang an solchem richten könne. 

Zu der Aussage Renborgs , daß in Schweden nicht nur ein Abstocken und Aufgeben (drop out) 
der landwirtschaftlichen Betriebe, sondem auch eine gegenltlufige Bewegung des Zugangs von 
Nichtlandwirten festgestellt worden sei, meint Steinhauser, daß eine solche Entwicklung doch 
nur bei hoher Bodenmobilittlt möglich sei, da solche Nebenerwerbslandwirte sich in jedem 
Fall auf die großfltlchige Produktion von Getreide, Raps u.tI. ausrichten würden. Ergtlnzend 
fragt Rades (Stade), ob es sich bei den 34 bzw. 50 v.H. Zugtlngen um landwirtssöhne handle, 
die zuntlchst außerhalb ttltig waren, und nach dem Alter der 23 v.H., die aus einem anderen 
Beruf in die landwirtschaft wechseln. Da der Verfasser der angegebenen Studie nicht anwesend 
ist, kann Renborg keine ntlhere Auskunft zu diesen Teilfragen geben. Er erwtlhnt jedoch, daß 
das Vorhandensein eines guten landwohnhauses htlufig ein Motiv für den Erwerb eines Neben
erwerbsbetriebes sei, keineswegs immer das Interesse an der landwirtschaftlichen Produktion. 

Schmitt weist dann auf eine in "Wirtschaft und Statistik" (Heft 3, 1971, S. 170 ff) veröffent
lichte Statistik Uber die Abwanderung und Berufsaufnahme bzw. das Ausscheiden von landwir
ten ClUS nichtlandwirtschaftlichen Berufen hin, aus der er entnehme, daß es auch in Deutsch
land schtltzungseise 1/3 solcher RUckwanderer in die landwirtschaft, vor allem von land
wirtskindem, gebe. Er frage in diesem Zusammenhang, ob nicht die Einrichtung von Neben
erwerbsbetrieben in Schweden durch die Bodenpreise, das relativ hohe Einkommen und evtl. 
auch durch die hohe Steuerprogression des schwedischen Einkommensteuertarifs stark gefördert 
werde. Renborg bedauert, daß darüber keine genauen Untersuchungen vorliegen. Er glaubt, 
daß die Annahmen von Schmitt in der Tat von Bedeutung sind. Die Frage von Becker, ob nicht 
die Inflation eine noch größere Rolle für die Rückwanderung spiele, wird von ReribOrg voll 
bejaht. 

Dann bringt Engel (Kiel) zwei weitere Fragen zur schwedischen Agrarpolitik vor: Einmal, ob 
immer noch Betriebe unter einer gewissen Größe (früher 10 ha) von allen staatl ichen Förde
rungsmitteln ausgeschlossen seien,und zum anderen, ob nicht unter dem Gesichtswinkel des 
Umweltschutzes diese schwedische Politik etwas fragwürdig werde. Hierauf antwortet Renborg, 
daß man seit 1967 bestrebt sei, Betriebe zu entwickeln, die 1 - 2 Familien volle Beschtlftigung 
gewtlhren. Daher könnten kleinere Betriebe selten staatliche Unterstützung bekommen. land 
könne heute an größere Betriebe, u. U. auch an 40- oder 50- ha-Nebenerwerbsbetriebe, ver
kauft bzw. von diesen gekauft werden. 5, 10 oder 20 ha Teilfltlchen wUrden heute mit Höfen 
zusammengelegt, die bereits 50, 60 oder 70 ha Fltlche haben. Dadurch ergebe sich ein viel 
besserer Wachstumseffekt • Die soziale Seite der Agrarpolitik sei jetzt von der Strukturpol itik 
ganz getrennt worden. Und auf die zweite Frage antwortet Renborg: Kann eine landschaft mit 
größeren Nebenerwerbsbetrieben nicht auch schön sein? 

Ein anderes Thema aufgreifend nimmt v. Reitzenstein (Kiel) die Referate von Köhne und lösch 
zum Anlaß, danach zu fragen, ob die Fachleute der Agrarpol itik und die landwirte keine be
sonderen WUnsche an den Wirtschaftspolitiker hätten. Müsse man nicht z. B. im Milcherzeu
gungsgebiet I (s. lösch) ganz andere Instrumente als in den Gebieten II und 111 einsetzen, und 
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sollte man nicht fragen, ob in den letztgenannten die Milcherzeugung überhaupt aufrechter
halten werden soll? Louwes (Luxemburg) ergl:inzt diesen Hinweis, indem er erneut (wie Ren
borg) fragt, ob man überhaupt etwas steuern könne in der Agrarpolitik. Denn solange man 
wichtige Instrumente für tabu erkll:ire, blieben wenig Chancen zum Steuern. Köhne habe 
empfohlen, als "Gegenmaßnahme" Leitbilder zu entwerfen. Er kl:inne dazu nur sagen, daß die 
EG-Kommission, zu der er gehöre, seit 3 Jahren ein solches Leitbild habe, mit dem Vizeprl:i
sident Mansholt die Umstrukturierung erreichen wolle. Erstaunl icherweise sei dieser Plan bei 
Köhne weder erwl:ihnt noch hier diskutiert worden. Er frage daher Köhne, welches sein Leit
bild sei, wie groß in 20 Jahren nach seinen Vorstellungen z.B. ein Grünlandbetrieb sein solle. 
Erst wenn zu solchen Fragen Einigkeit in der Wissenschaft erzielt sei, könne sie erwarten, 
daß sie die Politiker beeinflussen könne. Zu den Ausführungen von Lösch wünscht Louwes 
eine erkll:irende Note, die angibt, wie er zu seinem Anteil der Milchproduktion an der Regio
nalproduktion kommt. Und hinsichtlich eines "modifizierten deficiency payment" wl:ire es wohl 
wichtiger, von direkten Einkommenssubsidien zu sprechen. Lösch stimmt dem zu und erll:iutert, 
daß die Regionalproduktion aus den Produktmengen und den EWG-Preisen errechnet 
und der Geldwert der Milcherzeugung dazu ins Verhl:iltnis gesetzt worden sei. 

Köhne erwidert auf die an ihn gerichteten Fragen, daß der Mansholtplan auf der Tagung vor 
2 Jahren bereits ausreichend diskutiert worden sei. Die Hauptkritik richte sich auf die Schaf
fung der größeren Betriebseinheiten durch Fusion von Betrieben und auf die Kürze der hierfür 
vorgesehenen Übergangszeit, nicht auf die Größe selbst. Hierzu sei im Referat im einzelnen 
etwas gesagt worden. Doch müsse man hinzufügen, daß starre Leitbilder in einem permanenten 
Wandlungsprozeß aufzustellen nicht sinnvoll sei; vielmehr könne es sich nur um Orientierungs
hilfen handeln, die "den größten Unfug vermeiden" lassen. Im übrigen bestehe eine große 
Diskrepanz zwischen dem, was man wisse,und dem, was real isiert werde. 

Reisch richtet an Köhne die Frage, ob sein Vorschlag, daß ganze Gebiete und nicht nur Teil
fll:ichen stillzulegen seien, nicht ein sehr dirigistischer Eingriff mit weitgehenden Konsequen
zen für die Bodenwerte, Marktstruktur etc. sei, und daß ein solches Gebiet sicherl ich zunl:ichst 
einmal in einem behördlichen Verfahren zum "Stillegungsgebiet" erkll:irt werden müsse, um 
zum Ausgleich der negativen Folgen vermehrt andere Hilfen der unterschiedlichsten Art erhalten 
zu können. Köhne erwidert, daß es auf die Maßnahmen ankomme, wie vorgegangen werde. DieAb
grenzung wird nach Naturrl:iumen festgelegt. Für ein solches Gebiet werden dann keine ent
wicklungsfördernden, sondern nur noch abwanderungsfördernde Mittel gewl:ihrt. Können hierzu 
außerlandwirtschaftliche Einkommensquellen erschlossen werden (z.B. durch Fremdenverkehr), 
brauche die Wirtschaftskraft nicht zusammenzufallen; in vielen Grünlandgebieten bestehe 
aber eine solche alternative Entwicklungsmöglichkeit nicht. Daher bleibe hier nur die ver
stl:irkte Förderung der Milchproduktion. - Zur Frage, ob Teilfll:ichen oder Gebiete aus der Pro
duktion gezogen werden sollen, sei zu sagen, daß die Nichtförderung von Einzelbetrieben 
viele, sehr harte Entscheidungen beinhalte und nicht ohne den Bezug auf die Region getroffen 
werden könne, weshalb er für die Herausnahme von Gebieten sei, wobei dann innerhalb des
selben ein differenzierter Prozeß der sukzessiven Aufgabe von Teilfll:ichen ablaufen könne. Die 
Schwierigkeiten der politischen Realisierung solcher Vorschll:ige seien ihm voll bewußt. 

Müller (Münster) greift diese Bemerkungen auf und weist auf die Feststellungen von Lösch hin, 
die nun bestl:itigt worden seien, nl:iml ich, daß diese Vorschll:ige nur zu verwirkl ichen seien, 
wenn der Dirigismus um ein Vielfaches vermehrt werde gegenüber dem, was bisher im Agrarbe
reich geschehen sei. Wenn man aber die Entwicklung der letzten 2 Jahrzehnte überbi icke, dann 
seien die positiven Strukturentwicklungen weitgehend autonom verlaufen, wl:ihrend die Fehler, 
mit denen man sich auseinander zu setzen hatte, im wesentl ichen Auswirkungen von dirigisti
schen Eingriffen gewesen seien. Es seien durchaus gute Ziele, abgeleitet von irgendwelchen 
makroökonomischen Daten, gesetzt worden, aber bis sie verwaltungsreif und dann durchgeführt 
waren, habe die Entwicklung sie bereits überholt gehabt. Er könne sich nicht vorstellen, daß 
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das bei dirigistischen Maßnahmen der Zukunft besser sein sollte,und neige deshalb zur Ansicht 
von Heidhues, sehr vorsichtig mit dirigistischen Eingriffen zu sein und lediglich die als positiv 
erkannten Prozesse "mit leichter Hand" zu fördern. Bis große Eingriffe, wie Stillegungen von 
Gebieten, realisierbar wören, würde sich vielleicht zeigen, daß ganz andere Gebiete hätten 
aus der Produktion genommen werden sollen. 

Reisch wendet dagegen ein, daß man auf eine gebietl iche Betrachtung nicht verzichten könne, 
denn die Situation sei auf günstigen Produktionsstandorten mit schlechter Agrarstruktur doch 
wesentl ich anders als auf ertragsschwachen Standorten mit "guter" Betriebsgrößenstruktur • 
Hier gäbe es Gebiete, in denen nach den gültigen Richtlinien mehr als 30 v.H. der Betriebe 
"entwicklungsföhig" seien, in den erstgenannten Gebieten kaum 3 v.H. fv\an müsse dann doch 
die Tragfähigkeit einer Region berücksichtigen, und damit tauche die Notwendigkeit einer 
differenzierten Betrachtung der Einzelbetriebe im regionalen Gesamtrahmen auf. Müller höl t 
eine regionale Staffelung für mögl ich und notwendig, aber nicht mit den harten Konsequenzen, 
wie sie von Köhne und Lösch vorgeschlagen wurden. Auch in den ungünstigeren Gebieten 
würden immer wieder neue landwirtschaftl iche Betriebe und Betriebsformen aufgebaut, die zu
vor in keinem Modell enthalten waren, insbesondere in einer der vielen Möglichkeiten der 
Einkommenskombination. Diese seien in solchen Gebieten oft stabiler als reine landwirtschaft
liche Betriebe in den Regionen, die als stabile Agrarproduktionsstandorte eingereiht würden. 

Darauf antwortend bezweifelt Köhne,daß man mit ganz wenig Dirigismus in der Zukunft aus
kommen könne. Es sei auch wohl zu einfach, zu sagen, daß alles, was nicht dirigiert wurde, 
gut gelaufen sei und umgekehrt; z. B. sei im Zuckerrübenbau dirigistisch eingegriffen worden, 
doch mit gutem Erfolg; dagegen habe man den Milchmarkt nur mit Preisen lenken wollen, was 
zum Chaos führte. Und zur Herausnahme von Flächen aus der Produktion: Diese sei einfach 
notwendig wegen der Überschüsse auf bestimmten Märkten, besonders nun bei Getreide. Aller
dings meine er nicht, daß in den aus der Produktion ausscheidenden Gebieten ein Anbauverbot 
erlassen werden solle. Lediglich die Aufrechterhaltung der landwirtschaftlichen Produktion 
solle nicht mehr gefördert werden. Gleichzeitig seien alternative Nutzungsmöglichkeiten 
für die Flöchen vorgesehen (Extensivweiden, Aufforstung, Erholungs- und Parklandschaften). 
Wenn man solchen Dirigismus im Produktionsbereich ablehne, könne es sein, daß man dann 
zu umso stärkerem Dirigismus im fv\arktbereich gezwungen werde. Man habe eben nur die Wahl 
zwischen unschönen Alternativen. 

Mit einer Unterstreichung des letzten Satzes schi ießt Reisch die Diskussion und dankt den 
Referenten, dem Korreferenten und allen Diskussionsteilnehmern. 
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Prognosen und Prognosesysteme als Teil der wirtschaftlichen Aktivittit 

1.1 Einzelprognosen und Prognosesysteme 1) 

Ein Prognosesystem besteht aus Einzelprognosen, die durch Beziehungen, wie z.B. Definitions
und Verhaltensgleichungen, derart miteinander verbunden sind, daß ein konsistentes System 
vorliegt 2). Die Vorteile eines solchen Systems gegenUber isolierten Einzelprognosen sind of
fensichtlich: 
erstens leiten sich die Einzelprognosen aus einem einheitlichen widerspruchsfreien System von 

Annahmen und Definitionen ab; auf diese Weise wird die Gefahr gemindert, daß Unver
gleichbares verglichen wird, 

zweitens werden die Interdependenzen zwischen den Prognosewerten fUr die verschiedenen 
Variablen transparenter, insbesondere bei DurchfUhrungen von Alternativprognosen, 

drittens II:lßt sich besser die Grenze zwischen endogenen und exogenen Variablen ziehen, 
d.h. das Problem der simultanen Abhl:lngigkeit und das Problem der Kausalitl:lt besser lösen, 

viertens wird dem Prognostizierenden ganz allgemein mehr Disziplin abverlangt; es ist ihm im 
Vergleich zu isolierten Einzelprognosen nicht so leicht mögl ich, unbequemen Problemen 
durch Änderungen der Annahmen aus dem Wege zu gehen. 

Den Vorteilen stehen aber auch Nachteile und Begrenzungen gegenuber: 
erstens erfordert die Erstellung eines Prognosesystems mehr Arbeit als die isol ierte Prognose 

einer vergleichbaren Zahl von Größen, 
zweitens sind bei der Formulierung von Prognosesystemen der Konsistenz und Handhabbarkeit 

zuliebe Vereinfachungen und Vereinheitlichungen notwendig, die bei isolierten EinzeI
prognosen nicht erforderlich sind. Ein Beispiel liefert hierzu die Analyse der privaten 
KonsumgUternachfrage: FUr einzelne KonsumgUter lassen sich ziemlich komplizierte, linea
re und dynamische Nachfragegleichungen aufstellen. Strebt man jedoch ein alle Konsum
gUter umfassendes und der Budgetgleichung genUgendes Nachfragegleichungssystem an 3), 
so kommt man nicht darum herum, mit stark vereinfachten Nachfragegleichungen zu arbei
ten, 

drittens werden größere Prognosesysteme infolge ihrer komplizierten Interdependenzstruktur 
leicht zu einer "black box". Dann sind Interpretation und UberprUfung der Ergebnisse zu 
enge Grenzen gesetzt, 

viertens begrenzen die zur Verfugung stehenden Informationen die Formul ierung sinnvoller 
Prognosesysteme. 

Gesamtwirtschaftl iche Prognosesysteme prognostizieren expl izit oder impl izit gesamtwirt
schaftliche Größen, wie z.B. Volkseinkommen, volkswirtschaftliche Beschtiftigtenzahl oder 
volkswirtschaftlichen Kapitalbestand. Gemeinsam ist ihnen stets ein relativ hoher Aggrega
tions- und Abstraktionsgrad. Sie berUcksichtigen nicht explizit die Entscheidungen, Fl:lhigkei
ten und Vermögensverhtiltnisse jedes einzelnen Wirtschaftssubjekts, sondern gehen von den 

1) In der vorliegenden Arbeit wird der Begriff Prognose extensiv ausgelegt. Es wird also nicht 
unterschieden zwischen Prognose im engen Sinne, Projektion und Simulation alternativer 
Entwicklungen. 

2) Einen Einblick in die Schwierigkeit bei der Klassifikation von Diagnose und Prognosever
fahren gibt die Diskussion in GIERSCH und BORCHARDT (Hrsg.) (6, S. 485 ft). Vgl. dazu 
auch die interessanten AusfUhrungen von BAUER in dem gleichen Buch, S. 342 f. - Allge
meine EinfUhrungen in die Methoden und Probleme der Wirtschaftsprognose I iefern die Ar
beiten GERFIN (5) und ROTHSCHILD (34). 

3) Die Budgetgleichung ist genau dann erfullt, wenn bei jeder zull:lssigen Konsumsumme und 
jedem zull:lssigen KonsumgUterpreisvektor die Nachfragegleichungen KonsumgUtermengen 
angeben, die nach Multipl ikation mit ihren Preisen aufsummiert die Konsumsumme ergeben. 
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Fiktionen "repräsentative Unternehmung", "repräsentativer Haushalt" usw. aus. 

1.2 Die Notwendigkeit der Erstellung von gesamtwirtschaftl ichen Prognosesystemen 

durch neutrale Stellen 

Die Erstellung von wirtschaftlichen Prognosen ist kein ultimatives Ziel, sondern als Bestand
teil der Informationsgewinnung ein Mittel zur Findung besserer Entscheidungen 1). Sie unter
liegt ähnl ich wie die Produktion, Verteilung und Verwendung von anderen GUtern dem ökono
mischen Prinzip. Jedes Wirtschaftssubjekt erstellt nur diejenigen wirtschaftlichen Prognosen, 
von denen es sich Nutzen verspricht. Dieser Nutzen kann sich dabei sowohl aus einer Hilfe 
fUr die eigene Entscheidungsfindung als auch aus einer Beeinflussung der Entscheidungen ande
rer Wirtschaftssubjekte ergeben. Prognoseerstellung, -verteilung und -vel'\vendung kann man 
im Rahmen der Theorie des generellen Gleichgewichts als Produktion, Verteilung und Verwen
dung eines bestimmten GUtervektors betrachten. Dabei ergibt sich 
1. die Frage nach der Existenz einer pareto-optimalen Erstellung, Verbreitung und Verwen

dung von PrognosegUtern, 
2. die Frage, ob der Wettbewerb zu einer solchen pareto-optimalen und wUnschenswerten 

Lösung fUhrt und 
3. die Frage, ob sich nicht-competitive Steuerungsmechanismen einbauen lassen, die zu einem 

wUnschenswerten Gleichgewicht fuhren. 

Es zeigt sich, daß alle diejenigen Elemente, die einem wUnschenswerten Wettbewerbsgleichge
wicht entgegenwirken, bei der Erstellung, Verbreitung und Verwendung von Prognosen vertre
ten sind, nämlich das Problem der kollektiven BedUrfnisse, das Problem der externen Erspar
nisse, das Problem 01 igopol istischer und monopol istischer Strukturen, und insbesondere das 
mit der Prognose untrennbar verknupfte Problem von Unsicherheit und Risiko. Wir können die
se Probleme nachfolgend nur streifen und beginnen bei den einzelnen Entscheidungsträgern, 
also bei einem Haushalt, einem Unternehmen, einem Verband oder einer staatl ichen Stelle. 
Ein Entscheidungsträger entwickelt als Bestandteil seines Informationsstandes ein mehr oder 
weniger konsistentes System von Prognosen, das wir als "Quasiprognosesystem" bezeichnen. 
Von Entscheidungsträger zu Entscheidungsträger ist das Quasiprognosesystem je nach Interes
senlage verschieden. In einer Marktwirtschaft, in der die wirtschaftliche Aktivität des Staa
tes schwach entwickelt ist - beispielsweise in einer Marktwirtschaft des Wilhelminisch
Victorianischen Typs - sind die Quasiprognosesysteme der privaten Entscheidungsträger mei
stens durch folgende Eigenschaften gekennzeichnet: 

1. sie berucksichtigen die sich wandelnde Umwelt des eigenen Entscheidungsbereiches zu 
schwach und oft zu spät, 

2. sie sind zu sensibel auf isol ierte Einzel informationen, 
3. sie sind zu sehr auf die kurze Frist abgestellt, 
4. sie sind in zu starkem Maße durch Informationsströme, die gezielt von anderen Interessen-

ten induziert werden, beeinflußbar. 

Diese Abweichungen vom Optimum erklären sich letztl ich aus der zu schwachen und oft ein
seitigen Verknupfung der Quasiprognosesysteme. Die Frage ist, wie weit der Staat hier korri
gierend eingreifen kann. Viele staatliche Stellen machen bei der Zukunftsanalyse die glei
chen Fehler, die die Mehrzahl der privaten Entscheidungsträger machen. Isol iertes Ressart-

1) Diese Banalität wird häufig vernachlässigt, wenn Uber die Genauigkeit einzelner Progno
sen diskutiert wird (BOMBACH, 1; MORGENSTERN, 29; KÖNIG, 19). 
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denken, kurzfristig orientiertes Taktieren und unzull:lssiges Ausklammern von Zusammenhl:lngen 
findet man bei der öffentlichen Hand fast genau so oft wie im privaten Bereich der Wirtschaft 1). 
Man kann nicht von allen staatlichen und halbstaatlichen Stellen Zukunftsanalysen erwarten, 
die die Schwl:lchen der privaten Quasiprognosesysteme mildern. Für eine Reduzierung der ge
nannten Schwl:lchen kommen in erster Linie Institutionen in Frage, 

1. die von der Ausstattung her in der Lage sind, größere Prognosesysteme zu entwickeln, lau
fend zu verbessern und auszuwerten, 

2. die nicht vorwiegend Zukunftsanalysen erstellen müssen, die kurzfristig vom eigenen Haus 
als Entscheidungshilfe benötigt werden, 

3. die nicht formal, materiell oder personell mit bestimmten Interessengruppen verknüpft sind, 
sondern unabhl:lngig und dem Allgemeinwohl verpflichtet sind. 

Solche Institutionen sind in unserer Volkswirtschaft vorhanden, wenn auch vielleicht nicht in 
ausreichendem Maße. Sie müssen ihre Sonderstellung nutzen, um dem Bias, den die Quasiprog
nosesysteme der Masse der wirtschaftlichen Entscheidungstrl:lger aufweisen, systematisch entge
genzuwirken. Für ein solches Entgegenwirken ergeben sich insbesondere folgende Ansatzpunkte: 

1. die bevorzugte Anfertigung von Il:Ingerfristigen Prognosen, um einem zu kurzfristigen Denken 
der Entscheidungstrl:lger entgegenzuwi rken, 

2. die bevorzugte Anfertigung von laufenden Prognosen mit einer jeweiligen ex post-Kritik, um 
zu große Schwankungen in den Erwartungsstrukturen der Entscheidungstrl:lger abzumindern, 

3. die bevorzugte Anfertigung von Globalprognosen, um den Spielraum der ohnehin von ande
ren angefertigten Spezial prognosen zu reduzieren, 

4. die bevorzugte Anfertigung von Prognosen, die von den übrigen Institutionen aus pol itisch
oder modebedingten Gründen nicht in Angriff genommen werden. 

2 LansfrWige Prognosesysteme 

2.1 Vorbemerkungen 

Es gibt einen zieml ich unfruchtbaren Streit um die Fltlge, ob kurz- oder langfristige Prognosen 
leichter zu erstellen sind 2). NatUr! ich ist eine kurzfristige Prognose leichter zu erstellen, wenn 
von der langfristigen Prognose genau die gleichen Aussagen für einen Il:Ingeren Zeitraum verlangt 
werden. Diese Forderung wird aber meistens nicht gestellt. Je Il:Ingerfristig wirtschaftl iche Prog
nosen sind, desto mehr richtet sich ihre Beurteilung danach, inwieweit sie den Trend der wirt
schaftlichen Entwicklung richtig wiedergeben. Der Trend der wirtschaftlichen Entwicklung ist 
das Ergebnis einer Vielzahl von wirtschaftlichen und politischen Entscheidungen. Er läßt sich 
um so leichter voltlusschätzen, je vollkommener der Entwicklungsprozeß der betrachteten Volks
wirtschaft folgende Voraussetzungen erfüllt 3): 

1) Der in vielen ökonomischen Modellen implizit oder explizit zu findende Denkansatz, nach 
dem der Komplex Staat sein Interesse ausschi ießI ich auf die Maximierung des gesomtwirt
schaf tl ichen Nutzens ausrichtet, ist ebenso falsch wie die übervereinfachende Stimmenmaxi
mierungshypothese. (Vgl. dazu die Arbeit von FREY (4». 

2) Unter langfristigen Prognosen werden nachfolgend VOltlussogen für einen Zeitltlum von 8 und 
mehr Jahren verstanden; unter kurzfristigen Prognosen VOltlussogen für einen Zeitraum bis zu 
2 Jahren und unter mittelfristigen Prognosen Voraussagen für einen Zeitraum von 2 bis 8 
Jahren. 

3) Besonders wird dies bei dem Versuch deutlich, in einem Gedankenexperiment die aggregierte 
volkswirtschaftliche Produktion durch eine sukzessive Aggregation über Güter, Firmen und 
Zeit abzuleiten (SCHEPER, 36). 
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1. die gesell schaf tl ichen Strukturen und Machtverhöltnisse bleiben konstant oder öndem sich 
nur langsam in kontinuierlicher Form, 

2. der Strom der Neuerungen und die Geschwindigkeit ihrer Auswertung sind gleichbleibend, 
3. Koordinierungsunvollkommenheiten und Erwartungen unterliegen im Zeitablauf keinen 

Schwankungen und Brüchen, 
4. das Wachstum der einzelnen Input- und Outputmengen unterl iegt nur geringen Schwankungen 

und keinen EntwicklungsbrUchen; Qual itötsverönderungen erfolgen in kontinuierl icher Form. 

Wird postuliert, daß diese Voraussetzungen im "Iong run" annöhemd erfüllt sind, so können 
durch Auswertung der Erfahrungen in der Vergangenheit geeignete Systeme aufgestellt werden, 
die eine bedingte Prognose der löngerfristigen Entwicklung zulassen. Mit gewissem Recht wird 
darauf hingewiesen, daß solche Systeme nicht "viel mehr" I iefern als Trendextrapolationen 
(BOMBACH, 2). Wenn sie nur "etwas mehr" liefem, haben sie bereits ihre Daseinsberechtigung. 
Im Gegensatz zu naiven isol ierten Trendprognosen I iefem sie einmal eine konsistente Voraus
schötzung mehrerer Variablen und geben auch für den Fall gewisse Hinweise, in dem die zukünf
tige Entwicklung der exogenen Größen nicht ganz so verlöuft wie in der Vergangenheit, mit 
anderen Worten: sie ergeben erklörende Hinweise auf altemativ mögliche Entwicklungen. Nach
folgend sollen zwei Systeme für die löngerfristige Extrapolation behandelt werden, ein einfaches 
und ein kompliziertes. Das einfache wird bereits praktiziert und ist höufig dem Vorwurf ausge
setzt, eine "Übervereinfachung" zu sein. Das kompliziertere befindet sich in der Entwicklung, 
die aus verschiedenen Gründen wohl noch einige Jahre anhalten dürfte. 

2.2 Einfache Modelle mit sehr komplexen Aggregaten 

2.2.1 Das Wachstumsmodell mit einer aggregierten gesamtw i rtschaftl ichen Produktionsfunktion 

Eine zentrale Größe des gesamtwirtschaftlichen Wachstums ist das reale Sozialprodukt. Es ist 
bei Normalauslastung der volkswirtschaftlichen Produktionsanlagen definitionsgemöß der volks
wirt5chaftl ichen Produktionskapazität gleich, bei Überbeschäftigung größer und bei Unterbe
schl:lftigung kleiner. Die mit Y(t) bezeichnete volkswirtschaftliche Produktionskapazitöt wird 
im "Iong run" als Funktion der volkswirtschaftlichen Arbeitsmenge A(t), des volkswirtschaftli
chen realen Kapitalbestandes K(t) und der Zeit t angesehen. Bezüglich der Verönderung des 
volkswirtschaftl ichen Kapitalbestandes wird die Gültigkeit der Gleichung 
K(t) +, K(t) = s Y(t) = Y(t) - C(t) angenommen, wobei s = Sparquote, ~ = Ersatzin
vestitionsquote und C(t) = Konsum. Der Zusammenhang zwischen volkswirtschaftlicher Normal
kapazität und Faktoreinsatz wird durch eine I inear homogene, dem Gesetz vom abnehmenden 
Ertragszuwachs genügende und den Lehrsätzen der Faktorentlohnung nach dem Grenzproduktivi
tötsprinzip Rechnung tragenden Funktion Y(t) = F (A(t), K(t), t) beschrieben. So ergibt 
sich ein einfaches System zur Beschreibung des globalen Wachstumsprozesses. Mit diesem Sy -
stem ist viel Mißbrauch getrieben worden, und heute gehört schon etwas M.Jt dazu, sich zum 
Anwalt der aggregierten makroökonomischen Produktionsfunktion zu machen. Das System ist 
weder geeignet, konjunkturelle Entwicklungen vorauszusagen noch in der Lage, löngerfristige 
Entwicklungen bei Vorliegen von Entwicklungsbrüchen zu prognostizieren. Es ist vielmehr in 
erster Linie ein Denkmodell, das dabei hilft, die Vorausschötzung der Sozialprodukts-, Kapital
und Arbeitsmengenreihen sowie der funktionellen Einkommensverteilung in einem konsistenten 
Rahmen vor einem produktionstheoretischen Hintergrund vorzunehmen 1). Es gibt einmal an, wie 

1) Skeptikem sei empfohlen, gesamtwirtschaftliche Entwicklungsmodelle, die nicht explizit 
eine gesamtwirtschaftl iche Produktionsfunktion enthalten, daraufhin zu untersuchen, ob 
nicht impl izit eine gesamtwirtschaftliche Produktionsfunktion enthalten ist. Meistens kommen 
dann Ansötze zutage, die in keiner Weise mit dem in Einklang zu bringen sind, was in den 
Lehrbüchem der Produktionstheorie steht oder dem gesunden Menschenverstand entspricht. 
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sich der reale Lohnsatz I(t) und die Arbeitsbevölkerung A(t) in Zukunft entwickeln werden und 
liefert zum anderen den zukünftigen realen Konsum C(t), von dem die inländische Nahrungs
mittelnachfrage xN(t) in relativ einfacher Weise abhängt. Hierauf aufbauend können über
schaubare Denkmoöelle entwickelt werden, die wertvolle Einsichten in die Grenzen der agra
rischen Entwicklung vermitteln. 

2.2.2 Die landwirtschaftlichen Einkommensgleichungen als Ausgangspunkt 

Der mit Y (t) bezeichnete absolute Anteil der Landwirtschaft am realen Volkseinkommen ge
nügt der L Gleichung 

r(t) 
6'(t) I(t) AL (t), 

wenn A1(t) die Zahl der landwirtschaftlichen Erwerbstätigen ist, der landwirtschaftliche Lohn
satz gleich dem r(t)-fachen des allgemeinen Lohnsatzes I(t) ist und die landwirtschaftliche Lohn-
quote (t) beträgt. Andererseits gilt von der Entstehungsseite des realen landwirtschaftlichen 
Einkommens her 1): 

PL (t) 
(2) Y L (t) = -----p(t) 

qL (t) qL (t) 
x(t) - -----p(t) v(t) -~ b KL (t) -

( Tind(t) _ Sub(t) ) 

p(t) 

(1) und (2) sind Definitionsgleichungen und - wenn man so will - Tautologien. Trotzdem sind 
sie nicht bedeutungslos, weil sie bereits ohne explizite Hinzufügung weiterer Beziehungen 
wichtige Hinweise auf die.äußersten Grenzen der agrarischen Entwicklung geben können. Ihre 
Bedeutung wächst natürlich, wenn sie durch gewisse Annahmen, wie Preisgleichungen, Produk
tionsfunktionen und Transfergleichungen ergänzt werden. Je nach Wahl der Annahmen erhält 
man dann diesen oder jenen Ausgangspunkt für interessante "wenn, dann-Überlegungen". Genau 
solche "wenn, dann-Überlegungen" finden sich in dem berühmten "Professoren-Gutachten" aus 
dem Jahre 1962 (PLATE, WOERMANN, GRUPE, 32; PLATE, 33; TIMMERMANN, 44). Dieses 
Gutachten rief einen Sturm der Entrüstung hervor, weil es eine Plattform für eine sachliche 
Agrarpolitik lieferte, die vielen Beteiligten nicht genehm war. fvIon war nicht bereit, über die 
offengelegten globalen Zusammenhänge zu diskutieren und wandte sich verstärkt unverfängliche
ren Partialanalysen zu, die die Globalanalyse sehr wohl ergänzen, niemals aber ersetzen kön
nen. Erst seit drei oder vier Jahren wird man nicht mehr als Außenseiter abgestempelt, wenn man 
an Hand des skizzierten Denkmodells die agrarische Entwicklung diskutiert 2). Wichtig ist im 
Zusammenhang mit (1) und (2) eine implizite oder explizite Annahme einer landwirtschaftlichen 
Produktionsfunktion. Ein ganz einfacher expliziter Ansatz wäre beispielsweise folgende Kombi
nation aus fix proportion-Annahmen und Ertragsgesetz-Annahmen 

1) wobei x(t) = reale landwirtschaftliche Bruttoproduktion, Pl (t) = Preisindex für landwirt
schaftliche Produkte, p(t) = allgemeines Preisniveau, qL(tj = Preisindex der von der 
Landwirtschaft empfangenen Vorleistungen, v(t) = Vorleistungsmenge, qL (t) = Preisindex 
landwi rtschaftl icher KaPltalgüter, K L (t) = landwi rtschaftl icher Kapitalbestand, h = Er
satzinvestitions'luote, Tlnd(t) = indirekte Steuerzahlung der Landwirtschaft, Sub(t) = 
an die Landwi rtschaft gezahl te Subvention. 

2) Vgl. die Arbeit von SCHOLZ (40). Dort findet sich unter anderem auch ein mit den Glei
chungen (1) und (2) vergleichbarer Denkansatz. Vgl. aber auch die etwas pragmatische Be
urtei lung moderner Methoden einer zukunftsorientierten quantitativen Wi rtschaftspol itik auf 
den letzten Seiten des Artikels von SCHOLZ und GOCHT (41). 
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(3) x(t) = f(A L (t), t) mit f (0, t) = 0, af/ &AL (t) > 0, a2f/8 AL (t)2 < Oa f/a t >0 

x{t) ~ ß KL (t), x(t) ~ 0( v(t) 

Werden keine Faktoren verschwendet, so ergibt sich nach Einsetzen von (3) in (2) 

[ 
PL (t) 

(4) Y L (t) = f (AL (t), t) p(t) 
qL (t) 

p{t) " 
und nach EI iminierung von Y L (t) mit Hilfe von (1) 

<1L (t) 

p(t) 
!J _ Tind(t) - Sub(t) 

/J] p{t) 

r(t) _ r PL (t) 
(5) (1 (t) l{t) AL (t) - f (AL (t), t) t p(t) 

qL (t) 

p{t) 

qL (t) 

p{t) ;] -
(Tind(t)_Sub(t) ) 

p(t) 

Den Inhalt der eckigen Klammer kann man als Preiskomponente, den Bruch r{t)/o(t) als Dis
parittitskomponente und den Ausdruck (Tind(t) - Sub(t»/p(t) als Subventionskomponente bezeich
nen. Bei gegebenen Preis-, Disparittits- und Subventionskomponenten ist nach (5) die landwirt
schaftliche Arbeitsmenge eine abnehmende Funktion des gesamtwirtschaftlichen Reallohnsatzes, 
d.h. sie ist - vom Zeitfaktor abgesehen - eindeutig durch den Reallohnsatz bestimmt. Umgekehrt 
kann man von einer gegebenen Entwicklung der landwirtschaftlichen Arbeitsmenge ausgehen und 
fragen, welche Subventionen und Preisgestaltungen notwendig sind, um eine Verschtirfung der 
Disparittit zu verhindern. Bei allen Überlegungen dieser oder ähnlicher Art dUrfen jedoch zwei 
Punkte nicht Ubersehen werden. Einmal ist der ganze Ansatz in erster Linie fUr "Iong run"
Überlegungen konzipiert und zum anderen bestehen zahlreiche Abhtingigkeiten zwischen den 
Größen der Gleichung (5), die eine beliebige Steuerung einer Größe durch Vorgabe anderer 
Größen verbietet. Bei der Prognose macht die Vorgabe der Preiskomponente große Sorge. Länger
fristige Vorausschtitzungen des allgemeinen Preisniveaus p(t) sind nahezu unmöglich. Die Voraus
schtitzung des realen Produktpreises PL (t)/p(t) ist ebenfalls schwieriger als man ursprUnglieh ge
dacht hat, weil die Steuerung der lanawirtschaftlichen Produktpreise durch die Administrative 
nicht oder nur sehr wenig von den Realpreisen abhängig ist, sondern in hohem Maße der Geld
illusion unterliegt, d.h. die realen Produktpreise sinken bei verstärkter allgemeiner Inflation. 
Außerdem bringen abrupte Korrekturen der äußeren Geldwerte Probleme mit sich, uber die frU
her nicht genUgend nachgedacht worden ist. Bei den Faktorpreisen ist die Annahme konstanter 
Realpreise ein Ausweg, der wenigstens in der Vergangenheit nicht ganz an der Wirkl ichkeit vor
beiging. Besser ist es natUrlieh, auch hier die unterschiedliche Entwicklung der einzelnen nomi
nalen und realen Faktorpreise in Rechnung zu stellen. Von Trendextrapolationen abgesehen, 
liegen hier jedoch im Moment keine großen Kenntnisse vor. Ob solche Kenntnisse in Zukunft 
erarbeitet werden können, hängt unter anderem von den Aussagen der nachfolgend behandelten 
Input-Output-Analysen ab. 

2.3 Trendmodelle auf der Basis von Input-Output-Modellen 

2.3.1 Der Weg von den Input-Output-Tabellen zu einem Input-Output-Prognosemodell 

Mit Recht wird darauf hingewiesen, daß aggregierte gesamtwirtschaftliche Modelle mit nur 
einem Produktionssektor für viele Fragestellungen zu global sind. Gefordert wird deshalb eine 
Untergliederung des Produktionssektors nach Industrien und Regionen. Die Forderung ist leicht 
gestellt, ihr nachzukommen jedoch schwieriger. So verfügen wir bisher in der BRD trotz großer 
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Anstrengungen einiger wirtschaftswissenschaftlicher Institute bisher noch nicht über genügend 
lange Zeitreihen von vergleichbaren nominellen und realen Input-Output-Tabellen 1). Bei 
den meisten Input-Output-Tabellen stehen zudem einseitig die intermedi!:iren Faktorströme im 
Vordergrund; Fertigproduktion und prim!:irer Faktoreinsatz sind zumeist nur recht schwach auf
gegl iedert. So findet man beispielsweise oft statt einer Investitionsgütermatrix und einer Kapi
talstockmatrix nur einen Investitionsgütervektor und einen Kapitalstockvektor, zwischen denen 
nur auf unbefriedigende Weise mit Hilfe von Kapitalakkumulationsgleichungen eine Verbindung 
hergestellt werden kann. Ähnl ich stiefmütterl ich wird beim Faktor Arbeit verfahren, der meistens 
als homogen angenommen wird 2). Weiterhin behandeln die meisten Input-Output-Rechnungen 
nur die Einkommensentstehung und -verwendung, nicht aber die für den Ablauf der Wirtschaft 
äußerst wichtigen Umverteilungen 3). Alle diese statistischen Lücken sollten Anlaß sein, über
triebene Hoffnungen zu reduzieren. Selbst wenn die Statistiken in ausreichendem N\aße vorhan
den wären, bl iebe noch ein weiter Weg von den Input-Output-Tabellen bis zu einem geschlos
senen Input-Output-Prognose-Modell für die l!:ingere Frist. In Deutschland hat man sich im Ge
gensatz zu Japan bisher relativ wenig mit Mehrsektoren-Wachstumsmodellen besch!:iftigt 4). 

Als erstes stell t sich die Frage, wie sich die Input-Koeffizienten in der Zukunft ver!:indern 
werden. Diese Frage I!:ißt sich bisher weder durch modifizierte Trendextrapalationen noch durch 
eine Funktionalisierung der Koeffizienten befriedigend lösen 5). Hat man die Input-Koeffizien
ten exogen vorausgeschätzt, so hat man es mit einem zeitabh!:ingigen fix propartion-Modell zu 
tun, d.h. einem Modell, das preisbedingte Input-Koeffizientenänderungen nicht berücksichtigt. 
Dann ist in jedem Zeitpunkt nur eine Technik verfügbar, die fUr jede Industrie genau eine Ak
tivit!:it aufweist (LANCASTER, 26; BURMEISTER und DOBELL, 3). Die oberen Grenzen für die 
Intensit!:iten, mit denen die Aktivit!:iten betrieben werden können, sind von den knappen primä
ren Faktormengen abh!:ingig. Mit anderen Worten: die Technik und die primären Faktormengen 
in Periode t führen zu einer "production possibility frontier". Jeder Punkt auf dieser Grenze 
ist durch einen mit y(t) bezeichneten Endproduktvektor definiert, und es ist bei gleicher Tech
nik und gleichem prim!:iren Faktorbestand kein Endproduktvektor y(t)tf möglich, der die Bedin
gungen y(t)'* >- y(t) erfullt. Welcher Endproduktvektor y(t) real isiert wird, h!:ingt von der Nach
fragestruktur ;b. Wenn die Entscheidung Uber den nichtkonsumtiven Teil des Endproduktvektors 
schon gefallen ist, determiniert diese Entscheidung zusammen mit dem erw!:ihnten " production 
possibil ity frontier" einen "consumption good production possibil ity frontier". Letzterer stellt 
die Begrenzung für die Nutzenmaximierung des repr!:isentativen Konsumenten dar. 

1) Ein Überblick Uber die Input-Outputrechnungen bis zum Jahre 1967 findet sich in KRELLE 
(21). Weitere Einsichten vermitteln die auf den Agrarsektor abgestellten Arbeiten von 
HENRICHSMEYER (14) und von ZUREK (47). 

2) Beispiele fUr dynamische Input-Output-Modelle, in denen nur ein Kapitalstockvektor und 
ein homogener Faktor Arbeit berUcksichtigt sind, sind die Modelle von JOHANSEN (17) 
und SCHUMANN (42). 

3) Bei KRELLE (21) finden sich verschiedene Ans!:itze zur Einbeziehung der Umverteilungsvor
gänge in die Input-Output-Rechnung. 

4) In Japan sind es vor allen Dingen die Schul er von MORISHIMA, die auf den nachfolgend 
zitierten theoretischen Arbeiten ihres Lehrers aufbauend an der Verifizierung von dynami
schen Input-Output-Modellen arbeiten. Vgl. zu den Mehrsektoren-Wachstumsmodellen: 
(MORISHIMA, 30 und 31). 

5) Es gibt vielfältige Versuche zu einer Funktionalisierung und noch mehr theoretischen Möglich
keiten. Ein Versuch, die Koeffizienten preis- und fortschrittsabh!:ingig zu machen, findet 
sich bei KRELLE (22). 
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Wenn die Perioden-Nutzenfunktion des reprl::lsentativen Konsumenten als Argumente nur Kon
sumgütermengen der gleichen Periode enthl::llt, kann diese unter der Nebenbedingung des 
"consumption production possibil ity frontier" in bezug auf alle Konsumguter maximiert werden. 
Als Ergebnis hat man dann die nachgefragten Konsumgütermengen und ein Schattenpreissystem 
für alle Produkte und Faktorleistungen. Von diesem Preissystem ausgehend, kann man dann 
alle vertrauten Größen, wie Volkseinkommen, Löhne, Profite, Konsum und Sparsumme usw. 
errechnen. Man ist dann sogar meistens in der Lage, das Spiegelbild der einperiodigen Nutzen
funktion, nl::lmlich die durch Nachfragegleichungen beschriebene Konsumstruktur explizit 
zu beschreiben. So impl iziert beispielsweise eine nicht homothetische Nutzenfunktion vom 

n 
Typ u{t) = ~o( .Iog (x.-a.) 

i = I I I I 
mit x. = Menge des Konsumgutes i und den Konstanten 

I 

oe. und a. die Gültigkeit des STONE'schen Nachfragesystems (STONE, 43; GOLDBERGER, 8). 
I I 

Der bisher beschriebene Lösungsweg führt zu einem "momentary equilibrium" für jede Periode 
t. Die eigentl iche Schwierigkeit liegt nun darin, die "momentary equilibria" für jede Periode 
t derart zu bestimmen, daß diese durch dynamische Beziehungen, wie Investitionsfunktion, 
Wachstumsgleichungen für exogene Faktoren usw. sinnvoll miteinander zu verknüpfen sind und 
ein Wachstumsmodell ergeben. Die Verknüpfung kann auf verschiedene Weise geschehen. Die 
theoretisch eleganteste Lösung ist die Annahme, daß ein dynamisches Gleichgewicht realisiert 
wird, und dieses dynamische Gleichgewicht gen au dann vorliegt, wenn der Wachstumspfad 
für einen endl ichen oder unendl ichen Zeitraum bei vorgegebenen Endbedingungen dynamisch 
effizient im Sinne des Pareto-Kriteriums ist (SCHEPER, 37). Die Annahme einer solchen dyna
mischen Effizienz ist jedoch recht streng. Sie setzt ein perfektes Gleichgewicht auf allen Ge
genwarts- und Zukunftsml::lrkten voraus und unterstellt praktisch, daß alle Erwartungen der 
Wirtschaftssubjekte in Erfüllung gehen (HAHN, 10 und 11). Um diesen harten Voraussetzungen 
zu entgehen, werden pragmatischere Ansl::ltze versucht, die der Unsicherheit über die Zukunft 
und den Lernprozessen der Wirtschaftssubjekte besser Rechnung tragen. Es kommen eine ganze 
Menge Ansl::ltze in Frage, und es ist zu erwarten, daß die einzelnen Ansl::ltze zu recht unter
schiedlichen Ergebnissen führen. Die Forschung steht hier noch ziemlich am Anfang. Auf jeden 
Fall kann man sagen, daß eine Reihe problematischer Annahmen über Marktgleichgewichte 
und Marktverhalten erforderlich ist, um von Input-Output-Tabellen zu einem geschlossenen 
Input-Output-Prognosesystem zu kommen. Diese Annahmen unterstellen zumindest explizit oder 
implizit das Vorliegen eines"competitiveequilibrium" oder anders ausgedrückt, die Gültig
keit der LERNER-LANGE-Bedingungen. Oligopolistische Elemente lassen sich ebenso schwer 
berücksichtigen wie abweichendes Planerverhalten bei einzelnen Wirtschaftsgruppen. Theore
tisch etwas leichter, aber in der Praxis ebenso schwierig, ist die Berücksichtigung begrenzter 
Mobilitl::lt priml::lrer Faktoren zwischen den Sektoren. Große Probleme ergeben sich bei der Er
fassung des Staates. Dieser wird in den Standard-Input-Output-Modellen nicht anders erfaßt 
als ein privater Wirtschaftssektor. Eine realitl::ltsnl::lhere Erfassung des Staates erfordert einen 
wesentlichen Ausbau des Modells, auf den wir hier nicht nl::lher eingehen können. Schließlich 
ist bei der Formulierung von Input-Output-Prognosemodellen der Bereich Außenwirtschaft zu 
berücksichtigen. Es müssen nicht nur für jeden Sektor Import- und Exportfunktionen geschl::ltzt 
werden, sondern auch die Entwicklung der ausll::lndischen Preise und Einkommen. 

2.3.2 Aussagekraft der Input-Output-Prognosemodelle für den landwirtschaftlichen Sektor 

Die aufgezeigten Schwierigkeiten sollten eine Warnung für diejenigen sein, die hoffen, daß 
in den nl::lchsten Jahren ein geschlossenes Il::Ingerfristiges Input-Output-Prognose-Modell mit 
zehn oder mehr Produktionssektoren zur Verfügung steht, das einigermaßen gesichert die künf
tige, Il::Ingerfristige Normalentwicklung der sektoralen Preis-, Einkommens- und Mengengrößen 
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vorausschcltzt (JORGENSON, 18). Vielmehr muß auf diesem Gebiet noch sehr viel Arbeit 
investiert werden, bis brauchbare Ergebnisse vorliegen. Schon heute läßt sich sagen, daß die 
Aussagefähigkeit von längerfristigen Input-Output-Prognosemodellen von Sektor zu Sektor 
unterschiedlich sein wird. Sektoren, die stark der staatlichen Intervention und außenwirt
schaftlichen EinflUssen ausgesetzt sind, werden schwieriger zu erfassen sein als binnenwirt
schaf tl ich orientierte und marktwirtschaftl ich gesteuerte Sektoren. Dies folgt ganz einfach 
aus der begrenzten Vorausschätzbarkeit der wirtschaftl ichen Entwicklung im Ausland und den 
Optimierungsannahmen, die zur Schließung des Modells erforderlich sind. So gesehen, ergibt 
sich für die Vorausschätzung der landwirtschaftlichen Entwicklung mit Hilfe eines geschlos
senen gesamtwi rtschaftl ichen Input-Output-Prognosemodells vorerst kein optimistisches Bild. 

Nehmen wi r an, es sei gelungen, ein zuverlässiges Input-Output-Prognosemode" mit etwa 
10 bis 20 Produktionssektoren zu entwickeln, das für jeden Sektor die längerfristige Entwick
lung der Preis-, Mengen- und Einkommensstruktur bedingt voraussagt, dann ergeben sich im 
Hinbl ick auf den landwirtschaftl ichen Sektor drei Gruppen von Anwendungsmögl ichkeiten: 

erstens I iefert das Modell Informationen über die künftige Entwicklung der landwirtschaftl ichen 
Input-Preisstruktur und hilft insofern, etwas mehr Einblick in die Preiskomponente der auf 
Seite 9 skizzierten globalen Entwicklungsmodelle zu bekommen, 

zweitens schafft das Modell - sofern es als Entscheidungsmodell konzipiert ist und geeignete 
staatliche Steuerungsparameter enthält - die Möglichkeit, den Einfluß alternativer staat
licher Maßnahmen auf den Sektor Landwirtschaft zu analysieren, 

drittens bietet das Modell die Mögl ichkeit, verfeinerte Entwicklungsmodelle des Agrarkomple
xes in den strukturellen Gesamtzusammenhang der volkswirtschaftlichen Entwicklung einzu
ordnen. 

Wir beschränken uns nachfolgend auf die Diskussion der dritten Möglichkeit. Es wird seit eini
gen Jahren daran gearbeitet, die Liefer- und Empfangsbeziehungen des landwirtschaftl ichen 
Sektors im Rahmen der gesamtwirtschaftlichen Input-Output-Rechnung weiter aufzuspalten 
(ZUREK, 47). Eine solche Aufspaltung ist allein schon deswegen nützlich, weil sie die Ver
flechtung des Sektors Landwirtschaft mit anderen Sektoren in konsistenter Weise erfaßt und 
isolierten Betrachtungen entgegenwirkt. Sie liefert darüber hinaus statistische Grundlagen für 
verschiedene Denkmodelle. Andererseits sollte sie im Hinblick auf detaillierte landwirtschaft
liche Entscheidungsmodelle nicht überschätzt werden. Dies ergibt sich aus den Erfahrungen, 
die die Konstrukteure detaillierter landwirtschaftlicher Entwicklungsmode"e gemacht haben. 
In den letzten Jahren bemüht sich eine Gruppe von Agrarökonomen um die Formulierung von 
dynamischen Entwicklungsmodellen für die westdeutsche Landwirtschaft. Diese Gruppe hat 
bei ihren ersten Denkansätzen globalen Ansätzen wenig Vertrauen entgegengebracht und statt
dessen den einzelnen Betrieb zum Ausgangspunkt der Überlegungen gemacht. So sind Modelle 
entstanden, die eine starke Disaggregierung nach Regionen, Betriebstypen etc. aufweisen 1). 
Sie haben in etwa folgende Struktur 2): 

Vorgegeben sind: 

1. die Anfangsbedingungen und ein Satz von exogenen Mengengrößen, 
2. die Produktpreise, Faktorpreise, Subventionen und Eingriffe des Staates, 

1) Die Göttinger und die Hohenheimer Schule haben eine ganze Reihe von Ansätzen veröffent
licht. Einsicht in Struktur und Entwicklung der Modellanalyse gibt insbesondere die kürz-
I ich erschienene Arbeit von de HAEN (9). 

2) Eine nähere Beschreibung der komplexen Modelle, insbesondere des rekursiven Programmie-
rungsansatzes von DOY und HEIDHUES, kann hier nicht gegeben werden. Siehe 
(de HAEN, 9). 
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3. die Kapital-, Arbeits- und Bodengleichungen, 
4. die Technologie in Form der Aktivitätsanalyse, 
5. das Verhalten der Landwirte. 

Als Lösung ergeben sich die Entwicklungspfade der interessierenden landwirtschaftlichen Grö
ßen. Besondere BerUcksichtigung findet in den Mode"en die Standortfrage. Ihre Konstrukteu
re weisen mit Recht auf die große Bedeutung des Standorts fUr die bodengebundene Produktion 
hin. Sie sind insbesondere an der Frage interessiert, welche Gebiete fUr welche bodengebun
dene Produktion in Zukunft geeignet sind. Dementsprechend sind die Mode"e ziemlich stark 
regional untergl iedert. Dieses erschwert natUr! ich den BrUckenschlag zu den oben skizzierten 
Input-Output-Prognosemode"en 1). Zwei Wege sind denkbar: 

1. eine Aggregation des landwirtschaftl ichen Entwicklungsmode"s uber die Regionen derart, 
daß die entstehenden Aggregate in das gesamtwirtschaftl iche Input-Output-Mode" einge
baut werden können, 

2. eine Erste"ung von Input-Output-Analysen fUr Regionen derart, daß diese alle Produk
tionssektoren umfassenden Regionalanalysen ein Bindeglied zwischen der globalen Input
Output-Analyse und dem rein landwirtschaftlichen Entwicklungsmode" darstellen. 

Bisher reichen die Erfahrungen nicht aus, um zu beurteilen, wie erfolgversprechend beide 
Wege sind. Einen makroökonomisch orientierten Ökonomen interessiert besonders, inwieweit 
das vorwiegend auf mikroökonomischen Komponenten aufbauende landwirtschaftl iche Entwick
lungsmode" nach sukzessiver Aggregation uber alle Betriebstypen und Regionen zu den glei
chen Ergebnissen fUhrt, die man mit einem von vornherein auf Globalgrößen aufbauenden Sek
tormode" auch bekommen hätte. Wenn es gelingt, das landwirtschaftliche Entwicklungsmode" 
nach Aggregation in das globale Input-Output-Prognosemode" einzubauen, kommt man natUr
lich zu einer besseren BerUcksichtigung der Landwirtschaft im gesamtwirtschaftlichen Wachs
tumsprozeß; der relativ globale Charakter der Betrachtung bleibt aber bestehen, und insofern 
darf nicht zuviel erwartet werden. Die Wirklichkeit ist zu komplex, als daß detaillierte Pro
bleme eines einzelnen Sektors oder einer einzelnen Region in einem konsistenten, alle Berei
che der Volkswirtschaft gleichmäßig erfassenden Universalmode" berUcksichtigt werden könnten. 
Wie wi r gesehen haben, bereitet bereits die Konstruktion eines längerfristigen, ausschi ießI ich 
nach Sektoren gegliederten Input-Output-Prognosemode"s große Schwierigkeiten. Deshalb muß 
die Konstruktion eines gesamtwirtschaftlichen, dynamischen Input-Output-Mode"s, das zusätz
lich nach Regionen gegliedert ist, als Zukunftsmusik erscheinen. (JOCHIMSEN und WILLER, 
16; TREUNER, 45). 

FUr die nähere Zukunft erscheint es vielmehr sinnvoll, bei der Regionalanalyse die Forderung 
der strengen gesamtwirtschaftlichen Konsistenz pragmatisch zu behandeln. Die Umstrukturie
rung der Ag ra rproduktion ist nicht nur ein nationales und ein EWG-Problem, sondern zu einem 
großen Teil auch ein regionales, dessen Lösung in einem föderativen System von den Entschei
dungen der kleineren Gebietskörperschaften abhängen sollte. Damit der Satz, "die Landwirt
schaft ist mit der ubrigen Wirtschaft untrennbar verbunden", nicht ein Schlagwort bleibt, ist 
es dringend erforderl ich, in stärkerem Maße als bisher das disaggregierte landwi rtschaftl iche 
Entwicklungsmode" mit Regionalanalysen zu koppeln, die alle Produktionssektoren umfassen. 

1) Von der konventionellen Theorie des allgemeinen stationären Gleichgewichts ausgehend, 
kann man natUri ich rein formal statische Mode"e entwickeln, die einen konsistenten 
Bruckenschlag beinhalten. Vgl. hierzu die grundlegende Arbeit von HENRICHSMEYER (15). 
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2.4 Die Grenzen der Trendmodelle 

Es wurde bereits erwähnt, daß die besprochenen längerfristigen Prognosesysteme nur trendmä
ßige Entwicklungen aufzeigen können, die sich im Falle einer fiktiven Normalentwicklung 
oder höchstens bei bestimmten, langfristig konzipierten staatl ichen Interventionen ergeben. 
Der Grund hierfur I iegt im Aufbau der Modelle: Die längerfristigen Systeme bauen in starkem 
Maße auf Gleichgewichtsbedingungen der Neoklassik auf. Die staatlichen Steuerungsmöglich
keiten und der monetäre Sektor treten dagegen ebenso in den Hintergrund wie zyklische 
Schwankungen der Erwartungen und der exogen gegebenen Variablen. Die BerUcksichtigung 
neoklassischer Gleichgewichtssätze erscheint bei längerfristigen Analysen innerhalb gewisser 
Grenzen zulässig; es sei denn, man unterstellt, daß das sogenannte marktwirtschaftliche System 
im "Iong run" immer mehr von denjenigen Eigenschaften verliert, die seine Verfechter ruhmen. 
FUr die kurze Frist ist man sich dagegen weitgehend einig, daß falsche Erwartungen, oligo-
pol ist ische Starrheiten der Unternehmer und der staatl ichen Institutionen sowie Zufallserschei
nungen die entscheidende Rolle spielen. Um die kurz- und mittelfristigen Schwankungen zu er
fassen, mUssen deshalb andere Ansätze gewählt werden. Bei dieser Feststellung schleicht sich 
ein leises Unbehagen ein: Wenn langfristig konzipierte Prognosesysteme kurzfristig völlig fal
sche Prognosen liefern, trägt das nicht dazu bei, daß an ihre längerfristige Richtigkeit geglaubt 
wird. Umgekehrt besteht die Gefahr, daß längerfristig konzipierte Prognosesysteme, die kurz
fristig richtige Prognosen liefern, Uberschätzt werden. Die hieraus resultierenden Unsicherhei
ten und Fehlinterpretationen lassen sich durch einen Lemprozeß an Hand von ex post - Diagno
sen mildern, aber wohl nie ganz ausräumen. 

3 Kurz- und mittelfristige Prognosesysteme 

3.1.1 Gesamtwirtschaftliche mittelfristige Prognosemodelle 

Gesamtwirtschaftliche mittelfristige Prognosemodelle werden in erster Linie als Hilfsmittel fUr 
die Globalsteuerung, d.h. als Hilfsmittel fUr die globale Konjunkturlenkung konstruiert 
(SCHLOENBACH und MARTIENSEN, 38; KRELLE, BECKERHOFF, LANGER, FUSS, 23). Sie 
sollen Aussagen darUber machen, wie sich die aggregierten volkswirtschaftlichen Mengen-, 
Einkommens- und Preisgrößen sowie die Hauptkomponenten des Staatshaushalts mittelfristig 
bei alternativer Konjunkturpolitik und Außenwirtschaftsentwicklung entfalten. Es gibt in die
ser Richtung in der Bundesrepubl ik eine Reihe von Prognosesystemen 1). Der komplexeste öko
nometrische Ansatz ist das Bonner Prognose-Modell 2). Die Vorarbeiten an diesem Modell be
gannen bereits Mitte der sechziger Jahre, die ersten "vorzeigbaren" Versionen entstanden in 
den Jahren 1968 - 1970. Seitdem wird das Modell laufend verbessert und entwickelt sich so
mit langsam zu einem fUr die wirtschaftspol itische Praxis wertvollen Entscheidungsmodell. Es 
basiert auf Jahresdaten und baut weitgehend auf den Definitionen des Kontenschemas der amt
lichen volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung auf. Das Modell umfaßt uber 100 Definitions
und Verhai tensgleichungen. Seine Struktur ist teils simultaner und teils rekursiver Natur. Die 
Schätzparameter des Modells ergeben sich mit Hilfe verschiedener Schätzverfahren auf der 
Basis von Zeitreihen des Zeitraums 1956 bis zur Gegenwart. Die in realen Sozialproduktsein
heiten gemessene volkswirtschaftliche Produktionskapazität wird durch eine modifizierte neo-

1) Neben dem Bonner Modell sind die bekanntesten (KÖNIG und TIMMERMANN, 20; 
LÜDEKE, 27; UEBE, 46). 

2) Von diesem Modell gibt es mehrere Typen, die laufend durch neue verbesserte Typen er
gänzt werden: (KRELLE, BECKERHOFF, LANGER, FUSS, 23; KRELLE, MARTIENSEN, 
SANDERMANN, SCHLOENBACH, 24; KRELLE, MARTIENSEN, OBERHOFER, SANDER
MANN, SCHLOENBACH, 25). 
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klassische Produktionsfunktion beschrieben, in der gleitende Mittel der volkswirtschaftlichen 
Arbeits- und Kapitalmengen neben der Größe Zeit als Argumente auftreten. Die Auslastung 
dieser Kapazität wird durch ein stark erweitertes KEYNES'sches System erklärt. Große Beach
tung wird dabei den staatlichen Steuervariablen wie Steuersötzen, Transferzahlungen, Wech
selkursönderungen, staatl icher Investitionstötigkeit usw. geschenkt. Diese Größen sind expl i
zit derart berUcksichtigt, daß das Modell zu einem umfangreichen Simulationsmodell wird, mit 
dem die Auswirkungen alternativer staatlicher Entscheidungen simuliert werden können. Relativ 
wenig sind bisher der Einfluß des Bankensystems und der komplizierte Lohnaushandlungsprozeß 
der Tarifpartner berUcksichtigt (vgl. jedoch MARTIENSEN, 28; SCHLOENBACH, 39). Die 
jUngsten Arbeiten lassen jedoch auch hier auf Fortschritte hoffen. Die bisherige Erfolgsbilanz 
sieht so aus: 

1. das Modell I iefert ausgezeichnete ex post-Prognosen, 
2. das Modell ist langfristig stabil, d.h. bei stetigem Wachstum der exogenen Variablen er

gibt sich nach einigen Jahren ein bel iebig lange fortsetzbarer "steady-state-Pfad" , 
3. echte Prognosen sind nur sehr bedingt möglich, weil hierzu zahlreiche exogene Größen 

vorausgeschötzt werden mUssen, und diese Vorausschätzungen zum Teil sehr unzuverlössig 
sind (z. B. die Vorausschötzung des ausländischen Preisniveaus), 

4. Alternativprognosen ermöglichen es jedoch, den Rahmen abzustecken, in dem die Entwick
lung voraussichtlich verlaufen wird, und die Konsequenzen aufzuzeigen, die sich bei al
ternativer Steuerung des Wirtschaftsprozesses durch den Staat ergeben. 

Gewisse Einschränkungen sind jedoch am Platze. Das Modell ist trotz seines Umfangs eine 
starke Vereinfachung der Real ität. Es macht zwangsläufig Konstanz- und steady-state-Annah
men, die in der Realität nicht erfullbar sind. Hieraus resultiert eine systematische Unterbewer
tung sehr kurzfristiger Schwankungen und BrUche. Die Verwendung von Jahresdaten anstelle 
nur unvollstöndig vorhandener Halb- oder Viertel jahresdaten erschwert es ebenfalls, sehr kurz
fristige Entwicklungen befriedigend zu erfassen. Aus allem folgt, daß das Modell mehr dazu 
geeignet ist, Konjunkturtrends zu beschreiben als die Konjunkturbewegung selbst. Zur Ab
schwächung dieses Mangels können die kurzfristigen Konjunkturtests der wirtschaftswissen
schaftlichen Institute herangezogen werden. Wir können hierauf aber nicht näher eingehen. 

3.1.2 Das Problem sektoraler und regionaler Disaggregation 

Welche Hilfen langfristig von gesamtwirtschaftlichen Konjunkturmodellen fUr sektorale Ana
lysen zu erwarten sind, hängt unter anderem davon ab, ob eine sinnvolle Untergliederung 
nach Produktionssektoren mögl ich ist. Das jetzige Bonner Modell enthält nur einen Produktions
sektor, nämlich den aggregierten Sektor "Unternehmungen". Eine Aufgliederung dieses Sektors, 
z.B. in Landwirtschaft, Bergbau, Grundstoffindustrie usw., ist im Rahmen der jetzigen Modell
konstruktion nahezu unmöglich. Einmal sind von der statistischen Seite her Grenzen gesetzt. 
Zum anderen ist zur Erfassung der Sonderbewegungen in den einzelnen Sektoren die Schätzung 
einer Vielzahl von Verhaltensgleichungen nötig. BezUglich einer konsistenten Schätzung die
ser Gleichungen liegen relativ wenig Erfahrungen vor, und es wird ein langwieriger Lernpro
zeß erforderlich sein, um hier zu befriedigenden Ergebnissen zu kommen. Sektorale Sonderbe
wegungen sind noch mehr als die globale Entwicklung durch falsche Erwartungen, oligopolisti
sche Starrheiten und Zufälligkeiten geprögt. Ihre Erfassung erfordert sorgföltige Einzelstudien, 
bei denen globale Input-Output-Modelle nur einen Ausgangspunkt unter vielen anderen dar
stell en. 

3.2 Aussagen gesamtwirtschaftlicher mittelfristiger Prognosemodelle fUr die landwirtschaft

I iche Prognosetätigkeit 

Da die besprochenen mittelfristigen Modelle Hilfsmittel fUr die Zukunftsdiagnose der globalen 
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Konjunktur sind, hHngt ihre Bedeutung fUr den landwirtschaftlichen Sektor davon ab, inwie
weit die Beziehungen zwischen globaler Konjunkturentwicklung und der Entwicklung im Sek
tor Landwirtschaft erfaßt werden können. Diese Beziehungen sind im Zeitablauf unterschied
I ich stark beachtet worden. Bis 1929 galt die Vorstellung, daß die Agrarwirtschaft relativ 
wenig von den allgemeinen Bewegungen des Konjunkturzyklus beeinflußt wUrde. Tatsöchlich 
bestand jedoch eine besonders in der Weltwirtschaftskrise sic:htbar werdende Konjunktursensi
bilitöt der landwirtschaftlichen Absatzseite (HANAU und WÖHLKEN, 12). In der national
sozialistischen Zeit und bis zur Wöhrungsreform 1948 herrschten Wirtschaftsordnungen, die 
eine Beschöftigung mit dem Zusammenhang zwischen Branchenkonjunktur und globaler Konjunk
tur UberflUssig erscheinen ließen. Auch in den fUnfziger Jahren wurde dem Problem wenig Be
achtung geschenkt, weil man glaubte, daß durch die "KEYNES'sche Medizin" die globale 
Konjunkturschwankung ausgerottet sei. Die sechziger Jahre und besonders die jUngste Zeit 
zeigen jedoch, daß die Konjunktur keineswegs tot ist und in einer neuen Form auftritt, die 
gegenUber den klassischen Mittel n der Beschöftigungspol itik resistent ist (SAMU ELSON, 35). 
Da sich die Stellung der Landwirtschaft in der Gesamtwirtschaft im Vergleich zur Weimarer 
Zeit geöndert hat (HANAU, 13), ist eine erneute Untersuchung des Zusammenhangs zwischen 
globaler Konjunktur und landwirtschaftlicher Entwicklung erforderlich. Dabei muß der direkte 
und indirekte Einfluß der globalen Konjunktur auf mindestens vier Komplexe beachtet werden: 

1. der Einfluß auf die Input-Preise der landwirtschaft und den sogenannten industriellen 
Vergleichslohn, 

2. der Einfluß auf die Absatzseite der Landwirtschaft, 
3. der Einfluß auf die Subventionen fUr die Landwirtschaft, 
4. der Einfluß auf die Abwanderung von Landwirten und die landwirtschaftl iche 

Produktivitötsentwicklung. 

Jeder Komplex ist mehr als eine Doktorarbeit wert, und infolgedessen können hier nur einige 
Punkte herausgestellt werden. BezUglich der Auswirkungen der immer störker in den Vorder
grund tretenden Inflation auf die landwirtschaftlichen Kostenpreise ist zunöchst zu fragen, ob 
die realen landwirtschaftlichen Input-Preise unabhöngig von der Höhe der allgemeinen Infla
tionsrate sind. Erste ÜberprUfungen ergaben, daß - abgesehen von den für die auslaufenden 
Betriebe unwichtigen Baupreisen - kein prozyklischer Zusammenhang, d.h. keine gesicherte 
positive Korrelation zwischen den Verönderungen der realen landwirtschaftlichen Input-Preise 
und der Verönderung der allgemeinen Inflationsrate besteht. Bei den sukzessiven Preiserhöhun
gen wöhrend des Aufschwungs gehören die meisten landwirtschaftlichen Input-Preise nicht zu 
den Vorreitern, sondern eher zur Nachhut. BezUglich der Vergleichslöhne lößt sich öhnl iches 
sagen. Hieraus und aus der positiven Korrelation der nominalen landwirtschaftl ichen Input
Preise mit dem allgemeinen Preisniveau ergibt sich eine zunehmende Verschörfung der land
wirtschaftlichen Ertragslage von der Kostenseite her, wenn der Konjunkturzyklus sich seinem 
Höhepunkt nöhert oder diesen bereits Uberschritten hat. Die Absatzseite der Landwirtschaft 
scheint auf den ersten Blick weniger konjunkturabhöngig zu sein als in den zwanziger Jahren. 
Die Elastizitöt der mengenmößigen Pro-Kopf-Nachfrage nach Nahrungsmitteln in bezug auf das 
Pro-Kopf-Einkommen ist mit zunehmendem Pro-Kopf-Einkommen geringer geworden. Eingriffe 
des Staates in Preisentwicklung und Vorratshaltung verhindern heute mehr als früher, daß kon
junkturbedingte Einkommenseffekte radikale Preiseffekte induzieren. Dogegen kommen in 
jUngerer Zeit zwei mittelf .. istige Komponenten ins Spiel, die als Konjunktureffekte im weiteren 
Sinne des Wortes angesehen werden können. Einmal zeigt die erhebliche Zuwanderung von 
Gastarbeitern, daß mittel- und langfristig die Bevölkerungszahl unseres Wirtschaftsgebietes 
nicht als exogene Größe sondern als eine Funktion der Konjunktur- und Beschöftigungspolitik 
angesehen werden muß; permanente Hochkonjunktur hat infolgedessen einen stimulierenden 
Effekt auf den Nahrungsmittelabsatz. Zum anderen hat die Konjunkturentwicklung Auswirkungen 
auf das außenwirtschaftliche Gleichgewicht. Verschlechtert sich der Binnenwert der inlttndi-
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schen Wöhrung langsamer als die Binnenwerte der auslöndischen Wöhrungen, so fuhrt dies bei 
fixierten Außenwerten der Wöhrungen zu einer Verbesserung der Stellung der inlöndischen 
Export- und Importkonkurrenzwirtschaft im Zeitablauf. Eine solche Stellungsverbesserung fuhrt 
zu einer Ausdehnung oder verringerten Schrumpfung von Export- und Importkonkurrenzwirt
schaftszweigen zu lasten der binnenwirtschaftlich orientierten Wirtschaftszweige. Diese Ent
wicklung ist dann nicht mehr sinnvoll, wenn sie zu einem Devisenvorrat fUhrt, der die notwen
dige Kassenhaltung von internationalen Zahlungsmitteln Ubersteigt. In diesem Fall wird die 
Versorgung der Bevölkerung mit nicht außenhandelsföhigen und importierten GUtern zugunsten 
einer sinnlosen "Devisen-Strickstrumpfpol itik" reduziert. Dieser Mangel kann durch eine ver
störkte Inflation oder eine Aufwertung beseitigt werden, da diese Maßnahmen die Export-
und Importkonkurrenzwirtschaft im Verhöltnis zu den anderen Wirtschaftsbereichen reduzieren. 
Eine solche Reduzierung ist notwendig. Sie trifft die ohnehin im Schrumpfungsprozeß befind
liche landwirtschaft besonders hart. Erstens ist die Einkommenslage der landwirtschaft ohne-
hin schlecht, zweitens ist die landwirtschaft extrem außenhandelsabhöngig, und drittens unter
liegt die EWG-Agrarpreisfestsetzung einer fUr die landwirte nachteil igen Geldillusion. Solange 
die Außenwerte der Wöhrungen nicht langsam und kontinuierlich verHndert werden, oder - was 
weiter in der Ferne liegt - eine EWG-Wöhrungsunion vorl iegt, sind deshalb im Interesse einer 
kontinuierlichen Agrarpolitik temporöre Ent- und Belastungen der landwirtschaft notwendig, 
die gegenll:iufig zu den Auf- und Abwertungen erfolgen und somit kurz- und mittelfristige 
BrUche in der Einkommensentwicklung der landwirtschaft vermeiden 1). Neben der außenwirt
schaftlichen Einkommensabhöngigkeit ist die Abhöngigkeit der landwirtschaftlichen Einkommen 
von den Subventionen und SteuervergUnstigungen zu beachten. Die gewöhrten Subventionen 
und SteuervergUnstigungen sind nicht nur vom Wahlzyklus sondern auch vom Konjunkturzyklus 
abhl:ingig. Im Aufschwung steigen insbesondere bei verstl:lrkter Inflation im allgemeinen die 
Steuereinnahmen des Staates. Das bedeutet aber nicht notwendigerweise, daß die landwirt
schaft davon uber verstl:lrkte Subventionen profitiert. Einmal versucht ein verantwortungsbewuß
ter Wirtschafts- und Finanzminister die uberschl:lumende Konjunktur durch tendenzielle Ausga
benkUrzung zu drosseln. Zum anderen kann selbst bei einer erhöhten Subventionszahlung eine 
Verschlechterung fUr die landwirtschaft eintreten, wenn die reale Kaufkraft der Subventionen 
durch entsprechend hohe Inflationsraten reduziert wird. Der Einfluß der Konjunktur auf die 
landwirtschaftliche Abwanderung und die landwirtschaftliche Produktivitl:ltsentwicklung ist 
relativ kompliziert und nur wenig erforscht. Immerhin ist sicher, daß eine Hochkonjunktur 
mit einer anhaltenden Übernachfrage nach Arbeitskröften fUr die landwirtschaftl iche Abwande
rung und Produktivitl:ltsentwicklung gUnstiger ist als ein ausgeglichener oder mit Arbeitslosen 
belasteter Arbeitsmarkt. 

Die genannten landwirtschaftlichen Konjunkturkomponenten können in einem vier- bis fünf
jl:lhrigen Modell mit dem globalen mittelfristigen Bonner Modell gekoppelt werden. Das Bonner 
Modell liefert bei Vorgabe der staatlichen Steuerungsparameter - also auch bei Vorgabe von 
Wechselkursl:inderungen - und bei Vorgabe alternativer auslöndischer Einkommens- und Preis
niveauentwicklungen unter anderem 

1. die Entwicklung des allgemeinen inll:lndischen Preisniveaus, 
2. die Entwicklung des allgemeinen inll:lndischen lohnsatzniveaus, 
3. die Ausgaben-Einnahmenentwicklung des Staates, 
4. die Entwicklung der Arbeitskröftenachfrage und des ArbeitskrHfteangebots. 

FUr die landwirtschaft muß nach Möglichkeit ein etwas detaillierteres Modell als das auf 

1) Einen geeigneten Ausgangspunkt fUr die Diskussion der aktuellen Paritötsönderungen gibt 
der leicht verstöndliche Artikel von H. GIERSCH (7). 
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Seite 144 beschriebene zum Ausgangspunkt gewöhlt werden. Dann sind folgende Funktionali
sierungen und Vorausschötzungen erforderl ich: 

1. es mUssen die landwirtschaftl ichen Input-Preise oder im einfachsten Fall der Preisindex 
fUr die landwirtschaftlichen Input-GUter als Funktionen des allgemeinen Preisniveaus dar
gestellt werden, 

2. es muß der zu erwartende Subventionsfluß an die Landwirtschaft von der mittelfristigen 
Finanzplanung und der im Globalmodell endogen bestimmten Ausgaben-Einnahmenent
wicklung des Staates abhöngig gemacht werden, d.h. es muß eine - möglicherweise alter
native - Funktionalisierung im weiteren Sinne des Wortes erfolgen, 

3. es mUssen die landwirtschaftlichen Produktpreise oder im einfachsten Fall der landwirt
schaftliche Produktpreisindex unter Zugrundelegung verschiedener Hypothesen vorausge
schötzt werden. Bei der Aufstellung der Hypothesen mUssen Wechselkursönderungen, Infla
tionsraten und Verhaltensstrukturen der staat I ichen Institutionen auf nationaler und EWG
Ebene so berucksichtigt werden, daß eine Kongruenz zum Globalmodell besteht. Ebenso 
ist die BerUcksichtigung branchenspezifischer Preiszyklen angebracht, 

4. es mUssen Vorausschötzungen der landwirtschaftlichen Abwanderung vorgenommen werden. 

Diese Funktionalisierungen und Vorausschötzungen lassen sich im Prinzip durchfuhren. Die 
Wege, die dabei im einzelnen zu beschreiten sind, können hier jedoch nicht verfolgt werden, 
weil sie bisher noch nicht systematisch gegangen worden sind, und ihre Begehung einen großen 
Lernprozeß mit sich bringt. Sind die genannten Werte der landwirtschaftlichen Größen von 
den endogenen Werten des Globalmodells abhöngig gemacht, so können verschiedene allge
meine Wirtschaftsentwicklungen durchgespielt, und ihre Auswirkungen auf den Agrarsektor 
analysiert werden. Solche vier- bis fUnfjöhrigen Simulationsvorausschötzungen ermögl ichen 
es, verschiedene staatliche Maßnahmen und verschiedene Außenwirtschaftsentwicklungen 
systematisch durchzuspielen. FUr jeden Satz von vorgegebenen Größen erhölt man dann unter 
Berucksichtigung der gesamtwirtschaftlichen Zusammenhänge einen Satz von endogenen land
wirtschaftlichen Größen fUr jedes Jahr des Vorausschötzungszeitraumes. Es wird so der Gefahr 
vorgebeugt, daß irgendwelche isolierten Projektionen ein verzerrtes Bild liefern. Gleichzei
tig bUrgt der Prognosezeitraum von vier bis fUnf Jahren fUr eine Dömpfung der "Optimismus
PessimismusweIlen" im Agrarsektor. Hötten wir bereits seit 1967/68 uber die vorgeschlagene 
Kombination eines konjunkturellen Agrar-Globalmodells verfUgt, so wöre die optimistische 
Steuerung vor fUnf Jahren gedömpft, und die pessimistische Steuerung des letzten Winters ge
mildert worden. Fernerhin wUrden heute weniger Leute an eine Verbesserung der Lage der 
westdeutschen Landwirtschaft in einer kUnftigen europöischen Wirtschafts- und Währungsunion 
auf einer den USA vergleichbaren Integrationsstufe glauben. 

4 Zusammenfassung 

Die Forderung, störker gesamtwirtschaftliche Zusammenhänge bei sektoralen Analysen zu be
rucksichtigen, ist nicht neu. Ihr stehen jedoch zahlreiche Hemmnisse entgegen. Im Bereich 
der Prognose- und Diagnosetätigkeit bestehen einmal die im ersten Teil der Arbeit angespro
chenen Hemmnisse politökonomischer und institutioneller Natur und zum anderen die Grenzen, 
die durch die komplexe Natur der wirtschaftlichen Zusammenhänge gesetzt sind. Diese Hemm
nisse und Grenzen sind trotz der großen Zahl der Agrarökonomen und trotz der ausgezeichne
ten landwirtschaftlichen Statistiken besonders auf dem Agrarsektor wirksam. Ihre Existenz soll
te insbesondere vor zu großen Erwartungen bei der Entwicklung gesamtwirtschaftlicher, konsi
stenter, dynamischer Input-Output-Madelle warnen. Einfache globale landwirtschaftliche 
Sektorenmodelle lassen sich dagegen leichter entwickeln, und - was wichtiger ist - auch 
leichter interpretieren. Ihnen haftet gegenUber den komplizierten Modellen weniger der 
"black box-Charakter" an und ihre Verwendung als Denkmodell ist weit eher mögl ich. 
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Aus dem zu Beginn der Arbeit dargelegten Bias in der gesamten wirtschaftlichen Prognose
tlitigkeit folgt die Empfehlung, von neutraler Stelle aus die llinger- und mittelfristigen Pro
gnosen stlirker zu pflegen. Bei den mittelfristigen Prognosen macht es die jUngere Entwick
lung erforderlich, die Konjunkturbewegungen stlirkerals bisher zu beachten. Hier kann auf 
dem Gebiet der Agrarprognose in relativ kurzer Zeit manches erreicht werden. Wunder sind 
jedoch nicht zu erwarten, denn der Blick in die Zukunft ist dem Menschen letzten Endes 
verschlossen. 
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Einleitung 
=== 

1 • 1 Aufgabensteilung und Art des Vorgehens 

Die nationalökonomische Literatur der letzten Jahre zeigt ein zunehmendes Interesse an 
der Erforschung des Wachstums uhd des technischen Fortschritts. Im Mittel p.mkt der Be
trachtung stand bisher weitgehend die maktrookonomische oder einzelbetriebl iche Analyse 
der Auswirkungen vom Wachstum und technischem Fortschritt. Strukturelle und sektorale 
Probleme einer wachsenden Wirtschaft wurden bisher lediglich als Indiz für Anpassungs
schwierigkeiten und -notwendigkeiten angesehen. Dagegen wurde kaum expl izit auf die 
Parameter, die die intersektorale Verteilung der Vorteile von der Einführung technischer 
Fortschritte determinieren, eingegangen. Ein Grund für die Vemachl<:issigung dieser Fra
gestellung mag in dem Vorliegen eines allgemeinen Harmonieglaubens liegen: In einem 
marktwirtschaftlichen System führt der Preismechanismus (nach Anpassungsvorg<:ingen) zu 
einer gesamtwirtschaftlich wünschenswerten Verteilung der Vor- und Nachteile von der Ein
führung technischer Fortschritte. Nach SCHULTZ (45, S. 560) ist diese Ansicht ebenso proble
matisch wie der Glaube an eine stets vollbesch<:iftigte Volkswirtschaft bei freiem Spiel der 
Marktkr<:ifte. Doch w<:ihrend die staatliche Aktivit<:it zur Regulierung des Besch<:iftigungs-
grades in einer Marktwirtschaft heute allgemein anerkannt ist, scheint der Glaube an eine 
gesamtwirtschaftlich wünschenswerte intersektorale Verteilung der Vor- und Nachteile von 
der Einführung technischer Fortschritte noch weitgehend zu herrschen. 

Vorl iegende Untersuchung stellt sich daher die Aufgabe, in einer theoretischen Analyse 
die Parameter und deren Zusammenhang zu bestimmen, die die intersektorale Verteilung 
der Vorteile des technischen Fortschritts festlegen. Ein Rückgriff auf die Ergebnisse der 
Produktionstheorie und auf das Arbeiten mit gesamtwirtschaftlichen und sektoral en Produk
tionsfunktionen ist dabei unumg<:ingl ich. 

Nach einer Begriffsbestimmung wird in einem kurzen Abschnitt geprUft, ob das Preissystem 
in einer f.hIrktwirtschaft bei gegebener personeller Einkommensverteilung auch dann zu 
einer optimalen Allokation der Ressourcen führt, wenn sektorspezifische Faktoren eingesetzt 
werden. Durch diese Frage soll der Einfluß der Faktormobilit<:it auf das Wachstum des Volks
einkommens herausgestellt werden. 

In der Realit<:it sind intersektorale Faktorwanderungen und Einkommensdisparit<:iten sowohl 
auf das Wachstum der Volkswirtschaft ohne technischen Fortschritt als auch auf die Fort
schrittswirkungen zurückzuführen. Um die kombinierte Bedeutung von Kapitalakkumulation 
und technischem Fortschritt besser würdigen zu können, soll im 3. Kapitel die sektorale und 
gesamtwirtschaftl iche Faktorentlohnung und intersektorale Faktormobil i<:it in einer wachsen
den Volkswirtschaft ohne technischen Fortschritt dargestellt werden. Der Schwerpunkt der 
Untersuchung folgt daran anschließend: Im ersten Teil des 4. Kapitels über "Sektorale Faktor
entlohnung und intersektorale Faktormobilit<:it in einer wachsenden Volkswirtschaft mit tech
nischem Fortschritt" werden einzelne Einflußfaktoren der Wirkung technischer Fortschritte auf 
die intersektorale Faktorentlohnung diskutiert. Im zweiten Teil wird versucht, durch eine 
model I theoretische Analyse das Zusammenspiel der einzelnen Einflußfaktoren aufzuzeigen. 
W<:ihrend im Agrarsektor verschiedene Formen des technischen Fortschritts untersucht wurden, 
wurde die gesamtwirtschaftliche Fortschrittsrate stets als HARROD-neutral unterstellt. 

Diese Annahme erscheint sinnvoll: Nur bei dieser Art des gesatntwirtschaftl ichen Fortschritts 
bleibt bei einer Entlohnung der Faktoren nach dem Wertgrenzprodukt die funktionelle Ein
kommensverteilung und damit die Lohnquote unvert:lndert. Kreislaufanalytische Betrachtungen 
zeigen, daß eine Änderung der Lohnquote bei unvert:lndertem Sparverhalten der Einkommens
gruppen oder unver<:indertem Monopolgrad nicht möglich ist. Daraus folgt, daß HARROD-neu
traler technischer Fortschritt bei einer Entlohnung der Faktoren nach dem Wertgrenzprodukt 
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die einzige Art eines gesamtw i rtschaftl ichen technischen Fortschritts ist, die ein reales 
Wachstum bei konstantem Preisniveau und unvertindertem Sparverhalten der Einkommens
empfönger ermöglicht. Somit wird ein gleichgewichtiges Wachstum mit konstanten Ände
rungsraten von Einkommen und Kapital nur bei dieser Form des technischen Fortschritts 
ermögl i cht • 

Die Annahme eines HARROD- neutralen gesamtw i rtschaftl ichen Fortschritts wird durch die 
in der Real itöt langfristig annöhemd konstante Lohnquote gerechtfertigt. 

Der Zusammenhang zwischen sektoraler Faktorentlohnung, intersektoraler Faktormobil itöt 
und gesamtwirtschaftlichem Wachstum mit und ohne technischen Fortschritt ließe sich mit 
einem Zwei- oder Mehr-Sektoren-Modell darstellen. Wöhrend in solchen Modellen stets 
eine bilaterale Beziehung zwischen den Sektoren unterstellt wird, gelten im vorliegenden 
Modell nur unilaterale Beziehungen. Gesamtwirtschaftliche Variable beeinflussen als exogene 
Größen den Agrarsektor. Die gegenlöufigen Beziehungen zwischen den Variablen des Agrar
sektors und den gesamtwirtschaftl ichen Variablen werden dagegen vernachlHssigt. 

Dieser Modellansatz ist fUr Volkswirtschaften mit einem relativ kleinen Agrarsektor realitöts
nah. Daher kann dieses Modell leichter als die Zwei- oder Mehr-Sektoren-Modelle empirisch 
UberprUft werden: Es sind lediglich sektorale und gesamtwirtschaftliche Produktionsfunktionen 
zu bestimmen, wöhrend der sektorale und gesamtwirtschaftliche Kapitalbildungsprozeß ausge
klammert werden kann. 

Im Gegensatz zu Zwei- und Mehr-Sektoren-Modellen gestattet die Annahme unilateraler 
Beziehungen durch den Verzicht auf spezielle Produktionsfunktionen im Modellansatz eine 
allgemeinere Lösung: Produktions- und Subsitutionselastizitöten erscheinen explizit im Er
gebnis und werden nicht durch die Wahl der Produktionsfunktion impliziert. Da im Modell
ansatz von variablen Produktionselastizitöten, aber konstanten Substitutionselastizitöten, aus
gegangen wird, liegt der Analyse implizit eine CES-Produktionsfunktion zugrunde. 

In vorliegender Untersuchung wird es nicht möglich sein, den Einfluß einer wachsenden Volks
wirtschaft mit und ohne technischen Fortschritt auf die inter- und intrasektorale Faktormobilitöt 
genau so ausfuhrlieh darzustellen wie auf die sektorale Faktorentlohnung. Diese Eingrenzung 
scheint im Hinblick auf die Themen anderer Referenten sinnvoll. 

Die Faktormobilitöt wird daher im folgenden nur indirekt angesprochen: Aussagen Uber die 
Wirkung des technischen Fortschritts auf Abwanderungsraten bei paritötischer Einkommens
entwicklung geben implizit auch die Richtung der Faktormobilitöt an, die in der Realitöt an
zutreffen sein wird. Da zwischen Faktorwanderungen und Einkommensunterschieden eine hohe 
Korrelation unterstellt werden kann, gibt die gleichgewichtige Abwanderungsrate gleichzeitig 
auch Aufschluß Uber den MobilitHtsgrad. 

1.2 Begriffsbestimmung 

Unter Faktormobilitöt wird im folgenden einfach die intersektorale Wanderung von Faktoren 
verstanden. 

Von einer wachsenden Volkswirtschaft soll immer dann gesprachen werden, wenn das reale 
Sozialprodukt oder Volkseinkommen einer Periode grtißer ist als in der vorhergehenden Periode. 
Da die Zahl der Arbeitskröfte als konstant angesehen wird, bedeutet ein einprozentiges Wachstum 
auch stets eine einprozentige Erhöhung der Arbeitsproduktivitöt. "Unter technischem Fortschritt 
versteht man (1) die Schaffung neuer, d.h. bis zu der betreffenden Zeit unbekannter Produkte, 
(2) den Übergang zu neuen Produktionsverfahren, die es gestatten, eine gegebene Menge von 
Produkten mit geringeren Kosten bzw. mit den gleichen Kosten eine größere Produktionsmenge 
herzu stell en" (OH, 37, S. 302). 
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Der zweite Aspekt soll in leicht abgewandelter Definition als Grundlage vorliegender 
Untersuchung dienen. Da Kosten sich aus dem Produkt von Faktoreinsatz und Faktor
preisen ergeben, kann eine Änderung der Kosten stets auf zwei Ursa«hen beruhen. Die 
PreisC:lnderung kCSnnte z.B. die MengenC:lnderung kompensieren, 50 daß sich zwar im 
realen Bereich die Ertrags-Aufwands-Relation vertlndert hat, aber nicht monetC:lr. Durch 
den technischen Fortschritt sollen jedoch nur die Änderungen im technischen Bereich 
der Produktion erfaßt werden. Daher wird er im folgenden mit Verschiebungen der Pro
duktionsfunktion identifiziert (WAL TER, 47, S. 233, oder WIllER, 49, s. 15). 

2 Der Zusammenhang zwischen intersektoraler FaktormobilitC:lt und Wachstum des 

Volkseinkommens 

Ein maximales Einkommen kann unter der Bedingung vollstC:lndiger Konkurrenz auf dem 
Gutermarkt nach dem PARETO-Optimum erzielt werden, wenn die Grenzrate der Sub
stition zwischen zwei Faktoren bei allen Unternehmungen und bei allen Sektoren gleich 
ist dem VerhC:lltnis der Faktorpreise (HENDERSON-QUAN DT, 20, S. 217 f.). Der gewinnma
ximierende Unternehmer wird bei vollstC:lndiger Konkurrenz auf Produkt- und FaktormC:lrkten 
bestrebt sein, die Gleichheit von Wertgrenzprodukt und Faktorpreis zu verwirklichen und 
damit zu einer Maximierung des Volkseinkommens beitragen. 

Aus dem PARETO-OPTIMUM ergibt sich, daß Faktorwanderungen, die durch Einkommens
unterschiede hervorgerufen werden, stets zu einer Erhöhung des Volkseinkommens fuhren. 
Diese Aussage gilt jedoch zunC:lchst nur unter den dem PARETO-Optimum zugrunde lie
genden PrC:lmissen. Insbesondere ist zu fragen, ob das Theorem auch Gultigkeit behC:lIt, 
wenn nicht alle Faktoren in allen Sektoren und Unternehmungen einer Volkswirtschaft ein
gesetzt werden kCSnnen. Diese Frage erhC:llt fUr die Beurteilung der Faktorwanderung 
zwischen der landwirtschaft und anderen Sektoren besondere Bedeutung: Große Teile des 
landwirtschaftlich genutzten Bodens entziehen sich weitgehend anderer Verwendung. 
Ebenso durfte ein Teil der spezifischen Qualifikation der in der landwirtschaft TC:ltigen 
in anderen Sektoren nur einen geringen - wenn uberhaupt einen - Produktionsbeitrog 
leisten. Gleiches gilt fUr das fixe Kapital im Agrarsektor. 

Um die Argumentation zu vereinfachen, soll zunC:lchst angenommen werden, doß zwar 
die Produktionsfunktionen in der landwirtschaft und in den ubrigen Sektoren linear-homogen 
sind, doch soll das Agrarprodukt mit den drei in sich homogenen Faktoren Arbeit, Kapital 
und Boden erstellt werden, die gewerblichen Produkte dagegen nur mit den bei den Fak
toren Arbeit und Kapital. 

Wenn die an Einkommensunterschieden orientierten intersektoralen Faktorwanderungen 
stets zu einer Erhöhung des realen Volkseinkommens beitragen, muß die gesamte produ
zierte GUtermenge nach der Faktorwanderung stets gr<Sßer sein als vor der Faktorwan
derung. Eine Uberprufung dieser Aussage kann durch Schaubild 1 verdeutl icht werden. 

Entsprechend obigen Annahmen stellt die Wertgrenzproduktkurve fUr den gewerblichen 
Bereich eine Gerade, parallel zur Abszisse verlaufend, dar. Eine x-%ige Variation des 
Faktorbundels (K, L) fuhrt stets zu einer x-%igen Variation der Ausbringungsmenge. Im 
Agrarsektor ist die ProduktionselastizitC:lt des FaktorbUndels dagegen kleiner als 1. Da 
dieser Sektor zur Produktion laut Annahme auch den sektorspezifischen Faktor Boden be
nötigt und dessen ProduktionselastizitC:lt gr<Sßer als 0 ist, muß die im Schaubild 1 ge
zeichnete Wertgrenzproduktkurve einen fallenden Verlauf aufweisen. 

Wird von der Faktorwanderung im Agrarsektor das Faktorbundel (~lA}O und im gewerb

lichen Bereich das Faktorbundel (K l )0 eingesetzt, so ergibt sich das gesamte reale 
g g 
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Der Zusammenhang zwischen Faktorwanderungen und Höhe 
des Sozialprodukts bei Vorhandensein von 

sektorspezifischen Faktoren 

Schaubild 1 

Wertgrenzproduktkurve im Agrarsektor 
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Wertgrenzproduktkurve im gewerblichem Bereich 

/iJIP,.Qg) ) 
{al~L,)4r------------,--~,-----

I 

D' C' 

1 
1 

,I 
AI 

I 
I 
I 
I 
I 

: B' 

Sozialprodukt aus der Summe von {P gOQg)O u. {P AOQA)O' Besteht bei dieser Faktor

allokation eine Einkommensdisparittlt und wandern daher Faktoren vom Agrarsektor zum 
gewerblichen Bereich, bis die Wertgrenzprodukte des Faktorbundels in beiden Sektoren 
gleich sind, so steigt die Produktion im gewerblichen Bereich um A' B' C'O' und sinkt im 
Agrarsektor um ABCO. Aus dem Schaubild ersieht man, daß der Produktionsanstieg immer 
größer sein muß als der Produktionsabfall. 

Agrtrilr.6d. 7//11 

Aus dem Ergebnis folgt, daß einkommensinduzierte Faktorwanderungen zwar bei vollstön
diger Konkurrenz und linear-homogenen Produktionsfunktionen das Volkseinkommen er
höhen, aber Verteilungsprobleme aufwerfen. Durch Faktorwanderungen vertlndert sich das 
Einkommen der sektorspezifischen Faktoren. Vor der Wanderung war das Bodeneinkommen 
der Fltlche ECG gleich und nach der Wanderung FOG. 

Das Ergebnis gilt nicht nur bei der Annahme linear-homogener Produktionsfunktionen. Das 
Volkseinkommen wird durch die Faktorwanderung stets erhöht, wenn das Wertgrenzprodukt 
der wandernden Faktoren steigt. Jedoch fuhrt die Wanderung nur bei Homogenitätsgraden 
von 1 und kleiner als 1 stets zu einer Angleichung der Faktorpreise. Ist dagegen der Homo
genitötsgrod in einem Sektor größer als 1 und in den anderen ~ 1 oder in allen Sektoren 



größer als 1, aber unterschiedlich, so kann eine Maximierung des Volkseinkommens 
nur möglich werden, wenn alle Faktoren in dem Sektor mit der Produktionsfunktion 
vom höchsten Homogenitötsgrad beschöftigt sind. 

3 Sektorale und gesamtwirtschaftliche Faktorentlohnung und intersektorale 

Faktormobilitöt in einer wachsenden Volkswirtschaft ohne technischen 

Fortschri tt 

Grundsötzlich fuhrt die intersektorale Faktormobilitöt bei linear-homogenen Produk
tionsfunktionen zu einer Angleichung der Faktorentgelte in den verschiedenen Sek
toren einer Volkswirtschaft. Will man daher die Entwicklung der sektoralen Faktor
entgelte in einer wachsenden Volkswirtschaft ohne technischen Fortschritt analysieren, 
so ist es notwendig, zunöchst die Entwicklung der durchschnittlichen Faktorentgelte 
in der Volkswirtschaft zu untersuchen. 

3.1 Die durchschnittliche Faktorentlohnung in einer wachsenden 
Volkswirtschaft ohne technischen Fortschritt 

Das Wachstum des realen Volkseinkommens in einer Volkswirtschaft ist ohne techni
schen Fortschritt nur möglich durch Erhöhung des Faktoreinsatzes und/oder durch 
einen Strukturwandel. Wöhrend die Vermehrung des Faktoreinsatzes bei gegebenen 
sektoralen Produktionsfunktionen eine Erhöhung des Mengenausstoßes inAbhöngig-
keit von den Produktionselastizitöten bedeutet, kann durch einen Wandel der Struk-
tur des Faktoreinsatzes zwischen den Sektoren der gesamte Ausstoß gesteigert werden, 
wenn Faktoren von Bereichen niedriger totaler Faktorproduktivitöt zu Bereichen hoher 
totaler Faktorproduktivitöt wandern. Da von diesen beiden Ursachen des Wachstums 
der erste Effekt in den Auswirkungen bedeutend störker ist, soll vornehmlich dieser 
Einfluß auf die durchschnittliche Faktorentlohnung in der Volkswirtschaft geprUft werden. 

Da der Arbeitseinsatz uber mittel- bis löngerfristige Zeitröume in der Regel nur wenig 
erhöht wird, geht das Wachstum in Volkswirtschaften ohne technische Fortschritte auf 
die Erhöhung des Kapitalstocks zurUck. Eine Erhöhung eines Produktionsfaktors fuhrt 
aber zu einer Änderung der Knappheitsrelationen zwischen den Faktoren und damit zu einer 
Änderung der Faktorpreisrelation: Der Lohnsatz steigt, wöhrend die Kapitalrendite sinkt. Das 
Ausmaß der Änderung der Faktorpreisrelation wird neben der Änderung der Faktori,ntensitöt von 
den Produktionsbedingungen bestimmt, nömlich der Substitutionselastizitöt (0'). Ist diese fUr 
die gesamtwirtschaftl iche Produktionsfunktion gleich 1, so fuhrt eine l-%ige Erhöhung der Ka
pital intensitöt zu einer l-%igen Steigerung der Lohn-Zins-Relation. Ist (j < 1, so steigt die 
Lohn-Zins-Relation um mehr als 1 % und bei cl > 1 um weniger als 1 % bei einer l-%igen Er
höhung der Kapitalintensitöt. 

Neben der Entwicklung der gesamtwirtschaftlichen Faktorentlohnung hat auch die gesamtwirt
schaftliche Wachstumsrate einen Einfluß auf die sektorale Faktorentlohnung und intersektorale 
Faktormobilitöt. Das Ausmaß des Wachstums des realen Volkseinkommens wird in dem hier be
trachteten Fall durch die Produktionselastizitöt €Kg des Kapitals vorgegeben. Da e Kg in der 

Regel zwischen 0 und 1 liegt, ist die Zuwachsrate des Volkseinkommens meistens kleiner als 
die Änderungsrate der Kapital intensitöt. 

Nach der Darstellung der relevanten gesamtwirtschaftlichen Größen in einer wachsenden Wirt
schaft ohne technischen Fortschritt ist es möglich, die sektorale Faktarentlohnung und die inter
sektorale Faktormobilitöt darzustellen. 
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3.2 Sektorale Faktorentlohnung und intersektorale Faktormobil it!:lt in einer 
wachsenden Volkswirtschaft ohne technischen Fortschritt 

Die Richtung der Faktorwanderungen in einer wachsenden Volkswirtschaft ohne tech
nischen Fortschritt kann ermittelt werden, wenn gezeigt wird, welche Faktorausstat
tung im Agrarsektor ein paritätisches Faktoreinkommen erzielen kännte. Wäre z. B. 
das paritätische Agrareinkommen mit einem erhöhten Faktorbestand zu erzielen, so 
würde das bei begrenzter Mobilität der Faktoren bedeuten, daß die Agrareinkommen 
stärker stiegen als die durchschnittlichen Faktoreinkommen in der Volkswirtschaft und 
daß daher eine Faktorwanderung zum Agrarsektor einsetzt. 

Bei der Analyse wird davon ausgegangen, daß sowohl die gesamtwirtschaftlichen als 
auch die sektoralen Produktionsfunktionen linear-homogen sind. Ein paritätisches Sek
toreinlkommen kann sowohl durch Wanderungen von Kapital als auch Arbeit erzielt 
werden. Um die Analyse zu vereinfachen, wird unterstellt, daß der Agrarsektor keine 
Vorleistungen bezieht. Boden wird im folgenden grundsätzlich zum Kapital addiert, 
lediglich im Agrarsektor wird das gesamte Kapital in Boden und Ubriges Kapital 
disaggregiert • 

Bei der Darstellung der Zusammenhänge werden folgende Symbole und Definitionen 
verwandt: 

Y 
r 

K 
g 

reales Volkseinkommen 

gesamtwi rtschaftl icher Kapital stock 

gesamtwirtschaftliche Kapitalrendite 

gesamtwi rtschaftl icher Lohnsatz 

sektorale Kapital rendite 

sektoraler Lohnsatz 

gesamtwi rtschaftl icher Arbeitseinsatz 

dY 
r 

y 
r 

dK 
9 

K 
9 

dY 
r 

y 
r 

dL 
9 

L 
9 

gesamtwirtschaftliche Produktionselastizität des Kapitals 

gesamtwirtschaftliche Produktionselastizität der Arbeit 

Q Produktionsmenge des Agrarsektors 
P Preis der Agrarprodukte 
LA - Arbeitseinsatz im Agrarsektor 

KA - Kapitaleinsatz im Agrarsektor 

B landwi rtschaftl ich genutzte Bodenmenge 
9 landwirtschaftlicher Bodennutzungspreis 
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dQ 

&KA = 
Q 

= Produktionselastizitöt des Kapitals im Agrarsektor 
dKA 

KA 

dQ 

eLA 
er- = Produktionselastizitöt der Arbeit im Agrarsektor = dLA 

LA 

dQ 
Q""" 

&BA dB :: Produktionselastizitöt des Bodens im Agrarsektor 
-B-

dQ 

ep 
Cl = Preiselastizitöt der Nachfrage nach Agrarprodukten = dp 

P 

dQ 

"l = Cl = Einkommenselastizitöt der Nachfrage nach Agrarprodukten 
dY r 
y-

r 

Um die gleichgewichtige Faktorausstattung im Agrarsektor ermitteln zu können, mUssen 
zunöchst mit Hilfe der definierten Variablen die mit dem Wachstum einhergehenden 
Ät\derungen der Faktorpreise in der Volkswirtschaft formelmößig cbrgestellt werden. 

Oben wurde gezeigt, daß die Wachstumsrate des Volkseinkommens bei einer Vermehrung 
des Kapitalstocks von der gesamtwirtschaftlichen Produktionselastizitöt abhöngt. Es gilt 
also : 

dY 
r 

(1) y 
r 

dK 1) 
9 

K 
9 

FUr das Volkseinkommen gUt bei Zurechnung der Gewinne zur Kapitalrendite die 
Identitöt: 

(2) y 
r 

=Lol+K.r +Bog 
9 9 9 g 

1) Da die Produktionselastizitöten entsprechend der implizierten CES-Produktionsfunktion 
variabel sind, sind bei der empirischen Arbeit entweder Bogenelastizitöten einzusetzen 
oder der jeweilige Mittelwert zweier Beobachtungspunkte (vgl. z. B. L. CHRISTENSEN 
und D. JORGENSON, U.S. Real Product and Real Faktor Input 1929 - 1967, S. 26). 
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Daraus errechnet sich durch totale Differentiation und Division des Ergebnisses durch (2): 

dY L . I dL dl K . r dK dr 
r 9 9 (~ r) 9 9 (-g ~) (3) Y = + + y + y L K r 
r r 9 9 r 9 9 

B 9 dB dg 
+ -y--

r 
(-+ -) 

B 9 

Da bei linear-homogenen Produktionsfunktionen die factor-shares 
L.I K.r B.g 
9 9 9 9 und 
y y 

r r 
-y-- gleich den korrespondierenden Produktions

r 

elastizitöten sind und die Bodenmenge im Agrarsektor sowie der gesamtwirtschaftliche 
Arbeitseinsatz konstant sind, erhöh man aus (1) und (3): 

dK dl dK dr dg 

&Kg • --g = tLg 9 tKg. -g + tKg • ~BA • (4) -1-+ -+ K K r 9 
9 9 9 

oder dl 8 Kg dr eBA dg 
9 

(5) - = 
tLg ~ 

. 
I 9 
9 

(5) zeigt, daß die Änderung der Faktorpreisrelationen in einer wachsenden Wirtschaft 
ohne technischen Fortschritt von dem Kehrwert der portiellen gesamtwirtschaftlichen 
Produktionselastizitöten abhöngt. 

Die Änderung der Faktorpreisrelationen bei einer Änderung der Knappheitsrelation der 
Faktoren wird bei einer Entlohnung der Faktoren nach dem Wertgrenzprodukt von dem 
Verlauf der Isoquante bestimmt, somit von der Substitutionselastizitöt. 

(6) 

K K 
d (~) d (~) 

9 B 
-~K~ K 

J.. ~ 
L B 

d KL= 9 

9 d (f) 
(7) 

r 

dKB = 
9 

d 

9 
r 

Da bei linear-homogenen Produktionsfunktionen mit konstanten Substitutuionselastizitöten 
die historischen Substitutionselastizitöten identisch sind mit den eigentlichen (vgl. H. HESSE 
und B.GAHLEN, 22 a, S. 186 f), erhöh man aus (6) und (7) durch Umformung und BerUck
sichtigung eines konstanten Arbeits- und Bodeneinsatzes : 

(8) 

(9) 

dl 1 dK dr 
-g --g+~ 

I =ctKI· K r 
9 9 9 9 

dr 
9 

r 
9 

d 1 dK 
9 9 = - + 

9 dgKB Kg 
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dK 
Da die Wachstumsrate des gesamtwirtsc:haftlichen Kapitalstocks ( g) 

"'l< 
9 

als exogene Variable betrachtet wird, ki:Snnen aus den Gleichungen (5), (8) und (9) 
die Änderungsraten der Faktorpreise berechnet werden. Man erhi:llt : 

(10) 

(11) 

(12) 

dr t L tBA dK 
9 9 9 

r 
9 

= - (d KL + d KB ) J< 
9 9 9 

dl 
9 

-1- = 
9 

d 
9 

9 
= 

1 -eLg eBA dKg 

(KL 1(8) -K-
O'g O'g 9 

1 -CBA 

( KB 
6 g 

dK 
9 

-K--
9 

Nach Gleichung (10) sinkt die Kapital rendite bei gegebenen Substitutionselastiziti:lten 
und gegebener Änderungsrate des gesamtwirtschaftlichen Kapitalstocks um so mehr, je 
gri:lßer die Produktionselastiziti:lten der Arbeit und des Bodens sind. Große Produktions- -
elastiziti:lten von Arbeit und Boden bedeuten bei linear-homogenen Produktionsfunktionen 
eine kleine Produktionselastiziti:lt des Kapitals. Je kleiner die Produktionselastiziti:lt des 
Kapitals ist, um·so mehr befindet man sich im unteren Bereich der Nachfragekurve nach 
dem Faktor Arbeit. Wird nun Kapital erhöht, so muß sein Preis um so mehr fallen, je 
weniger knapp der Faktor ist bzw. je kleiner die Produktionselastiziti:lt des Kapitals ist. 

Die Substitutionselastiziti:lt als Maß fUr die KrUmmung der Isoquante gibt an, wie leicht 
sich die Faktoren substituieren lassen. Es ist daher versti:lndlich, daß die Änderung der 
Faktorpreisrelation neben der Knappheitsrelation der Faktoren im Ausgangszulitand auch 
von d g ,dem Koeffizienten, der die Substituierbarkeit der Faktoren angibt, bestimmt 

wird. Ein großes d bedeutet eine leichte Substituierbarkeit ( d = ()Q bedeutet 
g 

völlige Identiti:lt der Faktoren) und ein kleines a nur eine geringe Substituierbarkeit 
(d = 0 bedeutet das Vorliegen von Leontief-Produktionsfunktionen). Gleichung (10) 
zeigt daher, daß die Kapital rendite um so mehr sinkt, je kleiner die Substitutions
elastiziti:lten sind. 

Wi:lhrend nach Gleichung (10) bei d KB '" 00 und d KL,p 00 die Kapital rendite bei 

9esamtwirtschaftlicher Kapitalakkum~lation stets sinkt,9ist das Ergebnis fUr die Änderungs
raten von Lohnsatz und Bodennutzungspreis nicht so eindeutig. Nur wenn g KL = d KB, 
sind die Änderungsraten stets positiv. Eine negative Änderungsrate des Lohn~tzes is~ nach 
(11) möglich, wenn die Substitutionselastiziti:lt zwischen Kapital und Arbeit bedeutend 
gri:lßer als zwischen Kapital und Boden ist. Ein gegebener Unterschied in den Substitutions
elastiziltiten kann um so eher zu einer negativen Änderungsrate des Lohnsatzes fUhren, je 
gri:lßer die Relation zwischen den Produktionselastiziti:lten von Arbeit und Boden ist. Da 
in Industrieli:lndem die gesamtwirtschaftliche Produktionselastiziti:lt des Bodens relativ 
klein ist, wird der Lohnsatz bei einer Kapitalakkumulation und den empirisch ermittelten 
Gri:lßen der Substitutionselastiziti:lten stets steigen. Bei Produktionselastiziti:lten fUr Boden 
von 0,1 und fUr Arbeit von 0,6 sowie einer Substitutionselastiziti:lt zwischen Kapital und 
Boden von 1 mUßte z. B. die Substitutionselastiziti:lt zwischen Kapital und Arbeit gri:lßer 
als 7 sein. Die empirisch ermittelten Substitutionselastiziti:lten zwischen Kapital und Arbeit 
liegen jedoch meistens um 1 (HESSE und GAHLEN ,22, S. 483). 
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Nach Gleichung (12) ist eine negative Änderungsrate des Bodennutzungspreises als 
Folge der Kapitalakkumulation möglich, wenn die Substitutionselastizitl:lt zwischen 
Kapital und Boden bedeutend größer ist als zwischen Kapital und Arbeit. Bei den bis
her empirisch ermittelten Substitutions- und Produktionselastizitl:lten ist jedoch stets 
mit einem Steigen der Bodennutzungspreise zu rechnen. Gleichung (12) zeigt, daß 
die Steigerungsrate um so großer ist, je kleiner cet. par. die Substistutionselastizitl:lt 
zwischen Kapital und Boden ist bzw. je unl:lhnlicher in produktionstechnischer Sicht 
die Faktoren Kapital und Boden sind. 

Nach der Darstellung der gesamtwirtschaftlichen Wirkung der Vermehrung des Kapitalstocks 
auf die Faktorpreise ist es mögl ich, die Faktorausstattung im Agrarsektor zu ermitteln, 
die ein paritl:ltisches Einkommen erziel t. 

Die Änderung der Faktorausstattung eines Sektors ergibt sich bei paritl:ltischer Einkom
mensentwicklung durch Nachfrage- und Angebotsverl:lnderungen. Die Nachfrage nach 
Agrarprodukten steigt infolge des erhöhten Volkseinkommens und durch mögliche Agrar
preissenkungen in Abhl:lngigkeit von Einkommens- und Preiselastizitl:lten der Nachfrage. 
Es gilt daher: 

dO D 

(13) 
OD 

t1,. 

und wegen (1) auch: 

dO D 

(14) --= "l' eK 
OD g 

dY 
r 

--+ 
Y 

r 

dK 
g 

K 
g 

+ 

dP 

P 

dP 

P 

Die Erhöhung des Angebots von Agrarpradukten kann ohne technischen Fortschritt nur 
durch vermehrten Faktoreinsatz erzielt werden und hl:lngt somit von der Produktionsfunktion 
ab. 

(15) 
CLA • 

dKA dB 

+ eKA • --+tBA·-
KA B 

Die Erhöhung des Angebots kann nur dann ein paritl:ltisches Faktoreinkommen gewl:lhr
leisten, wenn die Änderungsrate des Wertes der Agrarproduktion der Summe der Änderungs
raten der gleichgewichtigen Faktoreinkommen entspricht. Es muß somit gelten: 

5 
dP dO dLA diA dKA drA 

(16) - + - = e -+ t. .-+ C .-+ e .-
P OS LA LA LA IA KA KA KA rA 

dB dg 

+ t BA -+ t BA • -
B g 

diA dl drA dr 
g g 

(17) 
~ 

=-1- und = 
rA r 

9 9 

Gleichgewicht erfordert weiterhin: 
dQD dQs 

(18) on QS 
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Die Änderung des Faktoreinsatzes im Agrarsektor bei einer Änderung der Faktorpreis
relation wird von den Substitutionsmöglichkeiten bestimmt und somit von den Sub
stitutionselastizitöten. Da unterstellt wird, daß Boden grundsi:itzlich als Kapital zu 
betrachten ist und nur im Agrarsektor einen spezifischen Produktionsfaktor darstellt, 
kann die gesamtwirtschaftliche Substitutionselastizität zwischen Kapital und Boden 
als identisch mit der sektoralen angesehen werden. 
Es gilt somit 

(19) 

Die Substitutionselastizität zwischen Kapital und Arbeit im Agrarsektor ist definitions-
gemäß : 

d 

(20) 

d 

Aus dem Gleichungssystem (10) bis (20) können bei konstanter landwirtschaftlicher 
Nutzfläche die Änderungsraten fUr den Kapital- und Arbeitseinsatz im Agrarsektor be
rechnet werden. Man erhält : 

(21 ) 
"I' C'Kg • (Jg 

KL 

"t. 

d KL 
9 

KL 
.Og -c p 

j KL 
• VA 

(22) ---- ---------------------------------------------
d KL 

9 

dK 
9 

K 
9 

dK 
9 

K 
9 

Die Gleichungen (21) und (22) sollen zuni:ichst unter einer speziellen Annahme diskutiert 
werden. Im Gleichungssystem wurde unterstellt, daß im Agrarsektor die Faktorentlohnung 
nach den Wertgrenzproduktivitäten erfolgt. Diese Annahme durfte besonders fUr Familien
betriebe wenig realiti:itsnah sein. Daraus folgt, daß die Änderung der gesamtwirtschaftlichen 
Faktorpreisrelation weniger einen Einfluß auf die Änderung der Faktorintensität ausuben 
wird als die Änderung des gesamten Agrareinkommens. Es soll daher zunächst geprUft werden, 
wie sich bei gesamtwirtscl<ftlicher Kapitalakkumulation und ohne faktorpreisinduzierte 
Faktorsubsti tution ( dA = 0 ) die Faktorausstattung im Agrarsektor Clndert. 

Bei d A KL = 0 wird aus (21) und (22) : 

KL 
• d 9 - Cp ( e Lg - 6 LA ) 

(23) K[ fl l' 
d 9 ( ~ LA + ~KA ) 
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& d KL _ L-"l. Kg· g ~p 
(24) -- = ----ü;-----------

d g KL (e LA + CKA ) 

dK 

dK 
g 

K 
g 

Da T gernöß Annahme stets positiv ist, kann der Faktoreinsatz im Agrarsektor 
g 

nur konstant bleiben oder zunehmen, wenn der erste Quotient auf der rechten Seite 
der Gleichung (23) bzw. (24) 0 oder positiv ist. Entspricht die landwirtschaftliche 
ProduktionselastizitHt der Arbeit der gesamtwirtschaftlichen (e Lg = C LA ), so fUhrt 

die gesamtwirtschaftliche Kapitalakkumulation bei einer positiven EinkommenselastizitHt 
stets zu einer Zunahme des landwirtschaftlichen Faktoreinsatzes. Diese Zunahme wird 
bei gegebener EinkommenselastizitHt um so größer sein, je größer die gesamtwirtschaft
liche ProduktionselastizitHt des Kapitals und je kleiner die Summe der landwirtschaft
lichen ProduktionselastizitHten von Arbeit und Kapital sind. Das ist einleuchtend: 
Die gesamtwirtschaftliche ProduktionselastizitHt zeigt an, wie sich das Volkseinkommen 
infolge der Kapitalakkumulation und damit bei gegebener EinkommenselastizitHt die 
Nachfrage nach Agrarprodukten erhöht, und die Summe der landwirtschaftlichen Pro
duktionselastizit!lten gibt an, wie sich das Angebot durch eine Variation des Faktor
bundeis (K, L) !lndert. 

Die EinkommenselastizitHt der Nachfrage nach Agrarprodukten nHhert sich in vielen 
IndustrieiHndem der Größe O. Unter diesen Bedingungen kann bei gesamtwirtschaftlicher 
Kapitalakkumulation die Faktorausstattung des Agrarsektors nur zunehmen, wenn die 
ProduktionselastizitHt der Arbeit im Agrarsektor kleiner ist als in der Volkswirtschaft. 
Bei gegebener Faktorpreisrelation bedeutet dies, daß bei '" = 0 die ArbeitsintensitHt 

im Agrarsektor kleiner sein muß als in der Volkswirtschaft (LA <:a). In diesem Fall 
KA Kg 

sinken im Agrarsektor durch die gesamtwirtschaftliche Erhöhung der Löhne und Senkung 
der Kapital rendite die Durchschnittskosten, so daß bei unverHnderter Nachfragekurve 
('1 = 0), und damit konstanten Preisen, das Agrarproduktangebot tendenziell steigen 
wird. 

Da in der RealitHt in hochentwickelten Volkswirtschaften die KapitalintensitHt im Agrar
sektor uber der durchschnittlichen liegt, folgt aus den Gleichungen (23) und (24), daß 
selbst bei einer EinkommenselastizitHt von 0 keine Abwanderung aus dem Agrarsektor 
zur Erzielung eines parit!ltischen Faktoreinkommens notwendig ist, wenn die Substitutions
elastizitHt zwischen Kapital und Arbeit im Agrarsektor 0 ist. 

Eine Abwanderung von Arbeitskröften aus der Landwirtschaft kann jedoch auftreten, wenn 
sich die landwirtschaftlichen Betriebe der geHnderten Faktorpreisrelation durch eine 
Substitution von Arbeit durch Kapital anpassen. Bei einer Entlohnung der Faktoren nach 
dem Wertgrenzprodukt wird das neue Gleichgewicht durch die SubstitutionselastizitHt 
zwischen Kapital und Arbeit angegeben. Nach Gleichung (21) kann der Arbeitseinsatz 
bei einer EinkommenselastizitHt von 0 nur konstant bleiben, wenn gilt: 

K L - t p ( C Lg - t LA ) 
dA = ----------

tKA 
(25) 
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Ist d AKl kleiner als die rechte Seite von (25), so kcmnen in der landwirtschaft mehr Arbeits

kröfte eingesetzt werden, und istd A Kl größer als die rechte Seite von (25), so müssen aus 

der landwirtschaft Arbeitskröfte abwandern. 
Da die Substitutionselastizitöt bei linear-homogenen Produktionsfunktionen nach obiger Defi-

nition stets positiv ist, kann ~ 2: 0 nur vorliegen, wenn die Produktionselastizität der Ar

beit im Agrarsektor kleiner ist als in der Volkswi rtschaft. Dieses Ergebnis ist einleuchtend, 
da oben gezeigt wurde, daß 'LA< 'La eine notwendige Voraussetzung für die Zunahme 
der Faktorausstattung im AgrarSektor iSF. 

Ist z. B. dA Kl gemäß einer COBB-DOUGLAS-Produktionsfunktion gleich 1, so müßte für 

dlA 
-- ~ 0 gelten: 

lA 

(26) 

Bei e p > - 1 gibt es jedoch keine zwei positiven Werte für & Kg und 'KA' die der Bedingung 

genügen. Das bedeutet, daß bei einer wachsenden Volkswirtschaft ohne technischen Fortschritt 
und einer Einkommenselastizitöt von 0 Arbeitskröfte aus der landwirtschaft abwandern müßten. 

In Übersicht 1 sind einige Werte von dA KL angegeben, die der Bedingung (25) bei vorgege
benen Elastizitätswerten genügen: 

Übersicht 1: Substitutions-, Preis- und Produktionselastizitöten bei einer Einkommenselastizität 
von 0, konstantem Arbeitseinsatz im Agrarsektor und paritätischer Einkommensent
wicklung 

Schematisches Beispiel 

Produktionselastizitöten 

Substitutions- Preis-
elastizitöt elastizitöt im Agrarsektor in der 

dA C;p fLA 
Volkswi rtschaft 
CLg 

0,05 0,6 0,8 
0,025 

- 0,1 0,6 0,7 
0,06 0,5 0,8 
0,04 0,5 0,7 

0, 1 0,6 0,8 
0,05 0,6 0,7 
0,12 - 0,2 0,5 0,8 
0,08 0,5 0,7 

0,15 0,6 0,8 
0,075 - 0,3 

0,6 0,7 
0,18 0,5 0,8 
0,12 0,5 0,7 



Aus der Übersicht kann abgelesen werden: 

1) daß bei einer gegebenen PreiselastizitCit der Nachfrage nach Agrarprodukten die Substitu
tionselastizitCit um so größer sein kann, je größer die Differenz zwischen der sektoralen 
und gesamtw i rtschaftl i chen Produkti onselastiz i tCit ist, 

2) daß, je größer die PreiselastizitCit der Nachfrage ist, um so größer bei einer gegebenen 
Differenz der Produktionselastizitöten die SubstitutionselastizitCit sein kann. 

WHre die SubstitutionselastizitCit bei der Agrarproduktion annCihemd 0, so wurde selbst bei 
einer EinkommenselastizitCit von 0 keine Abwanderung aus der landwirtschaft notwendig 
sein, wenn t p < 0 und t LA< elg •.. Dieses Ergebnis ist einleuchtend: Eine Substitutions
elastizitCit von 0 bedeutet, daß eine Anderung des FaktorpreisverhCiltnisses keinen Einfluß 
auf die eingesetzte Faktormengenrelation hat. Wird in der Volkswi rtschaft Kapital vermehrt 
und steigt (fHllt) daher der lohn (die Rendite), so wird sich der Agrarsektor dieser Änderung 
entweder durch vermehrten oder verringerten Faktoreinsatz bei konstanter Mengenrelation 
anpassen. Ist die ProduktionselastizitCit der Arbeit im Agrarsektor kleiner als in der Volks
wirtschaft, so sinken bei den durch die Gleichungen (10) und (11) dargestellten Faktorpreis
Hnderungen die Durchschnittskosten im Agrarsektor. Der Agrarsektor wird daher seine Pro
duktion ausdehnen. Bei einer SubstitutionselastizitCit von 0 wird die Produktionserhöhung 
allerdings geringer sein als bei einer SubstitutionselastizitCit von> O. Daraus folgt, daß 
bei 'LA < Clg und '7t = 0 in einer ohne technische Fortschritte wachsenden Vo~wirt-
schaft die Agrarpreise um so mehr sinken, je größer die SubstitutionselastizitCit dA ist. 
Bei d > 0 wird die relativ verteuerte Arbeit durch Kapital substituiert und eine Abwande
rung von Arbeitskröften aus dem Agrarsektor in der Regel notwendig (vgl. dA Kl in Über
sicht 1). 

Die modell theoretischen Ausfuhrungen machen deutlich, daß wirtschaftliches Wachstum ohne 
technische Fortschritte in der Regel ein ausreichender Grund ist, Arbeit durch Kapital in 
der landwirtschaft zu substituieren. Im folgenden soll geprUft werden, welche Änderungen 
des Faktoreinsatzes in der landwirtschaft in einer wachsenden Volkswirtschaft mit techni
schem Fortschritt notwendig sind, damit ein paritHtisches Einkommen erzielt werden kann. 

4 Sektorale Faktorentlohnung und intersektorale FaktormobilitHt in einer wachsenden 

Volkswirtschaft mit technischem Fortschritt 

4.1 Zum Problem der Verteilung der Vor- und Nachteile von der EinfUhrung technischer 
Fortschritte 

Da der technische Fortschritt es ermöglicht, ein größeres GUtervolumen mit gleichem Faktor
mengeneinsatz zu erwirtschaften, kann er zu einer Erhöhung der Wohlfahrt einer Volkswirt
schaft beitragen. Von einer eindeutigen Wohlfahrtserhöhung kann aber nur gesprochen werden, 
wenn durch den technischen Fortschritt nicht eine Einkommenserhöhung auf der einen Seite 
durch eine Einkommensminderung auf der anderen Seite begleitet ist. Insbesondere interessiert 
im folgenden, wie der technische Fortschritt auf die Einkommensentwicklung des Agrarsektors 
insgesamt und auf die einzelnen Faktoreinkommen wirkt. 

Ist das oberste Ziel der Agrar- und Wirtschaftspolitik die Wohlstandsmaximierung, so ist es 
notwendig zu prUfen, wie die von der öffentl ichen Hand oder allgemein der Gesellschaft 
aufgewendeten finanziellen Mittel fUr die Forschung sich verteilungspolitisch auswirken. Es 
kann nicht apriori angenommen werden, daß die Vorteile des technischen Fortschritts sich 
gleichmäßig auf alle Sektoren und Einkommensempfänger verteilen (SCHULTZ, 45, S. 554; 
HEADY, 18, S. 293 ff.; JOHNSON und G.T. BARTON, 26, S. 39 H.; KENDRICK, 28, 
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S. 1065 ff.). Aufgabe der folgenden Analyse soll es daher sein, die Variablen zu bestimmen, 
von denen die Verteilung der Vor- und Nachteile des technischen Fortschritts abhangt. 

4.2 Direkte und indirekte Wirkungen des technischen Fortschritts auf die sektorale Faktorentloh
nung und die intersektorale Faktormobil itat 

Unter der direkten Wirkung des technischen Fortschritts wird hier lediglich die Verschiebung der 
Produktionsfunktion und damit die Erhöhung der partiellen GrenzproduktivitHten der Faktoren ver
standen. Die direkten Wirkungen zeigen somit an, wie sich als Folge des technischen Fortschritts 
die Faktorentlohnung entwickeln wUrde, wenn im Faktoreinsatz keine Änderung eintreten wUrde, 
und die Produktpreise unverlindert blieben. 

Von der indirekten Wirkung des technischen Fortschritts soll gesprachen werden, wenn sich als 
Folge des Fortschritts die FaktorintensitHten und die Produktpreise Hndern. 

Der zu untersuchende Zusammenhang 5011 durch einige Schaubilder verdeutl icht werden: 

Die Schaubilder 2a - 2c geben alledie Funktionen an, welche die Faktorpreise in der Landwirt
schaft bestimmen. Im Schaubild 2a wurde eine Produktionsfunktion abgetragen. Sie zeigt, welche 
Beziehung zwischen der Faktormenge Xl und dem Ertrag bei Konstanz der Faktoren ~ und x3 be
steht. Wird z. B. in einer bestimmten Periode die Faktormenge x lO eingesetzt, so erwirtscha'ftet 
die Landwirtschaft die Produktmenge Q • Welchen Erlös die Erzeuger fUr die produzierte Menge 
Q erzielen, wird durch die Marktsitua~ion bestimmt. Im Schaubild 2b wurde unterstellt, daß die 
N8chfragekurve nach Agrarprodukten einen regulHren Verlauf aufweist. Die zugrundegelegte 
Funktion zeigt, daß die Produzenten fUr die erzeugte Menge Q den Preis P erzielen können. 

o 0 

Bei gegebener Produktionsfunktion und gegebenem Produktpreis ist bei der Zielsetzung Gewinn
maximierung die Nachfrage eines Produzenten nach Faktoren eindeutig bestimmt. Man spricht 
daher auch seit MARSHALL von einer abgeleiteten Nachfrage. FUr den Produktpreis P und die 
Produktionsfunktion in Schaubild 2a ist die Nachfragekurve nach dem Faktor Xl in 3a 0 gezeich
net. Bei gegebener Angebotskurve ergibt sich der Faktorpreis rlO • 

Durch den technischen Fortschritt wird die Produktionsfunktion in 2a nach oben verschoben. Bei 
konstanten Produktpreisen fuhrt dies auch zu einer Verschiebung der partiellen Wertgrenzproduk
tivitHtskurven nach oben. Bei nicht völlig elastischem Faktorangebot steigen durch diesen direkten 
Effekt die Faktorpreise und damit die Sektoreinkommen. 

Eine Verschiebung der Produktionsfunktion nach oben erhöht bei konstantem Faktoreinsatz das 
Produktionsvolumen. Bei freier Preisbildung auf den ProduktmHrkten kann dies zu einer Produkt
preissenkung fuhren. Durch diesen ersten indirekten Effekt des technischen Fortschritts auf die 
Faktoreinkommen kann der einkommenserhöhende Effekt teilweise oder ganz in der Wirkung kom
pensiert werden. 

WHhrend durch den ersten indi rekten Effekt des technischen Fortschritts alle Faktorpreise gleich 
beeinflußt werden, wirkt sich die Verschiebung der Produktionsfunktion und damit der Wertgrenz
produktkurven nach oben nicht gleichmHßig auf die Faktorpreise aus. Einmal kann je nach der 
Art des technischen Fortschritts eine prozentual ungleiche Erhöhung der partiellen physischen 
Grenzprodukte der Faktoren eintreten, und zum anderen verlHuft die Faktorangebotskurve nicht 
fUr alle Faktoren gleich. Der erste direkte Effekt des technischen Fortschritts wird daher zu einer 
verlinderten Faktorkombination fuhren. Hierdurch können die partiellen Faktorpreise sowohl er
höht als auch gesenkt werden. Wird z.B. der Einsatz der Faktoren x2. und x3 in Schaubi Id 2 er
höht, so verschiebt sich die Produktionsfunktion nach oben, und damit steigr das physische Grenz
produkt des Faktors Xl. Je nach der Wirkung auf den Produktpreis wird sich die Faktornachfrage
kurve nach oben oder unten verlagern. Der zweite indirekte Effekt des technischen Fortschritts 
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Schaubild 2 

~.p 
11)( 

Wirkungen des technischen Fortschritts auf die 
Faktorpreisbildung 

a) b) 

Q 

P, p. 

c) 

P 

ist also zunlichst nicht eindeutig in seiner Wi rkung bestimmt. Unten wi rd gezeigt, von welchen 
Variablen die Summe aller Effekte abhlingt. Bevor jedoch in einem Modell alle relevanten Varia
blen verknUpft werden, sollen kurz die Bestimmungsfaktoren der direkten und indirekten Wirkungen 
des technischen Fortschritts untersucht werden. 

4.3 Einflußfaktoren der Fortschrittsrate und der Angebotserhöhung 

Die technische Fortschrittsrate gibt an, um wieviel Prozent sich der Output bei konstantem Fak
toreinsatz verändert hätte. Wurde der Faktoreinsatz im Zeitablauf verringert, so ist die Fortschritts
rate gräßer als die Steigerungsrate der Produktion. Da die technische Fortschrittsrate in Verbin
dung mit der Angebotsänderung entscheidende Bestimmungsfaktoren für die Wirkung des techni
schen Fortschritts auf das Sektoreinkommen sind, sollen einige Faktoren, die ihre Größe bestim
men, im folgenden angefUhrt werden. 

4.3.1 Die Ausgaben für Forschung 

Bisher liegen nur wenige Untersuchungen über das Entstehen des technischen Fortschritts vor. In 
Anlehnung an ABRAMOVITZ (1, S. 11) wird die quantifizierte Fortschrittsrate hClufig als "some 
sort of measure of our ignorance" bezeichnet. 

Da ein großer Teil des Fortschritts auf ziel gerichteter Forschung beruht, erscheint es sinnvoll, 
die Ausgaben fUr Forschungszwecke mit der Fortschrittsrate in Beziehung zu setzen. Diese Aufgabe 
verspricht Erfolg, wenn die Forschung, wie im Agrarsektor, vornehml ich von der öffentl ichen 
Hand finanziert und der Fortschritt nicht vom Ausland zu einem großen Teil importiert wird. 



Die Finanzierung der Forschung durch die öffentliche Hand ist bei der Beurteilung der sektoralen 
und gesamtwirtschaftlichen Verluste und Gewinne entscheidend für die Empfehlung agrar- und 
wirtschaftspol itischer Maßnahmen: Verlangt man, daß der Staat nicht wettbewerbsverftllschend 
in das Wirtschaftsgeschehen einzugreifen hat, dann ist zu prüfen, welche Wirkung die vom Staat 
finanzierte Forschung auf die Wettbewerbssituation der einzelnen Sektoren hat. Das Ergebnis 
der Analyse könnte dann die Grundlage für weiteren speziellen wirtschaftspolitischen MitteIein
satz darstellen. 

Amerikanische Untersuchungen haben gezeigt, daß die öffentlich und privat finanzierte Forschung 
im Agrarsektor eine Rendite zwischen 74 und 110 % abwirft (TWEETEN and F. H. TYN ER, 46, S. 
1078). Eine Investition in die Forschung von 1000 % hat somit einen diskontierten Bruttoertrag von 
1740 - 2100 % erbracht. Damit ist die Höhe der technischen Fortschrittsrate im Agrarsektor in 
einer weitgehend geschlossenen Volkswirtschaft von der Entscheidung der öffentlichen Hand über 
die Höhe des Forschungsaufwandes abhtlngig. 

Grundsötzlich ist die Forschung nur in der Lage, Einfluß auf den potentiellen technischen Fort
schritt zu nehmen, jedoch nicht auf den realisierten. Ob neue Praduktionsverfahren übernommen 
werden, höngt in einer Marktwirtschaft von den Entscheidungen der einzelnen Betriebsleiter ab. 
Im folgenden sollen einige Faktoren, die die Übemahme von Neuerungen bestimmen, diskutiert 
werden. 

4.3.2 Arbeitsverfassung 

Die Bedeutung der Arbeitsverfassung für die Anwendung des technischen Fortschritts und für die 
produktionserhöhende Wirkung ergibt sich zum einen aus der Hypothese, daß Neuerungen von 
einzelnen Wirtschaftssubjekten nur übernommen werden, wenn sie eine Gewinnerhöhung verspre
chen, und zum anderen aus der Tatsache, daß eine Produktions- und Angebotserhöhung bei freier 
Preisbildung zu einer Preissenkung führt. An drei unterschiedl ichen Agrarverfassungen soll exem
plarisch der Zusammenhang aufgezeigt werden. 

4.3.2.1 Familienbetriebe 

Für die Übernahme von Neuerungen ist neben der Anpassungswilligkeit auch die Anpassungsftlhig
keit entscheidend. An der Anpassungsföhigkeit wird es den Familienbetriebsinhabem aber htlufig 
mangeln. Gehen sie von einem gegebenen Arbeitsbesatz aus, so ist eine Umorganisation des Be
triebes und ein Wechseln der Produktionsverfahren nur gewinnerhöhend, wenn dadurch der Dek
kungsbeitrag für die Entlohnung der Arbeitskröfte und die anderen fixen Faktoren erhöht wird, 
oder eine Änderung des Deckungsbeitrages durch mehr Freizeit überkompensiert wird. Das bedeu
tet aber, daß von allen patentiellen Neuerungen nur ein Teil anwendbar ist. Mit Hilfe des Schau
bildes 3 soll der Sachverhalt verdeutlicht werden. 

Bei gegebenem Stand der Technik wi rd mit den Faktoreinsatzmengen A und K die Produktmenge 
o 0 

o erstellt. Das entsprechende Praduktionsverfahren ist durch den Fahrstrahl S gekennzeichnet. o 0 

Durch den technischen Fortschritt tritt eine Verlagerung der lsoquanten zum Ursprung hin ein. Da 
der technische Fortschritt in der Regel nicht alle Produktionsverfahren gleich begünstigt, bedeu
tet eine Festlegung auf eine konstante Arbeitseinsatzmenge bei begrenzter Verfügbarkeit über 
Kapital grundsötzlich eine Einschränkung in der Realisierung potentieller technischer Fortschritte. 
Hat sich z. B. die Isoquante im Schaubild 3 als Folge des technischen Fortschritts von 0 zu 0 1 
verlagert, so werden Familienbetriebe nur dann ein anderes Produktionsverfahren, das v8m 
Fortschritt betroffen wurde, wöhlen, z.B. 51' wenn die dadurch u.U. freigestellte Arbeit ander
weitig entlohnt werden kann, oder der gesamte Deckungsbeitrag bei SI größer ist als bei So' 

178 



Schaubild 3 

Realisierung technischer Fortschritte und 
Arbeitseinsatz 

Kapital 

Arbeit 

""73", 

Eine Freisetzung von ArbeitskrHften wHre zu umgehen, wenn die Familienbetriebe das kapital
intensivere Verfahren durch stark erhöhten Kapitaleinsatz Ubemehmen könnten. Da in der Real i
tHt jedoch die einzelbetriebliche Kapitalakkumulation besonders bei Familienbetrieben begrenzt 
ist, wird der technische Fortschritt im kapitalintensiven Produktionsbereich in der Regel auch 
weniger von Familienbetrieben eingefUhrt. 

Aus den Überlegungen folgt, daß bei einer Familienbetriebsverfassung die technische Fortschritts
rate in der Regel kleiner sein wird als bei einer anderen Agrarverfassung. Zu prufen bleibt, wie 
bei dieser Agrarverfassung der technische Fortschritt auf das Produktangebot wirkt. 

Da die technischen Fortschritte im Agrarbereich zu einem großen Teil die Produktionsmenge bei kon
stantem Faktoreinsatz erhöhen (JOHNSON und G. T. BARTON, 26, S. 42), kann einer Angebotser
höhung bei konstantem Eigenverbrauch nur durch Abwanderung von Faktoren aus der landwirtschaft 
entgegengewirkt werden. Bekanntlich sind Familienarbeitskrtlfte weniger als lohnarbeitskrtlfte 
gewillt, bei Einkommensunterschieden den Arbeitsplatz zu wechseln. Hierzu trtlgt auch bei, daß 
bei Familienarbeitskrtlften das Arbeitseinkommen wegen des Prablems der Zurechnung im Gegen
satz zu lohnarbeitskrtlften nicht genau zu ermitteln ist. Aus der geringen Mobil ittlt der Familien
arbeitskrHfte folgt, daß eine l-%ige Fortschrittsrate kurzfristig mit einer annHhemd l-%igen An
gebotserhöhung verbunden ist. 

Bei einer freien Preisbildung geht von der Angebotserhöhung je nach Preis- und Einkommenselasti
zitHten der Nachfrage ein preissenkender Effekt aus. Durch die Preissenkung erhalten die Nach
frager von Agrarprodukten einen Vorteil und die landwirte einen Nachteil. Der Vorteil von 
einer l-%igen technischen Fortschrittsrate ist somit bei gegebenen Einkommens- und Preiselastizi
tHten fUr die Konsumenten um so größer, je immobiler die landwirtschaftlichen Produktionsfakto
ren sind. Produziert die landwirtschaft vomehmlich in Familienbetrieben, so werden bei freier 
Preisbildung die Konsumenten von der EinfUhrung technischer Fortschritte einen größeren Vorteil 
erlangen als die Produzenten. 

4.3.2.2 lohnarbeitsbetriebe 

Grundsötzlich kann angenommen werden, daß die lohnarbeitsbetriebe durch die Möglichkeit der 
Variation des Arbeitseinsatzes eine grtlßere Anpassungsftlhigkeit aufweisen als Familienbetriebe. 
Bei gegebener Anpassungswilligkeit werden daher lohnarbeitsbetriebe sttirker technische Fort-
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schritte anwenden als Familienbetriebe. Die Fortschrittsrate wird somit bei dieser Arbeitsver
fassung größer sein. 

Die Weitergabe der Fortschrittsrate an den Konsumenten uber sinkende Preise ist dagegen bei 
Lohnarbeitsbetrieben weniger zu erwarten. Sinkende Preise werden bei diesen Betrieben wegen 
der größeren AnpassungsfHhigkeit zu einem RUckgang des Angebots fuhren. Dies wird besonders 
dann der Fall sein, wenn der technische Fortschritt nur bei einigen Produkten zu einem Preisver
fall fuhrt. Aber auch generell kann angenommen werden, daß die Abwanderung aus der Landwirt
schaft bei zunehmender DisparitHt der Einkommen von Lohnarbeitern größer sein wird als von 
ArbeitskrHften in Familienbetrieben. Somit ist der Vorteil einer verwirklichten Fortschrittsrate 
von 1 % fUr die Konsumenten bei einer aus Lohnarbeitsbetrieben bestehenden Landwirtschaft 
kleiner als bei einer Landwirtschaft, die sich aus Famil ienbetrieben zusammensetzt. 

4.3.2.3 Lohnarbeits- und Familienbetriebe 

Von einer Landwirtschaft, die aus Lohnarbeits- und Familienbetrieben besteht, kann erwartet 
werden, daß die realisierte technische Fortschrittsrate zwischen der von einer reinen Familien
betriebs-Landwirtschaft und einer reinen Lohnarbeitsbetriebs-Landwirtschaft liegt. Die Produk
tions- und Angebotserhtshung wird dagegen bei dieser Arbeitsverfassung grtsßer sein als bei den 
beiden oben gekennzeichneten Arbeitsverfassungen: 

Die von Familienbetrieben realisierten technischen Fortschritte werden bei einer gemischten 
Arbeitsverfassung annHhernd die gleiche Wirkung haben wie bei einer reinen Familienarbeits
verfassung. Eine l..oAlige realisierte technische Fortschrittsrate wird zu einer etwa gleich großen 
Angebotserhtshung fuhren. Anders wird dagegen die Beziehung zwischen technischer Fortschritts
rate und Angebotserhtshung bei den Lohnarbeitsbetrieben sein. Bei einer gemischten Arbeitsver
fassung werden in der Regel Lohnarbeitsbetriebe kapitalintensivere Produktionsverfahren anwenden 
als Familienbetriebe. FUhren nur Lohnarbeitsbetriebe technische Fortschritte bei kapitalintensi
ven Produktionsverfahren ein und erhtshen damit ihre Produktion, so wird die preissenkende Wir
kung geringer sein, als wenn von allen Betrieben diese neuen Verfahren eingefUhrt wUrden. Die 
realisierte Fortschrittsrate im kapitalintensiven Produktionsbereich wird daher bei einer gemisch
ten Arbeitsverfassung zu einer htsheren Angebotserhtshung fUhren als bei einer Familienarbeitsver
fassung. 

Bei einer gemischten Arbeitsverfassung werden daher von den patentiellen technischen Fort
schritten mehr in Form von Preissenkungen an die Konsumenten weitergegeben als bei den bei
den anderen Arbeitsverfassungen. Gleichzeitig wird aber bei dieser Arbeitsverfassung das Auf
treten des technischen Fortschritts zu einer Zunahme der intrasektoralen EinkommensdisparitHt 
fUhren; Familienbetriebe werden weniger von den Vorteilen des technischen Fortschritts partizi
pieren als Lohnarbeitsbetriebe. 

4.3.3 Kostenstruktur 

Die Bedeutung der Kostenstruktur fUr die Verteilung der Vor- und Nachteile der EinfUhrung tech
nischer Fortschritte wurde schon bei der Diskussion der einzelnen Arbeitsverfassungen angespro
chen. Es zeigte sich, daß Betriebe mit Arbeit als Fixkostenbestandteil größere Schwierigkeiten 
bei der Anpassung haben und daher die Nachteile der Einfuhrung technischer Fortschritte mehr zu 
spUren bekommen. 

Die grundsötzliche Bedeutung der Kostenstruktur fUr die Vor- und Nachteile der Einfuhrung tech
nischer Fortschritte ergibt sich aus folgendem: Der technische Fortschritt ermtsglicht es, mit ge
gebenem Faktoreinsatz eine größere Produktmenge zu erstellen. Bei konstanten Faktorpreisen 
fuhrt er somit zu einer Verschiebung der Angebotskurve nach rechts. Da bei wirtschaftlichem 
Wachstum die Faktorpreise nicht konstant bleiben, sondern insbesandere die Ltshne steigen, ktsn
nen die Faktorpreiserhtshungen die Rechtsverschiebung der Angebotskurve ganz oder teilweise 
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kompensieren. Erhl:Shungen der Faktorpreise haben aber nur dann diese Wirkung auf die Angebots
kurve, wenn die Opportuniti:ltskosten der Faktorverwendung mit der allgemeinen Faktorpreiser
höhung steigen. Offensichtlich werden aber die Opportuniti:ltskosten der fixen Faktoren von der 
allgemeinen Faktorpreisentwicklung nur wenig beeinflußt. Daher wird die Rechtsverschiebung 
der Angebotskurve bei konstanten Faktorpreisen nur wenig durch eine Linksverschiebung bei ge
samtwirtschaftlich steigenden Faktorpreisen kompensiert, wenn ein großer Teil der Kosten aus 
Fixkosten besteht. 

Ein hoher Anteil von fixen Kosten wirkt sich besonders nachteilig fUr die sektorale Einkommens
entwicklung aus, wenn der technische Fortschritt faktorgebunden auftritt, z. B. an den Faktor 
Kapital gebunden ist, und eine Substitution zwischen den Faktoren zwar ex ante stets möglich 
ist, aber nicht ex post. Diese Aussage soll durch das Schaubild 4 verdeutlicht werden: 

Es wird angenommen, daß ein Betrieb oder Sektor mit den Faktoren xl' ••• , x den Output Q 
erstellt. Bei Planung der Produktion besteht eine Substitution zwischen den Falßoren, doch nach 
Produktionsbeginn kann Xl nicht mehr substituiert werden. Bei gegebenen Faktorpreisrelationen 
wird vom Faktor Xl die Menge x lO eingesetzt. Bei gegebenen Faktorpreisen und Produktpreis 
ist diese Produktmenge und Faktorkombination gewinnmaximal, d.h. es gilt 

eS Q 

6 x. 
I 

p = r •• 
I 

Tritt bei Xl ein faktorgebundener technischer Fortschritt auf, so ist das Wertgrenzprodukt von 

x~ größer als von Xl. Wird daher von ~ mehr eingesetzt und sinkt durch die erhöhte Produktion 
der Produktpreis (PO> Pl ), so sinkt der Preis des nicht verbesserten Faktors von rlO auf rll • 

Unter xlO wi:lre z. B. die in einem Land eingesetzte Menge an Mi:lhbindern zu verstehen und un

ter xl1 die neu eingesetzte Menge an MI:Ihdreschern. Durch den Einsatz der Mi:lhdrescher hat 
sich die relative VorzUglichkeit der Getreideproduktion verbessert, so daß die Getreidefli:l
chen ausgedehnt werden. Fuhrt dies bei freien Marktpreisen zu einer Getreidepreissenkung, so 
verschlechtert sich die Rendite der Mi:lhbinder. 

4.3.4 Marktfonn 

Zwar kann keine eindeutige Aussage uber die Wirkung der Marktfonn auf die Höhe der techni
schen Fortschrittsrate getroffen werden, doch kann die Wirkung auf die Einkommensverteilung 
abgeleitet werden: Sektorale Einkommensminderungen können nur dann die Folge technischer 
Fortschritte sein, wenn die Unternehmen sich als Mengenanposser verhalten. Nur in diesem Fall 
wird von den einzelnen Produzenten bei der Produktionsplanung der preissenkende Effekt einer 
durch den technischen Fortschritt induzierten Angebotserhöhung nicht berUcksichtigt. Ein Mono
pol unternehmen wird dagegen den technischen Fortschritt nur anwenden, wenn dadurch unter Be
rUcksichtigung kalkulierter Preisi:lnderungen der Unternehmensgewinn steigt. 

FUr die Weitergabe realisierter technischer Fortschritte in sinkenden Preisen ist neben dem Ver
lauf der Angebotskurve besonders der Verlauf der Nachfragekurve entscheidend. Da Monopolbe
triebe bei der Zielsetzung Gewinnmaximierung stets im elastischen Bereich der Nachfragekurve 
anbieten, tritt bei einer l-%igen Angebotserhöhung infolge des technischen Fortschritts nur eine 
relativ kleine Preisi:lnderung ein. Sehen sich dagegen die Mengenanpasser insgesamt - wie im 
Agrarsektor - einer unelastischen Nachfrage gegenUber, so kann die durch den technischen Fort
schritt hervorgerufene Angebotserhöhung zu einer relativ großen Preissenkung und damit Einkom
mensminderung fUhren. 
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4.4 Sektorale Faktorentlohnung in Abhtlngigkeit von der Art des technischen Fortschritts 

4.4.1 Neutraler technischer Fortschritt 

Neutraler technischer Fortschritt fuhrt nach HICKS zu einer prozentual gleichen Erhtshung aller 
partiellen Grenzprodukte bei konstantem Faktoreinsatz. Damit erhtsht sich bei konstantem Faktor
angebot das Produktangebot und bei gegebener Nachfragekurve sinken in Abhtlngigkeit von den 
Preiselastizittlten der Nachfrage die Produktpreise. Bei preisunelastischer Nachfrage ist die Pro
duktpreissenkung größer als die Erhtshung der physischen Grenzprodukte der Faktoren; bei kon
stantem Faktoreinsatz mUssen daher die Faktorentgelte im Agrarsektor im gleichen Verhöltnis 
sinken. Da die Verschiebung der Faktomachfragekurve auf ein unterschiedlich elastisches Ange
bot sttsßt, fUhrt neutraler technischer Fortschritt zu einer Änderung der Faktorkombination: 
Elastisch angebotene Faktoren werden weniger eingesetzt, wtlhrend die Einsatzmenge der vtsllig 
unelastisch angebotenen Faktoren unveröndert bleibt. Durch den verringerten Faktoreinsatz sinkt 
das Produktangebot in Abhtlngigkeit von den partiellen Produktionselastizitöten und steigt der 
Produktpreis in Abhtlngigkeit von der Preiselastizittlt der Nachfrage nach Agrarprodukten. Nach 
dem Anpassungsprozeß wird der Faktorpreis der elastisch, aber nicht vtsllig elastisch, angebotenen 
Faktoren niedriger sein als vor der Einfuhrung des technischen Fortschritts. Die Faktorpreisönde
rung des vtsllig unelastisch angebotenen Faktors (Boden) kann je nach Produktions-, Preis- und 
Substitutionselastiziti:iten fallen oder steigen. Eine exakte Aussage wird weiter unten getroffen. 

4.4.2 Nicht-neutraler technischer Fortschritt 

Nach HICKS liegt nicht-neutraler technischer Fortschritt vor, wenn sich bei konstanten Faktor
einsatzmengen die Relation zwischen den partiellen Grenzprocluktiviti:iten i:indert. Bei unvertln
dertem Faktoreinsatz und konstanten Produktpreisen steigen bei bodensparendem technischen 
Fortschritt die Grenzprocluktivittlten von Kapital und Arbeit mehr als von Boden. Durch eine 
l-%ige Abwanderungsrate geht bei dieser Art des technischen Fortschritts daher ein grtsßerer 
produktionssenkender Effekt aus als bei neutralem technischen Fortschritt. Damit sinken bei 
gegebener Abwanderungsrate die Bodennutzungspreise bei bodensparendem technischen Fort
schritt weniger und bei kapital- und arbeitsparendem mehr als bei neutralem technischen Fort
schritt. 

4.5 Modelltheoretische Darstellung der Wirkung technischer Fortschritte auf die sektorale 

Faktorentlohnung und intersektorale Faktormobilittlt in einer wachsenden Volkswirtschaft 

4.5.1 Neutraler technischer Fortschritt 

Der Darstellung liegen folgende Annahmen zugrunde: 

1) Die Produktionsfunktionen in der gesamten Wirtschaft und in der Landwirtschaft sind linear
homogen. 

2) Das Produkt außerhalb der Landwirtschaft wird mit den homogenen Faktoren Kapital und 
Arbeit erstellt, wtlhrend die Landwirtschaft einen dritten homogenen Faktor, das Kapitalgut 
Boden (B), bentstigt. 

3} Der Agrarsektor bezieht keine Vorleistungen. 
4) Die Agrarpreise werden von der Entwicklung des Angebots und der Nachfrage im Inland 

bestimmt. 
5) Der technische Fortschritt in der Volkswirtschaft sei HARROD- und HICKS-neutral, d.h., 

bei Entlohnung nach dem Wertgrenzprodukt bleibt die Kapitalrendite bei konstanter Kapital
produktivite:tt konstant, we:thrend die Änderungsrate der Ltshne gleich der Änderungsrate der 
Arbeitsprocluktivittlt ist. Da die Änderungsrate des Arbeitseinsatzes als 0 angenommen wird, 
ist die relative Lohnerhtshung gleich der relativen Änderung des gesamten Einkommens. 
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Eine Reihe von empirischen Untersuchungen hat gezeigt, daß die Annahmen 1) und 5) realitl:its
nah sind. Annahme 3) erleichtert die Argumentation, ohne das Ergebnis weniger aussagefl:ihig zu 
machen. Annahme 4) ist notwendig, um die Wirkung des technischen Fortschritts im ökonomischen 
Bereich darstellen zu können. Annahme 2) ist wegen der als homogen angenommenen Faktoren 
nicht realitl:itsnah. Das Ergebnis wird daher ohne GUltigkeit dieser Prl:imisse zu diskutieren sein. 

Neben den oben verwendeten Symbolen gilt: 

F = gesamtwi rtschaftl iche Fortschri ttsrate 
9 

FA = Fortschrittsrate im Agrarsektor. 

FUr das gesamtwirtschaftliche reale Wachstum erhl:ilt man: 

dY dK dF 

(27) + =&KgY +-1-
r 9 9 

HARROD-neutraler technischer Fortschritt besagt, daß bei konstanter Grenzproduktivitl:it des 
Kapitals die Kapitalproduktivitl:it konstant bleibt. Es gilt somit fUr die Änderungsrate des Ein
kommens auch: 

dY dK 
(28) +=y 

r 9 

und daher auch: 
dY 1 

(29) + = 1 -c 
r Kg 

dF 
9 -F-
9 

FUr die durchschnittliche Faktorpreisentwicklung erhl:ilt man: 

dl 
(30) -I 

dr 
(31) 

dY 
r 

y-
r 

o 

1 - e Kg 

dF 
-g
F 

9 

Es sollen die Faktormengenl:inderungen im Agrarsektor gesucht werden, die eine paritl:itische Ent
lohnung von Kapital und Arbeit in der Landwirtschaft ermöglichen. Ebenfalls soll bei konstantem 
Bodeneinsatz der Bodennutzungspreis 9 und der Produktpreis P bestimmt werden. 

FUr die Nachfrage nach Agrarprodukten gllt: 

dQD dY dp 

(32) -- = Ti. + + t p bzw. 
QD r p 

(33) 
dQD 

QD 1 - eKg 

und fUr das Angebot: 

dF 
--g- + 

F 
9 

dp 

p 
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(34) 

Im tv\arktgleichgewicht gilt: 

dQs dQD 

(35) ~=--
Q QD 

FUr den Wert der Agrarproduktion gilt die Definitionsgleichung: 
s 

dp dQ dKA drA 
(36) p + QS = eKA KA + t KA rA 

Bei gleichgewichtiger Einkommensentwicklung muß gelten: 

dl dl 
(37) _lA = -g und 

A Ig 

dr 
= --L 

r 
9 

Durch die Produktionsfunktion sind die Substitutionselastizitäten festgelegt. Bei Entlohnung nach 
derWertgrenzproduktivit!it gilt: 

dKA dLA 

~ 
-
~ 

(38) 
KL 

A 
= 

diA drA 

~ 
- rA 

und 

dKA dB 

KB KA - -B-

(39) 
A dg drA 

-- -
9 rA 

Die Bodenmenge wird als konstant angenommen: 
dB 

(40) - = 0 • 
B 

dK 
Werden die gesamtwirtschaftliche Änderungsrate T und die Fortschrittsraten als exogen 

9 
betrachtet, so erh!ilt das Gleichungssystem (27) bis (40) 13 endogene Variablen. Da auch 13 
Gleichungen linear unabh!ingig voneinander sind, ist das System lessbar. 
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Die Aufl&ung ergibt: 

KB KL KB e 
dLA dA ( 'l + e LA • t p) - dA ( t KA • dA + BA' e) 

(41) - - - _____ ~~-------___:~---'=-----L.P--
LA - d KB e (e + d KB) 

(43) 

(44) 

dg 

9 

dp 

p 

A - BA p A 

(-----c
l - eKg 

dF 
-g) 

F 
9 

eS AKB (1 + e ) 
p 

d KB _ e ( C + d KB) 
A BA p A 

(J KB e (t:' + c$ KB) 
A - BA c;.p A 

[ ( 1 .~) 
1 _ &Kg Fg 

dF J ( t (t + 6 KL» - ~ (1 + Cp ) Ilt+ LA p A FA 

dFA J --F- (1 + t p) 
A 

cJ KB 
A -

dF 
( .-g-)-

1 _ GKg F 9 

d KB _ 
A 

d KB_ 
A 

t (d KB - 1) 
BA A 

Da bei linear-homogener Produktionsfunktion und einer Entlohnung der Faktoren nach dem 
Wertgrenzprodukt die SubstitutionselastizitClten d KL und 6 KB grCSßer als 0 sein mUssen, 

A A 
muß die Abwanderungsrate aus der Landwirtschaft bei gegebener Produktionsfunktion und Nach-. 
fragefunktion nach Agrarprodukten und gegebener technischer Fortschrittsrate im Agrarsektor um 
so höher sein, je größer die Änderungsrate des Kapitalstocks in der Volkswirtschaft und die ge
samtwirtschaftliche Fortschrittsrate sind. Oder auch: Bei begrenzter Mobilitt:it der landwirt
schaftlichen Arbeitskrt:ifte wird cet. par. die Einkommensdisparitt:it der landwirtschaftlichen 
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Arbeitskröfte um so größer, je h~her die Wachstumsrate des Volkseinkommens 

1 ~ ist. Selbst wenn im Agrarsektor kein technischer Fortschritt vorliegt, 
(1 - e . F ) mUssen bei positiven Substitutionselastizittlten und bei Einkommens-

Kg g und Preiselastizittlten unter 1 (absolut) - im Gegensatz zu dem Ergeb-
nis bei gesamtwirtschaftlichem Wachstum infolge von Kapitalakkumulation - stets Arbeitskröfte 
aus der Landwirtschaft abwandern, wenn ein parittltisches Einkommen elZielt werden soll. Dies 
ergibt sich aus: 

(45) 

a KB ( e &) KL (C' KB + e .!) 
~A-,--_"l_+_...:LA,--·:=-,p~-_d_A ___ K_A_·--;a"A.-__ BA_-----,-p < 0 bei a A KB > 0 

d KB _ eBA · (e + d KB) 
A P A 

KL 
und ~ A > 0 und "t = t p < 

Der Unterschied in den Modellergebnissen war zu erwarten: Im ersten Modell bei gesamtwirt
schaftlichem Wachstum ohne technischen Fortschritt sinkt die gesamtwirtschaftliche Kapitalren
dite. Durch diesen kostensenkenden Effekt kann bei hoher Kapitalintensittlt der kostenerh~hende 
Effekt infolge steigender L~hne kompensiert werden. Im zweiten Modell bleibt die Kapitalren
dite konstant, so daß kein kostensenkender Effekt wirkt. Die Abwanderungsrate der Arbeitskröfte 
muß daher stets größer als im ersten Modell sein. 

Bei gegebener Wachstumsrate des Einkommens in der Volkswirtschaft und gegebener Nachfrage
funktion wird die gleichgewichtige wachstumsinduzierte Abwanderungsrate aus der Landwirt
schaft (Gleichung (41» von den Substitutions- und Produktionselastizittlten detenniniert. Die 
gleichgewichtige Abwanderungsrate muß bei gegebenen Werten von -rt und e um so größer 
sein, je gr~ßer die Substitutionselastizittlten zwischen Kapital und Boden p bzw. Kapital 
und Arbeit sind. Dieses Ergebnis ist plausibel: HARROD-neutrales wirtschaftliches Wachstum 
fuhrt zu einer Erh~ung der L~hne bei konstanten Zinsstltzen und, wenn im Agrarsektor kein 
technischer Fortschritt vorliegt, zu einer Erh~hung der Bodennutzungspreise. Der verteuerte 
Faktor Arbeit wird daher gegen die anderen Faktoren substituiert. Je größer die Substitutions
elastizittlt ist, um so größer ist die Rate der substituierten Arbeitskraft, und um so h~her ist die 
notwendige gleichgewichtige Abwanderungsrate aus der Landwirtschaft. 

Bei gegebenen Substitutions-, Einkommens- und Preiselastizittlten ist die gleichgewichtige Ab
wanderungsrate um so größer, je kleiner die Produktionselastizittlt der Arbeit und je größer die 
Produktionselastizittlten von Kapital und Boden sind. Eine kleine Produktionselastizittlt der Ar
beit bedeutet, daß die Produktmenge bei einer l-%igen Abwanderungsrate nur relativ wenig 
sinkt und daher der Produktpreis nur relativ geringfUgig steigt. Bei großen Produktionselastizi
ttlten des Kapitals und des Bodens steigt durch eine Erh~hung des Faktoreinsatzes die Produkt
menge relativ stark mit der Folge sinkender Produktpreise, so daß relativ "mehr Arbeit abwan
dern muß" als bei kleinen Produktionselastizittlten von Kapital und Boden. 

dF 
Bei technischem Fortschritt im Agrarsektor (~> 0) steigt die parittltische Abwanderungs-
rate. Sie ist umso größer, je kleiner die A Preiselastizittlt (absolut gesehen) der 
Nachfrage nach Nahrungsmitteln, je größer die Substitutionselastizittlt zwischen Kapital und 
Boden und je h~her die Produktionselastizittlt des Bodens ist. Eine große Substitutionselastizittlt 
zwischen Boden und Kapital fUhrt bei technischem Fortschritt zu einem relativ großen Mehrein
satz von Kapital mit produktionserh~hender und preissenkender Wirkung. Da durch diesen Vor
gang das Wertgrenzprodukt der Arbeit sinkt, steigt die gleichgewichtige Abwanderungsrate. 
Eine große Produktionselastizittlt des Bodens zeigt an, daß durch eine Änderung des Kapital-
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und Arbeitseinsatzes die gesamte Procluktmenge weniger beeinflußbar ist als bei einer kleinen 
Produktionselastizittlt des Bodens (EBA + t KA + €LA = 1). Daher muß die gleichgewich-

tige Abwanderungsrate um so höher sein, je grtlßer die Produktionselastizittlt des Bodens ist. 

Die Änderungsrate des Kapitolstocks wird durch Gleichung (42) bestimmt. Bei positiven Sub
stitutionselastizittlten zwischen Kapital und Arbeit (d KL) im Agrarsektor fuhrt HARROD-
neutrales gesamtwirtschaftliches Wachstum cet. par. A zu einer Zunahme des Kapital-
einsatzes in der Landwirtschaft. Die Änderungsrate des Kapitolstocks ist um so größer, je hBher 
die Substitutions- und Einkommenselastizittlten und je kleiner die Preiselastizittlt (absolut) und 
die Produktionselastizitlit der Arbeit sind. 

Bei kleinen Substitutionselastizitliten ist die Substitution von Arbeit und Boden durch Kapital 
nur begrenzt möglich. Eine wachstumsinduzierte Änderung der gesamtwirtschaftlichen Faktor
preisrelation wird dann nur einen geringen Einfluß auf den Kapitoleinsatz im Agrarsektor nehmen. 

Bei einer großen Einkommenselastizitlit der Nachfrage nach Agrarprodukten kann die Agrarpro
duktion bei konstonten Produktpreisen ausgedehnt werden. Zwischen der GrBße der Einkommens
elastizitlit und der Änderungsrate des Kapitolstocks im Agrarsektor wird somit eine positive Kor
relation bestehen. 

Bei einer kleinen Preiselastizität der Nachfrage nach Agrarprodukten fuhrt eine l-%ige Angebots
änderung zu einer relativ graßen Preisänderung. Wird daher bei einer gesamtwirtschaftlichen 
Änderung der Faktorpreisrelation mehr Kapitol im Agrarsektor eingesetzt und erhöht sich hier
durch das Angebot mit preissenkender Wirkung, so wird Arbeit verstärkt aus der Landwirtschaft 
abwandern und durch Kapitol substituiert werden. Je kleiner die Preiselastizität ist, um so aus
geprägter wird bei gesamtwirtschaftlichem HARROD-neutralem Wachstum der Substitutionsvor
gang sein, d. h. die Änderungsrate des Kapitalstocks im Agrarsektor ist um so größer, je kleiner 
die Preiselastizittlt der Nachfrage ist. 

Die Produktionsela~!izittlt der Arbeit t LA gibt an, um wieviel Prozent sich die Produktmenge 
bei einer l-%igen Anderung des Arbeitsemsatzes tlndert. Je größer CLA ist, um so kleiner 
ist die parittltische Abwanderungsrate aus der Landwirtschaft, und um so geringer ist die 
zur Substitution der Arbeit benBtigte Kapitalmenge. Die Änderungsrate des Kapitalstocks im 
Agrarsektor ist daher um so kleiner, je größer die Produktionselastizität der Arbeit ist. 

dFA 
Die technische Fortschrittsrate im Agrarsektor (--) hat cet. par. auf die Änderungsrate 
des Kapitals den gleichen Einfluß wie auf die FA Änderung des Arbeitseinsatzes. Da neu-
traler technischer Fortschritt bei konstantem Faktoreinsatz auf die Wertgrenzproduktivitäten von 
Kapitol und Arbeit die gleiche Wirkung zeigt, muß hiervon auch die gleiche Wirkung auf die 
Änderungsrate der Faktoreinsatzmengen ausgehen. 

Gleichung (43) zeigt, von welchen Parametern die Änderung der Bodennutzungspreise bestimmt 
wird: HARROD-neutrales gesamtwirtschaftliches Wachstum wird cet. par. in Industrieltlndern -
im Gegensatz zu dem Ergebnis des ersten Modells - stets zu einer ErhBhung der Bodennutzungs
preise beitragen. Die Steigerungsrate wird um so größer sein, je grBßer die Einkommenselastizi
täten und die Substitutionselastizittlten zwischen Kapital und Arbeit sind, je kleiner die Produk
tionselastizittlt der Arbeit, die Produktionselastizittlt des Kapitals, die Preiselastizittlt der Nach
frage und die Substitutionselastizität zwischen Kapital und Boden sind. 

Bei einer großen Einkommenselastizitöt steigt die Nachfrage nach Agrarprodukten mit dem wirt
schaftlichen Wachstum relativ stork. Bei gegebener Preiselastizität und konstontem Faktoreinsatz 
steigen die Agrarpreise und damit die Wertgrenzprodukte aller Faktoren. 

Bei einer großen Substitutionselastizitöt zwischen Kapital und Arbeit wird bei einer wachstums
bedingten Erhöhung der Bodennutzungspreise die Kapitalintensitöt relativ stark zunehmen. Hier-

187 



durch steigt das physische Grenzprodukt des Bodens, wHhrend der Produktpreis sinkt. Da der 
erste Effekt jedoch stHrker ist als der zweite, bedeutet eine große SubstitutionselastizitHt eine 
relativ große Erhöhung der Bodennutzungspreise. 

Bei einer kleinen Substitutionselastizitl:lt zwischen Kapital und Boden ist die Änderungsrate der 
Kapital-Boden-Intensitl:lt bei Erhöhung des Bodennutzungspreises und konstanter Kapitalrendite 
relativ klein. Damit steigt die Produktmenge, und die Produktpreise sinken bei einer Erhöhung 
der Bodennutzungspreise infolge vermehrten Kapitaleinsatzes nur wenig. Die Steigerungsrate 
der Bodennutzungspreise ist daher um so grl:lßer, je kleiner die Substitutionselastizitl:lt zwischen 
Kapital und Boden ist. 

Der preissenkende Effekt der Zunahme der Kapital- und Arbeitsintensitl:lt im Agrarsektor ist um 
so kleiner, je weniger das Produktangebot prazentual bei einer l-%igen Steigerung des partiel
len Faktoreinsatzes steigt, d.h., je kleiner die Produktionselastizitl:lten von Arbeit und Kapital 
sind. 

Neutraler technischer Fortschritt im Agrarsektor fuhrt in einer stationl:lren Volkswirtschaft stets 
zu sinkenden Bodennutzungspreisen, wenn die Preiselastizitl:lt der Nachfrage nach Agrarproduk
ten unter 1 liegt. Je kleiner (absolut) die Preiselastizitl:lt ist, um so grl:lßer wird cet. par. die 
negative Rate der Bodennutzungspreise bei einer l-%igen Fortschrittsrate sein. Je kleiner die 
Substitutionselastizitl:lt zwischen Kapital und Boden ist, um so größer ist cet. par. die negative 
Rate der Bodennutzungspreise bei einer l-%igen Fortschrittsrate. Eine kleine Substitutionselasti
zitl:lt bedeutet, daß bei der durch den technischen Fortschritt induzierten Produktpreissenkung 
nur wenig Faktoren im Zuge der Substitution durch Boden aus der Landwirtschaft abwandern kön
nen. Die Produktpreise werden daher bei einer kleinen Substitutionselastizitl:lt zwischen Kapital 
und Boden relativ stl:lrker fallen als bei einer großen. Damit sinken die Bodennutzungspreise in 
Abhl:lngigkeit von der Substitutionselastizitl:lt. 

Die Wirkung einer l-%igen gesamtwirtschaftlichen HARROD-neutralen technischen Fortschritts
rate und einer l-%igen neutralen Fortschrittsrate im Agrarsektor auf die Bodennutzungspreise 
wird durch folgenden Ausdruck bestimmt: 

(46) 1 + e LA (tp + d AKL ) ~ 1 + t p 

Ist die linke Seite von Gleichung (46) größer als die rechte, so steigen durch den technischen 
Fortschritt die Bodennutzungspreise. 

FUr die Nachfrage nach Nahrungsmitteln gilt nach der SLUTSKY-SCHULTZ-Relation und bei 
Kreuzpreiselastizitl:lten der Nachfrage nach Agrarprodukten von t::I 0: 

(47) 

Wird 1 = C in (46) eingesetzt, so erhl:llt man: p 

(48) e LA (€p + dA KL) ~ 1 

Da €LA stets kleiner als 1 sein muß, kann die linke Seite von (48) nur grl:lßer als die rechte 
sein, wen"kfe Substitutionselastizitl:lt zwischen Kapital und Arbeit im Agrarsektor grl:lßer 
als 1 ist. Ist dA geml:lß einer COBB-DOUGLAS-Produktionsfunktion gleich 1, wird eine 
l-%ige gesamtwirtschaftliche und eine gleiche landwirtschaftliche Fortschrittsrate 
zu sinkenden Bodennutzungspreisen fuhren. 
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Bei anntihernd konstanter landwirtschaftlicher Nutzfltiche und einer Entlohnung der Faktoren 
Arbeit und Kapital nach dem Wertgrenzprodukt ergibt sich bei einer linear-homogenen Produk
tionsfunktion das Wertgrenzprodukt des Bodens und damit der Bodennutzungspreis als Residual
grtiße. Durch eine Allokation von Arbeit und Kapital, die das Volkseinkommen maximiert, wird 
gleichzeitig die Höhe des Bodennutzungspreises bestimmt. Das bedeutet, daß, durch gesellschaft
liche Entscheidungen uber Höhe und Richtung des Forschungsaufwandes und damit uber die mög-
I iche Fortschrittsrate, die EigentUmer von Boden sttirker betroffen werden als die EigentUmer 
anderer Vermögenswerte. 

Über die Weitergabe der sektoralen technischen Fortschritte an die Konsumenten unterrichtet 
Gleichung (44). Bei einer l-%igen Fortschrittsrate im Agrarsektor werden die Agrarpreise um 
so mehr fallen, je kleiner Preiselastizittit der Nachfrage und Substitutionselastizittit zwischen 
Kapital und Boden sind und je grtißer die Produktionselastizität des Bodens ist. 

Der Einfluß der Preiselastizittit auf den Zusammenhang zwischen technischer Fortschrittsrate und 
Agrarpreisen ist evident. Eine kleine Substitutionselastizittit zwischen Kapital und Boden zeigt 
an, daß bei einer Änderung der Faktorpreisrelation nur relativ wenig Kapital durch Boden substi
tuiert wird. Das bedeutet, daß eine Anpassung der sektoralen Faktorentgelte an die gesamtwirt
schaftlichen mit einer relativ geringeren Faktorabwanderung aus der La ndw i rtschaft verbunden 
ist als bei einer großen Substitutionselastizittit. Diese geringere Abwanderung fuhrt zu einem 
kleineren ProduktionsrUckgang und zu einer geringeren Kompensation des produktionserhöhenden 
technischen Fortschritts. Somit mUssen die Produktpreise bei einer kleinen Substitutionselastizittit 
sttirker fallen als bei einer großen. 

Bei einer großen Produktionselastizittit des Bodens und damit insgesamt kleinen Produktionselasti
zittiten von Kapital und Arbeit sinkt die Produktmenge bei einer Verringerung des Kapital- und 
Arbeitseinsatzes nur wenig. Daher ist die preissenkende Wirkung des technischen Fortschritts bei 
einer hohen Produktionselastizittit des Bodens größer als bei einer kleinen. 

Bevor auf die model I theoretische Darstellung eines nicht-neutralen technischen Fortschritts ein
gegangen wird, soll kurz die Prämisse homogener Faktoren fUr die Aussageftihigkeit obiger Ab
leitungen diskutiert werden. 

FUr die Modellergebnisse folgt aus der Inhomogenität des Kapitals: 

Die Abwanderung aus der Landwirtschaft muß größer sein als durch Gleichung (41) angegeben. 
Mit Gleichung (41) wurde impliziert, daß nur so viel Kapital in der Landwirtschaft zustitzlich 
eingesetzt wird, wie es zur Erlangung einer paritätischen durchschnittlichen Kapitalrendite not
wendig ist. Wird durch den -faktorgebundenen technischen Fortschritt aber mehr investiert (vgl. 
die Erltiuterung zu Schaubild 4), so muß die Abwanderungsrate cet. par. höher sein, wenn nicht 
der Deckungsbeitrag der fixen Faktoren sinken soll. 

Aus dem relativ geringeren Deckungsbeitrag bei faktorgebundenem technischen Fortschritt folgt, 
daß die Bodennutzungspreise durch den technischen Fortschritt stärker sinken werden als durch 
Gleichung (43) angegeben. 

Ebenfalls werden durch den erhöhten Kapitaleinsatz die Produktpreise sttirker sinken als durch 
Gleichung (44) ausgedrUckt wurde. 

Die Inhomogenittit der Faktoren infolge der Betriebsgrtißen- und Eigentumsstruktur weist darauf 
hin, daß durch die Gleichungen (41) bis (44) lediglich eine Aussage fUr den Agrarsektor insge
samt, aber nicht fUr einzelne Betriebe getroffen werden kann. Da vor allem die realisierte Fort
schrittsrate und die Produktions- sowie Substitutionselastizitäten von Betrieb zu Betrieb sehr ver
schieden sein können, wird der technische Fortschritt in der Regel zu einer Erhöhung der intra
sektoralen Einkommensdisparittit fuhren (vgl. den Abschnitt Uber die Bedeutung der Arbeitsver
fassung fUr die Wi rkung der technischen Fortschritte und die AusfUhrungen Uber nicht-neutralen 
technischen Fortschritt). 
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Faktortmtlohnung bei faktorgebundenem technischen 
Fortschritt 
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4.5.2 Nicht-neutraler technischer Fortschritt 

Agrtri/lfi.'4/71 

Schaubild' 

Nicht-neutraler technischer Fortschritt kann einmal vorliegen, weil die prozentuale Änderung 
der partiellen physischen Faktorgrenzprodukte ungleich ist, und zum anderen, weil sich die 
Substitutionselastizit!:iten durch den technischen Fortschritt !:indem (vgl. z. B. M. BROWN, 3, 
S. 55). Seide Möglichkeiten können mit obigem Modellansatz diskutiert werden. 

Die Wirkung des technischen Fortschritts auf die Produktmenge I!:ißt sich fUr linear-homogene 
Produktionsfunktionen mit Hilfe des EULERschen Theorems darstellen. Es gilt: 

fX (X = K, L, B) bedeutet dabei das partielle physische Grenzprodukt der Faktoren in der Agrar
produktion. 

Durch totale Differentiation und Division des Ergebnisses durch (49) erh!:ilt man: 

dQ dKA dfKA dLA dfLA 
(50) Q t KA • 

~ + 'KA • ~ +tLA' ~ 
+ "LA • ~ 

dB dfBA 
+ ( • + e . 

BA B BA ~ 
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Nach (50) ergibt sich die Änderungsrate der Produktmenge durch eine Variation des Faktorein
satzes und eine Änderung der partiellen physischen Grenzprodukte. 

Bei neutralem technischen Fortschritt geht (50) uber in Gleichung (34). Das heißt, es gilt dann: 

(51) 
dFA 

CKA 

dfKA dfA eBA 
dfBA 

~ 
-f-- + !LA fA + . 

~ 
bzw. 

KA 

(52) 
dfKA dfLA dfBA 

~ 
= 
~ 

= r;:-
Die Wirkung eines nicht-neutralen technischen Fortschritts ist unmittelbar zu erkennen, wenn in 
den Gleichungen (41) bis (43) 
dF -+- durch die rechte Seite von Gleichung (51) substituiert wird und gleichzeitig berucksich-

A tigt wi rd, daß bei paritl:ltischer Faktorentlohnung stets gelten muß: 

dfK dr dp 
(53) - = 

fK P 

dfL 
(54) ~= 

dfB 
(55) 
~ 

dl 
-1-

dg 

g 

-
dp 

P 

dp 

p 

Es kann dann abgelesen werden, daß die Abwanderungsrate aus der Landwirtschaft bei - nach 
HICKS - arbeitssparendem technischen Fortschritt 

dfL dfK dfL dfB (-- < -- und -- < ---) größer sein muß als bei neutralem oder kapital-
fL fK fL fB 

bzw. bodensparendem technischen Fortschritt (vgl. auch GANS, 10, S. 62 ff.). 

Der Bodennutzungspreis wird bei bodensparendem technischen Fortschritt relativ stärker fallen 
als bei neutralem oder bodenvermehrendem technischen Fortschritt. 

Eine Änderung der Substitutionselastizität infolge des technischen Fortschritts kann, aber braucht 
nicht, mit nicht-neutralem technischen Fortschritt (noch HICKS) verbunden zu sein. In Schaubild 5 
wurde beispielhaft fUr einen HICKS-neutrolen technischen Fortschritt eine Änderung der Substi
tutionselastizität ei ngefUhrt • Durch den technischen Fortschritt haben sich die physischen Grenz
produkte der Faktoren relativ gleich erhöht, aber die Substitutionsm/:Sglichkeit hat sich verändert. 
Bei sektoraler Analyse durfte diese Form der Nicht-Neutralität eine besondere Bedeutung er
langen. 

Die Auswirkungen einer Änderung der Substitutionselastizitäten auf die Abwanderungsrate, den 
Kapitaleinsatz in der Landwirtschaft und auf die Bodennutzungs- und Produkt preise ist direkt 
aus der obigen Interpretation der Wirkung eines neutralen technischen Fortschritts zu ersehen. 
Im einzelnen ergibt sich: 
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Änderung der Substitutionselastizität bei 
Hicks- neutralem technischen Fortschritt 

Arbei/ 

Kapl/al 
'--______________ 2",,-.f.=='!'= .. ~~"t...,n;;-1' Scllaubild 5 

FUr die Abwanderungsrate: 

Erhöht sich durch den technischen Fortschritt die Substitutionselastizitöt zwischen Kapital und 
Arbeit bzw. Kapital und Boden, so nimmt bei konstanter Abwanderungsrate die sektorale Einkom
mensdisparitöt zu: Steigende Substitutionselastizitöten bedeuten, daß die Faktoren ähnlicher 
werden und daß es damit leichter wird, die Faktoren zu substituieren. Bei mit wirtschaftlichem 
Wachstum steigenden Ushnen und konstanter Kapital rendi te fuhrt eine vergrößerte Substitutions
elastizitöt zu einer vermehrten Substitution von Arbeit durch Kapital und von Boden durch Kapi
tal. 

FUr die Kapitaländerungsrate: 

Aus den Auswirkungen der Verönderung der Substitutionselastizitöten auf die Abwanderung von 
Arbeitskröften kann direkt abgelesen werden, daß eine zunehmende Substitutionselastizitöt mit 
einer Erhöhung des Kapitaleinsatzes im Agrarsektor verbunden ist. 

FUr die Bodennutzungspreise: 

Eine Erhöhung der Substitutionselastizitöten infolge des technischen Fortschritts senkt die nega
tive Rate der Bodennutzungspreise, da eine Abwanderung von Arbeit und Kapital erleichtert 
und damit die angebotserhöhende Wirkung des technischen Fortschritts teilweise kompensiert 
wird. Die Produktpreise werden daher durch die Erhöhung der Substitutionselastizität weniger 
fallen als bei konstanter Substitutionselastizität und technischem Fortschritt. 

Der technische Fortschritt im Agrarsektor dUrfte in der Vergangenheit mit einer Vergrößerung der 
Substitutionselastizitöten verbunden gewesen sein (HEADY, 16, S. 145). Neben den oben geschil
derten Auswirkungen auf die gleichgewichtige Änderungsrate des Faktoreinsatzes im Agrarsek-
tor und auf die Bodennutzungspreise hat der technische Fortschritt in dieser Form auch die intra
sektorale Einkommensdisparität verstärkt. Verbesserte Substitutionsmöglichkeiten können nur 
positive Wirkungen auf das Einkommen der anpassungsfähigen Betriebe ausUben. Familienbetriebe, 
die mit gegebenem Arbeitsbesatz planen, werden von einer Änderung der Substitutionselastizi-
töt zwischen Kapital und Arbeit nur wenig berUhrt. Eine Änderung der Elastizität wird bei die
sen Betrieben allerdings häufig mit einer Zunahme der Kapitalintensitöt und damit steigender 
Produktion verbunden sein. Die gleiche Wirkung wird eine Erhöhung der Substitutionselastizität 
zwischen Kapital und Boden auf die Organisation der Familienbetriebe zeigen. Wenn die stei
gende Produktion zu sinkenden Agrarpreisen fUhrt, wird die einkommensmindernde Wirkung we
gen unterschiedlicher Anpassungsföhigkeit bei Familienbetrieben ausgeprägter sein als bei Lohn
arbeitsbetrieben und sich damit die intrasektorale Einkommensdisparität vergrößern. 
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5 Zusammenfassung 

1. Durch Einkommensunterschiede helVorgerufene FaktolWanderungen fuhren bei vollstl:lndiger 
Konkurrenz und linear-homogenen Produktionsfunktionen zu einer Erhöhung des realen Sozial
produkts. Das Einkommen sektorspezifischer Faktoren, z. B. des Bodens, ergibt sich als Resi
dualglÖße. 

2. Auch in einer wachsenden Volkswirtschaft ohne technischen Fortschritt mUssen in der Regel 
Arbeitskrtlfte aus der Landwirtschaft abwandern, wenn ein paritl:ltisches Einkommen erzielt wer
den soll. Wesentl ichen Einfluß auf die paritötische Abwanderungsrate hat die Substitutionselasti
zitöt zwischen Kapital und Arbeit. Nur wenn diese Elastizitl:lt unwesentl ich größer als 0 ist, 
kann in der Landwirtschaft ein paritl:ltisches Einkommen mit konstantem Arbeitseinsatz erzielt 
werden. 

3. Nach amerikanischen Untersuchungen wird die Höhe der Fortschrittsrate vornehmlich von den 
Ausgaben fUr Forschungen bestimmt. Da die Finanzierung weitgehend uber den öffentlichen Haus
halt erfolgt, liegt es im Sinn einer zielgerichteten Wirtschaftspolitik, neben einer reinen Effi
zienzkontrolle auch verteilungspol i tische Aspekte bei der Einfuhrung technischer Fortschritte zu 
untersuchen. 

4. Die Relation zwischen potentieller und realisierter Fortschrittsrate und der Einfluß auf die 
Angebotsönderung werden u.a. von der Arbeitsverfassung der Landwirtschaft bestimmt. 

Bei UbelWiegend böuerlichen Familienbetrieben wird zwar die realisierte Fortschrittsrate erheb
lich kleiner sein als die potentielle, aber die realisierte Fortschrittsrate wird zu einer kurz- und 
mittelfristig annl:lhernd gleichen Angebotserhöhung fuhren. Bei dieser Agrarstruktur wird somit 
ein großer Teil des realisierten Fortschritts in sinkenden Agrarpreisen an die Konsumenten weiter
gegeben. 

Bei Lohnarbeitsverfassung wird zwar die realisierte Fortschrittsrate großer sein, aber bedingt 
durch die bessere Anpassungsföhigkeit wird die Angebotserhöhung geringer, und damit die Weiter
gabe an die Konsumenten weniger ausgeprtlgt sein. 

Eine gemischte Arbeitsverfassung wi rkt sich relativ gUnstig auf die Relation zwischen potentieller 
und realisierter Fortschrittsrate und auf die Weitergabe des Fortschritts an die Verbraucher aus. 

5. Ein großer Anteil fixer Kosten an den Gesamtkosten beeinflußt die Beziehung zwischen rea
lisierter Fortschrittsrate und Angebotserhöhung. Da von fixen Faktoren die Opportunitl:ltskosten 
im wirtschaftlichen Wachstum weniger steigen als von variabel eingesetzten Faktoren, wird die 
durch den technischen Fortschritt bedingte Rechtsverschiebung der AngebotskulVe bei einem 
hohen Fixkostenanteil nur wenig durch Faktorpreiserhöhungen kompensiert. 

Ein hoher Anteil fixer Kosten ubt auf die sektorale Einkommensentwicklung eine besonders nach
teilige Wirkung aus, wenn der Fortschritt faktorgebunden auftritt und eine Substitution zwar 
ex ante, aber nicht ex post, mögl ich ist. 

6. Intersektorale FaktolWanderungen werden neben der Höhe der Fortschrittsrate auch durch die 
Art des technischen Fortschritts bestimmt. Z. B. ist die gleichgewichtige Abwanderung aus der 
Landwirtschaft bei arbeitssparendem technischen Fortschritt größer als bei neutralem oder kapital
bzw. bodenspa rendem • 

7. In modell theoretischer Analyse kann der Zusammenhang zwischen HARROD-neutralem ge
samtwirtschaftlichentechnischen Fortschritt, neutralem technischen Fortschritt im Agrarsektor 
einerseits und den gleichgewichtigen Änderungsraten des Faktoreinsatzes im Agrarsektor, dem 
Bodennutzungspreis und dem Produktpreis andererseits, aufgezeigt werden. Neben den Preis
und Einkommenselastizitöten der Nachfrage nach Agrarprodukten wird die Beziehung von den 
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Koeffizienten der landwirtschaftlichen Produktionsfunktion bestimmt: den Produktionselastizi
ttlten der Faktoren und den Substitutionselastizittlten zwischen den Faktoren. 

Bei gegebenen Preis- und Einkommenselastizittlten und gegebener gesa mtw i rtschaftl icher Wachs
tumsrate muß die gleichgewichtige Abwanderungsrate um so größer sein, je grtSßer die Substitu
tionselastizittlten zwischen Kapital und Arbeit bzw. Kapital und Boden und je grtSßer die Pro
duktionselastizittlten von Kapital und Boden sind. 

Die Änderungsrate des gleichgewichtigen Kapitalstocks ist um so größer, je grtSßer die Substitu
tions- und Einkommenselastizittlten und je kleiner die Preiselastizittlt (absolut) und die Produk
tionselastizittlt der Arbeit sind. 

HARROD-neutrales gesamtwirtschaftliches Wachstum erhöht in einer ohne technische Fortschritte 
produzierenden Landwirtschaft die Bodennutzungspreise um so mehr, je größer die Einkommens
elastizittlt und die Substitutionselastizittlt zwischen Kapital und Arbeit sind, und je kleiner die 
Produktionselastizittlten von Kapital und Arbeit, die Substitutionselastizittlt zwischen Kapital 
und Boden und die Preiselastizittlt der Nachfrage nach Agrarprodukten sind. 

Neutroler technischer Fortschritt im Agrarsektor fUhrt in einer stationtlren Volkswirtschaft stets 
zu sinkenden Bodennutzungspreisen, wenn die Preiselastizittlt absolut kleiner als 1 ist. Die 
negative Änderungsrate ist um so größer, je kleiner die Substitutionselastizittlten sind und je 
größer die Produktionselastizittlt des Bodens ist. 

8. Nicht-neutraler technischer Fortschritt kann sowohl zu einer relativ ungleichen Erhöhung 
der partiellen Grenzprodukte fuhren als auch die Substitutionselastizittlt bei konstanter Relation 
der partiellen physischen Grenzprodukte tlndern. Sofern durch den technischen Fortschritt in 
der Vergangenheit die Substitutionselastizittlten stiegen, erhöhte sich hierdurch die intersekto
rale und intrasektorale Einkommensdisparittlt. 
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Gegenstand und Abgrenzung der Methoden in der angewandten 

Mobil itötsforschung 

Da keine eindeutige Abgrenzung des Arbeitsgebietes der Mobilitötsforschung besteht 1), 
soll in dieser Studie von folgender, in Anlehnung an VANBERG (66) und BOLTE (4) for
mulierter Definition des Begriffes "Mobilitöt" ausgegangen werden: 

"Mobilitöt bezeichnet zunächst formal den Wechsel eines Individuums, eines Faktors 
oder der Nutzung eines Faktors, zwischen definierten Klassen eines Systems." 

Der Wechsel von Faktoren oder Personen zwischen den Klassen ist sicher z. T. zufäll iger 
Art, im wesentlichen dürfen jedoch die zu beobachtenden Bewegungen innerhalb eines 
Systems Folge der Wirkung bestimmter Faktoren sein. So können regionale oder sektorale 
Wanderungen von Produktionsfaktoren auf bestehende oder vermeintlich bestehende ökono
mische Ungleichgewichte zurückgeführt werden. Die Bewegung von Individuen zwischen 
den Klassen (Regionen) ist Folge einer ungleichen Verteilung der Möglichkeiten zur Nutzen
erziel ung und damit zumindest teilweise auf regionale oder sektorale Differenzen der 
Effizienz des Faktoreinsotzes zurückzuführen. 

Daraus kann eine Aufgabe der angewandten Mobilitötsforschung abgeleitet werden, nömlich 
die quantitative Bestimmung derjenigen Kröfte, die die beobachteten Bewegungen hervor
rufen, und derjenigen, die den (sofortigen) Ausgleich von (äkonomischen) Ungleichgewichten 
verhindern. Damit werden Prognosen der strukturellen Entwicklung ermäglicht und es werden 
Grundlagen für rationale politische Entscheidungen erarbeitet. 

Die Wanderung von Faktoren oder Individuen ist nun aber nicht nur Folge bestimmter Daten
konstellationen, sondern jede Bewegung innerhalb des Systems beeinflußt die umgebende, re
levante "Umwelt" 2). Daraus ergibt sich die zweite AufgabensteIlung der Mobilitätsforschung, 
näml ich die Analyse der Wirkung der Faktor-bzw. Personenbewegungen auf die Umwelt. 

Untersuchungen dieser Art sind bei politischen bzw. wirtschaftspolitischen Entscheidungen zur 
Beeinflussung der Wanderungsbewegungen von besonderem Interesse, da sie Nebenwirkungen 
aufzeigen. Eine notwendige Verbindung zwischen ursachenanalytischer und wirkungsonalyti
scher Mobil itätsforschung ergibt sich stets dan, wenn die Faktor- oder Personenwanderungen 
die Werte der verursachenden Variablen verändern und Prognosen gegeben werden sollen, wie 
folgendes einfaches Beispiel verdeutl icht. 

Gegeben seien zwei benachbarte Regionen A und B. die Entlohnung in beiden Regionen orien
tiert sich an der Grenzproduktivitöt der Arbeit. Durch Einführung einer einmal igen technischen 
Neuerung verschiebt sich die in A geltende Produktionsfunktion so, daß der Grenzwert der letz
ten Arbeitskraft in A häher als in Bist. Dies läst eine Wanderung von B nach A aus. Damit ver
bunden ist jedoch eine Angleichung der Grenzproduktivitäten in beiden Regionen, wodurch der 
wanderungsfördernde Faktor abgeschwächt wird. 

1) Der Begriff Mobilität wird häufig nur im Zusammenhang mit röumlichen Bevölkerungsbewe
gungen definiert, so findet sich z. B. der Begriff Mobilität im Handbuch der Sozialwissen
schaften nur in Verbindung mit dem Begriff Bevölkerungswanderung (siehe dazu (70), Bd.l, 
S.216; Bd. 11, S .499; Register S. 190). Eine solche Definition ist angesichts des Themas 
dieser Tagung offensichtlich zu eng. 

2) Der Begriff "Umwelt" wird hier im Sinne seiner Definition in der Entscheidungstheorie ver
wendet. Es ist "nur jener Teil der Umwelt ••• gemeint, der in der spezifischen Situation ••• 
allein relevant ist oder zumindest ... so erscheint" (SCHNEEWEISS, 51, S. 9). 
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Eine Prognose der Wanderung mUßte hier sowohl die Beziehung "Wanderung als Folge 
von Einkommensunterschieden" als auch die Beziehung "Veriinderung der Einkommens
differenz als Folge der Wanderung" berUcksichtigen. 

Die in der Mobilitätsforschung bisher auf empirische Sachverhalte angewandten Modelle 
befassen sich jedoch fast ausschließlich mit dem ersten Untersuchungskomplex, also der 
Analyse der wanderungsfördernden und wanderungshemmenden Kräfte. Die wichtigsten 
methodischen Ansätze aus diesem Teilbereich sollen im folgenden kurz skizziert werden. 

Wir gehen zunächst von der folgenden schematischen Darstellung der Mobilität aus: 

(1) 

S(t) 

s(t) 1 

s(t) . 
I 

s(t) 
n 

In System (1) bedeuten: 

• w ... 
'I 

• w • 
nl 

W 

w. 
Im 

• w 
nm 

- Der Vektor S(t) gibt die Verteilung der k Einzelelemente der zu untersuchenden 
Variablen y zum Zeitpunkt tauf n Klassen des Systems wieder. 

- Der Vektor S(t+l) gibt die Verteilung der k Einzelelemente der Variablen y zum 
Zeitpunkt t + 1 auf m Klassen des Systems wieder. In der Regel wird vereinfachend 
davon ausgegangen, daß m=n und die Klassen in t und t + 1 identisch abgegrenzt sind. 

- Die Koeffizienten w .. der Motrix W geben die Zahl der Elemente an, die in t der i-ten 
'I 

und in t + 1 der j-ten Klasse angehören 1). 

Nach dem Grad der Erfassung der Übergangserscheinungen und der Differenziertheit lassen 
sich vier Ansätze der ursachenanalytischen Mobil itätsforschung unterscheiden: 

0) Der multipolare Ansatz umfaßt die vollständige Motrix W mit allen Elementen w .. und 
damit die Vektoren S(t) und S (t+l). 'I 

b) Der bipolare Ansatz umfaßt die Analyse auf einzelne w ..• Der bipolare Ansatz geht in 
'I 

den multipolaren Uber, wenn alle n.m w .. erfaßt werden. 
c) Beim unipolaren Ansatz wird die Summe d~r Zu- und Abwanderungen einer i-ten Klasse 

im Zeitintervall t, t + 1 untersucht. 
d) Unter der Bezeichnung Analyse des Grades der Mobilität sollen diejenigen Untersuchungen 

zusammengefaßt werden, die sich mit der Messung und Veränderung der Relation zwischen 
mobilen und immobilen Elementen befassen. 

1) Es wird also unterstellt, daß die Zahl der Einzelelemente des Systems zwischen den Zeit
punkten t und t + 1 unverändert bleibt. Diese zunächst restriktiv wirkende Annahme kann 
stets durch entsprechende Definition der Untersuchungsvariablen resp. der Klassen aufge
hoben werden. So hält beispielsweise MÜLLER (42,S.233) die Zahl der ha LN durch Ein
fUhrung einer Klasse "kleiner 2 ha und Bauland" konstant. 



Untersuchungen uber die Mobilitöt eines Systems können zum einen auf der Analyse der 
"Bewegungen" von Einzelelementen aufbauen, zum anderen auf den beobachteten Massen
bewegungen innerhalb dieses Systems. 

Die zur ersten Gruppe gehörenden "mikrotheoretischen" lVAN BE RG (66) Ansötze weisen 
naturgemöß eine sehr starke methodische Bezogenheit zur Untersuchungsvariablen auf 1), 
so daß diese hir nicht diskutiert werden sollen. 

2 Analyse des Mobilitötsgrades 

Unter Grad der Mobilitöt eines Systems wird hier das Verhöltnis der Anzahl von EinzeIele
menten, die zwischen t und t + 1 ihre Klasse wechseln, zu der Zahl von Einzelelementen, 
die in t und t + 1 jeweils der gleichen Klassen angehören, verstanden. 

Verwendet man die im System (1) gebrauchten Symbole, so ergibt sich die Maßzahl M des 
Mobilitötsgrades zu 

n n 
(2) M = (E oE w •• ) 

i=l i=l 11 

n 
/ ~ w.. fUr i -:- j. 2) 

i=l 11 

Diese höufig einfach als "Mobilitöt" bezeichnete Maßzahl ist von der gewöhlten Klassen
bildung abhöngig, wobei die Klassenbildung selbst eine Funktion der zu untersuchenden 
speziellen Fragestellung sein sollte. Es erscheint deswegen nicht sinnvoll, generelle sach
liche Definitionen fUr den Begriff "Mobilitöt" zu geben 3). 

Kennziffern zur Beschreibung der relativen Htlufigkeit des Wechsels zwischen den verschie
denen Klassen, wie die hier angefUhrte Maßzahl M, dienen primtIr zum Vergleich verschie
dener Untergruppen im gleichen Zeitintervall oder zum intertemporalen Vergleich einer 
Gruppe. 

Angestrebt wird in der Regel jedoch eine ErklHrung der Unterschiede in dieser Maßzahl, sei 
es auf statistisch quantitativem Wege oder durch logisch deduktive Ableitung. Komplizierte 
Maßzahlen, wie sie höufig in der Wanderungsforschung und bei der Erfassung des Arbeits
platzwechsels verwendet werden 4), erscheinen u. E. nur in Ausnahmeföllen sinnvoll, da 
Ursachen des unterschiedlichen Mobilitötsgrades bereits in der Kennziffer einbezogen werden. 

Auf einzelne Untersuchungen in diesem Bereich der MobilitHtsforschung soll hier nicht weiter 
eingegangen werden, da die wesentlichen Aussagen stets sachbezogen sind und infolge der 
Struktur der Fragestellung die Quantifizierung des Einflußes der verschiedenen Faktoren auf 

1) VANBERG (66,S.2O) weist beispielsweise als wesentliche methodische Instrumentarien 
dieser AnsHtze im Bereich der Wanderungsforschung die "Befragung von Wandernden und 
deren Vergleichsgruppen in intensiven Tiefeninterviews" und die Verwendung der 
"Simulation von Entscheidungsprozessen" aus. 

2) Ein inhaltlich deckender Wert ergibt sich als 
n n 

MI( =E x: w .. / k fUr i * j, wobei k die Gesamtzahl der Einzelelemente ist. 
i=l j=l 11 

Maßzahlen fUr die MobilitHt in der i-ten Klasse M. bzw. M~ lassen sich entsprechend 
definieren. 1 1 

3) Siehe aber L1PINSKY {37,S. 10): "Unter Bodenmobilitöt ist der Besitzwechsel von land
wirtschaftlicher NutzflHche (LN) zu verstehen ••• ". 

4) Siehe z. B. SCHWARZ (52) und STEGEMANN (6O,S.46 ff.). 
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den Mobilitl:itsgrad in der Regel mit Hilfe von Regressionsrechnungen erfolgt, wobei Quer
schnittsdaten oder Zeitreihen zu Grunde gelegt werden 1). 

3 Unipolare Ansl:itze der Mobilitl:itsforschung 

Untersuchungsgegenstand unipolarer Analysen in der Mobilitl:itsforschung ist die Summe aller 
Zugewinne oder die Gesamtheit der Verluste einer Klasse des Systems an alle anderen Klassen. 
In der Schreibweise von System (1) wl:iren die Wanderungsgewinne der i-ten Klasse G. als 

I 
n 

(3) G. 
I 

E w •• - w •• 
i=l 'I 'I 

fUr j = 1, ••• n, 

zu bestimmen. In der Regel wird diese Analyse nur fUr eine Klasse oder eine beschrl:inkte Anzahl 
von Klassen du rchgefUhrt • DarUber hinaus können zu diesem Ansatz noch Analysen gerechnet 
werden, die den Saldo der Wanderungsbewegungen von und zu einer bestimmten Klasse in einem 
bestimmten Zeitraum untersuchen, wobei allerdings die Grenze zu Wachstumsanalysen unscharf 
ist. Zur Ermittlung des Einflußes einer Reihe exogener Größen, bzw. deren Verl:inderung in der 
Zeit auf die Wanderungsgewinne bzw. -verluste, werden in der Regel Verfahren der Regressions
analyse verwendet. Je nach Datengrundlage und Fragestellung werden neben Daten aus Zeitrei
hen oder Querschnittsdaten auch Kombinationen beider 2) verwendet. 

Diesem Bereich der Mobilitl:itsforschung sind beispielsweise Untersuchungen uber Ausmaß und 
GrUnde der Abwanderung von Arbeitskrl:iften aus der Landwirtschaft (20, 21), Analysen der Zu
oder Abnahme von Nebenerwerbsbetrieben (58, 47), Untersuchungen Uber die Landflucht (54, 
49, 39) zuzuordnen, ebenso wie Untersuchungen der Ursachen des mehr oder weniger starken 
Zuflusses an Einwohnern zu bestimmten Stl:idten oder Gebieten (69, 27, 7, 24). 

Eine der umfassendsten unipolaren Analysen der Bevölkerungsbewegung in der BRD stellt die 
Untersuchung von BÖVENTER (7) dar, der die BestimmungsgrUnde der Zuwanderung zu Stl:idten 
unterschiedlicher Größenordnung untersucht, wobei er ausdrUcklich darauf hinweist, daß die 
aus den Querschnittsanalysen ermittelten Parameter nicht unbedingt kausale Zusammenhl:inge 
wiedergeben 3). Ein Tatbestand, der hl:iufig in der Wanderungsforschung nicht hinreichend be
rUcksichtigt wird. VANBERG (66) geht in diesem Zusammenhang beispielsweise auf die Fehl
interpretation der Analyse der Bevölkerungsbewegungen durch den Sachverstl:indigenrat (71) 
ein 4). 

Auf die Ergebnisse dieser Untersuchungen kann hier nicht im einzelnen eingegangen werden. 
Sie zeigen jedoch deutlich, daß in der Regel eine sehr große Zahl von Einflußfaktoren die Wan
derungsbewegungen zwischen den Klassen beeinflussen. Ein Tatbestand, der insbesondere bei der 

1) Siehe z. B. fUr Analysen der Bodenmobil itl:it FEUERSTEl N (12) und die dort zitierte literatur. 
Untersuchungen zur sozialen Mobilitl:it liegen beispielsweise von JANOWITZ (26) und 
LlPSET (38) vor. 

2) Soz.B. bei ICHIMURA (24). 
3) (7, S. 54) "Thus, I have not tried to explain why, in the pest, cities have grown they 

actually did." 
4) Vgl. dazu auch die Interpretation der Regressionsergebnisse bei STEFFEN und HOGE

FORSTER (58). 
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kritischen Betrachtung der im folgenden dargestellten bipolaren und multipolaren Ansätze zu 
beachten sein wird. 

4 Bipolare Ansätze der Mobi I i tä tsforschu '19. 

Bei bipolaren Ansätzen wird die Zahl der Wanderungen von einer i-ten zu einer j-ten Klasse 
w .. als Ergebnis der Wirkung von wanderungsfördernden und wanderungshemmenden Kräften be-

II trachtet. Dabei können die hemmenden Kräfte maximal so stark wie die wanderungsfördern
den sein. Damit sind negative Bewegungen zwischen den Klassen ausgeschlossen. Eine solche 
Beziehung zwischen Gegenkräften entspricht einer multiplikativen VerknUpfung der verschiede
nen Faktoren. Dementsprechend unterscheiden sich die vorliegenden bipolaren Ansätze in der 
Wanderungsforschung im wesentlichen in der inhaltlichen Vorgabe bezUg I ich der wanderungsbe
stimmenden Faktoren 1). 

4.1 Gravitationsmodelle und ihre Erweiterungen 

Wegen ihrer fonnalen und inhaltlichen Ähnlichkeit mit den Newtonschen Gravitationsgesetz 
werden bipolare Ansätze, die auf die Hypothese von RAVENSTEIN (46) zurUckgehen, als Gravi
tationsmodelle bezeichnet (VANBERG, 66). RAVENSTEIN beschreibt die Bevölkerungsbewegung 
zwischen zwei Regionen in Abhängigkeit von der Bevölkerungszahl (wanderungsfördernd) und 
der räumlichen Distanz der Regionen (wanderungshemmend). Die Ansätze von ZI PF (68), 0000 
(11) und STEWART (61) gehen von folgender Bestimmungsgleichung (4) der Wanderung zwischen 
zwei Regionen i und j aus: 

) = .- ß -r (4 w.. r;- P. 0 •. 
11 I I 11 

mit 

w.. Zahl der Wandernden zwischen Region i und Region j 
IJ 

P., P. Bevölkerung in i bzw. j 
I I 

0.. Entfernung zwischen Region i und Region j 
IJ 

r:(,ß,r = empirisch zu bestimmende Parameter 2). 

Ansätze dieser Art fanden wegen ihrer einfachen Anwendbarkeit sehr starke Verbreitung 3). Die 
Kritik an diesen Modellen konzentriert sich auf die mangelnde Erklärungsfunktion, wobei ihr 
relativ hoher prognostischer Wert wohl darauf beruht, daß die Bevölkerungszahl und die Entfer
nung als vereinfachte, jedoch in vielen Fällen plausible Indikatoren theoretisch bedeutsamer 
Ursachenkomplexe angesehen werden können (VANBERG, 66; SCHWARZ, 52). 

1) Bipolare Ansätze sind fast ausschließlich aus der Analyse der Bevölkerungswanderung bekannt, 
so daß im folgenden Abschnitt teilweise auf spezielle Probleme aus diesem Sachgebiet einge
gangen wird. Als bipolare Ansätze sind darUber hinaus einige Arbeiten der Arbeitsmobilität 
zu nennen, so z.B. H. MAKOWER, J. MARSCHAK und M.W. ROBINSON (40). 

2) ZIPF,<68) unterstellt, daß OC=/J= r= 1 sei. 
3) Ein Überblick uber die verschiedenen Anwendungen des Gravitationsmodells geben 

OLSON (44) und TERMOTE (65). 
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ISARD (25) behCllt in einer Erweiterung des Gravitationsansatzes die rClumliche Distanz als hem
menden Faktor bei, ebenso wie die Bev/:Slkerungszahl in der Ausgangsregion als wanderungsf/:Sr
demden Faktor. Er versucht jedoch die Bev/:Slkerungszahl im Ziel ort der Wanderung durch Faktoren 
zu ersetzen, die die Wanderungsbewegung besser und detaillierter erklClren k/:Snnen. Diese Fakto
ren sollen die AttraktivitClt - die Anziehungskraft - einer bestimmten Region darstellen. ISARD 
geht von folgendem Modell aus: 

(5) w •• 
11 

P. 
I 

""Cl:-
11 

f (Z.), mit 
I 

w.. = Wanderung von Ort i nach Ort j 
11 

P. Bev/:Slkerung in i 
I 

d.. Entfernung von i nach j 
11 

f(Z.) eine Funktion der AttraktivitClt der Bestimmungsregion j 
I 

Die AttraktivitClt stellt also eine Funktion der verschiedensten Ursachenkomplexe dar (/:Skonomische 
M/:Sglichkeiten, Wohnbedingungen, klimatische Bedingungen etc.) KARIEL (29) testet dazu fUnf 
Ei nfl u ßfaktoren: 

0) den Umfang der BeschClftigung 
b) die Zunahme der IndustriebeschClftigten, 
c) das durchschnittliche Familieneinkommen, 
d) die Relation von ungelernten ArbeitskrClften zu solchen mit einer abgeschlossenen Ausbildung, 
e) Klimafaktor. 

Es ist einleuchtend, daß sich der ErklClrungswert der einzelnen Variablen im Zeitablauf verCIndern 
kann und in AbhClngigkeit von den sozialen und den ethnologischen Gegebenheiten der untersuch
ten Bev/:Slkerung steht. In Kariels Untersuchungen hatte das Ausmaß der BeschClftigung den h/:Sch
sten Erkltirungswert 1), es zeigte sich jedoch, daß der Einfluß der verschiedenen ErklClrungs
variablen vom Industrial isierungsgrad abhClngt. Mit zunehmender Industrialisierung wi rd z. B. der 
Klimafaktor fUr Wanderungen bedeutender 2). 

Durch Einfuhrung von AttraktivitCltsfaktoren wird sicher eine wesentliche Verbesserung des ErkICl
rungsgehaltes der Gravitationsformeln erreicht. Daruber hinaus ergeben sich je nach Richtung 
differenzierte Wanderungsstr/:Sme zwischen zwei Orten. Kritisch ist zu diesen Modellen jedoch 
anzumerken, daß es nicht einleuchtend erscheint, daß ausschließlich die AttraktivitClt des Ziel
ortes den Wanderungsstrom beeinflussen soll, wohingegen die Bedingungen des Ausgangsortes 
nicht detailliert berUcksichtigt werden. 

4.2 Das "Opportunity"-Modell 

In den GravitationsansCitzen war der hemmende Faktor der Wanderung die rClumliche Entfernung 
zwischen zwei Orten bzw. die mit der Überwindung der rCiumlichen Distanz verbundenen "Kosten". 
STOUFFER (62) geht Ilun von der Hypothese aus, daß die Zahl derjenigen, die eine bestimmte Ent
fernung von ihrem Ausgangsort abwandern, keine direkte Funktion der rClumlichen Distanz ist, 

1) Vgl. dazu auch F.R. OLIVER (43) 
2) V gl. dazu auch von BÖVE NTER (7) 
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sondern eine Funktion der im Raum verteilten "opportunities" bzw. "Ml:Sglichkeiten", wobei der 
Begriff "Ml:Sglichkeiten" zunöchst nicht definiert wird sondern in Abhöngigkeit von der jeweili
gen sozio-kulturellen Situation und der untersuchten Gruppe zu spezifizieren ist 1). 

Die wanderungsfördernden Kröfte sind demnach die in der Ferne, an der Peripherie liegenden 
"Möglichkeiten"; wanderungshemmend wirken die "Möglichkeiten" am Ausgangsort bzw. die 
zwischen diesem und dem Zielort liegenden (intervening opportunities). Die Bestimmung der 
opportunities, d.h. die Messung der die Wanderung antreibenden Kröfte, stellt ein nicht uner
hebliches Problem dar 2). Die Abgrenzung des zwischen zwei Orten (Klassen) liegenden Raumes, 
die notwendig wird, um die intervening opportunities zu erfassen, stellt ein weiteres Problem der 
quantitativen Arbeit mit diesem MocIellansatz dar. 

STOUFFER (63) verwendet in seiner 1960 erschienenen Studie folgende Meßgrößen 3): 

1. Die "opportunities" eines Zielortes sind gleich der Zahl der insgesamt zu dieser Stadt Zuwan
dernden (X.). 

I 
2. Die "intervening opportunities" sind die "opportunities" (entsprechend 1.) aller in einer 

Kreisflöche zwischen Ausgangs- und Ziel ort liegenden m Stödte mit mehr als 100000 Einwoh
nern 

m 
(X~=~ Xk ) 

I k=l 

DarUber hinaus bezieht er die "Mobilitöt" der Bevölkerung des Ausgangsortes, die er als Z. = 
Summe aller Abwanderer von Ort i mißt, als wanderungsfördernden Faktor mit ein, so daß I 

sich folgendes Modell (6) ergibt 4): 

(6) w.. = 0(, X. • z. / X':P 
11 I I I 

FUr den speziellen Fall, daß die Zahl der Zuwanderer und die Zahl der Abwandernden proportio
nal zur Bevölkerungszahl ist, nöhert sich STOUFFERS Ansatz den Gravitationsmodellen mit dem 
Unterschied, daß nicht mehr die Entfernung, sondern die Besiedlungsdichte zwischen zwei Regio
nen als wesentlicher Hemmungsfaktorwirkt. Bei empirisch gewonnenen Zu- und Abwanderungs
daten ergeben sich im Gegensatz zu den Gravitationsmodellen gerichtete Ströme unterschiedli
chen Gewichtes. 

Die wesentlichen Vorteile der Formulierung von intervening opportunities ist u. E. nicht darin zu 
sehen, daß die Entfernungsvariable "eine bessere verhahenstheoretische Fundierung" 5) erhöh, 
sondern daß damit bipolare Modelle auch Anwendung auf "nichtröumliche" Klassen finden können. 

1) Siehe z.B. (62, s. 856). Dort differenziert STOUFFER unterschiedliche "opportunities" fUr 
Weiße und Farbige. 

2) Wobei die opportunities in etwa den Attraktivitötsindices bei ISARD (25) vergleichbar sind. 
3) Die Mehrzahl der Darstellungen des STOUFFERschen Modells beziehen sich auf das 1950 ver

öffentlichte Modell (62), so z. B. HAGGETT (17), VANBERG (66), KAU (30). 
4) STOUFFER erweiterte den Ansatz, indem er die Zahl der potentiellen Zuwanderer nach j 

aus Orten, die nöher an j liegen als i, als zusötzlich hemmenden Faktor berucksichtigt (the 
concept of competing migrants (63, S. 7). 

5) VANBERG (66, S. 87). 
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So erscheint es uns durchaus sinnvoll zu versuchen, den Übergang zwischen verschiedenen Be
triebssystemen mit Hilfe eines "opportunity" Ansatzes zu beschreiben. Es wäre damit u.U. mög
lich, regional unterschiedliche Entwicklungstendenzen in den landwirtschaftlichen Betriebssyste
men bei gleichen exogenen Datenänderungen besser zu erklären. 

HÄGERSTRAND (15, 16) geht nicht vom Vorhandensein sondern vom Wissen um das Vorhanden
sein dieser Opportunities aus. Demzufolge baut er seinen Wanderungsansatz als kontinuierliche 
Realisierung eines bestehenden Informationsfeldes auf, in dem jeder bereits Gewanderte Informa
tionsträger fUr einen potentiellen Wanderer ist (VANBERG, 66). Mit zunehmender Informations
Ubertragung durch andere Medien wird aber die Konstruktion eines entsprechenden Informations
feides immer schwieriger 1). 

Zur Beschreibung des Überganges zwischen verschiedenen sozialökonomischen Typen der Betriebs
fuhrung erscheint uns dieser Ansatz ebenfalls erfolgversprechend, da auch heute noch die Infor
mation durch Gespräche eine der wesentlichsten Informationsquellen bei Entscheidungsprozessen 
zur Betriebsgestaltung darstellt, wie HESSE (22) neuerlich im Zusammenhang mit der Entwicklung 
von Iv'Iaschinenringen feststell te. 

4.3 Der bipolare Ansatz von SOMERMEIJER 

Der umfassendste bipolare Ansatz der Wanderungsforschung wurde von SOMERMEI JER (56) ent
wickelt. Er umfaßt 

a) die ökologischen Beziehungen zwischen zwei Orten entsprechend dem ZI PF-Ansatz, 
b) Attraktivitätsfaktoren, wobei diese als Differenzen zwischen den Attraktivitätswerten des 

Äusgangs- und Zielortes formuliert sind und 
c) Iv'Iaßstäbe fUr die sozio-kulturelle Distanz zwischen zwei Orten. 

Die Einfuhrung sozio-kultureller Distanzfaktoren kann als der eigentlich originäre Beitrag 
SOMERMEIJERs zur Wanderungsforschung bzw. generell zur Mobilitätsforschung angesehen 
werden (VANBERG, 66). SOMERMEIJER mißt beispielsweise den sozio-kulturellen Abstand 
zwischen verschiedenen Gebieten am Anteil der verschiedenen Konfessionen, wobei dieser 
DistOlnzfaktor so berechnet wird, daß er Werte zwischen 0 und 1 annehmen kann 2). 

Obwohl SOMERMEIJERs Ansatz sehr umfassend ist und die Möglichkeit bietet, die Einflußfakto
ren sehr differenziert zu berUcksichtigen, insbesondere wenn die Beziehungen gruppenspezifisch 
formuliert werden, ist dieser Ansatz mit erheblichen Problemen bei der empirischen Anwendung 
verbunden. 

Da SOMERMEIJER mit den Differenzen der Attraktivitätsfaktoren arbeitet, die den Wert 0 an
nehmen können, ist nur eine additive Verbindung zwischen den Variablen möglich. Eine addi
tive Verbindung der einzelnen Einflußfaktoren wUrde eine Unabhängigkeit der Wirkung der Fak
toren unterstellen und somit ist es nicht mehr in jedem Fall gesichert, daß der Schätzwert fUr 
den Wanderungsstrom von i nach j gleich oder größer Null ist, eine im bipolaren Ansatz notwen
dige Voraussetzung. 

1) Ein stabiles, im wesentlichen personell getragenes Informationsfeld ist etwa bei Land-Stadt
Wanderungen der Landarbeiter in der fruhen Industrialisierungsphase zu unterstellen. Vgl. 
JÜRGENS (28). 

2) Folgende Formel I iegt der Berechnung zu Grunde: 

D .. 
IJ 

n 

l/n E 
k=l 

Ausdruck der sozialen Distanz 

mit 

Anteil der k-ten der n Konfessionen in der i-ten bzw. j-ten Region. 
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Die von SOMERMEIJER aus verschiedenen Ans~ltzen kombinierte bipolare Wanderungsformel 
hat folgendes Aussehen 

(7) w •• = (P •• P •• d .• - IX) • D •• -ß. 
'I I I 11 11 

n 
~ (r + r 1 (A. - A .)) 

om m ml ml 
m=l 

= Wanderung von i nach i w •• 
11 

P., p. = 
I I 

d •• 

Bevölkerung in i, i 
räumliche Distanz von i nach i 

11 
0 .. 

11 
= sozio-kulturelle Distanz zwischen i und i 

A ./A . = 
ml ml 

«', ß 'r= 
Wert des m-ten der n Attraktivitätsfaktoren in i bzw. 

empirisch zu bestimmende Parameter 

mit 

Die Gleichung (7) ist zumindest mit den Ublichen statistischen Verfahren der Parameterschätzung 
nicht bestimmbar. Entweder mUssen die Parameter oe: und,ß vorher bestimmt sein, dann lassen 
sich die Werte von r quantifizieren, oder es wird ein Attraktivitötsindex erstellt, was einer 
Vorschätzung der r-Parameter entspricht. Dabei ist es nicht ausgeschlossen, daß 0 .. und der 
Attraktivitätsindex den Wert Null annehmen 1). 11 

SOMERMEIJER (57) gibt ein mehrstufiges Schätzverfahren mit Hilfe der Methode der kleinsten 
Quadrate zur Bestimmung der Parameter von Gleichung (7) an, wobei allerdings die Koeffizien
ten "biased" sind (SOMERMEIJER, 57) und dieser "bias" nach seinen Angaben mit zunehmender 
Differenzierung der Region abnimmt. 

5 M.lltipolare Ansätze der Mobilitätsforschung 

Entsprechend der Abgrenzung multipolarer Ansätze gehören zu dieser Gruppe alle Untersuchungen, 
die sich mit der simultanen Bestimmung aller Koeffizienten w •. aus System (1) und der darauf ba
sierenden Analyse der Veränderung der Verteilung der k II Elemente des Systems auf die 
n Klassen set) zu den Zeitpunkten fUr t=l, •••• T befassen. Zur weiteren Darstellung soll zu
nächst zwischen erweiterten bipolaren Ansätzen und Ansätzen, die MARKOVprozesse verwenden, 
unterschieden werden. . 

5.1 Erweiterte bipolare Ansätze 

Die im vorausgehenden Abschnitt beschriebenen bipolaren Ansätze sollten sich grundsätzlich zu 
multipolaren Ansätzen erweitem lassen. Dies setzt zunächst voraus, daß die tatsächlichen Be
wegungen (der Personen, Faktoren bzw. der Faktornutzung) fUr eine Reihe von Jahren bzw. eine 
Reihe von vergleichbaren Systemen bekannt ist. Dies setzt weiterhin voraus, daß die bei diesen 
Modellen auftretenden Schätzfehler in der Summe Uber alle Klassen gleich Null sind, da bei 
simultaner Betrachtung aller KlassenUbergänge sichergestellt sein muß, daß die Summe der Zu
wandemden gleich der Summe der Abwandemden ist. Ein Faktum, das sicher bei den o.a. Mo
dellansätzen keineswegs gegeben ist, so daß in der Regel bei der statistischen Bestimmung der 

1) Weiterhin ist zu beachten, daß in Gleichung (7) w .. --+ 00 ,wenn 0 .. --+ 0, eine 
11 11 

Implikation der Formel (7), die sicher nicht real ist. SCHÄFFER (50) berucksichtigt deswegen 
den sozio-kulturellen Abstand zwischen den Regionen nicht, daruber hinaus verwendet er 
nicht die Attraktivitätsdifferenzen, sondem das Produkt der Attraktivitätsfaktoren, um die 
w .. mit Hilfe von regressionsanalytischen Ansätzen zu bestimmen. 

11 
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w •• zusC:ltzlich Nebenbedingungen zu formulieren sind 1). 
11 

Aus der Bevölkerungswanderungsforschung ist den Verfassem nur ein Versuch bekannt, die Wan-
derungsbewegungen mit Hilfe eines zum multipolaren Ansatz erweiterten bipolaren Ansatzes 
quantitativ zu erfassen. SOMERMEIJER (57) hat den w.o. beschriebenen bipolaren Ansatz auf 
11 Regionen der Niederlande ausgedehnt und versucht, die Bedeutung der verschiedenen Attrak
tivitC:lts- und Distanzfaktoren simultan zu bestimmen. 

5.2 Zur Prognose des untersuchten Systems mit tv\ARKOVketten 

In einer Reihe von Arbeiten werden die beobachteten Bewegungen innerhalb des untersuchten 
Systems als Ergebnis eines in den zurUckliegenden Perioden abgelaufenen, stochastischen Prozes
ses betrachtet, wobei dieser Prozess durch eine Vielzahl, in ihrer Einzelwirkung nicht quantifi
zierbClrer Faktoren, verursacht wurde. 

Aus den bekannten ÜbergC:lngen von Elementen der Klasse i zur Klasse j in der Vergangenheit 
wird auf eine Wahrscheinlichkeit des Überganges eines Elementes der Klasse i zur Klasse j in 
der Zukunft geschlossen. Die so entstehende Transitionsmatrix P stellt dann in Verbindung mit 
der Besetzung der einzelnen Klassen zum Zeitpunkt t die Grundlage der Prognose der Verteilung 
in t+1 dar. 
Eine solche Verknupfung von Verteilungsvektor und Übergangsmatrix ist in der Literatur als Be
rechnung regulC:lrer, endlicher tv\ARKOVketten 1. Ordnung bekannt. Die mathematische Struk
tur, die Interpretation der Ergebnisse und die Probleme der Anwendung von tv\ARKOVketten zur 
Prognose sind hinreichend diskutiert 2), so daß im folgenden nur auf die Probleme der Bestimmung 
der Transitionsmatrix P eingegangen werden soll. 

5.2.1 Zur Bestimmung der Transitionsmatrix bei bekannter ÜbergangshC:lufigkeit 

Wenn in hinreichender Wiederholung bekannt ist, wieviel Elemente der Variablen y jeweils von 
der i-ten in die j-te Klasse fUr i, j = 1 ••• n ubergegangen sind, werden die p .. als durchschnitt
liche, relative Anteile an der i-ten Klasse in t berechnet. Nach ANDERSON 11 und GOODMAN 
(1) entspricht dies der Maximum-Likelihood-SchC:ltzung stationC:lrer Übergangswahrscheinlichkeiten. 
Die MC:Iglichkeiten der Prognose sind jedoch infolge der Annahme von in der Zeit invarianten 
p .. stark eingeschrC:lnkt 3). 

11 
TELSER (64) schlC:lgt deswegen vor, die Transitionswahrscheinlichkeiten mit Hilfe der Methode 
der kleinsten Quadrate als Funktion von r exogenen Variablen Zk als lineares, stochastisches 
System zu schC:ltzen 4). 

(8) p .. = ~ .• + ot 1"Z1+" .+oc; .. Z + 
11 Oll 11 rll r 

u ... 
11 

TELSER berUcksichtigt dabei nicht explizit die fUr die Bestimmung von Transitionswahrscheinlich
keiten notwendigen Nebenbedingungen, nC:lmlich a) daß die P"t Null oder positiv sein mUssen 

11 

1) Beispielsweise ist bei einer Ausdehnung des STOUFFERschen Modells zu berUcksichtigen, daß 
die Summe aller Abwanderer von Ort i und die Summe aller Zuwanderer zu Ort j in die Be
stimmungsfunktion fUr W .. , die Zahl der Wanderer von i nach j, eingehen. 

2) Siehe beispielsweise q KEMENY und SNELL (31), HANF (19) und MÜLLER (42). 
3) POWER und HARIS (45) verwenden deswegen nur Daten aus den letzten 4 Jahren zur Berech

nung der Übergangswahrscheinlichkeiten. 
4) If the functional form of f ••• is specified, and time series of the transitions are available 

to us, we may estimate directly the parameters (64, S. 286). 
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und b), daß die Summe der dem Zeitpunkt t in jeder der n Zeilen gleich 1 sein muß 1). 

Es sollte daher ein Verfahren der Schätzung unter Nebenbedingungen verwendet werden. Die 
Bedingung b) ist erfüllt, wenn (9a) und (9b) gilt. 

n 
(9a) :I: oeoij = 1 für alle i=l, ... n und 

j=l 
n 

(9b) :E Dt k·• = 0 für alle i=l, ... n und .k = 1, ••• r 
j=l 'I 

Eine Verletzung der Nebenbedingung a) ist dagegen nicht grundsätzlich zu vermeiden, da a) 
für jede beliebige Datenkombination der Zk nur dann erfüllt ist, wenn alle ~kij ) 0 für 
k = 0,1 ••• rund i, j = 1, ••• n sind, damit läßt sich a) wegen Gleichung (9b) nur mit Sicherheit 
erfüllen, wenn alle ac kij = 0 für k = 1, ••• rund i, j = 1, ... n sind. 

5.2.2 Bestimmung der Transitionsmatrix bei aggregierten Daten 

Bei der Mehrzahl der Untersuchungen über Faktor- oder Bevölkerungsbewegungen wird man aus 
den verfügbaren Unterlagen nicht direkt die Bewegung der Einzelelemente zwischen den Klassen 
ablesen können, sondern es werden nur die Belegungen der verschiedenen Klassen in einer Folge 
äquidistanter Zeitpunkte zur Verfügung stehen. 

Um dennoch eine Vorschätzung mittels fvlARKOVketten zu ermöglichen, verwenden KRENZ (33) 
und in Anlehnung an dessen Arbeit STEFFEN und NEUfvlANN (59) Annahmen über die Entwick
lungstendenzen der Elemente in den verschiedenen Klassen des Systems. Mit Hilfe dieser mehr 
oder weniger willkürlich gewtlhlten Annahmen werden aus den Differenzen der Belegung der Klas
sen zu verschiedenen Zeitpunkten zunächst hypothetische Wanderungsmatrizen abgeleitet, die 
dann als Grundlage zur Bestimmung der Transitionsmatrix dienen. 

Es besteht jedoch auch die Möglichkeit, die Transitionswahrscheinlichkeiten mit Hilfe statistischer 
Schtltzmethoden zu bestimmen, wenn aggregierte Daten für q äquidistante Zeitpunkte vorliegen 2). 
Dazu wird das Modell der homogenen MARKOVketten erster Ordnung in ein stochastisch lineares 
System überführt, das in der Schreibweise von MÜLLER (42) folgende Form aufweist: 

'" (10) Y. = X P.+u. für j=l, ••• n 
1 1 1 

Dabei ist Y. die (q-l, l)-Motrix der beobachteten Besetzungen der j-ten Klasse zu den 
q~ 1 Zeitpunkten t+l, 
X die (q-l, n)-Motrix der beobachteten Besetzungen der n-Klassen zu den q-l 

Zeitpunkten t für t = 1, ••• q-l 
P. die (n, l)-Motrix der unbekannten Transitionswahrscheinlichkeiten für den 

1 Übergang aus den n Klassen im Zeitpunkt t in die j-te Klasse zum Zeitpunkt t+l 
u. die (q-l, 1)-Motrix der Residualgroßen. 

1 

1) Diese Nebenbedingung ist allerdings stets erfüllt, wenn die zugrunde liegende Zeitreihe der 
w" t dieser Bedingung genügt und in jeder der n Regressionsfunktionen zur Bestimmung der 

11 in einer Zeile stehenden Transitionswahrscheinlichkeiten die gleichen exogenen Variablen 
auftreten. Vgl. dazu HANF und HANF (18). 

2) Dabei muß allerdings die Zahl der verfügbaren Wiederholungen q ~ n+2 sein; vgl. dazu LEE, 
JUDGE und TAKAYAMA (34, S. 758), 
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Die p" werden so bestimmt, daß die Summe der Abweichungsquadrate ein Minimum wird, wobei 
11 

TELSER (64) von den Ublichen Bedingungen bezUglich der Residualvarianz ausgeht 1) und nur die 
Bedingung (1lb) explizit berUcksichtigt. Wird zur Parameterschatzung ein quadratischer Program
mieruhgsansatz verwendet, lassen sich beide Nebenbedingungen 

(lla) 
..... 

)0 fUr i,j=l, ••• n und p, , I" n 
(llb) E p .. = 1 fUr i = 1, ••• n berUcksichtigen. 

j=l I( 

Entsprechende Schatzmethoden wurden von LEE, JUDGE und TAKAYAMA. (34) und von LEE, 
JUDGE und ZELLNER (35) entwickelt 2). 

Eine Erweiterung dieses Ansatzes zur BerUcksichtigung der Abhangigkeit der p .. von einer Reihe 
von exogenen Variablen entsprechend der w.o. diskutierten Formulierung gib,1 ebenfalls 
TELSER (64), wobei wieder die notwendigen Nebenbedingungen fUr Transitionswahrscheinlich
keiten nicht explizit berUcksichtigt werden. Unter Verwendung von quadratischen Programmie
rungsansl:ltzen ließen sich jedoch die p .. als von der Zeit abhangige Variablen schatzen. 

I( 

Die Schatzfunktion fUr die Besetzung der j-ten Klasse fUr t+l wurde dann lauten 

(12) S(t+l) , = ~1' S(t)l + OC 2' S(t)2 +....... +~ . S(t) + 
I I I nl n 

Pli t.S(t)l + ß2i • t. S(t)2 + ... ß ni t,S()n 

und die P"t ergöben sich als 
I( 

(13) 

n 

" • t. Dabei mUßte gel ten 
I( 

n 

+ U. 
I 

(14) ~ 0( .. = 
i = 1 I( 

und I:: ß.. = 0 fUr j = 1, ••• n. Die Bedingung, daß die P"t 
i=l I( I( 

nicht negativ sind, kann nicht berUcksichtigt werden. 

5.3 Eine spezielle Anwendung von MARKOVketten in der Mobilitötsforschung , 

das "Policy Model" von ROGERS 

Abschließend soll noch eine spezielle Variante der Verwendung von MARKOVketten in der 
Analyse der Bevölkerungsbewegungen von ROGERS (48) dargestellt werden. ROGERS (48) geht 
von folgenden Bedingungen aus: 

- Gegeben sei eine ergodische, regulöre MARKOVkette erster Ordnung, die die Wanderung der 
Bevölkerung zwischen n Regionen hinreichend beschreibt. 

- Ergodische MARKOVketten 3) konvergieren gegen eine Gleichgewichtsverteilung (HANF, 19). 

1) Vgl. bspw. GOLLNICK (14, S. 47, 48) oder MAll NVAUD (41, S. 202, 203). 
2) Eine ausfuhrliche Beschreibung des Ansatzes von LEE, JUDGE und TAKAYAMA (34) findet 

sich bei MÜLLER (42). Eine zusammenfassende Darstellung der verschiedenen Schötzmethoden 
geben LEE, JUDGE und ZELLNER (36). 

3) Zur PrUfung auf Ergodizitöt sind bei BAMBERGund EMRICH (2) verschiedene Methoden 
da rgeste 11 t • 
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- Diese Verteilung - bei ROGERS (48) die regionale Verteilung der Einwohner - entspricht 
höufig nicht der aus politischen, ökonomischen oder sozialen GrUnden gewUnschten Vertei
lung der Elemente. 

ROGERS (48) will nun prUfen, wie das System beeinflußt werden muß, damit die nach q Perioden 
erreichte, stabile Verteilung der Elemente der jeweils gewUnschten Verteilung entspricht. 
Es ist dabei zu beachten, daß 
1. nicht alle Zielverteilungen bei einer gegebenen Verhaltensweise (Transitionsmatrix) und einer 

gegebenen Ausgangsverteilung erreichbar sind und 
2. daß der Eingriff in das System in jeder Periode zu wiederholen ist. 

Die Aufgabensteilung kann folgend formuliert werden: 

Gegeben sei eine Ausgangsverteilung s zum Zeitpunkt t, eine ergodische (n,n)-Transitionsma
trix P. Gesucht sei ein Vektor f, der n° negative oder positive Elemente mit der Summe 0 auf
weist. Dieser Vektor f gibt die notwendige, zusötzliche Veränderung der Besetzung der n Klassen 
zu jedem Zeitpunkt t fUr t = l, ••• q an, damit nach q Perioden nicht die Gleichgewichtsvertei
lung w, sondern die gewUnschte Verteilung g erreicht wird. 

Wie ROGERS (48) zeigt, gibt es stets einen und nur einen solchen Vektor f, der gegeben ist 
durch 

(14) f = g(l-P), wobei I eine (n,n)-Einheitsmatrix ist. 

Es ist nun zu prUfen, ob durch die laufende Addition von f zu der jeweiligen Verteilung s(t+1) 
zu keinem Zeitpunkt eine negative Besetzung einer der Klassen entsteht, nur dann ist die ge
wUnschte Zielverteilung bei unvertinderten Verhaltensweisen erreichbar. 
Die Zielverteilung ist erreichbar, wenn gilt (ROGERS, 48) 

(15) 

(16) 

s pt + g{l_P) • 
o 

t-1 
~ 

k=l 

k 
P ) 0 fUr alle t ~ 0 

t 
(g-s )P ~ g fUr alle t > O. 

o 

bzw. 

Die Bedingung (15) bzw. (16) erscheint zunächst nicht nachprUfbar, da eine unendl iche Zahl 
von Bedingungen zu prUfen ist. KEMENY und SNELL (31) weisen jedoch Algorithmen zur Prufung 
dieser Bedingung in einer endlichen Zahl von Schritten aus. 

Der beschriebene Ansatz soll an einem vereinfachten Beispiel fUr die Analyse der Betriebsgroßen
verteilung in der BRD verdeutlicht werden. 

In Anlehnung an MÜLLER (42) wurde versucht, die Veronderung des Flächenbesatzes (in ha LN) 
verschiedener Betriebsgrößenklassen von 1959 bis 1969 mit Hilfe regulörer MARKOVketten 
1. Ordnung zu beschreiben. Es wurde von 5 Größenklassen ausgegangen, und zur Vermeidung 
einer sog. "Nullklasse" wurde der Anteil in v.H. der Gesamt-LN verwendet (Siehe Übersicht 1) 
1). Mit diesen Daten ergab sich die in Übersicht 2 ausgewiesene ergodisehe Transitionsmatrix 2), 
die zu dem Gleichgewichtsvektor W (Übersicht 3) konvergiert. 
Die Verteilung w soll nun nicht den Zielvorstellungen der politischen Entscheidungströger ent
sprechen. Diese sollen z. B. ei ne Verteilung der FI ächen entsprechend gl (Übersicht 3) zugunsten 

1) Diese Vereinfachung ist nur dann korrekt, wenn die Vertinderung der Gesamtflöche auf alle 
Klassen proportional zur jeweiligen Besetzung verteilt ist. 

2) Es wurde ein Verfahren der quadratischen Programmierung nach LEE, JUDGE und TAKAYAMA 
(34) verwendet. 
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Übersicht 1: Entwicklung des Anteiles verschiedener Betriebsgrößenklassen an der 
Gesamt-LN der BRD 

LN in den Größenklassen in 'f, der Gesut-lN*) 
Jahr 0,5- S - 10 - 20 - über 50 ha 5 ha 10 ha 20 ha 50 ha 

&0 13..65 18.95 30.46 26.75 10.19 

61 13.13 18.60 30.75 27.04 1Q./18 

&2** 12.75 18.21 31.24 21.33 10.13 

&3 12.37 11.83 31.72 27.68 1Q.110 

&4 12.02 17.0& 31.57 28.92 10.43 

&5 11.48 16.36 31.76 29.62 10.78 

66 11.1& 15.83 31.85 30.30 10.8& 

67 10.90 .15.31 31.76 31.0& 10.97 

68 10,62 14 .• 93 31.&& 31.77 11.02 

69 10.22 14.28 31.23 32.95 10.32 

.) Quelle: Stat. Jahrbuch für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
H) 'iiäi8ii"iür 19&2 sind lineare Interpolationen der Daten von 61 u. 63 

~ 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

Übersicht 2: Schötzwerte fUr die Transitionswahrscheinlichkeiten von Beispiel in 5.3 

"~ In tt1 
0.5 - 20 -~rö8enkl~ 5 - 10 - über 50 ha 'n t 5 ha 10 ha 20 ha 50 ha 

0.5 ha- 5 ha 0.561 0.439 1.0 

5 ha-10 ha 0.238 0.660 0.102 1.0 

10 ha-20 ha 0.019 0.947 0.010 0.024 1.0 

20 ha-50 ha 0.006 0.003 0.980 0.011 1.0 

über 50 ha 0.024 0.050 0.926 1.0 

.) geschätzt entsprechend La,. Judqe und Iakayama (34) 

Übersicht 3: Gleichgewichts- und Zielvektoren fUr Beispiel in 5.3 

~rößenk 1 usa Gleichgewichts- Zielvertei- notvendige Ziel verte!- notwendige 
In ha vektor lung Veränderung lung Veränderung 

w 0, f1 g2 f2 

0.5-5 8.4 5.0 -1.545 1.0 -2.128 

5 -10 11.2 10.0 '.100 1.0 -0.102 

10 -20 21.7 10.0 -0.490 1.0 -0.049 

20 -50 45.0 35.0 -1.400 1.0 -4.790 

50 u ••• 13.7 40.0 2.335 96.0 7.069 
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großer Betriebe anstreben. Wenn diese Verteilung langfristig erreicht werden soll, mUssen Maß
nahmen ergriffen werden, die kontinuierlich ein Teil der FIHchen aus den Größenklassen 0,5 -
5 ho, 10 - 20 ha und 20 - 50 ha abziehen und in die Größenklassen 5 - 10 ha und uber 50 ha 
uberfuhren (Vgl. Vektor f1 in Übersicht 3). Wird beispielsweise eine so ,extreme Verteilung der 
FIHchen auf die verschiedenen Größenklassen verlangt, wie sie in g2 (Übersicht 3) ausgewiesen 
ist, kann das gewUnschte Ziel bei den gegebenen Verhaltensweisen nicht erreicht werden; die 
Addition des Verteilungsvektors s(t+1} fUr t = 11 mit f2 fUhrt zu einer negativen Besetzung der 
Klasse 5 - 10 ha LN. 

Das angefUhrte Beispiel zeigt bereits, daß der Aussagegehalt bzw. Anwendungsbereich des 
"Policy Model" auf Fragen der MobilitHt von Fltiche und Arbeitskröften in der Landwirtschaft 
beschrtinkt ist; dennoch kann dieses Modell als Ergtinzung zu anderen Modellen wertvolle Infor
mationen liefern, so z. B. zur Bestimmung des Ansatzpunktes von gruppenspezifisch wirkenden 
agrarpolitischen Maßnahmen, wobei eine Reihe von notwendigen und möglichen Modifikationen 
den Real ittitsbezug erhtshen durften. 

6 Zur Integration der beschriebenen Anstitze der Mobilitl:ltsforschung in ökonomische Modelle 

Die in den vorausgehenden Abschnitten beschriebenen AnsHtze der angewandten Mobilitl:ltsfor
schung befassen sich ausschließlich mit der Beschreibung, der Prognose und der Analyse der Ur
sachen der Bewegungen von Produktionsfaktoren, Arbeitskrtiften bzw. Personen innerhalb des 
jeweils untersuchten Systems. Die Auswirkungen der Wanderung auf die tskonomische "Umwelt" 
wurden dagegen bisher in empirischen Untersuchungen nur vereinzelt berUcksichtigt, obwohl in 
vielen FHIIen bereits eine sinnvolle Interpretation dieser Vorgl:lnge eine solche Verbindung erfor
derlich macht 1}. 

Zur Notwendigkeit der integralen Betrachtung von Bevtslkerungsentwicklung und regionalem 
Wirtschaftswachstum schreibt beispielsweise GERFIN (13): "Regionalplaner und Soziologen pfl.e
gen nur die Bevtilkerungsseite zu betrachten, wtihrend die Ökonomen ebenso einseitig Produk
tion und Einkommen untersuchen. Wie und nach welchen BestimmungsgrUnden sich die Bevtslke
rung entwickelt, bleibt in bei den Fl:lllen nebelhaft." 

Die Voraussetzungen fUr eine integrale Betrachtung von Wanderungen und dem ökonomischen 
System sind gegeben, da zum einen die theoretischen Grundlagen der Analyse des Einflusses 
von Wanderungen auf das umgebende System zumindest partiell behandelt wurden. SIEBERT (55) 
analysiert beispielsweise den Zusammenhang zwischen interregionaler Mobilittit von Arbeit und 
Kapital und dem regionalen Wirtschaftswachstum und gibt eine umfassende Darstellung der in 
diesem Bereich vorl iegenden theoretischen Anstltze und anwendbarer Modellkonstruktionen 2}. 

Andererseits bieten die beschriebenen bipolaren und multipolaren AnsHtze der Mobilittitsforschung 
eine Reihe von Möglichkeiten zur Verknupfung mit wirkungsanalytischen Modellen. 

Die auf RAVENSTEIN (46) zurUckgehenden Gravitationsmodelle beinhalten implizit einen RUck
koppelungsmechanismus dadurch, daß die Bevölkerung von Ziel- und Ausgangsregion die die 
Wanderung beeinflussenden Variablen sind. Eine echte VeJbindung von Mobilittitsmodell und 
tskonomischen Modellen ergibt sich jedoch erst durch die Erweiterungen des Gravitationsmodells 
durch ISARD (25) und SOMERMEIJER (56) und zwar wenn die dort fonnulierten AttraktivitHts-

1} Einleitend wurde bereits darauf hingewiesen, daß diese Verbindung von Ursachen- und Wir
kungsanalyse i .d. R. fUr IHngerfristige Prognosen notwendig ist (siehe Abschnitt 1.). 

2) U.a. sei noch verwiesen auf die Veröffentlichungen von HOLZHEU (23) "Regionales Wachs
tum und interregionale Kapitalbewegungen" und KONRAD (32) "Die Rolle der internationa
len KapitalmobilitHt in Zahlungsbilanz- und Zinstheorien" • 
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faktoren nicht als exogene, sondern als verzögert endogene Variable betrachtet werden. Das 
STOUFFERsche Modell bietet ebenfalls die Möglichkeit der Einbeziehung ökonomischer Modelle 
bzw. der Einbeziehung in solche, wenn die "opportunities" und "intervening opportunities" in 
einem gesonderten Modellteil als von der Wanderung abhängig betrachtet werden. Mlltipolare, 
als Iv\ARKOVprozesse formulierte Mobilit1:ltsanalysen können nur dann in ökonomische Modelle 
sinnvoll integriert werden, wenn die Übergangswahrscheinlichkeiten als Funktion von solchen 
Variablen bestimmt werden, die im ökonomischen Modell erklört werden. 

Aus neuerer Zeit sind uns zwei Versuche bekannt, diese Verbindung in quantitativen Analysen 
zu testen. 
CLARK (8) versucht den Zusammenhang zwischen Bevölkerungswachstum, Bevölkerungswanderung 
und wirtschaftlicher Entwicklung von zwei Regionen mit Hilfe eines Simulationsmodelles transpa
renter zu machen. Von ICHIMURA (24) liegt eine quantitative Untersuchung Uber die Wechsel
wirkung von regionaler demographischer und ökonomischer Entwicklung vor. 

ICHIMJRA bestimmte zunöchst mit bipolaren Ans1:ltzen die Wanderungen zwischen den verschie
denen Pröfekturen in Japan, wobei ein Ansatz verwendet wurde, der sowohl Elemente des 
STOUFFERschen als auch des Ansatzes von ISARD umfaßt. Als unabh1:lngige Variable im Wande
rungsmodell verwendet ICHIMURA die Bevölkerung im Ausgangsgebiet, die geographische Ent
fernung zum Ziel ort und zu anderen möglichen Zielorten, die regionalen Einkommensdifferenzen 
und die regionalen Zuwachsraten des Einkommens und den Anteil des primören Sektors in den 
einzelnen Regionen. 

Zur Bestimmung der wirtschaftlichen Entwicklung der verschiedenen Regionen verwendet ICHIMURA 
Modelle mit 22 Gleichungen, wobei die Modelle u.a. Gleichungen zur Bestimmung der Nach
frage und des Angebots an Arbeit, des Wirtschaftswachstums und der durchschnittlichen Entlohnung 
der Arbeitskröfte umfassen, wodurch die Verbindung zu den Wanderungsmodellen hergestellt wird. 
Zur Prognose werden beide Modelle rekursiv verknupft, dies ist möglich, weil im Wanderungsmo
dell die unabh1:lngigen Variablen Einkommen bzw. Einkommenszuwachs einen "time lag" von 
einer Periode aufweisen. 

Solche rekursiven Verbindungen von ursachenanalytischen Mobilitötsmodellen mit entsprechenden 
ökonomischen Modellen, wie sie ICHIMURA (24) und CLARK (8) verwendeten, ermöglichen am 
ehesten eine Symbiose beider Betrachtungsweisen, und es sollte auf diesem Wege möglich sein, 
die Schwöchen von ökonomischen Gleichgewichts- und Wachstumsmodellen teilweise zu beheben. 

Auch in der agrarökonomischen Forschung könnte die Aussageföhigkeit und der Realitötsgehalt 
vieler Modelle durch Einbeziehung von Mobilit1:ltsanalysen verbessert werden. 

So stellt eine adöquate Einbeziehung der Mobilitöt der Arbeitskröfte eines der noch nicht hinrei
chend gelösten Probleme bei der Erklörung und Prognose der Entwicklung der Produktionsstruktur 
und der Investitionen in der Landwirtschaft mit normativen Gleichgewichtsmodellen dar. 
HENRICHSMEYER und BAUERSACHS (3) gehen z. B. von vollst1:lndiger, intersektoraler Mobilit1:lt 
aus, wodurch es nur möglich ist, langfristige Entwicklungstendenzen aufzuzeigen, wöhrend kurz
fristige Prognosen nicht möglich sind. 

In rekursiven interregionalen Gleichgewichtsmodellen wird versucht, die tatsöchlichen Verhaltens
weisen der Landwirte bezUglich der Abwanderung durch entsprechende Verhaltensrestriktionen 
zu berUcksichtigen, wobei in der Regel die maximale und minimale Abwanderungsrate von den 
in der Vergangenheit beobachteten Raten abgeleitet werden, so z. B. bei de HAEN (l0) 1). 

1) Wird, wie in Modellen uber die Entwicklung in der BRD höufig, in allen Perioden die obere 
Abwanderungsgrenze erreicht, ist diese Formulierung zudem mit einer Trendprojektion der 
Arbeitskröfte identisch. 
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Diese Problematik wird bei de HAEN (10) ausfuhrlich diskutiert und eine theoretische Erweite
rung des Produktionsmodells durch Einbeziehung spezieller Abwanderungsaktivitöten erörtert, 
wobei diese Aktivitöten u.a. die Kosten der Abwanderung, den Kapitalbeclarf fUr die damit 
verbundenen Umstellungsprozesse und die Unterschiede in den Arbeitsbedingungen am industriel
len und landwirtschaftlichen Arbeitsplatz erfassen sollen. Die dazu notwendige quantitative Be
stimmung des individuellen Nutzenwertes verschiedener Arbeitsbedingungen wird mit so erhebli
chen praktischen Problemen verbunden sein, daß eine rekursive Verbindung von Produktions- und 
Investitionsmodell mit einem Modell zur Bestimmung der Abwanderungsrate einer modell endogenen 
BerUcksichtigung der Abwanderung i .d. R. vorzuziehen sein wird. 

Es ist dabei an eine entsprechende rekursive VerknUpfung der Modelle zu denken, wie sie von 
DAY (9) und WEINSCHENCK (67) fUr Produktions- und Marktmodell vorgeschlagen wurde. 

Im einzelnen wurde dies bedeuten: In einem linearen Programmierungsmodell werden zunöchst 
die Investitionen und die Produktion in der Periode t auf Grund der fUr t geltenden Preiserwartun
gen bestimmt. Das aus dem Produktionsmodell abgeleitete Angebot und die entsprechenden Nach
fragefunktionen bestimmen im Marktmodell die Preise in t und damit die erzielten Einkommen. 
Die Preise 'werden in einem Modell zur Bestimmung der Preiserwartung fUr t + 1 und die Einkommen 
zur Bestimmung der Einkommenserwartung in t + 1 verwendet. Die Einkommenserwartung wurde 
dann eine der bestimmenden Variablen des Abwanderungsmodells sein. 

Der Quantifizierung eines solchen Abwanderungsmodells stehen sicher erhebliche Probleme ge
genUber, insbesondere wegen ungenUgend differenzierter Daten (de HAEN, 10). Dennoch sollte 
es unseres Erachtens in Zusammenarbeit von Agrarsoziologie und Agrarökonomie mHglich sein, 
ein Modell zu quantifizieren, das zumindest die Realittlt besser approximiert als die Einbezie
hung starrer oberer und unterer Abwanderungsgrenzen. 
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Korreferat 

von H ein z Goi I n i c k, Hamburg 

Erlauben Sie mir bitte, die Referate in genau der umgekehrten Reihenfolge, wie sie vorgetragen 
worden sind, zu besprechen, da ich zum letzten Referat noch am meisten Ergänzendes hinzufu
gen kann, zum ersten Referat jedoch am wenigsten. 

Hanf und Doppler berichten uber Methoden der angewandten Mobilitätsforschung. Eindrucksvoll 
zeigen sie auf den ersten Seiten die sachbezogenen Probleme, die entstehen, wenn sogenannte 
Transitions-Motrizen (w .. ) aufgestellt werden. Entscheidend ist tatsächlich die Art der Klassen
bildung, die nur in engM Anlehnung an die wissenschaftliche Fragestellung festgelegt werden 
sollte, und die Wahl der GrtSße der Klassen. 

Bei sehr hoher Aggregation (kleiner Klassen-Anzahl) wird eine große Uniformität des Zahlenma
terials feststellbar sein, aber relativ spezielle Erklärungshypothesen werden nicht geprUft werden 
ktSnnen, weil innerhalb der Gruppen sich zwar sehr unterschiedliche Bewegungen abspielen, sie 
aber letztlich durch die Gruppenbildung ausgeglichen werden. Bei stärkerer Disaggregation 
(großer Klassen-Anzahl) wird es oft sehr schwer sein, die Unterschiede zwischen den Übergangs
häufigkeiten durch einige wenige exogene Faktoren zu erklären. Mon hat hier eine gewisse Ana
logie zur Input-Output-Analyse und der dort erwUnschten Konstanz der Input-Output-Koeffizien
ten. Gibt es hier ein Aggregations- bzw. Disaggregationsoptimum, bezogen auf die Konstanz der 
Koeffizienten, so ist bei Transitionsmatrizen ein Aggregations- bzw. Disaggregationsoptimum be
zUglich der tSkonometrischen HypothesenprUfung denkbar, und das Aggregationsoptimum ist wohl 
auch sehr unterschiedlich, je nachdem, welche Hypothesen geprUft werden sollen. 

Bei Mobilitätsanalysen anhand von Transitionsmatrizen sollte man m.E. eines stets streng beach
ten: Die Transitions-Motrix als solche, fUr z. B. n Klassen und T Zeitperioden (als sogenannte 
Wiedlerholungen bezeichnet) liefert schon eine erhebliche Menge an reinen Informationen, z. B. 
uber den Grad der Mobilität generell oder je Klasse, und Uber die Veränderungen der Mobilität, 
z. B. im Zeitablauf. Diese Informationen kann man nehmen und beschreibende statistische Kenn
ziffern errechnen. GeprUft hat man dadurch noch nichts, und man will auch gar nicht prUfen, 
sondern nur "zeigen". Gefährlich wird es jedoch, wenn eben diese Kennziffern, gewonnen aus 
den Transitionsmatrizen, als Erklärungsfaktoren zur Erklärung gerade dieser Transitionsmatrizen 
verwendet werden. Z. B. werden in Gleichung (4) die einzelnen wij-Elemente durch die 
~roße der Anfangs- und Endbevälkerung in den jeweil igen Klassen (Pi; Pj) "erklärt". 
Ahnliches gilt, in nur noch stärkerem Maße, fUr Gleichung (6). Dort werden die einzelnen 
w .. -Elemente durch Teile der Anfangs- und EndbevtSlkerung in den einzelnen Klassen, nämlich 
dJ~ch die Summe der je Klasse Ab- und Zuwandernden (Z. ; X. ), "erklärt". Dieses wird nur 
wenig dadurch verbessert, daß in diesen beiden Gleichungen ~eben den angefUhrten "Erklären
den" auch noch andere, exogene Erklärende vorhanden sindr z. B. die GrtSße der Entfernung oder 
die Große konkurrierender Abwanderungsgebiete. 

Daß diese Einwände schwerwiegend sind, geht wohl sehr anschaulich aus den AusfUhrungen zur 
Gleichung (10) hervor. Hier wird gezeigt, wie man, wenn keine Statistiken Uber die relativen 
Häufigkeiten Pij vor! iegen, diese aus z. B. Zeitreihen uber die Besetzung der n Klassen 
schätzen kann. Es 5011 damit nicht gesagt werden, daß die beiden zitierten Gleichungen falsch 
sind, sondern sie geben keine eigentliche Erklärung ab. FUr Pragnosen mtSgen diese Gleichungen 
auch gut geeignet sein, wie generell bei Zeitreihen auch Trendverläufe, Saisongleichungen, 
autoregressive Prozeßanalysen usw. sehr gute Prognosen liefern mtSgen. 
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Man kann nun andersherum fragen, nach welchen Prinzipien soll ein Gleichungssystem kon
struiert werden, um eine gegebene Zeitreihe von Transitionsmatrizen zu erklHren? 
Mir persönlich recht einleuchtend ist dos von HENRY 1) vorgeschlagene Verfahren, nömlich die 
in den Transitionsmatrizen sich widerspiegelnden VerHnderungen in zwei voneinander unabhöngi
ge Prozesse aufzuteilen und diese getrennt voneinander zu analysieren und durch exogene 
Variable zu erklHren: Der erste Prozeß sind die VerHnderungen der n Diagonal-Werte im Zeitab
lauf, also eine Erklörung der Tendenz zur Beharrung bzw. VerHnderung (Pjj). Der zweite Prozeß 
sind die VerHnderungen in der Auf teilung der Abwandernden auf die n - 1 Klassen (Pij ; i.j: j). 
Die beiden Prozesse mögen sehr unterschiedlich sein. Beide können z. B. starke VerHnCierungen 
aufweisen, oder auch nur einer. Oder beide Prozesse mögen im Zeitablauf und (oder) zwischen 
den n Klassen gleichlaufende oder sehr stark unterschiedliche VerHnderungen zeigen. Varianz
analytisch sollte man zuerst prOfen, ob einer der bei den Prozesse oder beide im Zeitablauf oder 
zwischen den Klassen statistisch gesicherte VerHnderungen zeigen. Dann sollte man doran gehen, 
diese durch exogene Variablen zu erklHren. Es verbietet sich dobei von selbst, die Variablen des 
einen Prozesses zur ErklHrung der VerHnderungen des anderen Prozesses zu verwenden. Dieses 
schließt nicht aus, doß VerHnderungen in bei den Prozessen gleiche Ursachen haben, oder doß man 
die VerHnderungen in einem oder in beiden Prozessen durch zeitverzögerte Verönderungen des 
gleichen oder des anderen Prozesses erklHrt. Gelingt es, diese wechselseitigen ProzeßerklHrungen 
dodurch zu erweitern, doß exogene Variablen (E~ dozwischen geschoben werden 
(z.B. Et -+ Wt -+ Et+1 -+ Wt+1 ••• ), so kommt man zu rekursiven ErklHrungsmodellen. Ohne 

diese Zwischenschaltung erklHrt man die VerHnderungen nur durch einen autoregressiven Prozeß. 

Auf verschiedene rein statistisch-methodische SchHtzschwierigkeiten bei der Analyse von Transi
tionsmatrizen haben Hanf und Doppler hingewiesen. Einzelnen kritischen Bemerkungen zu der 
Regressionsgleichung, die Somermeijer aufgestellt hat, kann ich nicht ganz folgen. Aber dieses 
ist nicht allzu wichtig. Ich möchte abschließend noch auf einen Artikel von Theil hinweisen, 
der mir sehr bedeutsam erscheint (A Multinomial Extention of the linear Logit Model. The 
International Economic Review, Vol. 10 (1969), S. 252 - 259). Sein informationstheoretischer 
Ansatz hat starke Ähnlichkeit mit dem Modell von HHgerstrand, nur doß Theil nun in strenger 
Konsequenz sein Regressionsmodell aus der Informationstheorie ableitet. So werden die Loga
rithmen. von Pi' - VerhHltniszahlen gebildet und deren VerHnderungen im Zeitablauf mit exoge
nen Variablen korreliert, die entweder Unterschiede zwischen den Klassen erklHren sollen oder 
nur gemeinsame VerHnderungen in allen Klassen im Zeitablauf. Diese Arbeit von Theil sollte 
m. E. keinesfalls außer Acht gelassen werden. 

Koester ist bei seinen Untersuchungen uber "FaktormobilitHt und Faktorentlohnung in einer wach
senden Wirtschaft" von einem sogenannten Zwei-Sektoren-Wachstumsmodell ausgegangen. Der
artige Modelle sind in der wirtschaftswissenschaftlichen literatur in den letzten Jahren wieder
holt veröffentlicht worden. Sie zeichnen sich durch einen sehr hohen Abstraktionsgrad, erhebli
che mathematische Kompliziertheit und letztlich einen Hußerst geringen empirischen Aussagege
halt aus. Dieses gilt vorbehaltlos auch fUr die Arbeit von Koester. 

Der hohe Abstraktionsgrad beruht dorauf, doß die gesamte Volkswirtschaft in lediglich zwei Sek
toren (Bereiche) unterteilt wird (Landwirtschaft und Ubrige Volkswirtschaft, zu der somit neben 
der Industrie auch Handel, Banken, Verkehr und der Dienstleistungssektor als weitere Bereiche 
hinzuzuzHhlen sind). Koester betrachtet nun einerseits den Sektor Landwirtschaft und anderer
seits VerHnderungen in der Volkswirtschaft insgesamt. Letztere unterstellt er als exogen fest 

1) Neil W. HENRY: The Retention Model: A MARKOV-Chain with Variable Transition 
Probabilities. Journ. of the American Statistical Association, Vol. 66 (1971), S.264-274. 
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vorgegeben. Ausgehend von einem Gleichgewichtspunkt mit paritätischem Einkommen beantwor
tet er die Frage, bei welchen Produktions-, Einkommens- und Substitutionselastizitäten weiter
hin paritätisches Einkommen erhalten bleibt bzw. welche Abwanderung aus der Landwirtschaft 
einsetzen muß, damit paritätische Einkommensverteilung aufrechterhalten bleibt. Zuerst wird 
kein technischer Fortschritt, später wi rd HARROD- und HICKSneutraler technischer Fortschritt 
angenommen. Wechselseitige Beeinflussungen der beiden "Sektoren", d.h. des Sektors Landwirt
schaft und der Volkswirtschaft insgesamt bleiben, um die Ableitungen zu vereinfachen, außer 
Ansatz. 

Meines Erachtens erhebt sich die entscheidende Frage, ob das Modell von Koester in sich konsi
stent ist bzw., da Koester absichtl i ch recht viele Fragen offengelassen hat, z. B. uber Formen 
der Produktionsfunktionen, ob sich ein Modell konstruieren läßt, das allen von Koester gemachten 
Annahmen genUgt und konsistent ist. So mUßte nachgewiesen werden, ob bei den von Koester 
betrachteten Wertkombinationen von Produktions- und Substitutionselastizitäten (s. z. B. Uber
sicht 1) Gleichgewichtswachstum möglich ist oder nicht, d.h. ob die jeweils betrachteten ein
kommensparitätischen Veränderungen auf einem "Gleichgewichtswachstumspfad" liegen oder 
nicht. Es wird schon äußerst schwierig sein, konkrete Produktionsfunktionen fUr den Sektor Land
wirtschaft und die Volkswirtschaft insgesamt zu konstruieren, die den gemachten Annahmen ge
nUgen, und aus denen sich bei vorgegebenen (konstanten) Substitutionselastizitäten (variable) 
Produktionselastizitäten ableiten lassen, die im betrachteten Wertebereich liegen. Diese Ablei
tungen mUßten zunächst vorgenommen werden, um sicherzustellen, daß allein schon die rein 
theoretischen Ableitungsergebnisse nicht in sich widersprUchlich sind. 

Sieht man von den eben angeschnittenen Problemen ab, so erhebt sich die zweite Frage, was 
man mit derartigen Modell-Untersuchungen anfangen kann. Auf keinen Fall können aus ihnen 
empirisch relevante Aussagen abgeleitet werden. Sollte dieses versucht werden, muß klar gesagt 
werden, welche empirischen Aussagen und an welcher Stelle sie hineingegeben worden sind und 
zusammen mit welchen Annahmen - die hier ja äußerst rigoros sind - sie zu den abgeleiteten Aus
sagesätzen gefUhrt haben. Alles dieses ist in der Untersuchung von Koester unterbi ieben, was 
nicht unbedingt ein Fehler ist, aber es bleibt festzuhalten, daß empirisch relevante Aussagen 
nicht abgeleitet werden können. Andererseits, wenn seine Konsistenz nachgewiesen werden 
kann, ist es ein gutes und fruchtbares Gedankenmodell, um sich mögliche und problemrelevante 
Zusammenhänge bei wirtschaftlichem Wachstum klarzumachen. Koester hat hier das Problem 
der sektoralen Einkommensverteilung bei unterschiedlichem Wirtschaftswachstum untersucht, ein 
fundamental wichtiges Problem, insofern wären auch die rein theoretischen Ableitungen äußerst 
interessant. Von ihnen könnte man ausgehen und Nachfrageelastizitäten nach Produktionsfakto
ren, Substitutionselastizitäten usw. fUr wichtige Produktionsbereiche schätzen. Dann könnten 
ungefähre Schätzwerte fUr die Modell-Parameter eingesetzt und uber Wachstumssimulierung 
empirisch relevante Aussagen abgeleitet werden. Dieser Weg scheint jedoch noch sehr lang und 
äußerst muhsam zu sein, wenn man bedenkt, daß bei der Anwendung dieses Modells einige der 
sehr rigorosen Annahmen aufgegeben werden mUßten. Erwöhnt sei hier nur eine stärkere Sekto
renunterteilung mit Einbeziehung der wechselseitigen EinflUsse. Nach allen empirischen Erfah
rungen mit gesamtwirtschaftlichen Produktions- und Nachfrageuntersuchungen scheint dieses 
eine der notwendigen Erfordernisse zu sein, um uberhaupt zu empirisch angemessenen Schätz-
und Projektionsergebnissen zu kommen. 

Nun zum dritten Referat, zum Referat von Scheper: In grandiosen ZUgen, gewUrzt mit einer Viel
zahl goldener Worte, die man als RUckversicherung immer sehr effektvoll zitieren kann, umreißt 
Scheper die generellen Probleme von Prognosen und weist dann verheißungsvoll auf die neueste 
Variante des sehr umfangreichen Krelle-Modells hin. 

Der KUrze halber möchte ich nur auf einen wichtigen Punkt hinweisen. Auf Seite 147 f. sagt 
Scheper, daß bei Trendmodellen, und das Krelle-Modell, anhand von Jahreszahlen durchgerech
net, sei letztlich auch nur ein solches, "nur fUr den Fall gewisse Hinweise (auf zukUnftige Ab-
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lC:iufe} gegeben werden, in dem die zukunftige Entwicklung der exogenen Größen nicht ganz 
so verlC:iuft, wie in der Vergangenheit, mit anderen Worten: sie geben erklörende Hinweise auf 
alternativ mögliche Entwicklungen". Mehr kann ein Prognosemodell nie. Welche der alternati
ven Ml:Sglichkeiten der Staat durch meist ad hoc neu konzipierte Maßnahmen und Instrumente 
unterstUtzt und zu realisieren versucht, bleibt vollkommen offen, und zum Gluck hat hier der 
Staat einen rein theoretisch sehr weiten Spiel raum. Aber nur rein theoretisch: Was tatsöchlich 
geschieht, und was der Staat tatsöchlich realisiert oder nicht, hC:ingt allein von den nicht kontrol
lierbaren Handlungen der Unternehmer und Haushalte ab, die durch ihre PIC:ine, von Fall zu Fall 
unterschiedlich, das Realisierbare ganz, teilweise oder gar nicht festlegen. Das höngt allein 
von den ad hoc sich einstellenden Meinungen, Stimmungen und Vorstellungen ab. Es sei hier 
nur auf die Erhebungen der Chikagoer Schule uber Haushaltsplöne und Antizipationen hingewie
sen oder die diversen Konjunkturbefragungen bei den Unternehmern. Inwieweit diese die staat
lichen Maßnahmen beeinflussen, oder die staatlichen Maßnahmen sie, ist noch kaum untersucht 
worden bzw. hat bisher noch keine eindeutigen positiven oder negativen Zusammenhönge gezeigt. 
Von Mal zu Mal scheinen diese Wechselwirkungen sehr unterschiedlich zu sein. In - wie ich 
anfangs zitiert habe - goldenen Worten weist auch Scheper auf Seite 148 hierauf hin, wo er 
das an sich sol ideste Prognose-Instrument, die Input-Output-Tabelle, kritisch betrachtet. 

Kurz angemerkt sei noch, daß ich den AusfUhrungen von Scheper auf den Seiten 154 f. 
Uber die westdeutsche Landwirtschaft und die Wechselkursschwankungen, in- und auslC:indische 
PreisniveauverC:inderungen allgemein und landwirtschaftliche Preisindices, nicht ganz folgen 
kann. Nur eine genaue und klare Analyse könnte mich davon Uberzeugen, ob seine Anmerkungen 
zutreffen oder nicht. 
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DISKUSSION 1) 

Die Diskussion wurde mit einem Beitrag von Timmennann (Kiel) zu der von Scheper vor
getragenen These eroffnet, daß die in Einzelprognosen möglichen Verzerrungen sich in 
gesamtwirtschaftlichen Systemen vermutlich wieder ausgleichen. Timmermann nannte 
hier als zentrale Begriffe den Informationsstand und die Interessenlage und möchte fol
gende Unterscheidungskategorien eingefuhrt wissen: (a) Grad der Wissenschaftlichkeit, 
(b) Grad der Isolation, (c) Verwendungszweck und (d) Institutionen, die die Prognose 
erstellen oder Gebrauch davon machen. Es folgte eine längere BegrUndung mit Beispielen 
wissenschaftlicher Prognosen. Timmennann schloß mit dem Hinweis darauf, daß die 
GrUndiung eines agrarwirtschaftlichen Sachverständigenrats als geeignete Institution fUr 
kontinuierliche Prognosen im Agrarbereich notwendig wäre. 

MUller (Göttingen) griff das Problem der Auswahl des Modelltyps fUr eine Prognose auf. 
Er wies auf die Kriterien zur Beurteilung von Prognosen hin und fUhrte in diesem Zusammen
hang Beispiele der expost-Beurteilung frUherer Prognosen an. Im Ergebnis stellte er fest, 
daß die Aufmerksamkeit sich stärker als bisher dem Erkennen von strukturellen Veränderun
gen und dem Eintreten von Wendepunkten zuwenden mUsse. 

Scheper äußerte generelle Zustimmung zu beiden Diskussionsbeiträgen, wies jedoch dar
auf hin, daß der wirtschaftspolitische Entscheidungsträger vom Wissenschaftler in der 
Regel sehr konkrete Aussagen erwarte und daß der richtigen Übermittlung von Prognose
ergebnissen eine große Bedeutung zukomme. Mit Bezug auf das Korreferat ging er kurz 
auf die vom Korreferenten geäußerten Zweifel hinsichtlich der Prognoseeigenschaften 
gesamtwirtschaftlicher Modelle, verglichen mit Trendmodellen, ein und fuhrte aus, daß 
er generell an der im Referat zum Ausdruck gebrachten leicht verbesserten Prognosemög
lichkeit festhalte, wenn dies auch im Einzelfall jeweils zu prUfen wäre. 

Von Louwes (Luxemburg) wurde das Problem der Unsicherheit von Prognosen angesprochen, 
das sich darin äußere, daß nur Wahrscheinlichkeitsaussagen möglich seien. Der Politiker 
verlange jedoch möglichst konkrete Aussagen und suche sich daher in der Regel durch
schnittliche Angaben heraus. Der Kommunikationsprozeß zwischen Ökonometriker und 
Politiker mUsse daher verbessert werden. Der Politiker mUsse sich mit Entscheidungstheorie 
befassen, und der Ökonometriker seinerseits mUsse angeben, wie mit Hilfe von Nutzen
funktionen eine Rangfolge von Problemll:Ssungen aufzustellen sei. Damit sei dann aber noch 
immer nicht die Ungenauigkeit statistischer Daten berUcksichtigt, denen sowohl das öko
nometrische Modell als auch das Entscheidungsmodell unterliege. 

Scheper stimmte im Prinzip zu und ergtlnzte, daß die wissenschaftliche Beratung von 
Politikern zusätzlich durch persönlichkeitsbedingte Momente erschwert wurde. 

Von Urff (Heidelberg) wies darauf hin, daß die Schwierigkeiten der Ermittlung von Input
Output-Koeffizienten wohl kaum durch Trendextrapolationen beseitigt werden könnten. 
Weiterhin meinte er, daß Transferzahlungen in Input-Output-Modellen durch Einbeziehung 
des Staates mit seinen Aktivitäten in das Modell verhtiltnismäßig einfach berUcksichtigt 
werden könnten. Das entscheidende Problem sehe er vielmehr darin, daß in Input-Output
Modellen nur saldenmechanische Beziehungen, aber keine Verhaltensgleichungen enthalten 
seien. 

Schrader(Göttingen) stellte die Frage, ob gesamtwirtschaftliche Funktionen tatsächlich 
einfacher zu schätzen seien als sektorale. Zwar sei in sektoralen Modellen die Output
seite schwieriger zu erfassen. Auf der Inputseite ergebe sich jedoch die Möglichkeit zu 
einer tieferen Aufgliederung der Faktoren, und damit könne eine zunehmende Genauigkeit 
erzielt werden. 

1) Nach Tonbandaufzeichnungen zusammengestellt von Prof. Dr. E. BUCHHOLZ, 
(Diskussi onsl ei ter), Braunschweig-Völkenrode 
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Scheper akzeptierte die EinwHnde; er fUhrte jedoch aus, daß viele Probleme aus GrUnden 
der ArbeitsbewHltigung durchaus pragmatisch angegangen werden mUßten. 

Die Diskussion des Referates von Koester nahm seinen Ausgangspunkt von den Ausfuhrun
gen des Korreferenten. Ein vemHltnismHßig großer Teil der Diskussion, an der sich auch 
Gans (Gtsttingen) beteiligte, wurde darauf verwendet, die unterschiedlichen Standpunkte 
zunHchst einmal zu definieren. Nachdem so die terminologischen Fragen geklHrt wurden, 
zeigte sich, daß im sachlichen, wenn auch keine Ubereinstimmung, so doch eine AnnHhe
rung der Standpunkte zu verzeichnen war. Gollnick (Hamburg) vertrat nachdrUcklich 
seine Auffassung, daß der Abstraktionsgrad des von Koester vorgetragenen Modells so 
hoch sei, daß damit empirisch relevante Dinge nicht abgeleitet werden ktsnnten. Dies 
mUsse jedoch nicht als ein Fehler aufgefaßt werden. Vielmehr wolle er damit festhalten , 
daß es sich um ein Denkmodell handele, welches Vorstellungen Uber ZusammenhHnge, 
die fUr gewisse Probleme relevant seien, vermitteln ktsnne. Die Frage, ob ein solches 
Denkmadell dann auch empirisch zu gebrauchen sei, ktsnne nur ermessen werden, wenn 
es tatsHchlich einmal mit Zahlen gefulit werde. Dies aber ktsnne unter UmstHnden Jahre 
intensiver Arbeit erfordern. Koester stimmte zu, daß die logische Konsistenz und Problem
relevanz des Modells seine Hauptanliegen gewesen seien. 

Weber (Kiel) meinte, daß in Japan und den EntwicklungslHndern der Kapitalkoeffizient 
der Landwirtschaft in der Regel niedriger sei als der der gesamten Volkswirtschaft. Er 
fragte, ob der von Koester angegebene htshere Kapitalkoeffizient belegt werden ktsnne. 
Weiterhin interessiere ihn der Einfluß von Wissenschaft und Forschung oder des Produk
tionsfaktors Wissen auf die Entwicklung des Agrarsektors und in diesem Zusammenhang die 
Frage, ob dieser Faktor auch im Modell berUcksichtigt werden ktsnne. 

Die Bemerkung zum Kapitalkoeffizienten beantwortete Koester mit Hinweisen auf die ent
sprechenden Arbeiten von Henrichsmeyer und Kuhlmann. Dabei betonte er, daß sein An
satz nur fUr industrialisierte LHnder gedacht sei. Die BerUcksichtigung des auf Forschung 
zurUckgehenden Fortschritts im Agrarsektor sei zwar modell theoretisch mtsglich, tatsHchlich 
sei aber nur wenig Uber die ursHchl ichen Zusammenhl:lnge bekannt. Daher wurde die Rate 
des technischen Fortschritts meistens als exogen angenommen. 

Muller (Gtsttingen) griff aus dem Referat von Hanf und Doppler das Problem der SchHtzung 
von Transitionswahrscheinlichkeiten aus aggregierten Daten auf. Seine AusfUhrungen 
gingen dahin, daß das Problem der Besetzung der nichtdiagonalen Elemente der Matrix 
nicht eindeutig IBlbar sei. Damit seien zusHtzliche analytische Erkenntnisse durch dieses 
Vorgehen nicht zu erzielen. In manchen Situationen eigne sich das Verfahren aber recht 
gut zur Prognose. 

Hanf stimmte zu, daß unterschiedliche Transitionsmatrizen bei der Prognose zu etwa gleichen 
VerlHufen fuhrten. Die Unterschiede in den Transitionsmatrizen sollten jedoch bei der Inter
pretation der Ergebnisse beachtet werden. 
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Einleitung und Problemstellung 

Die heutige Agrarpol itik hat mit wachsenden Schwierigkeiten zu kömpfen, welche sich im Ver
laufe der sechziger Jahre und namentlich in ihrer zweiten Hölfte wesentlich verschörft haben. 
Sie zeigen sich in wachsenden Überschussen, deren Beseitigung steigende Kosten verursacht, 
und welche geeignet sind, den internationalen Warenaustausch in zunehmendem Maße zu stören. 

Das Ziel dieser Untersuchung besteht darin, die EinflUsse des landwirtschaftlichen Wachstums auf 
die Mobilität der Produktionsfaktoren darzustellen. Das verlangt, zunöchst das Ausmaß der vor 
sich gehenden Mobilit!1t der Produktionsfaktoren zu ermitteln. Dann muß man sich fragen, wie 
und allenfalls in welchem Umfange diese Veränderungen von der landwirtschaftlichen Entwick
lung beeinflußt werden. Dabei wird es sich zeigen, daß eine bloß kapitalm!1ßige Betrachtung 
dieser Mobilitöt nicht ausreicht, um ihr Verhalten im Produktionsprozeß zu erkl!1ren. Sie muß 
deshalb durch eine kostenmößige Betrachtung erg!1nzt werden. Aber auch damit ist es nicht mög
lich, die aufgeworfenen Fragen genUgend zu kl!1ren. Deshalb werden die in den beiden Betrach
tungen gefundenen Verönderungen noch in den Zusammenhang des landwi rtschaftl ichen Wachs
tums hineingestellt. 

Diese Untersuchung stUtzt sich auf das schweizerische Zahlenmaterial. Dadurch werden sich 
wohl graduelle Unterschiede zu anderen Landwirtschaften in hochindustrialisierten Volkswirt
schaften ergeben, nicht aber solche in bezug auf die Entwicklungstendenz der Verönderungen. 
Ferner ist noch darauf hinzuweisen, daß die zahlenmößigen Angaben uber das landwirtschaftli
che Wachstum im vierten Abschnitt auf eine fast abgeschlossene, aber noch nicht publizierte 
Untersuchung Uber die Voraussetzungen und Möglichkeiten der Einkommensparitöt in der Land
wirtschaft gestUtzt sind. Diese versucht eine landwirtschaftliche Wachstumstheorie aufzustellen, 
um die quantitativen Kriterien fUr die Beurteilung der bisherigen agrarpolitischen tv\aßnahmen 
und fUr ihre kUnftige Gestaltung zu erhalten. 

2 Der Einsatz der Produktionsfaktoren und ihre Verönderungen im Bestande 

2.1 Einleitung 

Eine erste Betrachtung gilt der Vertinderung der Produktionsfaktoren Boden, Arbeit und Kapital 
im Zeitverlaufe, um daraus zu ersehen, wie sich ihre Mobilitöt verh!1lt, und welche Hinweise 
sich daraus ergeben. 

2.2 Der Produktionsfaktor Boden 

Über die Anzahl der Landwirtschaftsbetriebe Uber 0,5 ha und die von ihnen bewirtschaftete Be
triebsflöche in der Schweiz orientiert Übersicht 1. Sie stellt auf die Ergebnisse der Betriebszöh
lungen ab. 

Bei der Anzahl der Betriebe setzt die Beschleunigung in der Abnahme zunächst nur zaghaft, dann 
aber seit dem Zweiten Weltkrieg störker ein. Sie erreicht ihr bisheriges Maximum zwischen 1955 
und 1965. Die Frage, ob wieder mit einem RUckgang zu rechnen ist, kann mit Hilfe der heute 
vorliegenden Zahlen noch nicht schlussig beantwortet werden. Zu beachten ist auch der Still
stand wöhrend der dreißiger Jahre. 

Die Abnahme der Betriebsflöche geht in einem viel geringeren Ausmaß vor sich, weist aber die 
gleiche Entwicklungstendenz auf wie diejenige der Anzahl der Betriebe. Dieser Unterschied ist 
durch das Anwachsen der Betriebsgröße im Zeitverlauf zu erkl!1ren und zeigt eine Verbesserung 
der Betriebsstruktur an. 

Diese Abnahme der effektiven Betriebsflöche t!1uscht aber eine Mobilität des Produktionsfaktors 
Boden vor, welche, wie spöter noch zu zeigen ist, ein völlig falsches Bild von der betriebswirt-
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Übersicht 1: Die Anzahl der Landwirtschaftsbetriebe uber 0,5 ha und die von ihnen 
bew i rtschaftete Betri ebsfl äche seit 1905 

a) Bestand 

Jahr Anzahl der Betriebe Betriebsfläche in ha 

1905 243 710 = 100,0 1 199 523 = 100,0 
1929 218 534 89,7 1 121 609 93,5 
1939 210 327 86,3 1 120 775 93,4 
1955 180 906 74,2 1 053 260 87,8 
1965 144 013 59,1 981 527 81,8 
1969 129 679 53,2 966 350 80,6 

b) Vertinderungen 

Zeitperiode Anzahl Betriebe Betriebsfläche ha 
Pro Jahr in % von 1905 
Betriebe Betriebsfläche 

1905/29 - 25 176 - 77 914 - 0,42 - 0,27 
1929/39 - 8 207 - 834 - 0,34 - 0,01 
1939/55 - 29 421 - 65 515 - 0,76 - 0,56 
1955/65 - 36 893 - 71 733 - 2,51 - 0,60 
1965/69 - 14 334 - 15 177 - 1,48 - 0,30 

schaftlichen Entwicklung gibt. Hier seien nur die bei den Ursachen dieser Täuschung kurz er
wähnt: einmal die Steigerung der Flächenproduktivität und sodann der Zukauf von Kraftfutter, 
also das Abweichen von der betriebseigenen Futterbasis. 

I 

Gerade dieser Hinweis zeigt, daß eine bloße Feststellung der Bestandesveränderungen bei den 
Produktionsfaktoren zu völlig falschen SchlUssen fuhrt, wenn nicht gleichzeitig auch ihr Verhal
ten im Produktionsprozeß miteinbezogen wird. 

2.3 Der Produktionsfaktor Arbeit 

In der schweizerischen Landwirtschaft waren nach den Betriebszählungen die folgenden familien
eigenen und fami lienfremden Arbei tskrtifte uber 15 Jahre beschäftigt: 

Übersicht 2: Ständige Arbeitskrtifte in der Landwirtschaft 

Jahr Beschäftigte Abnahme pro Jahr 

1929 614 113 = 100,0 
1939 577 723 94, 1 0,59 
1955 421 328 68,6 1,60 
1965 229 097 38,2 3,04 
1969 179 782 29,3 2,23 

Im V~rgleich mit den Abnahmen beim Produktionsfaktor Boden gemäß Übersicht 1 zeigt sich eine 
Parallelität im Verhalten bei der Produktionsfaktoren, einzig ihr Ausmaß ist bei den Arbeitskrtiften 
viel ausgeprtigter als beim Boden. 
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Bei der Beurteilung dieser starken Abnahme der Arbeitskrl:lfte sind noch folgende beiden Tatsa
chen zu beachten: 

1. Von 1888 bis 1920 war die Zahl der Beschttftigten in der Landwirtschaft praktisch konstant, 
das heißt, nur die absolute H1She blieb konstant, hingegen der Anteil an der Gesamtzahl ist 
rUcklttufig. 

2. Die geringe Abnahme von 1929 bis 1939 war eine Auswirkung der damaligen Wirtschaftskrise 
und der durch sie bedingten allgemeinen Arbeitslosigkeit, welche damals jede Abwanderung 
aus der Landwirtschaft unm1Sglich machte. 

Mit Hilfe dieser Bestandesttnderung der Arbeitskrttfte kann nur der Vorgang als solcher, nicht 
aber seine Ursachen und Auswirkungen festgestellt werden. DarUber kann ebenfalls nur die Ana
lyse seines Verhaltens im Produktionsprozeß Aufschluß erteilen. 

2.4 Der Produktionsfaktor Kapital 

Nach der Schtttzung des Schweizerischen Bauernsekretariats waren in den Betrieben der hauptbe
ruflichen Landwirte in der Schweiz folgende Kapitalien in Millionen Franken investiert: 

Übersicht 3: Kapitalinvestition in der Landwirtschaft in Mio Franken 

1950 1955 1960 1965 

Bodenkapital 1) 4 030 4 160 4 280 4090 
Gebttudekapital 3 680 3 850 4 150 4 500 
Pflanzenkapital 650 630 580 510 

Landgutskapital 8360 8 640 9 010 9 100 

Viehkapital 2 010 2 290 2 520 2 650 
Gerttte- und Maschinenkapital 960 1 170 1 450 1 700 
Umlaufendes Kapital 840 950 1 150 1 250 

Pttchterkapi tal 3 810 4 410 5 120 5 600 

Aktivkapi ta I 12 170 13 050 14 130 14700 

davon Fremdkapital 5 970 6 600 7 160 7700 

Der Wert des Bodenkapitals bleibt konstant. Darin kommt das Vorrecht bei der BetriebsUbernahme 
zum Ertragswert von den Eltern oder auf dem Erbweg zum Ausdruck. Auf diese Art der Betriebs
Ubernahme entfiel en bei der Betriebsztthlung 1955 64,5 % und 1965 57,5 % der geztthl ten Be
triebe. 

In der Bewertung des Gebttudekapitals wirken sich die Verbesserungen an den Gebttuden und die 
stark steigenden Baukosten aus. 

Der Wert des Viehkapitals steigt um 31,1 %. Da die Anzahl der Vieheinheiten von 1951 mit 
1 782 000 bis 1966 mit 1 960 000 Vieheinheiten um 10 % ansteigt, durfte diese Wertvermeh
rung zu einem Drittel auf diese Bestandeszunahme und zu zwei Dritteln auf die Wertzunahme und 

1) Inklusive Meliorationskapital 

230 



die Geldentwertung zurUckzufuhren sein. Ihren Anteil festzustellen ist aber nicht möglich. 
Immerhin weist die Steigerung der Milchleistung je Kuh von 2940 kg im Jahre 1950 auf 3370 kg 
im Jahre 1965 deutlich auch auf eine Wertvermehrung hin. 

Die Zunahme des Geröte- und Moaschinenkapitals ist vor allem auf die wachsende Mechanisie
rung zurUckzufuhren. Dazu folgende Zahlen uber die Zunahme der Traktoren und diejenige der 
Melkmaschinen. 

Obersicht 4: Anzahl der Traktoren und Melkmaschinen 

Jahr Traktoren Melkmaschinen und damit gemolkene Kuhe 

Anzahl Anzahl Anzahl 

1955 30664 1 535 unbekannt 
1960 46 246 12 578 160 809 
1965 61 649 28 260 371 149 
1969 71 253 33 859 463 340 

Im Jahre 1969 hatten 31,0 % aller Betriebe Melkmaschinen und damit wurden 51,9 % des gesam
ten Kuhbestandes gemolken, das heißt, vor allem die größeren Betriebe verfUgen uber Melkma
schinen. Diese Zahlen bestötigen eindeutig die wachsende Mechanisierung als Ursache fUr die 
Zunahme beim Geröte- und Moaschinenkapital. 

Hinzuweisen ist abschließend noch auf den hohen Anteil des Fremdkapitals am Aktivkapital und 
auf die Tatsache, daß das Fremdkapital mit + 1730 Mio Franken gegenUber dem Eigenkapital 
mit + 800 Mio Franken viel störker angestiegen ist, m.a. W.: die Zunahme des Aktivkapitals 
beruht vor allem auf einer Fremdfinanzierung. 

Was am Bestande des gesamten Kapitals noch besonders interessant ist, ist seine anteilmößige 
Verteilung auf die einzelnen Kapitalien. Da im folgenden Abschnitt die Untersuchung auf die 
Buchhaltungserhebungen des Schweizerischen Bauemsekretariats abgestutzt werden muß, sind 
bereits hier die folgenden prozentualen Anteile diesen Zahlenunterlagen entnommen worden, 
obschon sich daraus im Bestande, nicht aber in der Entwicklungstendenz zu Obersicht 3 geringe 
Unterschiede ergeben. 

Obersicht 5: Die prozentualen Anteile der beiden Hauptgruppen des Aktivkapitals im Mittel 
aller Buchhaltungsbetriebe 

Zeitperiode Landgutskapital Pi:lchterkapi ta I 

1935/38 79,7 20,3 
1951/55 70,8 29,3 
1963/67 63,5 36,5 

Im Zeitverlaufe ist eine deutliche Verschiebung zwischen den beiden Anteilen zu konstatieren, 
welche nachstehend noch weiter zu analysieren ist. 
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Übersicht 6: Die Verönderungen der Anteile des Landgutkapitals am Aktivkapital 

Zeit- Boden- MeI iorations- GebHude- Pflanzen- Landguts-
periode kapital kapital kapital kapital kapital 

% % % % % 

1935/38 37,7 0,8 32,7 7,6 79,7 
1951/55 34,3 0,8 30,8 4,9 70,8 
1963/67 28,5 0,6 31,0 3,4 63,5 

Der anteilmHßige RUckgang verteilt sich zunHchst auf das Boden-, das GebHude- und das Pflan
zenkapital, um sich dann spHter auf das Bodenkapital zu konzentrieren. Das hHngt mit dem in 
Übersicht 1 aufgezeigten RUckgang der BetriebsflHche und mit dem im Anschluß an Übersicht 3 
erwHhnten hohen Anteil der zum Vorzugspreis Ubemommenen Betriebe zusammen. 

Übersicht 7: Die Verönderungen der Anteile des Ptlchterkapitals am Aktivkapital 

Zeit- Vieh- GerHte-/Maschinen- Umlaufendes PHchter-
periode kapital kapital Betri ebskapi ta I kapital 

% % % % 

1935/38 9,7 5,5 5,0 20,2 
1951/55 13,7 8,6 6,9 29,2 
1963/67 16,3 11,5 8,7 36,5 

Beim Ptlchterkapital ist die c:inteilmHßige Zunahme zunHchst auf die Verönderung im Viehkapital 
zurUckzufuhren, was mit den Preissteigerungen wHhrend des Zweiten Weltkrieges zusammenhHngt. 
Die Anzahl der Vieheinheiten hat damals nHmlich nur um 2,4 % zugenommen. Nachher verlagert 
sich die Zunahme mehr auf die durch die Mechanisierung bedingte Zunahme im Maschinenkapital, 
wie sie in Übersicht 4 gezeigt worden ist. Die stHndige anteilsmHßige Zunahme des umlaufenden 
Betriebskapitals weist neben Preissteigerungen auf eine intensivere BetriebsfUhrung hin. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, daß der Anteil des PHchterkapitals von rund einem FUnftel auf 
fast ein Drittel angestiegen ist. Diese StrukturverHnderung im Kapitalaufbau erschwert trotz des 
Vorrechtes beim Liegenschaftskauf der Kinder die BetriebsUbemahme, weil zum grundpfandrecht
lich ohne Mehrsicherheit zu beschaffenden Fremdkapital eine immer größere Summe von Kapital 
zusHtzlich zur Bezhalung des PHchterkapitals notwendig wird. Ebenso bot die Finanzierung der 
zunehmenden Mechanisierung infolge der hohen Verschuldung der schweizerischen Landwirtschaft 
und ihr Anwachsen im Zeitverlaufe wachsende Schwierigkeiten. Um diese beiden Erschwerungen 
zu uberwinden, wurden die landwirtschaftlichen BUrgschaftsgenossenschaften gegrUndet, welche 
im Jahre 1960 einen Bestand von 38,8 Mio Franken BUrgschaften aufwiesen. Seit 1963 gewHhrt 
der Bund den Kantonen zinslose Darlehen, welche diese den Landwirten und den landwirtschaft
lichen Organisationen zur Finanzierung von Investitionen und Strukturverbesserungen weiterzu
geben haben. Diese fUr die Landwirtschaft kostenmHßig sehr gUnstige Finanzierungsmöglichkeit, 
welche heute bereits einen Umfang von 972,8 Mio Franken angenommen hat, schrHnkte denn 
auch die THtigkeit der BUrgschaftsgenossenschaften ein. Ihr BUrgschaftsbestand ist deshalb auf 
28,3 Mio Franken zurUckgegangen. 
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2.5 Zusammenfassung und neue Problemstellung 

Wenn die mengenmtißigen Vert:lnderungen der Produktionsfaktoren betrachtet werden, zeigt sich 
sowohl bei der Bodenfltiche, welche sich auf eine bedeutend geringere Anzahl von Betrieben 
verteilt, als auch bei der Anzahl der Beschöftigten eine sttindige und sich beschleunigende Ab
nahme. 

Der Kapitaleinsatz weist eine deutliche absolute und anteilsmi:lßige Verlagerung vom Landguts
kapital auf das Ptichterkapital auf. Dabei wirken sich die Abnahme der effektiven Betriebsfltiche, 
die Zunahme des Viehbestandes und die Ausweitung der Mechanisierung deutlich aus. 

Damit sind wohl die Bestandesvertinderungen ermittelt worden, aber Uber deren Ursachen und ihr 
Verhalten im Produktionsprozeß wird kein Aufschluß erteilt. Gerade aber um die Mobilittit der 
Produktionsfaktoren richtig beurteilen zu ktSnnen, ist es unbedingt nötig, auch darUber Aufschluß 
zu erhalten. Die Untersuchungen des folgenden Abschnittes sollen versuchen, diesem Ziele ntiher
zukommen. 

3 Der Einsatz der Produktionsfaktoren im Produktionsprozeß und ihre Vertinderungen 

im Zeitverlaufe 

3.1 Einleitung 

Die bisherige Untersuchung hat die Verönderungen der Produktionsfaktoren in ihrem Bestande 
dargelegt. Daraus ergeben sich wohl die im Zeitverlaufe eingetretenen Vertinderungen, aber 
Uber ihre Ursachen und Auswirkungen konnte nichts Wesentliches ermittelt werden. In diesem 
Abschnitt soll deshalb ihr Verhalten im Produktionsprozeß geprUft werden. Als Untersuchungs
material dient dazu die anteilsmößige Verteilung auf die einzelnen Gruppen der Produktions
kosten in den Buchhaltungsbetrieben des Schweizerischen Bauernsekretariats. 

3.2 Die prazentuale Zusammensetzung der Produktionskosten 

In der folgenden Übersicht wird die anteilsmi:lßige Verteilung der Produktionskosten im Mittel 
aller Buchhaltungsbetriebe aufgefuhrt. Um die Vert:lnderungen im Zeitverlaufe aufzuzeigen, 
werden folgende drei Perioden herangezogen, nömlich die unmittelbare Vorkriegszeit 1935/38, 
der Anfang der fUnfziger Jahre 1951/55, in welcher die Kriegsfolgen uberwunden waren und 
die Jahre 1965/69 als die letzten Jahre, fUrwelche heute die Ergebnisse vorliegen. 

Übersicht 8: Die prozentuale Verteilung der Produktionskosten 

Zeit- Amorti- I nventar- Betriebs- Arbeits- Betriebs- Zinsan-
periode sationen abnahme kosten aufwand aufwand spruch 

% % % % % % 

1935/38 10,4 1,6 26,5 36,5 75,0 25,0 
1951/55 10,7 1,4 30,9 43,2 85,4 14,6 
1965/69 12,4 0,8 34,3 39,0 86,5 13,5 

Das deutliche Absinken des Anteils der ZinsansprUche von der Vorkriegszeit zur Nachkriegszeit 
weist auf einen beachtlichen RUckgang der Kapitalkosten hin. Diese Abnahme ist nicht etwa, 
wie die nachstehenden Zahlen zeigen, auf eine Herabsetzung des Zinsfußes zurUckzufuhren. 
Dieser Zinsfuß betrug 1938 3,94 %, 1955 3,46 % und 1969 4,78 %. Auch wenn der Anteil 
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der Amortisationen noch zu den ZinsansprUchen hinzugezl:ihlt wird, bleibt der eingetretene 
Rückgang von rund 10 % trotzdem bestehen. Es ist somit festzuhalten, daß der Einfluß aus der 
Kapitalbelastung auf die Produktionskosten zUrUckgegangen ist und daher an Bedeutung verloren 
hat. 

Im gleichen Umfange wie die Bedeutung der Kapitalkosten abgenommen hat, ist der Einfluß der 
Betriebskosten und des Arbeitsaufwandes angestiegen. 

Beim Arbeitsaufwand ist festzustellen, daß sein Anteil gegenüber der Vorkriegszeit angestiegen 
ist, jedoch in der Nachkriegszeit eine leicht fallende Tendenz hat. Diese Feststellung steht im 
völligen Gegensatz zu dem in Übersicht 2 aufgezeigten starken Rückgang der in der Landwirt
schaft Beschäftigten st<:lndigen Arbeitskräfte über 15 Jahre. 

Um die Ursachen dieser auffallenden Diskrepanz aufzuklären, sind die Einflüsse des Preises und 
der eingesetzten N\enge auseinanderzuhalten. In der folgenden Übersicht werden die Kosten 
je Arbeitstag mit der entsprechenden Anzahl Arbeitstage je ha einander gegenübergestellt. 

Übersicht 9: Die Kosten je Arbeitstag und ihre Anzahl je ha 

Zeitperiode Kosten je Arbeitstag Anzahl der Arbeitstage je ha 

1935/38 Fr. 6.20 = 100 71 = 100 
1951/55 Fr. 15.10 248 71 = 100 
1965/69 Fr. 42.96 693 44 62 

Die Ursache dieser Diskrepanz zwischen dem Rückgang der Beschl:iftigtenzahl und dem Anteil des 
Arbeitsaufwandes an den Produktionskosten liegt somit eindeutig in der außerordentlich stark 
wachsenden Preiserhöhung, die die beachtliche Reduktion im mengenml:ißigen Arbeitseinsatz ge
ml:iß Übersicht 8 nur gerade kompensieren kann. Es ist somit der Landwirtschaft mit ihren großen 
Anstrengungen zur Steigerung der mengenml:ißigen Arbeitsproduktivität je ha Fll:iche nur gelungen, 
gerade den starken Steigerungseinfluß des Preises fUr die Arbeit, welcher der Landwirtschaft von 
den ubrigen Wirtschaftszweigen her auferlegt wird, auszugleichen, m.a. W.: die großen An
strengungen der Landwirtschaft zur Rationalisierung und zur Strukturverbesserung gehen in den 
gesamtwirtschaftlich bedingten Lohnerhöhungen völl ig unter. 

Die folgende Übersicht orientiert über den Einsatz von Arbeitstagen je ha und ihren RUckgang 
in Prozenten von 1950/54 im ganzen und im Jahresdurchschnitt. 

Übersicht 10: Die Zahl der Arbeitstage je ha im Mittel aller Betriebe und ihr RUckgang 
seit Beginn der fUnfziger Jahre 

Zeitperiode Arbeitstage je ha 
RUckgang in Prozenten von 1950/54 

im ganzen pro Jahr 

1950/54 72 = 100,0 
1955/59 60 83,3 16,7 3,34 
1960/64 54 75,0 8,3 1,66 
1965/69 45 62,5 12,5 2,50 

Nach einem sehr beachtlichen RUckgang von 3,34% pro Jahr zu Beginn der funfziger Jahre 
tritt eine deutliche Verlangsamung ein, welche sich allerdings in den letzten Jahren wieder 
beschleunigt. Eine Erkll:irung fUr dieses ungleiche Verhalten des mengenmäßigen Arbeitseinsatzes 
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kann mit Hilfe dieser Zahlen nicht gegeben werden. Beim Vergleich mit der durchschnittlichen 
jtlhrlichen Abnahme in Übersicht 2 zeigt sich eine Parallelittlt der Entwicklungstendenz. 

Bei den Betriebskosten ist ein deutliches und sttlndiges Anwachsen zu konstatieren, das auf eine 
zunehmende Intensivierung und Ausweitung der Produktion hinweist. Die schweizerische Land
wirtschaft hat also auf diese Weise versucht, ihre wirtschaftliche Stellung in der Gesamtwirt
schaft zu halten und zu verbessern, insbesondere durch eine bessere DUngung und intensivere 
Futterung. Dieses Bestreben stellt geradezu das Kennzeichen fUr das Verhalten und die BemU
hungen der Landwirtschaft in der Nachkriegszeit dar und hat gerade durch dieses Verhalten 
zu den heutigen Schwierigkeiten in der Agrarpol itik gefUhrt. 

Die mit dieser Ausdehnung erreichte Produktionssteigerung je Produktionseinheit ist so allgemein 
bekannt, daß sie hier nicht ausfuhrlieh zu belegen ist. Dazu wird neben der bereits fruher er
wtlhnten Steigerung der Milchleistung je Kuh hier nur auf ein Beispiel aus dem Pflanzenbau hin
gewiesen, um diese Zusammenhtlnge aufzuzeigen. 

Übersicht 11: Die Vertlnderungen im Kartoffelbau 

1957 1967 Vertlnderung auf: 

Anbaufltlche in ha 56 500 38000 67,3 % 
Ertrag je ha in dz 265 344 129,8 % 
Erntemenge in Mio t 1,50 1,31 87,3 % 

Auf einer um 32,7 % kleineren Anbaufltlche konnte eine nur um 12,7 % geringere Gesamtmenge 
erzeugt werden, weil der Ertrag je ha um 29,8 % angestiegen ist. 

Hingegen ist eine weitere Ursache fUr diese Intensittltssteigerung noch eingehender zu untersu
chen, nämlich die durch den Zukauf von Futter bedingte indirekte Auswirkung auf die Betriebs
fltlche. Im Mittel aller Betriebe wurde je ha in der Periode 1935/38 Ergänzungsfutter im Betrage 
von 102 Franken, in der Periode 1951/55 von 227 Franken und in der Periode 1965/59 von 
723 Franken zugekauft. Dadurch wurde die betriebseigene Futterbasis, namentlich seit Beginn 
der fUnfziger Jahre, wesentlich ausgeweitet. Um die Auswirkung dieser Ausdehnung beurteilen 
zu ktlnnen, wird die fUr den Anbau dieses Futterzukaufs nötige Anbaufläche ermittelt und mit der 
effektiven Betriebsfläche in Beziehung gesetzt. Nach dieser Berechnung beträgt in der Periode 
1965/69 die aus dem Futterzukauf entstandene zustltzliche Betriebsfläche 36,3 % der effektiven 
Betriebsfltlche. Dieser hohe Prozentsatz mag erstaunen. Aber wenn man den gesamten Futtermit
telimport der Schweiz auf die fUr dessen Anbau benötigte Ackerfläche umrechnet, kann geschtltzt 
werden, daß die Schweiz rund 35 % ihres Kulturlandes im engeren Sinne oder das l,4-fache 
ihres offenen Ackerlandes indirekt Uber den Futtermittelzukauf im Auslande zugepachtet hat. 

Über die Höhe des Futterzukaufes und seine Auswi rkungen auf die Betriebsfläche bzw. die dadurch 
bedingte Ausweitung der tatstlchlich vorhandenen Fltlche in den einzelnen Betriebsgrößenklassen 
orientiert Übersicht 12. 

Die Zahl in Franken gibt an, fUr welchen Betrag pro Jahr und je ha Betriebsfläche Ergtlnzungs
futter zugekauft worden ist. Die Prozentzahlen zeigen, in welchem Ausmaß die effektive Be
triebsfläche durch den Futterzukauf betriebswirtschaftlieh erweitert worden ist. Zu beachten ist 
vor allem, wie die kleineren Betriebe ihre Betriebsgröße durch die Angliederung von Spezial
zweigen und durch die Intensivierung der bestehenden Produktion in der Viehwirtschaft zu ver
größern suchen, um auf diese Weise zu einem existenzftlhigen Betrieb zu kommen. Es werden 
also neben den als Kapital längerfristig erfaßten Investitionen noch und immer mehr Vorleistun
gen im landwirtschaftlichen Produktionsprozeß eingesetzt. Diese Neuerung bildet, wie fruher 
bereits betont worden ist, geradezu das Kennzeichen des landwirtschaftlichen Wachstums in den 
sechziger Jahren. 
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Übersicht 12: Die Htshe der FutterzukCiufe je ha in den einzelnen BetriebsgrClßenklassen 
in der Periode 1965/69 

2 - 500 5 - 10 ha 10-1500 15 - 3000 uber 30 ha Mittel 

Fr. Fr. Fr. Fr. Fr, Fr. 
1954 1042 695 613 455 723 

f-------- --------- ----------~--------- --------- ------
% % % % % % 

95,4 50,9 33,9 29,9 22,2 36,3 
I 

Das wesentliche Ergebnis dieses Vergleichs besteht darin, daß mit Hilfe des Futterzukaufes die 
gemCiß Übersicht 1 eingetretene Abnahme der 8etriebsflCiche von 86910 ha in eine Zunahme 
verwandelt wurde, welche das 3,8-fache dieser effektiven Abnahme ausmacht. Durch diese 
Intensivierung der Produktion bewirtschaftet heute die schweizerische Landwirtschaft somit 
nicht eine kleinere, sondern eine größere 8etriebsflCiche als frUher. Dazu tritt dann noch die 
Produktionsausweitung je Produktionseinheit, was ebenfalls mithilft, die Produktionsmenge zu 
vergrößern. 

Neben diesem 8emuhen, die effektive und ungenUgende BetriebsfiCiehe betriebswirtschaftlieh 
zu einer Existenzgrundlage auszuweiten, ist in diesem Zusammenhang auch auf den gegenteili
gen Vorgang hinzuweisen. Andere Betriebe versuchen ihre Existenzgrundlage in der Heranzie
hung eines Nebenerwerbes außerhalb ihres eigenen Betriebes zu finden. Damit tritt eine gegen
teilige Auswirkung auf die ProduktionsintensitCit ein, indem mit steigendem Anteil des Nebener
werbes am Gesamteinkommen die Htshe des Rohertroges.ie ha zurUckgeht. Diese Entwicklung ist 
insofern nicht unbedenklich, als damit die Gefahr der Uberlastung der BCiuerin verbunden ist. 
Auch ist diese Art der Betriebsfuhrung in der Landwirtschaft oft eine Vorstufe zur völligen Abwan
derung aus der Landwirtschaft in der nCichsten Generation. 

Wenn die Beeinflussungsmtsglichkeit der Produktionsmenge mit Hilfe einer Reduktion der Boden
fiCiehe beurteilt werden will, sind dabei sowohl die effektive Reduktion, aber gleichzeitig auch 
die VerCinderung der ProduktionsintensitCit und der Produktionsausweitung mitzuberUcksichtigen. 

3.3 Zusammenfassung und neue Problemstellung 

Aufgrund ihrer Anteile an den Produktionskosten zeigt sich, 

1. daß die anteilsmCißige Belastung durch das investierte Kapital zurUckgegangen ist; 
2. daß die anteilsmCißige Belastung durch die aufgewendete Arbeit nicht abgenommen hat, ob

schon hier der Mengeneinsatz in sehr beachtlichem Umfange zurUckgegangen ist; 
3. daß seit dem Zweiten Weltkrieg, namentlich seit Beginn der sechziger Jahre, der Anteil 

der Betriebskosten stark zugenommen hat. Die Ursache dieser Zunahme liegt vor allem in 
einer besseren DUngung und in einer intensiveren Futterung. Dabei spiel t der Zukauf von 
betriebsfremdem ErgCinzungsfutter eine bedeutende Rolle, welcher denn auch die Abnahme 
der effektiven Betriebsflöche in eine betriebswirtschaftlieh verursachte Zunahme verwandelt. 
In dieser Produktionsausrichtung liegt denn auch das typische Kennzeichen der Nachkriegs
landwirtschaft, insbesondere in den sechziger Jahren. 

Im Gegensatz zur kapitalmößigen Betrachtung der Produktionsfaktoren, welche nur auf ihre Ver
Cinderung hingewiesen hat, ergibt die PrUfung ihres Verhaltens im Produktionsprozeß, daß neben 
der Verschiebung noch eine VerCinderung in ihrem Verhalten hinzugetreten ist. 

Wenn dieses Verhalten und vor allem die erfolgte Intensivierung der Produktion kritisch geprUft 
werden will, um aus der MobilitCit der Produktionsfaktoren brauchbare SchlUsse fUr die Gestal-
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tung der Agrarpolitik und fUr die Behebung ihrer Schwierigkeiten zu ziehen, ist es unbedingt 
noch notwendig, sich mit den Ursachen dieser Vertlnderungen auseinanderzusetzen. Aufschluß 
Uber die Ursachen der festgestellten Vertlnderungen und uber die Zusammenhtinge zwischen den 
einwirkenden Gestaltungskrtlften kann allein eine Untersuchung des landwirtschaftlichen Wachs
tums bringen. 

4 Die Ursachen der Vertinderungen bei den Produktionsfaktoren im landwirtschaftlichen 

Wachstum 

4.1 Die Grundlagen fUr die Beurteilung 

Als das typische Verhalten der Produktionsfaktoren im Produktionsprozeß hat sich die Produktions
intensivierung und die Produktionsausweitung in den letzten Jahren ergeben. 

Als Ausgangspunkt fUr diese neue Frage stellt sich die Aufgabe einer genauen Diagnose sowohl 
auf der Produktions- als auch auf der Nachfrageseite. Dann ist zu untersuchen, was sich daraus 
fUr Konsequenzen fUr die Mobilittit der Produktionsfaktoren und fUr die kommende Entwicklung 
der Landwirtschaft als Teilgebiet der Gesamtwirtschaft Uberhaupt ergeben. 

4.2 Die Vertlnderungen auf der Produktionsseite 

4.2.1 Die Vertlnderungen in der Preisentwicklung 

Ein bestimmender Einfluß geht primtir von den Preisen der landwirtschaftlichen Produktionsmittel, 
den Preisen der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und ihrem gegenseitigen Verhtiltnis aus. Zur 
Beurteilung des letzteren wird das Austauschverhtiltnis herangezogen, das heißt, es wird der 
Quotient aus der Division des Produktionsmittel preisindexes durch den Preisindex der landwirt
schaftlichen Erzeugnisse berechnet. 

Seit dem Zweiten Weltkrieg mit 1948 als Basisjahr zeigt sich hier folgende Entwicklung der 
jtihrlichen Zunahmen in der betreffenden Zeitperiode: 

Übersicht 13: Die Preisentwicklung in der schweizerischen Landwirtschaft seit 1948 

Zeit-
Preisindex fUr landwirtschaftliche 

Austauschverhtiltnis 
periode Produktionsmittel Erzeugnisse 

1948/60 + 1,6 + 0, 1 + 1,5 
1960/65 + 6,0 + 3,8 + 1,4 
1965/68 + 6,2 + 0,3 + 4,6 
1968/70 + 10,3 + 2,9 + 5,0 

Bei den Preisen fUr die landwirtschaftlichen Produktionsmittel zeigt sich bis 1960 eine ruhige 
Entwicklung. Bereits zu Beginn der sechziger Jahre setzt aber eine deutliche Preissteigerung 
ein, welche sich namentlich gegen ihr Ende noch wesentlich versttirkt. 

Die Preise der landwirtschaftlichen Erzeugnisse blieben bis 1960 stabil, um dann bis 1965 stark 
anzusteigen. Damit konnte das Austauschverhtiltnis stabil gehalten werden. Von 1965 bis 1968 
wurden diese Preise wiederum nur wenig erh<sht, was ein deutliches Ansteigen des Austauschver
htiltnisses bewirkte. Dieses konnte nachher trotz erneutem Preisanstieg der landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse nicht gesenkt werden, weil die Preise fUr die Produktionsmittel noch viel sttirker 
angestiegen sind als vorher. 
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Das AustauschverhClltnis zeigt von 1948 bis 1965 eine RegelmClßigkeit und entspricht in dieser 
Höhe ungefClhr der möglichen Eigenleistung der Landwirtschaft zur Verbesserung ihrer wirtschaft
lichen Lage und fUr den Ausgleich der Differenz zwischen dem Anstieg der Produktionsmittel
und der Erzeugerpreise. Seit 1965 ist hier eine starke Störung eingetreten. Daraus kann geschlos
sen werden, daß um die Mitte der sechziger Jahre eine solche Veränderung im Preisgefuge ein
getreten ist, welche als Strukturwandel angesehen werden muß und deshalb einen Wechsel in der 
Agrarpol itik bedingt. 

FUr die weitere Untersuchung ist die Auf teilung der Preissteigerungen bei den Produktionskosten 
in ihre Bestandteile nötig. 

Übersicht 14: Die Auf teilung der Preissteigerungen bei den Produktionsmitteln in ihre 
Bestandteile 

Zeit-
Zunahme der Preisindices pro Jahr bei den 

periode Produktionskosten Arbeitslöhnen Ubrigen Produktionskosten 

1948/60 + 1,6 + 4,0 + 1,0 
1960/65 + 6,0 + 15,8 + 3,4 
1965/68 + 6,2 + 17,1 + 3,3 

Das starke Ansteigen der Preise fUr die landwirtschaftlichen Produktionsmittel ist vor allem auf 
die Lohnsteigerungen zuruckzufUhren, während sich die Preise fUr die Ubrigen Produktionsmittel 
in viel geringerem Ausmaße erhöhten. Auf diese unterschiedliche Preisentwicklung haben die 
Landwirte sehr deutlich reagiert, wie schon der anteilsmäßige Anstieg der Betriebskosten gezeigt 
hat (siehe Übersicht 8). Ebenso werden die noch folgenden Untersuchungen uber das landwirt
schaftliche Wachstum diese Auswirkungen auf die Mengenausweitung beim Rohertrag in Über
sicht 15 und beim Mengeneinsatz der Produktionsmittel in Übersicht 16 zeigen. 

4.2.2 Die Auswirkungen der Preisveronderungen auf die Mengenentwicklung 

Um die Auswirkungen der Preisveronderungen bei den landwirtschaftlichen Produktionsmitteln 
beurteilen zu können, sind die parallel dazu eingetretenen Verschiebungen auf der Mengenseite 
sowohl bei den Kosten als auch beim Ertrage zu prUfen. Weil die dazu notwendigen Zahlenunter
lagen aus den Buchhaltungserhebungen heute erst bis zum Jahre 1968 publiziert sind, können hier 
die Auswirkungen der Preisveränderungen nur bis zu diesem Jahre in die vorliegende Betrachtung 
einbezogen werden. 

Übersicht 15: Die jClhrlichen mengenmäßigen Veränderungen seit 1948 

Zeitperiode Mengeneinsatz der Mengenausweitung 
Produktionsmittel beim Rohertrag 

1948/60 + 1,9 + 2,8 
1960/65 + 2,0 + 3,4 
1965/68 + 2,1 + 8,7 

Bei einem nur leicht ansteigenden Mengeneinsatz der Produktionsmittel steigt die Mengenauswei
tung beim Rohertrag vor allem seit 1965 stark an, um damit auf die eingetretene Verschlechte
rung des Austauschverhältnisses als dem Einfluß von der Preisseite her zu reagieren. 
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Beim leicht steigenden Mengeneinsatz ist ferner zu prOfen, wie sich dieser auf den Arbeitsein
satz und auf die Verwendung der Ubrigen Produktionsmittel verteilt. 

Übersicht 16: Die Auf teilung des Mengeneinsatzes von Produktionsmitteln auf den Einsatz von 
Arbeit und den Einsatz der ubrigen Produktionsmittel 

Zeit-
Entwicklung des Mengeneinsatzes bei den 

periode 
Produktions- Arbeits- Ubrigen Produktions-

mitteln einsatz mitteln 

1948/60 + 1,9 + 0,2 + 2,3 
1960/65 + 2,0 - 2,6 + 6,2 
1965/68 + 2,1 - 3,9 + 5,8 

Der vermehrte Produktionsmitteleinsatz im ganzen zeigt eine Abnahme des Arbeitseinsatzes und 
einen sich beschleunigenden Einsatz der ubrigen Produktionsmittel, vor allem beim DUnger und 
beim Kraftfutter. Auf die dadurch eingetretene Auswirkung auf die Betriebsflöche ist schon 
nach Übersicht 11 und mit Übersicht 12 hingewiesen worden. Damit ist auch die betriebswirt
schaftliehe Erklörung fUr die notwendig gewordene Ausweitung als Folge des landwirtschaftlichen 
Wachstums dargelegt. 

Diese Möglichkeit der Intensivierung und Ausweitung der landwirtschaftlichen Produktion wird 
durch die großen Fortschritte in der Agrartechnik und deren immer raschere Ausbreitung durch 
die Beratung in der Praxis, neuerdings auch in vermehrtem Ausmaß durch den Futterhandel, er
möglicht und wesentlich beschleunigt, wie die Übersicht 15 deutlich zeigt. Die Zunahme beim 
Arbeitseinsatz in Übersicht 16 von 1948 bis 1960 um 0,2 Indexpunkte, welche im Gegensatz 
zur Abnahme der Arbeitskröfte nach Übersicht 2 und zur Reduktion der Arbeitstage je ha nach 
Übersicht 10 steht, ist durch den Einsatz besser bezahlter Arbeitskröfte als fruher zu erklören. 

Um das Ausmaß der erfolgten Mengenausweitung als Kompensation der Preissteigerungen bei den 
Produktionsmitteln und als Folge des vermehrten Einsatzes der ubrigen Produktionsmittel auf den 
Rohertrag noch prögnanter als in Übersicht 15 zu zeigen, werden in der nachstehenden Übersicht 
die jöhrlichen Zunahmen auf die Flöcheneinheit und auf die Arbeitseinheit bezogen. 

Übersicht 17: Die jöhrliche Mengenausweitung pro ha und pro Arbeitseinheit (Basis 1948) 

Zeitperiode je ha je Arbeitseinheit 

1948/60 + 2,8 + 4,6 
1960/65 + 3,5 + 12,3 
1965/68 + 8,7 + 20,5 

Die jöhrliche Zunahme der Mengenausweitung in der landwirtschaftlichen Produktion je ha 
effektive Betriebsflöche steigt gegen Ende der sechziger Jahre stark an und weist nochmals auf 
den bereits erwöhnten Strukturwandel in der landwirtschaftlichen Produktion hin. Darin kommt 
die frOher dargelegte Zunahme des Zukaufes von Ergönzungsfutter deutlich zum Ausdruck, dessen 
Preis durch die hohen Erstattungen der EWG seit 1948 praktisch konstant geblieben ist. 

Besonders eindrUcklieh ist die Zunahme der Mengenausweitung je Arbeitseinheit in den Buchhal
tungsbetrieben. Hier stellt sich die Frage, ob eine solche Entwicklung in diesem Ausmaße und 
dieser Beschleunigung noch lange weitergehen kann, ohne daß sich bald eine auf die Dauer unzu
mutbare Überlastung der Bauern und namentlich der Btiuerinnen einstellt. 
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Da von nichtlandwirtschaftlicher Seite immer wieder die Forderung erhoben wird, die Auswir
kungen aus den Preissteigerungen sollten uber die Strukturpolitik erfolgen, kann mit Hilfe die
ser Zahlenunterlagen uber das landwirtschaftliche Wachstum folgende Antwort erteilt werden: 
Wenn bei den 1965/68 gegebenen Verh1:iltnissen der Ausgleich allein uber die Ver1:inderung des 
Arbeitseinsatzes hötte erfolgen mUssen, w1:ire dazu eine sechsmal größere Abwanderung aus der 
Landwirtschaft erforderlich gewesen, als sie tatsöchlich erfolgte. Damit ist wohl gezeigt worden, 
daß dieser Weg ausschließlich uber die Strukturpolitik nicht realisierbar ist, weil eine solche 
Anforderung an die Landwirtschaft ihre tats1:ichlichen Möglichkeiten weit Ubersteigen wUrde. 

Aus den Daten des landwirtschaftlichen Wachstums ergeben sich die Unterlagen fUr das Bestimmen 
der tats1:ichlichen und der zul1:issigen Werte der einzelnen Größen, von denen aus dann auch das 
erforderliche und das mögliche Ausmaß der Mobilitöt bei den Produktionsfaktoren bestimmt wer
den kann, ebenso fUr die landwirtschaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten im löndlichen Raume 
als eine wichtige Grundlage fUr die Regional- und Landesplanung. Ihre Darlegung und nament
lich ihre BegrUndung wUrden aber den Rahmen dieses Vortrages sprengen und mUssen aus diesem 
Grunde hier leider unterbleiben. 

Zum bis heute eingeschlagenen Weg, die Produktionskostensteigerungen in immer störkerem Aus
maße durch eine Intensivierung und Ausweitung der Produktion auszugleichen, ist ergönzend 
noch darauf hinzuweisen, daß - abgesehen von den dadurch entstehenden Absatzschwierigkeiten -
auch die Rentabilit1:itsgrenze dieses Vorgehens erreicht und in den letzten Jahren sogar Uber-
schri tten worden ist. 

Abschließend ist fUr die kritische WUrdigung dieser Zahlen nochmals darauf hinzuweisen, daß 
sie sich auf die schweizerische Landwirtschaft beziehen, welche in den letzten Jahren ihre Ein
kommensparit1:it zu 95 % erreicht hat. Wenn dagegen die Einkommensparitöt ein größeres Defi
zit aufweist, wie es heute in der EWG der Fall ist, liegt darin eine weitere Ursache fUr den 
Zwang zu einer weiteren und noch zusötzl ichen Mengenausweitung beim Rohertrag, um damit 
auf einem immer größere Schwierigkeiten bringenden Weg den Ausgleich fUr die fehlende Ein
kommensparitöt zu suchen. 

4.2.3 Schlußfolgerungen fUr die Mobilitöt der Produktionsfaktoren 

Als wichtigstes Ergebnis fUr unsere Untersuchung ist festzuhalten, daß als Auswirkung de~ bezo
gen auf den Preisanstieg der Produktionsmittel, st1:irksten Erhöhung beim Arbeitsaufwand eine 
sich beschleunigende Abnahme beim Mengeneinsatz von Arbeitskröften festzustellen ist. Diese 
Abnahme kompensiert gerade den Preisanstieg, ohne jedoch die Produktionskosten senken zu 
können, und damit verschwindet leider die große Anstrengung der Landwirtschaft auf diesem 
Gebiete. 

Der vermehrte Einsatz der Ubrigen Produktionsmittel ermöglicht eine wachsende Mengenauswei
tung beim Rohertrag, welche nur durch den Zukauf von Ergönzungsfutter ermöglicht wird und 
damit die Abnahme der effektiven Betriebsflöche in eine größere Zunahme verwandelt. Ferner 
ist in diesem Zusammenhang die Mengenausweitung infolge der Produktivitötssteigerung je Flö
cheneinheit zu beachten. Somit stellt sich trotz des Ruckganges der Produktionsfaktoren Arbeit 
und der effektiven Bodenflöche eine Ausweitung der erzeugten Nahrungsmenge ein, um damit 
die Auswirkungen der Preissteigerungen bei den Produktionsmitteln auszugleichen. Der RUck
gang bei diesen Produktionsfaktoren wird also als Folge der Ver1:inderungen auf der Preisseite 
entweder aufgehoben {wie bei der Arbeit} oder in ihr Gegenteil verwandelt {wie bei der Boden
flHche} • 

4.3 Die Verönderungen auf der Nachfrageseite 

Nachdem festgestellt worden ist, daß auf der Produktionsseite ein Zwang zur starken Mengen-
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ausweitung vorhanden ist, und dessen Ursachen aufgezeigt wurden, stellt sich die Frage, ob 
diese rasch wachsende Produktionsmenge auch abgesetzt werden kann. 

Aufgrund einer eingehenden Analyse der Absatzmöglichkeiten zeigt sich, daß diese langfristig 
nur im Ausmaße der Bevölkerungszunahme anwachsen. Dabei ist fUr die letzten Jahre noch zu
sl:ltzlich festzustellen, daß sich diese verlangsamt, und daß sich gleichzeitig als Folge der ab
nehmenden körperlichen Arbeit ein RUckgang des Nahrungsbedarfes je Kopf im ganzen einstellt. 
Ebenso zeigen sich neuerdings bei bisher im Konsum anwachsenden Nahrungsmitteln, wie z. B. 
Fleisch, Söttigungserscheinungen, so daß auch aus diesen beiden GrUnden eine bremsende Wir
kung auf den Kopfkonsum ausgeht. Alle diese drei Dömpfungserscheinungen wirken somit auf 
eine Verlangsamung der Gesamtnachfrage nach Nahrungsmitteln hin. 

Im Vergleich mit der viel störker steigenden Produktion bildet sich heute im Gegensatz zu den 
fUnfziger Jahren eine zunehmende Uberschuß-Situation heraus, welche immer größere Probleme 
stellt und rasch ansteigende Kosten verursacht. Damit wird die heutige Agrarpol itik belastet und 
in ihrer bisherigen Form in Frage gestellt. Ein Ausgleich wöre nur in einer Dömpfung der Produk
tionszunahme auf das Ausmaß der langsam wachsenden Absatzmöglichkeiten zu finden. Aber 
eine solche Beschrtlnkung wird durch die heutigen Entwicklungen auf der Preisseite unmöglich ge
macht, sofern die landwirtschaft ein der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung entsprechendes Ein
kommen erreichen will, m.a. W.: eine Einkommensparitöt fUr die landwirtschaft wöre auf diesem 
Wege nicht mehr möglich. 

Als das wesentliche Ergebnis dieser Analyse des landwirtschaftlichen Wachstums hat sich ergeben, 
daß unter seinen jetzigen Gestaltungskröften die heute mögliche Mobilitl:lt der Produktionsfakto
ren nicht ausreicht, den notwendigen Ausgleich herbeizufuhren. Die Ursache dieser Unmöglich
keit liegt eindeutig in den RUckwirkungen aus den Verl:lnderungen in der Gesamtwirtschaft auf 
die landwi rtschaft. 

Diese Feststellungen be rUh ren den Einsatz des Produktionsfaktors Kapital nicht oder nur insofern, 
als hier auf seinen immer rationelleren Einsatz hinzuwirken ist. 

FUr eine noch störkere Reduktion des Einsatzes von Arbeitskröften ist zu beachten, daß bereits 
ein starker und sich noch beschleunigender Abbau stattfindet. Seine Beschleunigung Uber das 
fUr die heutige Anpassung notwendige Ausmaß brtlchte aber neben seiner Untragbarkeit fUr die 
landwirte bald die Gefahr einer völligen Entvölkerung der löndlichen Röume. 

Aus diesem Hinweise ergibt sich, daß eine solche Abwanderung, Ubrigens auch schon in ihrem 
heutigen Ausmaß, das Problem der Existenzföhigkeit des löndlichen Raumes aufwirft und damit 
zeigt, daß der landwirtschaftliche Strukturwandel neben den Anstrengungen der landwirtschaft 
gleichzeitig und parallel dazu solche der Gesamtwirtschaft verlangt, wenn er optimal gelöst 
werden soll. 

FUr die nötige Reduktion beim Einsatz des ProduktionsfaktolS Boden stellt sich das Problem, in 
welchem Maße die AusnUtzung der agrartechnischen Fortschritte erfolgen soll, und wie der Aus
gleich zwischen der maximalen AusnUtzung der betriebswirtschaftlichen Möglichkeiten und der 
agrarökonomischen Zulössigkeit fUr eine optimale Produktion zu finden ist. Daß dabei die land
wirtschaftliche Preispolitik allein nicht mehr ausreicht, wurde an ihrem Zickzackkurs seit 1960 
(siehe Ubersicht 13) gezeigt. Die Schwierigkeiten der fWG auf diesem Gebiete bestötigen dies 
ebenfalls, ohne daß dazu noch lange Ausfuhrungen nötig sind. 

Abschließend ist nochmals festzuhalten, daß die Mobilitl:lt der Produktionsfaktoren in ihrem heu
tigen Ausmaße nicht ausreicht, um den von der Gesamtwirtschaft auf die landwirtschaft ausgehen
den Anforderungen auf der Preisseite und den dadurch auf der Mengenseite bewirkten Auswirkun
gen zu genUgen. Diese unbefriedigende Feststellung gilt eISt seit dem im Zusammenhang mit dem 
landwirtschaftlichen Wachstum aufgezeigten Strukturwandel in den sechziger Jahren, wie die 
dargelegten Zahlen eindeutig zeigen. 
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5 Eine neue und zustitzliche Aufgabe fUr die Landwirtschaft 

Zu Beginn der siebziger Jahre hat sich bei einer kritischen ÜberprUfung der Auswirkungen des 
quantitativen Wachstums im bisherigen Ausmaß gezeigt, daß damit die menschliche Existenz 
auf der Erde in absehbarer Zeit in Frage gestellt wird. 

Bisher hat man einen ausreichenden Vorrat an reiner Luft und von gesundem Wasser als selbst
versttindlich angenommen, der stets und deshalb ohne jede Aufwendung zur VerfUgung stehen 
wurde. Das sti:indige Anwachsen der Bevölkerung und die durch den heutigen Wohlstand ermög
lichte und zunehmende Zivilisation gefl:lhrden jedoch diese bisherigen Voraussetzungen in einem 
rasch zunehmenden Ausmaße. Dazu kommen die ebenfalls wachsenden BeIC:istigungen durch den 
Li:irm und die Geftihrdung durch die allzu einseitige AusnUtzung der technischen Ml:Sglichkeiten 
in der Nahrungsproduktion, bei welcher das Tier immer mehr zur Retorte degradiert wird. 

Wenn diese Existenzgeflihrdung, noch bevor es zu spC:it ist, gebannt werden soll, entstehen da
raus fUr die Landwirtschaft ganz neue Aufgaben, oder besser ausgedruckt: ihre bisherige TCltig
keit erhClh eine neue Bedeutung und Bewertung. 

Um zunClchst auf den eben erwClhnten Gegensatz zwischen der betriebswirtschaftlich maximalen 
AusnUtzung der agrartechnischen Möglichkeiten und ihrer Fortschritte und der agrarl:Skonomischen 
Begrenzung in der Produktionsausweitung zurUckzukommen, ergibt sich dazu als neues Postulat, 
daß in Zukunft nicht mehr nur Nahrungsmittel im maximalen Ausmaße, sondern biologisch voll
wertige Lebensmittel in der zulClssigen Ausweitung erzeugt werden durfen, was notwendigerweise 
Ruckwirkungen auf die Kostenentwicklung haben wird. 

Gesundes Wasser und reine Luft machen das Vorhandensein einer ausreichenden Landschaft mit 
den dazu gehörenden Voraussetzungen unbedingt notwendig. Es sei nur auf den Schutz der Quell
und Grundwassergebiete vor zu starker DUngung hingewiesen oder auf die hygienisch einwand
freie Ausbringung des KIClrschlammes. Der GewClsserschutz hört nClmlich nicht bei der Abwasser
reinigungsanloge auf, sondern verlangt eben auch die richtige Beseitigung der hier anfallenden 
festen Abfallstoffe. 

Dazu kommt noch das Bedurfnis der Bevölkerung in den Ballungsgebieten nach Entspannung und 
fUr einen Ersatz der fUr sie immer mehr fehlenden körperlichen Bettitigung. Somit kommen zu 
den bereits frUher erwlihnten wirtschaftlichen Erforderaissen zur Erhaltung und zur Entwicklung 
des llindlichen Raumes neu und immer dringlicher die Erhaltung und Förderung seiner biologi
schen Aufgaben als unbedingte und notwendige, ja in einigen Jahren fUr die Erhaltung einer 
gesunden Existenzmöglichkeit der Menschen absolut erforderliche Voraussetzungen zustitzlich 
hinzu. 

Unter diesen Perspektiven betrachtet, tritt die Bedeutung der Mobilitlit der Produktionsfaktoren, 
welche ja heute schon nicht mehr ausreichen, um die gegenwtirtigen Schwierigkeiten in der 
Agrarpolitik zu beheben, gegenUber den Aufgaben zur Erhaltung der Lebensmtsglichkeiten deut
lich in den zweiten Rang zurUck. Auch unter diesen Gesichtspunkten ist ein neu es Durchdenken 
der kUnftigen Agrarpolitik unbedingt notwendig und nicht mehr zu umgehen. 

Aber noch viel weniger sind vOrUbergehende Preiszuschli:ige, auch wenn sie je Produktionseinheit 
und nicht nach der Produktionsmenge ausgerichtet werden und namentlich im Hinblick auf die 
kommenden großen Aufgaben unter den heutigen Voraussetzungen, geeignet, die wachsenden 

. Schwierigkeiten zu beheben. Vielmehr kann diese Aufgabe nur eine völlige Neuorientierung 
der Agrarpolitik lösen, in der neben der Verwendung der bisherigen agrarpol itischen Maßnahmen 
im Rahmen ihrer tatslichlichen Möglichkeiten neue und zur Bewtiltigung der heutigen und der 
kUnftigen Anforderungen geeignete Wege treten mUssen. 
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6 Zusammenfassung und Schlußfolgerungen 

Als Zusammenfassung und Schlußfolgerung aus dieser Untersuchung über den Einfluß des land
wirtschaftlichen Wachstums auf die Mobilität der Produktionsfaktoren ergibt sich: 

1. Im Bestande der Produktionsfaktoren zeigt sich einmal eine deutliche Abnahme in der Anzahl 
der in der Landwirtschaft Beschäftigten und eine anteilsmäßige Verschiebung vom Landguts
kapital zum Pächterkapital hin. Diese bringt eine Veränderung für die Finanzierungsmöglich
keiten, indem der Grundpfandkredit für die Liegenschaftsübernahme inklusive Inventar im
mer weniger ausreicht. 

2. Im Produktionsprozeß sind folgende Veränderungen im Anteil der einzelnen Produktionsfak
toren festzustellen: 
a) Trotz der starken Abnahme der Anzahl der in der Landwirtschaft Beschäftigten geht der 

Anteil des Arbeitsaufwandes im Zeitverlaufe nicht zurück, was mit dem enormen Anstei
gen der Borlöhne und der Lohnansprüche zusammenhängt. 

b) Die Belastung aus den Kapitalkosten geht gegenüber der Vorkriegszeit zurück, auch wenn 
man zu den ZinsansprUchen auch die Amortisationen hinzunimmt. 

c) Diesem Rückgang entsprechend nehmen die Betriebskosten anteilsmäßig zu, was auf eine 
Intensivierung und Ausweitung der landwirtschaftlichen Produktion hinweist und mit einer 
vermehrten Heranziehung von Vorleistungen zusammenhängt. Dadurch wird die Abnahme 
der tatsächlichen Betriebsfläche in eine betriebswirtlich bedingte Zunahme verwandelt. 

3. Weder die Veränderungen der Produktionsfaktoren im Bestande noch ihr Verhalten im Produk
tionsprozeß geben Aufschluß über die Ursachen und über die Auswi rkungen dieser dabei fest
gestellten Änderungen. 

4. Eine befriedigende Antwort auf diese Fragen kann nur gefunden werden, wenn das landwirt
schaftliche Wachstum und die darin wirkenden Gestaltungskräfte untersucht und die dabei 
ermittelten Resultate als Unterlage für die Beurteilung herangezogen werden. 

5. Auf der Produktionsseite zeigt sich in den sechziger Jahren und im Gegensatz zu den fünf
ziger Jahren eil'\ starker Anstieg der Preise für die landwirtschaftlichen Produktionsmittel. 
Dieser steigert sich gegen Ende dieser Zeitperiode fast auf das Doppelte. Seine Zunahme 
liegt eindeutig in der enormen Steigerung der Löhne, während die Preise für die übrigen 
Produktionsmittel in bedeutend geringerem Umfange ansteigen und so eine Ursache für die 
Intensivierung und Ausweitung der Produktion bilden. 

Bis in die Mitte der sechziger Jahre genügten die Preisveränderungen bei den landwirtschaft
lichen Erzeugnissen, um ein ruhiges landwirtschaftliches Wachstum zu sichern, wie die Kon
stanz des Austauschverh1:lltnisses zeigt. Dabei ist zu beachten, daß sich diese ruhige Entwick
lung von 1960 bis 1965 nur durch eine wesentliche Preiserhöhung gegenüber der Konstanz 
in den fünfziger Jahren realisieren ließ. 

In der zweiten H1:IIfte der sechziger Jahre ist das landwirtschaftliche Wachstum einerseits 
als Folge der Preiserhöhungen der landwirtschaftlichen Produktionsmittel und andererseits 
durch den Zickzackkurs der landwirtschaftlichen Preispolitik wesentlich gestört worden. 
Damit wurde sowohl die Landwirtschaft als auch die Agrarpolitik vor eine völlig neue Situa
tion gestellt, weil die dabei aufgetauchten Schwierigkeiten mit den bisherigen fvIoßnahmen 
nicht mehr behoben werden konnten. 

6. Auf der Mengenseite ergab sich als Folge dieser eben dargelegten Entwicklung auf der Preis
seite einerseits ein gleichmäßig und leicht steigender Einsatz bei den Produktionsmitteln. 
Dabei zeigt der Einsatz von Arbeitskr1:lften eine deutliche Abnahme, und der Einsatz der 
übrigen Produktionsmittel steigt an und verursacht damit neben ihrem geringen Preisanstieg 
eine Zunahme der landwirtschaftlichen Produktion, wie die starke Mengenausweitung beim 
Rohertrog zeigt. 
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In diesem Zusammenhang ist noch ausdrUcklich darauf hinzuweisen, daß bei denjenigen 
Landwi rtschaften, bei welchen eine größere Einkommensdisparitöt als in der Schweiz be
steht, sich daraus noch ein störkerer Zwang zur Produktionsausweitung einstellt als der 
hier fUr die Schweiz dargelegte Druck. 

Wird diese Ausweitung der landwirtschaftlichen Produktion auf die Arbeitseinheit bezogen, 
ergibt sich ein ganz beachtliches Ausmaß fUr die heutige Leistungsföhigkeit der Landwirt
schaft zum Ausgleich der ihr von der Gesamtwirtschaft her auferlegten Produktionskosten
steigerungen. 

Mit Hilfe dieser Unterlagen kann ferner gezeigt werden, daß die von gewissen nichtlandwi rt
schaftlichen Kreisen immer wieder erhobene Forderung, den Ausgleich zu den ansteigenden 
Preisen der Produktionsmittel allein mit Hilfe einer Strukturpolitik zu beheben, ganz unmög
lich ist. Damit wUrden nömlich Anforderungen an die Landwirtschaft gestellt, welche sie zu 
ihren heute schon hohen Leistungen gar nicht mehr erfullen könnte. 

7. Das heutige Ungleichgewicht zwischen der landwi rtschaftlichen Produktion und den bestehen
den Absatzmöglichkeiten fUr Nahrungsmittel ist allein eine Folge der nötigen Reaktion der 
Landwirte auf die Preisentwicklung in den sechziger Jahren, namentlich in der zweiten 
Hölfte. 

Seine Behebung ubersteigt heute die Möglichkeiten, welche sich aus den Auswirkungen der 
möglichen Mobilitöt der Produktionsfaktoren ergeben. Deshalb ist eine Neuorientierung der 
Landwirtschaftspolitik nötig. Dabei sind alle bisherigen Maßnahmen im Rahmen ihrer Wir
kungsmöglichkeiten einzusetzen, und es sind neue zu finden, welche in deren Ergönzung 
geeignet sind, das heute bestehende Ungleichgewicht zu beheben und die Landwirtschaft 
konform in die gesamtwirtschaftliche Entwicklung einzuordnen. 

8. Diese Agrarpolitik hat dazu und darUber hinaus noch die neuen und großen Aufgaben unbe
dingt und dringend einzubeziehen, welche sich aus den Auswirkungen der immer bedrohlicher 
werdenden Umweltgeföhrdung infolge des heutigen, progressiv steigenden Gesamtwachstums 
ergeben. Diese Aufgaben sind ebenfalls in die Neuorientierung der Agrarpol itik einzubezie
hen und verlangen darUber hinaus eine Erhaltung und Entwicklung der löndlichen Röume, 
nicht nur aus wirtschaftspolitischen Gesichtspunkten sondern immer mehr auch, um der wach
senden Umweltgeföhrdung entgegenwirken zu können. 

7 Schlußbemerkungen 

Ich weiß und bin mir dessen voll bewußt, daß diese Schlußfolgerungen sehr unbefriedigend sind. 
Aber wie man bei einer Diagnose nicht fragen darf, ob sie befriedigt, sondern nur, ob sie rich
tig ist, mUssen wir auch dieser heutigen fUr uns nicht befriedigenden Situation gegenUbertreten, 
sie zum Anlaß nehmen, daraus die nötigen Konsequenzen zu ziehen und uns bemUhen, die rich
tigen Auswege aus dieser ins Ungleichgewicht geratenen Situation zu finden. Das ist die Auf
gabe, die sich uns stellt, und ich hoffe, mit meinen Hinweisen aus der leider immer noch nicht 
abgeschlossenen Untersuchung Uber das landwirtschaftliche Wachstum auf die Ursachen der heu
tigen Situation und auf Ansatzpunkte zu ihrer Behebung hingewiesen zu haben. Es besteht heute 
sowohl eine sachliche als auch eine zeitliche Dringlichkeit fUr neue Wege in der Agrarpolitik 
und fUr eine mutige Wendung in der immer bedrohlicher werdenden Gesamtentwicklung. Deshalb 
mUssen wir uns anstrengen, die richtigen und den heutigen Gegebenheiten entsprechenden Lö
sungen zu suchen und zu finden. 

244 



Literatur 

ALTHER, E.: Angewandte Forschung im ostschweizerischen Futterbaugebiet • Bericht Uber 
die Tätigkeit der St. Gall ischen Naturwissenschaftlichen Gesellschaft, 79. Band, 1969, 
S. 163 - 196 {auch als Separatum erhältlich}. 

2 ARBEITEN DES VERFASSERS: 
Strukturprobleme in Gebieten mit erschwerten Existenzbedingungen. Bayerisches Landwirt
schaftliches Jahrbuch, 44. Jg., SH 1/1967, S. 25 - 41. 

Die Milchwirtschaft als Hauptschwierigkeit der heutigen Agrarpolitik. Schweizerische 
Milchzeitung, Nr. 94, 1968. 

Aufgabe und Schicksal unserer Landwirtschaft in der Zukunft. Politische Rundschau, Nr. 3, 
1969. 

Die Ursachen der Überproduktion im Rahmen des landwirtschaftlichen Wachstums. 
Löpfe- Benz, Rorschach, 1969. 

Die Anforderungen des wirtschaftlichen Wachstums an die Landwirtschaft. Niederöster
reichische Landes-Landwi rtschaftskammer, Wien, 1970. 

Das landwirtschaftliche Wachstum im Rahmen der Gesamtwirtschaft. Neue ZUrcher 
Zeitung, Nr. 90 und 92, Fernausgaben Nr. 154 und 155. 

Einkommenspolitik und Produktionslenkung. Neue ZUrcher Zeitung, Nr. 156, Fernaus
gabe Nr. 91. 

3 Ergebnisse von Buchhaltungen in den Landwirtschaftsbetrieben: jährlich im Landwirtschaft
lichen Jahrbuch der Schweiz publiziert. 

4 Statistische Erhebungen und Schätzungen Uber Landwirtschaft und Ernährung. Jährliche 
Publikation des Schweizerischen Bauernsekretariats in Brugg. 

245 





2 

3 
3.1 
3.2 

3.3 
3.4 

3.5 

3.6 

4 

5 

Einleitung 

AGRARPROJEKTIONEN IN DER EWG -

GRUNDLAGE DER AGRARPOLITISCHEN PLANUNG 

von 

Hel mut S c hol z, Bonn-Röttgen 

Einleitung 

Notwendigkeiten, Möglichkeiten und Grenzen von Agrar-
projektionen 

Überblick Uber die wichtigsten Agrarprojektionen in der EWG 

Projektionsergebnisse als Planungsgrundlagen 
Vorbemerkungen 
Entwicklung der mengenm/:lßigen Nachfrage nach Nahrungs-
mitteln 
Entwicklungstendenzen auf den wichtigsten Agrarm/:lrkten 
Entwicklung des landwirtschaftlichen Einkommens und der Zahl 
der landwirtschaftlichen Erwerbst/:ltigen 
Entwicklung der landwirtschaftlichen Betriebsstruktur sowie 
der sozialökonomischen Struktur der Betriebe 
Regional projektionen 

Verknupfung von Erkenntnissen aus Agrarprojektionen mit 
agrarpolitischer Planung 

Schlußbetrachtungen 

247 

249 

253 

257 
257 

258 
258 

268 

269 
271 

271 

273 

Gouvemer c 'est prevoir, Regieren heißt Vorausschauen, erkl/:lrte der französische Staatsmann 
und Historiker THIERS bereits im vorigen Jahrhundert. Die Erfahrung lehrt jedoch, daß in der 
Politik nicht immer dieser Maxime entsprochen wird. Das mag zum Teil daran liegen, daß im 
demokratischen Entscheidungsprozeß ständig divergierende Interessen der pol itischen Kräfte 
zum Ausgleich gebracht werden mUssen. 

Hinzu kommt, daß das Vorausschauen in unserer immer vielschichtiger werdenden Gesellschaft 
komplizierter wird. Qualitative vorausschauende Überlegungen reichen oft nicht mehr aus; sie 
mUssen durch quantitative Vorsch/:ltzungen untermauert werden. 

Aber auch quantitative Vorschätzungen haben nur dann einen Einfluß auf die Politik, wenn 
. die Politiker die VorschCltzungsergebnisse in ihre Überlegungen einbeziehen. Das wird jedoch 
nur dann der Fall sein, wenn die in den Vorschätzungen zugrunde gelegten Annahmen realistisch 
sind und die politische Wirklichkeit berucksichtigen. 
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Damit kUnftig fUr die ad hoc anstehenden agrarpolitischen Entscheidungen auf EWG-Ebene ver
gleichende Vorschtitzungsergebnisse fUr die einzelnen Mitgliedstaaten zur VerfUgung stehen, 
wurde bei der EG-Kommision 1968 eine "Sachversttindigengruppe fUr landwirtschaftliche Vor
schtitzungen" gebildet. In ihr sind die in den jeweiligen Mitgliedstaaten fUr Agrarprojektionen 
zusttindigen Regierungssachversttindigen vertreten. Die Arbeit dieser Gruppe wird durch wissen
schaftliche Studien aus allen Mitgliedstaaten unterstUtzt • 

Die wichtigste Ttitigkeit der Sachversttindigengruppe war bisher die PrUfung und Verbesserung 
derVorschtitzungen, die die EG-Kommission vorgenommen und zur BegrUndung des MANSHOLT
Planes (Landwirtschaft 1980) verwendet hatte. Die Arbeitsergebnisse der Sachversttindigengruppe 
vermittelten neue Einsichten und haben mit dazu beigetragen, daß der MANSHOLT-Plan korri
giert wurde. Außerdem wurde versucht, die nationalen Vorschtitzungen, soweit sie an internatio
nale Organisationen weitergegeben werden, zu koordinieren. DarUber hinaus hat die fWG
Politik noch keine entscheidenden Impulse von dieser Arbeit erfahren. 

Das liegt vor allem daran, daß das angewendete statistische Instrumentarium zum Teil noch nicht 
ausreicht. Hinzu kommen große Versttindigungsschwierigkeiten hinsichtlich der anzuwendenden 
Methoden. Uber eins aber hat sich die Sachversttindigengruppe - wenn auch muhsam - schon 
einigen können: uber Begriffsdefinitionen. Vor allem die Wissenschaftler werden mir zustimmen, 
daß das schon ein kleiner Erfolg ist. 

Die einzelnen Definitionen sind in Ubersicht 1 zusammengefaßt. Danach mußte ich auch mein 
Thema etwas abtindern. Anstatt Uber Prognosen ml:Schte ich hauptsöchlich Uber Projektionen als 
Grundlage agrarpolitischer Planung sprechen, weil der Begriff" Prognose" Vorschtitzungen vor
behalten ist, die nur wenig durch Annahmen eingeschrtlnkt sind. Vorschötzungen, die dem zu
letzt genannten Typ entsprechen, spielen im Agrarbereich gegenwörtig, vornehmlich bei kurz
fristigen Betrachtungen, eine Rolle, z. B. vierteljöhrliche Schweineprognose, halbjtihrliche Rin
derprognose und ErntefrUhprognose. 

In meinem Beitrag möchte ich nicht nur Einzelergebnisse von Projektionen behandeln; diese 
sind aus dem Agrarbericht 1971 sowie aus vielen anderen Publikationen bekannt. Ich möchte 
vielmehr das Instrument "Projektion" als wichtiges Hilfsmittel der Agrarpolitik darstellen. 

Bei der Diskussion uber das Vorschötzungsprogramm auf fWG-Ebene stehen sich vor allem zwei 
Meinungen gegenUber. Die einen, wozu auch die Vertreter des BML gehören, rC:iumen vor allem 
bei sektoralen Vorschötzungen den Methoden mit indikativem Charakter eine Prtlferenz ein, 
wie z. B. den Projektionen. Diese vorausschauenden Analysen zeigen, welche Entwicklung un
ter bestimmten Annahmen mit großer Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. Die Vertreter Frank
reichs dagegen bevorzugen nicht nur fUr globale, sondem auch fUr sektorale Vorschötzungen 
normative Verfahren, wie z. B. Zielprojektionen. Die zuletzt genannten sind VorschC:itzungen, 
deren Ergebnisse von den Entscheidungstrtlgern als Ziel anerkannt werden.Sie werden als erreich
bar angesehen und von Maßnahmen begleitet, die es ermöglichen sollen, ihre Verwirklichung 
zu sichern. Die Haltung der französischen Sachverstöndigen wird durch das in Frankreich prakti
zierte Planifikationssystem bestimmt. In der BRD werden normative Vorschtitzungen im wesent
lichen nur bei Globalprojektionen fUr die gesamte Wirtschaft verwendet. Als Beispiel sei hier 
auf die Projektionen der mittelfristigen Wirtschaftsentwicklung des BMWF verwiesen 1). 

Um die Schwierigkeiten, die sich bei der internationalen Zusammenarbeit immer ergeben, zu
nC:ichst zu umgehen, und um einen gewissen Anreiz fUr die weiteren Arbeiten zu geben, hat das 

1) BMWi: (2) Projektionen des langfristigen Wirtschaftswachstums, Bonn 1970. 
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BML eine Projektion von Erzeugung und Verbrauch wichtiger Agrarerzeugnisse, der landwirt
schaftIlichen Einkommen und der Zahl der landwirtschaftlichen Erwerbstatigen fUr den Bereich 
der EWG bis 1980 versucht und im Agrarbericht der Bundesregierung 1971 veri:Sffentlicht. 

Notwendigkeiten, Maglichkeiten und Grenzen von Agrarprojektionen 

Genetell haben Projektionen die Aufgabe, einen Beitrag zur Lösung konkreter Entscheidungs
probleme zu leisten. Auf der Grundlage von Vorschatzungsergebnissen laßt sich die Frage, ob 
und in welcher Richtung regulierende politische fvlcßnahmen ergriffen werden sollten, oft leich
ter beantworten. DarUber hinaus können Vorschötzungen bei der Formulierung von politischen 
Zielen hilfreich sein. 

Die Projektionsergebnisse können deutlich machen, daß die zu erwartende Entwicklung nicht 
mit der gewunschten ubereinstimmt. Verhilft man diesen Ergebnissen zu einer entsprechend 
großen Publizitöt, so können die Wirtschaftssubjekte unter Umstanden ihre Handlungsweise so 
öndem, daß die in der Projektion aufgezeigte Entwicklung nicht eintritt. Damit wird das Wirt
schaf'l'sgeschehen positiv beeinflußt. Beim Schweinezyklus ist das bisher leider nicht gelungen. 
Trotz zuverlassiger Prognosen und weiter Verbreitung der Prognoseergebnisse ist bisher kaum 
eine Abflachung der mittelfristigen Angebots- und Preisschwankungen zu verzeichnen. 

Neben den Variablen, die kaum einem politischen Einfluß unterliegen, gibt es eine Vielzahl 
ökonomischer und technischer Variablen, die sehr stark vom Einsatz bestimmter Instrumentvariablen 
abhangen und damit politisch determiniert sind. Wird die Entwicklung von solchen Variablen 
vorgeschatzt, wie z. B. das landwirtschaftliche Einkommen, das maßgeblich durch die Höhe 
der staatlichen PreisstUtzung bestimmt wird, können unter alternativer Fixierung der Instrument
variablen verschiedene Entwicklungsverlaufe aufgezeigt werden. Dieses Vorgehen impliziert 
jedoch, daß einigermaßen zuverlassige quantitative und qualitative Vorstellungen uber die Wirk
samkeit politischer Maßnahmen in den verschiedenen Bereichen bestehen. Hieran fehlt es aller
dings noch in ganz wichtigen Bereichen. Ich denke insbesondere an die Markt- und Preispolitik, 
wo wissenschaftlicher Kenntnisstand und vor allem das Fehlen von geeignetem statistischem 
Matecrial enge Grenzen fUr Projektionsarbeiten setzen. 

Diese Grenzen wurden meines Erachtens in dem vor einiger Zeit zwischen PLATE und WEIN
SCHENCK ausgetragenen Meinungsstreit Uber die Reaktion der Landwirte auf Preisveranderun
gen besonde rs deu tl i ch 1). 

1) WEINSCHENCK, G. und HENRICHSMEYER, W. (21): Landwirtschaft bis 1980, "Agrar
wirtschaft", Jahrgang 19 (1970), S. 1 - 10. 
PLATE, R. und BÖCKENHOFF, E. (13): Landwirtschaft bis 1980 und die Angebotskontin
gentierung, "Agrarwirtschaft", Jahrgang 19 (1970), S. 100 - 102. 
WEINSCHENCK, G. und HENRICHSMEYER, W. (22): Landwirtschaft bis 1980 - zur vor
stehenden Kritik von PLATE/BÖCKENHOFF "Agrarwirtschaft", Jahrgang 19 (1970), 
S. 103 - 104. 
PLATE, R. und SÖCKENHOFF, E. (14): Über die Maglichkeiten der Preispolitik - weitere 
Kritik zu "Londwirtschaft bis 1980", "Agrarwirtschaft", Jahrgang 19 (1970), S. 132 - 136. 
WEI NSCHENCK, G. und HENRICHSMEYER, W. (23): Mögl ichkeiten der Preispol itik: 
Eine dogmatische Auseinandersetzung? (Erwiderung), "Agrarwirtschaft" , Jahrgang 19 
(1970), S. 170 - 172. 
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Übersicht 1: 

KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 
Generaldirektion Landwirtschaft 

Dir. E: Wirtschaft und Agrarstruktur Sachverstllndigengrup 

Abt. 4: Berichte und allgemeine Wirtschaftsfragen 
betreffend die Landwirtschaft 

Vorgeschlagene Ausdrucke der Delegationen 

Deutschland France ltalia Nederland 

Vorausschätzung Prflvision Previsione 

Projektion Projection Proiezione 
Prognose 

Extrapolation Extrapolation Estrapolazi one 

Trend Trend Trend 

Ziel projektion Objectif Obiettivo 

Programm Programme Programma 

Programmierung Programmation Programmazione 

Plan Plan Piano 

Planifikation Planifi cation Pianificazione 

Tendenz Tendance Tendenza 

Prospektive (x) Prospective Prospettiva 

Modell Modf!le Model 10 

(x) noch wenig gebrtiuchliche AusdrUcke 

Raming van de 
toekomstige ont
wikkeling 

Prognose 

Extrapolatie 

Trend 

Doelstell ing 

Program 

Planning 

Plan 

Planning 

Tendentie 

Prospectief (x) 

Model 

BelgiquejBelgie 

Prl!vision 
Voorspelling 

Projection 
Projectie 

Extrapolation 
Extrapolatie 

Trend 

Objectif 
Objectief 

Programme 
Program 

Programmation 
Planning 

Plan (x) 

Planification (x) 

Tendance 
Tendentie 

Prospective 
Prospectief (x) 

Mod~le 
Model 



fUr Probleme der landwirtschaftlichen Vorausschätzungen 

Definitionen 

Vom Sekretariat vorgeschlagene Definitionen 

Allgemeiner Ausdruck fUr jede quantitative oder 
qualitative Darstellung zukunftiger Verhältnisse, 
unbeschadet ihres Zeitraums 

Quantitative nicht-normative AusdrUcke: 

Quantitative Vorausschätzung, die auf einem Aus
gangszeitraum beruht und durch Annahmen mehr oder 
weniger eingeschränkt ist 

Mathematische Verlängerung einer vorgegebenen 
Entwicklungstendenz 

Mathematische Darstellung der Grundrichtung, in 
der sich eine wirtschaftl iche Größe entwickelt 

Quantitative normative AusdrUcke: 

Vorausschätzung, deren Ergebnisse als Ziele anerkannt 
werden, die erreichbar sind, und die von Maßnahmen 
begleitet werden, die es ermöglichen, ihre Verwirkli
chung, zu si chern 

Kohärente Gesamtheit von Ziel projektionen, mit deren 
Hilfe die erfaßten einzelnen Sektoren ausgerichtet 
werden sollen 

Aufstellung des Programms und Anwendung der Mittel, 
die seiner Verwirklichung dienen 

Kohärente Gesamtheit von Ziel projektionen, die fUr 
sämtliche Sektoren der Volkswirtschaft gelten 

Anwendung einer Gesamtheit von Mitteln, die zur Auf
stellung und Durchfuhrung des Plans erforderlich sind 

Qual i tative AusdrUcke: 

Richtung, die eine wirtschaftliche Größe nimmt 

Langfristige Zukunftsbetrachtung, unter Einbeziehung 
noch kaum vorhersehbarer Veränderungen 

Verei'nfachtes und formalisiertes Schema, mit dessen 
Hilfe das Funktionieren einer wirtschaftlichen 
Gesamtheit simuliert werden kann 

Bemerkungen 

Kurzfristig: 
Mittelfristig: 
Langfristig: 

bis 1 Jahr 
von 1 bis 5 Jahren 
mehr als 5 Jahre 

Im Deutschen ist "Prognose" we
niger durch Annahmen einge
schränkt als "Projektionen" 

Das Ergebnis Extrapolation höngt 
vor allem von der gewählten 
mathematischen Methode ab 

Bildet eine der Komponenten der 
Wirtschaftsbewegungen; die ande
ren Komponenten sind die zykli
schen, die jahreszeitlichen und 
die Zufallskomponenten 

Umfaßt nicht die etwaigen 
DurchfUhrungsmaßnahmen 

Ein Modell kann sein: deduktiv, 
induktiv, statisch, dynamisch, 
stochastisch, deterministisch, 
speziell, allgemein, rUckläufig, 
interdependent, vorausschötzend, 
entscheidungsvorbereitend usw. 



Bekanntlich stellen die Preiselastizitäten des Angebots ein zentrales Problem fUr Agrarprojek
tionen und die Formulierung der Agrarmarkt- und -preispolitik dar. WEINSCHENCK und MEIN
HOLD haben in ihrem Buch "Landwirtschaft im nächsten Jahrzehnt" 1) zu dieser Frage wie 
folgt Stellung genommen: "Trotz der Schwierigkeiten, den quantitativen Einfluß von Preisniveau
veränderungen auf das Angebot an Agrarprodukten exakt nachzuweisen, besteht heute in der 
wissenschaftlichen literatur weitgehend die Meinung, daß Veränderungen des realen Agrarpreis
niveaus innerhalb bestimmter Grenzen das Gesamtangebot an Agrarprodukten nur wenig beein
flussen, solange die Preisrelationen zwischen den Agrarprodukten unverändert bleiben". Diese 
und andere Ausfuhrungen in dem genannten Buch zu diesem Thema haben heftige Kritik hervor
gerufen. 

PLATE vertrat in diesem Meinungsstreit unter anderem die Auffassung, daß Preissenkungen lang
fristig das Angebot vermindern 2). WEINSCHENCK hält Preissenkungen zur langfristigen Errei
chung eines Niarktgleichgewichtes jedoch nicht fUr zumutbar. 

Preissenkungen wurden lediglich dazu fuhren, daß landwirtschaftliche Betriebe, die nach Größe 
und Organisation den Zielen einer rationalen Agrarpolitik entsprechen, in ihrer wirtschaftlichen 
Existenz gefährdet seien. Deshalb schlug er eine befristete Kontingentierung des Angebots auf 
Teilmärkten vor. 

PLATE lehnt unter Hinweis auf schwerwiegende Nachteile die Kontingentierung ab. Auch er 
schließt nicht aus, daß durch mäßige Preissenkungen die Existenzfähigkeit größerer und ratio
nell wirtschaftender Betriebe gefährdet werden könnte. FUr den Fall, daß das eintritt, empfiehlt 
er als Ausgleich fUr diese Betriebe direkte EinkommensUbertragungen. WEI NSCHENCK hat an 
anderer Stelle 3) seine Gedanken zum Thema Preispolitik und Angebotsverhalten, die vielleicht 
die Ursachen fUr den Meinungsstreit aufdecken, noch einmal prC:izisiert, aber letztlich doch 
noch keine verlC:ißlichen Anhaltspunkte fUr die Beurteilung der Angebotsreaktionen geboten, 
wenn er sagt: 

"Die ElastizitC:it des landwirtschaftlichen Angebots bei Veränderungen des Agrarpreisniveaus hat 
sich in den letzten Jahrzehnten unter dem Einfluß technischer Fortschritte fuhlbar vermindert. 
In diesen Jahren hat sich im Agrarbereich eine Entwicklung vollzogen, die fUr den industriellen 
Bereich schon vor dreißig Jahren beobachtet wurde. Die Grenzkosten der Ausnutzung vorhande
ner KapazitC:iten sind unter dem Einfluß technischer Fortschritte erheblich unter die Durchschnitts
kosten der landwi rtschaftl i chen Produktion gesunken. 

Der Einzelbetrieb ist aber - solange er Uberhaupt bestehen bleibt - auch dann noch zu einer 
vollen Ausnutzung seiner Ertrags- und Arbeitskapazität gezwungen, wenn die Preise erheblich 
niedriger als gegenwC:irtig wC:iren" . 

WEINSCHENCK ubertrC:igt diese Feststellung auf die gesamte Landwirtschaft. Hier fehlt aber 
die meines Erachtens notwendige Einschränkung, daß seine Beweisführung nur für den EinzeI
betrieb - solange er Uberhaupt bestehen bleibt - gilt. Wir wissen jedoch nicht, wieviel Land
wirte auf Preissenkungen durch Aufgabe ihres Betriebes reagieren, und in welchem Umfang die 
freigesetzten FIC:ichen von den verbleibenden Betriebsinhabern in die Bewirtschaftung ubernom
men werden. Diese Reaktionen, die wir noch nicht quantifizieren können, hl:lngen außer von 

1) WEINSCHENCK, G. und MEINHOLD, K. (24): Landwirtschaft im nC:ichsten Jahrzehnt, 
Stuttgart 1969, S. 95 f. 

2) PLATE, R. und BÖCKENHOFF, E. (14): Über die Iv\öglichkeiten ... a.a.O., S. 132 f. 
3) WEINSCHENCK, G. (20): Preispolitik und Strukturpolitik als agrarpolitische Alternative? 

Vortrag anläßlich des 70. Geburtstages von Prof. Dr. Dr. E. WOERMANN am 12.12.1969 
in Göttingen. 
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wirtschaftl ichen BestimmungsgrUnden noch von einer Reihe anderer Faktoren ab, die zum Teil 
außerhalb der Landwirtschaft liegen. 

Ich glaube, an diesem Beispiel besonders deutlich gezeigt zu haben, welche Grenzen Agror
projektionen heute noch gezogen sind. Um dies noch einmal zusammenzufassen: 

, 

Die Qualittlt von Agrarprojektionen fUr den politischen Entscheidungsprazeß hl:lngt wesentlich 
von der Qualittlt des benutzten statistischen Materials und dem Kenntnisstand der Agrarwissen
schaften ab. 

2 Überblick Uber die wichtigsten Agrarprojektionen in der MG 1) 

Neuere Agrarprojektionen fUr die MG stammen einerseits aus den Mitgliedstaaten der MG 
und den beitrittswilligen Ll:lndem selbst, andererseits aus Institutionen außerhalb der Zehner
gemeinschaft • 

Die Projektionen, die außerhalb der MG vorgenommen werden, gehen meistens aus den inter
nationalen Organisationen hervor. Da die Annahmen, die diesen Projektionen zugrundeliegen 
und von denen die Projektionsergebnisse maßgeblich abhl:lngen, oft nicht hinreichend angegeben 
sind, können deren Ergebnisse vielfach nicht zutreffend beurteilt werden. 

Die Projektionen, die aus lI:lndem außerhalb der Zehnergemeinschaft stammen, z. B. die im Auf
trage des USDA angefertigten Projektionen, konzentrieren sich auf die Frage nach der Entwick
lung der Wirtschaftsbeziehungen unter bilateralem oder multilaterolem Aspekt. Soweit sie fUr 
eine Beurteilung von Störungen in den Wirtschaftsbeziehungen mit der EWG aussagefl:lhig sind, 
dienen sie als Entscheidungshilfe bei intemationalen politischen Auseinandersetzungen. Es 
drtlngt sich jedoch der Eindruck auf, daß in einigen Fl:lllen Projektionen einseitig als Instrument 
der politisch-taktischen Argumentation benutzt werden. Hier wtlre eine Versachlichung der Poli
tik dadurch zu erreichen, daß die Projektionen offengelegt und diskutiert werden. Damit wUrde 
ein gegenseitiger Lemprozeß eingeleitet, der der Entwicklung einer vemUnftigen Politik dienen 
könnte. 

Aus der Fulle der Projektionen, die in den MG-Mitgliedstaaten erstellt wurden, möchte ich 
einige herausgreifen und in ihrer Bedeutung fUr die Agrarpolitik skizzenhaft darlegen: 

(1) Fronkreich 

Im Oktober 1967 gab der damalige Landwirtschaftsminister FAURE die Bildung einer Kommission 
fUr die langfristige Entwicklung der fronzösischen Landwirtschaft - nach ihrem Vorsitzenden 
als VEDEL-Kommission bezeichnet - bekannt. Der Arbeitsgruppe wurde die Aufgabe gestellt, 
einen Bericht Uber die voraussichtliche langfristige Entwicklung der französischen Landwirtschaft 
im Hinblick auf den damals bevorstehenden VI. Volkswirtschaftsplan Fronkreichs (1971 - 1975) 
auszuarbeiten 2) 3). 

Die Studie der VEDEL-Kommission umfaßt sowohl eine agrorpolitische Analyse als auch Projek
tionen. Sie enthl:llt alternative Politiken und gelangt zu kuhnen Schlußfolgerungen. Aufgrund 
ihrer Untersuchungen erhebt die VEDEL-Kommission die Forderung, die fronzösische Landwirt
schaft sei mögl ichst bald einer rodikalen UmfolTTlung zu unterziehen; nur so I ießen sich die un-

1) Vgl. hierzu auch den Anhang. 
2) Ministl!re de I'Agriculture: Rapport G6n6ral de 10 Commission sur I 'Avenir CI long telTTl de 

l'AXgriculture Francaise 1968 - 1985 (VEDEL-Kommission). 
3) Vgl. hierzu: WEBER, A. (19): Entwicklung der fronzösischen Landwi rtschaft bis zum Jahre 

1985, Darstellung und Bemerkungen zum Bericht der VEDEL-Kommission. "Agrarwirtschaft", 
Jg. 19 (1970), S. 149 - 158. 
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umgtinglichen Umstellungsschwierigkeiten und -kosten auf ein Minimum reduzieren. 

Das Plankommissariat, das den VI. Volkswirtschaftsplan erarbeitete, befaßte sich in einer Reihe 
von vorbereitenden Studien mit einzelnen Bereichen der französischen Agrarwirtschaft (ein
schließlich Erntihrungsindustrie) 1). Diese Einzelstudien umfassen die Entwicklung von Getreide
erzeugung und -verwendung, die Entwicklung der Rindfleischerzeugung, der Geflugelwirtschaft, 
der Milchwirtschaft, der Fettwirtschaft, der Zuckerwirtschaft etc. In diesen Studien geht man 
in jedem Falle aus von einer Analyse der gegenwtirtigen Angebots- und Nachfragesituation. Die 
Verhtiltnisse in der EWG und'auf den Weltmtirkten werden in erforderlichem t-iaße einbezogen. 
Vielfach werden auch die Ruckwirkungen von Änderungen der Produktionsstruktur auf die Ange
botsentwicklung berUcksichtigt. 

Die Studien gelangen zu Projektionsergebnissen fUr das Jahr 1975 und leiten daraus Alternativ
vorschltige zu der in den ntichsten fUnf Jahren im jeweiligen Bereich zu verfolgenden Agrarpoli
tik ab. 

Ebenfalls zur Vorbereitung des VI. Planes der französischen Regierung diente eine Studie des 
Bureau Agricole Commun pour l'Etude de la Conjoncture Economique in Paris, die sich mit der 
Einkommensentwicklung der französischen Landwirtschaft befaßt 2). In dieser Studie wird die 
Entwicklung von Angebot und Nachfrage (einschließlich der Nachfrage des Auslandes) auf 
französischen Agrarmörkten, der Agrarstruktur und der Agrarbevölkerung auch regional differen
ziert untersucht. Auf der Grundlage dieser Untersuchung wi rd eine Schätzung des landwirtschaft
lichen Einkommens im Jahre 1975 vorgenommen. 

Die Arbeit ist, obwohl sie ursprUngiich nur fUr die französische Regierung angefertigt wurde, 
auch fUr Vorschtitzungsarbeiten in anderen Ltindem außerordentlich interessant. 

Die Ergebnisse der genannten Arbeiten sind in einem zusammenfassenden Bericht der Kommission 
fUr Landwirtschaft an das Planungskommissariat dargestellt 3). 

Dieser Bericht abstrahiert weitgehend von Zahlenmaterial und stellt auf die Formulierung von 
Leitlinien fUr die französische Agrarpolitik im Rahmen der Europtiischen Wirtschaftsgemeinschaft 
- einschließlich einer möglichen Erweiterung - ab. 

Es wird eine verstärkte Industrialisierung empfohlen, da von der Industrie das volkswirtschaft
liche Wachstum Frankreichs in den ntichsten Jahren abhängen wird. FUr den Agrarbereich lassen 
sich folgende Leitlinien zusammenfassen: Die drei Grundstitze der französischen Wirtschaftspoli
tik finden auch in der Landwirtschaft Anwendung, ntimlich: Wettbewerbsfähigkeit, Solidarität 
(Gleichheit der Chancen) und Verbesserung der Lebensbedingungen. 

Trotz der Priorität der Industrialisierung muß in ländlichen Gebieten den regionalen Gegeben
heiten und den Erfordernissen der Raumordnung Rechnung getragen werden. 

Der Landwirtschaft ftillt in der Erhaltung und Nutzung des ltindlichen Raumes eine wichtige 
Funktion zu. FUr deren ErfUllung hat sie einen Anspruch auf entsprechende Einkommensverbesse
rung. 

Obwohl die Steigerung der Produktivität des Agrarsektors zu größeren Betriebseinheiten fUhrt, 
wird mittleren Familienbetrieben der Vorzug gegeben. Solche Betriebe sollen ihre Rentabilität 

1) Commissariat Gllnllral du Plan d'Equipement et de la Productivitll: Vl e Plan (1971 - 1975) -
vorbereitende Einzelstudien - , Paris, 1970 und 1971. 

2) Bureau Agricole Commun pour l'Etude de la Conjoncture Economique: Perspectives Agricoles 
pour 1975, Paris, 1971. 

3) Commissariat Gllnllral du Plan: Prllporation du V,e Plan, Rapport de la Commission de 
l'Agriculture, Paris, 1971. 
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durch geeignete ZusammenschlUsse erhöhen. Weiterhin wird eine Abwanderung landwirtschaft
licher Erwerbsttltiger Clhnlich derjenigen der letzten Jahre fUr notwendig gehalten. 

Die Markt- und Preispolitik hat einerseits ein t-hlrktgleichgewicht anzustreben und soll anderer
seits die Einkommenslage der Landwirte verbessern. 

(2) I tal ien 

In Itallien befaßt sich seit 1964 das Institut fUr t-hlrktforschung und -information sowie fUr die 
Verwertung der landwirtschaftlichen Produktion (lRVAM) mit der Beobachtung der Agrarmi:!rkte 
unter der ausdrUckl ichen Zielsetzung, die bestmi:!gl i che Verwertung der landwi rtschaftl ichen 
Produktion zu ermitteln 1). Durch einen Erlaß des italienischen StaatsprCIsidenten erhielt IRVAM 
die Rl!chtsform einer Stiftung, die Zwecke öffentlichen Interesses verfolgt. 

IRVAM befaßt sich mit kurz- und langfristigen VorschCltzungen. Unter den langfristigen Vor
schClt%ungen sind vor allem diejenigen zu nennen, die sich mit der Produktion und dem Verbrauch 
der wichtigsten Agrarprodukte in Italien befassen 2). Eine Studie Uber die Gesamtentwicklung 
der italienischen Landwirtschaft befindet sich in der Planung. Vom italienischen Minister fUr 
Bilanzen wurde Anfang 1969 ein Entwicklungsplan fUr die italienische Wirtschaft erstellt, der 
auch als "Projekt 80" bezeichnet wird, und die Grundlage des FUnfjahresplanes 1971 - 1975 
geworden ist 3). Der Plan widmet sich in einem Kapitel der Landwirtschaft. 

Das "Projekt 80" grUndet seine agrarpolitische Zielsetzung auf Vorschi:!tzungen, aus denen sich 
unter anderem ergeben hat, daß die Zahl der landwirtschaftlichen Erwerbsti:!tigen bis zum 
Jahre 1980 drastisch gesenkt werden muß. Ihr Anteil an der Gesamtzahl der ErwerbstCltigen soll 
von derzeit 24 % auf 12 % im Jahre 1980 sinken. 

Die VorschCltzungsergebnisse wurden von dem zustClndigen italienischen Ministerium zur Planungs
grundlage erhoben; es hat dem italienischen Ministerrat entscheidende t-hlßnahmen zur Verwirk
lichung seiner Zielsetzung empfohlen. 

(3) Belgien/Luxemburg 

Eine noch engere Bindung, als sie in Italien zwischen I RVAM und dem dortigen Landwirtschafts
ministerium existiert, besteht zwischen dem belgischen Landbouw-Economisch Instituut (LEI) 
und dem belgischen Landwirtschaftsministerium. Das BrUsseler LEI kann als eine dem betreffen
den Ministerium nachgeordnete Dienststelle bezeichnet werden. 

Aus den Arbeiten des LEI ist eine Untersuchung uber die Entwicklung der belgischen Landwirt
schaft bis zum Jahre 1975 hervorzuheben 4). Die Analyse des Altersaufbaues der Inhaber land
wirtschaftlicher Betriebe, von der diese Vorschi:!tzung ausgeht, fUhrt zu dem Ergebnis, daß bis 
1975 von je drei Betrieben, die abgegeben werden, nur einer von einem jungen Bauern bzw. 
Betriebsleiter ubemommen werden wird. Die ubrigen zwei Betriebe werden von anderen Betrie
ben ubernommen. Im Jahre 1975 werden in Belgien der Studie zufolge nur noch 90 000 land
wirtschaftliche Betriebe existieren, gegenUber zur Zeit 117000. 

1) Arbeiten des IRVAM (Institut fUr t-hlrktforschung und -information sowie fUr die Verwertung 
der landw. Produktion). 

2) Z.B. Analiti delle tendenze e delle prospettive sviluppo della produzione edella domanda 
di cereali foraggeri al 1981, Rom 1970. 

3) N.N.: Projekt 80 - Italienisches Wirtschaftspragramm fUr die Jahre 1971 - 1975, in: 
Mondo Economico (Supplemento), Rom, 1969. 

4) Projectie van de bestendig in de landbouw tewerkgestelde personen voor 1975, august 1970, 
43 blz., Nr. 121/RR-102, N. DEVISCH & J. VERTESSEN, onder de leiding van G. BODDEZ. 
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Die Ergebnisse der Forschungsalbeiten des lEI stehen in erster Linie der Administration zur Ver
fugung und werden von dieser vor allem fUr die Haushaltsplanung der belgischen Regierung ver
wendet. 

(4) Niederlande 

Im Gegensatz zum belgischen lEI ist das holll:indische landbouw-Economisch Instituut weitgehend 
unabhl:ingig von der Regierung, wenngleich auch die Regierung im Vorstand dieser Institution 
vertreten ist. Das holll:indische lEI bestimmt seine Albeitsplanung selbst. 

1967 hat das lEI eine Arbeit abgeschlossen und vertsffentlicht, die vom USDA in Auftrag gegeben 
war, und zwar Uber "Supply and demand, imports and exports of selected agricultural products 
of the Netherlands, Forecast for 1970 and 1975". Diese Studie hat seinerzeit Beachtung gefun
den, wurde dann aber in der politischen Planung der niederll:indischen Regierung kaum berUck
sichtigt, weil die sektorale Analyse und Vorschl:itzung nicht differenziert genug vorgenommen 
worden war. 

In der letzten Zeit hat sich das lEI verstl:irkt Vorschl:itzungsarbeiten zugewandt. In Zukunft 
durften deshalb von dort, ebenso wie aus Belgien, in stl:irkerem M:lße langfristige "Agrarprojek
tionen" zu erwarten sein. 

(5) Bundesrepublik Deutschland 

Aus der Vielzahl der Projektionsalbeiten, die in der BRD geleistet worden sind, möchte ich zu
nl:ichst die Perspektiv-Projektion des Wirtschaftswachstums bis 1985 aus dem BMWF nennen, die 
auch den Rahmen fUr die Agrarprojektionen der Bundesregierung abstecken. Ebenfalls aus dem 
BMWF kamen die "Vorschll:ige zur Intensivierung und Koordinierung der regionalen Strukturpoli
tik", die im September 1969 den Mitgliedem des Kabinettsausschusses fUr das Agrarprogramm 
der Bundesregierung zugeleitet wurden. In diesem Albeitspapier wurde der Versuch gemacht, 
auf der Grundlage einer Vorschl:itzung der Entwicklung der landwirtschaftlichen Erwerbstl:itigen 
bis 1980 quantitative Vorstellungen Uber die Zahl der Albeitspll:itze in landwirtschaftlichen 
Problemgebieten zu erhalten, die fUr die aus der landwirtschaft Ausscheidenden geschaffen wer
den mUssen. Daraufhin wurde die Industrieansiedlung in Il:indlichen Rl:iumen betrl:ichtlich ver
stl:irkt. 

Die wichtigsten Projektionen, die das BMl aus wissenschaftlichen Arbeiten ubemommen oder 
selbst vorgenommen hat, sind im Agralbericht 1971 vertsffentlicht worden. Sie erstrecken sich 
nicht nur auf die BRD, sondern auch auf die Gemeinschaft der Sechs. Die Vorschl:itzungen fUr 
die wichtigsten Agrarml:irkte gehen von der Annahme aus, daß die Agrarpolitik in den kommen
den Jahren im wesentlichen unvertsndert bleibt, und sich die bisherige Entwicklung in der EWG 
im großen und ganzen fortsetzt. Erzeugungs- und Velbrauchsentwicklung wurden unabhl:ingig 
voneinander vorgesc:hl:itzt, und daraus wurde die Höhe der zu erwartenden Uber- bzw. ZuschUsse 
abgeleitet. Ziel dieser Projektionen fUr einzelne Agrarml:irkte war es, deutlich zu machen, 
welche M:lrktprobleme in Zukunft zu erwarten sind, wenn sich die bisherigen Entwicklungsten
denzen fortsetzen. Sie sollen den Agrarpalitikem Anhaltspunkte fUr die zur Herstellung des 
Marktgleichgewichts und die zur Erhaltung des außenhandelspolitisch notwendigen Einfuhrbedarfs 
erforderl ichen M:lßnahmen geben. 

Bei der Vorschl:itzung der Einkommen der landwirtschaft wurde von der Annahme ausgegangen, 
daß die Politiker aus den Produktvorschl:itzungen die notwendigen Konsequenzen ziehen und M:lB
nahmen beschließen, die zu einem Ausgleich von Angebot und Nachfrage auf den wichtigsten 
Ml:irkten fuhren. Das Produktionsvolumen der landwirtschaft wurde in unserem Modell "landwirt
schaft 1980" deshalb nicht an Hand der bisherigen Entwicklungstrends in der landwirtschaftlichen 
Erzeugung vorgeschl:itzt, sondem in Abhl:ingigkeit von der voraussichtlichen Entwicklung der 
Nachfrage nach Agrarerzeugnissen (nachfrageorientiertes Made I I) • 
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Aus dem wissenschaftlichen Bereich sei hier- stellvertretend fUr zahlreiche andere Vorschötzungs
arbeiten - das disaggregierte globale Vorschötzungsmodell der Landwirtschaft der Bundesrepublik 
bis zum Jahre 1975 genannt. Dies von PLATE und WOERMANN unter Mitarbeit von GRUPE in 
den Jahren 1961/62 entwickelte Modell stellte die entscheidende GNndlage fUr das sogenannte 
Professorengutachten dar 1). PLA TE hat inzwischen die Arbeiten an diesem Modell fortgesetzt 
und den Betrachtungshorizont bis zum Jahre 1980 erweitert 2). Dieses Modell ist wie folgt auf
gebaut: 

Die Entwicklung der Produktion wird fUr die einzelnen Erzeugnisse unter BerUcksichtigung des 
produktionstechnischen Fortschritts und der zu erwartenden Nachfrage mit gewissen Annahmen 
uber den Selbstversorgungsgrad bis 1980 vorausgeschHtzt. Anschließend erfolgt die Projektion 
der einzelnen Aufwandspositionen, wobei z. B. der HandelsdUngeraufwand aus der Entwicklung 
der Bodenproduktion abgeleitet wird. Aus der Differenz von Produktionswert und Sachaufwen
dungen einschließlich Abschreibungen und Steuem ergibt sich nach Zuschlag der Subventionen 
die Wertschtspfung fUr 1980. Daraus errechnet sich die Zahl der ErwerbstHtigen, die 1980 ihre 
EinkommensansprUche befriedigen kann. 

Schließlich mtschte ich in dieser Übersicht uber die wichtigsten Agrarprojektionen in der BRD 
noch, das in diesem Jahr fertiggesteIlte Gutachten des Wissenschaftlichen Beirats uber mtsgliche 
Auswirkungen einer ErweiteNng der EuropHischen Wirtschaftsgemeinschaft im Bereich der Agrar
mHrkte nennen. Dieses Gutachten ist leider noch nicht zur Ver6ffentlichung freigegeben. Des
halb kann ich hier nicht auf seine Einzelheiten eingehen. 

3 Proiektionsergebnisse als PlanungsgNndlagen 

3. 1 Vorbemerkungen 

Eingangs hatte ich gesagt, daß Regieren Vorausschauen bedeute. Es kann nun mit Recht gefragt 
werden: welche qualitativen und quantitativen Vorstellungen hinsichtlich der zukUnftigen Ent
wickilung der Landwirtschaft haben denn diejenigen, die im BML dem Minister bei der Formulie
Nng der Agrarpolitik helfen? 

Bei IIInserer Arbeit schtspfen wir aus der Fulle des Projektionsmaterials, das von der Wissenschaft 
und allen anderen genannten Institutionen erarbeitet wurde, ergHnzt durch eigene Untersuchun
gen. 

Wenn ich bei der folgenden Darstellung den Entwicklungstendenzen auf den wichtigsten Agrar
mHrkten einen relativ breiten Raum gebe, so mag das angesichts des Generalthemas "MobilitHt 
der landwirtschaftlichen Produktionsfaktoren und regionale Wirtschaftspolitik" erstaunen. Die 
Entwicklungen auf den AgrarmHrkten bestimmen jedoch weitgehend die Entwicklung des Gesamt
einkommens der Landwirtschaft. Von dieser wiedeNm wird das Tempo der AbwandeNng aus der 
Landwirtschaft wesentlich beeinflußt. 

1) PLATE, R. und WOERMANN, E. unter Mitarbeit von GRUPE, D. (16): Landwirtschaft im 
StNkturwandel der Volkswirtschaft. Analyse der Nachkriegsentwicklung in der Bundesrepu
blik Deutschland und Versuch einer Prognose unter BerUcksichtigung der Auswirkungen des 
Gemeinsamen Mlrktes. "Agrarwirtschaft", SH 14, 1962. 

2) PLATE, R. und NEIDLINGER, G. (15): AgrarmHrkte und Landwirtschaft im Strukturwandel 
der 70er Jahre - Analyse und Projektion fUr die BR Deutschland, herausgegeben vom BML, 
HiltNp bei Munster (Westf.) 1971. 
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3.2 Entwicklung der mengenmtlßigen Nachfrage nach Nahrungsmitteln 

Die mengenmtlßige Nachfrage nach Nahrungsmitteln wird voraussichtlich in den 70er Jahren 
erheblich langsamer steigen als in den vergangenen zehn Jahren. Diese Entwicklung wird durch 
folgende Faktoren bestimmt: 

1. In den kommenden Jahren wird die Bevölkerungszunahme in den Mitgliedstaaten der EWG 
nur verhtiltnismtlßig gering sein und sich bis 1975 auf durchschnittlich etwa 0,8 % p.a., 
in den darauffolgenden Jahren bis 1985 sogar nur noch auf 0,6 % p.a. belaufen. Eine be
sonders schwache Bevölkerungszunahme ist in der Bundesrepublik Deutschland zu erwarten, 
wo die jtlhrliche Zuwachsrate bis 1975 nur 0,5 % betragen durfte. In den vier beitrittswilli
gen Ltlndern wird die zu versorgende Bevölkerung voraussichtlich mit etwa gleichen Raten 
wachsen wie im Durchschnitt der Sechsergemeinschaft (s. Übersicht 2a und 2b). 

2. Die durchschnittliche jtlhrliche Zunahme des realen verfUgbaren Einkommens je Kopf, die 
sich von 1965 bis 1970 in der EWG auf 4,7 % belaufen hat, wird sich in dem folgenden 
Zeitraum bis 1985 voraussichtlich etwas abschwtlchen und im letzten 5-Jahres-Zeitraum 
(1980 - 1985) nur noch etwa 4,3 % betragen. 

3. Die realen Verbraucherpreise fUr Nahrungsmittel werden sich in Zukunft fUr die Verbraucher 
ungUnstiger entwickeln als in der Vergangenheit, weil 
- angenommen werden kann, daß die Vermarktungsspannen 1) auch in Zukunft real weiter 
. krtlftig steigen werden, und 

- nominale Preissenkungen bei Agrarprodukten (wie z. B. die Getreidepreissenkung im 
Jahre 1967) aufgrund der derzeitigen Lage der Landwirtschaft kaum denkbar sind. 

4. Die Einkommenselastizittlt der mengenmößi gen Nachfrage nach Nahrungsmitteln nimmt 
wei ter ab 2). 

3.3 Entwicklungstendenzen auf den wichtigsten Agrarmtlrkten 

FUr die wichtigsten Agrarmtlrkte hat die Bundesregierung - wie bereits erwtlhnt - im Agrarbericht 
1971 Vorschötzungen bis 1980 veröffentlicht. Diese Vorschtltzungen stellen einen ersten Versuch 
dar, Klarheit uber die unter bestimmten Annahmen mögliche Entwicklung auf wichtigen Agrar
mtlrkten zu gewinnen. Die Vorschtltzungen stutzten sich auf verschiedene Arbeiten der Markt
forschungsinstitute der Universittlten Hohenheim und Bonn sowie der Forschungsanstalt Braun
schweig-Völkenrode. 

Die im Agrarbericht veröffentlichten Vorschötzungen beziehen sich auf die Bundesrepublik 
Deutschland und die Gemeinschaft der Sechs und gehen vom Stand der EWG-Agrarpolitik am 
Anfang des Jahres 1971 aus. Dabei wurde unterstellt, daß das Agrarpreisniveau in dem betrach
teten Zehnjahreszeitraum nominal etwas ansteigt, und sich die bisherige Entwicklung in der 
EWG im großen und ganzen fortsetzt. 

Im einzelnen zeichnen sich als Ergebnisse dieser Vorschcltzungen folgende Tendenzen ab: 
(Übersicht 3): 

1) Vermarktungsspanne = Spanne zwischen Erzeugerpreisen und Verbraucherpreisen • Siehe PLA TE, 
R. (11): Agrarmarktpolitik, Bd. 1 Grundlagen. MUnchen, Basel, Wien 1968, S. 32. 

2) Vgl. dazu PLATE, R. (12): Voraussichtliche Entwicklung der Nachfrage nach Agrarprodukten 
sowie der Produktion, des Aufwandes und der Wertschöpfung der Landwirtschaft in der Bundes
republik Deutschland bis 1980. Vortrag, gehalten in der öffentlichen Anhörung "Landwirt
schaft 1980" vor dem Ausschuß fUr Emöhrung, Landwirtschaft und Forsten des Deutschen Bun
destages, Februar 1971. 
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Übersicht 2a: Vorschl:ltzungen verschiedener Institutionen uber die zu versorgende Bevtslkerung (in 1 000) 

-----

.:fffl~n,1ii Be; I 
I 1915 

1) ~8A 1965 1910 SAEG 
2) 

1!oo1Ift .... '.blt k DnlocllloM 59012 61559 62611 62150 
F'rankl"lictl 48 919 50 105 52118 52640 
ItalI .. 52 210 M504 56860 56500 
"1.",.l al'" 12205 13032 14104 13660 
all,i .. 9464 96J2 9850 9900 
Lu.nb"" 332 343 355 340 

EV6 182 202 189 83 5 195 !165 195 190 

!linHart 4158 4919 5111 5100 
Gro6brf taMi .. 54436 55n1 51653 516SO 
Ir'a ftd 2816 29" 3296 

"ni". 3723 3819 4102 4100 

Beitrith,PlI,. li.dar 65193 61453 10168 

Erwliterte D.G 241 995 251 26 8 ~i6 133 

1) z.T. ,orläll1ft 
2) ItCch nicht ,nidilrtl Scbitn .. 

Q , • I I •• : 1otu"li," 6"al~.rulllJ: 1965 : Statistis,h .. SU.d .... t. Stattstisch .. Jahrbuch fir die Su.dtsropub11k Oeuts,hlond 1910. S. 29 
----.- 1910: Statl.thch .. Alt der [ ...... ilsch •• 6auhscllalt •• All" .. laa Statistik 1911 ..... 5. S. 18. 

YorschihlOft;e" 

~ 

Uoit.d .. tI •••• lIoothl,.8011.tl •• 1 Stattstic •• RI, 19n. s. 1 fl. 
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aai.sch,1t 1910. S. 14. 
Valtd .. U •••• Roothl, Sull.U. of StathUcs. ",rt1Un. S. XXV •• d XXVI. IM!. 

'orlelllllnil. 
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13 "6 13800 15111 14460 1 .. 68 
9904 ) 10400 10100 10150 10 ISO ) 

311) \00 350 39'1) 

194 810 1911SO 203"' 200 660 201283 

5 I" 51110 5299 5300 5325 
51653 51600 59 548 595SO 59MB 
3089 3000 3621 3213 
4085 4000 4300 4300 H88 

mn 69100 nm n 434 

26H81 266 850 216 220 213 631 
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Übersicht 2b: Jl:ihrliche Zuwachsraten der zu versorgenden Bevölkerung (in v.H.) 1) 

1960-1965 1965-1970 1970-1975 1975-1980 1980-1985 1970-1985 

Bundesrepublik 
Deutschland + 1,3 + 0,9 + 0,5 + 0,2 + 0,2 + 0,3 

Frankreich + 1,4 + 0,7 + 1,1 + 1,0 + 0,9 + 1,0 

Italien + 0,7 + 0,8 + 0,7 + 0,7 + 0,7 + 0,7 

~iederlande + 1,2 + 1,3 + 1,2 + 1,1 + 1,1 + 1,2 

Belgien/Luxemburg + 0,7 + 0,5 + 0,7 + 0,6 + 0,6 + 0,6 

EWG + 1,1 + 0,8 + 0,8 + 0,6 + 0,6 + 0,7 

pänemark + 0,8 + 0,7 + 0,7 + 0,7 + 0,6 + 0,7 

~roßbritannien + 0,8 + 0,5 + 0,7 + 0,6 + 0,6 + 0,6 

Irland + 0,4 + 0,5 + 0,5 + 0,5 + 0,5 + 0,5 

Norwegen + 0,8 + 0,8 + 0,7 + 0,7 + 0,7 + 0,7 
-

Beitrittswillige Länder + 0,8 + 0,5 + 0,7 + 0,6 + 0,6 + 0,6 

~rweiterte EWG + 1,0 + 0,7 + 0,7 + 0,6 + 0,6 + 0,7 
- ---;-

1) Auf Grund der Schl:itzergebnisse des BML, vgl. Übersicht 2a. 



Ubersicht 3: Versorgung mit wichtigen Agrarprodukten in der Bundesrepublik und in der EWG 

Mill. t 

Getreide Erzeugung 
Verbrauch 

Zuschuß (-) 
Uberschuß (+) 

Zucker Erzeugung 
Verbrauch 1} 

Zuschuß (-) 
Uberschuß (+) 

Milch 2} Erzeugung 
Verbrauch 

Zuschuß (-) 
Uberschuß (+) 

Rind- und Erzeugung 
KCIIlbfl. 3} Verbrauch 

Zuschuß (-) 
Uberschuß (+) 

Schweine- Erzeugung 
fleisch Verbrauch 

Zuschuß (-) 
Uberschuß (+) 

1} Nur Nahrungsverbrauch. 
2} Voll mi I chwert • 

Basiszei traum 

BRD 

1966/67- 16,8 
68/69 21,6 

- 4,8 

1967/68- 1,9 
69/10 2,0 

- 0,1 

1970 21,9 
22,8 

- 0,9 

1970 1,3 
1,5 

- 0,2 

1970 2,2 
2,4 

- 0,2 

3} Schlachtgewi cht ohne Schlachtfett • 

Quelle: Agrarbericht 1971; fUr Milch neue re Schötzung. 

Getreide 

1980 

EWG BRD EWG 

65,3 21,3 85,5 
73,4 25,8 90,7 

- 8,1 - 4,5 - 5,2 

7,0 2,1 8,3 
6,0 2,1 6,9 

+ 1,0 + 0 + 1,4 -
73,4 23,1 81,6 
70,3 24,2 n,l 

+ 3, 1 - 1,1 + 4,5 

4,0 1,5 4,9 
4,6 1,8 5,9 

- 0,6 - 0,3 - 1,0 

4,5 2,7 5,5 
4,6 2,8 5,5 

- 0,1 - 0,1 +0 -

Die Getreideerzeugung in der EWG wird auch in den kommenden Jahren voraussichtlich kröftig 
zunehmen (siehe auch Ubers. 4). Hauptursache hierfUr ist die zu erwartende Steigerung der 
Hektarertröge, bedingt vor allem durch biologisch-technische Fortschritte. Es wurde unterstellt, 
daß sich die Getreideanbauflöche nur noch langsam ausdehnt. Allerdings ist mit einer weiteren 
Vers~hiebung in der Anbaustruktur zu rechnen. So wird sich der flAaisanbau in der EWG betröcht
lich ausdehnen, wöhrend der Anbau von Roggen und Hafer weiter zurUckgehen durfte. 

Hinsichtlich der Verwendung von Getreide steht einem rUcklöufigen Nahrungsverbrauch eine Zu
nahme des Verbrauchs fUr Industrie- und Futterzwecke gegenUber, so daß der Getreideverbrauch 
insgfsomt eine Ausdehnung erfahren durfte. Ausschlaggebend ist jedoch die verfUtterte Menge. 
Hierl wi rken die Steigerung der tierischen Veredelungsproduktion sowie der Ersatz von Hackfruch
ten ~.ö. durch Getreide auf eine Zunahme der Getreideverfutterung hin. Andererseits bewirken 
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Übersicht 4: Versorgung der EWG mit Getreide 

E=Erzeugung 196('/61 196~ 170 V=Verbrauch ......... ........ . 
+=Uberschuß Getreide Weizen Getreide Weizen 
-=Z.uschuß. 

Bundesrepublik E 15,1 4,8 18,4 
Deutschland V 11 ,9 5,8 23,9 - 2,8 - 1,0 - 5,5 -
Frankreich E 22,9 11,0 33,0 

V 19,2 9,5 22,5 
+ 3,7 • 1,5 + 10,5 + 

E 11,4 6,8 15,0 
Italien V 16,2 9,0 21,3 - 4,8 - 2,2 - 6,3 -

E 1,9 0,6 1,6 
. Niederlande V 5,6 1,5 4,3 - 3,7 - 0,9 - 2,7 -

E 2,0 0,9 1,9 
Belgien/Luxemburg V 3,8 1,3 4,5 - 1,8 - 0,4 - 2,6 -

E 53,3 24,1 69,9 
EWG-insgesamt V 62,7 27,1 76,5 - 9,4 - 3,0 - 6,6 + 

Quellen: BML, Agrarbericht 1971. 
BITTERMANN, E. u. H. E. BUCHHOLZ, Erzeugung und Verbrauch von Getreide 
in der EWG, "Agrarwirtschaft", Heft 11 (1969), S. 345 H. 
SAEG, Agrarstatistik. 

5,8 
7,4 
1,6 

14,5 
9,8 
4,7 

9,6 
10,3 
0,7 

0,7 
1,6 
0,9 

0,8 
1,8 
1,0 

31,4 
30,9 
0,5 

1980 Vorschltzunq ... _ .... 
Getreide Weizen 

21,3 6,7 
25,8 7,7 

- 4,5 - 1,0 

42,3 20,2 
27,3 13,1 

+ 15,0 + 7,1 

17,9 11 ,8 
26,0 11 ,8 

- 8,1 ± 0 

1,9 0,8 
6,8 1,1 

- 4,9 - 0,3 

2,1 0,9 
4,7 1,1 

- 2,6 - 0,2 

85,5 40,4 
90,7 34,9 

- 5,2 + 5,5 
~ 



die Senkung des Veredelungskoeffizienten und die notwendige Verengung des Stärke-Eiweiß
Verhältnisses in der Fütterung eine Verminderung des Getreideaufwandes je Produktionseinheit • 
Auch darf die zunehmende Konkurrenz der sogenannten Getreidesubstitute, wie z. B. Tapioka, 
nicht übersehen werden. Für die fWG insgesamt wird jedoch bis 1980 noch mit einer Zunahme 
der Getreideverfütterung gerechnet, wobei allerdings zu beachten ist, daß in den Niederlanden 
seit einigen Jahren eine rückläufige Verfütterung von Getreide zu verzeichnen ist. 

Aus der Gegenüberstellung der Vorschätzungen von Erzeugung und Verbrauch ergibt sich, daß 
der Zuschußbedarf der EWG an Getreide insgesamt zurückgehen wird. (Vgl. hierzu auch 
die Übersichten 3 und 4). Wieweit bei einzelnen Getreidearten 1980 oder später Überschüsse 
vorhanden sein werden, hängt im wesentlichen von den zukünftigen Preisrelationen zwischen 
den Getreidearten ab. Bei Beibehaltung der derzeitigen Preisrelationen ist mit einem Anstieg 
der Überschüsse bei Weichweizen und Gerste zu rechnen. Die diesjährige Rekordernte in der 
Bundesrepublik und in der EWG bestätigt, daß die Projektionsergebnisse hinsichtlich der Getrei
deerzeugung nicht überhöht sind, sondern eher nach oben korrigiert werden müssen. Der tech
nische Fortschritt ist schneller als viele Pessimisten glauben. Aufgrund des technischen Fort
schritts steigt auch in der Welt die Getreideproduktion schneller an als der marktwirksame Ver
brauch, so daß sich die schwierige Absatzlage auf dem Weltgetreidemarkt eher verschärfen als 
entspannen dürfte. 

In einer um Großbritannien, Irland, Dänemark und Norwegen erweiterten EWG wird zwar ein 
größerer Zuschußbedarf an Getreide bestehen, der sich jedoch nach Schätzungen des Wissen
schaftlichen Beirats beim BML langfristig ebenfalls vermindern dürfte 1). 

Zucker 

Bei unverändertem Anbauumfang von Zuckerrüben in der EWG wird sich die Zuckerproduktion 
bis 1980 stark erhöhen (siehe auch Übers. 5), und zwar vor allem aufgrund steigender Rüben
erträge je ha sowie durch eine Erhöhung des Zuckergehaltes der Rüben. Der Verbrauch für 
Nahrungszwecke steigt bei dem bereits erreichten hohen Pro-Kopf-Verbrauch nur noch langsam, 
so daß eine Tendenz zu wachsenden Überschüssen besteht. In der erweiterten fWG wird insge
samt gesehen bei Zucker ein Zuschußbedarf bestehen, der sich jedoch voraussichtlich schnell 
vermindern wi rd. 

Milch 

Die Milchüberschüsse der EWG konnten durch die Abschlachtaktion für Milchkühe, die Nicht
vermarktungsaktion für Milch und verschiedene tv'c:lßnahmen zum Abbau der Butter- und tv'c:lger
milchbestände vermindert werden. Langfristig gesehen aber ist entscheidend, ob die Wettbewerbs
kraft des Betriebszweiges Milchviehhaltung nachhaltig vermindert wird, und dadurch die Kuhzahl 
zurückgeht, oder ob bei unverändertem Kuhbestand in der fWG lediglich strukturelle und regio
nale Änderungen in der Milcherzeugung bewirkt werden. Nur wenn sich der Kuhbestand in der 
fWG in den kommenden Jahren vermindert, ist - bei tendenziell steigender Ablieferungsquote 
und steigender Milcherzeugung je Kuh - wegen der verhältnismäßig schwachen Zunahme der 
Nachfrage mit einer Marktentlastung zu rechnen 2). 

1) Wissenschaftlicher Beirat beim BML (26): Mögliche Auswirkungen einer Erweiterung der Euro
päischen Wirtschaftsgemeinschaft im Bereich der Agrarmärkte. Bonn 1971 (unveröffentlichtes 
tv'c:lnusk ri pt) • 

2) Vgl. hierzu auch: BRELOH, P. (3): Entwicklungsaussichten auf dem Milchmarkt, Vorträge 
dElr 25. Hochschultagung der Landwirtschaftlichen Fakultät der Universität Bonn am 5. und 
6.j Oktober 1971 in Münster, Hiltrup bei Munster (Westf.) 1971, S. 103 - 114. 
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Übersicht 5: Versorgung der EWG mit Zucker 

E=Erzeugung fI 
NV-Nahrungs- 1959/60 1980 verbrauch 1969/70 

+-Uberschuß - 61/62 Vor schätzung 

-=Zuschuß 

Bundesrepublik E 1,5 1,9 2,1 
Deutschland NV 1,7 2,0 2,1 

- 0,2 - 0,1 - 0,0 

Frankreich E 1,7 2,5 2,8 
(ohne DOM) NV 1,3 1,8 2,0 

+ 0,4 +0,7 +0,8 

E 1,0 1,3 1,5 
Italien NV 1,1 1,4 1,7 

- 0,1 - 0,1 - 0,2 

E 0,5 0,7 0,7 
Niederlande NV 0,5 0,6 0,7 

± 0 + 0,1 + 0 

Belgien/ E 0,4 0,6 0,7 

Luxemburg NV 0,3 0,3 0,4 
+ 0,1 + 0,3 + 0,3 

EWG-Sechsergemein- E 5,1 7,0 7,8 
schaft (ohne DOM) NV 4,9 6,1 6,9 

+ 0,2 + 0,9 + 0,9 

EWG-insgesamt E 5,5 7,4 8,3 
(einschl. DOM) NV 4,9 6,1 6,9 

+ 0,6 + 1,3 + 1,4 

Quelle: BML, Agrarbericht • - RUSTEMEYER, F. C., Vorschötzung von Zuckererzeugung und 
-verbrauch in der EWG bis 1980. "Agrarwirtschaft", H. 3 (1971), S. 93 ff-
SAEG, Agrarstatistik. 

Bei seiner Vorschötzung fUr Milch und Milcherzeugnisse ist das BML angesichts der zahlreichen 
Unsicherheiten zwar von einem in der EWG zahlenmößig gegenUber 1970 unvertinderten Milch
kuhbestand ausgegangen, es unterstellt aber eine weiter steigende Durchschnittsleistung je Kuh. 
Die unter anderem auch von PLA TE fUr die Bundesrepublik getroffene Annahme einer bis 1980 
aufgrund verminderter Milchkuhbestönde weiter rUcklöufigen Milcherzeugung und -anlieferung 
- einer Entwicklung Ubrigens, die sich in Schweden bereits seit Jahren vollzieht - , scheint fUr 
die EWG insgesamt nicht zu gelten. Dies wird auch von den vorlöufigen Ergebnissen fUr das 
erste Halbjahr 1971 gestUtzt. Hier ubertraf bei leicht verringerter Milcherzeugung die Milch
anlieferung die vergleichbaren Mengen des vergangenen Jahres. Einer Zunahme in Frankreich 
und in den Niederlanden standen RUckgönge in den Ubrigen Ltindem gegenUber. Allein eine Er
höhung der im Vergleich zur Bundesrepublik und vor allem den Niederlanden niedrigen Anliefe
rungsquote in Frankreich lößt noch auf ltingere Sicht eine steigende Iv\arktbelieferung erwarten. 
Der Verbrauch nimmt zwar sowohl infolge des natUrlichen Bevölkerungswachstums als auch auf
grund des steigenden Pro-Kopf-Verbrauchs zu, bleibt aber wahrscheinlich hinter der geschtitzten 
Produktionsausdehnung zurUck. Aus diesem Grunde ist in der EWG - anders als in der BRD -
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Übersicht 6: Versorgung der EWG mit Milch 

1961/62 1970 1980 

Bundesreeublik 
Milchkühe Mill. Stück 5,8 5,6 5,5 
Milchertrag Kuh/Jahr in kg 3 428 3 864 4 200 
Milcherzeugung Mill. t 19,9 21,9 23,1 
Verbrauch Mill. t 
an Milch und Vollmilchwert 21,1 22,8 24,2 
Milcherzeugnisseb 
UberschuB (+) , " 
ZuschuB (-) - 1,2 - 0,9 - 1,1 

.-
FrS!!kreich 
Milchkühe Mill. Stück 10,1 9,5 9,5 
Milchertrag Kuh/Jahr in kg 2 363 3 116 3 660 
Milcherzeugung Mill. t 23,8 29,7 34,8 
Verbrauch Mill. t 
an Milch und Vollmilchwert 23,3 27,1 31,1 
Milcherzeugnissen 
UberschuB (+) , ZuschuB (-) .. + 0,5 + 2,6 + 3,7 

Ui\lj,en 
Milchkühe Mill. Stück 3,4 3,6 3,6 
Milchertrag Kuh/Jahr in kg 2 938 2 713 3 060 
Milcherzeugung Mill. t 10,0 9,6 11,0 
Verbrauch Mill. t 
an Milch und Vollmilchwert 11,2 11,8 12,5 
Milcherzeugnissen 
UherschuB (+) , ZuschuB (-) .. - 1,2 - 2,2 - 1,5 

Niederlande 
Milchkühe Mill. Stück 1,6 1,9 2,0 
Milchertrag Kuh/Jahr in kg 4 216 4 328 4 380 
Milcherzeugung Mill. t 7,0 8,3 8,8 
Verbrauch Mill. t 
an Milch und Vollmilchwert 4,0 4,3 4,7 
Milcherzeugnissen 
UberschuB (+) , ZuschuB (~) .. + 3,0 + 4,0 + 4,1 

B~ien - Luxemburg 
Mill. Milchkühe Stück 1,1 1,1 1,0 

Milchertrag Kuh/Jahr in kg 3 785 3 590 3 900 
Milcherzeugung Mill. t 4,1 3,9 3,9 
Verbrauch Mill. t 
an Milch und Vollmilchwert 4,0 4,3 4,6 
Milcherzeugnissen 
UberschuB (+) , ZuschuB (-) .. + 0,1 - 0,4 - 0,7 

E~-insg~§m!!t 
Milchkühe Mill. t 22,0 21,7 21,6 
Milchertrag Kuh/Jahr in kg 2 942 3 372 3 780 
Milcherzeugung Mill. t 64,8 73,4 81,6 
Verbrauch Mill.t Vollmilchwert 63,6 70,3 77,1 
UberschuB (+) , ZuschuB (-) .. + 1,2 + 3,1 + 4,5 I 

Quelle: SAEG,Agrarstatistik 1966, Nr.3 und 1970, Nr.7 
OECD, Food Consumption Statistics, 1960 - 1968, Paris 1970 
OECD, Milk Balances 1955 - 1968, Paris 1970 
EG-Kommission, Lage der Landwirtschaft in der EWG, D2richt 1971. 
Für 1980: Ne~berechnung des BML 

i -.,. 
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bis 1980 nicht mit einer Abnahme, sondern eher mit einem Ansteigen des Milchuberschusses zu 
rechnen (vgl. auch Übers. 6). 

In der Zehnergemeinschaft wurden die Mi I chuberschUsse schon bei Übernahme des EWG-Preis
niveaus von Anfang 1971 durch die vier beitrittswi 11 igen U::inder voraussichtlich ansteigen. In
zwischen erfolgte jedoch zum 1. April 1971 eine Preisanhebung; eine weitere ist fUr 1972 von 
der EG-Kommission vorgeschlagen worden. Bei dieser Vorschätzung wurde von einem konstanten 
Milchkuhbestand in den sechs Ländern der EWG und von noch leicht ansteigenden Kuhzahlen in 
den vier Beitrittsländern ausgegangen. Zur Erreichung eines Iv'cIrktgleichgewichts mUßten bis 
1980 in der EWG knapp 1 Mill. Kuhe und in einer erweiterten Gemeinschaft mehr als 1 Mill. 
Kuhe aus der Milcherzeugung ausscheiden. 

Fleisch 

Weder auf den Märkten der BRD noch auf denjenigen der EWG sind bisher strukturelle Über
schUsse an Rind-, Kalb- und Schweinefleisch aufgetreten; sie sind auch in den kommenden 
Jahren bei unveränderter Marktpali tik ni cht zu erwarten (siehe auch Übers. 7). Bei Fortsetzung 
der bisherigen Wirtschaftsentwicklung ist weiterhin mit einer regen Nachfrage zu rechnen, die 
der Produktionsentwicklung vorauseilen wird. Dies gilt insbesondere fUr Rind- und Kalbfleisch, 
deren Erzeugung den Bedarf in der Gemeinschaft nur zu etwa 85 % deckt, obwohl in den letzten 
Jahren eine kräftige Praduktionsausdehnung zu verzeichnen war. 

Das Angebot an Rind- und Kalbfleisch hängt weitgehend von der Höhe des Kuhbestandes und von 
der Zahl und der Verwendung der aufgezogenen Kälber ab. Da der Kuhbestand nach der getrof
fenen Annahme am Ende dieses Jahrzehnts etwa auf gleicher Höhe liegen wird wie heute (ver
gleiche Abschnitt Milch), wird die verfUgbare Kälberzahl fUr die Kälber- und Jungrindermast 
nur in dem Umfang steigen können, wie die Färsenvornutzung zunimmt. Es ist deshalb - wenn 
man von einer möglichen Erhöhung des durchschnittlichen Wiastgewichtes absieht - nur mit einer 
langsamen Produktionsausdehnung zu rechnen. Steigende Verbrauchereinkommen werden trotz 
sinkender Einkommenselastizitäten der Nachfrage nach Rind- und Kalbfleisch zu einer Erhöhung 
der Nachfrage fUhren, die größer ist als die Produktionsausdehnung. Der Selbstversorgungsgrad 
wird daher aller Voraussicht nach rUckläufig sein. 

Auch in der Zehnergemeinschaft wird die Produktion voraussichtlich langsamer steigen als der 
Verbrauch; der Importbedarf durfte sich daher weiter vergrößern und höher liegen als in der 
Sechsergemeinschaft • 

Dagegen wird die EWG bei Schweinefleisch bis 1980 wahrscheinlich die volle Selbstversorgung 
erreichen. In den vier beitrittswilligen Staaten wUrde auch die Übernahme des EWG-Preis
niveaus mit sowohl höheren Schweine- als auch höheren Futtermittelpreisen die Wettbewerbs
fähigkeit der Schweinemast gegenUber konkurrierenden Betriebszweigen kaum verändern. Trotz 
erheblicher ÜberschUsse in Dänemark und Irland, die Uberwiegend auf dem britischen Wiarkt 
abgesetzt werden, wUrde sich deshalb fUr die Zehnergemeinschaft insgesamt nur ein geringer 
Überschuß ergeben. 

Wie sich die Versorgungslage fUr die Agrarprodukte insgesamt entwickeln wird, läßt sich aus 
den dargelegten Vorschötzungsergebnissen noch nicht mit Sicherheit ableiten. Erst nach der 
DurchfUhrung von Projektionen fUr bisher noch nicht vorgeschötzte Agrarprodukte kann ein 
Überblick uber die Entwicklung des globalen Selbstversorgungsgrades in der EWG gewonnen 
werden. 
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Übersicht 7: Versorgung der EWG mit Fleisch (Mili. t) 

E-Erzeugung 1960/61 1970 1980 V=Verbrauch 
+=Uberschuß "'-'-uu u. i:>cnWe1ne- ~---u:. i:>cnwe~ne- ~~na- u. .,cnwel.ne-

-=ZuSC::huß Kalbfleisch fleis.ch Kalbfleisch fleisch Kalbf~eisch fleisch 

Bundesrepublik E 0,93 1,57 1,2 7 2,18 1,46 2,70 
V 1,09 1,68 1,46 2,37 1,77 2,80 

- 0,16 - 0,11 - 0,1 9 - 0,1 9 - 0,31 - 0,10 

Frankreich E 1,54 0,89 1,61 1,12 2,03 1,38 
V 1,42 0,94 1,49 1,25 1,80 1,45 

+ 0,12 - 0,05 + 0,12 - 0,13 + 0,23 - 0,07 
-

Italien E 0,49 0,35 

I 
0,57 0,43 0,75 0,57 

V 0,66 0,34 1,13 0,50 1,65 0,63 
- 0,17 + 0,01 - 0,56 - 0,07 - 0,90 - 0,06 

Niederlande E 0,23 0,35 0,30 0,48 0,39 0,54 
V 0,22 0,22 0,27 0,28 0,36 0,35 

+ 0,01 + 0,13 + 0,03 + 0,20 + 0,03 + 0,19 

Belgien/Luxemburg E 0,20 0,20 0,23 0,32 0,26 0,35 
V 0,21 0,19 0,25 0,26 0,30 0,31 

- 0,01 + 0,01 - 0,02 + 0,06 - 0,04 + 0,04 

EWG-Sechserge-
meinschaft E 3,42 3,38 3,98 4,53 4,89 5,54 

V 3,59 3,37 4,60 4,66 5,88 5,54 
- 0,17 + 0,01 - 0,6 2 - 0,13 I - 0,99 + 0 

-

Quellen: SAEG, Agrarstatistik 1966, Heft 3. 
BML, Agrarbericht 1971. 
Institut fUr landwirtschaftliche Marktforschung, Braunschweig-Völkenrode, unveröffentl. Manuskript. 
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THIEDE 1) kommt bei seinen Überlegungen zu dem Ergebnis, daß sich der Selbstversorgungsgrad 
der Sechsergemeinschaft, der 1968/69 bei 98 % lag, infolge einer stark expandierenden Produk
tion und abnehmender Zuwachsraten im Verbrauch, bis 1980 auf weit uber 100 % erhöhen dUrfte, 
wenn nicht entsprechende Maßnahmen zur Produktionseinschrl:lnkung getroffen werden. 

3.4 Entwicklung des landwirtschaftlichen Einkommens und der Zahl der landwirtschaftlichen 

Erwerbst/;ltigen 

Zur Vorsch/;ltzung des Einkommens der Landwirtschaft der Bundesrepublik bis zum Jahre 1980 legte 
die Bundesregierung bereits im GrUnen Bericht 1970 eine Modell rechnung vor, die - wie erw/;lhnt -
im Agrarbericht 1971 auf die gesamte EWG erweitert wurde. 

Die Einkommensprojektion erfolgte zunl:lchst noch unabh/;lngig von den Vorsch/;ltzungen fUr die 
Märkte. Wir werden deshalb versuchen, das Vorschl:ltzungsmodell, das PLATE fUr die Bundesre
publik weiterentwickelt hat, und das er dem BML zur Fortschreibung zur VerfUgung stellen will, 
auf die ganze EWG auszudehnen. Ob das gelingt, kann noch nicht mit Sicherheit gesagt werden. 

In dem nachfrageorientierten Modell wird zun/;lchst die Entwicklung des Nachfragevolumens 
auf der Grundlage des Bevölkerungswachstums, der Zunahme des Realeinkommens und der Ein
kommenselastizit/;lt der mengenm/;lßigen Nachfrage nach Agrarprodukten vorgesch/;ltzt. Bei der 
Vorsch/;ltzung der Entwicklung des Produktionswertes in konstanten Preisen wird davon ausgegan
gen, daß sich der Produktionswert bei den einzelnen Produkten in gleicher Weise entwickelt 
wie das jeweilige Nachfragevolumen. Nach entsprechender Schl:ltzung der Ubrigen Aggregate 
und unter bestimmten Annahmen Uber die Agrar- und die allgemeine Preisentwicklung, deren 
Darlegung hier zu weit fUhren wUrde 2), errechnet sich die Wertschöpfung der Landwirtschaft 
im Jahr 1980. 

Da die Nachfrage nach Agrarerzeugnissen infolge der kleinen Wachstumsraten der Bevölkerung 
und der bei steigenden Einkommen sich vermindernden Einkommenselastizit/;lt nur noch langsam 
zunimmt, erhöht sich die Wertschöpfung der Landwirtschaft bis 1980 weniger stark als in den 
Ubrigen Wirtschaftsbereichen. Die Folge ist, daß Arbeitskr/;lfte aus der Landwirtschaft abwan
dern mUssen, wenn die Verbleibenden mit der Einkommensentwicklung in der Ubrigen Wirtschaft 
Schritt halten wollen. Entscheidend ist deshalb nicht die Schl;ltzung des Einkommens insgesamt, 
sondern die Frage, wieviel Erwerbstl:ltige aus dieser Wertschöpfung im Jahre 1980 ihre Einkom
mensansprUche befriedigen können. Aus den Annahmen des Modells, die unter anderem einen 
konstanten relativen Einkommensabstand zwischen Landwirtschaft und Ubriger Wirtschaft sowie 
zwei Agrarpreishypathesen beinhalten, ergibt sich, daß in der Bundesrepublik und in der EWG 
bis 1980 noch etwa die H/;llfte der Erwerbst/;ltigen abwandern mUßten. 

Die Schockwirkung dieser Zahlen wird dadurch etwas gemildert, daß sich im Zeitraum von 
1960 bis 1970 die Zahl der landwirtschaftlichen Erwerbst/;ltigen in der BRD schon einmal um 
rund 1,2 Mill verringert hat. Trotzdem soll nicht geleugnet werden, daß die Ergebnisse der 
Modell rechnung eine weiterhin zugige Verringerung der Zahl der landwirtschaftlichen Erwerbs
t/;ltigen projiziert. Allerdings ergibt sich schon aufgrund der Altersstruktur, daß in der Bundes
republik von 1970 bis 1980 rund eine halbe Million landwirtschaftlicher Erwerbstl;ltiger aus 
AltersgrUnden aus dem Erwerbsprozeß ausscheiden wird. 

1) THIEDE, G. (18): Versorgungsbilanz und FI/;lchenbedarf. Vortrag auf der FrUhjahrstagung 
der Agrarsozialen Gesellschaft am 14. Mai 1971 in Lindau/Bodensee. 

2) Vgl. Agrarbericht, 1971, S. 58 ff. 
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Übersicht 8: Wertschöpfung und Erwerbstätige in der Landwirtschaft der EWG
Mitgliedstaaten 

BRD 
Frank-

Italien 
Nieder- BeIgien 

reich lande Luxembg 

Wertschöefunli! 
Mill. RE 1) 

1960 3 339 5 226 3 849 961 654 
1970 4 692 6 955 6 269 1 273 903 
1980 Annahme I 2) 6 620 10 771 9 763 1 885 1 292 

Annahme 11 4764 8 239 7564 1 387 1 003 

Erwerbstätige 
1 000 

1960 3 388 3 980 6 480 425 310 
1970 2 240 2 750 3 700 300 200 
1980 Annahme I 2) 1 464 1 641 2 027 206 121 

Annahme II 1 053 1 255 1 571 152 94 

EWG 

14 029 
20 092 
30 331 
22 957 

14 583 
9 190 
5 459 
4 125 

1) 1960 und 1970 umgerechnet mit den jeweiligen Paritäten, für 1980 mit Paritäten von 1970. 
2) Annahme I: jährlicher Anstieg der Erzeugerpreise 3 %, 

jährlicher Anstieg der Betriebsmittelpreise 2,5 %. 
Annahme 11: jährlicher Anstieg der Erzeugerpreise 1 %, 

jährl icher Anstieg der Betriebsmittelpreise 1,5 %. 

Quelle: Agrarbericht 1971, S. 64/65. 

Es muß noch auf einen weiteren tv\angel des Vorschätzungsmodells hingewiesen werden. Die Kon
struktion des Modells läßt - streng genommen - keine Antwort auf die Frage zu, ob die reduzier
te Zahl der Erwerbstätigen das projizierte Einkommen auch erwirtschaften kann. Die in gut ge
leiteten Betrieben heute schon erreichte Arbeitsproduktivität Hißt meines Erachtens jedoch die 
Schlußfolgerung zu, daß die für 1980 unterstellte Arbeitsproduktivität durchaus möglich wäre, 
wenn das bereits heute in guten Betrieben vorhandene Niveau von allen Betrieben erreicht wird. 

Als Erfolg der Vorschätzungsmodelle, die im Grünen Bericht 1970 und im Agrarbericht 1971 
veröffentlicht wurden, kann es gewertet werden, daß ihre Ergebnisse im politischen Raum nicht 
mehr als utopische Visionen von intellektuellen "Bauernlegern", sondern als mögliche Perspek
tiven der Agrarentwicklung angesehen werden. Der Agrarpol itiker spricht diese Zahlen heute 
ohne zu erröten aus. Das war leider nicht immer so. Als das Professoren-Gutachten 1962 in die 
Öffentlichkeit gelangte, das, wie wir heute wissen, zu wirklichkeitsnahen Ergebnissen kam, 
haben die Agrarpolitiker diese Projektionen noch nicht akzeptiert. Die Anerkennung durch den 
Agrarpolitiker ist aber - wie gesagt - wichtig, da sonst die Projektionsergebnisse nicht in den 
politischen Entscheidungsprozeß aufgenommen werden. 

3.5 Entwicklung der landwirtschaftlichen Betriebsstruktur sowie der sozialökonomischen 

Struktur der Betriebe 

Da den Möglichkeiten der tv\arkt- und Preispolitik, den Einkommensabstand der in der Landwirt
schaft tätigen Menschen gegenuber den anderen Gruppen der Gesellschaft zu vermindern, ange
sichts tendenziell zunehmender Agrarproduktion bei gleichzeitig nahezu stagnierender Nach-
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frage sichtbare Grenzen gesetzt sind, stellt der Strukturwandel die wichtigste Komponente des 
Anpassungsprazesses im Agrarsektor dar. 

Neben der Zahl der Erwerbstätigen ist das Produktionsvolumen je Betrieb, und damit auch die 
Betriebsgröße, ein wichtiger Indikator fUr die Höhe der Arbeitsproduktivität. Die Tatsache, daß 
diese Kennziffer wieder in enger Relation zur Einkommenslage steht, wurde zum Anlaß genom
men, verschiedene Projektionen uber die Entwicklung der Zahl und Größe der landwirtschaft
lichen Betriebe zu erstellen. 

FUr die Bundesrepublik wurde unter anderem von HEIDHUES 1) eine entsprechende Vorschätzung 
vorgelegt. Unter der Prämisse einer verstärkten staatlichen Förderung der Abwanderung und 
einer intensiven regionalen Entwicklungsförderung wurde von ihm aufgrund der in der Vergangen
heit zu beobachtenden Änderungsraten die Zahl der Betriebe im Jahr 1980 geschätzt. Zu ähn
lichen Ergebnissen wie HEIDHUES gelangte eine vom BML durchgefuhrte Vorschätzung. Die 
Zahl aller Betriebe in der Bundesrepubl ik ab 0,5 ho LF, die fUr den Markt produzieren, wUrde 
danach bis 1980 auf etwa 800000 abnehmen. Im Bereich der verschiedenen Betriebsgrößen
klassen bis 20 ha LF ist mit einer Abnahme, oberhalb von 20 ho mit einer Zunahme der Zahl 
der Betriebe zu rechnen (Einzelheiten siehe Übersicht 9). 

Übersicht 9: Entwicklung der Betriebsgrößenstruktur in der Bundesrepublik ( in 1 000) 

Größenklasse 
von ••• bis 1960 1970 1980 
unter ••• ha LF 

0,5 bis 2 1) 138,8 86,S 78 
2 bis 10 730, 1 483,7 275 

10 bis 20 286,5 267,8 234 
20 bis 30 79,2 104,1 132 
30 bis 50 42,9 53,4 63 
50 und mehr 16,3 19,3 21 

insgesamt 1 293,8 1 014,8 803 

1) Betriebe mit Marktproduktion, fUr 1960 Annahme. 

Die aufgezeigte Entwicklung der Zahl und Größe der landwirtschaftlichen Betriebe ist jedoch 
nur ein Teilaspekt des Strukturwandels im Agrarsektor. Nicht minder bedeutsam ist die gegen
wärtig verstärkt einsetzende Verschiebung der Relation zwischen betrieblicher und außerbe
trieblicher Tätigkeit der landwirtschaftlichen Erwerbspersonen. Die steigenden Einkommenser
wartungen zwingen in zunehmendem Maße zur Aufnahme einer Beschäftigung außerhalb des 
Betriebes. Im Zuge dieser Entwicklung wird sich die sozialökonomische Struktur der landwirt
schaftlichen Betriebe in den kommenden Jahren stärker verändern. Während schon heute nur 
noch 37 % der Betriebe Vollerwerbscharakter hoben, wird sich ihr Anteil bis 1980 auf knapp 
ein Drittel vermindern, während der Anteil der Zu- und Nebenerwerbsbetriebe entsprechend 
zunehmen wird. 

1) HEIDHUES, Th. und SCHMITT, G. (8): Zur Neuorientierung der Agrarpolitik. "Agrar
wirtschaft", SH 33, S. 27, Hannover 1969. 
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3.6 Regionalprojektionen 

Die globalen Projektionen bedurfen selbstverstHndlich der regionalen ErgHnzung. Manchmal 
werden die globalen VorschHtzungen als zu wenig aussogekrtiftig angesehen, und in erster 
Linie regionale VorschHtzungen gefordert. Dabei wird aber ubersehen, "daß die entscheiden
den Triebkrtifte der wirtschaftlichen und demogrophischen Entwicklung ••• Uberregionalen 
Charakters" sind 1). Gerade im Agrarsektor ist die Kenntnis Uberregional wirkender Entwick
lungstendenzen und das Abstimmen mit Globalprojektionen Voraussetzung fUr plausible regio
nale Ergebnisse. Der Agrarpolitiker sollte regionalen Projektionen und Entwicklungspltlnen mit 
Vorsicht begegnen, da in ihnen oft die Gesamtentwicklung nicht genUgend beachtet wird, und 
somit bei einer Aggregation von Regionalprojektionen keine plausiblen Ergebnisse zustande 
kommen. Trotzdem soll die makrotskonomische Betrachtung nicht uberschtltzt werden. Sie be
darf der mikroökonomischen Ergtlnzungi denn das makrotSkonomische Bild wird durch die Situa
tion in den Unternehmen bestimmt. 

Die derzeitig fUr das Bundesgebiet vorliegenden Regionalprojektionen 2) beziehen sich in den 
meisten Ftillen auf die Zahl der Betriebe, die nach Ablauf eines bestimmten Zeitraumes noch 
ein Einkommen erbringen können, das demjenigen im gewerblichen Bereich entspricht. Man 
leitet daraus einerseits die Zahl der in Zukunft noch verbleibenden Vollerwerbsbetriebe und 
andererseits die Zahl der aus der Landwirtschaft abwandernden Arbeitskrtifte ab. Diese regio
nalen Projektionen geben auch der Landbevölkerung gewisse Anhaltspunkte uber ihre zukUnftigen 
Entwicklungschancen. Werden sie ergtlnzt durch eine Befragung der Landbevölkerung, ob eine 
weitere Bewirtschaftung des Betriebes vorgesehen und ob ein Hofnachfolger vorhanden ist, so 
erhallten die Entscheidungstrtiger außerdem wichtige AufschlUsse uber die Einstellung der Land
wirte zu ihrer eigenen Zukunft. 

Bei einigen Untersuchungen ist sehr wertvolles statistisches Material uber die Ertrags-Aufwancls
Relationen in einzelnen Regionen zusammengetragen worden, das fUr weitere Untersuchungen 
eine gute Vorarbeit bedeutet. Längerfristig genUgen solche Einzelprojektionen jedoch nicht. 
In enger Zusammenarbeit von Bund und allen Ländern sollten die Regionalprojektionen zu einem 
Gesamtbild zusammengefUgt werden. Die laufende Landwirtschaftsztlhlung mit ihren gezielten 
sozial ökonomischen Erhebungsmerkmalen wird hierzu eine wichtige Grundlage bilden. 

Regionalprojektionen sogar auf den EWG-Raum auszudehnen, wtlre zwar wUnschenswert, er
scheint jedoch augenblicklich noch wenig realistisch. 

4 Verknupfung von Erkenntnissen aus Agrarprojektionen mit agrarpolitischer Planung 

Ich EjrwHhnte bereits das sogenannte Professoren-Gutachten, das am Anfang der sechziger 
Jahre eine ausgezeichnete qualitative und quantitative Vorschtltzung der Entwicklung der Land-

1) GERFIN, H. (7): Gesamtwirtschaftliches Wachstum und regionale Entwicklung, 
Kyklos, 1964, IV, S. 574 ff. 

2) BRÜNNER, F. (4): Agrarstrukturelle Rahmenplanung fUr Baden-WUrttemberg. Grundlegende 
Untersuchungsergebnisse. Stuttgart 1970. 
BlJRBERG, P. (5): Sozialtskonomische Betriebserhebungen 1969/70 in Nordrhein-Westfolen. 
"Forschung und Beratung", Reihe C, Heft 19, Hil trup b. Munster, 1971 • 
N.N. (9): Der Große Hessenplan 
- Ein neuer Weg in die Zukunft, Wiesbaden 1965 
- DurchfUhrungsabschnitt fUr die Jahre 1968 bis 1970, Wiesbaden 1968 
- Ergebnisrechnung fUr die Jahre 1965 bis 1967, Wiesbaden 1968 
Herausgegeben vom Hessischen Ministerprtisidenten. 
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wirtschaft in der Bundesrepublik bis zum Jahre 1975 enthielt. Trotzdem fand diese hervorragen
de - heute auch von damaligen Gegnern anerkannte - Arbeit nahezu keinen Eingang in die 
Politik. Damals fehlte es an der VerstHndigung zwischen Wissenschaft und Politik. Wie sollte 
nun die notwendige VerstHndigung erfolgen? Ein regelmHßiger direkter Kontakt zwischen Wis
senschaft und Politik ist meist schon aus zeitlichen GrUnden nicht mHglich. Der Wissenschaftler 
einerseits hat nicht die Aufgabe und wahrscheinlich auch nicht die Zeit, die politische Entwick
lung in allen Einzelheiten zu verfolgen. Dem Politiker andererseits ist es nicht m6glich, alle 
wissenschaftlichen Fortschritte in dem jeweiligen Fachgebiet in allen Einzelheiten zu erfassen. 
Deshalb gewinnen wissenschaftlich gut geschulte Mitarbeiter der Politiker immer mehr an Bedeu
tung, die als Transfonnatoren zwischen Wissenschaft und Politik treten. Die Aufgabe dieser 
Transfonnatoren ist es, sowohl die Entwicklung auf dem wissenschaftlichen als auch auf dem 
politischen Gebiet systematisch zu verfolgen, um beide Bereiche bei der Diskussion der jewei
ligen Probleme einander nHher zu bringen 1). 

Man wird nun mit Recht fragen: Wo bleiben die praktischen Ergebnisse dieser Arbeit? 

Aufgrund der ersten Auswertung aller damaligen VorschHtzungsarbeiten aus dem Bereich der 
Wissenschaft und anderer Institutionen sowie eigener Untersuchungen wurden 1967 und 1968 
die Grenzen und Mtsglichkeiten der Agrarpreispolitik klarer umrissen, und auch im politischen 
Raum ein Umdenken in der Strukturpolitik eingeleitet. Das damals im Agrarprogramm formulier
te Preiskonzept (Einfrieren der Nominalpreise der Uberschußprodukte) war m. E. gesellschafts
politisch ausgewogener als z.B. der Vorschlag des SACHVERSTÄNDIGENRATES zur Begut
achtung dergesomtwirtschaftlichen Entwicklung aus dem Jahre 19692). Dieses Gremium schlug 
damals vor, das nominale Agrarpreisniveau stufenweise so lange zu senken, bis so viele Grenz
betriebe und GrenzblSden ausgeschieden seien, daß das Uberschußproblem gel6st sei. Daruber 
hinaus verlangte der SACHVERSTÄNDIGENRAT sogar weitere Preissenkungen, um auch noch 
den Selbstversorgungssrad in der Gemeinschaft zu senken und das Einfuhrvolumen an Agrarpro
dukten zu vergrößern. 

Eine weitere VerknUpfung von Erkenntnissen aus Projektionen mit agrarpolitischer Planung findet 
sich in der Strukturpolitik. Im Agrarprogramm der Bundesregierung heißt es hierzu: 

"Der bisher vertretene Grundsatz, mHglichst viele Menschen in der Landwirtschaft zu halten, 
gertit immer mehr in Widerspruch zu der Forderung, die Entwicklung der landwirtschaftlichen 
Einkommens- und Soziallage an die der Ubrigen Wirtschaft anzupassen. Die Forderung nach 
einem steigenden Einkommen kann angesichts der begrenzten Aufnahmeftlhigkeit des Marktes 
fUrAgrarprodukte in erster Linie durch eine weitere Verringerung der Zahl der in der Landwirt
schaft THtigen erfulit werden. Das sollte aber nicht zu einer Abwanderung der Bevölkerung aus 
den IHndlichen RHumen fuhren. Einen wesentlichen Ansatzpunkt fUr strukturpolitische Maßnahmen 
bietet die F6rderung des volistHndigen oder teilweisen Überganges von Landwirten mit unzurei
chender Existenzgrundlage in einen außerlandwirtschaftlichen Beruf". Inzwischen sind diese 
Maximen praktische Politik. 

Mittlerweile sind die Vorschötzungsarbeiten im Bereich der Verwaltung weiter ausgebaut worden. 
Die Vorschötzungsergebnisse werden nicht mehr - wie noch beim Agrarprogromm - in der 
Schublade gehalten, sondern der Öffentlichkeit vorgelegt, um den Entscheidungsprozeß trans
parenter zu machen. 

1) Vgl. hierzu auch NIEHAUS, H. (10): Diskussionsbeitrag zu: Die Willensbildung in der 
Agrarpolitik, Munchen - Bern - Wien 1971, S. 438. 

2) SACHVERSTÄNDIGENRAT zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (17): 

272 

Jahresgutachten 1969 des SachverstHndigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung. Deutscher Bundestag, 6. Wahlperiode, Drucksache Vl/lOO vom 1.12.1969. 



Im Agrarbericht 1971 wurde zum ersten Male versucht, aufgrund der Analyse der bisherigen 
Entwicklung und der langfristigen Vorausschau, das agrarpolitische Programm - eingebettet 
in die politische Gesamtplanung der Bundesregierung - zu formulieren. Dabei vollzieht sich 
schon wtihrend des Konzipierens der Texte und der damit verbundenen Diskussionen ein wich
tiger Lernprozeß innerhalb des BML und sptiter mit den anderen Ressorts, insbesondere mit dem 
Bundeskanzleramt, dem BMWF, dem BMA und dem BMI. Die anschließenden Debatten im 
Kabinett, im Parlament und in der Öffentlichkeit dienen der Weiterentwicklung einer vernünf
tigen Agrarpolitik, wobei Agrarprojektionen heute ihren gesicherten Platz haben. 

Die Agrarprojektionen und das oben genannte agrarpolitische Programm der Bundesregierung 
werden jtihrlich überprUft und der Öffentlichkeit im Agrarbericht vorgelegt. 

Bei den Teilen der Agrarpolitik, die sich noch in nationaler Zusttindigkeit befinden - also im 
wesentlichen die Strukturpolitik -, haben die gesicherten wissenschaftlichen Erkenntnisse schon 
weitgehend Eingang in die praktische Politik gefunden. Graße Sorge bereitet aber nach wie 
vor die EWG-Agrarpolitik. Die Hauptursache für diese Sorgen rUhrt daher, daß die Wirtschafts
und Wtihrungsunion in der Gemeinschaft noch nicht verwirklicht ist. J. EICK 1) stellte unltingst 
im Zusammenhang mit der Wtihrungskrise sogar pessimistisch fest: "Die Wtihrungsunion - von 
vielen ohnehin als eine Fata Morgana für Sonntagsreden empfunden - ist in weiter Feme. Wie
der hat sich erwiesen, daß die Nationalstaaten der Gemeinschaft nach wie vor als solche den
ken und handeln. Die Organe der Gemeinschaft wirken im Krisenfall blaß und ohnmtichtig". 
Dadurch, daß gemeinsame Agrarpreise in der EWG festgelegt und in RE ausgedrückt werden, 
ist die Landwirtschaft mit jeder Wtihrungsdiskussion verbunden. Die Schwierigkeiten, die sich 
daraus ergeben, und die alle Agrarprojektionen sehr erschweren, werden erst dann verschwin
den, wenn die Wirtschafts- und Wtihrungsunion tatstichlich erreicht sein wird. 

5 Schlußbetrach~ 

Die dargelegten Vorschtitzungsarbeiten beziehen sich alle auf den Bereich der Agrarpolitik im 
engeren Sinne. Das wird in Zukunft nicht mehr ausreichen. Die Agrarpol itik im weiteren Sinne 
umfaßt u.a. die Probleme der Entwicklung der ltindlichen Rtiume, Landschaftspflege, Entwick
lung von Erholungslandschaften usw. Hier stehen wir erst am Anfang zu konkreten Überlegungen, 
die in enger Zusammenarbeit mit den Ltindern auch durch Projektionen ergtinzt werden müssen. 

Ein anderes Problem ist die weitere Entwicklung im Produktionsbereich hinsichtlich unserer er
ntihrungspolitischen Zielsetzung, Agrarerzeugnisse anbieten zu können, die allen Ansprüchen 
einer optimalen Erntihrungsqualittit entsprechen. Die außerordentlichen Leistungssteigerungen 
im Interesse der Kostensenkung pro Einheit sowohl in der pflanzlichen als auch in der tierischen 
Produktion sind zum Teil nur durch einen immer intensiveren Einsatz spezifischer Hilfsmittel 
wie Pflanzenwuchs- und Pflanzenschutzmittel, Wirkstoffe in Tiererntihrung und Tierhaltung 
möglich geworden. Im Rahmen der öffentlichen Verantwortung gilt es hier jedoch die gebotene 
Begrenzung dort zu setzen, wo jene Erntihrungsqualität potentiellen Gefährdungen durch Rück
stände und Kontaminationen ausgesetzt wird. Auch in diesem Bereich ist der Kenntnisstand 
noch unvollkommen. Sicher werden die Grenzen dieser Entwicklung bei der zukünftigen Pro
jektionsarbeit noch genauer zu fixieren sein. 

Auf internationaler Ebene, vor allem in der EWG, wtire es wünschenswert, wenn es zu einer 
intensiveren Zusammenarbeit der Agrarökonomen aus den verschiedenen Ländern käme. Ziel 
dieser Zusammenarbeit müßte es sein, den wissenschaftl ichen Kenntnisstand einander sttirker 

1) EICK, J. (6): Gemeinschaft ohne gemeinsamen Willen. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
21. August 1971. 
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anzun!:lhem. Wenn n!:lmlich in allen EWG-L!:Indem eine breite gemeinsame Basis gesicherter 
wissenschaftlicher Erkenntnisse bestUnde, wöre schon ein wichtiger Schritt getan. 

Die Regierungsvertreter der einzelnen Mitgliedsl!:lnder verwenden - wenn auch in unterschied
lichem Umfang - die Erkenntnisse der Wissenschaft ihres Landes. In den EWG-Gremien, wie 
z. B. im Sonderausschuß Landwirtschaft, in den Arbeitsgruppen des Rates und in den Ausschus
sen der EG-Kommission beruft man sich dann in der Argumentation höufig auf Forschungsergeb
nisse und wissenschaftliche Erkenntnisse. Meist werden diese Ergebnisse und Erkenntnisse ge
genseitig angezweifelt, können aber in diesen Gremien weder widerlegt noch bestötigt wer
den. Hötte man bei der Diskussion in diesen Gremien eine gewisse anerkannte gemeinsame 
Basis, so w!:lre oftmals eine sachlichere Argumentation und eine schnellere Einigung möglich. 
Dadurch könnten wissenschaftliche Erkenntnisse unter Beachtung politischer Aspekte besser 
an die fuhrenden Politiker herangetragen werden und einen st!:lrkeren Einfluß auf die Entschei
dungsvorbereitung und auch auf die Entscheidung selbst ausuben. Auf diese Weise kl:Snnte im 
EWG-Raum nach und nach eine vemUnftige Agrarpolitik verwirklicht werden. 

Ich habe meine AusfUhrungen mit der von einem französischen Staatsmann und Historiker formu
lierten Maxime begonnen. Ich möchte sie mit einem Ausspruch eines anderen berUhmten 
Franzosen, PASCAL, beenden. Sie ml:Sgen daran erkennen, daß es den "Vorsch!:ltzem" nicht 
an Selbstironie fehlt: 

"Nur weil wir die Gegenwart nicht recht zu erfd!:lren und zu erfassen verstehen, bemuhen 
wir uns geistreich um die Einsicht in die Zukunft". 

Also bemUhen wir uns um eine bessere Einsicht in die Gegenwart. Vielleicht kl:Snnen wir dann 
von dieser Basis aus besser vorausschauen. 
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BITTERMANN, E. und BUCHHOLZ, H.E.: Erzeugung und Verbrauch von Getreide in der EWG 
- Vorausberechnung fUr die Jahre 1975 und 1980, in: "Agrarwirtschaft", 18. Jg. (1969), 
S. 345 - 355. 

BML: (Bundesministerium fUr Emöhrung, Landwirtschaft und Forsten, Bonn): Vorschötzung der 
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Bulletin for Europe, Vol. 22, No. 1, New York, 1971. 

EG-KOMMISSION: Der Gemeinsame M:arkt fUr landwirtschaftliche Erzeugnisse - Vorausschau 
"1970", Studien, Reihe Landwirtschaft, Nr. 10, BrUssel, 1963. 

EG-KOMMISSION: Lage und Tendenzen der Weltmörkte der wichtigsten Agrarerzeugnisse -
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pöischen Gemeinschaften, BrUssel, August 1966. 
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Zucker. Hausmitteilungen uber Landwirtschaft, Nr. 15, Kommission der Europöischen Ge
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Getreide. Hausmitteilungen Uber Landwirtschaft, Nr. 24, Kommission der Europöischen 
Gemeinschaften, BrUssel, Mtirz 1968. 

EG-KOMMISSION: Landwirtschaftliche Vorausschötzungen - Methoden, Techniken und Mo
delle. Hausmitteilungen uber Landwirtschaft, Nr. 48, Kommission der Europöischen Gemein
schaften, BrUssel, September 1969. 

EG-KOMMISSION: Landwirtschaftliche Vorausschtitzungen - 11, Möglichkeiten der Anwendung 
bestimmter Modelle, Methoden und Techniken in der Gemeinschaft. Hausmitteilungen uber 
Landwi rtschaft, Nr. 63, Kommission der Europöischen Gemeinschaften, BrUssel, Oktober 
1970. 

EG-KOMMISSION: Entwicklung und Vorausschtitzung der Landwirtschaftlichen Erwerbsbevölke
rUng. Hausmitteilungen Uber Landwirtschaft, Nr. 61, Kommission der Europöischen Gemein
schaften, BrOssel, September 1970. 

F.A.O.: Agricultural Commodities - Projections for 1975 and 1985, Vol. I, Vol. 11, Rom, 1967. 

F.A.O.: Agricultural Commodity Projections, 1970 - 1980, Vol. I, Vol. 11, Rom, 1971, 
(einschi. Teilstudien) • 

275 



F.A.O.: Provisionallndicative World Plan forAgricultural Development, a Synthesis and 
Analysis of Factors relevant to World, Regional and National Agricultural Development, 
Vol. I, Vol. 11, C69/4, Rom, August 1969. 

O.E.C.D.: Agri cu Itura I Projections, Paris, 1968. 

PRODUKTSCHAP VOOR ZUIVEL: Prognose van het aanbod van melk en de vruag naar melk 
en zuivelprodukten in de EEG, 1970 en 1975, Den Haag, 1967. 

RUSTEMEYER, F.C.: Vorschötzung von luckererzeugung und -verbrauch in der EWG bis 1980, 
"AgralWirtschaft", 20. Jahrgang (1971), S. 93 - 97. 

SCHMIDT, H. und GRÜNEWALD,' L.: Aggregation of Future Demand and Supply for Agricul
tural Products in the European Economic Community 1970 - 1975, Studien zur AgralWirt
schaft, Heft 5, IFO-Institut fUr Wirtschaftsforschung, Munchen, 1969. 

SCHMIDT, H., GRÜNEWALD, L. und GAMBERGER, M.: Die Erzeugung und der Verbrauch 
landwirtschaftlicher Produkte in der EWG bis 1975, in: Berichte Uber Landwirtschaft, NF 
Band 42, 1969. 

SCHOLl, H.: Entwicklungen in der Landwirtschaft der BRD und der EWG bis zum Jahre 1980 
und Folgerungen fUr die Infrastrukturpolitik, in: Schriften des Vereins fUr Socialpolitik, 
Gesellschaft fUr Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, NF Band 54, Theorie und Praxis 
der Infrastrukturpolitik, Berlin, 1970. 

SCHOLl, H. und GOCHT, H.: Agrarpolitik und mittelfristige Wirtschaftspolitik in der EWG, 
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SORENSEN, V.L. und HATHAWAY, D.E.: The Grain-Livestock Economy and Trade Patterns 
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No. 5, Michigan State University, East Lansing (Mich), 1968. 
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USDA-ERS: World Demand Prospects for Agricultural Exports of Less Developed Countries in 
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Perspectives Agricoles pour 1975, Paris, 1971. 
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1 AI!.ru!.meine Vorbemerl<u~n zum Problem der ökonometrischen Analyse 

Nach VA LA VANIS (9) ist es die Aufgabe des Ökonometrikers, ökonomische Theorien in mathe
matis1chen Formen auszudrUcken, um sie durch statistische Methoden zu verifizieren und den 
Einfltß einer ökonomischen Variablen auf eine andere zu messen, um so in die Lage versetzt zu 
werd n, zukUnftige Ereignisse vorauszusagen oder empfehlen zu können, welche Politik verfolgt 
werd~n sollte, um dieses oder jenes Resultat zu erreichen. Diese AufgabensteIlung beschreibt 
die S'tufen der ökonometrischen Analyse: 
a) S~zifikation oder Modellbau, 
b) Sdhl:itzung ökonomischer Konstanten (Parameter), 
c) Testen wi rtschaftstheoretischer Hypothesen (Verifikation), 
d) Pr9gnosen - durch Modifikation der erstellten Erl<ll:irungsmodelle zu Prognose-Modellen 

(G. MENGES, 8). 

Die Bedeutung ökonometrischer Prognosen liegt in der Quantifizierbarl<eit der Interdependenzen, 
obgleich statistische Methoden nicht die einzige Grundlage fUr Prognosen bilden. 

In der folgenden Darstellung soll insbesondere auf die Probleme der Anwendung statistischer 
Met~oden auf die spezielle Frage der Entwicklung der Arbeitskräfte im Agrarsektor eingegangen 
werden. 
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Es wird davon ausgegangen, daß die erwöhnten mathematischen Modelle und ihre Schötzmetho
den hinreichend bekannt sind, so daß auf spezielle Methoden und Schötz-Techniken nur inso
weit eingegangen wird, als es im Zusammenhang mit den besonderen Verhöltnissen des vorliegen
den Problems notwendig ist. 

Folgende Aspekte des Prognoseproblems seien kurz beleuchtet: 

a) Falls die Hauptaufgabe einer ökonometrischen Untersuchung die Prognose einer wirtschaftlich 
relevanten "Variablen" oder "Größe" ist, dann wird das vornehmliche Ziel sein, Angaben 
zu machen, welchen Wert oder welche Werte diese Größe in einem relevanten zukUnftigen 
Zeitpunkt annehmen wird bzw. annehmen kann. Eine Prognose ist auf mehrere Arten bedingt. 
Die zukunftige Entwicklung der zu prognostizierenden Größe wird im allgemeinen geknupft 
sein an Verönderungen anderer Wirtschaftsgrößen und bei gewissen Annahmen uber deren 
Entwicklung zutreffen (JÖHR und KNESCHAUREK, 19). Prognosen sind, sofern sie sich 
mathematischer Methoden bedienen, stochastisch (MENGES, 8), d.h. mit der Angabe eines 
prognostizierten Wertes wird eine gewisse Eintreffenswahrscheinlichkeit verknupft. Im allge
meinen wird man sich der Konfidenzprognosen (MENGES, 8) bedienen, dann besteht eine 
Bedingtheit der Prognose in der Angabe der Wahrscheinlichkeit, mit der eine Variable Werte 
in einem begrenzten Intervall annimmt 1). 

Die ökonomische Bedingtheit der Prognose erfordert also stets, daß die zu prognostizierende 
Größe im Rahmen der fUr ihre Entwicklung relevanten Interdependenzen untersucht wird. 
Inwieweit diese Einflußgrößen in einem Prognosemodell zu berUcksichtigen sind, ist abhängig 
von der ökonomischen Relevanz, von der Durchschaubarkeit der Zusammenhönge, von der 
Verfugbarkeit der Informationen. 

Die Entwicklung der Zahl der Arbeitskröfte im Agrorsektor wöre demzufolge z. B. im Zusam
menhang mit der Entwicklung der Produktion, der Kapitalbildung, des technischen Fort
schritts, des Einkommens und der Löhne und der Beschöftigung im Agrar- und in den anderen 
Wirtschaftssektoren zu sehen. 

b) Soll die Prognose Uber das bloße Aufzeigen der möglichen zukUnftigen Werte hinaus Aufschluß 
Uber sinnvoll einzusetzende agrarpolitische Instrumente zur Erreichung gewUnschter Entwick
lungen geben, dann rUckt die Spezifikation und Verifikation eines problemadi:lquaten Erklö
rungsmodells der vergangenen Entwicklung in den Vordergrund der Analyse. Die Koeffizien
ten eines Regressionsmodelles sind unter gUnstigen Umsti:lnden Iv1aße fUr den Effekt gewisser 
exogener Einflußnahmen auf die Entwicklung. Ist die untersuchte Größe, wie im anstehenden 
Fall, ein Aggregat handelnder Individuen, dann tritt zur Problematik des Ursache-Effekt
Zusammenhanges die Untersuchung der Motivationen und des Verhaltens des Individuums und 
der Iv1asse hinzu. 

Die Feststellung psychologisch und soziologisch bedingter Verhaltensweisen geht uber die 
ökonometrische Fragestellung hinaus. Gegenstand ökonometrischer Analysen sind im allge
meinen die ökonomisch erkli:lrbaren Phi:lnomene, d.h. die ökonomischen Ursachen der Ver
önderung ökonomisch relevanter Größen. 

c) Weitere AufschlUsse Uber differenzierte Ursachen der Variation der Größen erhölt man aus 
der Untersuchung von Teilgrößen und Disaggregaten. Typische Beispiele sind die Untersu
chung regionaler Differenzierungen, Untersuchung der Teilgrößen Familien- und Lohnarbeit 
bzw. der stöndig oder nichtstöndig in der Landwirtschaft Beschöftigten und die Differenzie
rung nach Betriebsgrößenklassen • 

1) Ein typisches Beispiel ist die Angabe der Standardabweichung des Regressionskoeffizienten, 
aus der sich Konfidenzintervalle zu unterschied I ichen Sicherheiten angeben lassen. 
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Di e Untersuchung der Disaggregate ist sinnvoll, 

1, wenn die Entwicklung in den Teilen nicht parallel verll:iuft und zu unterschiedlichen 
Grenzentwicklungen in der Zeit tendiert, 

2, wenn aufgrund der unterschiedlichen Entwicklung in den Disaggregaten Informationen 
uber Ursachen, Verhalten und Motivationen gewonnen werden können, 

3, wenn uber die Teilentwicklungen bessere Informationen vorliegen als fUr das Aggregat. 

Der Grad der Aggregation ist eine Funktion der VerfUgbarkeit uber Informationen. 

d) Aussagen uber die zukUnftigen Entwicklungen ökonomischer Größen werden durch die zur 
Prognose verwendeten Methoden beeinflußt. Unterschiede ergeben sich in Bezug auf Info!"
mationsgehalt, Genauigkeit und Fristigkeit der Prognosen. Empirische Analyseverfahren ver
längem Erfahrungen aus den Entwicklungen in der Vergangenheit in die Zukunft und spiegeln 
im wesentlichen das Verhalten wider. Normative Verfahren untersuchen zukUnftige Entwick
lungen mehr unter dem Gesichtspunkt der Rationalitl:it und Optimalitl:it bei gewissen Annahmen 
uber die zukUnftige ökonomische Umwelt. Durch Vergleich normativer ex-post-Analysen mit 
den tatsl:ichlichen Entwicklungen der Vergangenheit und Korrektur der unter der Annahme 
der Rationalitl:it berechneten Werte mit Verhaltensparametem werden sie mit den Ergebnissen 
empirischer Analysen vergleichbar. 

e) Nach dem Zweck der Untersuchung treten in ökonometrischen Modellen unterschiedliche 
Aspekte in den Vordergrund. In Erklarungsmodellen liegt das Hauptgewicht auf der Erfor
schung der Ursache-Wirkungskette und der Quantifizierung der Effekte, korrekte Auswahl 
der erkll:irenden Variablen und korrekte Spezifizierung der Koeffizienten sind die wichtigsten 
Kriterien fUr die GUte des Modelles. In Beschreibungsmodellen vergangener Entwicklungen 
liegt das Hauptgewicht auf bestmöglicher Anpassung der Modell rechnungen an die Realitl:it. 
Hauptkriterium bei der Auswahl von Prognosemodellen ist die Extrapalierbarkeit. Allerdings 
wird im allgemeinen ein Prognosemodell umso höher eingeschl:itzt, je besser es die vergange
ne Entwicklung beschreibt, und je besser es diese durch exogene Variablen erkll:irt. Trotzdem 
sind sowohl fUr Erkll:irungs- als auch Prognoseaspekt der Modelle nicht-statistische GUte
kriterien maßgebend. Statistische GUtemaße - wie Korrelation, Signifikanz u.a. - sind 
wesentl ich dem Beschreibungsaspekt zuzuordnen. 

Der Erkll:irungswert eines Modelles ist weitgehend abhl:ingig von der Qualitat der verfUgbaren 
bzw. verwertbaren Information. Bei mangelhafter Datenqualitl:it treten also zur Beurteilung eines 
Prognosemodells andere Kriterien in den Vordergrund, wobei subjektive Wertmaßstl:ibe eine große 
Rolle: spielen. Die Datengrundlage bedarf daher einer genaueren Untersuchung. 

2 Die Dat~~ der Arbeitskrl:ifte-Prognose 

Unter Arbeitskraften im Agrarsektor sollen im folgenden die (in 30, 31) statistisch ausgewiesenen 
"landwirtschaftlichen Arbeitskrafte in Betrieben ab 0,5 ha LN und ihren Haushalten" mit den 
Gliederungen in 
"stl:indige bzw. nichtstl:indige Familienarbeitskrafte" (kurz mit SFA bzw. NFA bezeichnet) und 
"stan~ige bzw. nichtstl:indige Lohnarbeitskrl:ifte" (SLA bzw. NLA) und das daraus durch Wichtung 
nach ; Beschtiftigungszeit im Betrieb und nach Alter berechnete Aggregat 
"betiieblicher Arbeitsaufwand der Landwirtschaft in Vollarbeitskraften" (VAK). 

Diese ausgewiesenen Daten werden auf unterschiedlicher Basis gewonnen: 

a) alilfgrund von im Abstand von ca. zehn Jahren (erstmals 1949) stattfindender Total erhebungen, 
b) aliJfgrund in unregelml:ißigen Absttinden, ab 1964 alle zwei Jahre durchgefUhrter größerer 

Stichprobenerhebungen mit Hochrechnungen unter Hinzuziehung der vorangegangenen Total
et\lebung als Vergleichsbasis 
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c) durch Interpolation der Größen in den Zwischenzeitpunkten. 

Durch diese Erhebungsmethode wird ein Teil der ökonomischen Variabilittlt, die man mit ökono
metrischen Methoden erkltlren will, gegltlttet. Andererseits wird durch Änderungen der regiona
len Bezugsbasis (z. B. Einbeziehung des Saarlandes) oder der Definition der Größen (z. B. Aus
gliederung der Arbeitskrtlfte, die in Betrieben arbeiten, die nicht für den fvlarkt produzieren), 
Variabilittlt erzeugt, die ökonomisch nicht erkltlrt werden soll. Der Erkltlrungswert der mit die
sen Daten geschtltzten ökonometrischen Strukturen ist daher von vornherein eingeschrtlnkt. 
Mit besonderer Vorsicht ist der "betriebliche Arbeitsaufwand" zu interpretieren, insbesondere 
wegen des hohen Anteils der Tei Izeitbeschtlftigten, der Schwierigkeiten der Ermittlung der Ar
beitszeit in den Haushalten und der regional und in der Zeit unterschiedlichen Intensittlt des 
Arbeitseinsatzes. 

Als Informationen sind in den Zeitreihen enthalten: 

a) die exakten Vertlnderungen der Arbeitskrtlfte über großere Zeitrtlume (Totalerhebungen), 
b) die ntlherungsweisen Vertlnderungen von einer größeren Stichprobenerhebung zur ntlchsten 

(in letzter Zeit in zweijtlhrigem Abstand), 
c) durchschnittliche jtlhrliche Vertlnderungen in den Zwischenzeiten. 

Zeitliche Vertlnderung wird also offenbar nur in ihrer - mehr oder weniger - groben Tendenz 
wiedergegeben. Ziel einer Untersuchung dieser Größen kann daher nur sein, den ungefähren 
Trend zu verfolgen. Dabei ist zu berücksichtigen, daß die Abwanderung von Arbeitskräften in 
den Tei I perioden der Referenzperiode 1951 - 1970 unterschiedliche Hauptantriebe hatte, zu
ntlchst die Beseitigung versteckter Arbeitslosigkeit, dann Ersatz von Arbeit durch Kapital und 
in letzter Zeit Abwanderung im Zusammenhang mit Vertlnderungen der Agrarstruktur (WEIN
SCHENCK, E. HANF, UHLEMANN, 28). 

Die Problematik wird umfangreicher, wenn man exogene Variablen zur Erklärung und Beschrei
bung der Entwicklung hinzuzieht. 

Zwischen den meisten ökonomisch sinnvollen Erklärungsvariablen und der Zeit besteht eine hohe 
Korrelation (Übersicht 4), d.h., zwischen den potentiellen Erkltlrungsvariablen besteht Multi
kollinearittlt (GOLLNICK, 5). Das bedeutet, daß in der Vergangenheit kaum unabhtlngige Ver
tlnderungen der erkltlrenden Variablen und Größen stattgefunden haben. Die in Regressionsmo
dellen errechenbaren Koeffizienten sind also als ceteris-poribus-Veronderungen, als Wirkung 
der Änderung einzelner exogener Variablen, kaum zu interpretieren. 
Das beeinträchtigt entscheidend den Erklärungswert der Modelle, wtlhrend der Einfluß auf den 
Wert als Prognosemodelle geringer einzuschätzen ist. Die exogenen Variablen treten hier als 
komplizierte Zeit-Transformationen auf. 

Ein weiterer Umstand, der die ökonometrische Analyse erschwert, ist - das gilt natUrlieh für 
alle Untersuchungen in der BRD - die Kürze der verfügbaren Zeitreihen. Während für vergleich
bare AufgabensteIlung in den USA Zeitreihen von ca. 1930 bis heute untersucht werden können, 
kann man in Deutschland - mit Einschrtlnkungen - auf die Entwicklung der letzten zwanzig 
Jahre zurückgreifen. Dabei ist zu berücksichtigen, daß für viele Variablen gtlnzlich verschie
dene Einflüsse in einzelnen Phasen der Vergangenheit wirksam waren. In Itlngeren Zeitreihen 
ist es durch Untersuchung der Einzelphasen eher möglich, nur zeitlich begrenzt wirkende Ein
flußfaktoren zu isolieren. 

Multikollinearität und Kürze der Zeitreihe wirken gemeinsam einschrtlnkend auf die Zahl der 
zur Erklärung in den Modellen verwendbaren exogenen Variablen und vermindern im allgemeinen 
den Anteil der erkltlrbaren Varianz. 
Die Mtlngel der Datengrundlage legen eine Beschronkung der ökonomet rischen Analyse auf 
Untersuchung der tendenziellen zeitlichen Veronderung, d.h. des Trends, nahe, da sinnvolle 
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Informationen uber ökonomische Zusammenhänge aus Erklärungsmodellen nicht erwartet werden 
können, Die hohen Anforderungen, die sophistischere Modelle und Schätzmethoden an die 
Qualität der verwendeten Daten stellen 1), können im Falle der Schätzung der Entwicklung 
der Arbeitskräfte im Agrarsektor nicht erfullt werden. 

Verbesserung der Prognose-Ergebnisse wird im allgemeinen auf zwei Wegen versucht, 
a) durch Übergang zu komplexeren Iv\odellen mit verbesserten Schätzmethoden und 
b) durch Untersuchung von Teilgrößen und Disaggregaten. 

Der erste Weg verspricht bei den vorliegenden Verhältnissen keine nennenswerte Verbesserung 
der Qualität der Ergebnisse, Der Übergang zu Differenzierungen der Aggregate läßt prinzi-
piell einen Informationszuwachs erwarten. Die wichtigste Differenzierung fUr Arbeitskräfte, 
nämlich die regionale Untergliederung, bringt allerdings weitere Komplizierungen. Zunächst 
ist die Qualität der regional gegliederten Daten nicht besser als die des Aggregates, daruber 
hinaus liegen Gliederungen auf Länderebene nur fUr die Totalerhebungen und die zweijährigen 
Stichprobenerhebungen der letzten Jahre vor, tiefere Gliederungen - etwa auf Regierungsbezirks
ebene - nur fUr die großen Erhebungen. DarUber hinaus ist zu erwarten, daß auf der Ebene von 
Kleinregionen sich die Veränderung der regionalen Zuordnungen gravierender auswirkt als im 
Aggregat. 

Die Untersuchung der regional aufgegliederten Daten hat dennoch ihren Sinn: 
a) zur Untersuchung ökonomischer BestimmungsgrUnde fUr Abwanderung durch Querschnittsver

gleiche in der Zeit, 
b) Zlur Gewinnung von groben Kontrol I rechnungen zur PrUfung der Relevanz der Prognose des 

Aggregates. 

Letzteres gilt auch fUr andere als regionale Differenzierungen, z.B, fUr eine Aufgliederung nach 
Betriebsgräßenklassen, 

3 Methoden und ihre Anwendbarkeit 

Im folgenden sollen einige der häufig angewandten Prognosemodlelle im Hinblick auf die vorlie
gende Fragestellung betrachtet werden. Eingegangen wird auf 

a) Expertisen, 
b) Regressionsanalysen, 
c) spezielle Anwendungen 2) von MARKOV-Ketten. 

1) "Ökonometrische Theorie ist wie ein außergewöhnliches französisches Rezept, das genau an
gibt, mit wieviel Drehungen die Soße angerUhrt wird, wieviel Milligramm der verschiedenen 
GewUrze beigefUgt werden sollen, wieviel Mill isekunden man die Mischung bei 4720 C ko
chen lassen soll. Wenn aber dann der statistische Koch zu den Rohstoffen greift, findet er, 
daß Herzen von KaktusfrUchten nicht verfUgbar sind, statt dessen nimmt er RUbenstrUnke, wo 
das Rezept Fadennudeln vorschreibt, nimmt er Sägespäne und Curry ersetzt er durch grUne 
Kleiderfarbe, Truthahneier durch Tischtennisbälle und statt einer Flasche echten 1883er 
Beaujolais verwendet er eine Kanne Terpentin" (Deutsch nach S. VALAVANIS, 9, S. 83), 

2) Wichtiges Anwendungsgebiet der MARKOV-Ketten ist die Mobilitätsforschung. Auf die 
dlort verwendeten Wanderungsmodelle soll hier nicht eingegangen werden. Sie sind Gegen
stand anderer Untersuchungen, z.B. C.H. HANF (16). 
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3.1 Expertisen 

Die Expertise (AYRES, 1, S.143) ist wesensmößig eine "intuitive Methode" (JÖHR u. 
KNESCHAUREK, 19). Sie ist ein höufig angewandtesJl.erfahren. Sie wird hier_in den Katalog der 
Methoden aufgenommen, obgleich sie nur in geringem fv\aß Gebrauch von statistisch-mathemati
schen Rechentechniken macht, weil ihr eine zentrale und Ubergeordnete Bedeutung zukommt. 

In Bezug auf die Prognose gesamtwirtschaftlicher Entwicklungen und der Konjunktur meinen 
JÖHR und KNESCHAUREK (19), man stutze sich bei intuitiven Prognosen "auf gewisse Erfahrun
gen und Kenntnisse der wirtschaftlichen Zusammenhönge, lößt sich aber bei Beurteilung der kUnf
tigen Wirtschaftssituation vom FingerspitzengefUhl leiten". Trotz zahlreicher positiver Ergebnisse, 
die mit dieser Methode erzielt wurden, "erhebt sich die Frage, ob diese Volltreffer der Intuition 
nicht weitgehend dem Zufall zuzuschreiben sind". 

Angewandt auf speziellere Fragestellungen, wie z. B. die Entwicklung der Arbeitskräfte im Agror
sektor, kann das Verfahren, das ich als "Expertise" bezeichnen möchte, allerdings als weniger 
intuitiv und mehr sachbezogen gedeutet werden. Der "Experte" wird durch intensive, qualitative 
Untersuchung der Entwicklung auf Ursachen und Motivationen und durch Zuhilfenahme einfacher 
statistischer Größen - wie durchschnittliche jöhrliche Verönderungen oder Änderungsraten - unter 
erfahrungsgemößer Wichtung der Perioden der Vergangenheit, die das kUnftig zu erwartende Ge
wicht der Einflusse auf die in Frage gestellte Entwicklung spiegelt, einen erwarteten Wert fUr den 
Prognosezeitpunkt festlegen. Durch Uberprufung dieser Schätzung auf Konsistenz durch Vergleich 
mit den zu erwartenden Veränderungen anderer relevanter Variablen kann die Ursprungshypothese 
revidiert werden. Das Prüfungsverfahren wird wiederholt, bis sich ein befriedigendes Ergebnis 
einstell t. 

Zur UberprUfung einer intuitiven Schl:ltzung der Arbeitskräfte eignen sich zum Beispiel die Zahl 
der Betriebe, die Arbeitskräfte - Flöche - Relation, die Entwicklung von Disaggregaten wie in 
Regionen bzw. Betriebsgräßenklassen. 

Zu einem gewissen Ansehen ist diese Methode fUr langfristige Prognosen durch Einschaltung einer 
größeren Gruppe von Experten als eine "Methode der Befragung" (JÖHR und KNESCHAUREK, 
19) in mehreren Runden gelangt, die unter dem Namen "Delphi-Methode" (AYRES, 1) bekannt 
geworden ist. 

FUr die ökonometrische Analyse hat das oben beschriebene Ein-fv\ann-Delphiverfahren eine 
eigene Bedeutung. Es wird, bewußt oder unbewußt angewandt, als Kriterium fUr die GUte einer 
Prognose mit allen anderen Verfahren oder Methoden herangezogen. 

Ein Prognosemodell ist nur dann gut, wenn die damit erzielbaren Ergebnisse "einleuchtend" oder 
"vertretbar" erscheinen. Das bedeutet, daß der Prognostizierende im allgemeinen ein Vor-Urteil 
uber die zukUnftige Entwicklung hat und - im wesentlichen - akzeptiert, was dieses Urteil be
stätigt. 

In dieser bewußt oder unbewußt anerkannten Kriteriumseigenschaft der Expertise liegt deren Be
deutung auch fUr ökonometrische Untersuchungen. Sie gestattet einen umfangreichen Einsatz 
von Erfahrungen und Wissen um ökonomische Zusammenhänge und fordert kaum mathematische 
Kenntnisse. Der Verzicht auf ausdrUckliche Darstellung der ökonomischen Interdependenzen ist 
das ihr innewohnende intuitive Element. Das Verfahren kann mal als konsequente Fortsetzung 
des Plausibilitötskriteriums (MENGES, 8, bzw. GRUBER, 6), hier statt auf die Regressions
koeffizienten direkt auf den extrapolierten und prognostizierten Wert der Variablen angewandt, 
ansehen. Die VertrauenswUrdigkeit der so gewonnenen Prognose ist eine Funktion der Vertrauens
wurdigkeit des Experten. 
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3.2 Regressionsanalysen 

Die Zahl der ArbeitskrClfte im Agrarsektor ist eine Funktion der Produktion, vom Faktoreinkom
men, von der Zahl der Betriebe und von der Kapitalbildung der Betriebe, andererseits ist jede 
dieser Größen nicht unabhClngig von der Zahl der ArbeitskrCIfte im Agrarsektor, und es existie
ren darUber hinaus zwischen ihnen Interdependenzen, z. B. zwischen Einkommen und Kapital
bildung. Ein Gesamtmodell, von dem Teile auch sinnvoll als Partialmodelle untersucht werden 
können, sollte (nach G. WEINSCHENCK, E. HANF, P. UHLEMANN, 28) folgende Funktionen 
enthalten: 

1. Angebots- und Nachfragefunktionen fUr landwirtschaftliche Produktion, 
2. Angebots- und Nachfragefunktionen fUr landwirtschaftliche Arbeit, eventuell gegliedert nach 

verschiedenen ArbeitsqualitClten bzw. unter den speziellen VerhClltnissen in der BRD eine 
Verhaltensfunktion des Faktors landwirtschaftlicher Arbeit, 

3. eine Produktionsfunktion, die die technischen Relationen zwischen Faktoreinsatz und Produk-
tion berUcksichtigt, 

4. eine Produktions-Kostenfunktion (ohne Zinsen und Arbeitskosten), 
5. eine Funktion zur Entwicklung der Zahl der Betriebe, 
6. eine Investitionsfunktion, die das Investitionsverhalten im Agrarsektor beschreibt, 

und die zugehörigen Gleichgewichtsbedingungen und Definitionsgleichungen. 

Als Partialmodelle wClren zwei Typen denkbar: 

a) ein Arbeitsmarktmodell fUr den Agrarsektor der USA wird von TYRCHNIEWICZ und SCHUH 
(24) beschrieben. Das Modell besteht aus sechs Gleichungen mit den Nachfrage- bzw. An
gebotsfunktionen fUr Familien-, Lohn- bzw. Betriebsleiterarbeit mit den weiteren endogenen 
Variablen Familienarbeitseinkommen der Landwirtschaft pro Familienarbeitskraft, Familien
arbeitseinkommen je Betriebsleiter bzw. Agrarlohnindex und den exogenen Variablen Produkt
preisindex, Gesamtarbeitskraft in der gesamten Volkswirtschaft, ein Technologie-Index, 
Trend, durchschnittl iches Einkommen der nicht im Agrarsektor BeschClftigten und die Arbeits
krCIfte im Agrarsektor zur Zeit t-1, 

b) ein partielles Produktionsmodell mit den endogenen Variablen Produktion, Arbeitseinsatz, 
Kapitalstock oder Stand der Technik oder Mechanisierung. 

Die Spezifikation solcher Modelle bringt große statistische und methodische Schwierigkeiten 
mit sich: 

a) wegen des Fehlens statistisch ausgewiesener Informationen, z. B. Kapitalstock und Technolo
giekoeffizient zur Charakterisierung des Standes der technischen Entwicklung, 

b) wegen der mangelhaften QualitClt der Daten uber die Entwicklung der ArbeitskrClfte im Agrar
sektor. Da die interdependenten Modelle in erster Linie ErklClrungscharakter haben, die 
Variablen fUr solche Modelle aber nur wenig geeignet erscheinen, ist nicht mit signifikanten 
uind ökonomisch sinnvollen Resultaten zu rechnen, 

c) wegen der schwierigen SchCltzung von Angebotsfunktionen fUr landwirtschaftliche Produkte 
(G. WEINSCHENCK, C.H. HANF, K.O. HÖRNER, 27). "/Van muß aus theoretischen 
GrUnden annehmen, daß die Preis-Angebotsfunktionen sich durch technische Fortschritte 
und StrukturverCInderungen in einer Art und Weise verschoben haben, die spezifisch fUr je
des Produkt oder fUr jede Gruppe von Produkten ist, und die in vielen FClIIen schwierig zu 
bestimmen ist." Schwierigkeiten ergeben sich insbesondere durch: 

1. das Aggregationsproblem, 
2. die IrreversibilitClt der Angebotsfunktion, 
3. die Unsicherheit der Preiserwartungen und 
4. das Problem der Bestimmung des Einflusses der technischen VerCinderungen 

(G. WEINSCHENCK, C.H. HANF, K.O. HÖRNER, 'Zl), 
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d) wegen der Schwierigkeit bei der Abgrenzung der model I endogenen Variablen, z. B. stehen 
die ltshne fUr landwirtschaftliche lohnarbeit als Tarifltshne im wesentlichen unter exogenen 
EinflUssen, der Einfluß des Einkommens ie Familienarbeitskraft wird durch den hohen Anteil 
an Nebenerwerbslandwi rtschaft verftllscht, 

e) wegen der Notwendigkeit, in interdependenten Modellen eine große Zahl exogener Variab
len auf den Prognosezeitpunkt zu schtltzen. Oft wird dadurch das eigentliche Prognoseproblem 
nur auf eine andere, meist vielfältigere Ebene verlagert. FUr die Prognose der exogenen 
Variablen ergeben sich meist ähnliche Schwierigkeiten wie fUr die Prognose der untersuchten 
Variablen. 

Aus den angefUhrten GrUnden ergibt sich als Folgerung, daß eine Beschrtlnkung auf einfache 
statistische Methoden angebracht ist, also unabhtlngige Schätzungen fUr den Arbeitskräftebesatz 
im Agrarsektor durchgefUhrt werden, deren Relevanz anhand anderer Überlegungen (z. B. an 
Untersuchung von Disaggregaten, Vergleich mit Ergebnissen normativer Modell rechnungen) zu 
testen ist. 

Im folgenden werden Anwendungen einfacher Trendanalysen und von Eingleichungsmodellen zur 
Schtltzung der Entwicklung der Zahl der Arbeitskrtlfte im Agrarsektor dargestellt, und es wird in 
einem Exkurs auf die Prognose mit Mehrgleichungsmodellen eingegangen. 

3.2.1 Trendanalysen 

Trendanalysen geben unter folgenden Bedingungen vergleichsweise akzeptable Informationen fUr 
die zukunftige Entwicklung (nach G. WEINSCHENCK, C.H. HANF, K.O. HÖRNER, 27): 

1. wenn sie auf einer ntlherungsweise stabilen Entwicklung der Referenzperiode basieren, 
2. wenn die als exogen fUr die Entwicklung angesehenen Faktoren in der Zukunft tlhnlichen 

Trends folgen wie in der Vergangenheit, 
3. wenn die agrarpolitischen Moßnahmen in der Zukunft in ähnlichem Moße und mit vergleich

baren Ziel richtungen aufrechterhalten werden, 
4. wenn es gelingt, Einflusse zu isolieren, die in der Zukunft nicht in gleicher Sttlrke wirken 

werden wie in der Vergangenheit, 
5. wenn in allen Regionen eine homogene Entwicklung stattfindet, oder Regionen mit abwei-

chenden Entwicklungen separiert werden ktsnnen. 

Diese Bedingungen sind fUr die Entwicklung der Arbeitskräfte im Agrarsektor nur partiell erfullt. 

FUr eine Anwendung von Trendanalysen spricht die sich gleichmtlßig ändernde Zahl der ständigen 
und nichtsttlndigen Familienarbeitskrtlfte (SFA bzw. NFA), der ständigen lohnarbeitskrtlfte 
(SLA) und des betrieblichen Arbeitsaufwandes in Vollarbeitskrtlften (VAK). Allerdings ist es 
aufgrund dieser stabilen und homogenen Entwicklung nicht mtsglich, die Effekte der vornehmlich 
in der Vergangenheit wirksamen Ursachen - Intensivierung der Arbeitseffektivität, wachsende 
Mechanisierung - von den Wirkungen der gegenwärtigen und zukUnftigen Hauptursache - dem 
StrukturwandeI in der landwirtschaft - zu isolieren. Teilweise erfullt wird die Bedingung der 
Homogenität der regionalen Entwicklungen. In allen Regionen hat Abwanderung von Arbeits
kräften - allerdings in unterschiedlichem Moße - stattgefunden. FUr die Entwicklung der agrar
politischen Einflußnahmen kann man lediglich die Hypothese gleichbleibender Einflußrichtung 
und -stärke annehmen, um unter dieser Annahme bedingt zu prognostizieren. Insgesamt gesehen, 
ist die Möglichkeit, akzeptable Ergebnisse mit Trendanalysen zu erzielen, nicht vtsllig auszu
schließen. 
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Die Trendanalyse ist die einfachste Form der Beschreibung und Prognose zeitlicher Veränderung. 
Dabei wird angenommen, daß alle von anderen ökonomischen Größen auf die zu untersuchende 
Variable zu einem zeitlich konstanten oder zeitlich sich gesetzmäßig ändernden Effekt zusammen
wirken. Im einfachen linearen Trendmodell 

(1) . y = a + bt 1) 
! 

ist die zeitliche Änderung dy/dt = b konstant fUr Referenzperiode und Prognosezeitraum. Zur 
BerUcksichtigung zeitlich sich ändernder Gesamteffekte und damit zur besseren Anpassung der 
geschätzten Funktionen an die Daten der Referenzperiode ergeben sich folgende Möglichkeiten: 

a) Transformationen f(t) der Größe "Zeit", 

(2) y = a + b f(t) mit dy/dt = b df/dt, 

b) Transformationen g(y) der zu untersuchenden Variablen, 

(30) g(y) = a + b t mit dy/dt = b/(dgfdy) bzw. 

(3b) g(y) = a + b f (t) mit dy/dt = b df/dt/(dgfdy), 

c) zeitliche variable Regressionskoeffizienten, 

(4) y = a + b (t) t mit dy/dt = b(t) + t db/dt, z. B. 
2 

y = a + (bo + b1t) t = a + bot + b1t = a + bof(t), 

d) Benutzung von Dummyvariablen, z. B. von (O-l}-Variablen, eine solche Variable läßt sich 
als stetige Funktion 

=(:#0-' 
fUr alle t< to ' (dO/dt = 0) 

O(t) fUr alle t mit t ~t<t + 1, (dO/dt = -1) 
o 0 

fUr alle t~ t + 1, (dO/dt = 0) 
0 

schreiben. Dummyvariablen sind also spezielle Fälle von a) mit nicht stetigen 1. Ablei
tungen der Zeit-Transformationen. 

Die dargestellten Möglichkeiten haben also die Aufgabe, zeitlich veränderliche Gesamteffekte 
der exogenen Variablen darzustellen. Welche der Möglichkeiten gewählt wird, wird im allge
meinen bei einigermaßen gleicher statistischer Qualität der Funktionen (Korrelation, Standard
abweichung der Regressionskoeffizienten) durch Vergleich der Trendextrapolation mit dem Er
gebnis einer Expertise festgestellt. 

Nach G. WEINSCHENCK, E. HANF, P. UHLEMANN (28) werden die in Übersicht 1 und 2 
zusammengestellten "besten Schätzungen" fUr die einzelnen Arbeitskräfte-Größen ermittelt. 

FUr die vorliegende Untersuchung wurden folgende Dummyvariablen bzw. Zeittransformationen 
zur !besseren Anpassung benutzt: 

{
1 fUr t ~ 14 

a) die Dummyvariable 0 1 mit 0 1 = 0 fUr t > 14' zur BerUcksichtigung der ab 1964 

1) Im folgenden werden nur die systematischen, d.h. nicht-stochastischen Komponenten der 
Trendmodelle geschrieben. 
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Übersicht 1: Resultate der Trendanalyse 

Regressionskoeffizienten 
Korrelations-

Trend-
Variable (in Klammem die Standardabweichung) 

Koeffizient 
funktion 

VAK 6.014(:!:0.004) O.048(~.Ol5) -0.057 <i<>. 02) 0.998 

SFA (Methode 11) 6.120(~.007) 0.032(~.026) -0. 046(~. 004) 0.992 

SLA 6.709(± 0.013) 0. 122<i<>. 050) -0.105(~.008) 0.994 

NFA 2.414(:!:0.019) 0. 355(~. 072) -0. 065<i<>. 011 ) 0.851 

NLA 6.096(:!:0.026) 0. 669<i<>. 102) -0.176(~.016) 0.974 

VAK 6. 046(:!:0. 005) -0.050<:!:0.001) 0.997 

SFA 6. 141(:!:0.007) -0. 042<:!:0. 001) 0.992 

SLA (Methode I) 6. 790(:!:0. 015) -0. 088<:!: 0.003) 0.991 
NFA 

2. 650(:!:0. 030) -0. 014("t.0. 06) 0.449 

NLA 6. 540(:!:O. 051) -0.079(~.010 0.899 

1) Diese Ergebnisse sind nur schwach korreliert, sie wurden nicht zur Trendextrapolation 
verwendet. 

Übersicht 2: Resultate der Trendextrapolation - Arbeitskröfte 1980/81 (in 100.000) 

Geschtltzte 

1) 

1) 

1) 

Statistische Werte in den Jahren geschtltzter Wert 1980/81 
Variable 

1950/51 1955/56 1960/61 1965/66 Funktion Wert 
jtlhrl.Abnah-
me ra te (in %) 

a) VAK 58,85 31,72 24,00 18,45 1 8,5 
5 1I 9,0 

b) SFA 43,80 35,80 30.06 22,78 I 12,6 
4 

11 12,2 

c) NFA 11,60 14,50 12,60 9,76 - - -
d) SLA 7,66 5,62 3,27 2,17 I 1,1 8 

II 1,2 

e) NLA 4,50 5,20 2,86 1,65 11 0,6 7,5 

erfolgten Ausgliederung der Beschtlftigten in nicht fUr den fv4arkt produzierenden Betrieben, 

b) d• Du • bl D 14 • D 14 {A - (A/14)t fUr t ~ 14 • I1 le mmyvana e mit = , um eine eventue e 
o fUr t > 14 
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zeitliche Abnahme der Beschtlftigten in nicht fUr den fv4arkt produzierenden Betrieben fest
zustellen, dabei wurde der Wert von A simuliert (beste Ergebnisse wurden mit A = 1,4 er
zielt). 



c) die (ungewöhnliche) Zeit-Transformation 

FIT = - 0.005 t2 + 0.315 t - 0.300 
mit dFIT/dt = 0.315 - 0.01 t. Sie hat die spezielle Eigenschaft, ihr Maximum fUr 
t = 31.5, also in unmittelbarer Nahe eines hypothetischen Prognose-Zeitpunkts 1980, anzu
nlehmen. 
Mit (dFIT/dt) geht auch die Änderung der erkltirenden Variablen, b (dFIT/dt) gegen Null. 

Damit wurden die in Übersicht 3 aufgefuhrten Ergebnisse ermittelt. 

Übersicht 3: Resultate von Trendregressionen 

Geschatzter 
Korrelations-

Variable Funktionen Wert fUr 1980 
Koeffizient 

(in 100.000) 

VAK 28.390 - 0.618 T +7.767014 +0.088010 0.999 9.9 

(0.089) (0.122) (1.250) (0.371) 

SFA 43.830 + 1.944 0 1 - 0.812 T - 2.801 InT (B = 99.729) 9.9 

(0.096) (0.425) (0.083) (0.476) 1.000 

SLA 9.103 - 2.389 InT r = 0.964 1.0 

(0.122) (0.160) 

NFA 1) 9.230 - 3.683 0 1 +0.044 T 10.5 

8.427 - 3.82301 +0.548InT - 10.3 

NLA 5.895 - 1.122 FIT r = 0.872 0.7 

(0.181) (0.152) 

1) Die bei den angefUhrten Funktionen sind statistisch schwach gesichert, entsprechen jedoch 
in ihrem Prognoseergebnis der aus der Zeitreihe zu gewinnenden Information. 

Die jn ~.en Übersichten 2 und 3 dargestellten Schatzungen stimmen im wesentlichen Uberein. 
Die ln Ubersicht 2 geschatzten Werte fUr 1980 wurden auf mehrfache Weise auf ihre Konsistenz 
mit anderen Entwicklungen geprUft: 

1. Die Abnahmeraten der Arbeitskrafte in den Betriebsgrößenklassen wurden untersucht. Unter 
der Annahme konstanter Raten wurde die Entwicklung auf das Jahr 1980 extrapoliert und mit 
den Trendextrapolationen verglichen. Seide tv'tethoden lieferten ntiherungsweise gleiche 
Schatzungen (G. WEINSCHENCK, E. HANF, P. UHLEMANN, 28). 

2. Eine unabhangige Prognose der Zahl der Betriebe, basierend auf einer Untersuchung der 
Änderungsraten in Betriebsgrößenklassen, ergab ein kompatibles Ergebnis (28). 

3. Mit einem interregionalen L. P .-Madell wurde geprUft, ob die prognostizierten Werte inner
holb der Grenzen technischer Möglichkeiten lagen. Die Resultate zeigten, daß die geschtitz
t~m Werte innerhalb der Grenzen der bereits verfUgbaren Technik bleiben (28). 

293 



3.2.2 Eingleichungsmodelle 

Die Anwendung von Eingleichungsmodellen y = f(x), worin y die zu erklärende Variable, x der 
Vektor der zur Erklärung herangezogenen (modell exogenen) Variablen ist, beruht auf der An
nahme, daß Effekte lediglich von den exogenen Variablen auf die endogene Variable wirken. 
Es finden keine RUckwirkungen von Änderungen in y auf die Werte der exogenen Variablen 
statt, und diese variieren unabhängig voneinander. Diese letzte Annahme trifft oft dann nicht 
zu, wenn die potentiellen exogenen Variablen hoch korreliert mit der Zeit sind (Übersicht 4), 
und dazu hohe Korrelation der exogenen Variablen untereinander besteht (Multikollinearität). 

Übersicht 4: Die in den Schätzfunktionen vorkommenden Variablen und ihre 
Korrelation zur Zeit 

Name 

ERZ 

WSA 

WST 

GLL 

JSV 

EPJ 

PMJ 

BES 

SUT 

Definition 

Nettonahrungsmittelproduktion insgesamt (in Mill.t) 

Nettoinlandsprodukt zu Faktorkosten (Wertschöpfung) , 
Beitrag Land- und Forstwi rtschaft, in jeweiligen Preisen, 
(in 100 Mill. DM) 

Nettoinlandsprodukt, wie oben, alle Wirtschaftsbereiche 

Index der Gesamtlöhne in der Landwirtschaft, 1962 = 100 

Index der Bruttostundenverdienste der Industriearbeiter, 
1962 = 100 

Index der Erzeugerpreise landw. Produkte 
1961/62 . 1962/63 = 100 

Index der Einkaufspreise landw. Betriebsmittel insgesamt, 
1962/63 = 100 

Betriebseigene Schlepper insgesamt (in 1000 StUck) 

Summe aus direkten EinkommensUbertragungen und Investi
tionsbeihilfen fUr die Landwirtschaft, (Quelle: Haushalts
pläne des Bundes) (in 100.000 DM) 

Korrelation 
zur Zeit 

0.947 

0.980 

0.992 

0.977 

0.981 

0.898 

0.966 

0.991 

0.904 

Die exogenen Variablen sind dann als komplizierte Zeittransformationen aufzufassen. Das Ein
gleichungsmodell mit exogenen Variablen wird zur modifizierten Trendanalyse. Das wird beson
ders deutl ich, wenn man die Prognosetechnik betrachtet. Um den Schätzwert y(t p) fUr einen 
Prognosezeitpunkt tp zu berechnen, braucht man Prognosen x(tp) fUr die exogenen 

Variablen in diesem Zeitpunkt. In vielen Fällen wird man direkt auf Trendextrapolationen die
ser Variablen zurUckgreifen, das Ergebnis 

y(t) = a + 1: .b. x. (t ) = a + f(t ) 
P' I I I P P 

ist dann nichts anderes als der Wert einer modifizierten Trendfunktion. 

Von größerer Bedeutung fUr die Ergebnisse der Schätzungen ist aber die Verzerrung der Regres
sionskoeffizienten, die durch M,dtikollinearittlt bei gleichzeitigem Auftreten von Fehlern in den 
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erkll:lrenden Variablen veruBOcht wird (GOllNICK, 5). Solche Fehler in den exogenen 
Variablen sind nicht auszuschließen. Sie beeintrlichtigen den Wert der Eingleichungsmodelle 
als Erkllirungsmodelle, nicht in gleichem fvlc:Iße trifft dies fUr den Beschreibungs- bzw. Progno
seaspekt zu. Diese Fehlerquelle ist insbesondere bei der Interpretation der Regressionskoeffi
zienten als Effekte auf die abhlingige Variable zu berUcksichtigen, wenn es sich bei den exo
genen Größen um ökonomische Instrumente - wie Subventionen etc. - handelt. 

Einige wenige, fUr die Gesamtheit der gerechneten statischen Modelle aber typische Ergebnisse, 
wurden in Übersicht 5 zusammengefaßt. Da die meisten der vorkommenden exogenen Variablen 
durch stabile Entwicklungen in der Vergangenheit gekennzeichnet sind, wurden durch Extrapola
tion dieser Zeitreihen quantitativ akzeptable Schlitzungen der jeweiligen endogenen Variablen 
erhalten. Die Funktionen wurden nach dem Grad der Anpassung und nach Vergleich der extra
polierten Werte ausgewCihlt. Allen Funktionen gemeinsam ist, daß sie empfindlich auf VerCinde
rungen der gegenseitigen Korrelation fUr den Prognosezeitraum reagieren und dann zu unkorrek
ten Prognosen fuhren. Diese Instabilitlit unterstreicht, daß es sich hier um modifizierte Trend
funktionen handelt. 

Die in Übersicht 5 ausgewiesenen Schlitzfunktionen weisen typische Fehlspezifikationen von 
Koeffizienten aufgrund hoher MJltikoll inearitCit der erkllirenden Variablen auf. Das Prognose
ergebnis wird offenbar solange nicht betroffen, als die enge Korrelation der Variablen erhalten 
bleibt. FUr den vorliegenden Fall kann diese Bindung angenommen werden. 

3.2.3 Mehrgleichungsmodelle 

Mehrgleichungsmodelle sind wesensmlißig Erkllirungsmodelle. Sei y der Vektor der modellendo
genen Variablen, x der exogenen Variablen mit den Koeffizientenmotrizen Bund G, u der 
Vektor der Zufallsvariablen, dann heißt 

By+Gx=u 

die Strukturform des Modells, Jeder endogenen Variablen wird eine Gleichung des Strukturmo
delis zugeordnet (Normierung). Interdependente Modelle sind dadurch gekennzeichnet, daß 
in einigen Gleichungen mehrere endogene Variablen auftreten. Falls die Koeffizientenmatrizen 
Bund G bekannt sind, fUr die exogenen Variablen Prognosen ~ vorliegen, berechnet man die 
Prognose YT nach -1 

YT = -B G xT 

simultan fUr alle Komponenten des Vektors y. Die Form 
-1 

y = P x + v mit P = -B G 

heißt reduzierte ader Prognoseform (MENGES, 8). Zur Prognose mit interdependenten Modellen 
ist also im allgemeinen mindestens erforderlich und ausreichend, 

0) alle endogenen Variablen des Modells und 
b) alle exogenen, zur Erkllirung in dem Modell verwendeten Variablen, 

zu kennen, um damit die Prognoseform schlitzen zu können. 1) 

1) Vorausgesetzt wi rd dabei, daß die Struktur B y + G x = u identifizierbar ist. SchCitz
methode fUr P ist dann die Methode der kleinsten Quadrate (Ordinary least Square - OlS), 
angewandt auf jede Gleichung einzeln. 
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Übersicht 5: Schl:itzfunktionen fUr die Entwicklung der Arbeitskrtlfte im Agrarsektor 

Abhl:ingige 
Regressionskoeffizienten der unabhllngigen Variablen (in Klammem Standardfehler) 

Be-
Variable stimmt-

Nr. (AK in Konst. heits-
100 000) WSA WST GLL ISV EPJ PMJ BES SUT T 01 ERZ WSA/WST maß 

1 VAK 47.936 -0.003 -+{).031 -0.085 -0.013 99.9 
(0.043) (0.000) (0.010) (0.017) (0.001) 

2 VAK 47.143 -0.002569 -+{).06353 -0.09863 -0.01046 -0.335 1+<>.558 99.9 
(0.040) (0.000439) (0.01822) (0.01751) (0.00203) (0.205) (0.273) 

3 SFA 36.706 -0.185501) -10.292921) 0.01016 -1.571 +1.968 21.754 99.9 
(0.053) (0.05658) (0.05986) 0.0021Q (0.174) (0.376) (16.608) 

4 SFA 37.716 0.06135 -0.00450 -0.00695 -1.118 2.667 18.222 99.8 
(0.087) (0.03326) (-0.00446) (0.00474) (0.422) (0.574) ( 3.0344) 

5 SLA 8.369 +0.02495 -0.001984 -0.085021) -10.131321) -0.02815 -10.212 99.8 
(0.024) (0.00726) ( 0.000369) ( 0.05571) (0.05645) (0.01753) (0.136) 

6 SLA 11.642 0.00247 -0.001610 0.03601 -0.05546 -0.00269 99.4 
(0.041) (0.00084) (0.00044) (0.00934) (0.01639) ( 0.00078 

7 NLA 1.862 +0.11430 -0.26886 -10.930 72.300 95.0 
(0.094) (0.09813) (0.10660) (0.280) (29 .663) 

1) Durch die Anwesenheit einer Zeitvariablen werden Trendabweichungen korreliert. Durch die hohe Multikollinearitllt (Korrelation GLL : JSV = 0.999) ent
steht fUr das Beschreibungsmodell kaum ein Fehler durch die Vorzeichenvertauschung. Dabei ist zu berUcksichtigen, daß die Funktionen unter Beschreibungs
(Bestimmtheitsmaß) und Prognoseaspekten (Schlltzwerte der Extrapolation) ausgewllhlt wurden. 



FUr den speziellen Fall, daß von allen endogenen Variablen des Systems nur eine einzige 
Variable prognostiziert werden soll, genUgt daher die Schl:itzung einer einzigen Gleichung, um 
die P'rognose zu ermöglichen, vorausgesetzt, daß diese alle und nur die exogenen Variablen des 
Systerns enthttl t. 

FUr die Arbeitskrttfteprognose Ittge dieser Fall vor. Die Spezifikation des Gesamtmodells wttre 
dann unnötig, wenn alle exogenen Variablen bekannt wtlren. Formal ist damit die Prognose mit
tels Iv\ehrgleichungssystemen auf die Schtltzung von geeigneten Eingleichungsmodellen zurUckge
fuhrt • 

Nimmt man zustltzlich an, 

c) daß die Gleichung der interessierenden Variable exakt identifiziert ist, 

dann bestunde daruber hinaus die Ml::sglichkeit, die Koeffizienten aller Variablen, auch die der 
endogenen, zu schtltzen. 1) . 

Notwendig dafur, daß eine bestimmte Gleichung in einem interdependenten System mit n endo
genen und m+1 exogenen Variablen exakt identifiziert werden kann, ist, daß genau n-1 exogene 
Variablen (Abztthlkriterium) des Systems in der bestimmten Gleichung nicht vorkommen 
(VALAVANIS, 9). 

Ein Versuch, fUr ein Dreigleichungsmodell mit den endogenen Variablen Arbeitskrtlfte in der 
landwirtschaft, Produktion und Iv\echanisierung, eine solche Strukturgleichung 1) fUr die Ar-
be itsk rtlf te bei Verwendung unterschiedlicher statistischer Variablen fUr Arbeitskrtlfte, Mechani
sierung und Produktion zu bestimmen, scheiterte. 

3.3 Prognosen mit MARKOV-Ketten 

Einleitend wurden Wanderungsmodelle von der Betrachtung ausgeschlossen. Wanderungsmodelle 
sind ein spezifisches Anwendungsgebiet fUr MARKOV-Ketten. Eine Variante solcher Modelle 
soll hier jedoch beschrieben werden. 

1) FUr die erste Gleichung der Strukturform (VALAVANIS, 9) 

ergibt sich wegen BP = - G 

(- 1 b12 b13) (P!O P11 ••• P1M) = - (g10 gl1 ••• glM) 

P30 P31 ••• P3M 

In diesem linearen Gleichungssystem sind M+1+2 Koeffizienten aus M+1 Gleichungen zu be
s~immen. Existieren fUr n-1 =2 exogene Variablen Null restriktionen fUr ihre Koeffizienten 
Q •• , dann ist das Gleichungssystem u.U. lösbar, und alle Ubrigen Koeffizienten sind zu be
Il 

stimmen. 
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Mit den Klassen "sttlndige Familienarbeitskltifte" (SFA), "sttlndige Lohnarbeitskri:lfte" (SLA), 
"nichtstlindige Familien-" (NFA) und "Lohnarbeitskltifte" (NLA) und als absorbierenden 
Zustand "ausgeschiedene Arbeitskltifte" (AAK) wurden aus den aggregierten Zeitreihen Tmnsi
tionsmatrizen von MARKOV-Ketten 1. Ordnung mit stationIiren Übergangswahrscheinlichkeiten 
geschlitzt. Die Besetzung der Klasse AAK wurde im Zeitpunkt t = 1 der Referenzperiode als 
Null angenommen, in der Periode tals 

AAKt = SFA1 + SLA1 + NFA1 + NLA1 - (SFAt + SLAt + ••• + NLAt)· 

Die Tmnsitionswahrscheinlichkeiten p •. geben dann den Anteil der Besetzung einer Klasse zum 
Zeitpunkt t-1, der sich zum Zeitpun~J t in der Klasse j befindet. 

Insbesondere wlire z. B. PSFA, NFA ein Maß fUr den jtlhrlichen Anteil an sttlndigen Familienar

beitskltiften, der in Teilerwerb bzw. Nebenerwerb Ubergeht und PSLA AAK der Anteil der jtlhr-
lich ausscheidenden Lohnarbeitskröfte 2). ' 

Zur Schtltzung der Tmnsitionswahrscheinlichkeiten wurden drei Varianten der gewöhnlichen 
Kleinstquadmtschtltzer angewandt. Die zwanzig verbleibenden - AAK war als absorbierende 
Klasse definiert - wurden simultan 2) geschlitzt, 

a) in einem itemtiven Prozeß mit den Nebenbedingungen E .p .. = 1, wobei die jeweils nega-
tiven Wahrscheinlichkeiten fUr den ntlchsten Lauf Null I IJ gesetzt wurden, 

b) mit einem quadmtischen Progmmm - mit der Zielfunktion "Minimierung der Summe der 
quadmtischen Abweichung von den Regressionshyperebenen" unter den Nebenbedingungen 
Sip.. = 1 und p •. ~ 0, 

I IJ IJ 

c) mit ~~stltzlichen a-priori-Null restriktionen fUr unerwUnschte Übergtlnge, wie PSFA SLA = 0, 
den Ubergang von sttlndiger Familienarbeit zu sttlndiger Lohnarbeit. ' 

Mit den beschriebenen Schtltzmethoden wurden folgende Tmnsitionsmatrizen berechnet: 

(a) itemtive Kleinst-Quadmt-Schätzung mit a-priori-Nullsetzen negativer Tmnsitionswahr
schein I ichkeiten 

SFA SLA NFA AAK 

SFA 0.96 O. 0.04 O. 
SLA O. 0.93 0.07 
NFA O. O. 0.88 0.12 
AAK O. O. O. 1.00 

1) Der Anteil der Ausscheidenden wird hier als Differenz zwischen der Zahl der tatstlchlich 
Ausscheidenden und dem Zugang an Jugendlichen und aus anderen Sektoren betmchtet. 

2) Siehe dazu auch C.H. HANF (16, S. 17 ft) sowie C.H. HANF und E. HANF (17, S.338). 
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(b) Quadratische Programmierung ohne a-priori-Null restriktionen 1) 

SFA SLA NFA NLA AAK 

SFA 0.96 0.01 0.01 O. 0.02 
SLA O. 0.80 0.10 0.10 O. 
NFA O. O. O. 0.93 0.07 
NLA 0.09 0.05 0.01 0.85 O. 
AAK O. O. O. O. 1. 

(c) Quadratische Programmierung mit a-priori-Null restriktionen 

SFA SLA NFA NLA AAK 

SFA 0.973 O. 0.025 O. 0.002 
SLA O. 0.969 O. 0.031 O. 
NFA O. O. 0.882 O. 0.118 
NLA O. O. O. 0.958 0.042 
AAK O. O. O. O. 1. 

Da aUe Matrizen unterschiedlich gute Anpassung an die Daten der Referenzperiode für die 
verschiedenen Klassen zeigten, wurde versucht, durch Variation dieser fv\atrizen die Anpassung 
zu verbessern. Mit ex-post-Prognosen von verschiedenen Basen (50/51, 54/55, 59/60, 64/65) 
aus wurden die 1969-Werte prognostiziert. Beste Ergebnisse wurden mit einer Variante der 
tv'kltrix (b) 

(d) [.95 0.01 0.01 O. 
O.ro J O. 0.78 0.10 0.09 0.04 

P = O. O. 0.93 O. 0.07 
0.09 0.05 0.01 0.79 0.06 
O. O. O. O. 1.00 

erzielt • 

Die ex-post-Prognose auf 1969 von 54/55 aus ergab (in 100.000) 

SFA (69) = 20.50 SLA (69) = 1.65 NFA (69) = 10.31 NLA (69) = 1.06 
(20.56) (1.65) (10.27) (0.98) 

(in Klammer darunter die statistisch ausgewiesenen Werte). 

Die Extrapolation dieser Iv'ARKOV-Kette (Basis 54/55) ergab fUr 1980 

SFA (80) = 12.21 SLA (80) = 0.86 NFA 2) (-) NLA (80) = 0.46, 

im Durchschnitt Uber die Basen (50/51, 54/55, 59/60, 64/65) waren die Schätzungen 

SFA (80) = 11.97 SLA (80) = 0.85 NFA 2) (-) NLA (80) = 0.46. 

Durch Auswerten der Simulationsergebnisse [von Matrix (a) wurden drei, von (b) vier und von 
(c)] acht Varianten untersucht von jeweils vier ex-post-Prognosen und der Prognose von der 
Basis 68/69 auf das Jahr 1980 erhölt man die folgenden Ergebnisse: 

1) Die Transitionswahrscheinlichkeiten sind ökonomisch nicht sinnvoll zu interpretieren, dennoch 
beschreibt die Matrix die zeitliche Entwicklung der Vergangenheit am besten. 

2) Eine Prognose fUr die nichtstöndigen Familienarbeitskräfte ist auf statistisch-ökonometrischem 
Wege nicht zu gewinnen. 
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SFA: Der Durchschnitt aus 17 Simulationen mit einer ex-post-Prognosegenauigkeit 1) auf 
1969 von durchschnittlich 2 % ergab fUr 1980: SFA (80) = 12.6. 

SLA: Der Durchschnitt aus 10 Simulationen mit einer ex-post-Prognosegenauigkeit auf 1969 
von durchschnittlich 6 % ergab fUr 1980: SLA (80) = 0.93. 

NLA: Der Durchschnitt aus 12 Simulationen mit einer ex-post-Prognosegenauigkeit bis 10 % 
-- ergab fUr 1980: NLA (80) = 0.46. 

Bei Auswertung der Prognosen aus den Simulationen ergab sich femer, daß die Ergebnisse der 
ex-ante-Prognosen auf 1980 weniger streuen als die entsprechenden ex-post-Prognosen auf 
1969, sowohl in bezug auf die Wahl der Prognosebasis, als auch auf die Simulationsstufe. Der 
Grund liegt darin, daß bei löngerfristigen Prognosen der Einfluß des absorbierenden Zustandes 
(AAK) störker zur Geltung kommt. Die abnehmende Streuung ist hier also kein Beweis fUr gute 
Prognose-Eigenschaften. 

Die Anwendung der nach den M.ethoden a}, b}, c} geschötzten MARKOV-Ketten zur Beschrei
bung und Prognose von Zeitreihen wird beeintrtlchtigt durch die Eigenschaft der Stationarität 
der Transitionswahrscheinlichkeiten uber die gesamte Referenzperiode und den Prognosezeitraum. 
Durch die sich im Laufe der Referenzperiode ändemden Hauptursachen der Arbeitskrtlfte-Abwan
derung aus dem Agrarsektor ist die Annahme, Stationaritöt träfe fUr die Entwicklung zu, sicher 
aus ökonomischen GrUnden nicht haltbar, selbst wenn sie aufgrund statistischer Tests als gesichert 
angenommen werden könnte (relative Homogenitöt der Entwicklung der Variablen). 

Die Variabilitöt der Transitionswahrscheinlichkeiten kann berucksichtigt werden (ausfuhrliche 
Darstellung und Literaturhinweise bei C.H. HANF (16) durch Schätzung der Transitionswahr
scheinlichkeiten als Funktion a) von der Zeit, b} von exogenen Variablen. 

Das hier angewandte Simulationsverfahren, das Variation der Transitionswahrscheinlichkeiten 
im Hinblick auf bessere Anpassung, ex-post-Prognosen von verschiedenen Basen der Referenz
periode aus und Auswahl der zu prognostizierenden Natrizen nach dem Grad einer Prognosege
nauigkeit umfaßt, berUcksichtigt - allerdings nicht als systematische Komponente - die zeitli
che Variabilität der Transitionswahrscheinlichkeiten. 

4 Zusammenfassung 

1. Prognosen werden unter verschiedenen Aspekten erstellt. 
Die Problemstellung kann lauten: 

a} wie wird die Entwicklung in Zukunft verlaufen, wenn sich die in der Vergangenheit 
beobachteten Tendenzen fortsetzen? 

b) wie wird die weitere Entwicklung verlaufen, wenn einschneidende Vertlnderungen in 
den Ursachen, z. B. durch Interventionen, auftreten? 

Methoden, die es gestatten, die zweite Frage zu beantworten, werden in der Regel auch 
Antworten auf die erste Frage liefern, aber nicht umgekehrt. 

2. Die Möglichkeit, Antworten zu geben, ist informationsabhöngig. Die Informationsgrundlage 
fUr eine Erklörung der Entwicklung des Arbeitskrtlftebesatzes im Agrarsektor mit tskonometri
schen Methoden ist unzulönglich. Die verfugbaren Zeitreihen basieren auf unterschiedlichen, 

1} Ist x der wahre Wert fUr t, x. fUr i=l, ... N die Prognosen, dann heiße 

~ (x.-x) IN 
I I 
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die ökonomische Variabilität glättenden Erhebungsmethoden. Die exogenen Variablen sind in 
der Regel hoch korrel iert (Moll tikoll inearität). Die wichtigste Disaggregation, die regionale 
Untergliederung, erfolgt in zu großen Zeitabständen. Hinzu kommt, daß die Daten, z. T. als 
WIchtungen von Arbeiten unterschiedlicher Qualität und Intensität ausgewiesen werden und 
daher mit Vorsicht zu interpretieren sind. Der Erklärungswert der Modelle ist deshalb von vorn
herein eingeschränkt. 

3. Die Datenqualität beeinflußt die Möglichkeiten der Prognosetechniken. Als umfassendste und 
zugleich Normen schaffende Methode erweist sich die Expertise. Sie gestattet im weitesten 
Rahmen den Einsatz von Erfahrung, Intuition und beliebiger mathematischer Hilfsmittel zur 
ÜberprUfung der intuitiv gewonnenen Prognosewerte. Durch sie ist es möglich, die Ergebnisse 
normativer und empirischer Analysen zu verknüpfen. 

4. Empirische Analysen bedienen sich ökonometrischer Methoden. Ökonometrische Erklärungsmo
delle sind zur Prognose verwendbar, wenn: 

a) für den Prognosezeitraum bessere Informationen über die Entwicklung der modellexogenen 
Variablen verfügbar sind als für die endogenen, da sonst die Problematik des Prognostizie
rens lediglich von den endogenen auf die erklärenden Variablen verlagert wird. Sie finden 
daher sinnvoll Anwendung bei kurzfristigen Prognosen, 

b) die Qualität der Daten vernünftige Ergebnisse erwarten läßt. 

Beide Voraussetzungen sind für die Arbeitskräfteentwicklung nicht erfüllt. 

5. Trendanalysen und MARKOV-Ketten beschreiben Entwicklungen unter der Annahme kompakter, 
zeitlich sich gesetzmäßig ändernder Einflußaggregate. Ihre Anwendung ist nur im Zusammen
hang mit Expertisen zur Überprüfung ihrer ökonomischen Relevanz sinnvoll. Die in Übersicht 6 
zU5Clmmengefaßten Ergebnisse zeigen, daß die Streuung der mit verschiedenen Techniken erziel
baren Resultate in der Größenordnung der Konfidenz der Einzelergebnisse liegt. Allerdings 
wird ein Prognoseergebnis nicht dadurch gut, daß es mit verschiedenen Methoden verifizier-
balr ist. 

6. Sinnvoll verifizierbar scheinen Ansätze, die nach HENRICHSMEYER 

a) empirisch-statistische Methoden zur unabhängigen Beschreibung und Prognose der tatsäch
lichen Entwicklung 

verknüpfen mit 
b) normativen Ansätzen, die unter bestimmten rationalen Zielvorstellungen die Interdepen

denzen der gegenseitig abhängigen Größen - wie Arbeit, Kapital, Einkommen, Betriebs
größenstruktur und Produktion - und die regionale Differenzierung berücksichtigen. 

Hypothesen über zukünftige Entwicklungen lassen sich u.U. ableiten aus den Trends der 
Aggregate, durch Vergleich regionaler und nach Betriebsgruppen gegliederter Disaggregate 
(z. B. für die Zeitpunkte der Landwi rtschaftszählungen) zur Feststellung der differenzierenden 
Ursachen, durch Vergleich "optimaler" Entwicklungen der Vergangenheit - ermittelt in norma
tiven Modellen - mit den empirisch festgestellten tatsächlichen Entwicklungen und Anwendung 
der dadurch abgeleiteten Verhai tensrestriktionen auf normative Modelle für den Prognosezeit
punkt. 

Die sinnvolle Methode zur Prognose der Arbeitskräfteentwicklung ist also die komplexe, auf 
umfangreichen, quantifizierbaren Resultaten beruhende Expertise. Ökonometrische Verfahren 
können nur die Entwicklungstendenzen aufzeigen. 
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Übersicht 6: Zusammenstellung der Prognoseergebnisse auf 1980 der Arbeitskrtifteentwicklung 

Nr. Variable Methode ~rog1~!~izierW Wert (1980) 
lin .000 AK 

1 VIIII lao.I,1 I re nd 8.!> 

2 YAK Tab.1, 11 Trend 9.0 

3 YAK Tab.3 Trend 9.9 9,5(! 1.0) 

" VAK Tab.5, Nr.1., modif.Trend (10.1 )1) (10.5%) 

5 

I 
VAK Tab.5, Nr.2" modlf.Trend (9.9) 

6 SFA Tab.1,1, Trend 12.6 

7 SFA Tab.1,1I, Trend 12.2 

8 SFA Tab.3, Trend 9.9 

9 SFA Tab.5,Nr.3, modlf.Trend (11.3) 12.o(! 1.0) 

10 SFA Markovkette A: Matrix d), Basis 54/55 12.2 (8.3%) 

11 SAF Markovkette B: Matrix d), Durchschnitt aller Basen 12,0 

12 SFA Markovkette C: Simulation 12.6 

13 SLA Tab.1, I, Trend 1,1 

1,. SLA Tab.1,II, Trend 1.2 

15 SlIA Tab.3, Trend 1.0 

16 SlA Tab.5,Nr.5, modif.Trend (1.3) 1.o(! 0.1) 

17 SLA Markovkette Aj 0.9 (1g%) 

18 SlA Markovkette B, 0,9 

19 SLA MarkovkeHe C, 0.9 

20 NlA 
I 

Tab.1,II, Trend 0.6 

21 NLA I Tab.3, Trend 0.7 
22 NlA Tab.5,Nr.l, modif.Trend (0.7) 0.6(! 0.1) 

23 NlA Markovkette A, 0.5 (16.5%) 

2' NLA MarkovkeUe B, 0.5 

25 NlA Markovkette C, 0.5 

26 NFA (Bei Anhalten der beobachteten Entwicklung: 10.5) 

1)Oie eingeklammerten Schätzwerte sind von begrenztem Informationsgehalt. Die angenommenen Werte der 
exogenen Variablen beruhen auf plausiblen Zeltreihen-Extrapolationen, deren ökonomische Relevanz 
als nicht hinreichend geprüft anzusehen ist. 
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Korreferat 

von Die t e r S c h r öde r, Basel 

Ich sehe mich in einer etwas schwierigen Lage. Zum einen stehen mir - wie allen Referenten -
nur 20 Minuten zur Verfügung. Das übt einen heilsamen Zwang aus. Zum anderen soll ich mich 
aber zu drei Referaten kritisch äußern, deren Umfang, wären sie verlesen worden, jeweils mehr 
als die doppelte Zeit in Anspruch genommen hätte. Will ich der Aufgabe eines Korreferates ge
recht werden, nämlich zur kritischen und gründlichen Auseinandersetzung in der Diskussion bei
zutragen, so muß ich mich beschränken. Ich wähle dafür die Thesen, die Herr Scholz vorgetra-
gen hat. ---

1. Lassen Sie mich vorausschicken: Wenn ich mich hier recht kritisch mit einzelnen methodolo
gischen Thesen im Referat Scholz auseinandersetze, so trifft diese Kritik nicht Herrn Scholz 
oder die amtlichen Prognostiker im BML. Im Gegenteil, ich bin sehr beeindruckt von der Quali
tät der prognostischen Arbeiten des BML, wie sie sich in den Agrarberichten 1970 und 1971 dar
bieten, und von dem "Mut zur Prognose", der dahinter steht. Daß dazu nicht nur intellektueller, 
sondern u.U. auch physischer Mut gehärt, haben die Autoren des sogenannten "Professoren
Gutachtens" Anfang der 60er Jahre erfahren müssen. Diese Kritik trifft vielmehr eine Wissen
schaft (ich meine die Sozialwissenschaften in corpore), die es immer noch nicht verstanden hat, 
sich eine gesicherte erkenntnistheoretische Basis zu geben und die gern, besonders im deutsch
sprachigen Bereich, Kategorienbildung mit Denken verwechselt: "Denn eben, wo Begriffe feh
len, da stellt ein Wort zur rechten Zeit sich ein". 

2. Ein solches Wortspiel betrifft die Unterscheidung zwischen Prognose und Projektion. Sie ist 
zwar sehr weit verbreitet, deswegen aber nicht weniger sinnlos. Projektion, so Scholz und die 
allgemeine Version, sei eine Aussage über die Zukunft, die "durch Annahmen eingeschränkt" 
sei, also konditionalen Charakter habe. Prognose wäre demgegenüber eine Aussage über künf
tige Entwicklung, die gar nicht oder nur "wenig" durch "Annahmen" eingeschränkt ist. Im einen 
Fall also eine "wenn dies eintrifft, dann wird das geschehen" - Version, im anderen Falle eine 
"es wird geschehen" - Version. Die Erkenntnistheorie kennt jedoch einen solchen Prognosebe
griff: "es wird geschehen", nicht. Dieser Begriff gehärt in den Bereich der Prophetie, die sich 
jedem wissenschaftlichen Zugriff entzieht. Der naturwissenschaftliche Prognosebegriff (Poppe~ 
ist definiert, als eine eindeutige konditionale Aussage von Faktorwirkungen, beinhaltet also 
genaiu das, was Sozialwissenschaftier gern "Projektion" nennen. Gerfin äußert den Verdacht, 
daß i'der Prognostiker zuweilen bewußt zu weicheren Bezeichnungen greift, um sich später 
bess~r exkulpieren zu können" 1). Man könnte das Wortspiel leicht als akademisch abtun, wenn 
es nicht den Eindruck hervorrufen würde, als gäbe es so etwas wie wissenschaftlich gesicherte, 
unbedingte Aussagen über die Zukunft. Es gibt sie nicht. 

3. Nun beansprucht eine Prognose im sozialwissenschaftlichen Bereich ja, mehr zu sein als eine 
lediglich konditionale Aussage. Das gilt auch für die Projektionen des BML, wenn sie nicht nur 
Glasperlenspiel sein, sondern zur politischen Entscheidungsfindung beitragen sollen. Der Pro
gnostiker wird sich also darum bemühen, die Konditionen, die "Wenns" so zu formulieren, daß 
sie OIls recht wahrscheinlich gelten können. 

1) H. GERFIN: Begriffe und Fragestellungen wirtschaftlicher Vorausschätzungen. 
In: Allgemeines Statistisches Archiv, H. 1, 1967, S. 5. 
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Nehmen wir an, die Konditionen wurden "richtig" eingeschötzt; dennoch wird bei den aus 
diesen "Wenns" abgeleiteten "Danns" selten genau das eintreten, was prognostiziert wurde. 
Es gibt eine Vielzahl von Branchen- oder Produktprognosen, die sich an einer bestimmten Ent
wicklung des Bruttosozialprodukts orientierten, deren Einschtttzung der BSP-Entwicklung auch 
durchaus realistisch war, die aber dennoch Schiffbruch erlitten. 

Der Grund ist recht einfach: im sozialen Bereich wissen wir nur sehr wenig Bescheid uber die 
quantitativen Zusammenhttnge zwischen den "Wenns" und "Danns". Aus gesicherter Erkenntnis 
uber eindeutige Faktorwirkungen, wie sie die Naturwissenschaften zu gewinnen vermögen (auch 
nicht Uberall, wie uns die Meteoralogen zeigen), wird bei uns eine mehr oder weniger plausible 
Vennutung; aus der Vorhersage eine Vorausschtttzung, die zwangslttufig subjektive Elemente ant
httlt. DafUr mag das lateinische Wort Projektion, auf englisch forecasting, zu deutsch Voraus
werfen, semantisch gesehen treffender sein als das griechische Wort Prognose. Welchen der bei
den Schlttuche wi r auch immer wtthlen: die dem "sozialwissenschaftl ichen Wein" eigene Unzu
verlttssigkeit bleibt bestehen. Solange wir aber zwischen bei den Begriffen unterscheiden, betrei
ben wir Etikettenschwindel. 

4. Gravierender ist der Methodenstreit zwischen Deutschen und Franzosen in der EWG, der 
Streit zwischen nicht-nonnativen und nonnativen Verfahren, wie Scholz formuliert, zwischen 
status-quo-Prognose und Entscheidungsmodell, wie ich es nennen wurde. Das Attribut "nicht
normativ" fUr Prognosen, die der politischen Entscheidungsbildung dienen sollen, klingt verdttch
tig. Das Streben nach wertfreien, "objektiven" Aussagen entspricht zwar, seit Max Weber, guter 
deutscher Gelehrtentradition. Habennas hat aber klar herausgestellt, daß die Anwendung dieser 
Haltung auf die Politikberatung schließlich den Politiker "zum Vollzugsorgan einer wissenschaft
lichen Intelligenz (macht), die unter konkreten Umsffinden den Sachzwang der verfUgbaren Tech
niken und Hilfsquellen sowie der optimalen Strategien und Steuerungsvorschriften entwickelt 1)". 
Und eben das will Scholz ja venneiden. 

Bombach hat bereits Anfang der sechziger Jahre und seitdem wiederholt darauf hingewiesen, daß 
in vielen Fttllen der Progn05tiker selbst oder sein Auftraggeber auf die zu prognostizierende Ent
wicklung einwirkt. Dann aber sind einzelne der Bestimmungsfaktoren der zu prognostizierenden 
Größen "Instrumentvariablen", d.h. solche "Größen, auf die die Instanz, fUr die die Prognose 
erstellt wird, einen Einfluß ausUben kann und will~' Dann erfordert die nicht-nonnative Prognose 
offensichtlich, "daß der Auftraggeber sich vom Prognostiker seine eigenen kUnftigen Handlungen 
prophezeien Ittßt" 2), und zwar gleichgultig, ob die Prognose nun quantitativ oder qualitativ 
fonnuliert ist. Wenn Scholz z.B. Prognosen uber die Entwicklung der Getreideerzeugung gibt, 
dann impliziert diese Prognose eine bestimmte Getreidepreispolitik - und damit enthttlt sie ein 
nonnatives Element. 

5. Diese Feststellung beinhaltet eine Art Reiativittttstheorem der Prognostik: Art und Ergebnis 
der Prognose httngen vom objektiven Standort des Prognostikers und seines Auftraggebers ab. Ob 
die Professoren Plate und Woennann aus eigenem Antrieb oder die Institute DIW oder Ifo im 
Rahmen einer generellen Prognose des wirtschaftlichen Wachstums und der damit verbundenen 
Strukturvertlnderungen zu den kunftigen Entwicklungstendenzen der Landwirtschaft Aussagen 
machen, sie alle mUssen Annahmen uber das Verhalten der Agrarpolitik treffen, die sie fUr 
wahrscheinlich erachten. Die amtlichen Prognostiker des BML oder der EWG-Kommission kön
nen dies aber ebensowenig tun wie die erwtthnten Institutionen, wenn diese im Auftrag des BML 

1) J. HABERMAS: Technik und Wissenschaft als Ideologie. Frankfurt am Main, 1968, S. 122. 
2) G. BOMBACH: Ober die Mlsglichkeiten wirtschaftlicher Voraussagen. In: Politische 

Ökonomie heute, ad honorem Edgar SAUN, Kyklos 1962/11, S. 35 ff. 
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prognostizieren. Sie können ihre Prognosen erst erstellen, wenn der Auftraggeber seine M.aß
nahmen formuliert hat. Dieser möchte aber zu seiner Entscheidungsbildung gerade die Prognosen 
heranziehen. 

6. Einen ersten, ehrlichen, aber unbefriedigenden Ausweg aus diesem Dilemma bietet das Instru
ment der "status-quo-Prognose", wie sie z. B. die Bundesregierung in den Raumordnungsberichten 
1968 und 1970 bringt. Die status-quo-Prognose gibt Auskunft Uber die mutmaßliche Entwicklung 
unter der Voraussetzung, daß die Politik entweder gar nicht oder nicht in anderer Weise als bis
her eingreift. Der dabei aufgezeigte hypothetische Zustand ist apriori weder als wUnschbar noch 
als wahrscheinlich anzusprechen. Er soll den politischen Entscheidungsinstanzen ja erst zeigen, 
ob ein Eingreifen oder eine Neuformulierung des M.aßnahmenkataloges Uberhaupt erforderlich 
ist. 

Ich bin nicht sicher, ob den Prognosen des BML ein solcher status-quo-Charakter zuzusprechen 
ist. Die Prognose des Produktionsvolumens beispielsweise stUtzt sich allein auf eine Prognose 
der Nachfrage, weil, so Horst Willer, diese "methodisch einfacher" zu schl:ltzen sei. In einem 
M.arkt, in dem das freie Spiel von Angebot und Nachfrage uber den Preis nur vOrUbergehende 
M.arktungleichgewichte zulößt, ist dies sicher ein sinnvolles Vorgehen. Der Agrarmarkt zeichnet 
sich aber gerade dadurch aus, daß der Preis als Lenkungsinstrument wenn nicht ausgeschaltet, 
so doch in seiner Funktionsföhigkeit erheblich eingeschrt:lnkt ist. Ihm ist infolgedessen die Gefahr 
von dauernden Narktungleichgewichten immanent. Ich wurde die Aufgabe einer status-quo
Prognose gerade darin sehen, nach dem Wenn-dann-Schema potentielle Ungleichgewichte aufzu
zeigen, nicht aber diese methodisch wegzudefinieren. Interessant wird das Vorgehen aber erst 
durch Willers BegrUndung: ".,. eine nachfrageorientierte Vorschötzung (dUrfte) zu wirklichkeits
nöheren Ergebnissen fuhren, da langfristig eine uber die Möglichkeiten der Nachfrageausweitung 
hinaus ansteigende Erzeugung wirtschaftlich nicht vertretbar und auch politisch nicht zu recht
fertigen ist" 1), Das ist ein handfestes Werturteil, dem ich mich gerne anschließe. Aber wo 
bleibt das Attribut "nicht-normativ"? Es denaturiert nicht nur zu einem Kotau vor einem falsch 
verstandenen Wissenschaftsbegriff, sondern schlimmer noch, es verschleiert unversehens die 
eigentlichen politischen Probleme und ruft leicht den Eindruck hervor, daß, bezogen auf Narkt
ungleichgewichte, politisches Handeln nicht vonnöten sei, da die "nicht-normative" Prognose 
ja kein Ungleichgewicht aufzeige. Ein Eindruck, der ja keineswegs von den Autoren beabsich
tigt war. 

7. Ich bezeichnete die status-quo-Prognose als einen ersten, aber unbefriedigenden Ausweg, 
Unbefriedigend zunöchst in einem sehr pragmatischen Sinne. Die hypothetische Entwicklung 
trögt in der Regel - und nur das macht sie ja erst politisch interessant - ZUge, die dem politi
schen Werturteil als unerwunscht gelten. Wird eine solche Prognose aber zur öffentlichen Dis
kussion gestellt, so neigt der erkenntnistheoretisch ungeschulte Diskutant dazu, diese als un
vermeidbar anzusehen, und verföllt - was in der politischen Praxis schwerer wiegt - der oppo
sitionelle Kritiker darauf, der Regierung, die solche Prognosen zur Diskussion stellt, vorzuwer
fen, sie wolle diesen Zustand herbeifuhren. Das Ergebnis ist, - ich habe solche Diskussionen 
höufig miterlebt - daß die Exekutive davor zurUckschreckt, solche Prognosen zu veröffentlichen: 
Naltl könne doch nicht mit dem antlichen Siegel versehen, was man politisch nicht fUr vertret
bar halte. Ich meine, daß wir diesen circulus vitiosus des Mißverstöndnisses nur durch einen 
mul)samen Lernprozeß Uberwinden können, und ich sehe hier fUr die nichtamtliche Prognostik, 
die sich nicht zu taktischer RUcksichtnahme gezwungen sieht, eine besondere Verantwortung. 

Unbefriedigend ist die status-quo-Prognose aber auch im methodischen Sinne. Mit dem Kasson
draj'1.lf, das und das werde eintreten, wenn die jeweilige politische Konzeption beibehalten 

I 

1) H. WILLER: M.adell der Landwirtschaft 1980. In: Mitteilungen der DIG, H. 12, vom 
'19.3.1970, S. 354. 
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wird, ist es ja nicht getan. Der als unerwunscht erachtete Zustand wird nur dann vermieden, 
wenn dazu geeignete Maßnahmen ergriffen werden. Was aber geeignete Maßnahmen sind, und 
welche Nebenwirkungen sie zeitigen: das zu beurteilen erfordert wiederum wissenschaftlich 
geschulten Sachverstand. 

8. Den idealen Ausweg bietet das "Entscheidungsmodell" , technokratischer Wunschtraum, den 
erfullen zu können bisweilen das Gebaren französischer planification zu beanspruchen scheint. 
Das Entscheidungsmodell beinhaltet in seiner logischen Struktur eine Ziel funktion, autonome 
Variablen - d.s. Größen, die die Politik nicht beeinflussen kann oder will (z. B. in unserer 
Wirtschaftsordnung der Automobil preis), Instrumentvariablen - d.s. Größen, die die Politik 
beeinflussen kann und will (z. B. der Getreidepreis) und die Parameter, die die quantitativen 
Zusammenhänge zwischen diesen einzelnen Größen wiedergeben, kurz als "Madellstruktur" 
bezeichnet. 

Zum besseren Verständnis soll zunächst der Begriff "Zielfunktion" näher erläutert werden. Da
hinter steht die Überlegung, daß jedes individuelle oder soziale "Ziel", zu dessen Realisierung 
ökonomische Anstrengungen, finanzpolitisch gesprochen "Mittel", notwendig sind, mit einem 
jeden anderen potentiellen Ziel wegen der stets vorhandenen Knappheit der Subsistenzmittel in 
Konkurrenz steht. Wir können folglich nur dann zu einer optimalen Mittelverteilung gelangen -
und jedes Entscheidungsmodell ist ein "Optimierungsmodell" - wenn wir diese Ziele kommen
surabel machen im Rahmen einer Funktion, die den verschiedenen Zielerfullungsgraden entspre
chende Parameterwerte zuweist. 

9. Das Entscheidungsmodell weist jedoch fUr unser Problem zwei Schönheitsfehler auf. Zum einen 
sind diese Parameterwerte der Ziel funktion ja nicht objektiv bestimmbar. Die französische 
etatistische Tradition setzt sich zwar gern daruber hinweg: unserem politischen Verständnis, und 
mehr noch dem angelsächsischen, widerstrebt es jedoch, Funktionären das Fällen politischer 
Werturteile zu uberlassen. 

Der zweite Schönheitsfehler scheint mir eher noch gravierender zu sein - und die Mißerfolge 
der französischen planification zu erklären. Er ist in der eingangs erwähnten Schwierigkeit be
grUndet, in den Sozialwissenschaften zu eindeutigen Aussagen uber Faktorwirkungen zu gelangen. 
Übertragen auf die Modellstruktur: es wird uns nie gelingen, die Zusammenhänge zwischen In
strumentvariablen, autonomen Variablen und den Zielgrößen soweit wissenschaftlich objektiv zu 
klären, daß wir daraus eindeutig tv1aßnahmenkataloge fUr als optimal deklarierte oder in der 
demokratischen Diskussion als optimal befundene ZielbUndel ableiten können. 

10. Einen zwar nicht idealen, aber sehr praktikablen Ausweg bietet das Simulationsmodell. Es 
erlaubt bei des: sowohl die politisch umstrittenen Parameter der Ziel funktion als auch die fach
wissenschaftlich umstrittenen Parameter der Modellstruktur nach Belieben zu variieren. Es un
terscheidet sich vom Entscheidungsmodell primär dadurch, daß es den Anspruch aufgibt, so etwas 
wie ein optimales Entscheidungsprogramm ableiten und zuverlässige Prognosen erstellen zu kön
nen. Es ist meines Erachtens vorzUglieh dafur geeignet, das zu realisieren, was Habermas im 
erklärten Gegensatz sowohl zu tv1ax Weber als auch zu technokratischen Ansätzen als pragma
tistisches Modell bezeichnet. In ihm tritt "anstelle einer strikten Trennung zwischen den Funk
tionen des Sachverständigen und des Politikers ••• ein kritisches Wechselverhl:ll tnis, das ••• 
(die) AusUbung von Herrschaft nicht etwa nur einer unzuverll:lssigen Legitimationsbasis entklei
det, sondern im ganzen der wissenschaftlich angeleiteten Diskussion zugänglich macht. • •• 
Weder ist der Fachmann, wie es im technokratischen Modell vorgestellt wird, souverön gewor
den gegenUber den Politikern ••• noch behalten diese ••• (wie bei tv1ax Weber) außerhalb der 
zwingend rationalisierten Bereiche der Praxis ein Reservat, in dem praktische Fragen nach wie 
vor durch Willensakte entschieden werden mUssen" 1). 

1) J. HABERMAS, a.a.O., S. 126. 
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Solche Simulationsmodelle existieren bereits fUr die Sozialversicherung und fUr die Bildungs
planung. Mir scheint, daß sich auch die Agrarpolitik dieses Instrumentes bedienen sollte. Dann 
braucht sich der Agrarprognostiker nicht mit der Frage auseinanderzusetzen, ob z. B. die Ein
kommenselastizitl:it der mengenml:ißigen Nachfrage nach Nahrungsmitteln 0,2 oder 0,1 betrl:igt, 
sondern er kann vielmehr sehr schnell prUfen, wie sich unterschiedliche Annahmen auf die 
Prognose der Nachfrageentwicklung auswirken. Dann braucht er nicht mehr muhsam zu bewei
sen, daß keine ÜberschUsse auftreten werden, sondern er kann prufen, unter welchen Voraus
setzungen sie auftreten, und unter welchen sie vermieden werden können. Erst dann kann die 
politische Willensbildung wirklich transparent gemacht werden. 
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DISKUSSION 1) 

Thiede (luxemburg) unterstreicht die Bedeutung von Projektionen fUr die praktische Wirt
schaftspolitik und hebt hervor, welchen Beitrag das BMl zur Nutzbarmachung von Projektionen 
fUr dle Entscheidungsfinclung in der praktischen Agrarpolitik geleistet hat. In seinen FlOgen an 
Scholz geht Thiede auf folgende Probleme ein: 

1. Unterschiede in den Auffassungen zwischen Frankreich und Deutschland hinsichtlich Ziel
projektionen und Planzielen einerseits und Projektionen mit indikativem Charakter anderer
seits, 

2. Wirkungen von Projektionsergebnissen mit drohenden Ungleichgewichten zwischen Angebot 
und Nachfrageentwicklung auf die Aktionen der Politiker hinsichtlich einzuleitender Naß
nahmen, 

3. Alktualittlt der in den Projektionen zugrunde gelegten Bevölkerungszuwachsraten. 

Insbesondere aus dem letzten Punkt leitet Thiede den Zwang zur fortschreitenden Aktualisie
rung der Projektion ab, deren Notwendigkeit er uberdies hinsichtlich der Getreideversorgung 
durch die neuesten Angaben Uber die Getreideernte in der Gemeinschaft unterstreicht. 

Scholz (Bonn) dankt Schroeder(Basel) und Thiede fUr die wohlwollende Kritik zu den langfristigen 
vorschötzungsarbeiten des BMl im Agrarbericht 1971 und im vorgelegten ausfuhrlichen Tagungs
manuskript. Auf die unterschiedlichen Begriffsbestimmungen geht Scholz nicht weiter ein. Wich
tig sei, daß der Vorschtltzende seine Methode darlege und die in Rechnung eingegangenen Prt!
missen ausfuhrlich erltlutere. Scholz hebt in Erwiderung auf Thiedes Froge hervor, daß er und 
sein Team im BMlsich z.Zt. noch nicht an Ziel projektionen heranwagten. Diese Frage sei 
aber ausgiebig diskutiert worden. Er schließe nicht aus, daß in einem spöteren Agrarbericht 
ein modellmtlßiger Versuch in dieser Richtung unternommen wurde. Das ktsnne aber erst in An
griff genommen werden, wenn die beteiligten politischen Krtlfte dies wUnschten und die ersten 
Versuchsergebnisse nicht uberbewertet wUrden. 

Hinsichtlich der Ergebnisse der Vorschtltzung der zu versorgenden Bevtslkerung teilt Scholz 
mit, daß die neuesten demographischen Daten des Statistischen Bundesamtes benutzt wurden. 
Eine ausfUhrliche Ausarbeitung zu dieser Frage liege im BMl in der Unterobteilung VI vor 
und könne auf Wunsch interessierten Damen und Herren ubersandt werden. 

Auf die Frage Thiedes bezUglich der Vorschtltzung von Erzeugung und Verbrauch bei Getreide 
teilt Scholz mit, daß die Ergebnisse der diesitlhrigen Rekorde rn te bereits in die Betrachtung 
miteinbezogen wurden. In diesem Zusammenhang hebt er hervor, daß alle Vorschtltzungen des 
Agrarberichts jtlhrlich UberprUft werden. 

Schrader (Bonn) verweist auf die zunehmende Verflechtung der landwirtschaft mit den vor- und 
nachgelagerten Bereichen sowie die daraus resultierende Notwendigkeit, uber den Global
Projektionen nicht die Aussagen uber die wahrscheinlichen Strukturumwandlungen im Bereich 
der Absatzwirtschaft zu vernachltlssigen, deren Relevanz er fUr die absatzstrategischen Naßnah
men im Bereich der Agrar- und Erntlhrungswirtschaft unterstreicht. 

1) Nach Tonbandaufzeichnungen zusammengestellt vom leiter der Diskussion, 
Prof. Dr. E. Wtshlken, Gießen. 
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Rothenburger (Freising-Weihenstephan) erinnert an ein weiteres Produkt der Landwirtschaft, die 
Landschaft, und fuhrt ökologische, soziologische und ökonomische Fragestellungen an, die in 
diesem Zusammenhang auftreten und beantwortet werden sollten. Seiner Meinung nach eröffnet 
sich hier ein weites Forschungsfeld. 

Weinschenck (Stuttgart-Hohenheim) warnt davor, die Genauigkeit der Projektionsergebnisse Uber
zubewerten. Bei der vagen statistischen Grundlage, auf die manche Projektionen notwendiger
weise aufgebaut werden mUssen, sei es wichtiger, die Ergebnisse vornehmlich im Hinblick auf 
die Entwicklungsrichtung und auf "kritische Werte" hin zu interpretieren. 

Hasskamp (Wiesbaden) nimmt auf das Referat von Hanf Bezug und stellt einige Aussagen in Frage, 
die in den Anmerkungen der schriftlichen Version gemacht wurden und in denen sich Hanf uber 
die statistischen Datengrundlagen kritisch geiiußert hat. 

Rustemeyer (Bonn) gibt zum Diskussionsbeitrag von Schrader zu bedenken, daß Globalprojek
tionen weniger eine Grundlage fUr die im Absatzsektor tiitigen einzelnen Unternehmen sein 
sollen, sondern mehr eine Hilfe fUr agrarpolitische Entscheidungen des Staates. 

MUller(Göttingen) stellt zum Referat von Hanf einige detaillierte F~gen zur Interpretation der 
Analysenergebnisse, die das methodische Vorgehen des Autors betreffen und durch Frage und 
Gegenfrage einzeln gekliirt werden. 

Neander (Braunschweig-Völkenrode) fragt nach der Trennung von miinnlichen und weiblichen 
Arbeitskrtlften in der Analyse von Hanf und den daraus zu gewinnenden zusiitzlichen Aussage
möglichkeiten. Der Autor hat auf eine solche Trennung verzichtet, weil diese nur fUr einen 
kUrzeren Zeitraum möglich war und das eine Einbuße an Beobachtungswerten verursacht hätte. 

Schrader (Göttingen) fragt bezugnehmend auf den Diskussionsbeitrag von Schrader (Bonn) nach 
den Vorteilen der Marketingmaßnahmen fUr die landwirtschaftlichen Erzeugnisse und ob diese 
sich letztlich in einer Veränderung der Standortvorteile niederschlagen könnten. 

Schrader (Bonn) befurwortet, zurUckgreifend auf den Einwurf von Rustemeyer, eine stärkere Be
schiiftigung mit den qualitativen Aspekten der Vertlnderungen im Bereich der Nahrungswirtschaft • 
Anschließend an die Frage Schraders (Göttingen) bejaht Schrader (Bonn) die IlAöglichkeit der 
Schaffung von andauernden Priiferenzen durch Marketingmaßnahmen auf regionalen Märkten. 

Scholz teilt - eingehend auf die AusfUhrungen Schraders (Bonn) - mit, daß im Agrarbericht 
1972 auch Fragen aus dem Bereich des Erniihrungshandels, der Ernl:lhrungsindustrie und des Er
nährungsgewerbes behandelt werden sollen. Es wird versucht werden, die Agrarwirtschaft im 
weiteren Sinne darzustellen, also Rohstoffproduktion, Vorleistungen anderer Wirtschaftszweige 
zur Rohstoffproduktion, Verarbeitung und Distribution der Nahrungsmittel (Agribusiness). Er 
weist darauf hin, daß ein Teil der Forderungen, die Schrader (Bonn) erhoben hat, an die CMA 
zu richten seien. 

Stamer (Kiel) verweist anhand von Beispielen auf die Bedeutung des technischen Fortschritts 
fUr die Vorschätzungen, da ein großer Teil der dynamischen Entwicklungen, besonders auf dem 
Sektor der tierischen Veredlung, durch technische Fortschritte begUnstigt wurde. 

Gasser-Stäger (Basel) erinnert an das Problem Umweltschutz und macht auf die Konsequenzen der 
Umweltgefl:lhrdung aufmerksam. An Beispielen aus der Schweiz demonstriert er die Sensibilität 
der öffentl ichen Meinung zu diesen Fragen und warnt vor einer Bagatell isierung der auftretenden 
Symptome. 

Zurek (Bonn) stellt, an Scholz gerichtet, die Frage nach der Berucksichtigung der finanziellen 
Komponente der AgrarpreisstUtzung in Projektionen. 
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Köhne (Göttingen) fragt nach der Wirkung von Prognosen auf die wirtschaftspol itischen Maßnah
men und umgekehrt nach der Einwirkung, die von der Politik auf die Erstellung der Prognosen er
folgen könnte. 

Willer (Bonn) spricht bezugnehmend auf die AusfUhrungen im Korreferat Schröders erneut das ein
gangs erörterte Problem Ziel projektion oder indikative Projektion an und möchte es in Bezug ge
setzt sehen zur Institution, die die Projektion erstellt. 

Scholz antwortet Zurek, daß in dem nachfrageorientierten Modell des BML die Kosten fUr die 
Oberschußverwertung praktisch null seien. Scholz teilt Köhne mit, daß die Politiker bislang 
keinen Einfluß auf die Vorschötzungsarbeit im BML geno~ hötten. Man sei im BML bemUht, 
den gesicherten wissenschaftlichen Kenntnisstand fUr die Vorschötzungsarbeiten voll zu nutzen. 

Hanf (Stuttgart-Hohenheim) deutet in seinem Schlußwort die vorgenommene Transformation als 
eine Möglichkeit fUr die Erklörungen der von Muller (Göttingen) angesprochenen Inkonsistenz in 
den PrUfgrößen der ökonomischen Analysen an-.--
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l~der BRD angewandte Maßnahmen 

1 • 1 Ausgangslage 

Unte~ den in der Landwirtschaft eingesetzten Produktionsfaktoren erweist sich der Faktor Boden 
als besonders immobil. Soweit statistische Unterlagen eine NachprUfung erlauben, liegt der 
Schluß nahe, daß der Bodenbesitzwechsel ziemlich starr an den Generationswechsel gebunden 
ist (LIPINSKY, 16). Die außerordentlich langsame Veri:lnderung von Zahl und Größe der land
wirtschaftlichen Betriebe ist durch die geringe Bodenmobiliti:lt zu erklären; sie deutet aber auch 
darauf hin, daß es mit Hilfe von in der Vergangenheit angewendeten Maßnahmen zur Verbesse
rung der Agrarstruktur nicht gelungen ist, den Umfang der Bodenmobil ität entscheidend zu er-
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höhen. Es war nicht möglich, den Bodenbesitzwechsel aus der engen Verknupfung mit dem Ge
nerationswechsel zu lösen, d.h. die wirtschaftliche Abhöngigkeit vom Bodenbesitz durch speziel
le alternative Chancen - welche Landabgebern geboten wurden - abzubauen. Nach der im Jahr 
1969 erfolgten Erweiterung der Iv\aßnahmen zur Förderung der Bodenmobilitöt auf Bundesebene 
stellt sich erneut die Frage danach, ob es nun gelungen ist, die Bodenmobilitöt uber den durch 
den Generationswechsel gesetzten Rahmen herauszuheben. 

Die folgenden Überlegungen gehen davon aus, daß (a) die in der BRD herrschende Gesellschafts
ordnung in Zukunft nur die Möglichkeit des Angebots materieller Anreize als Mittel zur Steige
rung der Bodenmobilittit - fuhrende Mittel (PÜTZ, 24) - zultisst, und (b) das agrarpolitische Ziel 
weiter verfolgt wird, den rationellen Einsatz der Produktionsfaktoren in Betrieben zu unter
stUtzen, "die einer Familie nachhaltig eine Existenzgrundlage und einen angemessenen Sozial
status bieten" (5). 

1.2 Wahl der Mittel 

Von den Bedingungen (NIEHAUS, 21), welche von den Iv\aßnahmen erfullt sein sollten, die zur 
Erreichung eines bestimmten Zieles ausgewtihlt werden, sind diejenigen der Milieurichtigkeit, 
der Koordinierung mit anderen gleich- oder Ubergeordneten Zielen und der sachlichen Richtig
keit fUr unseren Fall von besonderem Interesse. 

1.2.1 Bedingung der Milieurichtigkeit 

Der Milieurichtigkeit wird entsprochen, wenn die herrschenden politisch-sozialen Normen 
respektiert werden. Insbesondere die Eigentumsgarantie und das Prinzip der sozialen Nivell ierung 
grenzen die Möglichkeiten zur Förderung der Bodenmobilittit stark ein. Beides schließt die An
wendung von gesetzlichem oder wirtschaftlichem Zwang - zwingende Mittel (PÜTZ, 24) - aus. 
Es verbleibt als milieugerechtes Mittel nur der Einsatz materieller Anreize als Aufforderung, in 
gewUnschter Weise zu reagieren. Unter dieser Voraussetzung hat der Staat nicht die Möglichkeit, 
durch entsprechende Iv\aßnahmen den Widerstand gegen eine erhöhte Bodenmobilittit zu brechen; 
er ist vielmehr darauf angewiesen, mit den die Mobilittit beschrtinkenden Faktoren durch das An
gebot zugkrtiftiger Alternativen zu konkurrieren. Durch die Wahl von Iv\aßnahmen, welche durch 
materielle Anreize wirken, ist in der BRD die Entscheidung fUr milieurichtige oder systemkonforme 
Iv\aßnahmen gefallen; dies trifft auch deshalb zu, weil solche Anreize vertröglich sind mit dem 
Iv\arktmechanismus unserer Erwerbswi rtschaft. Selbst eine systemverbessernde Wirkung wird ihnen 
unterstellt (TIMM, 26). 

1.2.2 Bedingung der Koordiniertheit 

Die Überprufung der Iv\aßnahmen bezUglich der Erfullung der Bedingung der Koordiniertheit ist 
erst möglich, wenn ihre eigentlichen Ziele eindeutig klar sind. Diese Vorbedingung verdient 
in unserem Falle insofern besondere Beachtung, als von der Natur der Sache her eine doppelte 
Zielsetzung möglich ist, ntimlich sowohl eine subjektbezogene - bezogen auf den jeweils ange
sprochenen Bodenbesitzer - als auch eine objektbezogene - bezogen auf die Verbesserung der 
Betriebsgrößenstruktur. Beide Zielsetzungen sind nur unter bestimmten Voraussetzungen miteinan
der vereinbar, wie weiter unten zu zeigen sein wird, sind sie es in der Bundesrepublik nur selten. 

Mit dem Ziel einer rationalen Förderung der Verbesserung der Betriebsgrößenstruktur sind fvIoß
nahmen, welche die Bodenmobilitl:lt unter dem sozialen Gesichtspunkt der Einkommenshilfe fUr 
die Landabgeber fördern, ni cht konform 1). 

1) In Abwandlung von SCHLOTTER (25): "Mit dem Ziel optimaler Agrarstruktur sind sozialpoli
tisch gestaffelte Einkommenshilfen nicht konform". 
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Um so bemerkenswerter ist es, daß verschiedene fvIoßnahmen zur Förderung der Bodenmobilität 
unter dem Titel "sozial" fi rmieren (z. B. der soziale Ergänzungsplan zum Stufeninvesti tionsplan 
in Niedersachsen (20); das einzelbetriebliche Förderungs- und soziale Ergänzungsprogramm 
fUr die Land- und Forstwirtschaft des Bundes vom 26.10.1970 (6)). Daraus ergibt sich die berech
tigte Frage danach, ob und inwieweit die Verbesserung der Betriebsgrößenstruktur Ziel von fvIoß
nahmen zur Förderung der Bodenmobilität ist. Wird dieses Ziel nicht oder nur in zweiter Linie 
angestrebt, dann wäre es falsch, die betreffenden Iv\aßnahmen zur Förderung der Bodenmobil ität 
nach ihrem Struktureffekt zu beurteilen. 

Die wichtigsten Iv\aßnahmen, welche in der BRD zur Förderung der Bodenmobilität Anwendung 
fanden und finden, lassen sich aufgrund der in den jeweiligen offiziellen Texten gegebenen 
Zielsetzungen und BegrUndungen in zwei Gruppen einteilen. Da gibt es die Gruppe der fvIoß
nahmen, welche eindeutig der Agrarstrukturverbesserung - gemeint ist hier die Betriebsgrößen
strukturverbesserung - dienen (z. B. Boden-WUrttemberg: Gewährung von ZinszuschUssen zur 
Förderung der Landabgabe durch Verkauf oder Verpachtung an landwirtschaftliche Betriebe (18); 
Hessen: Vorfinanzierung des Pachtzinses bei langfristigen Verträgen Uber Zupachtflächen fur 
bäuerliche Familienbetriebe (13); Bund: Förderung der langfristigen Verpachtung in der Flurbe
reinigung durch Übernahme der Beitragsleistung (7); Förderung der langfristigen Verpachtung 
durch Prämien (8)). 

Die andere, größere Gruppe bilden die fvIoßnahmen, welche sowohl agrarstrukturpolitische wie 
sozia I pal itische Zielsetzungen beinhalten. Hierzu gehören das einzelbetriebl iche Förderungs
und soziale Ergänzungsprogramm des Bundes vom 26.10.1970 (6), der die Landabgaberente be
treffende Teil des Gesetzes Uber die Altershilfe fUr Landwirte (NOELL, 22), die in Boyern ge
währte Verpachtungsprämie (1), der niedersächsische soziale Ergänzungsplan aufgrund der neuen 
Richtlinien vom 27.7.1970 (20), in Boden-WUrttemberg die Gewährung von ZuschUssen zur 
Förderung der Landmobil isierung (17). 

Die doppelte Zielsetzung ist in all den Anwendungsfällen unproblematisch, wo die Voraussetzun
gen dafUr gegeben sind, daß in einem Zuge strukturelle und soziale Effekte erzielbar sind. Dies 
trifft in der Realität aber oft nicht zu. So finden sich in den meisten Texten Formulierungen, 
welche eine sehr weite Auslegung der "Verbesserung der Agrarstruktur" zulassen oder gar die 
vollkommene Vernachlässigung des agra rstrukturpolitischen Zieles erlauben. In diesen Fällen 
handelt es sich um Iv\aßnahmen zur Förderung der Mobilisierung des Bodens, welche allein der 
sozialpalitischen Zielsetzung dienen und keinen Struktureffekt anstreben (z. B. besondere Rege
lungen im niedersächsischen sozialen Ergänzungsplan (20), in den bayerischen Regelungen zur 
Verpachtungsprämie (I), in den Regelu ngen Boden-WUrttembergs bezUglich der Gewährung von 
ZinszuschUssen (17)). Das Offenlassen der tv\ögl ichkeit dieser Art von Förderung deutet darauf 
hin, welche Bedeutung der EinkommensUbertragung in Verbindung mit der Bodenmobilisierung 
beigemessen wird. Die tv\öglichkeit de r Inanspruchnahme öffentlicher Gelder soll hier allen 
offengelassen werden, die bereit sind, ihre Betriebe aufzugeben und Land abzugeben ohne RUck
sicht darauf, ob die Bodenmobilisierung einen Struktureffekt hat oder nicht. 

Dieser Sachverhalt macht verständlich , warum bei der Formulierung der meisten Iv\aßnahmen neben 
der st rukturpalitischen expressis verbis auch die sozialpolitische Zielsetzung berUcksichtigt wurde. 
Damit konnte von vornherein sichergestellt werden, daß die fvIoßnahmen auch noch angewendet 
werden können, wenn sie allein strukturpalitisch nicht gerechtfertigt erscheinen mögen. Eine 
solche Vermutung ist begrUndet durch den Umstand, daß sich ja soziale Auswirkungen von Iv\aß
nahmen zur Förderung der Bodenmobilität, welche strukturpalitische Ziele verfolgen, aufgrund 
der gebotenen materiellen Anreize quasi automatisch einstellen. 

Kehren wir zu rUck zu der Frage nach der Vereinbarkeit der von den Iv\aßnahmen zur Förderung 
der Bodenmobilität verfolgten Ziele mit Ubergeordneten Zielen. Dabei wollen wir uns hier be
schränken auf die Ubergeordneten agrarpalitischen Ziele der Verringerung der Einkommensdis-
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paritöt und der Erhl:Shung der langfristigen Mobilitöt des Faktors Boden sowie das allgemeine 
politische Ziel einer breiten Verml:Sgensstreuung. 

Grundsötzlich tragen alle Maßnahmen, gleichgultig ob sie primör die agrarstrukturpol itische 
oder die sozialpolitische Zielsetzung verfolgen, auf zweifache Weise zur Verringerung der Ein
kommensdisparitöt zwischen landwirtschaftlicher und Ubriger Bevl:Slkerung bei; denn die Maßnah
men fuhren durch die Aufstockung der das mobilisierte Land aufnehmenden Betriebe - eine l:Sko
nomisch sinnvolle Aufstockung vorausgesetzt - zur Einkommenssteigerung in der Landwirtschaft 
und durch das Herausll:Ssen der Landabgeber aus der Landwirtschaft zur Reduzierung der untersten 
Einkommensgruppe. Alle Maßnahmen zur Fl:Srderung der Bodenmobilität sind daher grundsätzlich 
als konform in bezug auf das betrachtete Ubergeordnete Ziel zu beurteilen. Doch nicht jede 
Flächenaufstockung fuhrt automatisch zur Einkommenssteigerung, und der Aufstockungseffekt 
kann unterschiedlich stark sein je nachdem, welche Betriebe in welchem Umfang aufgestockt 
werden. Darum kommt der Lenkung eine entscheidende Bedeutung zu. Um den großtml:Sglichen 
Einkommenseffekt zu erzielen, mUßte jeweils festgestellt werden, welche mobilisierten Flöchen 
welchen Betrieben zuzuschlagen wören. In den einschlägigen Richtlinien wird dieser entschei
denden Lenkung nur wenig entsprochen; sie Uberlassen es weitgehend dem Zufall~ welche Be
triebe aufstocken und begunstigen dadurch eine Dispersion der mobilisierten Flächen, was der 
Notwendigkeit einer Flächenkonzentration widerspricht. Darin I iegt eine der wesentl ichen 
Schwöchen der derzeit angewendeten Maßnahmen, die einen relativ geringen Grad an Koordi
niertheit zur Folge hat. Das gleiche gilt, wenn ein Struktureffekt Uberhaupt ausbleibt, und le
diglich einige Landabgeber aus der Landwirtschaft ~usscheiden. 

In bezug auf die langfristige Mobilitöt des Bodens ist entscheidend, ob der Transfer eine Eigen
turnsUbertragung oder bloße BesitzUbettragung darstellt. Die Eigentumsubertragung fUhrt zu einer 
Erneuerung der festen Bindung des Bodens an seinen EigentUmer. Die bloße Besitzubertragung 
hat eine öhnliche Wirkung, wenn der Transfer sich als RUckgabe von gepachteten Flächen an 
den Eigentumer vollzieht (§ 42 Abs. 2 GAL). Eine entgegengesetzte Wirkung tritt ein, wenn 
Boden auf dem Wege der Verpachtung mobilisiert wird. Bei Pachtland kehrt 'die Mobilisierung 
periodisch wieder und erml:Sglicht eine kontinuierliche Anpassung-(LlPINSKY, 16). Sofern 
Maßnahmen zur Fl:Srderung der Bodenmobilität die Verpac"htung zulassen oder besonders begUnsti
gen, entsprechen sie dem Ziel einer langfristigen Erhl:Shung der Bodenmobilitöt. Schließlich 

J 
erlaubt die Pacht auch die Konzentration der Flächennutzung,ohne die Dispersion des Boden-
eigentums zu beeintröchtigen; {nsofern ist die Fl:Srderung der Bodenmobilisierung durch Verpach
tung koordiniert mit dem Ziel der breiten Eigentumsstreuung. 

1.2.3 Bedingung der sachlichen Richtigkeit 

Die Bedingung der sachlichen Richtigkeit ist erfullt, wenn die betreffende Maßnahme tech
nisch konsequent ist, d.h., wenn sie nach Art und Dosierung richtig ist. 

Art und Umfang der gewöhrten materiellen Hilfen rUcken nun in den Mittelpunkt unseres Inter
esses. Die Anreize werden insbesondere in drei Formen gewöhrt: als Renten, Prämien und 
Krediterleichterungen. Das Besal!.dere am bisher entwickelten Konzept der Bodenmobilitäts
fl:Srderung liegt darin, daß diese Anreize nicht allen potentiellen Landabgebern zur Auswahl 
angeboten werden, sondern daß sie unterschie91ichen Gruppen vorbehalten sind. Die angebo
tenen Renten sollen insbesondere der Alterssicherung dienen; sie sind daher den ölteren Land
abgebern vorbehalten. Nachdem die maximale BetriebsgrC:Sße fUr Rentenberechtigte auf ca. 
20 - 25 ha angehoben worden ist, bildet das Alter das entscheidende Auswahlkriterium. Grund
sötzlich ist eine Rente fUr die Gruppe der älteren Landabgeber gewiß der geeignetste materielle 
Anreiz. 

Einmalig gewöhrte Prömien - und die Erstattung der Flurbereinigungskosten - bieten dagegen 
einen besonderen Anreiz fUr all jene Landabgeber, welche einen einmaligen Kapitalzuschuß 
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für den Aufbau oder Ausbau einer außerlanclwirtschaftlichen Existenz benötigen. Krediterleich
terungen stellen einen besonderen Anreiz für alle potentiellen Landabgeber dar, welche 
größere Investiti onen planen. 

Dieses generelle Urteil ,über die Arten der materiellen Anreize läßt allerdings das besondere 
Problem der Abgrenzung der einzelnen Empfängergruppen voneinander außer acht. Angesichts 
des höheren materiellen Wertes und des besonderen Charakters der Rente gegenüber der Prämie 
beinhaltet eine Fixierung des Mindestalters für die Rentenbewilligung eine besonders kritische 
Restriktion. Sie hat zur Folge, daß die Gruppe der potentiellen Landabgeber, welche das Land
abgaberentenalter noch nicht erreicht haben und in den anderen Anreizen keinen adäquaten 
Ausg leich für den Verzicht auf die eigene Landnutzung erblicken, von der Bodenmobilisierungs
aktion ausgeschlossen bleiben. 

Es ist davon auszugehen, daß die gebotene Rente in der Regel der Prämie vorgezogen wird. 
Die in Verbindung mit der Landabgabe gewährte Rente ist nicht zu verwechseln mit der klassi
schen Altersrente, deren Funktion die Versorgung nicht mehr arbeitsfähiger alter Leute ist. Es 
handelt sich bei der Landabgaberente vielmehr um eine materielle Entschädigung für den frei
willigen Verzicht auf eine ganz bestimmte Erwerbstätigkeit, welcher grundsätzlich unabhängig 
vom Alter vorgenommen werden kann. Es gibt nur eine Erklärung dafür, daß beispielsweise der 
60jährige Landabgeber, nicht aber der 50jährige die Landabgaberente beanspruchen kann: es 
handelt sich um eine vorwiegend sozialpolitische M:lßnahme, welche in erster Linie zum Ziel 
hat, kurzfristig eine Rentenaufstockung herbeizuführen. Im Interesse einer wirksamen Erhöhung 
der Bodenmobil ität läge eine Vorverlegung des Mindestal ters, damit der Rentenanspruch für alle 
potentiellen Landabgeber offen ist, welche für einen Berufswechsel - nicht unbedingt auch für 
einen Beschäftigungswechsel - zu alt sind. ' 

Im Verhältnis zum bisherigen Einkommen dürfte der Anreiz des gebotenen Landabgaberenten
satzes um so geringer sein, je größer der Umfang der abzugebenden Flächen ist. Die Inanspruch
nahme der Landabgaberente durch größere Betriebe nach Heraufsetzung der M:lximalgröße 
(s. Übersicht 2) deutet darauf hin, daß dieser Zusammenhang nicht immer gegeben ist. Es liegt 
die Vermutung nahe, daß die Abgeber der größeren Betriebe ebenso wie die der kleineren in 
der Landabgaberente hauptsächlich eine Chance sehen, ihre Altersrente zu erhöhen. Das staat
liche Angebot trägt also nicht so sehr zur zusätzlichen M:lbilisierung von Boden bei als vielmehr 
zu einer Rentenaufstockung, welche verbunden ist mit einer geringfügigen zeitlichen Vorverle
gung des Termins der Realisierung einer bereits vorher beschlossenen Landabgabe. Der im Rahmen 
der Landabgaberentenaktion mobilisierte Boden gehört bei der derzeitigen Altersbegrenzung in 
überwiegendem M:lße zu jenem Umsatzvolumen, dessen Mobilisierung - durch den Generations
wechsel vorgegeben - auch ohne die Möglichkeit des Bezugs einer Landabgaberente vollzogen 
würde. 

Der Anreiz der Landabgaberente liegt also bislang hauptsächlich in der Aufstockung des Alters
geldes begründet. Erst bei einer weiteren Herabsetzung' des Rentenalters dürfte die Rentenhöhe 
im Verhältnis zum bisherigen Einkommen und zum Wert der betroffenen Flächen zum echhm Ent
scheidungskriterium für die Bodenmobilisierung werden. In logischer Fortführung des eingeschla
genen Weges müßte mit einer weiteren Herabsetzung des Mindestalters eine entsprechende Fest
setzung des Rentensatzes gekoppelt sein, welche zur M:lximierung der Bodenmobilisierung führt. 

Die bisherige Handhabung der Landabgaberente ist nach Art und Dosierung nur in bezug auf die 
Verbesserung der Einkommen der älteren Generation im kleinbäuerlichen Bereich als richtig zu 
beurteilen, im Hinblick auf das strukturpolitische Ziel dagegen nicht. 

Etwas anders verhält es sich mit der Verpachtungsprämie, weil die tv\öglichkeit der Inanspruch
nahme weder in bezug auf das AI ter noch auf den Flächenumfang beschränkt ist. - Entscheidend 
ist in diesem Fall vor allem die Dosierung. Die Höhe des einmalig gewährten Prämienbetrages 
muß hier gesehen werden im Vergleich zum bisherigen Einkommen und zum Wert des betreffenden 
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Objektes. Insbesondere letzterer und speziell dessen antizipierte Vertinderung bestimmt den 
relativen Wert der angebotenen Prtimie. Je höher der Wert des betreffenden Grundstucks ist, 
um so niedriger liegt der relative Wert der fixen Prämie und um so leichter wird der potentielle 
Landabgeber zugunsten der Erhaltung der vollen Dispositionsfreiheit auf die Prtimie verzichten. 
Das gleiche durfte fUr all die Fälle zutreffen, bei denen die Wertsteigerung weniger Jahre die 
Prämie Ubertrifft (L1PINSKY, 15). 

Die Frage nach der sachlichen Richtigkeit der Iv\aßnahmen zur Förderung der Bodenmobilität 
kann aufgrund der festgestellten Mängel nur partiell positiv beantwortet werden. Als unzweck
mäßig ist einerseits die gruppenspezifische N'oßnahmenzuordnung und andererseits die unzurei
chende Differenzierung in der Dosierung der Anreize zu bezeichnen. 

1.3 Wirkungsmöglichkeiten 

Die N'oßnahmen zur Förderung der Bodenmobilität erstrecken sich zwar auf einen verhältnis
mHßig engen Wirkungsbereich, haben aber dennoch vielfHltige Wirkungsmöglichkeiten. Von 
diesen interessieren hier besonders jene, welche sowohl quantitativ wie qualitativ auf die Agrar
struktur einwirken, d.h. die Mäglichkeiten der Bodenmobilisierung allgemein und der Struktur
verbesserung speziell. 

Ausgehend von der Hypothese, daß der Bodenmobilisierungsgrad eng gekoppelt ist an den Gene
rationswechsel, muß angenommen werden, daß der Wirkungsbereich der N'oßnahmen sehr be
schrtinkt ist. Das starre Festhalten der Besitzergeneration an ihrem Land bietet lediglich die 
Möglichkeit, auf den Abgabemodus und den Abgabetermin in der Phase des Generationswechsels 
einzuwirken. D.h., die Iv\aßnahmen bleiben beschränkt auf jene Flächen, fUr welche der mit 
dem Genera ti onswechsel verbundene Besitzwechsel auch zur Betriebsaufgabe fUhrt. 

Das starre Festhalten der wirtschaftenden Generation an ihrem Grundbesitz muß erklärt werden 
durch eine entsprechend hohe wirtschaftliche Abhängigkeit von diesem. In der Realität ist der 
Grad der AbhHngigkeit naturlieh unterschiedlich, und je geringer dieser ist, um so niedriger 
kann der gewährte Anreiz der Iv\aßnahmen sein, um die Inanspruchnahme zu veranlassen. D. h • 

. die Merklichkeit der Iv\aßnahmen - im Sinne HANSMEYERs (12) - muß. dem Grad der Abhängig
keit der Bodenbesitzer von dem Land, welches sie abgeben sollen, entsprechen. 

Der Mobilisierungseffekt von Iv\aßnahmen, welche nur geringe Anreize bieten, durfte daher 
am ehesten dann eintreten, wenn Bodenbesitzer wegen bevorstehendem Erreichen der Alters
grenze, wirtschaftlichem Ruin, Ablauf der Pacht oder wegen Krankheit sowieso bald abgeben 
mUssen, oder ihr Einkommen so weit aus anderen Quellen decken, daß sie auf die Bodenbewirt
schaftung nicht mehr angewiesen sind. 

Neben der unmittelbaren wirtschaftlichen Abhängigkeit vom Boden beeinflußt wahrscheinlich 
dessen angenommener Verkehrswert und jHhrliche Wertsteigerung den Willen zum Festhalten -
oder zum Zur-VerfUgung-Halten - des Bodenbesitzes. Aus dieser Annahme wHre zu folgern, 
daß die Merklichkeit der Iv\aßnahme auch dem Verkehrswert und der Wertentwicklung der zu 
mobilisierenden GrundstUcke entsprechen sollte. 

Die Wirkungsmöglichkeiten der N'oßnahmen werden auch durch die verschiedenen gestellten 
Bedingungen beeinflußt. Zum Beispiel schließt die Vorschrift bestimmter Verwendungen des 
mobilisierten Landes die Mobilisierung all jener LHndereien aus, fUr die die entsprechende Ver
wendung nicht gegeben ist. - Die Bindung der Landabgaberente an ein Mindestalter ist grund
sätzlich dazu angetan, die Merklichkeit der Iv\aßnahme, welche schon deshalb gering ist, weil 
die Rentenhöhe in keiner Beziehung zu Umfang und Wert der abgegebenen FIHche steht, noch 
weiter herabzusetzen. 

Die Möglichkeit qualitativer Wirkungen der N'oßnahmen, ihre Strukturwirkungen, hängen ab vom 
Einfluß der bereits vorhandenen und vom Staat in Verbindung mit den Iv\aßnahmen geschaffenen 
Steuerungsinstrumenten und -institutionen. Die besten Wirkungsmöglichkeiten bieten N'oßnahmen, 
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welche eindeutig auf konkrete StruktulVert:lndenmgen zielen. Bei Maßnahmen, welche die an
gestrebte StruktulVerbesserung nur mehr oder weniger allgemein - oder gar nicht - ansprechen, 
sind die Wirkungsmöglichkeiten abhHngig vom konformen Verhalten der Landwirte selbst und 
von den lenkenden EinflUssen,welche die zustHndigen Organe - insbesondere Kreislandwirt
schaftsbehörden, Ämter fUr Agrarordnung usw. - auszuuben vermögen. Diesen fH11t die wich
tigste Aufgabe zu, den Struktureffekt auch dort sicherzustellen, wo der Staat als Förderer der 
Bodenmobilisierung es versHumt, die Voraussetzungen fUr die Sicherstellung des Struktureffek
tes speziell zu schaffen. 

2 Analyse der bisherigen Ergebnisse der Maßnahmen des Bundes 

Die Wirkung der Maßnahmen des Bundes zur Förderung der langfristigen Verpachtung durch 
Prt:lmien sowie durch Ubernahme der Beitragsleistung innerhalb der Flurbereinigung und der 
Lanclobgabe durch RentengewHhrung lassen sich anhand der bisherigen Ergebnisse nicht end
gUhig beurteilen. Die bisherigen Ergebnisse lassen jedoch eine Reihe von SchlUssen zu. 

2.1 Lanclobgaberente 

Uber die Landabgaberente wurde bis zur Mitte des Jahres 1971 bei 5171 Unternehmen eine 
FIHche von 36128 ha mobilisiert. Sie stammt zu 99 % aus reinen oder UbelWiegend landwirt
schaftlichen Unternehmen und zu 68 % aus Betrieben unter 10 ha (s. Ubersicht 1). Die in .den 
Betrieben unter 10 ha mobilisierte FIHche entspricht 1,44 % der FIHche aller GAL Betriebe 1) 
unter 10 ha. 

Ubersicht 1: Anzahl und FIHche der nach § 41 GAL in den Jahren 1969 und 1970 sowie im 
ersten Halbjahr 1971 abgegebenen Unternehmen 

Art der Unternehmen 
Anzahl der Unternehmen FIHche der Unternehmen 

absolut in% absoll;lt (ha) in% 

Reine oder UbelWiegend 
landw. Unternehmen 

bis unter 2ha 46 0,9 73,42 0,2 
2 bis unter 5ha 1.253 24,2 5.535,25 15,3 
5 bis unter 10 ha 2.846 55,0 19.017,72 52,6 

10 und mehr ha 821 15,9 11.171,34 30,9 
~ 

Landw. Untern. insges. 4.966 96,0 35.797,73 99,0 

Forstunternehmen 1 0,0 11,87 0,0 
Untern. mit Sonderkulturen. 160 3,1 264,76 0,7 
G41rtenbauunternehmen 44 0,9 53,99 0,1 

, 

Insgesamt 5.171 100,0 36.128,35 100,0 

Errechnet aus: (11). 

1) Siehe Fußnote nHchste Seite. 
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Der Anteil der in den einzelnen Betriebsgrößenklassen freigesetzten Fläche an der jeweiligen 
Gesamtfläche beträgt 0,5% im Betriebsgrößenbereich unter 2 ha, 2 % bei Betrieben von 2 
bis 5 ha, 1,34 % in der Betriebsgräßenklasse von 5 bis 10 ha und 0,3 % bei Betrieben von 
10bis20ha. 

Der geringe Mobilisierungseffekt in der untersten Betriebsgrößenklasse lößt sich dadurch erklö
ren, daß hier die meisten Betriebe nicht hauptberuflich bewirtschaftet werden und daher eine 
wichtige Voraussetzung fUr den Bezug der Landobgaberente nicht erfullen. DemgegenUber fin
det der geringe Umfang der Flöchenfreisetzung im Betriebsgrößenbereich von 10 bis 20 ha da
durch seine Erklörung, daß Landwirte mit Betrieben von 10 bis 20 ha erst seit dem 1.1.1971 zu 
dem Kreis der Antragsberechtigten gehören, und daß sehr viele dieser Betriebe von ihren Be
sitzern als lebensföhige Existenzen angesehen werden und der Übergabe an vorhandene Betriebs
leiternachfolger vorbehalten sind. 

Bei einer Differenzierung der freigesetzten Flöchen nach Alterskassen lößt sich regional ein 
deutliches INord-SUdgefölle" feststellen. Bezieht man nömlich die in den GAL Betrieben unter 
10 ha mobilisierte Fläche auf die Gesamtflöche dieser Betriebe, so ergibt sich fUr die Gebiete 
der Schleswig-Holsteinischen, Oldenburg-Bremischen, Hannoverschen, Braunschweigischen und 
Rheinischen Alterskassen ein Mobilisierungseffekt zwischen 3 bis 4 % gegenUber 0,6 bis 1 % in 
den Gebieten der Alterskassen in Bayern und Baden-WUrttemberg. In den ubrigen Alterskassen
bezirken wurde zwischen 1 bis 2 % der Fläche freigesetzt. 

In Gebieten mit geringem Anteil der LN in Betrieben unter 10 ha an der Gesamt-LN (Nieder
SQchsen, Schleswig-Holstein) werden relativ mehr Flöchen mobilisiert als in Gebieten mit hohem 
Flöchenanteil in Betrieben unter 10 ha (Baden-WUrttemberg, Bayern). Danach ist anzunehmen, 
daß im SUden Betriebe unter 10 ha in relativ stärkerem Umfang fUr die Hofnachfolger bestimmt 
sind als im Norden. 

Die Erhöhung der Landabgaberente auf 350 DM fUr Verheiratete und 230 DM fUr Alleinstehende 
sowie die Erweiterung des begUnstigten Personenkreises durch Heraufsetzung der Höchstgrenze 1) 
mit Wirkung vom 1.1.1971 kann in ihren Auswirkungen durch einen Vergleich der im ersten 
Halbjahr 1970 und im ersten Halbjahr 1971 erzielten Ergebnisse beurteilt werden (s. Übersicht 2). 
Während im ersten Halbjahr 1970 bei 979 landwirtschaftlichen Unternehmen 6035 ha freigesetzt 
wurden, konnten im ersten Halbjahr 1971 bei 2.774 Unternehmen 22508 ha mobilisiert werden. 

Von den etwa 16500 ha, um die sich die Bodenmobilität im ersten Halbjahr 1971 gegenUber dem 
ersten Halbjahr 1970 erhöhte, lassen sich etwa 10000 ha - nämlich die im Betriebsgrößenbe
reich uber 10ha zusätzlich mobilisierten Flächen - auf die Heraufsetzung der Höchstgrenze und 
die Ubrige Fläche auf die Erhöhung der Landobgaberente zurUckfUhren. Fördernd wirkte sicher
lich in jedem Fall auch der zunehmende Bekanntheitsgrad der Maßnahme. Besonders auffallend 
ist, daß sich die freigesetzte Fläche in der Betriebsgrößenklasse von 2 bis 5 ha lediglich um ein 
Drittel und im Betriebsgrößenbereich von 5 bis 10 ha auf das Zweieinhalbfache erhöhte. 

Von der insgesamt freigesetzten Fläche wurden etwa 40 % geschlossen und 60 % geteilt abge
geben. Bei der Auf teilung nach Arten der Landabgabe zeigt sich, daß der Verkauf gegenUber 
der Verpachtung nur von untergeordneter Bedeutung ist. Nur 5 % der Flächen wurden verkauft 
und immerhin 66 % verpachtet. Bei 26 % der Fläche handelt .es sich um RUckgaben an die Eigen
tUmer (5. Übersicht 3). 

1) Landabgaberenten erhalten grundsötzlich nur landwirtschaftliche Unternehmen im Sinne des 
§ 1 des Gesetzes uber eine Altershilfe fUr Landwirte (GAL). 
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Im 5. Gesetz zur Änderung und Ergönzung des GAL wurde als Höchstgrenze fUr den Bezug 
der Landobgaberente dos FUnffache der nach § 1 Abs. 4 GAl festgesetzten Mindestgröße 
fixiert • 



Übersicht 2: Anzahl und Flache der nach § 41 GAL im ersten Halbjahr 1970 und 
im ersten Halbjahr 1971 abgegebenen Unternehmen 

Anzahl der Unternehmen Flache der Unternehmen in 00 
Art der Unternehmen 

I. + 11. I. + 11. I. + 11. 1.+11. 
Quartal Quartal Quartal Quartal 

1970 1971 1970 1971 

Reine oder Uberwiegend 
landw. Unternehmen: 

bis unter 200 16 20 31,16 27,39 
2 bis unter 500 306 532 1.549,52 2.081,88 
5 bis unter 10 ha 625 1.478 4.088,61 10.114,17 

10 und mehr ha 32 744 365,92 10.284,46 

Landw. Untern. i nsges. 979 2.774 6.035,21 22.507,90 

Forstunternehmen 
Untern. m .Sonderkulturen 22 98 32,92 174,41 
Gartenbauunternehmen 19 13 31,28 13,15 

Insgesamt 1.020 2.885 6.099,42 22.695,46 

Errechnet aus: (11). 

Neben dem Umfang der Uber die Landabgaberente mobilisierten Flache interessiert insbesondere 
der s~rukturpolitische Effekt der tv'wJßnahme. Dieser laßt sich daran messen, in welche Betriebs
größenbereiche die freigewordenen Flachen gewandert sind, und welcher Aufstockungseffekt 
dabei durchschnittlich erzielt wurde. 

20 % der mobilisierten Flache wurde von Betrieben unter 10 00 Ubernommen. Ein Viertel (27 %) 
wurde von Betrieben mit 10 bis 20 ha und ein weiteres Viertel (24,6 %) von Betrieben Uber 20 00 
aufgenommen. Bei den Abgaben an die Eigentumer (26,1 %) laßt sich nicht feststellen, in wei
che Betriebsgrößenklassen die Flachen gewandert sind. 

Den bisher vorliegenden Zahlen ist zu entnehmen, daß ein großer Teil der freigesetzten Flache 
von Betrieben aufgenommen wurde, die möglicherweise spater ebenfalls aufgegeben werden. 
Doß Uber die Landabgabepromie mobilisierte Flachen von relativ kleinen Betrieben ubernommen 
werden, laßt $ich insbesondere in Gebieten mit vorherrschend kleinbetrieblicher Struktur bei 
der derzeitigen Handhabung der tv'wJßnahme nicht vermeiden. Die raumliche Differenzierung 
der Statistik nach AI terskassen zeigt das Ergebnis (s. Übersicht 5). 

So wird im mittleren und sUdlichen Teil der Bundesrepublik fast durchweg uber die Half te der 
Flache von Betrieben unter 20 ha aufgenommen, wahrend im Norden weit weniger als 50 % 
in Betriebe unter 2000 wandert. In Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz und Baden-WUrttemberg ist der Anteil der mobilisierten Flachen, welche an 
die EigentUmer zurUckgegeben wurden, besonders hoch. Diese Schwerpunkte decken sich mit 
jenen der Verbreitung ehemaliger Heuerlingsstellen und der Real teilung bzw. mit jenen der 
Verbreitung der Pacht. 

Diese Ergebnisse verweisen auf eine nicht zu Ubersehende Planlosigkeit der Bodenwanderung. 
Die bestehende Betriebsgrl:.ißenstruktur und nicht eine an bestimmten Zielgrl:.ißen orientierte 
Lenkung des Bodentransfers schlagt si ch in der Statistik nieder. 
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Übersicht 3: Die Arten der Landabgabe bei den nach § 41 GAL in den Jahren 1969 und 1970 sowie im ersten 
Halbjahr 1971 abgegebenen FICiehen 

Art der Geschlossene Abgabe Geteilte Abgabe 
Landabgabe 

FCilie FICiehe in ha FICiche in % Fälle Fläche in ha FICiehe in % 

Verkauf 113 899,56 6,43 347 847,98 4,15 
Verpachtung 1.516 9.153,62 65,46 4.590 13.536,93 66,19 
RUckgabe an 
EigentUmer 451 3.291,02 23,53 2.926 5.707,11 27,91 
Sonst. Art 
der Abgabe 91 639,99 4,58 157 359,56 1,76 

FCilie 

460 
6.106 

3.377 

248 

Insgesamt 2.171 13.984,19 100,00 8.020 20.451,58 100,00 10.191 
--

Errechnet aus: (11). 

Insgesamt 

FICiehe in ha FICiehe in % 

1.747,54 5,07 
22.690,55 65,89 

8.998,13 26, 13 

999,55 2,90 

34.435,77 100,00 
----



Übersicht 4: Übernehmende Unternehmen der nach § 41 GAL in den Jahren 1969 und 1970 sowie im 
ersten Halbjahr 1971 abgegebenen Flöchen 

Art der Unternehmen 
Geschlossene Abgabe Geteilte Abgabe 

Anzahl Flöche in ha Anzahl Flöche in ha Anzahl 

Reine oder UbelWiegend 
landw. Unternehmen: 

weniger als 5 ha 170 628,71 1805 1.863,30 1975 
5 bis unter 10 ha 355 2.236,85 1067 2.243,35 1422 

10 bis unter 20 ha 558 3.808,98 2249 5.499,16 2807 
20 bis unter 50 ha 455 3.185,63 1428 4.509,43 1883 
50 und mehr ha 61 447,98 107 327,56 168 

Landw. Unternehmen 
insgesamt 1599 10.308,15 6656 14.442,80 8255 

Forstunternehmen 1 5,50 2 6,85 3 
Untern.mit Sonderkulturen 78 127,92 78 58,79 156 
Gartenbauunternehmen 12 10,22 13 12,34 25 
Sonstige Unternehmen - - 3 0,75 3 
Jur. Pers. mit Aufgaben der 

7 63,81 26 105,05 33 
Strukturverbesserung 
Teilnehmergemeinschaften nach 

9 78,70 13 11,16 22 
dem Flurber.-Gesetz 
Gebietskörperschaften und 

10 57,75 73 100,18 83 
Gemei ndeverbände 
Kommunale Zweckverbände 4 41,12 7 6,55 11 
RUckgabe an EigentUmer 451 3.291,02 3635 5.707,11 4086 

Insgesamt 2171 13.984,19 10.506 20.451,58 12.677 
- -

Errechnet aus: (11). 

Insgesamt 

in% Flöche in ha in% 

15,6 2.492,01 7,2 
11 ,2 4.480,20 13,0 
22,1 9.308,14 27,0 
14,9 7.695,06 22,3 
1,3 775,54 2,3 

65, 1 24.750,95 71,9 

0,0 12,35 0,0 
I 1,2 186,71 0,5 
I 

0,2 22,56 0,0 
0,0 0,75 0,0 

0,3 168,86 0,5 

0,2 89,86 0,3 

0,7 157,93 0,5 

0,0 47,67 0, 1 
32,2 8.998,13 26, 1 

100,0 34.435,77 100,0 
- ---- -----
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Ubersicht 5: Die Verteilung der nach § 41 GALin den Jahren 1969 und 1970 sowie im ersten Halbjahr 1971 abgegebenen Fltichen auf die 
ubernehmenden Unternehmen nach Grtißenklassen in % in den Gebieten der landwirtschaftlichen Alterskassen 

Betriebsgrößenklasse 
Son-

Landwirtschaftliche unter 5 bis unter 10 bis unter 20 bis 50 und Insge- stige 
Alterskasse 5 ha unter 10 ha unter 20 ha unter mehr ha . samt Untern. 

10 ha 20 ha 50 ha u.tlbern. 

Schleswig-Holst. - 1,43 1,43 15,75 17,18 48,01 7,55 72,74 1 ,QL~ 

Gldenburg-Bremen 0,10 4,16 4,26 14,61 18,87 31,92 2,32 53,11 0,21 

Hannoversche 11,05 11,13 22,18 18,58 40,76 18,54 2,67 61,9'7 0,33 
Braunschweigerische 4,19 12,31 16,50 7,65 24,14 26,13 5,12 55,40 5,85 
Lippische u. Westf. 0,66 9,44 10,10 35,33 45,42 20,60 0,98 67,00 0,92 
Rheinische 120,13 21,83 41,95 17,84 59,80 7,65 0,44 67,90 2,80 

Hessen-Nassau 1,33 8,34 9,67 33,62 43,28 31,09 2 ,l~1 76,79 1,77 
Darmstadt 0,41 6,22 6,63 44,82 51 ,~5 31,25 0,07 82,77 0,48 

Rheinhessen-Pfalz ~8,25 21,54 39,79 18,63 58,43 10,75 0,24 69,4'1 4,03 

Saarland 0,63 5,41 6,05 40,39 46,44 33,53 2,88 82,85 -
Oberfr. u. Mittelfr. 2,82 13,12 15,93 43,09 59,02 23,33 2,35 84,69 2,26 

Niederbayern-Oberpf. 1,73 13,42 15,15 33,98 49,13 36,62 6,21 91,96 5,09 
~nterfranken 5,67 21,05 26,72 37,81 64,53 16,62 0,50 81,66 3,92 
Schwaben 0,08 16,09 16,17 53,33 69,49 14,02 0,65 84,16 4,63 
Oberbayern - 7,03 7,03 40,26 47,30 32,'10 6,11 85,51 1,70 
Baden 1,40 8,03 9,43 34,45 43,88 33,71 0,37 77,96 0,20 

"ürttemberg 1,35 19,32 20,66 37,61 58,28 20,51 0,38 79,17 1,57 

Insgesamt 7,25 13,03 20,28 27,08 47,36 22,38 2,26 71,99 l 1,94 
- - .-

Errechnet aus: (11) 

Rück-
gabe 
an die 
Eigent. 

26,22 

46,69 
37,70 
38,75 
32,08 
29,30 
21,44 
16,75 
26,56 
17,15 
13,05 
2,95 

14,42 
11,21 
12,79 
21,85 
19,26 

26,07 



Im Durchschnitt wurden die landaufnehmenden Betriebe um 3 00 aufgestockt. Bei einer Diffe
renzierung nach Betriebsgrößenklassen IHßt sich feststellen, daß der Aufstockungseffekt mit 
steigender Betriebsgröße zunimmt (s. Ubersicht 6). Außerdem ist der Aufstockungseffekt bei 
geschlossener Abgabe (6,45 00) höher als bei geteilter Abgabe (2,1700). Bei der Berechnung 
der jeweils erreichten Aufstockung konnte die in EinzelfHllen mögl iche mehrmal ige Landzulage 
nicht berucksichtigt werden. Dies ist ein M:lngel, welcher die Interpretation der Statistik er
schwert. In gleicher Weise wird die Beurteilung der strukturellen Auswirkungen dadurch beein
trHchtigt, daß die allgemeine Statistik keine Auskunft daruber gibt, in welche Betriebe das an 
die EigentUmer zurUckgegebene Land wandert. 

Ubersicht 6: Aufstockungseffekt bei den Ubernehmenden Unternehmen durch die nach § 41 GAL 
in den Jahren 1969 und 1970 sowie im ersten Halbjahr 1971 abgegebenen FIHchen 

Reine oder Uberwiegend Geschlossene Abgabe Gete iI te Abgabe Insgesamt 
landw. Unternehmen in ha in ha in ha 

weniger als 5 ha 3,6983 1,0323 1,2618 
5 bis unter 10 ha 6,3010 2, 1025 3,1506 

10 bis unter 20 ha 6,8261 2,4452 3,3160 
20 bis unter 50 ha 7,0014 3, 1579 4,0866 
50 und mehr ha 7,3439 3,0613 4,6163 

Landw. Untern. insges. 6,4466 2, 1699 2,9983 

Errechnet aus: (11). 

Bei geschlossener Abgabe ergibt sich bei der Mehrzahl der Betriebe in den drei unteren Betriebs
größenklassen durch die FIHchenzulage ein AufrUcken in die nHchst höhere Betriebsgrößenklasse. 
Bei den Betrieben unter 5 00 und von 5 bis 1000 wird im Durchschnitt etwa eine Verdoppelung 
der BetriebsflHche erreicht. Bei Betrieben von 10 bis 20 ha ergibt sich im Durchschnitt eine Er
höhung um etwa 50 % und bei Betrieben von 20 bis 50 ha um 25 %. Bei geteilter Abgabe lassen 
sich nur sehr viel geringere Aufstockungseffekte zwischen 10 bis 30 % der BetriebsflHche fest
stellen. 

2.2 LandabgabeprHmie 

Uber die LandabgabeprHmie wurde in den Jahren 1969 und 1970 eine FIHche von 43.447 ha 
bei 7.103 Betrieben freigesetzt. Unterstellt man hier den gleichen Mobil isierungseffekt fUr 
1971 wie fUr 1970 und eine Verteilung der abgegebenen Betriebe auf die einzelnen Betriebs
größenklassen wie bei der Landabgaberente, dann kann man damit rechnen, daß bis zur Mitte 
des Jahres 1971 1,84 % der FIHche von GAL Betrieben unter 10 ha mobilisiert wurde. Damit 
wHrer!l Uber die Landabgaberente und die LandabgabeprHmie 3,28 % der FIHche dieser Betriebe 
freigesetzt worden. 

Die Auf teilung der mit der LandabgabeprHmie mobilisierten FIHche nach BundeslHndern zeigt 
eine sehr unterschiedliche Wirkung der M:lßnahme (s. Ubersicht 7). Bezogen auf die Gesamt-LN 
bzw. die LN in Betrieben unter 20 ha ergeben sich - von den Stadtstaaten abgesehen - extrem 
hohe Mobilisierungseffekte fUr Schleswig-Holstein und die niedrigsten fUr Rheinland-Pfalz. 

Da die Zahl der Ubernehmenden Betriebe nicht vorliegt, können genaue Angaben Uber den bis
her i~ Durchschnitt erzielten Aufstockungseffekt nicht gemacht werden. Aus Zahlen, die fUr 
eine~ kUrzeren Zeitraum vorhanden sind, geht hervor, daß die Ubernehmenden Betriebe um 
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Übersicht 7: Anzahl und Fläche der Uber die Landabgabeprämie in den Jahren 1969 
und 1970 abgegebenen Unternehmen 

Fläche 
Bundesland Anzahl 

absolut (ha) in % der LN 
in % der Fläche 
der Betriebe 
unter 20 ha 

Baden-Wurttemberg 890 4.519,0 0,27 0,37 
Bayern 3.701 17.086,0 0,47 0,72 
Hessen 799 3.817,0 0,44 0,68 
Niedersachsen 483 6.104,0 0,21 0,66 
Nordrhein-Westfalen 430 3.075,2 0,17 0,38 
Rheinland-Pfalz 224 1.177,5 0,14 0,21 
Saarland 19 137,4 0,16 0,31 
Schieswig-Hoistein 553 7.420,6 0,66 4,26 
Berlin 1 26,4 1,20 2,64 
Bremen - - - -
Hamburg 3 83,8 0,44 1,02 

7.103 43.446,9 0,34 0,64 

Quelle: (9). 

durchschnittlich 4,5 ha aufgestockt wurden. Der Aufstockungseffekt liegt in Baden-WUrttem
berg (3,1 ha), Bayern (3,55 ha) und Hessen (3,69 ha) relativ niedrig und in Niedersachsen 
(9,6 ha) und Schleswig-Holstein (6,8 ha) relativ hoch; die durchschnittl iche Größe der je Be
trieb abgegebenen Fläche betrug 5 bis 6 ha in Baden-WUrttemberg, Bayern und Hessen sowie 
13 und 17 ha in Niedersachsen und Schleswig-Holstein. Die durchschnittliche Größe der land
aufnehmenden Betriebe beträgt in den erstgenannten Bundesli:lndern 21 bis 25 ha und in den 
letztgenannten 33 und 35 ha. In Gebieten mit gUnstiger Betriebsgrößenstruktur werden also in 
der Regel größere Betriebe auch um größere Fli:lchen aufgestockt. 

2.3 Übernahme der Beitragsleistung in der Flurbereinigung 

Im Jahr 1970 wurde durch Übernahme der Beitragsleistung in der Flurbereinigung bei 1.210 
Betrieben eine Fli:lche von 5.789 ha freigesetzt. Da in diesen Fällen auch die Landabgabe
pri:lmie in Anspruch genommen werden kann, ist wohl generell damit zu rechnen, daß die Flä
chen in die Statistik ober die Landabgabepri:lmie eingehen. 

Die in Übersicht 8 ausgewiesene Zahl und Flöche der abgegebenen Unternehmen nach Bundes
li:lndem sind insbesondere abhi:lngig vom Umfang der Flurbereinigung in den einzelnen Ländern. 
Da durch Landabgabeprämie und Übernahme der Beitragsleistung ein verstärkter Anreiz zur Land
abgabe gegeben ist, kann in Zusammenhang mit der Flurbereinigung mit einem höheren Mobili- . 
si erungseffekt gerechnet werden. 

2.4 BestimmungsgrUnde der Landabgabe 

Bei ni:lherer Betrachtung der in Nordrhein-Westfalen durch die Landabgabepri:lmie sowie durch 
Übernahme der Beitragsleistung in der Flurbereinigung in den Jahren 1969 und 1970 mobilisier
ten Fli:lche zeigen sich regionale Unterschiede. Wenn die regional differenzierten Ergebnisse 
wegen der geringen Zahl der Fi:llle und der damit verbundenen ZufölligkeitEm auch noch einen 
relativ geringen Aussagewert besitzen, geben sie doch schon einen ersten Aufschluß uber einige 
BestimmungsgrUnde der Landabgabe. 
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Übersicht 8: Anzahl und Flöche der durch Übernahme der Beitragsleistung in der Flurbe
reinigung im Jahr 1970 abgegebenen Unternehmen 

Bundesland Anzahl 
Flöche 

absolut (ha) in % der LN 
in % der Flöche der Be-
triebe unter 20 ha 

Baden-WUrttemb. 166 665 0,04 0,05 
Bayern 773 3.762 0,10 0,15 
Hessen 129 537 0,06 0,09 
Niedersachsen 28 267 0,01 0,03 
Non:lrhein-Westf. 64 347 0,02 0,04 
Rheinland-Pfalz 48 208 0,02 0,03 
Saarland 2 13 0,01 0,02 
Schleswig-Holst. - - - -
Berlin - - - -
Bremen - - - -
Hamburg - - - -

1.210 5.789 0,045 0,08 

Quelle: (9). 

Bezieht man die in den einzelnen Landkreisen mobilisierte Flöche auf die jeweilige Gesamt-LN, 
streuen die Anteile bei einem Mittelwert von 0,17 % bis maximal 1 %. Die zwischen den Land
kreisen zu verzeichnenden Unterschiede hinsichtl ich der Flöchenfreisetzung lassen sich in erster 
Linie durch Unterschiede der natUrlichen und wirtschaftlichen Ertragsbedingungen erklören. Daß 
die Bereitschaft zur Landabgabe auch von dem Vorhandensein außerlandwirtschaftlicher Erwerbs
alternativen beeinflußt wird, kann fUr Nordrhein-Westfalen insofern vernachlössigt werden, als 
fast durchweg Erwerbsalternativen in erreichbarer Nöhe der potentiellen Landabgeber vorhanden 
sind. UnberUcksichtigt bleiben mUssen hierbei auch die besonderen Gegebenheiten der Einzei
betriebe und die persönlichen Gegebenheiten der Bewirtschafterfamilien, von denen die Land
abgabe ebenfalls bestimmt werden kann. 

Als IlIIdikatoren fUr die natürlichen und wirtschaftlichen Ertragsbedingungen in den Kreisen kön
nen unter anderen die durchschnittliche Bodenklimazahl, der ZuckerrUben- und FeldgemUsean
teil, der DauergrUnlandanteil, der prozentuale Anteil der Zahl oder Flöche der Betriebe ver
schiedener Betriebsgrößenklassen, die Bevölkerungsdichte sowie die Ackerlandpreise herangezo
gen werden. Nach den bisher fUr Nordrhein-Westfalen vorliegenden Ergebnissen korreliert der 
Anteil der mobilisierten Flöche an der Gesamt-LN positiv mit dem DauergrUnlandanteii (0,19) 
und dem Anteil der Betriebe von 2 bis 10 ha an der Gesamtzahl der Betriebe (0,24) und negativ 
mit der Bodenklimazahl (0,46), dem ZuckerrUben- und FeldgemUseanteii (0,34), dem Anteil 
der Betriebe von 10 bis 20 ha an der Gesamtzahl der Betriebe (0,35), der Bevölkerungsdichte 

, (0,27) und den Ackerlandpreisen (0,30). Nach den Ergebnissen der multiplen Regressionsanalyse 
können, bei einer Irrtumswahrscheinl ichkeit von 5 %, die Unterschiede der Flöchenfreisetzung 
zwischen den Landkreisen zu 30 % durch die Variablen Bodenklimazahl und DauergrUnlandan
teil erklört werden. 

Die ermittelten Zusammenhönge sind natUrlich relativ schwach und mUssen wegen der geringen 
Zahl der zugrundeliegenden Fölle als wenig sicher angesehen werden. Es erscheint jedoch 
plausibel anzunehmen, daß bei Boden mit hohem Ertragspotential eine geringere Neigung von 
seiten der Landwirte zur Landabgabe besteht als bei Boden mit niedrigem Ertragspotential, und 
daß bei großem Anteil der Betriebe von 2 bis 10 ha mehr Flöchen mobilisiert werden. 
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Um zur weiteren Kll:irung der Bestimmungsgründe der Landabgabe beizutragen, wird es notwen
dig sein, den hier unternommenen Versuch zu einem spöteren Zeitpunkt, wenn mehr Verpach
tungsfölle vorliegen, zu wiederholen. Dabei wöre ergönzend eine auf Einzelföllen basierende 
Analyse durchzuführen, zumal dann weitere abjektive und insbesondere auch subjektive Bestim
mungsgründe einbezogen werden könnten. 

3 Kritik der Maßnahmen und ÄndenmmYorschläge 

Die bisher mit der Landabgaberente und -prämie erzielten Ergebnisse zeigen, daß es möglich 
ist, durch finanzielle Anreize Flächen für die Aufstockung von Betrieben zu mobilisieren. Bei 
der Beibehaltung der derzeitigen personellen und rochl ichen Voraussetzungen für den Bezug 
der Rente bzw. Prämie und der derzeitigen Höhe derselben kann langfristig aber wohl kaum 
mit einer Bodenmobilisierung gerechnet werden, die für eine dem dynamischen Wachstum der 
übrigen Wirtschaft folgende Betriebsgrößenentwicklung in der Landwirtschaft ausreicht. Außer
dem ist bei der derzeitigen Handhabung der Maßnahmen nicht gewl:ihrleistet, daß die freige
setzten Flächen tatsächlich von entwicklungsfl:ihigen Betrieben übernommen werden. Die Ergeb
nisse bestl:itigen die früher dargelegten Schwächen der Maßnahmen bezüglich ihrer Koordinie
rung und ihrer sachlichen Richtigkeit. 

3.1 Differenzierung der finanziellen Anreize 

Aus den bisherigen Ergebnissen läßt sich folgern, daß das Ausmaß der Bodenmobilisierung in 
erster Linie bestimmt wird durch die Höhe des finanziellen Anreizes und den Umfang des Krei
ses der Antragsberechtigten, der sich aus den Voraussetzungen ergibt. Danach wl:ire über die 
Landabgaberente insbesondere durch die Herabsetzung des Mindestalters und über die Landab
gabeprämie durch die Erhöhung des FtSrderungsbetrages eine Steigerung der Flächenfreisetzung 
zu erreichen. 

Hinsichtlich der Anwendungsbedingungen und des finanziellen Anreizes bestehen wesentliche 
Unterschiede zwischen den beiden behandelten Maßnahmen. Während der Kreis der Antragsbe
rechtigten bei der Landabgaberente durch Festsetzung des Mindestalters der Landabgeber und 
der Begrenzung der BetriebsgrtSße stark eingeengt ist, kommen für den Bezug der Landabgabe
prämie fast alle Landwirte in Frage. Einem daher grundsCitzlich zu erwartenden grtSßeren Mobi
lisierungseffekt der Landabgabeprämie im Vergleich zur Landabgaberente wirkt aber der ver
gleichsweise geringe finanzielle Anreiz entgegen. Daß sich durch Verstörkung des finanziellen 
Anreizes die Flächenfreisetzung erhtShen lößt, konnte durch einen Vergleich der über die Land
abgaberente im ersten Halbjahr 1971 (htShere Rente) gegenüber dem ersten Halbjahr 1970 (nie
drigere Rente) freigesetzten Flächen nachgewiesen werden. Danach ergibt sich etwa eine Ver
doppelung der Fläche durch die ErhtShung der Rente um knapp 30 %. 

3. 1 . 1 Landabgaberente 

Durch den Vergleich der in den beiden genannten Halbjahren erzielten Ergebnisse läßt sich 
auch der mobil itötsftSrdernde Effekt nachweisen, der durch die zwischenzeitl ich herbeigeführte 
Heraufsetzung der maximalen BetriebsgrtSße erreicht werden konnte. Weitere Reserven ließen 
sich hier noch erschließen durch eine Herabsetzung des Mindestalters der Rentenberechtigten. 

Für den Bezug der Landabgaberente wäre eine Herabsetzung des Mindestalters auf 55 oder 50 
Jahre zu erwögen (BREIT, 3), da Landwirte in diesem Alter einen Berufswechsel zumeist nicht 
mehr vornehmen ktSnnen und wollen. BAUMGARTNER (2) ermittelte in einer Mobilitätsanalyse 
für Farmer in Minnesota, daß das Alter auf die Mobilitätsbereitschaft einen entscheidenden 
Einfluß ausübt, welche bei den über 45-jährigen wesentlich geringer ist als bei den Jüngeren. 
Bei Herabsetzung des Mindestalters ist natürlich zu berücksichtigen, daß mit jedem Jahr, um 
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das das Mindestalter herabgesetzt wird, die finanziellen Aufwendungen fUr die dadurch zusätz
lich freigesetzten Flöchen steigen. Unter Berucksichtigung der entsprechenden durchschnittli
chen lebenserwartung und der gewöhrten Altershilfezahlung vom 66. Lebensjahr an wUrde der 
finanzielle Aufwand bei einem 50-jährigen verheirateten Landwirt 79.485 DM, bei einem 
55-jöhrigen 60.480 DM und bei einem 60-jöhrigen 42.252 DM betragen. 

Das bei einer Herabsetzung des Mindestalters in jedem Fall eintretende Ansteigen öffentlicher 
Aufwendungen könnte dadurch abgeschwächt werden, daß die Rente nach der Größe der frei
gesetzten Fläche differenziert wird. Eine solche Differenzierung wäre besonders unter struktur
politischen Gesichtspunkten zu vertreten. Sie wUrde verhindern, daß in Einzelfällen Uber die 
Rente nahezu das Äquivalent des Kaufpreises der mobilisierten Fläche gezahlt wird. Vor allem 
aber böte sie die Möglichkeit, auch alle nicht Uberwiegend hauptberuflich bewirtschafteten 
Betriebe in die Landabgaberentenaktion einzubeziehen. 

3.1.2 Landabgabeprämie 

Der Mobilisierungseffekt der Landabgabeprämie könnte dem Ausmaß ihrer Erhöhung entsprechend 
gesteigert werden. Als Ausgangspunkt fUr die Neufestsetzung der Landabgobeprämie könnte man 
einerseits von dem derzeitigen Betrag und andererseits von dem bei der Landabgaberente durch
schnittl ich pro ha aufgewendeten Betrag ausgehen. Unter BerUcksichtigung der durchschnittl ichen 
Lebenserwartung der 60- bis 65-jährigen Landwirte und der im ersten Halbjahr 1971 durch
schnittlich pro Fall mobilisierten Fläche ergibt sich ein finanzieller Aufwand von etwa 
4.000 DM je ha. Das entspricht dem 8-fachen der derzeitigen Höhe der Landabgabeprämie und 
bei Annahme durchschnittlicher Pachtpreise von etwa 200 DM pro ha und durchschnittlicher 
Kaufpreise von etwa 10.000 DM pro ha im Bundesgebiet dem 20-fachen bzw. 40 % dieser 
Preise. 

Diese Zahlen zeigen einen vergleichsweise hohen Aufwand bei der Bodenmobilisierung uber 
die Landabgaberente. Unter strukturpolitischen Gesichtspunkten wäre eine Heraufsetzung der 
Landabgabeprämie auf diesen Betrag vertretbar. Zieht man in Betracht, daß mit der Landab
gaberente neben strukturpol itischen vorwiegend sozial pol itische Ziele verfolgt werden, wöre 
bei einer möglichen Neufestsetzung der Uberwiegend strukturpolitisch motivierten Landabgabe
prl:lmi,e der Ansatz eines niedrigeren Betrages zu vertreten. Unter BerUcksichtigung der Vor
schläge der EWG-Kommission (14) und des im Niedersächsischen sozialen Ergänzungsplan 
praktizierten Verfahrens wöre eine Landabgabeprämie in Höhe von 1.600 DM pro ha erwägens
wert. Sie entspräche etwa dem 8-fachen der durchschnittl ichen Jahrespocht • 

Da anzunehmen ist, daß der Anreiz einer fixen Prl:lmie zur Abgabe von Land mit hohem Ertrags
poten!tial geringer ist als von Land mit niedrigerer Ertragsföhigkeit, und da der Pachtpreis im 
wesentlichen durch das Ertragspotential bestimmt wird (BRELOH, 4), wäre eine Differenzie
rung Cier gebotenen Anreize nach dem Pachtpreis plausibel. Eine solche Regelung, wie sie auch 
im EWG-Memorandum vorgeschlagen und in Niedersachsen angewandt wurde, bietet den Vor
zug, daß der relative Anreiz zur Landabgabe in allen Naturräumen etwa ausgeglichen wurde. 

Da die Ertragsfähigkeit des Bodens nicht nur die Höhe der Pachtpreise, sandern auch die der 
Kaufl?reise beeinflußt (FEUERSTEIN, lOi POOK, 23), ist schließlich auch eine Differenzie
rung ~er Prämie nach den Kaufpreisen denkbar. Eine solche Differenzierung könnte insbeson
dere FUr die Prämiengewährung in den Gebieten entscheidend sein, die sowohl ertragreiche 
Böden als auch eine hohe außerlandwirtschaftliche Bodennachfrage aufweisen. In solchen 
Gebieten mUßte der Anreiz zur Landabgabe mit RUcksicht auf die vielseitigen Verwendungs
möglichkeiten der Grundstücke größer sein. Einschränkend muß allerdings gesagt werden, daß 
in diesem Falle besonders sorgfältig darauf zu achten wäre, daß nur solches Land mobilisiert 
wird,: dessen Wanderung in aufstockungswUrdige Betriebe gewährleistet ist, deren Existenz auf 
abselibare Zeit gesichert ist. 
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Um der bei einer generellen Heraufsetzung der Landabgabeprl:lmie zu erwartenden sehr starken 
BocIenmobilisierung in Gebieten mit relativ schlechten natUrlichen Ertragsbedingungen entge
genzuwirken, wHre ebenfalls eine Differenzierung des finanziellen Anreizes geeignet. Ob man 
sich darUber hinaus dazu entschl ießen sollte, in Gebieten mit sehr schlechten Böden den Be
wirtschaftern eine Prämie oder Rente fUr das Verbleiben auf ihren Betrieben zu zahlen, um so 
die Entleerung dieser RHume zu verhindern bzw. die Kulturlandschaft zu erhalten, bedarf einer 
differenzierteren Betrachtung der langfristigen Aussichten der Landwirtschaft in diesen Gebie
ten, möglicher alternativer Nutzungen des Bodens usw. Bei der derzeitigen Handhabung der 
Maßnahmen besteht fUr einzelne potentielle Landabgeber in solchen Gebieten ein besonderes 
Problem darin, daß es ihnen nicht möglich ist, PHchter fUr die abzugebenden Fll:lchen zu fin
den. 

Durch die Differenzierung der gebotenen Anreize nach Kaufpreisen könnte auch in den Regio
nen mit höheren Bodenpreisen mehr Boden fUr die Aufstockung freigesetzt werden. Obwohl eine 
exakte Berechnung des, pro ha mobilisierten Bodens, durchschnittlich aufzuwendenden Betra
ges nicht vorgenommen werden kann, ist anzunehmen, daß sich - bei einem durchschnittlichen 
LN-Preisniveau im Bundesgebiet von etwa 10.000 DM pro ha - insgesamt keine Erhöhung der 
derzeitigen PrHmie je ha ergeben wUrde, wenn man folgendem Beispiel folgt: WUrde man eine 
Prl:lmie in Höhe von 5 % des Verkehrswertes des Bodens zahlen, so könnte man, von einem 
Mindestsatz von 400 DM je ha bei Preisen von 8.000 DM und weniger ausgehend, einen Höchst
satz von 2.000 DM bei Hektarpreisen von 40.000 DM und mehr festsetzen. Eine Sonderrege
lung fUr mehrjHhrige Sonderkulturen, wie sie bisher existiert, wl:lre hierbei uberflussig. 

Neben einer Differenzierung der PrHmie nach Pachtpreisen oder Kaufpreisen ist eine solche 
nach den Bodenklimazahlen der abzugebenden Betriebe denkbar. Auch hierbei wUrden wie 
bei den beiden anderen aufgezeigten Differenzierungsmöglichkeiten die natUrlichen Ertrags
bedingungen Grundlage fUr die Differenzierung sein. 

3.2 Erweiterung der Auswahlmöglichkeiten 

Eine Festlegung der Kriterien, die einer möglichen und vom Erfolg her wUnschenswerten Diffe
renzierung der finanziellen Anreize zugrundezulegen sind, setzt eine Analyse der bisher erzielten 
Ergebnisse voraus. Der fUr Nordrhein-Westfalen unternommene Versuch, die BestimmungsgrUnde 
der Landabgabe zu quantifizieren, fUhrte infolge der geringen Zahl der FHlle zu relativ unsiche
ren Ergebnissen. Eine solche Analyse wird erst - zu einem spHteren Zeitpunkt durchgefUhrt -
zu besseren Ergebnissen gelangen. Erkennbar wird aber schon anhand der vorliegenden Ergeb
nisse, daß die Landabgabe, insbesondere in Verbindung mit der PrHmie, in erster Linie von den 
natUrlichen und wirtschaftlichen Ertragsbedingungen bestimmt wird. Entsprechende Indikatoren, 
wie z.B. die drei vorgeschlagenen - Pachtpreise, Verkaufspreis, Bodenklimazahl -, könnten 
daher fUr eine Differenzierung der PrHmie herangezogen werden. 

Bei einer Neufestsetzung der Differenzierung der LandabgabeprHmie wl:lre zu Uberlegen, ob man 
nicht auch die Möglichkeit bieten sollte, anstelle einer einmaligen Prömie eine zeitlich be
grenzte Landabgaberente zu wöhlen. Bei gegebenem Zeitraum der Auszahlung der Rente (z. B. 
5 Jahre) und gegebener Verzinsung (z.B. 6 %), wUrde sich die monatlich zu zahlende Rente 
nach der Rentenformel errechnen lassen. Es ist durchaus vorstellbar, daß viele Landwirte wegen 
der Unsicherheit und der Anpassungsschwierigkeiten in den ersten Jahren nach Landabgabe und 
Beschöftigungswechsel die Rente der Prl:lmie vorziehen und sich entsprechend eher zur Landab
gabe bereitfinden wUrden. 

Uberlegungen zur Wahlmöglichkeit zwischen Prl:lmie und Rente fuhren zu der Frage, ob die 
bisherigen Maßnahmen zur Förderung der Landabgabe uber die Rente und Prl:lmie zweckml:lßi
gerweise hinsichtlich der gestellten Bedingungen und der Höhe des finanziellen Anreizes zu 
vereinheitlichen sind. Eine Vereinheitlichung der Bedingungen vorzunehmen, durfte relativ 
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problemlos sein. Ob man darüber hinaus den Wert von Rente und Pri:lmie angleichen kann, 
wird vorrangig davon abhi:lngen, welche sozialpolitische Bedeutung der Landabgoberente 
künfHg beigemessen wird. Da es aus finanzpolitischen Erwi:lgungen wohl nicht vertretbar wlire, 
das Niveau der Pri:lmie dem der kapitalisierten Rente anzupassen, und da eine Senkung der 
Landabgaberente ihrer sozialpolitischen Zielsetzung widerspri:lche und außerdem den Umfang 
der Fllichenfreisetzung beschri:lnken würde, wird eine Angleichung der Werte von Rente und 
Pri:lmie wahrscheinlich nicht in Frage kommen. 

Geht man aber von dem Prinzip der sozialen Funktion der Landabgaberente ab, dann könnten 
bei der Landabgaberente dieselben Differenzierungen nach der Größe der abgegebenen Fli:lche 
und nach dem Pochtpreis, Kaufpreis oder der Bodenklimazahl wie bei der Landabgabepri:lmie 
vorgenommen werden. Würden auf diese Weise die materiellen Werte von Rente und Pri:lmie an
geglicthen, dann könnte man auch die Wahl zwischen Pri:lmie und Rente dem einzelnen Land
wirt Uberlassen. Zur Erfüllung der von der Landabgoberente bislang verfolgten sozial pol itischen 
Zielsetzung würde es dann lediglich eines Ausgleichs für alle jene Landabgeber bedürfen, 
deren Einkommen eine bestimmte Mindesthöhe nicht erreicht. 

Die im einzelnen aufgeführten Vorschli:lge zielen darauf ab, möglichst viel Fli:lchen freizu
setzen, um so die Chancen der entwicklungsfi:lhigen Betriebe zur Aufstockung ihrer Betriebs
fllichen zu vergrößern. Bei der derzeitigen Handhabung der fvlaßnohmen wird, wie nachgewie
sen werden konnte, ein großer Teil der freigesetzten Fli:lchen von kleineren Betrieben über
nommen, die langfristig wahrscheinlich nicht entwicklungsflihig sind. Dies ist in erster Linie 
darauf zurückzuführen, daß bei der Landabgabe versti:lndlicherweise das Nachbarschoftsprinzip 
(MROHS, 19) vorherrscht, und in vielen Regionen rein kleinbetriebliche Strukturen anzutreffen 
sind. Es wöre deshalb zweckmi:lßig, daß künftig in sti:lrkerem fvlaße als bisher Siedlungsgesell
schaften und andere Institutionen in Zusammenarbeit mit den Kreislandwirtschoftsbehi:lrden die 
Lenkung des Bodens zum entwicklungsfl::lhigen Betrieb gewöhrleisten. 

Der Steuerung des Bodentransfers mit dem Ziel einer Verbesserung der Betriebsgrößenstruktur 
kommt in Anbetracht der hohen öffentl ichen Aufwendung eine besondere Bedeutung zu. Nur 
wenn ,gewöhrleistet ist, daß die land übernehmenden Betriebe langfristig entwicklungsföhig 
sind, lassen sich die Mobilisierungskosten - derzeit 500 DM pro ha bei der Landabgobeprl::lmie 
und rund 4.000 DM je ho bei der Landabgaberente - vor der Öffentlichkeit vertreten. 

4 Zusammenfassung 

Die Frage nach den Möglichkeiten des Einsatzes und der Wirkungen von fvIa~nohmen zur För
derun$ der Bodenmobiliti:lt wurde geprüft in bezug auf die Einordnung der fvlaßnahmen in den 
funktipnellen Zusammenhang wirtschafts- und gesellschaftspolitischer Zielsetzung und sozial
ökonomischer Verhliltnisse und in bezug auf praktische Anwendung und Ergebnisse zweier fvlaß
nahmen des Bundes - Landabgoberente und Landabgabepri:lmie. 

Es konnte festgestell t werden, daß die fvlaßnohmen aufgrund der ausschi ießI ichen Anwendung 
führender Mittel dem gesellschaftspolitischen Milieu entsprechen, daß sie mit wesentlichen 
anderen pol itischen Zielen - Verringerung der Einkommensdisparitöt, breite Vermögensstreuung, 
langfristige Erhöhung der Bodenmobilitlit - insofern als konform angesehen werden können, als 
die Wbnderung der mobilisierten Grundstücke in die gewünschte Richtung und eine Bevorzu
gung der Pacht gegenüber dem Kauf erfolgt. Die Bedingung der sachl ichen Richtigkeit erfüllen 
die Maßnahmen nur bedingt, da sie verschiedenen Empfi:lngergruppen sehr unterschiedliche 
finanzielle Anreize bieten, welche nicht zielkonform differenziert sind. Durch die unzurei
chende Ausgestaltung der fvlaßnohmen werden die grundsl::ltzlich gegebenen Wirkungsmöglich
keiten nicht voll ausgeschöpft. 

333 



Die bisherigen Ergebnisse lassen erkennen, daß es Uber die LandabgabeprC:lmie wie uber die 
Landabgaberente möglich ist, Boden zu mobilisieren, und daß der Umfang der Bodenmobili
sierung in erster Linie von der Höhe des finanziellen Anreizes und der Zahl der Bezugsberech
tigten bestimmt wird. Die Landabgaberente ist z. Z. so konzipiert, daß sie nur zur Vorweg
nahme ohnehin geplanter Landabgaben um wenige Jahre fuhren kann. Die PrC:lmienaktion er
reichte trotz eines verhC:lltnismC:lßig geringen Anreizes eine Mobil isierung von 0,34 % der LN 
innerhalb von. etwa 18 Monaten. 

Die Konkurrenz zwischen strukturpolitischer und sozialpolitischer Zielsetzung ist bei der Beur
teilung des Struktureffektes, welcher sich in dem Grad der Aufstockung der das mobilisierte 
Land aufnehmenden Betriebe zeigt, zu berucksichtigen. WC:lhrend aus strukturpolitischer Sicht 
der Aufstockungsgrad nicht befriedigt, ist aus sozialpolitischer Sicht zu begrUßen, daß viele 
Landabgeber von den Maßnahmen profitieren konnten, und zwar auch dort, wo die strukturel
len Auswirkungen nur bescheiden bleiben konnten. Die Auswirkungen auf die Betriebsgrößen 
lassen erkennen, daß die freigewordenen Flöchen offenbar von solchen Betrieben ubemommen 
werden, welche aufgrund ihrer Lage oder anderer UmstC:lnde zufC:lllig fUr eine Aufstockung in 
Frage kommen. 

Aus der Analyse lassen sich insbesondere zwei Folgerungen ziehen: 

1. Um die quantitative Wirkung der Maßnahmen zu erhöhen, wC:lre es zweckmC:lßig, 
a} die F6rderungsarten - Rente und PrC:lmie - möglichst allen Landabgebem zu öffnen, 
b} eine Egalisierung der materiellen Werte von Rente und PrC:lmie herbei zufuhren und 
c} die FörderungssC:Itze abzustufen nach der Größe der abgegebenen FIC:lche und den Be

stimmungsgrUnden der Landabgabe bzw. entsprechender Indikatoren. 

2. Im Interesse einer Erhöhung des Struktureffektes wC:lre es zweckmC:lßig, die Förderung störker 
an den örtlichen StrukturverhC:lltnissen zu orientieren und eine gewisse Steuerung herbeizu
fUhren. 

Als Ziel wC:lre anzustreben, daß möglichst viel Boden mobilisiert wird, wo aufstockungsfC:lhige 
Betriebe vorhanden sind oder entwickelt werden können und gleichzeitig dafur gesorgt wird, 
daß der mobilisierte Boden diesen Betrieben zugute kommt. 
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Einleitung 

Um einige wichtige Aspekte des Problems "Arbeitsmarktpolitik und Mobilität der landwirt
schaftlichen Arbeitskräfte" aufzuzeigen, werden zunächst Untersuchungsergebnisse des Insti-
tuts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (lAB) dargestellt, und zwar vor allem aus der kürz
lich durchgeführten Untersuchung über Berufsverläufe bei männlichen Erwerbspersonen. An
schließend werden die Konsequenzen, die sich aus den Untersuchungsergebnissen für die Ar
beitsmarktpolitik ergeben, erörtert. Auf die Ursachen der Mobilität landwirtschaftlicher Arbeits
kräfte braucht nicht näher eingegangen zu werden, da dies im Zusammenhang mit dem Referat 
von Herrn Gruber geschehen wird, und auch keine Forschungsergebnisse des lAB zu diesem 
Problemkreis vorliegen. Hier geht es vor allem darum, die Richtung der Mobilitätsströme und 
die daraus resultierenden Konsequenzen aufzuzeigen. Einzelheiten der Bildungspolitik, die 
sich von der Arbeitsmarktpolitik kaum trennen läßt, können ebenfalls ausgeklammert werden, 
da dies Gegenstand des anschließenden Referats von Herrn Bauer sein wird. Die folgenden 
Ausführungen können sich daher auf eine Darstellung der Wirkungsweise der Förderung beruf
licher Bildungsmaßnahmen durch die Bundesanstalt für Arbeit (BA), auf der Grundlage des 
Arbe i tsförderungsgesetzes (AF G), beschränken. 

2 Ergebnisse der Untersuchung des lAB über Berufsverläufe bei männlichen Erwerbspersonen 

2.1 Beschreibung der Untersuchung 

Im Herbst 1970 hat das lAB eine Repräsentativuntersuchung bei männlichen Erwerbspersonen 
durchgeführt, deren wesentlichstes Ziel die Erforschung von MobilitCltsvorgängen sowohl zwi
schen den Generationen (Intergenerationsmobilität) als auch innerhalb eines Berufslebens 
(IntragenerationsmobilitClt) war. In die Befragung einbezogen wurden 0,5 % aller mClnnlichen 
Erwerbspersonen (über 80 000 Fälle). Grundlage für die reprClsentative Stichprobe war die 
"G-Kartei" der ArbeitsClmter, soweit es sich um Arbeitnehmer handelt, und Adressenmaterial 
des Mikrozensus für Selbständige und Beamte 1). Durchgeführt wurde die umfangreiche münd
liche Befragung, die auch die Vorgesetzten der betreffenden Erwerbspersonen einschloß, von 
FachkrClften der Arbeitsämter, die entsprechend geschult wurden 2). 

1) Bis vor kurzem haben die ArbeitsClmter eine Kartei über Arbeitnehmer geführt, deren Fami
lienname den Anfangsbuchstaben G hat, was einer 5 %-Stichprobe der Arbeitnehmer ent
spricht. Trotz ihrer Mängel (vgl. KARR, 9, S. 87 ff) konnte die G-Kartei als Grundlage 
für eine Unterstichprobe (Geburtstagsstichprobe) dienen. 

Das Auswahlverfahren impliziert eine "proportionale Schichtung" nach Regionen (Arbeits
Clmtern) sowie nach der Stellung im Beruf (Beamte und SelbstClndige einerseits, sonstige Er
werbspersonen andererseits), was einer Verbesserung der Auswahl entspricht und zu einer 
gewissen Verringerung des Auswahl fehl ers führt. Andererseits ist bei dem Adressenmaterial 
aus dem Mikrozensus ein "Klumpeneffekt" zu berücksichtigen, was wiederum den Auswahl
fehler vergrößert. Um die Mängel der G-Kartei und den Klumpeneffekt zu berücksichtigen, 
wurde bei der Berechnung von Fehlergrenzen durchweg ein Korrekturfaktor von 1,3 verwen
det, d.h. die in den Tabellen aufgeführten Schwankungsbreiten bei dem Signifikanzniveau 
von 95,5 % wurden entsprechend korrigiert und errechnen sich als + (1, 3' 2 s). Dies 
Verfahren, das sich an entsprechende Überlegungen des Statistischen Bundesamtes bei der 
Auswertung des Mikrozensus anlehnt, stellt einen ersten Versuch dar, den Auswahlfehler 
dieser Untersuchung möglichst exakt zu berücksichtigen. 

2) Zur nClheren Beschreibung der Untersuchung vgl. Material ien (8). 

338 



Ermittelt wurde u.a. die Ausbildung der Befragten, ihre berufliche Tätigkeit zum Zeitpunkt 
der 8efragung und - sofern in den betreffenden Jahren gearbeitet wurde - in den Jahren 1955 
und 1965, außerdem die berufliche Tätigkeit des Vaters. Die berufliche Tätigkeit der Befragten 
bzw. des Vaters wurde nach der Amtlichen Klassifizierung der Berufe von 1961 verschlüsselt 
(l1). Außerdem - und dies ist für die Analyse von vertikalen Mobilitätsvorgängen, also von 
sozialen Auf- und Abstiegen im Zusammenhang mit einem Berufswechsel, besonders wichtig -
wurde die jeweil ige "Stellung im Beruf" sehr detailliert erfaßt; bei Arbeitern wurde auch da
nach unterschieden, ob es sich um ungelernte, angelernte oder Facharbeiter handelt, bei Beam
ten, Angestellten und Selbständigen wurden ebenfalls mehrere Untergruppen gebildet. 

Bei diesen Angaben handelt es sich durchweg um Selbsteinstufungen durch die Befragten. Es 
ist dabei davon auszugehen, daß diejenigen, die eine bis vor kurzem so bezeichnete "Anlern
ausbildung" und damit eine (verkürzte) Lehre absolviert haben, sich in der Regel als Fachar
beiter einstufen, angelernte Arbeiter im Sinne dieser Untersuchung dagegen im allgemeinen 
nur eine betriebliche Einarbeitung am Arbeitsplatz erhalten haben. 

2.2 Vertikale Intra- und Intergenerationsmobilität 

2.2.1 Intragenerationsmobilität 

Die eben skizzierte Untersuchung ist die erste repräsentative Berufsverlaufsuntersuchung in der 
Bundesrepublik; wegen der Vielzahl von Grundinformationen, die sie enthält, und denen es 
zunöchst nachzugehen gilt, konnten - auch für dieses Referat - bisher nur die wichtigsten Aus
zähllungen durchgeführt werden. Verfeinerte Analysen - z.B. eine Aufgliederung nach Alters
gruppen oder ein Vergleich der Mobilitätsraten von 1955 bis 1965 mit der von 1965 bis 1970 -
müssen späteren Veröffentlichungen vorbehalten bleiben. Aus dem gleichen Grund können die 
in der Untersuchung enthaltenen Angaben zur regionalen und sektoralen Mobilität hier noch 
nicht behandelt werden 1). 

Als erstes soll nun die Frage nach dem Auf- bzw. Abstieg der (ehemaligen) landwirtschaftlichen 
Arbeitskräfte beantwortet werden. Dabei werden die landwirtschaftl ichen Arbeitskräfte in drei 
Hauptgruppen unterteilt: Selbständige Landwirte, Mithelfende Familienangehörige und abhängig 
Beschäftigte 2). In Übersicht 1 ist die "Stellung im Beruf" (z.Z. der Befragung) von denjenigen 
aufgeführt, die 1955 einer dieser 3 Gruppen angehörten. Dabei ist zu berücksichtigen, daß es 
sich hier um solche landwirtschaftl iche Arbeitskräfte handelt, die 1970 noch erwerbstätig wa
ren, die also 1955 im Regelfall nicht älter als 50 Jahre waren und in der Zwischenzeit nicht 
endgültig aus dem Erwerbsleben ausgeschieden sind. Aus Übersicht 1 ergibt sich, daß 72,S % 
der ehemals selbständigen Landwirte noch als Selbständige beschäftigt sind (davon die meisten 
- 70,8 % - als selbständige Landwirte). Dagegen sind nur noch 2,3 % der mithelfenden Fami-

1) Im Rahmen der Untersuchung wurden auch die Fragen gestell t, wieviel Umzüge seit 1955 
stattgefunden haben, ob darunter auch ein Umzug war, der mit der Arbeitsaufnahme in 
einem anderen Ort im Zusammenhang stand, und ob von diesen Umzügen auch einer über 
eine Entfernung von 50 km und mehr ging. 

2) Zu den Selbständigen werden alle Angehörigen der Berufsordnung 111 (Landwirt; Landwirt 
und Gastwirt; Saatzüchteri Pflanzenzüchter, Pflanzenschützeri Weinbauern) gerechnet, zu 
den abhängig Beschäftigten die Angehörigen der Berufsgruppe 112 (Landarbeiter; Landar
beitskräfte in Hausgemeinschaft; Landmaschinenführer) • Diese Zuordnung trifft in über 97 % 
der Fälle zu. Die mithelfenden Familienangehörigen sind in der Berufsordnung 131 aufge
führt. Nicht einbezogen wurden alle diejenigen, die nach 1955 in die Bundesrepublik über
gesiedelt sind. 
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Ubersicht 1: MHnnliche Erwerbspersonen, aufgegliedert nach dem von ihnen im Jahre 1955 ausgeubten Beruf (selbstHndige Landwirte, 
mithelfende Familienangehörige in der landwirtschaft und abhHngig BeschHftigte in der Landwirtschaft) und nach der 
Stellung im Beruf 1970*) (i.v.H.) 

Herkunftsberuf 1955 

Stellung im Beruf 1970 Selbständige Mithelfende Abhängig Be- Alle männlichen 
Landwirte Fam.-Angehörige schäftigte Erwerbspersonen 

(Landwirtschaft) (Landwirtschaft) 

Selbständige 72,5 := 4,7 57,4 ! 7,6 12,4 := 2,7 13,3 := 0,3 

Mithelfende Familienangehörige 1,5 := 0,7 2,3 := 1,5 0,5 := 0,6 0,4 ! 0,1 

Beamte im einf. und mittl. Dienst 0,6 := 0,4 0,8 :- 0,9 0,7 := 0,6 4,5 := 0,2 

Beamte im gehob. und höheren Dienst 0,3 :- 0,3 - - - - 3,6 :- 0,2 

Einfache Angestellte (ohne Meister) 1,0 :- 0,6 1,4 :- 1,2 0,6 :- 0,6 3,9 :!: O,Z 

Mittlere Angestellte (ohne Meister) 1,5 := 0,8 1,2 :!: 1,1 1,1 :!: 0,8 10,2 :!: 1,3 

Gehobene und leit. Angestellte (ohne 
:= 0,6 := 0,6 := 0,5 :- 0,3 Meister) 1,2 0,3 0,4 7,4 

Ungelernte Arbeiter 6,8 :- 1,4 9,6 :- 3,1 27,4 :- 4,0 7,1 :I.: 0,4 

Angelernte Arbeiter 10,6 :I.: 1,8 19,3 :I.: 4,4 42,9 :- 5,0 18,6 :- c,4 

Facharbeiter, Vorarbeiter, Meister im 
Angestell~en- oder Arbeiterverhältnis 3,5 :- 1,0 7,4 :- 2,8 13,1 :- 2,8 30,7 

... 

.:. 0,5 

In Ausbildung 0,1 :- 0,2 0,2 :- 0,4 0,3 :- 0," 0,3 :- 0,1 

Nicht bekannt 0,4 :- 0,4 :- 0,4 0,6 :- 0,6 + 
0,1 -

Summe 100,0 100,0 100,0 100,0 
Zahl der Fälle 2 182 667 1 148 67 457 

*) Die angegebenen Schwankungsbreiten ergeben sich bei einem Signifikanzniveau von 95,5 % (vgl. Anmerkung 1) 



lienangehl:Srigen weiterhin als Mithelfende Familienangehörige in der Landwirtschaft tätig. 
Die Unterschiede zu der Verteilung aller männlichen Erwerbspersonen im Hinblick auf die 
Stellung im Beruf sind (erwartungsgemäß) hochsignifikant I}. 

Die Ubersicht 1 bezieht sich auf alle diejenigen, die 1955 in der Landwirtschaft gearbeitet 
haben, also auch auf diejenigen, die den Beruf nicht gewechselt haben. Wegen des unter
schiedlichen Anteils der Berufswechsler, (er beträgt bei den selbständigen Landwirten 29,2 %, 
bei den mithelfenden Familienangehörigen 97,8 % und bei den abhtlngig Beschäftigten 
84,2 % 2), eignet sich Übersicht 1 fUr Vergleichszwecke nicht besonders gut. Übersicht 2 
berUcksichtigt deshalb nur die Berufswechsler. Aus ihr geht hervor, daß (zusammengerechnet) 
59,6 % der ehemals selbständigen Landwirte als un- bzw. angelernte Arbeiter beschäftigt 
sind, also einen gewissen sozialen Abstieg erfahren haben, wobei die Einkommenssituation -
die im Rahmen dieser Untersuchung auch nicht mit erfaßt wurde - hier außer Betracht bleiben 
kann. Von allen männlichen Erwerbspersonen stufen sich dagegen nur 25,7 % als un- bzw. 
angelernte Arbeiter ein. 

Von den ehemals mithelfenden Familienangehörigen hat sich Uber die Hälfte (58,7 %) selb
ständig gemacht; hier durfte es sich Uberwiegend um die Söhne von Landwirten handeln, die 
den Hof der Eltern ubernommen haben. Wenn man von ihnen absieht, zeigt sich wiederum, daß 
die Uberwiegende Mehrzahl als un- bzw. angelernte Arbeiter beschäftigt ist. 

Immerhin 14,7 % der ehemals abhängig Beschtlftigten haben sich zwischen 1955 und 1970 selb
ständig gemacht, wobei auch hier der uberwiegende Teil einen landwirtschaftlichen Betrieb 
ubemommen haben dUrfte. Der Anteil der an- bzw. ungelernten Arbeiter ist bei dieser Gruppe 
besonders hoch. Zusammenfassend muß festgestellt werden, daß bei allen drei Gruppen von 
denjenigen, die den Bereich der Landwirtschaft verlassen haben, der Anteil derjenigen, die 
einen sozialen Aufstieg erreicht haben, nur sehr klein ist, der Anteil der un- bzw. angelernten 
Arbeiter dagegen - d.h. (zumindest bei den ehemals selbständigen Landwirten) der Anteil der
jenigen, die sozial abgestiegen sind - außerordentlich hoch ist, wobei auf den naheliegenden 
Zusammenhang mit der Ausbildung der Betreffenden noch einzugehen ist (vgl. Übersicht 4). 

2.2.2 Intergenerationsmobil ittlt 

Hinweise auf die Auf- bzw. Abstiege in der Generationenfolge ergeben sich aus Übersicht 3. 
22,3 % der Söhne von selbständigen Landwirten sind danach noch als selbsttlndige Landwirte 
tätig. Von den Ubrigen verteilt sich ein Uberdurchschnittlich großer Teil auf die unqualifizier
ten Tätigkeiten, insbesondere wieder auf die un- bzw. angelernten Arbeiter (32,7 % aller 
Söhne selbständiger Landwirte bzw., wenn man neu prozentuiert, 42,1 % aller nicht als selb
ständiger Landwirt tätigen Söhne selbständiger Landwirte). Der Hauptgrund hierfUr ist in der 
- zUll1indest in der Vergangenheit - fehlenden Bereitschaft der selbsttlndigen Landwirte zu su
chen~. ihren Söhnen - und vermutlich in noch sttlr~~rem Ausmaß ihren Töchtern - eine ausrei
chenlie Ausbildung zukommen zu lassen. Wie aus Ubersicht 4 hervorgeht, haben 44,4 % der 

I} Wie auch bei allen Ubrigen Übersichten sind die Unterschiede nach dem Chi-Quadrat-Test 
bei einem Signifikanzniveau von 0.001 gesichert. Da im Gegensatz zu den hier untersuch
t~n Teilgruppen der landwirtschaftlichen Arbeitskrtlfte von einem größeren Teil der Ubrigen 
rrlönnl ichen Erwerbspersonen die entsprechenden Angaben zur Stellung im Beruf bzw. zum 
Beruf fehlen (ca. 5 %), wurden bei der Prozentuierung in den Spalten "alle mtlnnlichen 
Erwerbspersonen", die nicht bekannten Fälle nicht berUcksichtigt. 

2} ~Is Berufswechsler werden alle diejenigen gezählt, die (bei den Selbständigen) nicht mehr 
irjl der Berufsordnung 111 als Selbständige beschäftigt sind, (bei den abhängig Beschtlftigten) 

aCht mehr als abhängig Beschäftigte in der Berufsordnung 112 beschäftigt sind bzw. (bei 
ithelfenden Familienangehörigen) sich Uberhaupt nicht mehr der Berufsordnung 131 zurech

n n. Vergleichszahlen Uber die Anteile der Berufswechsler in anderen Berufen liegen z.Z. 
I ider noch nicht vor. 
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Übersicht 2: Männliche Berufswechsler, aufgegliedert nach dem von ihnen im Jahre 1955 ausgeübten Beruf (selbständige Landwirte, 
mithelfende Familienangehörige in der Landwirtschaft und abhängig Beschäftigte in der Landwirtschaft) und nach der 
Stellung im Beruf 1970~) (i.v.H.) 

Herkunftsberuf 1955 

Selbständige Mithelfende Abhängig Be- Alle männlichen 
Stellung im Beruf 1970 Landwirte Farn.-Angehörige schäftigte Erwerbspersonen 

(Landwirtschaft) (Landwirtscahft) 

Selbständige 5,8 :- 2,5 58,7 :- 7,8 14,7 :- 3,2 13,3 :- 0,3 

Mithelfende Familienangehörige 5,0 :!: 2,3 - - 0,6 :- 0,7 0,4 :!: 0,1 

Beamte im einf. und mittl. Dienst 2,0 :- 1,5 0,8 :!: 0,9 0,8 :- 0,8 4,5 : 0,2 

Beamte im gehob. und höheren Dienst 1,0 : 1,0 - - - - 3,6 : 0,2 

Einfache Angestellte (ohne Meister) 3,4 : 1,9 1,4 :- 1,2 0,7 :!: 0,7 3,9 :- 0,2 

Mittlere Angestellte (ohne Meister) 5,0 : 2,3 1,2 : 1,1 1,2 :!: 0,9 10,2 :!: 0,3 

Gehobene und leite Ang. (ohne Meister) 4,1 : 2,1 0,3 : 0,6 0,4 : 0,5 7,4 : 0,3 

Ungelernte Arbeiter 23,4 :!: 5,0 9,8 : 3,2 26,5 : 4,3 7,1 : 0,3 

Angelernte Arbeiter 36,2 :- 6,2 19,8 : 4,5 42,9 :- 5,5 18,6 :!: 0,4 

Facharbeiter, Vorarbeiter, Meister im 
: 0,5 Angestellten- oder Arbeiterverhältnis 12,1 ::: 3,6 7,5 :!: 2,8 10,8 : 2,7 30,7 

In Ausbildung 0,5 : 0,7 0,2 : 0,4 0,3 ::: 0,5 0,3 :!: 0,1 

Nicht bekannt 1,6 ::: 1,3 0,3 ::: 0,6 1,0 ::: 0,9 -
Summe 100,0 10),0 100,0 100,0 
Zahl der Fälle 638 652 967 67 457 

-

*) Die angegebenen Schwankungsbreiten ergeben sich bei einem Signifikanzniveau von 95,5 % (vgl. Anmerkung 1) 
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Übersicht 3: Männliche Erwerbspersonen, deren Vater selbständiger Landwirt war (ist), aufgegliedert nach ihrer 
Stellung im BeruH1970} *) (i.v.H.) 

Beruf des Vaters Alle männlichen 
Stellung im Beruf 1970 Selbständiger Erwerbspersonen 

Landwirt 

Selbständige 28,8 ::!: 1,1, 13,3 ::!: 0,3 

davon: Selbständiger Landwirt 22,3 + 3,5 ::!: 0,2 :;:. 1,3 
Selbständiger Handwerker 2,7 - o,~ 3,8 ::!: 0,2 
Selbständiger Kaufmann 1,6 :: 0,3 2,7 ::!: 0,2 
Selbständiger Fabrikant 0,2 :: 0,1 0,5 :!: 0,1 
Selbständig freie Berufe 1,0 :: 0 3 1,8 :!: 0 3 
Sonstige Selbständige 1,0 + ' 1,0 + ' - 0,3 - 0,1 

Mithelfende Familienangehörige 1,2 :: 0,3 0,4 ::!: 0,1 

Beamte im ein!. und mittl. Dienst 3,1 :: 0,5 4,5 :: 0,2 

Beamte im geh. und höheren Dienst 1,5 :: 0,3 3,6 ::!: 0,2 

Einfache Angestellte (ohne Meister) 2,3 :: 0,4 3,9 :: 0,2 

Mittlere Angestellte (ohne Meister) 4,9 ::!: 0,6 10,2 :: 0,3 

Gehobene und leit. Ang. (ohne Heister) 2,9 ::!: 0,5 7,4 :: 0,3 

Ungelernte Arbeiter 10,0 :!: 0,8 7,1 :: 0,3 

Angelernte Arbeiter 22,7 + 1 , 
- "..I 18,6 :': 0,4 

Facharbeiter, Vorarbeiter, Heister im 
Angestellten- oder Arbeiterverhältnis 21,8 ::!: 1.2 30,7 :!: 0,5 

In Ausbildung 0,2 :: 0,1 0,3 ::!: 0,1 

Nicht bekannt 0,6 :: 0,2 

Summe 100,0 100,0 

Zahl der Fälle 9 310 

lff) Die angegebenen Schwankungsbreiten ergeben sich bei einem Signifikanzniveau von 95,5 % (vgl. Anmerkung 1) 



Übersicht 4: Mtinnl iche Erwerbspersonen, aufgegl iedert nach der Stellung im Beruf des Vaters und nach 
Ausbildungskombinationen *> (i.v.H.) 

Stellung im Beruf des VatErs 

Vater Selbständiger Vater Vater 
Hithel- BeamtEr 

davon: Vater 3elb- fender 

Ausbildungskombinationen ständiger Landwirt Farn.-
Angehö-

davon; riger 
Selbst noch 
als Land-
wirt tätig 

Volksschule, abgeschlossene 
Lehre (keine Berufsfachschule 
usw. ) 41,5 : 1,6 33,7 :!: 1,5 10,8 :!: 1,9 60,4 :!: 20, 39,9 :!: 2,0 

Volksschule, keine abgeschlos-
sene Berufsausbildung 27,7 :!: 0,9 44,4 :!: 1,7 57,3 :!: 4,3 19,8 :!: 11, 8,5 : 1,1 

Volksschule, Berufsfachschule 
usw. 11,5 :!: 0,6 13,6 : 0,9 26,0 :!: ?,9 10,4 :!: 8,6 7,3 :!: 0,9 

Mi ttlere Reife, abgeschlossene 
Lehre (keine Berufsfachschule 
usw. ) 5,5 : 0,4 1,7 : 0,4 0,3 ! 0,3 6,3 ! 6,6 9,9 : 1,0 

Mittlere Reife, keine abge-
schlossene Berufsausbildung 1,2 :!: 0,2 0,6 ! 0,2 0,4 : 0,4 - - 3,1 ! 0,6 

Mittlere Reife, Berufsfach-
schule usw. 4,3 :!: 0,4 2,1 ! 0,4 3,0 ! 1,0 3,1 :!: 4,7 8,6 :!: 0,9 

Abi tur, keine Hochschule 1,7 :!: O,l 0,3 :!: 0,1 0,4 ! C,4 - - 4,1 ! 0,6 
Abitur, Hochschule bzw. Uni-
versität 4,2 : 0,4 1,6 :!: 0,3 0,2 :!: 0,2 - - 14,7 ! 1,2 

nicht bekannt 2,4 :!: 0,3 2,0 :!: 0,4 1,6 :!: 0,7 - - 3,9 :!: 0,6 

Summe 100,0 100,0 00,0 00,0 100,0 

Zahl der Fälle 19 585 9 310 2 08 1+ 96 6 584 

Vater Vater 
Ange- Arbeiter 
stellter 

44,5 :!: 1,9 59.3 :!: 1,0 

9,2 :!: 0,9 27,3 : 0,8 

9,9 :!: 0,9 5,6 :!: 0,4 

10,5 :!: 0,9 2,7 ! O,3 

2,2 : 0,4 0,5 ! 0,1 

8,7 :!: 0,8 1,5 :!: 0,2 

3,4 :!: 0,5 0,3 :!: 0,1 

7,7 :!: 0,8 0,5 :!: 0,1 

3,9 :!: 0,6 2,3 :!: 0,2 

100,0 100,0 

ß 225 ~7 939 ? 

~ Die angegebenen Schwankungsbreiten ergeben sich bei einem Signifikanzniveau von 95,5 % (vgl. Anmerkung 1) 

, 

Alle 
männlichen 
Erwerbs-
personen 

! 
I 

I 

49,7 :!: 0,5 

23,0 : 0,4 

8,2 : 0,3 

5,3 ! 0,2 

1,2 : 0,1 

4,1 ! 0,2 

1,5 ! 0,1 

4,1 : 0,2 

2,9 :!: 0,2 

rOO,O 

823 



Söhne von selbstl:lndigen Landwirten nur die Volksschule besucht und keine abgeschlossene Be
rufsausbildung - gegenüber nur 8,5 % der Söhne von Beamten und 23,0 % im Durchschnitt 
aller männlichen Erwerbspersonen. Umgekehrt haben nur 6,3 % der Söhne von selbstl:lndigen 
Landwirten eine Ausbildung, die mindestens die Mittlere Reife einschließt - gegenüber 44,4 % 
der St>hne von Beamten und 19,1 % aller männlichen Erwerbspersonen 1). Hier ist allerdings 
zu berücksichtigen, daß sich die Veränderungen der letzten Jahre, die sich mit dem Stichwort 
IIBildungswerbung auf dem LandeIl umschreiben lassen, in diesen Zahlen noch nicht niederge
schlagen haben 2). 

Die hier aufgezeigte unbefriedigende Bildungssituation hängt eng mit den sozialen Abstiegen 
sowohl in der Generationsfolge als auch innerhalb des eigenen Berufslebens ehemaliger land
wirtschaftlicher Arbeitskräfte zusammen. Hinzuweisen ist noch auf die aus Übersicht 4 folgen
de Tatsache, daß diejenigen Söhne selbständiger Landwirte, die selbst als Landwirte tätig sind, 
im Durchschnitt einen geringeren Ausbildungsstand aufweisen als diejenigen, die aus der Land
wirtschaft in andere Berufe abgewandert sind; es wandern also die qualifizierten Arbeitskräfte 
in stHrkerem Ausmaß aus der Landwirtschaft ab als die weniger qualifizierten. 

2.3 Berufsmobilität (Intragenerationsmobilität) 

In welche Berufe sind nun die Berufswechsler unter den 1955 in der Landwirtschaft Beschäftig
ten abgewandert? Wiederum aufgegliedert nach ehemals selbständigen Landwirten, mithelfen
den Familienangehörigen und abhängig Beschäftigten ergibt sich die Verteilung auf die neuen, 
im Jahre 1970 ausgeübten Berufe (Berufsgruppen und ausgewählte, stärkerbesetzte Berufsklassen) 
aus den Übersichten 5a - 5c. Zum Vergleich ist die Verteilung von allen männlichen Erwerbs
personen, wie sie sich aus dieser Untersuchung ergab 3), mit aufgeführt. 

Von den ehemals selbständigen Landwirten, die den Beruf gewechselt haben, arbeiten noch 
12,7 % in der Berufsgruppe 11 (Ackerbauer, Tierzüchter, Gartenbauer), davon 7,7 % in der 
Berufsklasse 1111 (Landwirt), wobei es sich aber - den eigenen Angaben zufolge - nicht mehr 
um selbstl:lndige Landwirte handelt. Besonders stark besetzt sind die Berufsgruppen 52 (Ver
kehrsberufe = 11,5 %), darunter insbesondere Kraftfahrer (4,7%), 71 (Organisations-, Ver
waltungs- und Büroberufe = 6,0 %), 51 (Handelsberufe = 5,8 %), 25 (Metallerzeuger und 
-bearbeiter = 5,8 %), 24 (Bauberufe = 5,3 %) und insbesondere 39 (Ungelernte Hilfskrl:lfte, 
soweit nicht an anderer Stelle eingeordnet = 16,6 %). Inwieweit sich die un- bzw. angelernten 
Arbeiter auch auf die anderen Berufsgruppen verteilen, ergibt sich aus der jeweils letzten 
Spalte der Übersichten 50 - 5c. 

1) Ähnlich dürften auch die Kinder von mithelfenden Familienangehörigen und von abhl:lngig 
Beschl:lftigten in der Landwirtschaft - dies ist noch nicht ausgezl:lhlt worden - einen im Ver
glieich zur übrigen Bevölkerung geringeren Ausbi Idungsstand aufweisen. 

2) In einigen (Problemgebieten) Bayerns haben immerhin 95 % der landwirtschaftlichen Betriebs
leiter eine abgeschlossene Berufsausbildung für ihre Kinder geplant, davon 84 % in nicht
landwirtschaftlichen Berufen (Agrarsoziale Gesellschaft, 2, S. 64). Die eigene Fortbildungs
b+w. Umschulungsbereitschaft dieses Personenkreises ist dagegen auch heute noch gering 
(s.u.). 

3) Die Verteilung II:Ißt gewisse Abweichungen gegenüber den Mikrozensi 1963 und 1967 er
kennen, die sich zum Teil durch tatsl:lchliche Veränderungen der Besetzungszahlen in den 
Berufen, z. T. aber auch durch die unterschiedliche Datengewinnung erklären lassen 
(hier z. B. Verschlüsselung der Berufe durch Fachkräfte der Arbeitsämter). 

345 



Übersicht 50: Ehemals selbständige Landwirte (1955), die ihren Beruf gewechselt haben, aufge
gl iedert nach ihrem neuen Beruf und nach der Stellung im Beruf (1970) 
(Nur Männer) iot) 

Berufs- alle Selbst~ndige Landwirte (1955) 
m~nnlichen kenr.. Berufsgruppe 
Erwerbs- davon: \In- bzw. ang&-zi fler 
personen lernte Arbeiter 

i.v.H. i .v.H. abs. abs. 

11 Ackerbauer , TierzUchter, Gartenbauer 5,0 :!: ° 2 12,7 ! 3,7 B1 21 
(111) Landwirtschaftliche Berufe (3,7) !(0:2) (8,8) !(3,0) (56) ( 9) 
(1111) Landwirt (3,6) !(0,2) (7,7) ~(2,9) (49) ( 5) 
12 Forst-, Jage!- und Fischereiberufe 0,4 ! 0,1 2,5 - 1,6 16 9 
13 Mith. Fam.-Ang. i.d. W.-Abt. Lane!- u.forstw. 0,1 ! 0,0 2,7 ! 1,7 17 -
21 Bergleute, Mineralgewinner , Mineralaufbereiter 1,0 ! 0,1 0,9 ! 1,0 6 1 
22 Steinbearbeiter, Keramiker, Glasmacher 1,0 ! 0,1 0,7 ! 0,9 5 4 
24 S2uberufe B,4 ! 0,3 5,3 ! 2,4 34 22 

(245) Tiefbauer (0,9) !(0,1) (2,2) !(1,5) ( 14) (11 ) 
25 Netallerzeuger und l-letallbearbeiter 6,2 :: 0,7 5,8 :: 2,5 37 33 

(255) l-leta llspanabnehmer (3,0) ::(0,<) (3,3) ::(1,9) (21) (20) 
26 Schmiede, Schlosser, Nechaniker und ver". Berufe 11,1 :: ° < 3,8 :: 2,0 24 16 
27 Elektriker 3,4 :: 0:2 0,3 :: 0,6 2 2 
28 Chemiewerker 1,5 :: 0,1 1,4 :: 1,2 9 5 
29 Kunststoffverarbei ter 0,3 :: 0,1 1,4 :: 1 2 9 9 :: ° 2 

+ ' 
30 Holzverarbei ter und zugehörige Berufe 7,7 

:: 0: 1 
2,8 :;: 1,7 18 16 

32 Papi erhersteller und -vera rbei ter 0,4 1,1 - 1,1 7 6 
33 Lichtbildner, Drucker und verwandte Berufe 1,2 :: ° 1 0,5 ! 0,7 3 1 + ' :: 0,4 34 Textilhersteller, Textil verarbei ter, 0,9 - 0,1 0,2 1 1 
35 Handschuhmacher 0,4 ! 0,1 0,6 ! 0,8 4 3 
36 Lederhersteller , Leder- und Fell verarbei ter 0,6 ! 0,1 0,2 :: ° 4 1 1 

:: 0,2 + ' 
37 Nah rungs- und Genußmi ttelhersteller 2,4 3,1 :;: 1,8 20 13 
38 Wuennachseher, Versandfertigmacher , Lagerveni. 2,6 :: 0,2 4,1 - 2,1 26 17 
39 Ungelernte Hilfskräfte, soweit nicht an anderer 

:: 0,2 :: 4,2 Stelle eingeordnet (Handlanger) 3,7 16,6 106 103 
(3911) Bauhandlanger , Baust~ttenarbei ter (1,5) ::(0,1) (8,9) ::(3,1) (57) (55) 
3914) Hi lfsarbei ter (Lager, Versand) (1,6) ::(0.1) (5,6) ::(2,4) (36) (35) 
41 Ingenieure, Techniker und verwandte Berufe 6,0 :: 0' 2 0,5 ::07 3 -+ ' + ' 42 T echni sche Sonderfachkr~ fte 0,9 - 0,1 0,3 :;: 0,6 2 -
43 Mcschinisten und zugehörige Berufe 2,8 :: 0,2 2,7 - 1,7 17 13 
433) Nöschinisten an Arbeitsmaschinen (1,3) ::(C,1) -

:: 2,5 
- -

51 Handelsberufe 6,9 :: 0,3 5,8 37 4 
52 Verkehrsberufe 8,8 :: 0,3 11,5 :: 3,5 73 51 
521) Laodverkehrsberu fe (6,2) ::(G,2) (6,1) ~(2,5) (39) (26) 
5216) Kraftfahrer (4,4) ::(0,2) (4,7) -(2,2) (30) (23) 
526) Transportwerker und Verkehrshel fer (1,7) ::(0,1) (3,6) ~(2,0) (23) (20) 
61 Gastst~ttenberufe 0,8 :: 0,1 2,0 :;: 1,5 13 -
62 Hauswirtschaftliche Berufe -

:: 0,1 
0,9 - 1,0 6 6 

63 Rei nigungsberufe 0,9 - - - -
65 Körperpfleger 0,4 :: 0,1 - - -
67 Dienst- und Wachberufe 1,1 :: 0,1 2,0 :: 1,5 13 12 
71 Organisetions-, Verwaltungs- und BUroberufe 11,0 :: 0,3 6,0 :: 2,5 38 -
72 Rechtswahrer 0,4 :: 0,1 0,3 :: 0,6 2 -
73 Ordnungs- und Sicherheitswahrer 1,0 :: 0,1 - - - -
75 Wehrberufe 0,1 :: ° ° - - - -
77 Sozi alp flegeberufe 0,1 :: 0:0 - - -
81 Gesundhei tsdienstberufe 1,1 :: 0,1 0,5 . :: 0,7 3 2 
82 Erziehungs- und Lehrberufe 1,5 :: 0,1 - - -
83 Seelsorger 0,2 ::00 0,5 :: 0,7 3 -+ ' 

! :: 0,6 84 Übrige Berufe der Wissenschaft und des GeistesI. 0,3 - 0,1 0,3 2 -
85 KUnstlerische Berufe 0,4 :: 0,1 I -- - -
91 Mith.Fam.-Ang. auBerhalb d. Wi.-Abt. Lane!- u.Forstw 0,0 - - - - -
92 Arbeitskräfte mit nicht bestimmtem Beruf 0,0 - - - - -

Summe 100,0 00,0 638 371 
Zahl der Fälle 67 457 638 I 

~) Die angegebenen Schwankungsbreiten ergeben sich bei einem Signifikanzniveau von 95,5 % 
(vgl. Anmerkung 1) 



Übersicht 5b: Ehemals mithelfende Familienangehörige in der Landwirtschaft (1955), die ihren 
Beruf gewechsel t haben, aufgegl iedert nach ihrem neuen Beruf und nach der 
Stellung im Beruf (1970) (Nur Männer) *) 

Bcruf!-:

kenn

zi ffer 

11 
(111) 
':1111) 
12 
13 
i1 

15 
(,'i5) 
26 
;7 
18 
~g 

30 
)2 

33 
34 
." /) 

36 
37 
38 
39 

(3911) 
(;:914) 

41 
42 
43 

(433) 
51 
52 

(;21 ) 
(j21S) 
(526) 

{J1 

62 
63 
65 
~'i 

71 

"' u 
ce u 
'/I 
81 
82 
83 
84 
85 
91 
92 

BcrlJf.sgruppe 

AckcrbzlUer, TierzDchter. G,lrtGnbauer 
L(lr:r.~!irt~,cha ftliche Berufe 
L,no'v;ir~ 

Forc.i-, Jagd- lJf1U Fi Sc.iiereiberufe 
~iitfl. Fllm.-Ang. Lr!. vJ.-Abt. Land- u.torsh.l. 
GergiolJte, MinertllD8winner, r''1ir,er;~];wfberciter 

jteinbe;1rceltcr, Ker,miknr, Glasmacher 
ß.HJl'cr:lfe 
1 iefb~IJtr 
MeL:llcrzeuger und j",nlCb llbeJrbci tür 
ficl;.llci';,llcbr,ehmer 
Scllfilieuc, Sc.il]osser, r·lcchdniker um! ver~J. Berufe 
Elektriker 
Cherni 8~Jerker 
"lrdstoffverarhei tcr 
Ho] Iver;Jrbci ler und zugehörige Berufe 
P?picrllersteller und -vcr;]rllej ter 

Lichtbildner, Drucker und verwandte Berufe 
I cxli Ihe rst ell er, I el/li I ve" rb ei te r , 
Handschuhm3cher 
lederherdeller, Leder- und fellvercrbeiter 
Nahrungs- und Genußmittslhersteller 
Warennachseher , Ver~andfertiam;:.cher, L2gerver'rJ. 
Unuel ernte Ili I fskrdfte, sowei t nicht an anderer 
Slelle eingeordnet (fland12nger) 
3achend13nger, B2ust~tten8rbei ter 
fli 11 sarbei ter (l,ger, Versand) 
Ingenieure, Techniker und verwandte 8erufe 
I echni sehe Sonder fochk rö ft e 
Ma:chir,i~ten und zugehörige ßerufe 
M;;~;cr,inisten <in Arbeitsmrl";chinen 
Handelsberufe 
Verkuh",l;eru fe 
L<: nc!verk eh rsbe ru fe 
Kraftf;,hrer 
lron'portwerker und Verkehrshelfer 
GastsUttenberuf e 
Hcusllirlschaftliche 8erufe 
Rei ni gung sberuf e 
~1\ rrJcrp fl oger 
Uicns.t- und ~'13chberufe 

OrSClnis?t tons-, Verw\ll tunqs- und BUroberufe 
F,ecllts\~Rilrer 

Ordnungs- und Sicherllei tsw3hrer 
Viehrterufe 
Sr:L i ~i Ip flegeberufe 
Gcsur:chei tsdienstberufe 
Erzidlungs- und Lehrberufe 
Seelsorger 
Übrige Berufe der llissensch,ft und de', GeistesI. 
Künstlerische Berufe 
I,tilh.row.-Ang. auBerhalb d. \oIi.-Abt. Land- u.Forst, 
Arbei tskräfte mit nicht bestimmtem Beruf 

Summe 
Zahl der fälle 

11" 
r.1~;nnllcher, 

E nlert·~

tler~orcn 

j .v.H. 

5,0 : 0,2 
0,1) ..2:(0,2) 
(;,(,) :-(0,2) 
C,!I ~ 0,1 
G.l :- 0,0 
1,0 :- 0,1 
1,0 :- 0,1 
8,1, :- 0,3 

(0,')) :-(0,1) 
6,2 :- 0,2 

(3,0) :-(0,2) 
11,1 :- 0,3 
3,1, :- ° 2 

+ ' 1,5 - 0,1 
0,3 :- 0,1 
2,7 :- 0,2 
1',1, :- 0,1 
1,7 :- 0,1 
0,9 ! 0,1 
C,', :- 0,1 
0,6 :- 0,1 
2,'. ..2: 0,2 
2,1, :- 0,2 

J,7 :- 0,2 
(1,5) :-(0,1) 
(I,G) :-(0,1) 
G,C :- 0,2 
0,0 :- 0,1-
?,8 :- 0,2 

(1,;) :-(0,1) 
8,9 :- 0,3 
8, a :- 0,3 

(6,:) :-(0,2) 
(4,") :-(0,2) 
(l,n ;(0,1) 
0,8 - 0,1 
-

0,9 : 0,1 
0,1, : 01 

+ ' 
1,1 - 0,1 

11,0 :- 0,3 
0,11 :!" 0 1 

+ ' 
1,0 - 0,1 
0,1 :- 0,0 

0,1 :- ° ° 
1,1 :- 0:1 
l,c' :- 0,1 
o,z 
0,3 
0,\ 
0,0 
C,O 

00,0 
H57 

:- 0,0 
:- 0,1 
:- 0,1 

Mith. familienangehörige (Landw irtschaft) 

Lv.H. 

59,3 
(58,4) 
(57,8 

1,5 

0,7 
0,6 
4,1 

(0,8) 
3,0 

(0,6) 
1,2 
0,5 
1,1 
0,2 
1,4 
0,5 
-

:- 0,4 

: ° E + ' 
- 2,1 
:-(0,9) 
:- 1,8 
:-(0,8) 
:- 1,1 
: 0,7 
:- 1,1 
: 04 
+ ' - 1,2 
: 0,7 

0,3 :- 0,6 
-

0,2 :- ° 4 
0,8 :- 0;9 
2,1 :- 1,5 

7,7 : 2,8 
(4,6) :(2,2) 
(2,5) :-(1,6) 
0,2 : 0,4 
-

2,1 ± 1,5 

-
1,1 ; 1,1 
9,0 - 3,1 

(6,0) :(2,5) 
(5,8) 2:(2,5) 
(2,5) ;(1,6) 
0,3 - 0,6 
-

0,2 :- 0,4 
-

0,3 :- ° 6 
1,4 ~ 1:2 
-

0,5 :- 0,7 

-
0,2 :- 0,4 

100,0 
650 

abs. 

3e6 
(381) 
(377) 

10 

1 
4 

27 
5 

20 
(4) 

8 
3 
7 
1 
9 
3 

1 

5 
14 

50 
(30) 
(16) 

1 

7 
59 

(39) 
(38) 
(16) 

2 

2 
9 

650 

davon: Ur>- bzw. 
angelernte Arbei ter 

abs. 

3 
(-) 
(-) 
4 

3 
13 

19 
(-) 
6 
3 
5 
1 
8 
2 

48 
(28) 
( 16) 

12 

1 
46 

(30) 
(30) 
(-) 

193 

*) D'ie angegebenen Schwankungsbreiten ergeben sich bei einem Signifikanzniveau von 95,5 % 
('Agl. Anmerkung 1) 



Übersicht 5c: Ehemals abhöngig Beschöftigte in der Landwirtschaft (1955), die ihren Beruf 
gewechselt haben, aufgegliedert nach ihrem neuen Beruf und nach der Stellung 
im Beruf (1970) (Nur Mcinner) *) 

Berufs- alle Abhängig Beschäftigte (LandwirtSChaft) 
n;iinll i ic.Lcfl 

kenn- ßerufsgruppe 
E rwerh~- davon: Un- bzw. an-

zi ffu gelernte Arbeiter pu~;onen 

Lv.H. i.v.H. abs. abs. 

11 Ackerbauer , Tierzüc~,ter, Gortenbauer '0,0 ~ O,l 17,0 ~ 3,4 164 14 
(,11) L,",~>Jirt,chaftliche Berufe C,7) !(0,2) (13,5) !C3,1) (131) (-) 
(1111) Lmdwirt (},b) !(o,z) (13,2) -(3,0) (128) (-) 1, ~or$t-, Jr;gd- unO Fischereiberufe Q i ! 0,1 1,2 : 0,9 12 8 ," 
15 ~Hh. Fam.-AnQo i .[1. W.-ALt. L,'ce!- u.for5tw. G,1 ! ° 0 - - -
21 Berg] cute, Minertllgewl nner, r·';; fierl, J"u fb e rei ter 1,0 + ' 0,4 : 0 5 4 2 
22 ~teinte;- rteHer, Kerami ker, Glasmacher 1,8 

:;. 0,1 
1,9 + ' 18 17 :;. 0,1 - 1,1 

24 ~i-auberufe 8,1, - 0,3 12,2 : 2,9 118 92 
(2115) Tiefl:;;uer (0,';:' ;(0,1) (5,7) !(2,O) (55) (51) 
(') r~ctillcrzou!]er und Met?llhecrbeiter 6,~ - 0,2 8,6 - 2,5 83 76 

(2',) r'ie l q 1 J ~,i'a tI,)[)rlchmer ~\,~,I :(0,,) (3,0) :(1,4) (29) (26) 
{(I Scl:miece, :'dlosscr, t·lccl1Jnikcr und verl,-I. 8erufe ') i , .~ : 0,3 2,6 : 1,3 25 20 
27 EI ek!. r i ker 3.:1 : ° 2 1,2 : 0,9 12 11 
28 C:~cl;,iel,Jerker l.S + ' 1,9 ! 1,1 18 13 - 0,1 
L') hun~ tstof fverarbei ler :j , ~; ! 0,1 1,1 : ° 9 11 9 
30 Ho~ zvcrarbci ter un{~ zu~c!löri~e Berufe '-,7 ! 0 2 1,9 + ' 18 14 
32 P2pierhersteller und -vcr<JriJeitcr G. ~ + ' 1,0 

:;: 1,1 
10 10 :;: 0,1 - 0,9 

53 Li ci1tui 1 dner, Orucker und ver~r-H~dte Berufe 1,: - 0,1 0,4 : 0,5 4 4 
34 Textllhcrsleller, Tcx li J vererbei ter, 0,9 :!: 0,1 0,8 : 0,8 8 7 
55 fI'-l mise nuhnac he r 0,4 ! 01 0,1 : 0,3 1 1 
36 I el:erler>Leller, Leder- und fellvererbeiter 0,0 + ' - 0,1 - - -
37 l,a1:"n"s- und GenuBmi tteJl1ersteller 2,1, ! 0,2 2,0 : 1 2 19 14 
38 1,\I?renn2chsAtler, Vers:jnotertigmacher, L2serven·.r. 2,G ! 0,2 3,2 + ' 31 27 - 1,5 
39 lnne:crr:tc Hil fskrdfte, so\~ei t r.icht an ,Jncerer 

Stelle eingeordnet (Honcl,nger) 7 7 :- 0,2 14,7 : 3,2 142 139 ), , 

(3911 ) 32 ut,."?ncJl anger, ß2ust::itten::rbei ter (1,';) !(0,1) (7,3) ;(2,3) (71 ) (70) 
(3914) I'i lf"rbeiter (L;,ger, Versond) (1,h) !(0,1) (2,0) -(1,9) (49) (47) 

41 Ingenieure, Techni ker und verwanrlte Berufe [i,d !02 0,1 ! 0,3 1 -
42 Technische ~on(!erf;:chkr~ftc :!: 0; 1 0,2 ! 0,4 2 2 
1,3 ~~schi;·~sten urd zu~enöriQc 8erufe ,,') :- 0,2 5,2 : 1,9 50 39 

(433) f-.iz::chir.~stcn Arbel t sm,) sc; li nCIl 1"1 7,1 !(0,1) (3,7) !(1,6) (36) (28) 1."-'/ 

51 Handelsberufe ",9 ! 0,3 1,7 :11 16 2 
;2 Verkr.hr!;herLfe e.,3 :!: 0,3 16,2 + ' 156 112 - 3,4 

()21) l1IHJvcrkeh rsheru Fe ((',2) :!:(O,2) (11,1) :(2,8) (107) (83) 
(;;i16) Kr;' fL f.:::hrer (11,11) !(0,2) (9,9) :(2,6) (96) (73) 
(526) I r?nsrortVierker und Verkehrshelfer (1,n !(O,1) (3,8) :(1,6) (37) (26) 
(;1 s,,, .. t stött echeru je C,3 : 0 1 0,1 : 0,3 1 -
62 'h us>:i ri se ha f tliche Beru fe + ' 0,1 : 0,3 1 - -
63 RtÜ :-'1 ~unQ~berufe U,9 : 0,1 1,8 : 1,1 17 15 
e5 Wr~(;fpflcqer o " ! 0,1 0,4 ! ° 5 4 4 , 

+ ' 67 !/; ";l1si- une; v;!?chberufc 1,1 ! 0,1 0,9 - 0,8 9 8 
71 Cr,;,n.l s~rl i (JnS-, Verwoltunqs- und BUroberufe 11,0 ! 0,3 0,6 ! 0,7 6 -
n RCCfllS\·I,)ilrÜr 0./1 :!: 0,1 - - -
77 Crrinurlgs- und Sicherllei tswahrer 1,0 :!: 0,1 0,2 ! 0,4 2 -, ) 
'6 ~/ehrLerufe 0,1 ! 0,0 - - - -
'("/ Sozi 'jlpflcgeberufe 0,1 ! 0,0 - - -
61 Gesund!:ei I sdi en5tberu!e 1,1 ! 01 0,1 ! 0,3 1 1 

1,5 + ' 0,1 : 0,3 1 -82 Erziehungs- und Lehrberufe - 0,1 
83 Seelsurger C.2 ! 0,0 0,1 ! 0,3 1 1 

84 CLr;;je Ger"!e der Wissenschaft und des Geisles). 0,3 ! 0,1 - - - -
85 Künstlerische Berufe Ci,~ :- 0,1 - - - -
91 r:i ill.f,rn.-Ang. auBerhalb d. Wi.-Abt. L,od-- u.Forst,. 0,0 - - - -- -
92 ,ri;ei tskräfte mi t nichl bestimmtem 8eruf (;,0 - - - -

Summe 100,0 100,0 966 662 
Zahl der F:llle 61 457 966 

*> Die angegebenen Schwankungsbreiten ergeben sich bei einem Signifikanzniveau von 95,5 % 
(vgl. Anmerkung 1) 



Von den mithelfenden Familienangehörigen sind über die Hölfte selbstöndige Landwirte gewor
den und somit keine "echten" Berufswechsler 1); im übrigen stehen wieder - wie auch bei den 
ehemals abhöngig Beschöftigten - die Verkehrsberufe (besonders Kraftfahrer), die Bauberufe, 
die Berufe der Metallerzeuger und -bearbeiter sowie die Gruppe der ungelernten Hilfskröfte 
(insbesondere die Bauhandlanger und Baustöttenarbeiter) im Vordergrund, also die Berufsgruppen 
52, 24, 25 und 39. 

3 Vergleich mit anderen Untersuchungen und arbeitsmarktpolitische Relevanz der Ergebnisse 

3.1 Zusatzauswertung der Zusatzbefragung z\lm Mikrozensus 1964 

Die hier aufgezeigten Untersuchungsergebnisse lassen sich durch andere Untersuchungen z. T • 
bestötigen und ergönzen. Die Zusatzbefragung zum Mikrozensus 1964 hat ergeben, daß (1964) 
71,5 % der Landwirte (Berufsklasse 1111) und 82,0 % der Landarbeiter (Berufsklasse 1121) 
ihren Beruf ohne Berufsausbildung (nur Besuch der Volksschule) ausübten (HOFBAUER, 6). Von 
denjenigen, die eine Ausbildung als Landwirt erhalten hatten, waren nur noch 33,5 % als 
Landwirt tötig ("Verbleibquote") und 10,7 % als mithelfende Familienangehörige; besonders 
höufig wurde in Verkehrsberufe (Kraftfahrer), Handelsberufe und ungelernte Hilfsarbeiten über
gewechselt (HOFBAUER, 6). Dabei ist zu bedenken, daß dieser Zusatzbefragung entsprechend 
die Verbleibquote bei den jüngeren Landwirten mit Berufsausbildung - im Gegensatz zu fast 
allen anderen Berufen - geringer ist als bei den ölteren; bei den unter 35-jöhrigen betrug sie 
nur 26,9%. Dies bestötigt die in Ubersicht 4 angedeutete Tendenz, daß gerade die Qualifi
zierteren aus der Landwirtschaft abwandern - seien es nun Söhne von Landwirten oder Land
wirte selbst mit entsprechender Ausbildung, wobei dann offenbar in vielen Föllen der damit 
verbundene soziale Abstieg in Kauf genommen wird. Es ergibt sich also insgesamt das Bild 
einer starken Abwanderung, insbesondere auch der jüngeren und qualifizierteren Arbeitskröfte, 
in weitgehend unqualifizierte Tötigkeiten 2). 

3.2 Sonstige Untersuchungsergebnisse in der Bundesrepublik 

Im Rahmen der Berufsverlaufsuntersuchung des lAB war es nicht möglich, die Landwirte danach 
zu differenzieren, ob sie Zuerwerbsbetriebe bewirtschaften (und welche zusötzliche Beschöfti
gung sie ggf. ausüben) 3). Rückschlüsse auf die Mobilitöt landwirtschaftlicher Arbeitskröfte 
lassen sich z.B. auch aus den Tötigkeiten der Zu- und Nebenerwerbslandwirte gewinnen. So 
ergibt sich aus der Agrarstrukturerhebung in Baden-Württemberg von 1970, daß von den Neben
erwerbslandwirten 49,2 % als an- bzw. ungelernte Arbeiter tötig sind (4). Aus einer Untersu
chung der Agrarsozialen Gesellschaft in Bayern geht darüberhinaus hervor, daß nur 37 % der 
außerhalb der Landwirtschaft beschöftigten Familienangehörigen von selbstöndigen Landwirten 
eine Tötigkeit ausüben, für die sie ausgebildet wurden, bei Söhnen bzw. Schwiegersöhnen so
gar nur 31 % (2). 

1) Ein Wechsel der Berufsklasse ist nicht in allen Föllen als echter 8erufswechsel zu interpre
tieren; es kann sich z.B. auch um einen Aufstieg innerhalb des gleichen Berufs handeln, 
der aber zu einer anderen Einstufung innerhalb der Klassifizierung der Berufe führt 
(HOF BAUER, 7, S. 354 f.). 

2) Die auch aus dem Mikrozensus 1964 stammende Analyse von Erwerbstötigen mit früherer Tö
tlgkeit in der Landwirtschaft (Wirtschaft und Statistik, 12, S. 688 ff.) ist - insbesondere 
was die Stellung im Beruf anbelangt - nicht detailliert genug, um zu Vergleichszwecken 
fUr die hier aufgezeigten Mobilitötsströme herangezogen zu werden. 

3) Da in der Untersuchung nur nach dem Hauptberuf gefragt wurde, konnten die Nebenerwerbs
I~ndwirte ebenfalls nicht gesondert ausgewiesen werden; in den aufgeführten Zahlen sind 
'1011- und Zuerwerbslandwirte, nicht aber Nebenerwerbslandwirte enthalten. 
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3.3 Arbeitsmarktpolitische Relevanz der Ergebnisse 

Die MobilitCit landwirtschaftlicher ArbeitskrCifte, so wie sie sich in den aufgefUhrten Unter
suchungsergebnissen widerspiegelt, ist in zweierlei Hinsicht von arbeitsmarktpolitischer Be
deutung. Zum einen ist die QuantitCit und QualitCit der in der Londwirtschaft verbleibenden 
ArbeitskrCifte zu bedenken: Wenn 1968 57,7 % der vollbeschCiftigten landwirtschaftlichen 
Betriebsinhober Cilter als 45 Jahre waren (5), dann stellte sich die (gegenwCirtig nicht aktuell 
erscheinende) Frage, ob bei unverCinderter MobilitCit, auch wenn man weitere StrukturverCin
derungen in der Landwirtschaft berucksichtigt, auf ICingere Sicht der "Ersatzbedarf" gedeckt 
und eine ausreichende Anzahl von landwirtschaftlichen ArbeitskrCiften zur VerfUgung stehen 
wird; außerdem geht es darum, wie durch Ausbildung und Fortbildung die offenbar unbefriedi
gende Qual ifikationsstruktur in der Landwirtschaft verbessert werden kann. 

Zum anderen gilt es, arbeitsmarktpolitische Konsequenzen im Hinblick auf die aus der Land
wirtschaft abwandernden ArbeitskrCifte zu ziehen. Das bedeutet sicher nicht, eine Verteilung 
der ehemaligen landwirtschaftlichen ArbeitskrCifte auf Zielberufe anzustreben, die den relati
ven Anteilen der Berufe in der Bundesrepublik entspricht. Auch wUrde es sich nicht um ein 
Suchen nach "funktional verwandten" Berufen handeln können, in denen möglichst viele der 
in der Landwirtschaft erworbenen FCihigkeiten und Fertigkeiten weiter verwendet werden kön
nen; hier durften die Mögl ichkeiten fUr landwirtschaftl iche ArbeitskrCifte nur gering sein. Der 
Möglichkeit, sich an besonders zukunftstrCichtigen Berufen zu orientieren, sind ebenfalls 
Grenzen gesetzt, da Berufsprognosen nur in beschrCinktem Iv\aße möglich sind 1), auf eine 
"arbeitsmarktpolitische ZweckmCißigkeit" in diesem Sinne als Richtschnur also nicht ohne wei
teres zurUckgegriffen werden kann. Im wesentlichen durfte es sich daher zunCichst darum han
deln, den Berufswechsel der landwirtschaftlichen ArbeitskrCifte so zu gestalten, daß der bislang 
noch weitgehend damit verbundene Wechsel in un- bzw. angelernte Tätigkeiten vermieden bzw. 
ein sozialer Abstieg verhindert wird. Außerdem wird es darum gehen mUssen, die hier nicht 
näher behandelte regionale Mobilität in gewUnschte Bahnen zu lenken. 

4 Arbeitsmarktpol itik auf der Grundl!!ge des Arbeitsförderungm.esetzes lM.QL 

4.1 Rechtl iche Grundlagen zur Förderung landwirtschaftl icher Arbeitskräfte 

Mögl ichkeiten, die Mobil ität landwirtschaftl icher Arbeitskräfte zu beeinflussen, ergeben sich 
aus wirtschaftspolitischen Maßnahmen, die die Struktur des Arbeitsplatzangebotes beeinflussen 
(Landesplanung, Bundesförderungsgebiete) • In Ergänzung zu solchen Maßnahmen bietet das 
Arbeitsförderungsgesetz die Möglichkeit, durch die sog. "institutionelle Förderung" und die 
"individuelle Förderung" die berufliche Ausbildung, Fortbildung und Umschulung auch von 
landwirtschaftl ichen Arbeitskräften zu fördern (ZEKORN, 13). Im Rahmen der institutionellen 
Förderung kann die Bundesanstalt fUr Arbeit Darlehen und ZuschUsse fUr den Ausbau, die Erwei
terung und Ausstattung von Einrichtungen gewähren, die der berufl ichen Ausbildung, Fortbil
dung oder Umschulung dienen, sofern es sich um "notwendige" Einrichtungen handelt, und be
stimmte Voraussetzungen vorliegen 2). Mit der "individuellen Förderung" stellt das AFG z.Z. 
die wichtigste finanzielle Grundlage zur Finanzierung von beruflichen Erwachsenenbildungs
maßnahmen dar; sofern die Lehrgänge bzw. Kurse bestimmte Mindestanforderungen erfullen, 
hat der einzelne einen Anspruch auf finanzielle Förderung seiner beruflichen Fortbildung bzw. 
Umschulung, wobei allerdings auch noch die (nicht ohne weiteres operationalisierbare) 
"arbeitsmarktpolitische Zweckmäßigkeit" zu Uberprufen ist. DarUberhinaus besteht die Mög-

1) Zur Problematik von Berufsprognosen und zur "Arbeitsmarktsituation" bestimmter Berufe 
vg I. MERTE NS (10) und HOF BAU ER (7). 

2) Vgl. AFG, § 50 - 52. 
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lichkeit zur Zahlung von "EinarbeitungszuschUssen"; in FClllen, in denen ein Arbeitnehmer 
fUr eine begrenzte Zeit (noch) nicht voll leistungsfClhig ist, wird dann dem Arbeitgeber ein 
Teil des Arbeitslohnes erstattet. Außerdem werden in bestimmten FClllen Beihilfen zur beruf
li cher Ausb i I dung gewClhrt. 

4.2 Von der BA finanziell geförderte Teilnehmer an beruflichen Fortbildungs-, Umschulungs

und Einarbeitungsmaßnahmen 

Im Hinbl ick auf BeschClftigte aus der Landwirtschaft gibt es im Rahmen der Förderung durch die 
Bundesanstalt fUr Arbeit, abgesehen von bestimmten Beratungshinweisen und der Tatsache, daß 
bei Umschulungsmaßnahmen im Regelfall eine arbeitsmarktpolitische ZweckmClßigkeit ohne 
PrUfung unterstellt wird, keine Sonderbestimmungen. Das Ergebnis dieser bisher ungezielten 
Förderung IClßt sich anhand von Übersicht 6 erkennen. FUr weibl iche ArbeitskrClfte aus der Land
wirtschaft ergibt sich ein weitgehend unbefriedigendes Bild: Sowohl bei Umschulungs-, Einar
beitungs- als auch bei Fortbildungsmaßnahmen sind Frauen erheb I ich unterreprClsentiert. Das 
gleiche trifft bei den mClnnlichen selbstClndigen Landwirten fUr die Teilnahme an Fortbildungs
maßnahmen zu 1). Im Ubrigen sind mClnnliche Arbeitskräfte, die aus der Landwirtschaft kommen, 
bei allen individuellen Förderungsarten im Vergleich zu den mClnnlichen Erwerbstätigen insge
samt uberproportional vertreten. Bei den 4,8 % selbstClndigen Landwirten, die unter den Teil
nehmern an Umschulungsmaßnahmen anzutreffen sind, darf jedoch nicht vergessen werden, daß 
es sich dabei doch nur um 696 Personen und damit nur um einen kleinen Teil derjenigen han
delt, die im gleichen Zeitraum ihren Betrieb aufgegeben haben und in andere Berufe abgewan
dert $ind. 

In diesen Zahlen spiegelt sich die mehrfach nachgewiesene, nur geringe Bereitschaft der selb
ständigen Landwirte und der Ubrigen BeschClftigten in der Landwirtschaft zur berufl ichen Fort
bildung bzw. Umschulung. So sind nach einer Studie der Agrarsozialen Gesellschaft im Bun
desdurchschnitt 8,1 % der hauptberuflich und 1,8 % der nebenberuflich in der Landwirtschaft 
tCltigen Betriebsinhaber (zum Zeitpunkt der Befragung, 1968) bereit gewesen, sich beruflich 
fortzubilden. Die Umschulungsbereitschaft betrug im Durchschnitt 5,6 % (1). 

Die Verteilung der Umschuler aus der Landwirtschaft auf die Zielberufe geht aus Übersicht 7 
hervor. Es zeigen sich bei dEm Umschulern eindeutige Schwerpunkte: Bei Mcinnern stehen 
Schmiede, Schlosser, Mechaniker und verwandte Berufe an erster Stelle, gefolgt von HandeIs
berufen, Organisations-, Verwaltungs- und BUroberufen sowie den Metallerzeugern und Metall-

1) Dies Ergebnis ist nicht lediglich dadurch bedingt, daß es sich hier um finanziell von der 
Bundesanstalt fUr Arbeit geförderte Teilnehmer an Fortbildungsmaßnahmen handelt, die 
Fortbildung auf dem Lande sich aber im wesentlichen außerhalb dieser Förderung abspielt. 
Im Rahmen der Berufsverlaufsuntersuchung des lAB wurde den mClnnlichen Erwerbspersonen 
auch die Frage gestellt, ob sie in den letzten 5 Jahren LehrgClnge oder Kurse besucht haben, 
die der berufl ichen Bildung dienten. Es zeigte sich, daß alle landwirtschaftl ichen Gruppen 
(selbständige Landwirte, mithelfende Fami I ienangehörige, abhängig BeschClftigte in der 
Landwirtschaft und auch solche Erwerbspersonen, deren Vater selbstClndiger Landwirt war) 
im Vergleich zu ihren Antei len an den mClnnl ichen Erwerbspersonen unterreprClsentiert sind, 
alsa weniger hClufig LehrgClnge bzw. Kurse besucht haben als andere Berufsgruppen • Der 
Anteil der selbstClndigen Landwirte an allen Teilnehmern betrug 1,8 % - gegenUber einem 
Anteil von 3,8 % an den mClnnlichen Erwerbspersonen insgesamt. Vgl. BRINKMANN, 
et. al. (2a), S. 19. 
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Übersicht 6: Von der Bundesanstalt fUr Arbeit finanziell geförderte Teilnehmer an beruflichen 
Umschulungs-, Einarbeitungs- und Fortbildungsmaßnahmen (Eintritt 1970), aufge
gliedert nach Geschlecht und Beruf vor der Noßnahme (1970) (i.v.H.) *) 

flännliche Teilnehmer f'.t!nnliche \"eibliche Teilnehmer 
an Er~Jerbs- an 

Beruf personen 
Umschtr- Einar- Fortbil- insoesamt Umschtr- Einar-
lungs- bei- dungs- ** lungs- bei-
maBnah- tungs- maßnah- map.nah- tungs-
men maßn. men men maßn. 
(1970) (1970) (1970) ( 1970) (19'iO) 

Selbständige Landwirte 4,8 5,9 0,1 3,4 0,2 0,4 

Abhängig Beschäftigte 
(Landwirtschaft) 3,4 2,0 0,7 0,4 0,7 0,8 
Mithelfende Familienangeh. 
(Landwirtschaft) 6,2 2,7 0,2 0,1 1,5 2,7 
Sonstige Berufe 85,6 89, lf 99,0 96,1 97,6 96,1 

Summe 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 

Zahl der Fälle 14 508 17 "g 97 919 67 ~57 I e 912 12 463 

• Unveröffentl ichte Auszöhlung des Referats Statistik der Bundesanstalt fUr Arbeit 
(Teilnehmer aus dem Wirtschaftszweig 1a) 

** Berufsverlaufsuntersuchung des lAB 
* * * Mikrozensus 1964 
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Fortbil-
dungs-
maßnah-
men 
(1970) 

0,0 

1,2 

0,8 
98,0 

100.0 

19 245 

'ieibliche 
Erwerbs-
personen 
in~gesamt 
** •. 

1,8 

0,6 

12,6 
8:;,0 

100,0 

88600 



Übersicht 7: Von der Bundesanstalt fUr Arbeit finanziell geförderte Teilnehmer an beruflichen 
Umschulungsmaßnahmen (Eintritt 1970), die vor der Maßnahme in der landwirt
schaft tatig waren, aufgegliedert nach Geschlecht und Schulungsziel (neuer 
Beruf) (i • v • H.) 

Beruh- r~Lner F rzuen 
ker:rt- Berufsgruppe 
zi ff er umschüler Umschüler Enlerbs- Umschüler Umschüler 

aus Lcnl!- insgeS2r.lt personen aus Lanl!- insgesamt 
wirtschcft insgesamt wirtschaft 
• •• . .. • . . 

11 Ackerbauer , TierzUchter, Gartenbauer 1,7 0,5 5,0 0,5 0,1 
12 forst-, Jagl!- und fischereiberufe 0,1 0,1 O,~ - -
13 Mitt,.fam.-Ang. in der Wirtschaftsabt.Lanl!-u.forstw. - - 0,1 - -
21 Bergleute, Mineralgewinner , Mi ner2lcufberei ter - - 1,0 - -
22 Steinbearbei ter, Keramiker, Glasmacher 0,4 0,3 1,0 - 0,1 
24 Bauberufe 2,4 5,0 8,~ - -
25 Metallerzeuger und Metallbearbeiter 10,2 17,9 6,2 - 0,2 
26 Schmiede, Schlosser, Mechaniker u. verw. Berufe 29,3 20,2 11,1 - 0,1 
27 Elektriker 6,5 6,9 ::,4 - O,~ 
28 Chemiewerker 0,2 0,3 1,5 - 0,1 
29 Kunststoffverarbei ter 0,1 0,1 0,3 1,0 0,2 
30 Holzverarbeiter und zugehörige Berufe 1,5 0,9 2,7 - -
32 Papierhersteller und -verarbei ter 0,3 0,5 0,4 - -
33 Lichtbildner, Drucker und verw2ndte Berufe 0,7 1,7 1,2 - 0,1 
3~/35 Texti lhersteller, T exti I vercrbei ter, Handschuhmacher 0,1 0,2 1,3 1,4 1,2 
36 Lederhersteller, Leder- ur.d fellverarbeiter I 0,1 0,1 0,6 - 0,1 
37 Nahrungs- und Genußmi ttelhersteller 2,3 0,7 2,4 - -
38 Warennachseher , Versandfertigmacher , Lagerverwalter 0,2 0,2 2,6 0,5 -
39 Ungelernte HilfskrHte, soweit nicht an anderer 

Stelle eingeordnet (Handlanger) - - 3,7 2,3 0,2 
41 Ingenieure, Techniker und verwandte Berufe 0,9 2,3 6,0 1,0 0,5 
~2 Technische Sonderfachkrä fte 2,4 ~,~ 0,9 3,3 0,8 
43 Maschinisten und zugehörige Berufe 1,5 ~,8 2,8 - -
51 Handelsberufe 17,6 6,1 8,9 3,3 0,6 
52 Verkehrsberufe 0,4 0,9 8,8 - 0,2 
61 Gaststättenberufe 0,2 0,6 0,8 2,8 3,2 
62 Hauswirtschaftliche 8erufe - - - 1,0 0,6 
63 Reinigungsberufe 0,1 0,1 0,9 - -
65 Kllrperpfleger - 0,3 0,4 0,5 1,4 
67 Dienst- und Wachberufe - - '1,1 - -
71 Organisations-, Verwaltungs- und BUroberufe 17,4 15,6 11,0 50,7 69,7 
72 Rechtswahrer - - 0,4 - -
73 Ordnungs- und Sicherhei tswahrer - 0,1 1,0 - -
75 Wehrberufe - - 0,1 - -
77 Sozia lp flegeberufe - 0,5 0,1 3,3 2,8 
81 Gesundhei tsdienstberufe 1,8 5,7 1,1 19,9 11,8 
82 Erziehungs- und Lehrberufe 1,2 2,3 1,5 ~,7 4,7 
83 Seelsorger 0,1 - 0,2 - 0,1 
84 Übrige Berufe d. Wissensch. u.d. Geisteslebens 0,1 0,4 0,3 - 0,2 
85 Künstlerische Berufe 0,1 0,2 0,4 0,5 0,2 
91 Mi th. F am.-Ang. 2uBerhalb d.W.-Abt. Land-u. F orstw. - - - -
92 Arbeitskr~fte mit nicht bestimmtem Beruf 0,1 0,1 - 3,3 0,4 

Summe 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 
lahl der f~lle 2 07~ 14 390 13 452 600 211 8502 

*Vgl. Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt fUr Arbeit, H. 6, 1971, S. 451 
·~Vgl. Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt fUrArbeit, H. 6, 1971, S. 438 ff • 

• :IIt* Berufsverlaufsuntersuchung des lAB 
****'Mikrozensus 1964 

Erwerbs-
personen 
insgesamt 
**"'* 

2,9 
0,1 

12,9 
-

0,4 
0,2 
1,7 
0,9 
1,2 
0,7 
0,2 
0,3 
0,6 
0,6 
7,2 
O,B 
2,2 
3,2 

3,3 
0,4 
0,6 
0,1 

11,8 
1,5 
1,8 
~,1 

5,9 
1,3 
0,4 

19,9 
-
-
-

0,4 
3,6 
2,5 
0,5 
0,3 
0,3 
4,6 
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bearbeitern. Frauen aus der landwirtschaft lassen sich Uberwiegend in Organisations-, Ver
waltungs- und Büroberufe" umschulen, gefolgt von den Gesundheitsdienstberufen. 

4.3 "3W"-Programm fUr landwirtschaftl iche Problemgebiete 

Um offenbar vorhandene InformationslUcken zu schließen, die Motivation zur Teilnahme land
wirtschaftlicher Arbeitskrtlfte an Fortbildungs- bzw. Umschulungsmaßnahmen zu steigern und 
damit sowohl die Qualifikation der in der landwirtschaft verbleibenden Arbeitskrtlfte zu er
höhen als auch bei Abwanderem die Abwanderung in unqualifizierte Ttltigkeiten zu vermin
dern, werden mit dem sog. "3W"-Programm - Wollen, Wissen, Weiterkommen" - in landwirt
schaftlichen Problemgebieten in KUrze von Seiten der Bundesanstalt fUr Arbeit in Zusammen
arbeit mit dem Bauernverband und den landwirtschaftsministerien erstmals landwirtschaftliche 
Arbeitskrtlfte systematisch angesprochen. In dieser Werbeaktion wird bewußt der Eindruck der 
Abwerbung vermieden und zuntlchst auf den soziall:Skonomischen Beratungsdienst zur Kltlrung 
der wirtschaftlichen Situation der landwirtschaftlichen Betriebe verwiesen, allerdings mit der 
Absicht, danach die MBglichkeiten zur beruflichen Fortbildung bzw. Umschulung gezielt auf
zuzeigen. Offenbar ausgehend von der Einsicht, daß es notwendig ist, die - z. T. zuntlchst 
in unerwUnschten Bahnen verlaufende - Mobilität von landWirtschaftlichen Arbeitskrtlften zu 
beeinflussen, wird zwar nicht die grundstltzliche Gleichbehandlung der landwirtschaftlichen 
und nicht-landwirtschaftlichen Arbeitskrtlfte bei der Fl:Srderung im Rahmen des AFG aufge
geben, aber doch eine gezielte Arbeitsmarktpolitik im Hinblick auf die Mobilittlt landwirt
schaftlicher Arbeitskrtlfte durch gezielte Informationen betrieben. 

5 Gezielte Arbeitsmarktpolitik für Arbeitskrtlfte aus der landwirtschaft 

Die Notwendigkeit einer noch weitergehenden gezielten Arbeitsmarktpolitik fUr Arbeitskrljfte 
aus der landwirtschaft wird deutlich, wenn man bedenkt, daß htlufig durch den Wohnort be
dingte Schwierigkeiten bestehen, sowohl an Schulungsmaßnahmen teilzunehmen als auch ent
sprechende (qualifizierte) Arbeitspltltze in der ntlheren Umgebung zu finden. Es liegt auf der 
Hand, daß die hier aufgezeigten Mobilittltsvorgtlnge arbeitsmarkt- bzw. bildungspolitische 
Korrekturen in einem grl:Sßeren Umfang erforderlich machen, als es im Rahmen eines Werbe
und Aufkltlrungsprogramms geschehen kann. Deshalb werden im Rahmen des AFG (§§ 40, 50, 
91) auch finanzielle Hilfen zur Verbesserung der Ausbi I du ngsml:Sg I ichkeiten und der Arbeits
platzstruktur in bestimmten Regionen gegeben, die die sonstigen regionalen Fl:Srderungsmaß
nahmen des Bundes und der ltlnder ergänzen sollen. Welchen Einfluß regionale Förderungs
maßnahmen auf den Arbeitsmarkt bzw. die Struktur der Arbeitskrtlfte in den betreffenden 
(1I:Indlichen) Rtlumen haben, wird z.Z. im lAB untersucht. Außerdem wird z.Z. eine detail
lierte Erfolgskontrolle der Fl:Srderung der beruflichen Fortbildung und Umschulung durch die 
BA durchgefUhrt, die auch Hinweise auf die Mobilittlt landwirtschaftlicher Arbeitskrtlfte 
liefern wird. Ergebnisse liegen in bei den Ftlllen jedoch noch nicht vor. 
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Bildungspolitik als Instrument regionaler Entwicklungspolitik 

Die rHumliche Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland ist im wesentlichen gekennzeich
net durch 
11 _ ~s weitere Wachsen der VerdichtungsrHume, 

- den fortschreitenden VerstHdterungsprozeß, 
- ! 

-cI.: rHuml iche Ungleichgewicht in der wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung des Bundesgebietes, 

- den Wanderungstendenzen der Bevölkerung, 
- .; •• 11 (9). 

I 
Die ~roblematische Aufgabe der Raumordnungspolitik ist es, die rHumlich unterschiedlichen 
Entw,cklungstendenzen nach einem Leitbild zu steuem, das in seiner gesetz I ichen Normierung 
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"im wesentl ichen nur ausfUllungsbedUrftige Leerformeln" (MÜLLER, 26) enthält. Es fehlt eine 
Konkretisierung der Ziele und Grundsätze des Raumordnungsgesetzes. Nur fUr einzelne Teil
fragen wie z. B. "Zentrale Orte", "Industrieller Standort", "Verbesserung des öffentl ichen 
Personennahverkehrs", "Entwicklung des ländlichen Raumes", usw. erfolgte durch Empfehlun
gen des Beirats fUr Raumordnung die Formulierung von Gestaltungszielen. 

Die tatsächliche Raumstruktur weicht vom "imaginären" Leitbild der Raumordnung je nach Ge
biet in zwei Richtungen ab: entweder ist die Bevölkerungsdichte und die Konzentration von 
Produktions- und Dienstleistungsbetrieben in einem Raum so hoch, daß die Raumordnungspol i-
tik aufgrund der Agglomerationsnachteile eine "Entballungspolitik" ist, oder einzelne Räume 
sind hinter der Gesamtentwicklung zurUckgeblieben, so daß die Raumordnungspolitik die Auf
gabe einer "Entwicklungspolitik" zu Ubernehmen hat (ZIMMERMANN, 39). Zu den zuletzt 
genannten Gebieten gehören die ländl ichen Räume. Sie sind im Vergleich zueinander hetero
gen strukturiert, und der Entwicklungsniveauabstand zu den Verdichtungsräumen ist sehr unter
schiedlich, so daß je nach Entwicklungstyp differenzierte Strategien und tv\aßnahmen empfoh
len werden, wobei von den Maßnahmen zur Verbesserung des Bildungsangebots und der Bildungs
beteil igung eine besondere Entwicklungs- und Mobil itätsförderung erwartet wird (2). 

Die durch Bildung zu erreichende Qualität und Mabilität des Faktors Arbeit sind entschei
dende Voraussetzungen fUr die in Entwicklungsstrategien angestrebte Umstrukturierung der 
Produktionsfaktoren. Unter Arbeitsmobilität wird sowohl die berufliche Mobilität als auch 
die räumliche Mabilität verstanden (BODENHÖFER, 4). Beide Formen der Arbeitsmobilität 
treten einzeln und kombiniert auf. 

Die mit der dynamischen Entwicklung von Gesellschaft und Wirtschaft verbundenen Änderungen 
der Arbeitsfunktionen erfordern eine berufliche Mobilität, die entweder durch eine im Bil
dungsprozeß vermittelte Anpassungsfähigkeit oder durch Weiterbildung und Umschulung er
reicht werden kann. Die organisatorische Struktur des Bildungswesens sowie die Bildungsziele 
und -inhalte sind in der Bundesrepublik Deutschland sehr stark auf die Qualifikationserforder
nisse einzelner Berufe ausgerichtet. Der Schul er entscheidet bereits in einem fruhen Stadium 
seines Bildungsprozesses mit der Wahl des Bildungsweges, welchen Beruf er kUnftig ausuben 
wird. Diese enge Verknupfung von Ausbildungsrichtung und Arbeitsfunktion hat zur Folge, 
daß die Ausgebildeten zum Teil nicht flexibel genug sind, um ihre Kenntnisse in anderen 
Arbeitsfunktionen anzuwenden, fUr die sie nicht ausgebildet wurden. Die berufliche Mobili
tät erfordert deshalb oft einen erneuten Eintritt in den Bildungsprozeß. 

Die Bereitschaft zur Weiterbildung oder Umschulung hängt nicht allein vom Bildungsangebot 
und von bildungspolitischen Förderungsmaßnahmen ab, sondern auch von einer Reihe anderer 
Faktoren. Der Einfluß dieser Faktoren ist oft so stark, daß die Schaffung finanzieller Unab
hängigkeit und der Ausbau des Bildungsangebots allein nicht ausreichen, um die zum Teil ne
gative Einstellung der ländlichen Bevölkerung zur beruflichen Bildung zu ändern (BUCHHOLZ 
und RENN ER, 5). 

Die räumliche Mobilität ist Uberwiegend eine Folge des Bildungsgrades. Nach einer Untersu
chung, deren Ergebnisse allerdings nicht als repräsentativ fUr den ländlichen Raum angesehen 
werden können, sind die Hauptmotive der Wanderung zu je einem Drittel persönliche, beruf
liche und wohnungsorientierte Grunde, während Schulen und Freizeitmöglichkeiten nur eine 
geringe Rolle spielen (WIETING und HÜBSCHLE, 38). Dagegen hat sich die Vermutung be
stätigt, daß die Mobilität mit wachsendem Bildungsgrad steigt, und daß die Bevorzugung der 
Stadtregion zunimmt (WIETING und HÜBSCHLE, 38), da das Streben nach sozialem Aufstieg 
und höhere Einkommenserwartungen nur dort realisiert werden können. 

Wandert die Erwerbsbevölkerung aus dem ländlichen Raum ab, so kommen die im Bildungspro
zeß vermittelten Qualifikationen anderen Räumen zugute. Diese Erkenntnis kann dazu fUhren, 
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daß die Gemeinden und Kreise im ländlichen Raum ihre Bildungsausgaben einschränken, um 
ihre Mittel fUr andere Infrastrukturinvestitionen zu verwenden, deren Wachstumseffekte inner
halb der Verwaltungsgrenzen wirksam werden. 

Aus dieser Sicht wird die Frage, ob die Bildungspolitik als Instrument zur Förderung der räum
lichen und beruflichen Mobilität im ländlichen Raum wirksam sein kann, in drei Stufen unter
sucht: 

a) Welche Faktoren verhinderten bisher die Funktionsfähigkeit des Bildungswesens im 
ländlichen Raum? 

b) Welche besonderen Anforderungen sind aus der Sicht des ländlichen Raumes an eine 
Bildungsreform zu stellen? 

c) Können die derzeitigen Entscheidungsstrukturen der Bildungspolitik den hemmenden 
Einfluß einzelner Faktoren auf die Entwicklung des Bildungswesens im ländlichen Raum 
beseitigen und Reformen durchsetzen? 

2 Das Aktionsfeld der Bildun9!EQ!ltik 

2.1 Räumliche Bestimmungsfaktoren der Bildungssituation im ländlichen Raum 

Das viel zitierte Bildungsgefälle zwischen Stadt und Land ist nach seinen Ursachen und Pro
blemen in verschiedenen Studien untersucht worden (PREISERT, 29; GEIPEL, 18; AURIN, 1; 
ERLINGHAGEN, 13; ROTH, 32; BERJOHANN und GEISSLER, 3; SCHORB und SCHMID
BAUER, 34; FINZEN, 14). In ihnen standen zwei Fragestellungen im Vordergrund (GEIPEL, 
20): 

- Die Bedeutung des bestehenden Bildungsangebots fUr die Erschließung der Bildungsbereit
schaft bzw. die Mobilisierung der Bildungsnachfrage durch Erweiterung des Bildungsange
bots und davon abhängig die Lokalisierung des Standorts. 

- Die schichtenspezifischen und sozial psychologischen Hemmfaktoren der Bildungsbeteiligung 
und die Abgrenzung von Gruppen gleichen Bildungsverhaltens. 

Diese Untersuchungen haben die zentralen Probleme des Bildungswesens aufgedeckt; es fehlt 
jedoch noch eine VerknUpfung der Bestimmungsfaktoren in einer Theorie, die die Bildungs
situation einzelner Räume hinreichend erklärt und Grundlage gezielter Aktionspläne zur Er
reichung bildungspolitischer Ziele ist. 

Zwischen Angebot an Bildung und Nachfrage nach Bildung besteht ein enger wechselseitiger 
Zusammenhang. Einerseits ist das Angebot an Bildung Voraussetzung und Stimulator der Nach
frage roch Bildung, andererseits bestimmt die Nachfrage nach Bildung die Struktur des Angebots 
an Bildung. Die bitdungspolitischen Entscheidungen Uber die Struktur des Angebots an Bildung 
und das individuelle Bildungsverhalten sind wiederum von einer Reihe von Faktoren abhängig, 
die die Struktur eines Raumes kennzeichnen (GEIPEL, 20): 

1. Demographische Faktoren wie Bevölkerungsdichte, Altersstruktur, natUrliehe Bevölkerungs
entwicklung, räumliche Bewegungen usw. bestimmen das Bildungspotential und damit den 
Al.lsbaugrad des Bildungsangebots, die Dichte des Standortnetzes und die Erreichbarkeit des 
Bildungsangebots. Der ländliche Raum ist durch eine geringe Bevölkerungsdichte gekenn
zeichnet. Die Bildungsbeteiligung nimmt mit zunehmender Entfernung vom Schulstandort 
ab. Um die Bildungsreserven im ländlichen Raum zu mobilisieren, mUßte der aus der Ent
fernung zwischen Wohnort und Schulort entstehende Bildungswiderstand entweder durch 
eine gleichmäßigere räumliche Verteilung der Schulorte oder durch eine Verbesserung 
delr Verkehrsverbindungen beseitigt werden. Die "erfolgsoptimale Dezentralisierung" des 
Bi\dungsangebots steht im Widerspruch zu der von Pädagogen und Ökonomen geforderten 
"leistungsoptimalen Konzentration" (STORBECK, 35), so daß eine Konzentration des Ange
bQts an Bildung nur durch eine Verbesserung der Schulwegbedingungen ausgegl ichen werden 
kann. 
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2. Die Nachfrage der Wirtschaft nach bestimmten Qualifikationen der Arbeitskrtlfte prtlgt 
ein fUr die wirtschaftliche Struktur typisches Bildungsverhalten und ein darauf ausgerich
tetes Angebot an Bildungswegen. Der Zusammenhang zwischen Wirtschaftsstruktur, Bil
dungsverhalten und Bildungsangebot Itlßt sich in Rtlumen, in denen die Erwerbspersonen 
ihr Einkommen Uberwiegend aus einem Wirtschaftssektor beziehen, sehr deutlich nachwei
sen (GEIPEL, 19). In Itlndlichen Rtlumen, in denen entweder die Land- und Forstwirtschaft 
oder ein Industriezweig, der keine hohen Anforderungen an berufliche Qualifikationen 
stellt, eine beherrschende Rolle spielt, wird nur eine geringe Bildungsbeteiligung an wei
terfuhrenden allgemeinbildenden und beruflichen Bildungswegen und ein wenig ausgebautes 
Bildungsangebot im zumutbaren Einzugsbereich festzustellen sein. Umgekehrt kann von der 
Arbeitskrtlftenachfrage die Bildungsbereitschaft stimuliert werden, wenn von der Bildung 
höhere Einkommen und sozialer Aufstieg erwartet werden. 

3. Individuelle und sozialbedingte Einflußfaktoren wie Begabung, Lernmotivation, soziale 
Umgebung, Einkommenserwartungen usw. grenzen Gruppen gleichen Bildungsverhaltens 
ab. Die Begriffe wie Begabung und Intelligenz haben sich gewandelt. Begabung wird nicht 
mehr nur als naturgegeben verstanden, sondern in die Begabungsentwicklung gehen sowohl 
das Gelernte, wie auch die Bedingungen der Erziehungsumwelt von der Phase der fruhkind
lichen Sozialisation uber das Bildungsverhalten der Eltern bis zu den Lernbedingungen in 
der Schule mit ein (AURIN, 1). Die Untersuchungen uber das Bildungsverhalten des Indi
viduums und ganzer Bevölkerungsgruppen betonen den Einfluß, der von der Einstellung des 
Elternhauses oder der Erziehungsumwelt ausgeUbt wird. PEISERT spricht von der "konser
vativ-btluerl ichen Daseinsform als Bildungsbarriere" (PEISERT, 29), und GEI PEL macht 
das "traditional bestimmte Einheitsbewußtsein" (GEI PEL, 18) der Itlndl ichen Bevölkerung 
fUr die geringe Nachfrage nach Bildung mitverantwortlich. 

Der Erfolg der Bildungspolitik ist von den demographischen, ökonomischen und sozialen Fakto
ren eines Raumes abhtlngig. Die Tatsache des noch bestehenden Bildungsgefälles zwischen 
Stadt und Land zeigt, daß die Bildungspol itik den Einfluß der außerhalb ihres Aktionsfeldes 
liegenden Faktoren entweder zu wenig berucksichtigt hat oder mit ihren Mitteln die negativen 
Wirkungen nicht beseitigen konnte. Zwar wurde durch Ausbau und Erweiterung des Bildungsan
gebots in Verbindung mit Maßnahmen der Bildungswerbung die Nachfrage nach Bildung in 
einigen Itlndlichen Räumen erhöht (SCHORB und SCHMIDBAUER, 34), doch fehlt es der Bevöl
kerung in diesen Rtlumen noch an einer echten Motivation zur Bildung. 

2.2 Motive des Bildungsverhaltens in ländlichen Räumen 

Der Wert der Bildung wird von einem großen Teil der ländlichen Bevölkerung gering geschätzt, 
weil eine Unsicherheit in der Beurteilung der eigenen Begabung oder der der Kinder besteht, 
und weil sie wegen der Ungewißheit uber die kUnftige Entwicklung des Arbeitsmarktes die durch 
die landwirtschaftliche Ttltigkeit noch gesicherte Existenz vorziehen. In einer Untersuchung 
im Raum Meschede und Schleiden wurden als GrUnde fUr die geringe Bildungsbeteiligung - nur 
knapp 30 v. H. der Befragten hatten eine Lehr- und Anlernzeit durchgemacht - und fUr die ge
ringe berufliche Mobilität festgestellt (BUCH HOLZ und RENNER, 5): 

1. Es sind nur wenige an einer qual ifizierten Ausbildung und einer entsprechenden außerland
wirtschaftl ichen Tätigkeit interessiert. 

2. Die Befragten waren in hohem Maße uninformiert uber Beratungs- und Ausbildungsmöglich
keiten fUr außerlandwirtschaftliche Berufe. 

3. Die meisten Befragten waren mit den relativ hohen Verdienstmöglichkeiten als Ungelernte 
zufrieden. 
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4. Nur wenige der Befragten hatten die landwirtschaftliche Tätigkeit ganz aufgegeben, so 
daß kein Grund und keine Zeit für die Schaffung einer Dauerexistenz vorhanden ist. 

Diese Motive für eine geringe Bildungsbereitschaft sind durchaus verständlich. Wenn diese 
Verhaltensweisen als typisch bezeichnet werden können, dann ist die Wahrscheini ichkeit sehr 
gering, daß eine berufliche Mobilität durch freiwillige Bildungsbeteiligung erreicht wird. Ent
weder sind die bildungspal itischen Förderungsmaßnahmen so attraktiv, daß der Einfluß der 
Hemmfaktoren kompensiert werden kann, oder Änderungen der Qua I ifikationsnachfrage aufgrund 
wirtschaftlicher Strukturänderungen oder Entwicklungsprozesse zwingen zur beruflichen Mobili
tät. Für die Entwicklungsstrategien bedeutet diese Verhai tenshypothese, daß bildungspol itische 
Maßnahmen zur Mobilitätsförderung solange kaum Erfolg haben werden, wie keine individuell 
anerkannte Zwangssituation vorhanden ist. Dies ist in der Regel in Gebieten mit Aktivsanie
rung nicht der Fall. 

2.3 Regionalisierung bildungspalitischer Programme 

Wegen der mangelnden Bereitschaft zur Weiterbildung und Umschulung kann eine höhere 
Qualität und Mobilität des Faktors Arbeit überwiegend nur von der Generation erwartet wer
den, die die erste Bildungsphase durchläuft; vorausgesetzt, daß das Bildungsangebot im länd
lichem Raum funktionsfähig ausgebaut worden ist. Diese Bedingung ist in vielen Gebieten nicht 
erfüllt (NOTH, 27). Der Ausbau und die Erweiterung des Bildungsangebots begann häufig 
erst Mitte der 60er Jahre. Es sind bereits wieder Engpässe festzustellen, da das zusätzliche 
Bildungsangebot nur anhand der tatsächlichen Nachfrage geplant wurde, ohne daß Verände
rungen im Bildungsverhalten und die vom Angebot ausgehenden Mobilisierungseffekte berück
sichtigt wurden. Der ländl iche Raum ist mit einzelnen Schul typen noch unterversorgt • Die 
lehr- und lernbedingungen entsprechen nicht den von der Bildungspol itik gesetzten Normen. 
Diese Situationsskizze trifft nicht fUr alle ländlichen Räume zu; zweifellos ist aber ein Nach
holbedarf im Bildungsangebot noch zu decken, bevor das Bildungsangebot die von ihm erwar
teten Funktionen erfüllen kann. 

Das Angebot an Bildung quantitativ und qualitativ zu verbessern, ist eine Aufgabe, die mit 
bestimmten finanziellen Mitteln in einem festgelegten Zeitraum gelöst werden kann. Dagegen 
bleibt die Mobilisierung der Bildungsnachfrage ungewiß, da sie von den Aktionen der Bildungs
politik nur zum Teil beeinflußt wird. Räumlich unterschiedliche Einstellungen zu bildungspali
tischen Zielen und unterschiedliche Rektionen auf bildungspolitische Nlaßnahmen verhindern, 
daß Chancengleichheit, qualifizierte AbschlUsse und Mobilität mit einheitlichen Programmen 
erreicht werden können. Je nach der Konstellation der Faktoren, die die sozioCSkonomische 
Struktur des jeweiligen Raumes bestimmen, muß über die Auswahl und den Intensitätsgrad der 
bildungspalitischen Nlaßnahmen neu entschieden werden. Die Abhängigkeit der Bildungsnach
frage von räumlichen Bestimmungsfaktoren und der Einfluß, der von den im Bildungsprozeß ver
mittelten Qualifikationen auf die wirtschaftliche Entwicklung ausgeht, erfordern eine Regio
nalisierung der fUr das jeweilige Bundesland konzipierten Programme und eine Koordinierung 
der bildungspalitischen Ziele und Nlaßnahmen mit anderen Politiken von raumordnerischer Be
deutung wie Verkehrspalitik, Agrarstrukturpalitik, Wohnungsbaupalitik usw. 

3 Anforderungen an eine Bildungsreform aus der Sicht des ländlichen Raumes 

Die Diskussion uber Reformen im Bildungswesen ist mit der pol itischen Auseinandersetzung über 
den Bildungsgesamtplan der Bund-länder-Kommission an einem HCShepunkt angekommen. Zu 
den Hauptpunkten, bei denen Meinungsverschiedenheiten bestehen, und die für den ländlichen 
Raum besonders wichtig sind, zählen die Organisation des Vorschulbereichs, die EinfUhrung 
der Gesamtschule und die Integration von allgemeiner und beruflicher Bildung. 
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Die Bedeutung der Erziehung im vorschulischen Alter fUr die Entfaltung der Begabung und 
Ftlhigkeiten eines Kindes ist erwiesen. Eine obligatorische Vorschulerziehung könnte die 
Benachteiligungen der in der Begabungsentwicklung zurUckgebliebenen Kinder abbauen. Es 
ist jedoch eine Ironie, daß in dem Land, in dem FRÖBEL den Kindergarten grUndete, die 
wenigsten Kinder im Vergleich der westlichen Industrienationen Vorschuleinrichtungen besu
chen (28). Nur 36 v.H. der Kinder im Alter von 3 bis 5 Jahren besuchten 1969 einen Kinder
garten. Kindergtlrten und Vorschul klassen sind gerade im Itlndlichen Raum Mangelware 
(NOTH, 27). Da die meisten Kindergtlrten von privaten Organisationen unterhalten werden, 
ist die Finanzierung von den Beitrtlgen der Eltern abhtlngig, was zu einer Diskriminierung 
sozialer Gruppen mit niedrigem Einkommen fUhrt. Die Durchschnittskosten fUr einen Kinder
schulplatz auf dem Lande sind wegen der Entfernung und der Personalknappheit höher als in 
der Stadt. Das Einkommensniveau der Bevölkerung und die Finanzlage der Gemeinden in länd
lichen Gebieten Itlßt ohne eine Initiative der Bundesländer nicht erwarten, daß in diesen 
Rtlumen kUnftig mehr vorschulische Einrichtungen geschaffen werden. 

In der politischen Auseinandersetzung um die Gesamtschule wird darüber diskutiert, ob die 
integrierte oder die kooperative Form der Gesamtschule in allen Bundesländern einheitlich 
verwirklicht werden soll. Unabhtlngig von der Form entsteht fUr den Itlndlichen Raum die 
Frage, ob eine alle Schulformen von der Elementarstufe bis zur Sekundarstufe 11 umfassende 
Schuleinheit mit 3000 bis 4 000 Schulern im Itlndlichen Raum realisiert werden kann 
(ROLFF, 31). Das wird nicht möglich sein. Eine Benachteiligung des Itlndlichen Raumes Itlßt 
sich aber vermeiden, wenn einzelne Stufen dezentralisiert werden. Die Elementarstufe und 
Primtlrstufe sollten zusammen ein möglichst nahes Einzugsgebiet haben, auch wenn in beson
ders dUnn besiedelten Rtlumen eine einzUgige Schule hingenommen werden muß. FUr die Sekun
darstufen Itlßt sich eine Konzentration in den Mittelzentren nicht vermeiden, so daß größere 
Einzugsbereiche in Kauf genommen werden müssen. Dieser Nachteil muß durch verbesserte 
Schulwegbedingungen und durch Unterricht in Ganztagsschulen ausgeglichen werden. 

Mit der Integration von allgemeiner und beruflicher Bildung in der Sekundarstufe 11 soll ein 
höheres Ausbildungsniveau und eine Anpassungsftlhigkeit an die sich sttlndig tIndemden Anfor
derungen im Arbeitsprozeß erreicht werden (DAMS, 6). Für die Reform des Bildungswesens 
bedeutet diese Zielsetzung eine starke Theoretisierung der Bildungsinhalte, die ihre Grenzen 
in der notwendigen Berufsbezogenheit der Bildung findet. Eine höhere Flexibilittlt des Bil
dungswesens kann nur erreicht werden, wenn (MERTENS, 25): 

- die Bildungsinhalte aufgrund langfristiger Bedarfsprognosen zukunftsorientiert sind; 
- Bildungselemente gefunden werden können, die gemeinsamer Bestandteil verschiedener 

Arbeitsfunktionen sind; 
- die Bildungsinhalte theoretisiert werden können; 
- größere Bildungsbläcke von der Erstphase (Primtlr- und Sekundtlrbereich) in Folgephasen 

(Erwachsenenbildung) verlagert werden können; 
- die Lebensdauer von Bildungsprogrammen verkUrzt wird. 

Die Änderung der Bildungsziele und -inhalte wUrde die berufliche Bildung im Itlndlichen Raum 
von ihrer strengen Ausrichtung auf die regionalen Erfordernisse des Arbeitsmarktes befreien. 
"So können Ausbildungen, die sich an der landwirtschaftlichen Erzeugung orientieren, ihre 
Weiterentwicklung in einer Orientierung an der Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
erfahren. Ausbildungsangebote, die von Uberregionaler arbeitsmarktpolitischer Bedeutung sind, 
können einerseits berufliche Mobilittlt begUnstigen und andererseits die Ansiedlung struktur
vertlndernder Wirtschaftsbetriebe erleichtern" (KAROW, 23). 

Die Auffassung, daß die Schulbildung als Grundlage fUr das Leben ausreicht, ist widerlegt 
worden. In Zukunft ist ein "lebenslanges Lernen" notwendig. Weiterbildung und Umschulung 
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erhalten im Bildungsprozeß eine immer stärkere Bedeutung. Sie können nicht mehr als korrek
tiv individueller Fehlentscheidungen oder mangelnder Flexibilität der Erstausbilduhg bezeich
net werden. Umschulung und Weiterbildung belasten den Einzelnen, den Arbeitgeber und den 
Staat. Um einen Ausgleich zu schaffen, wurden 1969 drei Gesetze - Arbeitsförderungsgesetz, 
Beruf~ildungsgesetz und Ausbildungsförderungsgesetz - verabschiedet. Die drei Gesetze er
gänzer sich gegenseitig und bilden die gesetzliche Grundlage für eine die künftigen wirt
schaftlichen, technischen und sozialen Änderungen einbeziehende Beschäftigungs- und Berufs
förderungspolitik. Diese Gesetze sind zweifellos ein Ansatzpunkt, die berufliche Bewegli ch
keit der Erwerbstätigen zu verbessern •. Der Rechtsanspruch auf Förderung gibt dem einzelnen 
Sicherheit und verkürzt die Fluktuationszeit. Die Förderungsmöglichkeiten der Gesetze wer
den bisher rege in Anspruch genommen. Inwieweit die Zielgruppe "Bevölkerung im ländlichen 
Raum" sich beteiligt hat, und die Mobilität gesteigert werden konnte, wird noch zu unter
suchen sein. 

4 Qer Einfluß der Gebietskörperschaften im ländlichen Raum auf die Bildung~itik 

4.1 Kompetenz- und Finanzverteilung im Bildungswesen 

Der Wille zur Reform des Bildungswesens ist bei allen am Entscheidungsprozeß Beteiligten vor
handen. Jedoch ist kaum ein anderer zentraler Bereich der Gesellschafts- und Wirtschaftspoli
tik so an ein überliefertes System gebunden und so zurückhol tend gegenüber Neuerungen wie 
die Bildungspolitik (ElBROIM-DROR, 12), so daß ein erhebliches M:Jß an Skepsis besteht, 
daß die Reformvorstellungen in dem von der Bund-länder-Kommission vorgesehenen Planungs
zeitraum bis 1985 verwirklicht werden können. 

Der bildungspolitische Entscheidungsprozeß in der Bundesrepublik Deutschland ist auf verschie
dene Weise institutionalisiert und rechtlich im ganzen ungeregelt. "An der Organisation des 
Bildul1gswesens und seiner Reform wirkt eine Vielzahl gesellschaftlicher Gruppen mit, die stän
dig oder gelegentlich, formell oder informell auf die Entscheidungsprozesse im Bildungswesen 
einwirken. Es handelt sich um so unterschiedliche Gruppen wie Arbeitgeberverbände, Gewerk
schaften, Elternverbände, Wissenschaftler, Kirchen, lehrerverbände, Trägerverbände sowie -
auf der Ebene der Bildungsinstitutionen - um die lehrenden, die lernenden und die Eltern der 
lernenden" (7). Diese wenn auch notwendige Vielfalt der Organisation verhindert wegen der 
unterschiedlichen Interessen und Motive, die die Beteiligten im Willensbildungs- und Entschei
dungsprozeß durchsetzen wollen, ein einheitliches, wirksames und schnelles Handeln. 

Die Kompetenzen der Bildungspolitik sind auf verschiedene Träger verteilt. Die Kulturhoheit 
liegt bei den ländern. Durch Änderung des Artikels 91 GG hat der Bund ein Mitgestaltungs
recht" Die länder und Kommunen bestimmen jedoch die M:Jßnahmen der Schulpolitik. Die 
Kommunen sind in der Regel Träger der Bildungseinrichtungen und kommen grundsätzl ich für 
die Sachkosten auf, während von den ländern die Personalkosten übernommen werden. Darüber
hinaus beteiligen sich die länder an den Baukosten. Die Kommunen als Träger entscheiden 
über Errichtung, Ausbau und Schließung von Bildungseinrichtungen. Ansonsten sind die Schulen 
unselbständige Anstalten und mittelbar der Verwaltung zugeordnet (7). Eine Verflechtung von 
finanzieller Beteiligung und inhaltlicher Verantwortung zwischen Kommunen und land ist 
grundsätzlich zu begrüßen, doch werden die kommunalen Entscheidungen auf zweierlei Wegen 
kontrolliert: durch die Erlasse der Schulverwaltung und durch den Ermessensspielraum bei den 
Finanzzuweisungen. Damit ist die Entscheidungsfreiheit der Gemeinden auf ein formales Mini
mum reduziert, denn die Finanzzuweisungen können durch keine andere Finanzierungsquelle 
ersetzt werden. Diese doppelte Kontrolle lähmt die kommunale Investitionsneigung im Bildungs
sektor, worauf die geringe Elastizität der Erweiterung des Bi Idungsangebotes auf quantitative 
Änderungen der Bildungsnachfrage zurückzuführen ist. 
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Im Gegensatz zum schulischen Bereich Uberwiegen bei der beruflichen Fortbildung und Um
schulung privatwirtschaftliche Verbände mit öffentlich - rechtlichen Funktionen und private 
Unternehmen als Tröger. Die weitgehende private Verantwortung in diesem Bildungsbereich 
wird allgemein kritisiert. "Die Vielzahl der Tröger der Weiterbildung und die Vielseitigkeit 
des Angebots erweisen sich wohl als fruchtbar, sind aber zugleich Ursache fUr die unbefrie
digende Gesamtsituation. Solange nicht ein Mindestmaß an ordnenden Absprachen und tv\aß
nahmen besteht, und gewisse gemeinsame Prinzipien gelten, bleibt das Weiterbildungsange
bot im Bundesgebiet örtlich und qualitativ ungleichmäßig, unsystematisch und unkoordiniert" 
(8). 
Nicht nur die Organisation der Trägerstrukturen hemmt die DurchfUhrung bildungspolitischer 
Programme sondern auch die finanzielle Lastenverteilung. Die Länder und Gemeinden teilen 
sich die Finanzierung der Schulausgaben im Verhältnis 70:30 (FREUND, 15). Aufschlußreich 
ist die Differenzierung der Schulaufwendungen nach Gemeindegrößenklassen: mit abnehmen
der Größenklasse nimmt der Anteil der Schulausgaben an den Gemeindehaushalten zu, aber 
die Schulausgaben je Einwohner sinken (FREUND und STRACK, 16). Die Steuereinnahmen 
der Gemeinden und Städte werden fast vollständig fUr Personalausgaben in anderen Verwal
tungsbereichen verwendet. 

"Alle Überlegungen zur regionalen Bildungsplanung und zu ihrer Finanzierung mUssen davon 
ausgehen, daß Ungleichgewichte zwischen örtlicher Wirtschaftskraft und örtlichem Bildungs
bedarf vorhanden sind und die Tendenz haben, im gesellschaftlichen Wandel und wirtschaft
lichem Wachstum immer neu zu entstehen" (EDDING, 11). Gerade in den Gebieten mit 
dringendem Nachholbedarf im Bildungsangebot besteht die Gefahr, daß Anpassungsmaßnahmen 
wegen fehlender finanzieller Mittel verhindert werden. 

4.2 Entscheidungsverhalten der Kommunen bei Bildungsinvestitionen 

Nicht nur die mangelnde Entscheidungsfreiheit der kommunalen Schulträger, deren geringer 
Einfluß auf die bildungspolitischen Entscheidungen der Länder und fehlende Fincinzmittel bei 
den Kommunen, sondern auch deren Entscheidungsverhalten bei Bildungsinvestitionen wirken 
sich negativ auf die Bildungssituation im ländlichen Raum aus und stehen der Verwirklichung 
von Reformen entgegen. Die externen Wirkungen der Bildung werden nicht allein in dem 
Raum wirksam, fUr den der zuständige Träger die öffentlichen Ausgaben getätigt hat. Von 
den Bildungsinvestitionen profitieren auch andere Regionen, da das Bildungsangebot einen 
die Verwaltungsgrenzen der Träger Uberschreitenden Einzugsbereich hat, und die durch den 
Bildungsprozeß vermittelten Qualifikationen räumlich mobil sind (HIRSCH and MORTON, 21). 

Die Breitenwirkung kann fUr den Bereich der von den Kommunen getätigten Bildungsinvesti
tionen zu Fehlentscheidungen fUhren. "Das Argument ist plausibel: Da die Wirkungen staat
licher Investitionsausgaben sich praktisch nie auf jenen geographischen Bereich beschränken, 
in dem sie de facto getätigt werden, ist mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
auszuschl ießen, daß die Summe regionalspezifischer optimaler (zentraI staatl ich unbeschränk
ter) Lösungen mit dem gesamtwirtschaftlichen Optimum identisch ist" (RAMSER, 30). In die
sem Zusammenhang werden zwei Thesen vertreten: WEISBROD (37) ist der Auffassung, daß 
föderalistische Entscheidungen zu einer Unterversorgung im Bildungsangebot fUhren, während 
RAMSER (30) eine tendenzielle Überversorgung bei dezentraler Planung der Infrastrukturaus
gaben ableitet. Beide Thesen bestehen je nach Verhaltensannahmen der regionalen Entschei
dungsträger zu Recht. 

Wenn die kommunalen bildungspolitischen Entscheidungsträger nach dem Kriterium der regio
nalen Wohlfahrtsmaximierung entscheiden, dann werden die Regionen, deren Bildungsange
bot Uberwiegend fUr Räume außerhalb der Verwaltungsgrenzen nutzbar gemacht wird, ihre 
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bildungspolitischen Anstrengungen minimieren, die Bildungsausgaben niedrig halten und ver
suchen, die Finanzierung einem anderen Träger zu Ubertragen (WEISBROD, 37). Die Bil
dungsinvestitionen haben in diesem Fall in dem Raum, in dem sie getätigt wurden, einen 
wachstumshemmenden Effekt, da die Mittel nicht in anderen stimulierenden Infrastrukturbe
reichen eingesetzt werden konnten (MÜLLER, 26). Die Kommunen, die aus den Bildungsin
vestitlonen anderer Räume Vorteile ziehen, neigen vielleicht dazu, ihre Bildungsanstrengun
gen ebenfalls zu reduzieren, da sie trotzdem zu Nutznießern der externen Vorteile der Bil
dung werden. Sind diese Verhaltensannahmen realisitisch, so beeinflußt die Breitenwirkung 
des Bildungsangebots die bildungspolitischen Entscheidungen der Kommunen negativ. Das Bil
dungsangebot wird nicht entsprechend den bildungspolitischen Zielen ausgestattet. 

Nimmt man aber an, daß die Finanzierung keine restriktive Wirkung hat, da die kommunalen 
Entscheidungsträger entweder ausreichende Einnahmekompetenzen besitzen, oder ihnen in 
ausreichendem iitaße Kredite zur VerfUgung stehen, und daß durch zusätzl iche Bildungsinvesti
tionen die Attraktivität des Raumes erhöht werden soll, dann liegt es nahe, eine "gegenseiti
ge Eskalation der Infrastrukturausgaben zu vermuten, da offensichtl ich durch Erhöhung der 
Infrastrukturausgaben beim Nachbar eigene Erhöhungen provoziert werden, will man nicht Ge
fahr ICllufen, private Investoren an andere Regionen zu verlieren" (RAMSER, 30). Die Annahme 
von ul'lbeschränkten Finanzierungsmöglichkeiten ist fUr ländliche Räume wenig realitätsnah. 
Die Abwerbungsmotivation trifft sicher fUr einige Verdichtungsräume als Ve rha I tensannahme zu. 
Unter ökonomischen Aspekten, wenn in das Kaikul der Entscheidungsträger die Breitenwirkungen 
des Bildungsangebots eingehen, scheint deshalb eine Tendenz zur Unterversorgung im ländlichen 
Raum begrUndet zu sein. 

4.3 Die Rolle der Kommunen bei der Bildungsplanung 

Geht man von der Kompetenz- und Finanzverteilung aus und unterstellt das beschriebene Ent
scheidungsverhalten der kommunalen Entscheidungsträger, dann ergeben sich erhebliche Schwie
rigkeiten bei der Realisierung der Reformvorstellungen. Auch wenn die Kommunen mit weniger 
als einem Drittel an den Bildungsausgaben beteil igt sind, so darf ihre Rolle bei der Durchfuh
rung von Reformen nicht unterschätzt werden. Die Kommunen sind die Träger der schulischen 
Einrichtungen und entscheiden uber den Bau, die Erweiterung oder die Schließung von Schulen. 
Durch die unmittelbare Beruhrung kennen die unteren Verwaltungsbehörden die Verhaltensweise 
und die Bildungsbereitschaft der Bevölkerung, können sie fUr die Planung antizipieren oder 
versuchen, sie zu beeinflussen. 

Die hierarchische Struktur der Schulverwaltung und die Bindung der Schul träger an die Schul
gesetze ist zwar eine gute organisatorische Voraussetzung fUr die Durchsetzung bildungspol i
tischer Ziele, aber es fehlt der zentralen Entscheidungsinstanz in den Bundesländern an Infor
mationen, die eine Auswahl und Intensitätsbestimmung der Maßnahmen entsprechend der sozio
ökonomischen Struktur des jeweiligen Raumes ermöglichen. Ohne eine solche Differenzierung 
der bildungspolitischen iitaßnahmen lassen sich Reformen nicht realisieren. Die Verhaltenswei
sen und Reaktionen sind von Raum zu Raum so unterschiedlich, daß die einheitliche Durchfuh
rung eines Programmes zu unterschiedl ichen Erfolgen fuhren muß. Nur die Kommunen haben 
wegen ihrer Unmittelbarkeit zur Bevölkerung und der Überschaubarkeit des Verwaltungsraumes 
die fUr die Differenzierung notwendigen Kenntnisse. Den Kommunen fehlt es jedoch an geeig
netem Personal, das diese Kenntnisse in eine zielwirksame Bildungsplanung umsetzen könnte. 
Eine dezentralisierte Planung bei den Kommunen ist aber nicht sinnvoll, da die zufällig ge
steckten Verwaltungsgrenzen in der Regel nicht mit der organisch gewachsenen Raumeinheit 
ubereinstimmen, und eine "Kirchturmpolitik" gefördert werden wUrde, die sich fUr das gesamte 
Bildungswesen nachteilig auswirkte. Deshalb sollte versucht werden, eine größere Durchlässig
keit der Informationen von den Schulträgern und unteren Schulverwaltungsbehörden an die 
Kultusministerien zu erreichen. Die Bildungsplanung sollte davon abgehen, Programme fUr ein 
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Bundesland zu entwickeln, sondern versuchen, die Programme auf homogenere Raumeinheiten 
zu regionalisieren. Bei der Planung sollten die zuständigen Gebietskörperschaften sowie die 
im Bildungswesen mitwirkenden Gruppen beteiligt werden, um die bildungspolitischen MJß
nahmen an die Besonderheiten des Planungsraumes anzupassen. 

Eine Regional isierung der Programme allein wUrde noch nicht zu dem gewunschten Erfolg 
fuhren. Es mUßte eine weitgehende Unabhängigkeit der Bildungsentscheidungen von den Ge
meindefinanzhaushalten erreicht werden. Die Länder mUßten ihren Anteil an den Bildungsaus
gaben erhöhen. Diese Änderung der Finanzverteilung fuhrt zu einer weiteren Zentralisierung, 
die durch die Regel, "wer finanziert, der entscheidet auch", gestUtzt wird. Die Nachteile 
einer weiteren Zentralisierung, die ein Grund fUr das Bildungsgefälle ist, wUrden aber durch 
eine Beteil igung der Gebietskörperschaften und der im Bildungswesen mitwirkenden Gruppen 
am Planungs- und Entscheidungsprozeß ausgeglichen werden. 

1. Die Bildungspolitik wird als ein wichtiges Instrument zur Entwicklungs- und Mobilitäts
förderung im ländlichen Raum angesehen. Diese Aufgabe hat das Bildungswesen in fast allen 
ländlichen Gebieten kaum erfullt. Es besteht eine erhebliche Skepsis, daß die Bildungspolitik 
in Zukunft den Anforderungen gerecht werden kann. 

2. Das Bildungsangebot im ländlichen Raum ist in den letzten Jahren erweitert worden. Von 
einer Erfüllung bildungspolitischer Ziele ist man jedoch noch weit entfernt. Eine Reihe von 
Faktoren, die die gesell schaf tl iche und wirtschaftl iche Struktur des ländl ichen Raumes bestim
men und außerhalb des Aktionsfeldes der Bildungspolitik liegen, verhindern eine Veränderung 
des Bildungsverhaltens. Der Wert der Bildung wird von einem großen Teil der ländlichen Be
völkerung immer noch gering geschätzt. 

3. Die bisherige Bildungspolitik kann nicht als ein wirksames Instrument zur Mobilitätsförde
rung im ländlichen Raum angesehen werden, weil 
- die Bildungsziele und -inhalte zu starr auf bestimmte Arbeitsfunktionen ausgerichtet sind, 

die Arbeitsfunktionen sich schneller ändern als das Curriculum, 
die aus pädagogischen Gründen erforderliche Konzentration des Bildungsangebots wegen 
der demographischen und infrastrukturellen Verhältnisse im ländlichen Raum auf Schwierig
keiten stößt, die nur mit erheblichen finanziellem Aufwand gelöst werden können, 
die Breitenwirkung der Bildungsinvestitionen die kommunalen Entscheidungsträger zu einer 
tendenziellen Unterversorgung des Bildungsangebots veranlaßt, 
die Bildungsbereitschaft der Bevölkerung aufgrund exogener Faktoren zum Teil gering ist. 

4. Die Bildungspolitik kann ein Instrument zur Mobilitätsförderung im ländlichen Raum wer
den, wenn die organisatorischen und curricularen Reformen realisiert sind, und eine mit den 
Ballungsräumen und anderen sozialen Schichten vergleichbare Bildungsbeteiligung im ländli
chen Raum erreicht werden kann. Dazu ist erforderlich, daß 
- die Curriculumforschung und Modellversuche intensiviert werden, 
- die Bildungsprogramme der Länder auf homogene re Raumeinheiten, die mehrere Kreise um-

fassen, regionalisiert werden, 
- die Kommunen und die im Bildungswesen beteiligten Gruppen stärker an der Bildungsplanung 

beteiligt werden, 
- die Bildungsentscheidungen von den Gemeindefinanzen weitgehend unabhängig werden. 
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Korreferat 

von GUn t e r M U I I er, MUnster 

Mobilität der Produktionsfaktoren ist eine wesentliche Grundlage wirtschaftlichen Wachstums. 
Zwischen dem Grad der Leistungsfähigkeit einer Volkswirtschaft und der Mobil ität der Produk
tionsfaktoren bestehen im gleichen Maße Abhängigkeiten wie zwischen der Leistungsföhigkeit 
einzelner Wirtschaftsbereiche und der jeweil igen Faktormobil itöt. 

Die Landwirtschaft gehört in allen Volkswirtschaften zu den Bereichen mit relativ geringer Fak
tormobil ität. Die Ursache hierfur liegt im wesentl ichen in der Bindung der Arbeitskröfte an 
selbstbewirtschaftetes Bodeneigentum und an immobiles Betriebskapital, wie Gebäude, das 
nicht anderweitig zu nutzen ist. Die Mehrzahl aller landwirtschaftl ichen Arbeitskräfte besitzt 
Wohneigentum, das an den Betrieb gebunden ist, hierdurch wird ihre Mobilität zusötzlich ein
geschrönkt. Die relativ geringe Faktormobilitöt in der Landwirtschaft ist deshalb eine komplexe 
Erscheinung. 

Wenn heute eine höhere Mobilität gefordert wird, so ist dies die Folge der Integration der 
Landwirtschaft in die dynamische I ndustriegesell schaft • Damit werden Wertvorstellungen, die 
uber Jahrhunderte das Denken der landwirtschaftl ichen Bevölkerung bestimmt haben, zumin
dest in Frage gestellt, zum Teil sogar aufgehoben. Hier sei lediglich an die beiden Thesen: 
"Bauernland in Bauernhand" sowie an die Forderung nach "geschlossener HofUbergabe" im 
ErbfCII11 erinnert, die auch gegenwärtig noch uber gUltige Rechtsnormen die Faktormobilität 
inne!rhalb der Landwirtschaft beeinflussen. 

Die Mobilitöt von landwirtschaftlichen Arbeitskräften und Baden wird in der Bundesrepublik 
ebenso wie in anderen Industrielöndern seit einigen Jahren durch direkte und indirekte Maß
nahmen gefördert. Neben sozialpolitischen Zielen geht es dabei vor allem um die Verbesse
rung der Einkommen landwirtschaftlicher Erwerbspersonen. 

Die Förderung der Mobilität dient jedoch nicht nur der Landwirtschaft direkt, sondern durch 
Freisetzung von Arbeitskräften und Boden auch dem gesamtwirtschaftlichen Wachstum. Durch 
verb,esserte Mobilitöt werden auch Einkommensunterschiede innerhalb der Gesamtwirtschaft 
abgemildert. Der Einsatz öffentl icher Mittel fUr diesen Zweck wird dadurch gerechtfertigt. 

1. Die die Bodenmobil ität fördernden Maßnahmen in der Bundesrepubl ik haben Lipinsky 
und Pook (2) analysiert. Der quantitative Effekt der bisher durchgefUhrten Maßnahmen ist rela
tiv gering, wenn man ihn an dem Ziel mißt, fUr die Landwirtschaft Einkommensverbesserungen 
zu eneichen, die denen in der gesamten Volkswirtschaft entsprechen. Er ist auch dann nicht 
Uberwöltigend, wenn er mit der eigenständigen Mobilität des Bodens verglichen wird, die sich 
ohne Förderung vollzogen hat. Trotzdem verdienen alle Maßnahmen, mit denen heute die Mo
bilität von Arbeitskräften und Boden verbessert wird, im Rahmen der Strukturverbesserung be
sondere Beachtung. 

Das Ausmaß der Bodenmobilität, ohne Auswirkung gezielter Förderungsmaßnahmen, zeigen die 
Ergebnisse einer Untersuchung, die im Jahre 1970 in allen Betrieben Uber 5 ha LN in West
falen-Lippe durchgefUhrt wurde (vgl. Übersicht 1). Hiernach hat in den 5 Jahren, von 1965-
1969, jeder 4. Vollerwerbsbetrieb Flächen zugepachtet und jeder 15. Vollerwerbsbetrieb Flä
chen zugekauft • Die durchschnittl iche Aufstockung in den Voll erwerbsbetrieben, die sich ver
größerten, hat in dieser Zeit 5 ha pro Betrieb betragen. Insgesamt haben 40 000 ha, d.s. 4 % 
der ~esamten Nutzfläche, durch Pacht und 7 000 ha, d.s. 0,7 %, durch Kauf ohne Förderung 
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Übersicht 1: FICichenaufstockung in 54 500 landw. Betrieben mit mehr als 5 ha LN in Westfalen-Lippe, 1965 - 1969 

Vollerwerbs- Übergangs- Zuerwerbs- Nebenerwerbs- insgesamt 
betriebe betriebe betriebe betriebe 

Durch Zukauf: 

Anzahl der Betriebe 637 1 312 116 251 2 316 
v. H. aller Betriebe 5,0 4,2 5,3 2,4 4,2 
ha LN 2477 3 344 286 637 6744 

Durch Zupacht: 

Anzahl der Betriebe 2 560 6 773 471 1 244 11 048 
v.H. aller Betriebe 22,9 21,9 21,6 12,1 20,2 
ha LN 14 977 20 427 1 399 3 312 40 115 

Durch Zukauf und Zu pacht: 

Anzahl der Betri ebe 3 197 8 085 587 1 495 13 364 
v. H. aller Betri ebe 28,6 26,2 26,9 14,5 24,5 
ha LN 17 454 23 771 1 685 3 949 46 859 

Durchschnittl iche Aufstockung: 

ha/Betrieb 5 2 2 2 3,5 

Quelle: Ergebnisse der sozial ökonom ischen Betriebserhebung 1969 der Landwirtschaftskammer Westfalen-Lippe. 



den Besitzer gewechselt. Diese Daten zeigen, daß die Bodenbewegung im wesentl ichen Uber 
Pach~ abltiuft und daß dem Eigentumswechsel am Boden in diesem Zusammenhang nur geringe 
Bedeutung zukommt. Förderungsmaßnahmen sind immer dann besonders effizient, wenn sie in 
die gleiche Richtung vorhandener Entwicklungstendenzen wirken; die Förderung der Pacht 
stellt deshalb eine folgerichtige agrarpolitische Entscheidung dar. 

leider sind die zustitzlich mobilisierenden Wirkungen von Verpachtungsprtimie und landab
gaberente noch nicht exakt meßbar, weil innerhalb dieser Aktionen auch Ftille erfaßt wurden, 
die dhne zustitzliche Förderung ebenfalls abgewickelt worden wtiren. Die Förderung durch 
landabgaberente ist zudem erst 1971 richtig angelaufen. Allein im 1. Halbjahr 1971 wurden 
22500 ha mobilisiert. Die strukturverbessemde Wirkung wird jedoch dadurch eingeschrtinkt, 
daß etwa die Htllfte der mobil isierten Fltichen in Betriebe ging, die nur begrenzt entwicklungs
ftihig sind. 35 % der abgegebenen Nutzfltiche ging in Betriebe mit weniger als 10 ha lN und 
durfte hier sogar zu einer Stabilisierung der bestehenden Struktur beitragen. 

Der freiwillige landtausch wird seit 1960 gefördert. In den 10 Jahren, von 1960 - 1969, wur
den Im Rahmen dieser Aktion insgesamt 30 000 ha im Bundesgebiet getauscht. Das waren pro 
Jahr weniger als 0,3 %0 der Gesamtfltlche. Auch diese Aktion hat nicht die Erwartungen er
fUllt, die in sie gesetzt wurden. 

Am effizientesten von allen Maßnahmen zur Förderung der Bodenmobilitöt war die Förderung 
der langfristigen Verpachtung durch Bundesmittel. Mit dem relativ geringen Aufwand von 
500,-- DM je ha lN konnten im Bundesgebiet in den Jahren 1969 und 1970 43 447 ha mobi
lisiert werden. Die land aufnehmenden Betriebe waren in Nordrhein-Westfalen im Durch
schnitt 24,4 ha groß und konnten um rund 4 ha aufgestockt werden. 

2. Die Mobilittlt von Arbeit und Boden ist, wie einleitend bereits angedeutet, nicht von jeher 
positiv bewertet worden. Zeiten, in denen Immobilittlt aus Ubergeordneten gesellschaftspoliti
schen Motiven höher bewertet wurde, liegen noch nicht lange zurUck. Das Erbhofrecht lief 
erst 'for zweieinhalb Jahrzehnten aus. Auch heute gibt es im deutschen Agrarrecht noch eine 
Reihe von Rechtsnormen, die mobilittltshemmend wirken. Hier sei vor allem an das Höferecht 
in den norddeutschen ltlndem und an das GrundstUckverkehrsgesetz erinnert. lipinsky hat da
rauf hingewiesen, daß der Bodenbesitzwechsel im allgemeinen eng mit dem Generationswechsel 
verknupft ist. Das Höferecht hebt nun in den norddeutschen ltlndern mobilitHtsfördemde Impulse, 
die beim Generationswechsel zwangslHufig entstehen, weitgehend auf. Da die weichenden 
Erben 15 Jahre nach der HofUbergabe gegenUber dem Hoferben einen AbfindungsergHnzungsan
spruch haben, wenn Teile des Hofes verHußert werden, wird praktisch fUr diese Zeit die Boden
mobinttlt außerordentlich eingeschrHnkt. Daß die Höfeordnung ihrem Wesen nach mobilittlts
fein~lich ist, zeigt ein Zitat aus dem heute noch am meisten benutzten Kommentar zum Höfe
recht (3) aus dem Jahre 1966. Hier heißt es: "Ebensowenig wie es dem HofeigentUmer gestattet 
ist, zu seinen lebzeiten den Hof an eine wirtschaftsunftlhige Person, eine juristische Person 
oder an mehrere Personen zu vertlußem, selbst wenn er keine hoferbenberechtigten Verwandten 
hat, 'ebensowenig ist ihm auch eine entsprechende VerfUgung von Todes wegen erlaubt." 

Das GrundstUckverkehrsgesetz hat die Aufgabe, die Agrarstruktur zu verbessern und agrarstruk
tursc~tldigende EinflUsse durch Nichtlandwirte von der landwirtschaft fernzuhalten. Es sieht 
desh Ib eine Genehmigungspflicht des gesamten Verkehrs mit landwirtschaftlichem Grund und 
Bode vor. Die Genehmigung wird versagt, wenn es durch die VerHußerung zu einer ungesun
den 80denverteilung kommt, oder wenn durch die Vertlußerung das GrundstUck oder der Betrieb 
unwirtschaftlich verkleinert oder aufgeteilt wird, oder wenn ein großes Preismißverhtlltnis be
steht. "Ungesunde Bodenverteilung" liegt nach allgemei.ner Rechtssprechung dann vor, wenn 
ein Nichtland- oder -forstwirt ein land- oder forstwirtschaftliches GrundstUck erwirbt, gleich
zeit.iß a~er auch ein hauptberuflicher land- oder Forstwirt am Erwerb dieses GrundstUcks inte
resslfrt ISt. 
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Das Grundstückverkehrsgesetz hemmt so durch die Genehmigungspfl icht den Veräußerungs
ablauf. So werden einerseits Landwirte abgehalten, sich um potente Käufer im außerlandwirt
schaftlichen Bereich zu bemühen und andererseits diese potenten Käufer von einer Geldanlage 
in land- und forstwirtschaftlichen Flächen abgeschreckt. Das Genehmigungserfordernis 
schränkt automatisch Angebot und Nachfrage und damit auch die Mobilität ein. 

Die durch das Grundstückverkehrsgesetz eingeschränkte Nachfrage nach landwirtschaftl icher 
Nutzfläche behindert die Entwicklung landwirtschaftlicher Betriebe auch noch unter einem 
anderen Aspekt. Für landwirtschaftliche Nutzflächen werden in der Bundesrepublik durchweg 
Preise gezahlt, die deutlich über den Ertragswerten liegen, in Nähe der Ballungsgebiete oft 
ein Vielfaches davon. 

Im Boden stecken so in allen Betrieben, die als Eigentum bewirtschaftet werden, erhebliche 
stille Reserven, die einkommensunwirksam sind. Werden diese Reserven durch Verkauf akti
viert, so könnten sie zur Ablösung von hochverzinslichem Fremdkapital, zur Vermehrung von 
ertragswirksamem Umlaufkapital oder zur Verbesserung der Liquidität verwendet werden. 
Das Grundstückverkehrsgesetz begrenzt den Kreis der Nachfrager und drückt damit die Preise; 
es beeinträchtigt so die innerbetriebi iche Kapitalstruktur und hemmt damit die betriebl iche 
Expansion. 

3. In vielen nicht entwicklungsfähigen landwirtschaftlichen Betrieben haben die Betriebsin
haber ein Alter erreicht, das den Übergang in andere Berufe erschwert oder unmöglich macht. 
Im allgemeinen sind in diesen Betrieben auch Gebtiudekapazittiten vorhanden, die einerseits 
nicht verbraucht sind und die andererseits auch nicht anderweitig verwendet werden können. 
Vielfach treffen alle Tatbesttinde zusammen. Die Restkapazittiten von Arbeit, Wirtschaftsge
btiuden und Wohnhaus können nur dann sinnvoll genutzt werden, wenn auch die verfügbare 
Nutzfltiche zumindest in gleicher Größe weiter genutzt wird. Zum Teil kann es sogar von 
der betrieblichen Situation her zweckmtißig sein, noch Flächen zustitzlich zuzupachten. 

Die Praxis reagiert dementsprechend. Nicht nur entwicklungsftihige Betriebe treten am Boden
markt als Ptichter oder Käufer auf sondern im gleichen tv1aße nichtentwicklungsftihige Betriebe 
ebenso wie Zu- und Nebenerwerbslandwirte. Nach der eingangs zitierten Betriebserhebung 
in Westfalen-Lippe sind die von 1965 - 1969 verpachteten Fltichen nur zu 37 % von Voller
werbsbetrieben gepachtet worden, etwa die Htilfte der Pachtfltichen sind von Übergangsbe
trieben aufgenommen worden, die aller Voraussicht nach in absehbarer Zeit selbst aufgeben 
werden. Der Rest der Fltichen wurde von Nebenerwerbs- und Zuerwerbsbetrieben erpachtet. 

4. Ein besonderes Problem fast aller tv1aßnahmen, mit denen die Mobilittit von Boden oder 
Arbeitskrtiften gefördert wird, liegt darin, daß diese auch in Regionen wirken, in denen kaum 
noch Nachfrage nach dem mobilisierten Boden besteht, oder in denen Abwanderungen die ge
samte Infrastruktur schtidigen. So werden gegenwtirtig auch bereits wieder Vorbereitungen ge
troffen, unter Einsatz öffentl icher Mittel in solchen Gebieten Auffangbetriebe zu errichten, 
durch die einerseits der Boden an Arbeitskrtifte und diese damit in bestimmten Regionen gebun
den werden sollen. Zur gleichen Zeit, in der die Mobilittit von Boden und Arbeitskräften mit 
öffentlichen Mitteln gefördert wird, wird dann unter besonderen Voraussetzungen auch die 
Immobilittit gefördert. 

5. Auf die engen Zusammenhänge zwischen Bildungsniveau und Mobilittit der Arbeitskrtifte 
hat vor allem Brinkmann (1) hingewiesen. Das Bildungsangebot ist in ltindlichen Räumen in 
der Regel seit jeher schlechter als in Verdichtungsgebieten. Ob man daraus jedoch auch eine 
geringere Bildungsbereitschaft ableiten kann, scheint recht fragwürdig. Wenn Brinkmann von 
einer mehrfach nachgewiesenen geringen Bereitschaft der landwirtschaftl ichen Arbeitskrtifte 
zur beruflichen Fortbildung bzw. Umschulung spricht, dann scheinen zumindest diese Feststel
lungen nicht hinreichend bewiesen zu sein, da die verwendeten tv1aßsttibe nicht zutreffen. 
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Übersicht 2: Fortbildung für Landwirte im Bereich der Landwirtschaftskammer 
Westfalen-Lippe, 1.4.1970 - 31.3.1971 

Art der Fortbildung Zahl der Teilnehmer 

1 • Fachl iche Fortbildung, davon: 
MehrtClgige LehrgClnge 
(in der Mehrzahl 3 - 13 Tage) 

187 LehrgClnge 4400 

Ei ntClgige Fortb ildungsveranstal tungen 

83 Veranstaltungen 7 139 

2. Allgemeinbildende Veranstaltungen in 
Landvolkshochschulen, davon: 
MehrtClgige LehrgClnge ( 3 Tage bis 6 Wochen) 

26 LehrgClnge 872 

Ein- bis zweitClgige Veranstaltungen 

21 LehrgClnge 500 

Zur quantitativen Beurteilung der Umschulungsbereitschaft können wohl überhaupt nur Berufs
gruppen verglichen werden, die im Rahmen der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung schrumpfen. 
Auf der anderen Seite ist in der von Brinkmann erfaßten Fortbildung landwirtschaftl icher Ar
beitskrClfte nicht die berufl iche Fortbildung innerhalb der Landwirtschaft erfaßt. Allein im ab
gelaufenen Jahr haben im Gebiet der Landwirtschaftskammer Westfalen-Lippe 4.400 junge 
Landwirte an mehrtClgigen fachlichen Fortbildungsveranstaltungen teilgenommen. An eintClgigen 
fachl i;chen Fortbildungsveranstal tungen nahmen 7.139 Personen teil. Da sich an den mehrtClgi
gen Fortbildungsseminaren überwiegend jüngere Landwirte betei I igen, kann aus diesen Kreisen 
mit einer Beteiligung von 20 - 30 % je Jahr gerechnet werden. 

Durch berufliche Fortbildung wird die MobilitClt der ArbeitskrClfte jedoch wenigstens im gleichen 
Maße! gefördert wie durch allgemeinbildende Fortbildung. Vielfach ist sie die Voraussetzung für 
weitere Schritte, da sie den jungen Landwirten erst einen vertieften Einbl ick in ihren Betrieb 
und in die Möglichkeiten der betrieblichen Entwicklung vermittelt. Wenn sich so auf Grund 
berufHcher Fortbildung die Erkenntnis durchsetzt, daß der eigene Betrieb nicht entwicklungs
fClhigist, so kann darin die Grundlage für die Aufgabe des Betriebes liegen, die dann gleich
zeitig Boden und ArbeitskrClfte freisetzt. 

An außerberuflicher Fortbildung in den Landvolkshochschulen haben sich in Westfalen-Lippe 
im letzten Jahr 1.372 Personen an mehrtClgigen LehrgClngen beteiligt. Die Bildungsbereitschaft 
der ICindlichen Bevölkerung scheint zumindest in den letzten Jahren sehr groß zu sein, nachdem 
ein entsprechendes Angebot bereitgestellt wurde. Die von Brinkmann angegebenen Zahlen über 
Fortbildung landwirtschaftlicher Erwerbspersonen gelten nur für die von der Bundesanstalt für 
Arbeit geförderten Maßnahmen, die aus der Landwirtschaft nur einen Bruchteil der Gesamtfort
bildung umfassen. 

Die v6n Brinkmann angefUhrte schlechte Fachausbildung von Landwirten basiert auf Erhebungen 
aus 1964. Sie ist in den letzten Jahren wesentlich verbessert worden und stellt sich dann posi
tiver par, wenn man nur die Betriebe mit mehr als 5 ha LN berUcksichtigt und dann noch die 
Volleirwerbsbetriebe gesondert betrachtet. Nach der sozial ökonomischen Betriebserhebung in 

375 



Westfalen-Lippe aus dem Jahr 1970 (vgl. Übersicht 3) verfUgen 61,6 % aller Hoferben uber 
eine landwirtschaftliche Ausbildung (mindestens Fachschule oder GehilfenprUfung), bei den 
Vollerwerbsbetrieben sind es 91,5 %, bei den Übergangsbetrieben noch 60 % der Hoferben. 

In wie starkem Maße das Bildungsangebot die Mobilität der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte 
beeinflußt, zeigen Ergebnisse der Umschulungsberatung des Arbeitsamtes MUnster, das zwar 
in einer Region mit Uberdurchschnittl ich guter Agrarstruktur I iegt, in dem aber ein Bildungs
angebot bereitsteht, wie sonst nur an wenigen Orten. In den letzten zwei Jahren wurden 133 
landwirtschaftliche Erwerbspersonen aus zwei Landkreisen (MUnster und Warendorf) beraten. 
Nur 28 % der Personen kam aus Betrieben unter 10 ha LN, 41 % aus Betrieben mit 10 - 20 ha, 
31 % aus Betrieben mit mehr als 30 ha LN. Von denen, die ihre Umschulung inzwischen abge
schlossen haben, ging etwa die Hälfte in kaufmännische Berufe, der Rest in Handwerk und 
Industrie. Etwa ein FUnftel aller Umschul er, vor allem jUngere Jahrgänge, traten Uber den 
2. Bildungsweg wieder in eine weiterfuhrende Ausbildung, zum Teil sogar in das Studium ein. 

Übersicht 3: Fach- und Schulausbildung der Hoferben in Westfalen-Lippe 

Voll erwerbs- Übergangs- Zu erwerbs- Nebenerwerbs- insge-
betriebe betriebe betriebe betriebe samt 

Hoferben 8784 23 516 1 696 7 681 41 677 

Betriebe mit 
Hoferben in 78 76 77 74 76 
v. H • d • Betr. 

davon land-
wirtschaftl. 8 038 15 522 699 1 406 25 673 
Ausbildg. 1) 

v.H. aller 
91,5 66,0 41,0 18,3 61,6 Hoferben 

1) GehilfenprUfung oder landw. Fachschule. 

Quelle: Sozial ökonomische Betriebserhebung 1969/70 der Landw.-Kammer Westfalen-Lippe. 

Die wirkungsvollsten Förderungsmaßnahmen fUr die Verbesserung der Mobilität von Arbeits
kräften und damit auch des Bodens scheinen somit in einer qualitativen und quantitativen Ver
besserung des Bildungsangebotes im ländlichen Raum zu liegen. Das Bildungsangebot muß hier 
jedoch an die konkreten Einzelinteressen der verschiedenen Gruppen, vor allem der Landbe
völkerung, angepaßt werden. Das setzt voraus, daß die lehr- und Arbeitsmethoden die Vor
bildung der Teilnehmer berUcksichtigen. 

Daneben erscheint besonders fUr den ländlichen Raum der Ausbau eines Beratungssystems zur 
besseren Information der Bevölkerung uber Sinn und Erfolgsaussichten von Weiterbildungsmaß
nahmen notwendig. 

Institutionen in Bildungssystemen ländl icher Räume stellen somit die wesentl ichste Förderung 
der Mobilität von Arbeitskräften und Boden dar. Sie wirken im allgemeinen jedoch nur mittel
oder langfristig. Alle direkten Förderungsmaßnahmen wie landabgaberente oder Verpachtungs-
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prämie, die kurzfristig die Faktormobilität in der Landwirtschaft fördern, sollten deshalb 
fortgefUhrt werden, auch dann, wenn durch diese Aktionen, die Lipinsky nachgewiesen hat, 
nur zum Teil strukturverbessernde Ergebnisse erzielt werden. 
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DISKUSSION l} 

Riemann (Göttingen) eröffnet die Diskussion und schlögt vor, das Referat von Lipinsky zuerst zu be
handeln. Er stellt die Frage: Ist es Uberhaupt sinnvoll, die Bodenmobilitöt durch öffentliche Mit
tel Zl/ fördern, und zwar in struktureller Absicht; ist es vertretbar, privilegierten Bodeneigen
tUme~n öffentl iche Förderungsmittel zufl ießen zu lassen, nur weil sie Boden, den sie vielleicht 
gar nicht mehr benötigen, anderen zur VerfUgung stellen? Riemanns zweite Frage lautet: 
Haben wir aus strukturpolitischen GrUnden die erste Frage bejaht, mUssen wir dann auch gene
relle Förderungen gutheißen, i.e. sollen wir auch Flöchen in nachfragearmen Gebieten mobi
lisieren, in denen wahrscheinlich "Ubermorgen" keine Landwirtschaft mehr betrieben wird? 
MUller (MUnster) habe darauf hingewiesen, daß in solchen Gebieten nun mit neuerlichen Förde
rungsmitteln "Landauffangbetriebe" eingerichtet werden sollen. 

Vogel (DUsseldorf-Nord) wirft ein, daß der Geldgeber das Recht habe, bestimmte Auflagen -
wie Clgrar- und strukturpolitische Zielsetzungen - zu machen, wenn sozialpolitische Förderungs
angebote real isiert werden sollen. Dies sei zum Tei I geschehen. Weiter sagt er, daß im Kata
log lipinskys die Strukturwirkungen fehlen, "weil viel zu jung", die entstanden seien aus den 
Nachversicherungsmögl ichkeiten des einzelbetriebl ichen Förderungs- und Ergönzungsgesetzes 
vom 1.1.1971. 

GrUneisen (Bonn) prözisiert die erste Frage Riemanns, indem er das Problem aufwirft, ob es 
sinnv,oll sei, mit Hilfe des Einsatzes öffentlicher Mittel ein nicht vermehrbares Gut einer immer 
kleiner werdenden Gruppe zuzufUhren; dies tröfe jedenfalls beim EigentumsUbergang und bei 
langfristigen Pachtvertrögen zu. 

Ob man damit wohl die notwendigen "Struktureffekte" erziele? Göbe es nicht noch andere 
Lösungen, den Kapitaleinsatz zu rationalisieren, besser zu gestalten, mit vernUnftigen Ein
heiten auf die Flöchen zu gehen, ohne einer immer kleiner werdenden Gruppe von Landwirten 
immer mehr Land in die Hand zu geben? 

Gocht (Bonn) weist darauf hin, daß sowohl die Landabgaberente als auch die Landabgabe-
prämie als Sozialmaßnahmen mit einem strukturellen Nebeneffekt konzipiert waren. Man solle 
diese beiden Instrumente auch in den Gebieten einsetzen, in denen nicht klar sei, was mit dem 
Land geschehen solle. Im Bereich der Verwaltung Uberlege man, wie man es Landabgebern er
mögliche, diese Rente in Anspruch zu nehmen, selbst wenn sich niemand finde, der das Land 
"aufnehme". Außerdem sollte man das Land im öffentl ichen Interesse zur Umwel tverbesserung 
verwenden. Gocht ist Lipinsky (Bonn) "außerordentlich dankbar" fUr die kritische Analyse der bei
den O.g. Instrumente und fUr die Vorschläge, wie man sie noch "effizienter" gestalten könne. Er 
teilt nicht ganz dessen Schlußfolgerung auf S. 333 ff. seines Referates, wohl aber die "Denkan
stöße". Gocht kritisiert nur, daß lipinskys Verbesserungsvorschläge einen "größeren Einsatz 
von öffentlichen Mitteln fUr diese Instrumente" erfordern, denen die "schwierigen Haushalts
situationen" kaum gewachsen seien. Man mUsse die Wirkungen dieser Änderungsvorschläge auf 
den öffentlichen Haushalt klar abschätzen, auf Möglichkeiten in anderen Bereichen" hinweisen, 
kurz: Kostennutzenuberlegungen anstellen. Er regt die versammelten Wissenschaftler an, der 
VelWialtung viel mehr Informationen zu liefern. 

RiemQnn ergänzt Gocht, indem er sagt, daß seine Frage so zu verstehen war, daß 
die nIIobilitätsfördernden Maßnahmen aus sozialen GrUnden in allen Gebieten zu zahlen seien. 
Nach Lipinsky sei die Verquickung der sozialen mit den strukturellen Zielen schwierig, dessen 

l} ~ach Tonbandaufzeichnungen zusammengestellt von Dipl.-Landw. 
Göttingen, und Dr. F. RIEMANN (Diskussionsleiter), Göttingen. 

I 
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Betonung der PrClmie - öhnlich wie im Mansholt-Memorandum - sei sehr anfechtbar; fUr welche 
Gebiete solle sie gelten, welche strukturwirksamen Forderungen seilen an ihre "Inanspruch
nahme" gestellt werden? 

Darauf antwortet Lipinsky, daß es notwendig sei, die strukturpolitische und die sozialpolitische 
Zielsetzung eines Maßnahmenkomplexes klar zu unterscheiden, um damit eine grl:lßere Aus
sagekraft der einzelnen Maßnahmen zu erlangen. Die hier konzipierten Maßnahmen sollten 
Uberwiegend sozialpolitischen Zielsetzungen dienen und diese auch in den gesteckten Grenzen 
erreichen. Die strukturpolitischen Effekte seien "eigen tl ich nur ein Nebenprodukt", das mehr 
oder minder gUnstig abfalle. Wenn man sich einmal zur Förderung der Bodenmobil ität ent
schlossen habe, mUsse man mit den eingesetzten Maßnahmen die gewUnschten strukturellen Ef
fekte mit dem geringsten Aufwand erzielen können. Zu der Bemerkung Gochts bezUglich der 
haushaltspolitischen Auswirkungen sei zu sagen, daß zu hoch angesetzte Anreize gewisse Preise 
forderten; man mUsse sich Uberlegen, ob der erreichte strukturelle Effekt diese rechtfertige. 
Die sozial pol itischen Maßnahmen seilten eindeutig so ausgerichtet werden, daß sie aus dem 
Agraretat entfernt wUrden. 

GrUneisens Hinweis, ob es sinnvoll sei, "die Konzentration des Bewirtschaftungsrechtes zu 
betreiben", bleibe ohne Alternative. Denn die Tendenz gehe dahin, grl:lßere Wirtschaftsein
heiten zu schaffen, und die marktwirtschaftlichen Verhl:lltnisse seien so, daß die Bewirtschaf
tung relativ eingeengt werde. Lipinsky meint, die Agrarpolitik werde in Zukunft mehr eine 
"Bewirtschafter-Pol itik" als eine" BodeneigentUmer-Pol itik" sein. Er glaubt, daß hier eine 
Zwangssituation gegeben sei, die keine Alternative zulasse. 

Riemann weist auf den Beitrag Müllers hin, daß zum einen die Mobilitl:lt mit öffentlichen Mit
teln gefördert werde, zum anderen aber mobilitl:ltshemmende Gesetze in kraft seien, deren 
Abbau erhöhter Mobilitl:lt dienen könne. 

Schlotter (Göttingen) will die Verwendung öffentlicher Mittel zur Förderung der Bodenmobili
tät stl:lrker in die allgemeine sektorale und regionale Wirtschaftspolitik einbezogen wissen; 
diese Instrumente seien eingehender daraufhin zu untersuchen, wie sie sich in die allgemeine 
Strukturpolitik einfUgten, die seit 5 bis 6 Jahren in der BRD betrieben werde. Zur Konkreti
sierung dieses Punktes stelle er "prinzipiell" die "Agrarprämie" in Frage, ob sie in 
dieser Form sinnvoll sei, da er davon ausgehe, daß sie eigentlich eine "Abwanderungsprämie" 
und bei den Bestimmungsfaktoren der Mobil itl:lt bzw. bei den Ursachen zu geringer Mobil ität 
einer dieser Faktoren eine geringe "Arbeitsmarkttransporenz" sei. Selbst in der gewerb I ichen 
Wirtschaft hl:ltten die Arbeitskräfte eine sehr geringe Transparenz in bezug auf den Arbeits
markt; er nehme an, diese sei für die landwirtschaftlichen Arbeitskrl:lfte noch undurchll:lssi
ger. Er meine, die Chancen, außerhalb der Landwirtschaft zu arbeiten, müßten von 
"agileren Wirtschaftssubjekten" an die Landwirte herangetragen werden. Deshalb sei die Ab
wanderungsprämie an au ßerlandwirtschaftl iche Unternehmer zu zahlen, die landwirtschaftliche 
Arbeitskräfte einstellen. Das klinge vielleicht "frappierend" - Herr Lipinsky habe von 
16000 DM für eine Landabgabeprämie gesprochen, die seien für einen außerlandwirtschaft-
I ichen Unternehmer, der einen zusätzl ichen Arbeitsplatz einrichte, ein "ganz schöner Batzen". 
Schi otter gibt dafur als Voraussetzungen an: Der Betreffende muß seinen Betrieb aufgeben -
"abgesehen natürlich von 1 oder 2 ha" - und sein neuer Arbeitsplatz muß pendlerfähig sein. 
Die Prämie sollte mit den Programmen und Projekten der regionalen Wirtschaftspolitik koordi
niert werden. Wenn man noch in Rechnung stelle, daß die Ansiedlung von Gastarbeitern viel 
Geld verschlinge, müsse man "hier einen gewissen Abschlag bringen". Er sei fUr "eine gewisse 
Verzahnung" zwischen Abwanderungsprl:lmie bzw. Landabgabeprl:lmie - eventuell auch einer 
Verpachtung - und der regionalen sektoralen Wirtschaftspolitik. 

Riemann weist demgegenUber darauf hin, daß es so etwas l:Ihnliches in Form der AnlernzuschUsse 
schon gebe. Er betont die Gefahr, die durch "Hyl:lnen" des Arbeits- und regionalen Wirt
schaftsmarktes drohe. Das seien die sog. "Rucksackbetriebe", die von einem Ort zum andern 
ziehen und dort laufend Zuschüsse erhalten. 
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Burberg (Münster) unterstreicht im folgenden Lipinskys Feststellung, daß die bisherige Boden
mobilität wenig strukturwirksam und ziemlich planlos verlaufen sei im Hinblick auf strukturel
le Anpassungsnotwendigkeiten; es müsse deshalb eine Lenkung der mobilisierten Flächen erfol
gen. Das könne dadurch geschehen, daß der Boden entweder einer nichtlandwirtschaftlichen 
Verwendung zugeführt werde oder daß entwicklungsfähige Betriebe davon profitieren. 

Ganz entschieden wendet sich Schmidt (Bonn) gegen diese letzte pointierte Aussage. Entschei
dend sei nicht die Bodenmobilität, sondern der Mobilität der Arbeitskräfte komme die primäre 
Bedeutung zu. Er torpediert diese "Bewirtschafterideologie", die der Vorstellung erlegen sei, 
Boden könne nur im Vollerwerb bearbeitet werden,und verficht den Gedanken, daß Nebener
werbsbetriebe ihre volle Berechtigung haben; er könne deshalb auch nicht den o.g. Gedanken 
Schlotters zustimmen. Schmitt (Göttingen) pflichtet seinem Vorredner in etwa bei, indem er 
ebenfalls jegl ichen "Strukturfetischismus" ablehnt und Schmidts Ruf nach Arbeitsmobil ität da
hingehend ausdehnt, daß er eine Verbesserung der Einkommensverteilung für die in der Land
wirtschaft Beschäfti gten fordert. 

Stelle man den Boden nur noch wachstumsfähigen Betrieben zur Verfügung, beschwöre man eine 
Form des Dirigismus herauf, die in der Vergangenheit mit einer zu begrenzten Festlegung -
Aussiedlungsbetriebe z. B. - schon einmal zu "unglücklichen Ergebnissen" geführt habe. Das 
strukturpolitische Moment sei gegenüber dem Ziel: Verbesserung der Einkommen und der Ein
kommensverteilung nur ein Unterziel. Letzteres sei nicht charakteristisch für eine auf Einkom
mensverbesserung ausgerichtete Agra r-, Regi ona 1- und Gesamtw i rtschaftspol i tik. 

Riemenn schaltet sich ein, indem er Schmitt und Schmidt zu bedenken gibt, "daß in erster 
Linie ausgebildete, qualifizierte jüngere Landwirte den Beruf verlassen", weil sie trotz ent
wickliungsfähiger Betriebe aufgrund geringer Bodenmobilität nicht die Chance haben, ihre Be
triebe aufzustocken. Dadurch vertreibe man die entwicklungswilligen Landwirte, was Schmitt 
als nicht "so schlimm" ansieht, während Riemann befürchtet, daß durchaus wirtschaftsfähige 
Böden damit dem Verfall preisgegeben werden; er könne sich nicht vorstellen, wie die Land
wirtschaft eine angemessene Stellung im Rahmen unserer gesamten Wirtschaft einnehmen solle, 
wenn sie von relativ unqualifizierten Leuten oder "nebenher" betrieben.werde. 

Schlotter wendet sich noch einmal Schmitt zu, indem er sagt, daß er die Freiheit der Landwirte 
nicht ideologisch einschränken wolle; er gibt diesem recht, daß eine Lenkung sich erübrige, 
weil die Chance, in die nichtlandwirtschaftliche Wirtschaft überzuwechseln, viel größer wird. 

Schlotzer (Österreich) trägt dazu bei: In alpinen Gebieten hat die Nichtbewirtschaftung land
wirtsct:haftlicher Flächen echt nachteilige ästhetische (Landschaftsbild) und geographische 
(Lawlnengefahr) Wirkungen. Es sei deshalb erforderlich, eine gewisse Zahl von Vollerwerbs
betritben bestehen zu lassen. 

Vogel meint zum letzten Diskussionsbeitrag, daß man die Nebenerwerbslandwirte unbedingt 
in agrarpolitische Förderungsmaßnahmen einbeziehen müsse, wenn sich ihnen im beruflichen 
Aufstieg außerhalb der Landwirtschaft andere Möglichkeiten eröffnen. Fördere man aber Ge
meinschaftsnutzung, dann sei man auf jeden angewiesen. Er fragt: Sollen wir jene Struktur
effek~e überhaupt fördern? Was spart man an öffentlichen Förderungsmitteln, indem man sie 
einfach nicht zahlt? Durch strukturwirksame Förderungsmaßnahmen helfe man den betreffenden 
Menschen sicher besser als durch Investitionsförderungsmaßnahmen. 

Müller bekräftigt das von Vogel Gesagte und weist darauf hin, daß unter den heutigen Preis
kostenverhältnissen die Betriebe am effizientesten wirtschaften, die Ackerflächen anpachten. 
Der Effekt der Einkommensverbesserung durch Anpachtung rechtfertige die Aufwendungen für 
Ve"P?chtungsprämien. 
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Harsche (Gießen) fuhrt aus, daß sich die Kontroverse zwischen Riemann und Schmitt in der 
Praxis schnell zugunsten des letzteren löse, da aus weiten Berei chen des Rhein-tvbin-Gebie
tes bekannt sei, daß dort freiwerdende Flächen sehr schnell von effizienten Betrieben gepach
tet und mit Erfolg bewirtschaftet werden. Diese Betriebe seien nicht mehr als VolIerwerbsbe
triebe anzusprechen. Im Kreise Offenbach gebe es Betriebe in Größenordnungen, an die vor 
20 Jahren noch niemand gedacht habe, die bei guter Marktsituation auf nicht allzu ertrag -
reichen Böden sehr effizient und unter dem Aspekt des Landschaftsschutzes sehr sauber wirt
schaften. Zu dem, was Schlotter vorgeschlagen, habe er einige Bedenken, es handele sich 
da um ordnungspolitische Fragen, die schwer in den Griff zu bekommen seien. 

Fratzscher (Bonn) stellt an Lipinsky die Frage, ob man nicht an die Grenze der Wirksamkeit 
der Strukturpolitik stoße, wenn man nicht die geistige Information und das geistige Vertraut
werden mit der Notwendigkeit einer Wanderungsbewegung voraussetze. Es sei in die landwirt
schaftliche Bevölkerung hineinzutragen, daß sie dort, wo sie heute wohne, nicht stets und 
auf alle Zeiten wohnen bleiben könne, Darauf erwidert Riemann, daß er damit wieder im 
Sinne Schlotters die Maßnahmen an der landwirtschaftlichen Seite ansetze, mit einer Inter
regionalpalitik schon eine kUnftige Strukturpolitik der Landschaft vorwegnehme, die durch 
regional sehr gezielte Maßnahmen zur Förderung der Landschaft ergänzt werden mUßte. 

Schlotzer wirft ein, er habe vermißt, daß kein Wort verloren wurde daruber, daß die Frage 
der Infrastruktur immer problematischer werde, wenn bei Verbleib einiger weniger Großbe
triebe in einem Gebiet die Bevölkerungsdichte sehr stark zurUckgehe. Um die nötigen Dienst
leistungen zu erbringen, sei es sinnvoll, auch Nebenerwerbsbetriebe weiterzufuhren. Darauf 
antwortet Riemann: Was ist billiger, einige Familien Uberregional zu versorgen oder eine be
stimmte Mindestbevölkerungsdichte zu erhalten, um die Infrastruktur zu tragen? Wird diese 
Grenze unterschritten, mUssen wir uns neue Gedanken Uber die Infrastruktur und die Versor
gung in dUnnbesiedelten Räumen machen. 

Lipinsky geht auf das von Harsche o.g. Beispiel ein, indem er sagt, es deute auf die Entwick
lung eines Raumes mit sehr dichter Besiedlung, reichlicher Fruchtbarkeit, genUgender Aus
stattung mit Arbeitsplätzen hin. Die Folge sei gewesen, daß die Leute aus den zu kleinen Be
trieben abgewandert seien und Platz wurde fUr Siedlungsuntemehmen. Solche idealen Ver
hältnisse beständen aber nicht Uberall, bemerkt er zu Schmitt. Schlotters ideale Vorstellun
gen, den Untemehmem Anreize zu geben, zerstreut er mit dem Hinweis, daß diese ungem in 
bevölkerungsschwache Gebiete gingen, da dort ihre Wachstumschance sehr begrenzt sei. Die 
Probleme der Agrarstrukturpolitik mUsse man hier anders sehen als in den Gebieten, die 
gUnstige Bedingungen aufweisen. Er glaube nicht an die Dominanz einer Form der Landbewirt
schaftung, sondem daß "es ein außerordentlich buntes Gemisch geben wird". Allerdings sei 
es mögl ich, fUr einzelne Gebiete Prioritäten zu setzen. 

Aus Amerika sei bekannt, daß Leute Uber 40 zur Immobilität neigen und lieber ausharren, bis 
sie das Rentenalter erreicht haben. Erst dann stellen sie ihren Boden - weil der Anreiz jetzt 
fUr sie attraktiver geworden ist - zur VerfUgung. Weiter fUhrt Lipinsky aus: Selbst wenn wir 
den Nebenerwerbsbetrieb als Zukunftsbetrieb unterstellen, so wird doch dieser ein ganz ande
res Gewicht haben als jener der Vergangenheit; in den Vereinigten Staaten breite sich der 
Nebenerwerb auch sehr stark aus, dabei handele es sich um große Untemehmen, deren Inhaber 
ihr Haupteinkommen aus gehobenen Positionen in anderen Bereichen der Wirtschaft bezögen. 

Schmitt fuhlt sich mißverstanden und erklärt, er sei weder gegen eine Landabgaberente noch 
eine Landabgabeprämie. Er wendet sich aber entschieden gegen eine Lenkung des Bodenange
bots. Rente bzw. PrClmie sollten - "verbessert in ihren Leistungen" - gezahlt werden, die 
Grenze sollte aber höher liegen als bei 40 Jahren. 
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Referat Brinkmann 

Riemann ertlffnet die Diskussion, wobei er das ominöse Wort Brinkmanns vom sozialen Abstieg 
streif~, der zwar gegeben sei, wenn ein fruherer selbstöndiger Landwirt als ungelernte Hilfs
kraft irgendwo hingehe,aber nicht, wenn es sich um einen Angelernten handle, der relativ 
bedeutende Positionen einnehmen könne. Das Problem des sozialen Abstiegs sei eines der gra
vierendsten innerhalb des Strukturwandels und mUsse diskutiert werden. Man mUsse auch berUck
sichtigen, daß sich die soziale Situation dieser den Beruf aufgebenden Landwirte im Dorf ver
öndert habe. Zweitens sei von Brinkmann gesagt worden, daß die qualifizierten Landwirte ab
wanderten. Drittens habe dieser die konkrete Frage gestellt: Werden wir, wenn das so weiter 
geht mit dem Strukturwandel und mit der Mobilitöt der Arbeitskröfte, kUnftig genUgend Land
wirte haben? 

Vogel bezeichnet Brinkmanns erste Frage geradezu als eine ketzerische Behauptung. Denn das 
Ziel eller sozialökonomischen Beratung bestehe doch darin, diese traditionellen oder von sozia
len Gruppen aufgestellten Barrieren abzubauen. 

Die Spzialpyramide sei auf die Landwirte draufgestockt worden von Leuten, die irgendwann ein-
mal aus der Landwirtschaft gekommen seien. Heute beklage man, daß die Landwirte höngenge
blieben seien in der Verbesserung ihrer Einkommens- und sozialen Bedingungen. Wie könne man 
behaupten, wenn man aus dieser Disparitöt in die höheren Stufen der Sozial pyramide gelangen 
wolle, es sei ein Abstieg? Es Sei ihm unbegreiflich, dieses als Tatbestand hinzustellen, da es 
schon schwer genug sei, diesen Irrglauben der landwirtschaftlichen Bevölkerung auszureden. Man 
solle weder die Förderungsmittel als ein Schmerzensgeld fUr die Hinnahme dieses sozialen Abstiegs 
deklarieren noch damit alle abhöngigen Arbeitnehmer diskriminieren, als seien sie sozial bedauerns
werte Leute in sozial bedauernswerten Berufen. Er empfinde es heute jedenfalls nicht so. 

Gruber (Kiel) verneint das von Vogel Gesagte, die Landwirte befönden sich nur in den unteren 
sozialen Schichten; fUr Schleswig-Holstein gelte das nicht generell. Auf der anderen Seite be
stötiglten die darauf angesprochenen Landwirte, sinkendes Sozialprestige sei kaum ein Hinde
rungsgrund, den Beruf zu wechseln. Er habe außerdem in Schleswig-Holstein keinen signifikan
ten Unterschied zwischen Allgemeinbildung bzw. Fachausbildung und Abwanderungsbereit
schaft feststellen können. Alle fachlich und allgemein Qualifizierten wanderten nicht ab, 
worauf Riemann erwidert, daß diese Behauptung nicht aufgestellt worden sei. 

Von Spreckelsen (Kiel) bestreitet Grubers Ansicht, das Sozialprestigedenken spiele in Schi es
wig-Ittolstein keine Rolle. Ausnahmen seien nur Söhne von Betriebsinhabern mit 50 oder 100 ha, 
die z~B. Jura studieren, dann ihren Betrieb verpachten und abwandern. In den anderen Berei
chen Iherrsche sehr wohl ein Sozialprestigedenken. 

Immer (Altenkirchen) will das Problem etwas differenzierter betrachtet wissen und erinnert da
rän,daß uber der heute gutgehenden Wirtschaft nicht zu vergessen sei, daß vor 3 bis 4 Jahren 
die Anlernlinge in sömtlichen Sparten die ersten waren, die entlassen wurden. Der der Land
wirts~haft den RUcken Kehrende mUsse einen Qual ifikationsgrad erreichen, der ihm ein hohes 
Maß ~n Sicherheit gebe. Das unsicher gewordene Metier Landwirtschaft dUrfe nicht in eine 
neue ,Unsicherheit mUnden, die das Problem des Landproletariats noch verschörfe. Er erinnere 
dararl, daß gerade die Problemgebiete einem Rechts- oder Linksradikalismus leicht zugi:lnglich 
seien. 

RiemGnn wirft ein, daß es ihm um die Frage gehe, ob das Uberwechseln eines Landwirts in den 
Statu~ des Angelernten tatsöchlich ein sozialer Abstieg sei. Vogel habe das schon deutlich 
abgelehnt. Gocht warnt im folgenden davor, immer wieder das Überwechseln landwirtschaft
licher Arbeitskröfte in außerlandwirtschaftl iche Anlernberufe als sozialen Abstieg zu brand-
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marken. Er halte es auch für gefährlich, wenn Brinkmann aus seinem Vortrag folgere, bei der 
künftigen Arbeitsmarktpolitik solle versttlrkt darauf hingewiesen werden, daß die aus der Land
wirtschaft Ausscheidenden zu Facharbeitern ausgebildet werden, um dem sozialen Abstieg zu 
entgehen. Die ewigen Kassandrarufe, der soziale Abstieg lasse sich nur vermeiden, wenn das 
"Joch"einer 2- bis 3-jährigen Fachausbildung getragen werde, hielten wahrscheinlich viele 
in der Landwirtschaft, die sonst den Schritt aus ihr wagten. In Wirklichkeit seien heute in 
Industriebetrieben 2/3 der Arbeiter Angelernte, dagegen sinke der Anteil der Facharbeiter 
immer mehr. N\an könne nicht von einem sozial-wirtschaftlichen Abstieg sprechen, wenn ein 
früherer Kleinlandwirt mit einem Jahreseinkommen von ca. 6000 DM, 12 - 14-stundigem 
Arbeitstag, der niemals Urlaub hatte, jetzt in einem angelernten Beruf 10 - 15000 DM ver
diene, 3 - 4 Wochen Urlaub habe und in den Genuß eines achtstundigen Arbeitstages komme! 
"Stichprobenartige" Befragungen bei betreffenden ehemaligen Landwirten bestätigten das. 

Dagegen wendet Brinkmann ein, das gelte höchstens bei Leuten, die sich "per Selbsteinstu
fung" als Angelernte bezeichnen, in Wahrheit aber Unqualifizierte seien. Hier werteten aber 
weniger die Betroffenen selber als ihre sptlteren Kollegen, die dem "Schichtgefühl unserer 
Gesellschaft" unterlägen, dem jene wiederum nicht entkommen könnten. Noch schlimmer sei 
jedoch die gefährdete soziale Sicherheit, da nachgewiesen sei, daß ein Ungelernter leichter 
seinen Arbeitsplatz verliere und das dann als Abstieg ansehe. 

Dem letzten pflichtet Riemann bei; er weist aber darauf hin, daß das Arbeitslosengeld immer 
noch attraktiver sei als das Einkommen, welches der Betroffene früher aus seinem Kleinbe
trieb erwirtschaftet habe. Er ist der Meinung, daß das Gros der Arbeitnehmer Angelernte 
seien, die nach dem heutigen Arbeitsförderungsgesetz eine Anlernzeit absolviert haben. 
Fratzscher fügt hinzu, daß im landwirtschaftlichen Besitzstandsdenken der aus der Landwirt
schaft Ausscheidende eine soziale Einbuße erleide, wohingegen "im erwerbswirtschaftlichen 
Denken damit ein echter Aufstieg verbunden" sei. 

Für Grüneisen ist die Alternative nicht: hie Kümmerexistenz in der Landwirtschaft, hie An
lernberuf, sondern sie lautet: angelernter Beruf und Facharbeiterberuf. Wenn man den Leuten 
wirksam helfen wolle, solle man ihnen raten, einen Abschluß anzustreben, der ihnen "eine 
einigermaßen gesicherte Position" verspricht. Riemenn bestreitet das nicht, er weigert sich 
aber anzuerkennen, daß mit der Übernahme einer angelernten Position ein sozialer Abstieg 
verbunden sein solle. Harsche belegt an Beispielen, wie schichtbezogen heute noch gedacht 
wird, daß es durchaus noch zu sozialen Skandalen komme, wenn z. B. ein Landwirtssohn ein 
Arbeitermtldchen heirate. 

Harsche führt danach aus, daß in wirtschaftsschwachen Regionen in der Regel der N\ann einen 
Beruf in der gewerbi ichen Wirtschaft übernimmt und diesen für ein oder zwei Jahrzehnte mit 
landwirtschaftlicher Tätigkeit kombiniert. Im roten Vogelsberg z. B. stehen sich diese Neben
erwerbsbetriebe besser als die Vollerwerbsbetriebe, da sie die Finanzmittel für ihre Kombi
nationsbetriebe haben. Er glaube, es sei "eine Frage der Raumzeitdimensionen" , daß diese 
Probleme sich lösen. Im übrigen habe man ja das Berufsmittelförderungsgesetz, das man ent
sprechend ausschöpfen könne. 

Ri.emann leitet schließlich zu der Frage Brinkmanns über: Werden wir künftig genügend Land
wirte oder Arbeitskräfte in der Landwirtschaft haben? Die statistischen Unterlagen zeigten, 
auch 1980 seien noch 50 % der vorhandenen Landwirte in sog. nicht-entwicklungsfähigen 
Betrieben tätig - mehr als ökonomisch vertretbar seien! Wenn nicht, dann habe man immer 
noch das Reservoir der Diplomlandwirte, wirft Schmitt leicht ironisch ein. Weiter stellt 
Riemann fest, daß sich viele ausgebildete Landwirte an die Förderungsberater wendeten, 
um sich umschulen zu lassen. In etwa verbliebe nur ein Drittel der ehemaligen Landwirte in 
der Landwirtschaft. Er fragt: Werden in der Landwirtschaft noch die richtigen Leute ausgebil-
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det? Verlieren sie dadurch, wenn sie spHter abwandern, nicht Zeit? Oder kommen sie durch 
die landwirtschaftliche Ausbildung erst in den Ausbildungszug hinein und sehen dann ihre 
eigenen Chancen besser? 

Brinkmann bemerkt, daß es zu einer vernUnftigen Altersstruktur in der Landwirtschaft kommen 
mUsse, das sei auf lange Sicht ein Problem. Die Frage des sozialen Abstiegs sei ausgiebig dis
kutiert worden, man solle den Wechsel nicht immer mit diesem "Odium" verbinden. Die "Ge
sinnungsbereitschaft" zur Fortbildung und Umschulung sei trotz des ArbeitsRsrderungsgesetzes 
und des Bildungsangebotes nicht sehr groß. Dennoch hinge es weitgehend vom Bildungsangebot, 
was die Fortbildung anbelange, ab, wieviele uberhaupt an entsprechenden Veranstaltungen 
teilnlihmen. 

Referat Bauer 

Bauer gibt den Tatbestand wieder, daß es in der derzeitigen Bildungspolitik so sei, daß diese 
allein von den Löndern gemacht werde; die Kommunen seien durch die Schulverwaltung an die 
Zentrale gebunden. Man solle jedoch den Gemeinden, die die "Bildungssituation" am besten 
kennen, eine größere Freiheit innerhalb der Rahmengebung der Lönder einrtlumen, den Schul
zweckverbönden oder Kreisschulömtern Eigenplöne gestatten. Es seien die regionalen Besonder
heiten unseres Bildungswesens zu berUcksichtigen, zur Mobilisierung der Bildungsnachfrage sei 
die uliltere Ebene der Bildungspolitik störker einzubeziehen. Er habe drei Ansatzpunkte genom
men: schlechte Entscheidungsstrukturen, schlechte AngebotsstNkturen, nicht vorhandene Nach
frage. Damit habe er nachweisen wollen, daß di e Bildungspolitik momentan kein Instrument 
sei fUr die Mobilitötsförderung. Er wende sich gegen Mullers Meinung, vom Angebot gehe ein 
hoher Nachfrageeffekt aus. Soziale individuelle Faktoren seien bestimmender fUr die Nachfrage 
nachBildung als deren Angebot. Riemann findet diese Behauptung sehr interessant, stimmt aber 
mehr Muller zu. Muller ergönzt, daß in zentral gelegenen Röumen das Bildungsniveau 
viel höher sei als in abgelegenen, weitröumigen Gegenden. 

Sachs, hat herausgefunden - in sog. Motivationsstudien im nordhessischen Raum -,daß gegenuber 
Lanclwirtschaftsschule und Fremdpraxis eine reservierte Einstellung herrscht, wöhrend man die 
sozi~isation als nicht institutionelle Wissensbildung sehr hoch bewertet. Man huldige zu sehr 
der einung, jeder Betrieb sei ein Individuum, und man könne fUr die Weiterfuhrung seines 
Betri s nur in seinem Betrieb lernen. 

Immer fUhrt aus, daß die Zentralisierung des allgemeinen Schulwesens die Gefahr heraufbe
schworen habe, daß viele Kinder, anstatt von ihren Eltern in die Zentralschule geschickt zu 
werden, gleich in die Ober- oder Realschule gehen sollen. Der Pferdefuß dabei seien die 
fehlende Infrastruktur, die um 15 - 20 Jahre nachhinke,sowie die in diesen löndlichen Berei
chennicht stattfindende Industrialisierung. Mithin Rsnden die Absolventen der höheren Schule 
bzw. der Realschule in diesen Regionen keine entsprechende Tötigkeit. Die Elite sei also ge
zwungen, abzuwandern oder einen sozialen Abstieg in Kauf zu nehmen. Hier kHmen schwie
rige Fragen auf die Kommunen zu, und er glaube, sie könnten "Bremser werden fUr eine weitere 
schulische Entwicklung auch im beruflichen Fortbildungssektor"; denn auch das gelte fUr den 
Beruf: die anderswo erhoffte Qualifikation, die in löndlichen Bereichen nicht realisierbar sei, 
fUhre zur stHndigen Abwanderung und zur Aushöhlung der Intelligenzschichten in diesen Ge
biete~. 

Riemdnn will das Gesagte nicht geleugnet wissen, nur die Schlußfolgerung Immers, "die Kom
mune~ könnten das Schulwesen sozusagen wieder zurUckdrUcken", akzeptiert er nicht. Er 
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schlögt vor, durch ein attraktiveres Schulsystem die Infrastruktur auszubauen, zugkröftigere 
Standorte zu schaffen und damit auch regionalpolitisch auf eine höhere Stufe zu kommen. Dann 
könnten, wenn auch nicht alle - das sei eine Utopie -,so vielleicht doch 50 % bleiben. 

Bauer bestötigt die vorhergegangenen Einwände als richtig, spricht aber eindeutig aus, daß er, 
we.:;;-er zentralisieren wolle, nicht von der kleinen Gemeinde,sondern von der Verwaltungs
reform ausgehe, die auf größere Einheiten ziele. Um diese funktionsföhig zu machen, sei die 
Planföhigkeit der Kommunen zu erhalten und eine Rahmenplanung seitens der Zentrale anzu
streben, innerhalb derer sich die Kommune bewegen müsse; aber das könne sie erst dann, wenn 
sie Verantwortung habe. Zum Problem Angebot sei zu sogen, daß die Mobilitötsbereitschaft 
schon vorhanden sei, sie sei durch Bildungswerbung, soziale und individuelle Änderungen be
reits erreicht worden. Die Bildungspolitik hinke mit ihrem Angebot nach. Bauer lehnt Müllers 
Aussage: das Angebot mobilisiere die Nachfrage, als "nicht ganz logisch richtig" ab und 
zieht das Fazit: "Die Mobilitötsbereitschaft ist bereits vorhanden, neues Angebot wird sofort 
reflektiert" • 

Riemann be endet die Diskussion. Er bedankt sich und hofft, daß der Gedankenaustausch nicht 
umsonst war. 
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1 Zielsetzung der Untersuchung 

Der technische Fortschritt ermöglicht in vielen Bereichen der Wirtschaft, so auch im Agrarsek
tor, eine st!:lndig zunehmende Produktion. Dieser erweiterten Produktionskapazit!:lt steht in ent
wickelten L!:Indern aber eine unelastische Nachfrage nach Agrarerzeugnissen gegenüber. Eine 
wirtschaftl iche Anpassung der Produktionsstruktur im weitesten Sinne an die Bedarfsstruktur er
fordert eine fortlaufende Neukombination der Produktionsfaktoren. In einer wachsenden Volks
wirtschaft wird dabei die immer teurer werdende Arbeitskraft durch Kapital substituiert. T ech
nisierung der Landwirtschaft und Abwanderung von Erwerbst!:ltigen aus diesem Sektor sind die 
dafür sichtbaren Ph!:lnomene. 

Gemessen an den ökonomischen Gleichgewichtsvorstellungen einer gleichen Faktorentlohnung 
erfolgt dieser Anpassungsprozeß jedoch in unzureichendem Ausmaß, und zwar mit großer zeit
licher Verzögerung. Aus diesem Grunde unternimmt die Wirtschafts-, Agrar-, Bildungs- und 
Sozialpolitik wachsende Anstrengungen - durch eine Erleichterung der Abwanderung aus der 
Landwirtschaft - die als Folge unzureichender Mobilitöt entstehenden Anpassungs- und damit 
Einkommensprobi eme zu mindern. 

Voraussetzung eines wirksamen und rationalen Einsatzes derartiger Instrumente ist aber zunöchst 
eine genaue Kenntnis der bestehenden Mobilit!:ltshemmnisse und damit der jeweiligen Bestim
mungsfaktoren, die Ausmaß, Richtung, Zeitpunkt und Verlauf de-r Abwanderung aus der Land
wirtschaft determinieren. W!:Ihrend in anderen L!:Indern - insbesondere in den USA - derartige 
Untersuchungen in mehr oder minder großem Umfang bereits vorl iegen, beginnt in der BRD 
erst jetzt das Interesse an diesen Problemen, unter dem vermehrten Druck der Anpassungsschwie
rigkeiten, zu erwachen. 

Aufgabe dieser Untersuchung soll es deshalb sein, auf dem Wege einer Befragungsaktion in einem 
ersten Schritt - dessen vorl!:lufige Ergebnisse hier vorgetragen werden sollen - die Gründe heraus
zufinden, welche die intersektorale Mobilit!:ltsbereitschaft von hauptberuflich in der Landwirt
schaft tötigen m!:lnnlichen Betriebsleite.rn und Hoferben bestimmen. In einem für einen sp!:lteren 
Zeitpunkt geplanten zweiten Schritt ist es dann möglich, das tats!:lchliche Mobilit!:ltsverhalten 
der Befragten und die dafUr maßgebl ich gewesenen GrUnde festzustellen. 

Erst dadurch können, wie gesagt, Ansatzpunkte fUr die Entwicklung und den Einsatz pol itischer 
Maßnahmen gewonnen werden, welche die Beschleunigung und Lenkung des Anwanderungspro
zesses zum Ziele haben. Der Vermeidung oder wenigstens Milderung von sozialen H!:Irten, die 
für die von der Notwendigkeit der Abwanderung Betroffenen und ihre Familien den Verlust von 
Vermögen, Status und Heimat sowie sinkenden Lebensstandard, physische Überbeanspruchung 
und verpaßte Chancen bedeuten können, ist dobei besonderes Augenmerk zu widmen. Gleich
zeitig sollen die abwanderungsrelevanten Maßnahmen die Agrar- und regionale Wirtschafts
strukturentwicklung positiv beeinflussen. 

2 Allgemeine Hypothesen über die Bestimmungs9!Y..nde der Mobilitötsbereitschaft 

Der hier benutzte Begriff "Mobilitötsbereitschaft" wird im Abschnitt 4.1 erl!:lutert. Steigende 
Mobilitötsbereitschaft ist eine der möglichen Reaktionen, wenn die "Unzufriedenheit" der land
wirtschaftlich Erwerbst!:ltigen mit ihrer gegenw!:lrtigen "Situation" wöchst. Im Beruf begrUndete 
Unzufriedenheit fUhrt allgemein zu erhöhter Berufswechselbereitschaft • L!:Ißt sich am jeweil igen 
Wohnort keine akzeptable alternative Erwerbsmöglichkeit finden, steigt dadurch der Zwang zu 
regionaler Mabilit!:lt, die mit einem Wechsel des Wohnortes verbunden ist. Letzterer kann u.U. 
aber seine Ursache auch in anderen als unbefriedigend angesehenen Gegebenheiten des Wohn
ortes haben. 

Die berufliche Unzufriedenheit ergibt sich in der Regel aus dem Vergleich mit anderen Berufen: 
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Gestal!ten sich nach Meinung landwirtschaftlicher Arbeitskräfte die Bedingungen günstiger in 
Berufen, die ihnen mit ihrem landwirtschaftlichen Beruf vergleichbar erscheinen, so steigt die 
berufl iche Unzufri edenheit in der Landwirtschaft. Einkommen, soziale Sicherung, Freizeit und 
Urlaub, Art und Umstände der Arbeitstätigkeit, Sozialprestige usw. können solche beruflichen 
Beding~ngen sein. Bei den Gegebenheiten des Wohnortes, die zur Unzufriedenheit Anlaß bie
ten, h<Jndelt es sich hauptstIchiich um das unzureichende Angebot an außerlandwirtschaftlichen 
Arbeit$pttltzen, geringe Mögt ichkeiten der Bi Idung, Ausbi Idung, Freizeitgestal tung, Versorgung 
mit öHentlichen Gütern und Inanspruchnahme von Dienstleistungen, schlechte Wohnverhtlltnisse 
und Unstimmigkeiten mit der sozialen Umwelt. 

Sehen landwirtschaftliche Erwerbspersonen auch langfristig keine Möglichkeit, ihre Situation 
innerhalb der Landwirtschaft an diejenige in den Vergleichsberufen anzupassen, so wird ihre 
Mobilittltsbereitschaft steigen, und zwar wahrscheinlich in dem Ausmaß, in dem alternative 
Erwerbsmögl ichkeiten offen stehen. 

Die beruflichen Alternativen ergeben sich ganz allgemein aus dem Angebot an außerlandwirt
schaftlichen Arbeitspltltzen. Ihre ntlhere Abgrenzung erfahren sie durch die Ansprüche der land
wirtschaftlichen Arbeitskrtlfte und die qualitativen Merkmale ihres Arbeitsleistungspotentials. 
Als qualitative Merkmale des Arbeitsleistungspotentials sollen hier Alter, Erwerbsftlhigkeit, 
Bildungsstand sowie Ftlhigkeiten, Kenntnisse und spezielle Berechtigungen zur Ausübung von Be
rufen gelten. Die Ansprüche der landwirtschaftlichen Erwerbspersonen sind im Hinblick auf 
Sozialprestige, Einkommen, soziale Sicherheit, Freizeit, Arbeits- und Lebensbedingungen zu 
verstehen. 

Erst durch die Gegenüberstellung von Arbeitskraftqualittlt und regionalem Angebot an außer
landwirtschaftlichen Arbeitspltltzen zeigen sich die objektiven beruflichen Alternativen. Diese 
können durch Ausbildungs- und Umschulungsmögl ichkeiten sowie Beihilfen für Umschulung, Nach
versic~erung, Pendelfahrten und Wohnungswechsel vermehrt werden. Dagegen wirkt unvollkom
mene Ilnformation in diesem Zusammenhang restriktiv (NELSON, 11). Werden die objektiv zu
gtlnglichen Erwerbsmöglichkeiten mit den oben genannten individuellen Ansprüchen konfrontiert, 
dann ergeben sich die akzeptablen oder subjektiven Berufsalternativen. 

Somit htlngt die intersektorale Mobil ittltsbere i tschaft der landwirtschaftlich Erwerbsttltigen von 
ihrer Unzufriedenheit mit der Situation und den Aussichten in der Landwirtschaft einerseits und 
dem Angebot an akzeptablen außerlandwi rtschaftl ichen Beschtlftigungsmögl ichkeiten anderer
seits a~. Je günstiger eine Alternative im Vergleich zum landwirtschaftlichen Beruf erscheint, 
und je geringer die Kosten des Berufswechsels sind, umso höher wird die Mobil i ttltsberei tschaft 
sein. Nach TWEETEN (18) erfolgt gewöhnlich die Abwanderung einer landwirtschaftlichen Ar
beitskraft in einen außeriandwirtschaftl ichen Erwerb erst dann, wenn das potentielle außerland
wirtschaftliche Einkommen und die Erwartungen hinsichtlich sonstiger Bedingungen des außer
landwiirtschaftlichen Berufes abzügl ich der Transferkosten des Berufswechsels gegenüber den 
Zukunftserwartungen in der Landwirtschaft hinsichtl ich Einkommen und psychischer Befriedigung 
(HARLbFF, 5) als vorteilhaft erachtet werden. 

~=~ersuchungsmethode 

3.1 Erhebung der Daten 

Zur Ermittlung der mobilittltsbestimmenden Faktoren stehen mehrere Methoden zur Verfügung. 
Generell könnten solche angewandt werden, die aus makro- oder mikrostatischen Daten des 
Arbeitsmarktes (Beschtlftigungsstatistik) und Reihen hypothetischer Einflußfaktoren ex post mit 
Hilfe geeigneter statistisch-ökonomischer Analysetechniken (z. B. Regressionsanalyse) die rele
vanter! Faktoren zu ermitteln und zu quantifizieren versuchen. Auf diesem Wege wäre es mög
lich, das tatsächliche Mobilittltsverhalten zu erklären. Für den Bereich der Beschäftigten im 
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Agrarsektor ist die Anwendung dieser Methoden vor allem deshalb so schwierig, weil schon die 
hierzu notwendige detaillierte Statistik über Größe und Struktur des Arbeitskräftebesatzes und 
deren VerCinderungen im Zeitablauf fehlt. 

Aus diesem Grunde wurde bei der vorliegenden Untersuchung auf die alternative Methode der 
Befragung von landwirtschaftlichen Erwerbspersonen im Raum Schleswig-Holstein über ihre Mo
bilitCltsbereitschaft zurückgegriffen. Wie die Wahl des Begriffes bereits andeutet, kann eine 
Befragung von hauptberufl ich in der Landwirtschaft TCltigen ledigl ich über deren potentielle 
MobilitClt, nicht aber uber ihre realisierten Mob i I itCltsakte Auskunft geben. Inwieweit diese 
potentielle MobilitClt mit dem faktischen MobilitCltsverhalten übereinstimmt, IClßt sich erst in 
einigen Jahren durch eine Nachfolgeuntersuchung derselben Stichprobe ermitteln. 

Um einige GrundsCitze über die Aussagekraft von Interviewdaten (SCHEUCH, 15) besser berück
sichtigen zu können, wClre es angezeigt gewesen, Personen zu befragen, die bereits vom land
wirtschaftlichen in einen außerlandwirtschaftlichen Hauptberuf übergewechselt sind. Über die
sen Personenkreis gibt es aber keine statistischen Unterlagen; hierdurch wird seine Erreichbar
keit fUr Interviewzwecke außerordentlich erschwert und eine repräsentative Stichprobe unmög
lich. 

Die Befragung von noch in der Landwirtschaft tCltigen Personen bietet dagegen in dieser Hinsicht 
keine derartigen Probleme. Außerdem gelingt es bei bereits aus der Landwirtschaft Abgewander
ten bei der Untersuchung der Motive des Wechsels oft nicht, bis zur Gesamtheit der wirksam ge
wesenen Faktoren durchzudringen; sondern meist wird an jenem "Grund" hClngengeblieben, der 
vielleicht den letzten Anstoß gab, und das braucht nicht immer der bedeutsamste zu sein 
(BOLTE, 2). Besonders schwerwiegend scheint aber zu sein, daß den eigentl ichen Motiven der 
Handlung "VernunftgrUnde" vorgeschoben werden. Diese "Rationalisierung" dient der BewCllti
gung von Widersprüchen, die dann entstehen, wenn nach Meinung des Befragten seine eigent
lichen Gründe für die Abwanderung in negativem Zusammenhang mit ihrer sozialen Bewertung 
stehen. Meist handelt es sich hierbei um SelbstbestCltigung, Beschönigung oder Entschuldigung 
des Verhaltens (HOFSTÄTTER, 6). 

Den Interviews lag ein standardisierter Fragebogen zugrunde, der 74 geschlossene Fragen ent
hielt. Bei Fragen, die mehr als drei Antwortalternativen zul ießen, wurden dem Interviewten 
Karten vorgelegt, um ihm seine Antwort zu erleichtern. Neben Strukturdaten, wie Alter, Fa
milienstand, Kinderzahl, Einkommen, Betriebsgröße etc. wurden vorwiegend Einstellungen 
und Meinungen abgefragt, weil das MobilitCltsverhalten nicht nur von der realen Lage sondern 
auch von der EinschCltzung dieser Lage durch die landwirtschaftlich ErwerbstCltigen abhClngig 
ist (NEWCOMB, 12). 

Erste Entwürfe des Fragebogens wurden mit Agrarökonomen und Psychologen der UniversitClt 
Kiel diskutiert. Im pre-test, der bei 109 Landwirtschaftsschülern durchgeführt wurde, enthielt 
der Fragebogen noch mehrere offene Fragen. Mit ihrer Hilfe sollten, neben den bereits in der 
Literatur bekannten, weitere potentielle Bestimmungsgründe der MobilitCltsbereitschaft eruiert 
werden. Die Testergebnisse wurden bei der endgültigen Fassung des Fragebogens mit berück
sichtigt. 

Als Interviewer konnten 108 FachkrClfte der Landwirtschaftsschulen und Wirtschaftsberatungs
stellen in Schleswig-Holstein gewonnen werden. Zur sachgerechten Durchführung der Inter
views erhielten sie eine ausführliche schriftliche Einweisung. Diese Diplomlandwirte und Agrar
ingenieure waren aufgrund ihrer qualifizierten Ausbildung in der Lage, den Interviewten die 
Fragen bezüglich des landwirtschaftlichen Betriebes nClher zu erlClutern. Wegen ihrer fachlichen 
Qual ifikatian werden sie auch in der Regel von den landwirtschaftl ichen BerufstCltigen respek
tiert. Dieser Umstand IClßt einen höheren Wahrheitsgehalt der Antworten erwarten, insbesondere 
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wenn die Befragten sich für mobilitätsbereit erklärten, da noch allgemein der Berufswechsel 
als unschicklich gilt (17) 1}. 

Bei der Entscheidung über den notwendigen Umfang der Stichprobe konnten wir die Arbeits
zeit ~nd die Bereitschaft der Lehr- und Beratungskräfte nicht übergebührlich beanspruchen. 
So w'l'rde der Mindeststichprobenumfang auf ca. 400 Personen geschätzt, der noch eine befrie
digende Genauigkeit der Ergebnisse zuläßt. 

Um bei einem Sicherheitsgrad von 95 % den Stichprobenfehler der Aussagen über eine bestimm
te Gruppe landwirtschaftlicher Erwerbspersonen niedrig zu halten, schränkten wir den befragten 
Personenkreis auf eine möglichst homogene Gruppe ein, die im folgenden Absatz definiert und 
als Grundgesamtheit bezeichnet wird. Allerdings sind Schlußfolgerungen bei der Analyse von 
Untergruppen nur noch bedingt zulässig, da deren VerläßI ichkeit stark von der Anzahl der Fälle 
in der jeweiligen Untergruppe abhängig ist. 

In die Grundgesamtheit, aus der die Stichprobe stammt, wurden nur männliche, in 5 - 75 ha 
LN großen landwirtschaftlichen Betrieben hauptberuflich tätige Eigentümer und "sichere" Hof
erben, im Alter von 15 bis 55 Jahren einbezogen. 

An Hand der landwirtschaftl ichen Arbeitskräfte- und Betriebsgrößenstatistik (MOHR, 9, 10) er
gab eine eigene Schätzung, daß 725 Betriebe zwischen 5 und 75 ha LN nötig waren, um die 
der geplanten Stichprobe entsprechende Anzahl von Personen mit den Kriterien der Grundge
samtheit zu finden. Diese Zielbetriebe wurden mit Hilfe von Zufallszahlen aus der "Kartei 
der l<imdwirtschaftlichen Betriebe Schieswig-Hoisteins" gezogen. 

Dieses Verfahren der Wahrscheinlichkeitsauswahl (SCHEUCH, 16) gilt im Hinblick auf die Re
präsentanz der Erhebungsgesamtheit als besonders zuverlässig. Es gewährleistet, daß jede Person 
die gleiche Chance hat, in die Stichprobe einbezogen zu werden. Weiterhin werden bei diesem 
planvollen Vorgehen die Prämissen der Wahrscheinlichkeitstheorie wirksam, mit deren Hilfe 
AUSSOlgen über die Genauigkeit (Berechnung des Auswahl fehl ers) der Stichprobenergebnisse abge
leitet werden können. 

In den Betrieben konnten 433 Personen, die den geforderten Kriterien voll entsprachen, erfolg
reich interviewt werden. 7 Befragte brachen das Interview vorzeitig ab, 34 Personen verweigerten 
das Interview und 14 Personen wurden auch bei einem zweiten Besuch nicht angetroffen. Ange
nommen, diese ausgefallenen 55 Personen hätten in 75 v. H, Fällen den Kriterien der Grundge
samtheit entsprochen, so kann die Zahl der Ausfälle mit 41 angegeben werden. Daraus ergibt 
sich schätzungsweise eine Anzahl von 474 Zielpersonen und die beachtliche "Rücklaufquote" 
von 91 v.H •• 

Im April und Mai 1971 wurde das Gros des Interviews durchgeführt. Die letzten Bögen und sol
che, die nach der ersten Befragung unvollständig ausgefüllt waren und deshalb Rückfragen er
forderten, trafen erst im August 1971 ein, 

3.2 Bisher angewandte Methoden der Analyse des Datenmaterials 

3.2. i Erstellung von Rangfolgen 

Um eine Gewichtung von potentiellen Bestimmungsgründen der Mobilitätsbereitschaft vornehmen 
zu kannen, wurden die Befragten bei mehreren Fragen aufgefordert, aus einer Reihe von vorge
gebenen Gründen den für sie wichtigsten Grund anzugeben. Nach der Häufigkeit der Nennungen 
wurden dann die Gründe in eine Rangfolge gebracht. Zur exakteren Abstufung der Gründe wurde 

1) Hierin erfolgt ein Hinweis auf das Gutachten des WEMA-Institutes im Auftrage des Bundes
arbeitsministers über "soziale Voraussetzungen beruflicher Mobilität", 
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bei einigen Fragen neben dem wichtigsten auch der unwichtigste Grund erfragt. Die Häufig
keit der Nennungen, mit der die Befragten einen Grund als unwichtigsten bezeichneten, wurde 
von der Anzahl der Nennungen subtrahiert, mit der ein Grund als wichtigster genannt wurde. 
Nach der Höhe der so erhaltenen Differenzen wurde dann die Rangfolge gebildet (s. Übersich
ten) • 

Da diese GrUnde meist in direktem Bezug auf ein bestimmtes Mabilitätsverhalten des Interview
ten erfragt wurden, können Rational isierung und Selbsttäuschung ihre Angaben so beeinflussen, 
daß der jeweils genannte wichtigste bzw. unwichtigste Grund nicht unbedingt den tatsächlichen 
Gegebenheiten entspricht. Zur Kontrolle und Korrektur der angegebenen GrUnde der Mobilitäts
bereitschaft wurden die Mobilitätsbereitschaft einerseits und verschiedene Struktur-, Einstellungs
und Meinungsdaten andererseits abgefragt. Die Analyse dieser Antworten bedarf anderer Auswer
tungsmethoden • 

3.2.2 Kontingenzanalyse und J? 2_ Test 

Mit der Kontingenzrechnung können je zwei Variable, die mindestens zwei Valenzen haben 
(d.h. jede Variable kann ~ 2 Ausprägungen enthalten), und die keine Normalverteilung auf
weisen mUssen, im Hinblick auf den zwischen ihnen bestehenden Zusammenhang getestet wer
den. Als erste Maßzahl fUr die Straffheit des Zusammenhangs zweier Variablen wurde der 
PEARSONsche Kontingenzkoeffizient nach der Formel 

CC errechnet (LI ENERT, 7) 1). 

Da aber auch bei vollständiger Abhängigkeit zwischen zwei Variablen der Kontingenzkoeffi
zient CC kleiner als 1 ist und um die Ergebnisse verschieden großer Kontingenztafeln vergleich
bar zu machen, wurde folgender korrigierter Kontingenzkoeffizient (MITTENECKER, 8) als 
zweite Maßzahl errechnet: 

CC 
CC 

corr CC 
max 

wobei CC r - ist; max 

r ist der Wert der kleineren Dimension bei nicht quadratischen Kontingenztafeln. 

Bei der Darstellung der empirischen Ergebnisse wird stets der korrigierte Kontingenzkoeffizient 
CC corr angegeben. 
Zur Beantwortung der Frage, mit welcher Wahrscheinlichkeit ein errechneter Kontingenzkoeffi
zient tatsächl ich einen bedeutsamen (also nicht mehr zufälligen) Zusammenhang anzeigt, wurde 
der 'X. 2_ Test durchgefUhrt. Mit dem dadurch gewonnenen Signifikanzmaß läßt sich angeben, in 
wieviel Prozent aller Fälle eine richtige Hypothese uber den Zusammenhang zwischen den Va
riablen fälschlicherweise verworfen wird (PFANZAGL, 13). Jeder der mit seinem numerischen 
Wert im empirischen Teil des Referates aufgefUhrte Kontingenzkoeffizien~ hat eine Irrtumswahr
scheinlichkeit von ~ 5 % (Signifikanzniveau 0,05). Die mit der "X. -Methode ermittelte 
Größe darf "nur als Testgröße fUr die Hypothese der Unabhängigkeit (Null-Hypothese) aufge
faßt werden, nicht jedoch als Moß fUr die Stärke der Abhängigkeit" (PFANZAGL, 13). 

1) Die Berechnung der Größe X 2 findet sich bei LlENERT (7), S. 32f. 
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Anspruchsvollere statistische Verfahren zur Analyse des Datenmaterials konnten bisher aus 
zeitl ichen Gründen noch nicht durchgeführt werden. 

4 Empirische Ergebnisse 

4.1 Mobilitätsbereitschaft 

"In den Sozialwissenschaften wird mit 'Mobilität' im allgemeinen die Bewegung von Personen 
aus einer Position in eine andere innerhalb jeder möglichen Gliederung der Gesellschaft (oder 
eines sozialen Gebildes überhaupt) bezeichnet" (BOLTE, 2). 

Unter den mögl ichen Formen der Arbeitsmobil ität sollen hier nur diejenigen betrachtet werden, 
die bei der Abwanderung von bisher in der landwirtschaft tijtigen Arbeitskräften eine Rolle 
spielen. An erster Stelle ist dabei die intersektorale Mobilität zu nennen, die als Aufnahme 
eines außerlandwirtschaftl ichen Haupterwerbs durch bisher hauptberufl ich in der landwirtschaft 
Beschäftigte zu verstehen ist, und die in der Regel einen Berufswechsel darstellt. Ein solcher 
Berufswechsel kann ohne oder mit einer Umschulung sowie im Zusammenhang mit regionaler 
MobHität (Wohnortswechsel, Pendel fahrten) erfolgen. 

Im Abschnitt 2.1 wurde schon darauf hingewiesen, daß in diesem Teil der Untersuchung nicht 
die tatsächl iche Mobil ität, sondern nur die erklärte Bereitschaft zur Mobil ität erfaßt werden 
konnte. Da im Hinblick auf die Verbesserung der Agrarstruktur der Berufswechselbereitschaft 
das Hauptgewicht zukommt, dienten Umschulungs-, Pendel- und Wohnortswechselbereitschaft 
zur näheren Kennzeichnung der potentiellen Mobilität der befragten landwirtschaftlichen Er
werbspersonen, fUr die folgende zu erklärende Variablen formuliert wurden: 

1. Allgemeine Berufswechselbereitschaft 
2. Spezielle Berufswechselbereitschaft 
3. Mobilitätsbereitschaft I 
4. Mobilitätsbereitschaft 11. 

Zu 1.: Die allgemeine Berufswechselbereitschaft wurde durch die Frage ermittelt: 
"Wären Sie bereit, einen außerlandwirtschaftlichen Haupterwerb aufzunehmen, 
der Ihnen günstige Bedingungen 1) bietet?". 

Die 249 Befragten (= 57,5 %), die diese Frage mit "Nein, auf keinen Fall" beantworteten, 
werden künftig als "Nicht-Berufswechselbereite" bezeichnet. Dagegen werden die 184 Per
sonen (= 42,5 %), deren Antwort "Ja, wenn mir die Bedingungen zusagen" lautete, im weite
ren Text "Berufswechselbereite" genannt. 

Zu 2.: Die Berufswechselbereiten wurden mit der Zusatzfrage, ob sie tatsächlich in den näch
sten Jahren einen außerlandwirtschaftl ichen Haupterwerb aufnehmen werden, weiter aufgeteilt. 
Die 142 Personen, die das für möglich bzw. wahrscheinlich hielten, werden als "tatsächlich 
Berufswechselbereite" und die übrigen 41 Personen, die einen Berufswechsel in den nächsten 
Jahren für ausgeschlossen hielten, als "vorgeblich Berufswechselbereite" bezeichnet. 

Zu 3.: In den Mobilitätsbereitschaftsindex I wurden neben der allgemeinen Berufswechselbereit
schaft noch die Umschulungsbereitschaft, die Pendelbereitschaft und die Wohnungswechselbereit
schaft einbezogen. Die Punktbewertung der einzelnen Komponenten erfolgte ohne besondere Ge
wichtung. Berufswechsel-, Umschulungs-, Pendel- und Wohnortswechselbereitschaft gingen mit je 
einem Punkt in den Index ein, allerdings mit der Nebenbedingung, daß nur bei vorgegebener 
Berufswechselbereitschaft weitere Punkte addiert werden konnten. Nach diesem Mobil itätsbe-

1) Als Beispiele für günstige Bedingungen wurden Einkommen, Entfernung vom Wohnort, Art 
der Tätigkeit und Sicherheit vorgegeben. 
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reitschaftsindex I wurden mit 0 Punkten 249 Personen, mit einem Punkt 11 Personen, mit zwei 
Punkten 22 Personen, mit drei Punkten 121 Personen und mit vier Punkten 30 Personen einge
stuft. 

Zu 4.: Beim Mobilitätsbereitschaftsindex 11 wurden die Anforderungen an die Umschulungs
und Pendelbereitschaft erhöht. Sollte ein Befragter bei der Umschulungsbereitschaft einen Punkt 
bekommen, so mußte er bereit sein, eine Umschulungsdauer bis zu 2 Jahren 1) in Kauf zu neh
men. Die Pendelbereitschaft wurde nur dann mit einem Punkt bewertet, wenn der Befragte sich 
bereit zeigte, weiter als 20 km bzw. länger als 1/2 Stunde (einfache Strecke) zum außerland
wirtschaftlichen Arbeitsplatz zu fahren. Die 249 Nicht-Berufswechselbereiten wurden nach 
diesem Mobil itätsbereitschaftsindex 11 ebenfalls mit 0 Punkten eingestuft; von den Mobil itäts
bereiten erhielten 78 Personen einen Punkt, 65 Personen zwei Punkte, 31 Personen drei Punkte 
und 10 Personen vier Punkte. 

4.2 Bestimmungsgründe der Mobilitätsbereitschaft 

4.2.1 Betriebsgröße 

Eine geringe Kontingenz ergab sich zwischen der Mobilitätsbereitschaft (Mob.-Index 11) und 
den herkömmlichen Betriebsgrößenmaßstäben, wie ha selbstbewirtschaftete LN (CC corr 0,265) 
und Einheitswert (CC corr 0,267). Personen, die zur Umschulung, zum Pendeln oder zum 
Wohnortswechsel bereit waren, besaßen meist die kleineren Betriebe. Ein gewisser Zusammen
hang zeigte sich auch zwischen dem von uns geschätzten Reinertragspotential 2) der Betriebe 
und dem Mobilitätsbereitschaftsindex 11 (CC corr 0,261). Dabei ergab sich eine stärkere Über
einstimmung zwischen höherer Mobil i tä tsbe re i tschaft und niedrigerem Reinertragspotential. 

Bei einer Analyse der Gruppe der Berufswechselbereiten hatten die "tatsächl ich Berufswechsel
bereiten" deutlich weniger ha selbstbewirtschaftete LN (CC corr 0,318) und auch ha LN Eigen
tum (CC corr 0,399) als die "vorgebl ich Berufswechselbereiten" • Ein ähnl icher Zusammenhang 
I/:Ißt sich mit dem Reinertragspotential (CC corr 0,321) und besonders mit den um die Belastun
gen durch Verschuldung bereinigten Reinertragspotentialbetr/:lgen 3) nachweisen (CC corr 0,385). 
Damit wird klar, daß die stärkste Abwanderung von den Landwirten zu erwarten ist, die kleine
re und st/:lrker verschuldete Höfe besitzen. 

Die subjektive Einschätzung des Einkommenspotentials der landwirtschaftl ichen Betriebe ermit
telte die Frage: 

"Was meinen Sie, wird Ihr Betrieb in 10 Jahren noch ein Vollerwerbsbetrieb sein?". 
Hierin unterschieden sich die Angaben der Berufswechselbereiten deutlich von denen der Nicht
Berufswechselbereiten (CC corr 0,346). 93 % der letzteren hatten Vollerwerbsbetriebe bzw. 
meinten, daß ihre Betriebe nach Aufstockung weiterhin einen Vollerwerb darstellten. 

1) Nach § 47 (3) des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) soll die Teilnahme an einer Umschulungs
maßnahme in der Regel nur gefördert werden, wenn diese nicht länger als zwei Jahre dauert. 

2) Das Reinertragspotential wurde gesch/:ltzt, indem der aus Buchführungsergebnissen ermittelte 
durchschnittliche Reinertrag (DM/ha LN) von Betrieben, die mit dem erhobenen Betrieb in Na
turraum, Betriebsgrößenklasse und Grünlandanteil übereinstimmten, mit der Anzahl der selbstbe
wirtschafteten ha LN des jeweiligen Betriebes multipliziert wurde. Dem durchschnittlichen Rein
ertrag lagen die Wirtschaftsergebnisse von ca. 1 000 buchführenden landwirtschaftlichen 
Betrieben Schleswig-Holsteins der Jahre 1966/67, 1967/68 und 1968/69 zugrunde (20). 

3) Dabei wurden vom oben erw/:lhnten Reinertragspotential 4 v. H. der von den Befragten ange
gebenen Kreditbelastung abgezogen. 
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4.2.2 Einkommen und EinkommenseIWartung in der Landwirtschaft 

Unter sieben vorgegebenen GrUnden fUr das Verbleiben im landwirtschaftlichen Beruf spielte 
ein "gutes Einkommen und Einkommensaussichten in der Landwirtschaft" bei den Nicht-Berufs
wechselbereiten eine untergeordnete Rolle (vgl. Übersicht 2). Befragt nach den Gegebenhei
ten des landwirtschaftlichen Berufs, mit denen sie am wenigsten zufrieden sind, nannten von 
den 433 Betriebsleitem und Hoferben der Gesamtstichprobe 52,9 % das Einkommen an erster 
Stelle (vgl. Übersicht 1a). Bei der Auf teilung in Berufswechselbereite und Nicht-Berufswechsel
bereite behielt das landwirtschaftliche Einkommen als Unzufriedenheitsfaktor bei bei den Grup
pen seinen bevorzugten ersten Platz (vgl. Übersicht 1b und 1 c), der allerdings bei den Berufs
wechselbereiten noch deutl icher hervortrat. 

Bei der Kontingenzrechnung zeigt sich, daß die Zahl der mit ihrem landwirtschaftl ichen Ein
kommen Zufriedenen bei den Nicht-Berufswechselbereiten dreimal so hoch war wie bei den 
Berufswechselbereiten. Allerdings sind 81 % aller Befragten unzufrieden mit dem landwirtschaft
lichen Einkommen, wodurch der Zusammenhang zwischen der Zufriedenheit mit dem landwirt-

Übersicht 1a: Rangfolge von Gegebenheiten des landwirtschaftlichen Berufs, mit denen land
wirtschaftliche ElWerbstätige am wenigsten zufrieden waren 
(Angaben von allen 433 befragten Personen) 

Gegebenheiten des land
wirtschaftlichen Berufs Nennungen in v.H. Rangfolge 

Einkommen 229 52,9 1 
-------------------------- -------------~----------r-------------Soziale Sicherung 

(Arbeitslosen-, Kranken-, 
Invaliden-, Renten
versicherung) 

86 19,9 2 

-------------------------- ------------- ----------r-------------
Freizeit 
und Urlaub 68 15,7 3 

-------------------------- ------------- ----------r-------------Arbeitsbedingungen 
(SChwere, schmutzige, 
von der Witterung 
abhängige Arbeit, 
ständige Gebunden
hei t usw.) 

Ansehen bei 
der Bevölkerung 

Möglichkeiten der 
Fortbildung und 
Freizeitgestaltung 
(KUltur, Sport, 
Vergnügen) 

Ohne Antwort 
~-------------------------

Summe 

20 4,6 4 

------------- ----------r-------------
13 3,0 5 

------------- ----------r-------------
8 1,9 6 

9 2,0 -
----------r-------------

433 100,0 __ 
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schaftlichen Einkommen und der allgemeinen Berufswechselbereitschaft abgeschwl:icht wird 
(CC corr 0,241). Die Zufriedenheit mit dem landwirtschaftlichen Einkommen korreliert positiv 
(CC corr 0,375) mit dem von den Befragten in DM angegebenen Familieneinkommen 1). 

Unter den Berufswechselbereiten erwarteten die "tatsl:ichlich Berufswechselbereiten" seltener 
steigende Preise fUr landwirtschaftl iche Produkte (CC corr 0,277) und glaubten weniger an das 
Steigen ihres landwirtschaftlichen Einkommens in der Zukunft (CC corr 0,263). Von allen Be
fragten meinten öfter diejenigen, die mit ihrem landwirtschaftlichen Einkommen unzufrieden 
waren, daß sie ein höheres Einkommen außerhalb der Landwirtschaft erzielen könnten 
(CC corr 0,393). 

Übersicht 1b: Rangfolge von Gegebenheiten des landwirtschaftlichen Berufs, mit denen land
wirtschaftliche Erwerbstl:itige am wenigsten zufrieden waren 
(Angaben der 249 "Nicht-Berufswechselbereiten") 

Gegebenheiten des land
wirtschaftlichen Berufs 

Einkommen 
----------------------------Soziale Sicherung 

(Arbeitslosen-, Kranken-, 
Invaliden-, Renten
versicherung) 

Freizeit 
und Urlaub 

Ansehen bei der 
Bevölkerung 

Arbeitsbedingungen 
(schwere, schmutzige, 
von der Witterung 
abhängige Arbeit, 
ständige Gebunden
heit usw.) 

Möglichkeiten der 
Fortbildung und 
Freizeitgestaltung 
(Kultur, Sport, 
Vergnügen) 

Nennungen 

125 

57 

39 

9 

8 

5 

in v.H. Rangfolge 

50,2 1 

----------~------------

22,9 2 

----------------------~ 
15,7 3 

-------------
3,6 4 

-------------
3,2 5 

2,0 6 

Ohne Antwort 6 2, 4 -
----------------------------~------------- ----------------------Summe 249 100,0 _ 

1) Der hier verwandte Begriff Familieneinkommen entspricht dem des Roheinkommens (1) ab
zUgIich der Tilgungszahlungen fUr aufgenommenes Fremdkapital. 
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4.2.3 Erwartetes Einkommen in einer außerlandwirtschaftlichen Haupterwerbstötigkeit 

Personen, die meinten, in einem außerlandwirtschaftlichen Haupterwerbein hBheres Einkommen 
als in der Landwirtschaft erzielen zu kBnnen, waren auch eher geneigt, ihren Beruf zu wechseln 
(CC corr 0,308) und zeigten auch sonst eine höhere Mobilitötsbereitschaft (CC corr 0,347 mit 
dem Mob. -Index I; CC corr 0,342 mit dem Mob. -Index 11). Innerhalb der Gruppe der Berufs
wechselbereiten erwarteten die "tatsöchlich Berufswechselbereiten" wiederum deutl ich ein 
hBheres Einkommen außerhalb der Landwirtschaft (CC corr 0,304). Auch der Quotient zwischen 
dem von den Befragten fUr erreichbar gehaltenen Einkommen (in DM) bei einer außerlandwirt
schaftlichen Haupterwerbs.tötigkeit und dem angegebenen derzeitigen Gesamteinkommen (in DM) 
lag bei den potentiell Mobilen höher als bei den potentiell Immobilen (CC corr 0,285 mit dem 
Mob.-Index 11). 

Bei der direkten Frage nach dem wichtigsten Grund fUr die Aufnahme eines außerlandwirtschaft
lichen Haupterwerbs wöhlten 59,8 % der Berufswechselbereiten das "höhere Einkommen", das 
dami t auf den ersten Rangplatz kam (vgl. Ubersi cht 30). 

Ubersicht 1c: Rangfolge von Gegebenheiten des landwirtschaftlichen Berufs, mit denen land
wirtschaftliche Erwerbstätige am wenigsten zufrieden waren 
(Angaben der 184 "Berufswechselbereiten") 

Gegebenheiten des 
landwirtschaftlichen Berufs 

Einkommen 
~-----------------------------Soziale Sicherung 

(Arbeitslosen-, Kranken-, 
.Invaliden-, Renten
versicherung) 
~-----------------------------Freizeit 
und Urlaub 
~-----------------------------Arbeitsbedingungen 

(schwere, schmutzige, 
von der Witterung 
abhängige Arbeit, 
ständige Gebunden
hei t usw.) 
~-----------------------------Ansehen bei der 
Bev6lkerung 
~-----------------------------M6glichkeiten der 
Fortbildung und 
Freizeitgestaltung 
(Kultur, Sport, Vergnügungen) 

Ohne Antwort 
~-----------------------------

Summe 

Nennungen 

104 

29 

29 

12 

4 

3 

3 

184 

in v.H. Rangfolge 

56,5 1 
----------~------------

15,8 2 

----------~------------
15,8 2 

----------~-------------

6,5 4 

----------~-------------
2,2 5 

----------~-------------

1,6 6 

1,6 

100,0 
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Übersicht 2: Rangfolge von Gründen für das Verbleiben im landwirtschaftlichen Beruf 
(Angaben der 249 "Nicht-Berufswechselbereiten") 

Gründe 

Günstige Ar
beitsbedingun
gen in der Land 
wirtschaft 
(Selbständigkei , 
Arbeit in der 
Natur) 

Nennungen 

x 

80 

in v.H. 

32,1 

-----------~--------
Erhaltung 
des Hofes 

Einheit von 
Berufs- und 
Familienleben 
in der Land
wirtschaft 

Landwirtschaft 
bietet Sicher
heit in Krisen
zeiten 

Gutes Einkommen 
und Einkommens
aussichten in 
der Landwirt
schaft 

Hoher Aufwand 
für einen Be
rufswechsel 
(Umschulung: 
Aufbau einer 
neuen Existenz, 
Betriebsaufgabe 

Sinkendes Ansehen 
durch Aufnahme 
einer außerland 
wirtschaftliche 
Tätigkeit 

Ohne 
Antwort 

Summe 

73 
29,3 

53 

21,3 

26 

10,4 

2 

0,8 

1 

0,4 

2 

0,8 

12 

4,8 

249 
100,0 

Nennungen 

z 

3 

9 

5 

13 

10 

42 

118 

49 

249 

in v.H. 

1,2 

x - z 

77 

Rang
folge 

------- ~------ ---------
64 2 

3,6 
~------

48 3 

2,0 

-------- ---------
13 4 

5,2 
-------- ---------

-8 5 

4,0 

--------
-41 6 

16,9 

---------------1---------
-116 7 

47,4 

19,7 
--------~------

100,0 

X Wichtigster Grund für das Verbleiben im landwirtschaftlichen Beruf 
Z Unwichtigster Grund fUr das Verbleiben im landwirtschaftlichen Beruf 
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Übersicht 3a: Rangfolge von GrUnden für die Aufnahme eines außerlandwirtschaftlichen 
HaupteIWerbs (Angaben von 184 "Berufswechselbereiten") 

Nennungen in v.H. Nennungen in v.H. Rang-
G r ü n d e 

folge X Z X - Z 

Höheres 110 1 109 1 
Einkommen 59,8 0,5 

~---------------- ---------- ~------- ~------------------- ------ -------Bessere soziale 
Sicherung (Ar- 15 5 10 2 
beitslosen-, 
Kranken-, Invali 
den-, Renten-
versicherung) 8,2 2,7 

---------------- -----------r------- ~---------- -------- ------ -------
Berufliche 12 
Aufstiegs-

5 7 3 

möglichkeiten 6,5 2,7 
---------------- -----------r------- ~---------- -------- ------ -------
Günstige Ar- 17 16 1 4 beitsbedingungen 
(z.B. saubere 
Arbeit, körper-
lich leichte 

9,2 8,7 Arbeit) 
---------------- ----------- ~------- ~---------- -------- ------ -------
Mehr Freizeit 21 22 -1 5 
und Urlaub 11,4 12,0 
~---------------- ---------- t-------- ---------- -------- ------ -------
Höheres 3 121 -118 6 

Ansehen 1,6 65,8 

Ohne 6 14 - -
Antwort 3,3 7,6 
~---------------- ----------- ~-------- ---------- -------- ------ ------

Summe 184 184 - -
100,0 100,0 

X Wichtigster Grund für die Aufnahme eines außerlandwirtschaftlichen HaupteIWerbs 
Z Unwichtigster Grund für die Aufnahme eines außerlandwirtschaftlichen HaupteIWerbs 

Somit zeigt sich beim derzeitigen Stand der Datenanalyse das erwartete höhere Einkommen in 
einem außerlandwirtschaftlichen Beruf als der Hauptbestimmungsgrund für die Mobilitätsbe
reitschaft von landwirtschaftlichen Betriebsleitern und Hoferben. 

4.2.4 Soziale Sicherheit 

Der Behauptung "Landwirtschaft bietet Sicherheit in Krisenzeiten" als Grund für das Verblei
ben im landwirtschaftlichen Beruf kam aus der Sicht der potentiell immobilen Personen nur der 
vierte von sieben Rängen zu (vgl. Übersicht 2). Dagegen wurde mangelnde "soziale Sicherung 
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Übersicht 3b: Rangfolge von GrUnden fUr die Aufnahme eines außerlandwirtschaftlichen 
Haupterwerbs 
(Angaben der 142 "tatsächlich Berufswechselbereiten") 

Nennungen in v.H. Nennungen in v.H. 
G r ü n d e 

X Z X - Z 

Höheres 89 0 89 
Einkommen 62,7 -

------------------ --------- -------- ---------- --------- -------
Bessere soziale 
Sicherung (Ar-
oeitslosen-, 11 3 8 
Kranken-, Inva-
liden-, Rep.ten-
versicherung) 7,7 2,1 

------------------ --------- -------- -------------------- -------
Berufliche 10 3 7 Aufstiegs-
möglichkeiten 7,0 2,1 

------------------ --------- -------- ---------- --------- -------
Günstige Ar-
beitsbedin-
gungen (z. B. 11 13 - 2 
saubere Arbeit, 
körperlich 
leichte Arbeit) 

7,7 9,2 

---------------------------- -------- ---------- --------- -------
Hehr Freizeit 16 13 - 2 

und Urlaub 11,2 12,7 
----------------- --------- -------- ---------- --------- -------

Höheres 1 96 - 95 
Ansehen 0,9 67,6 

Keine Antwort 4 9 
2,8 6,3 -

------------------ --------- -------- ---------- --------- -------
Summe 142 142 

100,0 100,0 -

X Wichtigster Grund zum Verbleiben im landwirtschaftlichen Beruf 
Z Unwichtigster Grund zum Verbleiben im landwirtschaftlichen Beruf 

Rang-
folge 

1 

-------

2 

-------
3 

-------

4 

-------
4 

-------
6 

-
-------

-

(Arbeitslosen-, Kranken-, Invaliden- und Rentenversicherung)" am zweithäufigsten als Motiv 
der Unzufriedenheit der landwirtschaftlichen Betriebsleiter und Hoferben mit ihrem landwirt
schaftlichen Beruf genannt. Dies gilt sowohl insgesamt (vgl. Übersicht 1a) als auch fUr die po
tentiell immobile (vgl. Übersicht 1b) und die potentiell mobile Gruppe (vgl. Übersicht 1c), so 
daß sich hieraus kein Einfluß auf die Mobilitätsbereitschaft ablesen läßt. Erst die direkte Frage 
nach dem Grund, der die Berufswechselbereiten am ehesten zur Aufnahme einer außerlandwirt
schaftlichen Haupterwerbstätigkeit bewegen könnte, bei der die "bessere soziale Sicherung" 
auf Rangplatz 2 kam (vgl. Übersicht 3a und 3b), läßt die Bedeutung der sozialen Sicherung 
für die Mobilitätsbereitschaft erkennen. 
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Übersicht 40: Rangfolge von HinderungsgrUnden fUr die Aufnahme einer außerlandwirtschaft
lichen HaupterwerbstHtigkeit (Angaben der 184 "Berufswechselbereiten") 

Hinderungs- Nennungen in v.H. Nennungen in v.H. 
grUnde 

X Z X - Z 

Un,gUnstige Ar- 58 2 56 beitsbedingunge 
(Schicht-,Fließ 
bandarbeit, ge- 31,5 1,1 fährliche Arbei 
usw. ) 

---------------- -----------1-------- 1---------- -------- ------
Keine Krisen- 44 2 42 sicherheit des 
Arbeitsplatzes 
(Risiko der 23,9 1,1 Entlassung usw.) 

---------------- ----------- --------- ---------- --------1""------
Unselbständige 42 15 27 
Tätigkeit 22,8 8,2 
---------------- ----------- --------- ---------- --------1-------
Weite Entfer- 21 10 11 nung vom der-
zeitigen WohnorF 11,4 5,4 

---------------- ----------- --------- ---------- --------1-------
Lange Ein- 8 19 -11 arbeitungszeit 
oder Umschulung 4,4 10,3 

---------------- ----------- --------- ---------- --------1-------
1 119 -118 

Geringeres 
0,5 64,7 Ansehen 

10 17 -Ohne 
Antwort 5,4 9,2 

---------------- ---------_. -------- ---------- --------1-------
184 184 -Summe 100,0 100,0 

X Wichtigster Hinderungsgrund fUr die Aufnahme eines außerlandwirtschaftlichen 
Haupterwerbs 

Z = Unwichtigster Hinderungsgrund fUr die Aufnahme eines außerlandwirtschaftlichen 
Haupterwerbs 

Rang-
folge 

1 

-------
2 

-------
3 

-------
4 

-------
5 

-------
6 

-
------

-

Daß "keine Krisensicherheit des Arbeitsplatzes" von den Berufswechselbereiten als zweithHu
figster Hinderungsgrund hinsichtl ich der Aufnahme einer außerlandwirtschaftl ichen Haupterwerbs
tHtigkeit genannt wird, unterstreicht die Rolle der sozialen Sicherheit bei der Entscheidung zur 
MobilitHt (vgl. Übersicht 40). 

So ist der Schluß zulHssig, daß das Sozialversicherungssystem fUr Arbeitnehmer und krisenfeste 
außerlandwirtschaftliche ArbeitsplHtze GrUnde sind, welche die Berufswechselbereitschaft der 
landwirtschaftlichen Betriebsleiter und Hoferben erhöhen. Pol itische Maßnahmen, wie z. B. 
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Übersicht 4b: Rangfolge von HinderungsgrUnden fUr die Aufnahme einer außerlandwirtschaft
lichen Haupterwerbstl:ltigkeit 
(Angaben der 142 "tatsächlich Berufswechselbereiten") 

Hinderungs- Nennungen in v.H. Nennungen in v.H. Rang-

gründe X z X -z folge 

Ungünstige Ar- 44 1 43 1 bei tsbedingunger 
(Schicht-, Flief:-
bandarbeit, ge-
fährliche Arbei 
usw~ 

31,0 0,7 

---------------- ----------- -------- --------- --------- ------- ------
Keine Krisen- 35 2 33 2 sicherheit des 
Arbeitsplatzes 
(Risiko der Ent 24,6 1,4 lassung usw. ) 

---------------- ----------- -------- ---------- --------- -------1-------
Unselbständige 34 9 25 3 
Tätigkeit 23,9 6,3 

---------------- ----------- -------- --------- --------- ------- -----
Wei te Entfernun€ 14 6 8 4 vom derzeitigen 
Wohnort 9,9 4,2 

---------------- ----------- -------- --------- r-.,..------ ------- -----
Lange Ein- 6 12 6 5 arbeitungszeit -
oder Umschulung 4,2 8,5 

---------------- ----------- ~-------- --------- ~-------- ------- -----
Geringes 0 100 -100 6 
Ansehen - 70,4 

Keine 9 12 - -
Antwort 6,4 8,5 ----------------- ----------- -------- --------- ~-------- ------- -----
Summe 142 142 

100,0 100,0 - -

X Wichtigster Hinderungsgrund bezUgl ich der Aufnahme eines außeriandwirtschaftl ichen 
Haupterwerbs 

Z Unwichtigster Hinderungsgrund bezUglich der Aufnahme eines außerlandwirtschaftlichen 
Haupterwerbs 

der staatl iche Zuschuß zur Nachversicherung in der gesetzl ichen Rentenversicherung fUr land
wirtschaftl iche Erwerbstätige, die eine versicherungspfl ichtige außerlandwirtschafti iche Tätig
keit aufnehmen, sind also durchaus geeignet, die intersektorale Mobilität zu fördern. 

4.2.5 Arbeitszeit, Freizeit und Urlaub 

Auch die Verhl:lltnisse hinsichtlich der Arbeitszeit können den ökonomischen Bestimmungsgründen 
der Mobilitl:ltsbereitschaft zugeordnet werden, denn mehr Arbeitsstunden pro Jahr bei gleichem 
Jahreseinkommen bedeuten weniger Einkommen pro Arbeitsstunde. Umgekehrt hl:llt diese Betrach-
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Übersicht 5: Rangfolge von Hinderungsgründen bezüglich der Umzugsbereitschaft in eine Stadt 
(Angaben von 146 "Berufswechselbereiten", die nicht zum Umzug in eine Stadt 
bereit waren) 

Hinderungs
gründe Nennungen in v.H. 

Vorzüge des heimat- 93 
lichen Landlebens 63,7 

----------------------------------- 1-----------Höhere Lebens-
haltungskosten in 32 
der Stadt (einschl. 

21,9 

Miete) 
~---------------------Altenteils-
verpflichtungen 

r---------------------Trennung von 
Verwandten, 
Bekannten, 
Freunden 

Hohe Kosten 
des 1vohnort
wechsels 

Ohne 
Antwort 

--------------~----------

11 7,5 
-------------------------

10 6,9 

-------------- -'----------

° 0,0 

Rangfolge 

1 

2 

3 

4 

5 

r--------------------- ------------------------- --------------
Summe 146 100,0 

tungsweise Freizeit für konsumptives potentielles Einkommen, soweit sie nicht zur Erhaltung 
der LeistungsfC:lhigkeit nötig ist. 

15,7 % aller Befragten und auch der Untergruppen waren mit "Freizeit und Urlaub" im landwirt
schaftl ichen Beruf sehr unzufrieden, wodurch dieser Punkt bei den Nachteilen des landwirt
schaftlichen Berufs auf den dritten Platz kam (vgl. Übersicht la, lb, 1c). Von den Vorteilen 
der Arbeitsbedingungen außerlandwirtschaftl icher Erwerbsmögl ichkeit gegenüber denjenigen der 
landwirtschaftlichen Tätigkeit wurde "mehr Freizeit und Urlaub" am zweithC:lufigsten genannt, 
jedoch ergab sich bei der Auszählung nach den Gruppen der allgemeinen Berufswechselbereit
schaft kein nennenswerter Unterschied (vgl. Übersicht 7a, 7b, 7c). In der Rangfolge der Gründe, 
die die Berufswechselbereiten zur Aufnahme eines außerlandwirtschaftl ichen Haupterwerbs bewe
gen könnten, kom "mehr Freizeit und Urlaub" auf den fünften von sechs möglichen PIC:ltzen 
(vgl. Übersicht 3a). 

Somit kann die Arbeitszeit, wenn bei den direkten Fragen noch die Alternativen im ökonomi
schen Bereich - Einkommen und soziale Sicherung - zur Wahl stehen, nicht als bedeutender 
Bestimmungsgrund für die Mobil itC:ltsbereitschaft nachgewiesen werden. 

4.2.6 Arbeitsbedingungen 

Arbeitsbedingungen, die vom Beruf, ober wohl kaum von der jeweil igen ökonomischen Situation 
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abhöngen, können die Mobilittitsbereitschaft dann beeinflussen, wenn sie vom Befragten als be
sonders vorteilhaft bzw. nachteilig empfunden werden (HARlOFF, 5). In der Kontingenzanalyse 
ergab sich ein deutlicher Zusammenhang zwischen der allgemeinen Berufswechselbereitschaft 
(CC corr 0,332), dem Mobil ittitsbereitschaftsindex I (CC corr 0,373) sowie dem Mobil ittitsbe
reitschaftsindex 11 (CC corr 0,344) auf der einen Seite und der Zufriedenheit mit den Arbeits
bedingungen in der landwirtschaft im Vergleich mit denen bei außerlandwirtschaftlicher Ttitig
keit auf der anderen Seite. Von den Berufswechselbereiten würden 23,3 % außerlandwirtschaft
I iche Arbeitsbedingungen vorziehen, bei den Nicht-Berufswechselbereiten waren es nur 6,8 %. 

"Geregelte Arbeitszeit und keine sttindige Gebundenheit an den Betrieb" war die Arbeitsbe
dingung, die als Vorteil außerlandwirtschaftlicher Erwerbsttitigkeit von allen Personen mit Ab
stand an erster Stelle genannt wurde (vgl. Übersichten 7a, 7b, 7c). 

93 % aller Befragten bezeichneten die Selbsttindigkeit als großen Vorteil ihrer Arbeit in der 
landwirtschaft. Jedoch war bei den Berufswechselbereiten seltener diese Meinung vertreten, 
so daß sich ein schwacher negativer Zusammenhang zwischen Berufswechselbereitschaft und Be
vorzugung der Selbstöndigkeit ergab (CC corr 0,174). In der Rangfolge der Gründe zum Ver
bleib im landwirtschaftlichen Beruf nannten die Nicht-Berufswechselbereiten an erster Stelle 
"günstige Arbeitsbedingungen in der landwirtschaft (Selbstöndigkeit und Arbeit in der Natur)" 
und an dritter Stelle "Einheit von Berufs- und Fami lienleben" (vgl. Übersicht 2). 

Als Bestimmungsgrund für die Aufnahme eines außerlandwirtschaftlichen Haupterwerbs erreichte 
bei den Berufswechselbereiten der Punkt "günstige Arbeitsbedingungen (z. B. saubere Arbeit, 
körperlich leichte Arbeit)" nur den vierten von sechs möglichen Rangpltitzen (vgl. Übersicht 3a). 

Es kann also zusammenfassend gesagt werden, daß die meisten Befragten, trotz der Unzufrieden
heit mit der stöndigen Gebundenheit an den landwirtschaftlichen Betrieb, die landwirtschaft
lichen Arbeitsbedingungen gegenüber solchen in außerlandwirtschaftlichen Ttitigkeiten bevor
zugen, so daß dadurch allgemein die Mobilitötsbereitschaft eher gehemmt wird. 

4.2.7 Soziale Umwelt 

Bei den Gegebenheiten des landwirtschaftl ichen Berufs, mit denen die Befragten am wenigsten 
zufrieden sind, nimmt das "Ansehen bei der Bevölkerung" nur einen nachgeordneten Platz ein 
(vgl. Übersichten 1a, 1b, 1c). Auch scheint das Sozialprestige bei der Entscheidung hinsicht
lich des Berufswechsels nur eine untergeordnete Rolle zu spielen. So wurde dem allgemeinen 
Ansehen bei den direkten Fragen nach dem Grund für das Verbleiben im landwirtschaftlichen 
Beruf bzw. für den möglichen Berufs- und Wohnortswechsel von allen Gruppen stets nur der 
niedrigste Rang unter den vorgegebenen Gründen zuerkannt (vgl. Übersichten 2, 3a, 3b, 40, 
4b, 6). Die Kontingenzanalyse zeigte dagegen einen positiven Zusammenhang zwischen der 
Meinung, daß nach der Aufnahme eines außerlandwirtschaftlichen Haupterwerbs das allgemeine 
Ansehen gleichbleiben oder steigen würde, und der allgemeinen Bereitschaft zum Berufswechsel 
(CC corr 0,253). 

Eine beachtliche Kontingenz ergab sich zwischen der Frage: 
"Wie wUrde die Mehrheit Ihrer Nachbarn und Bekannten es beurteilen, 

wenn Sie einen außerlandwirtschaftlichen Beruf ergreifen würden?" 
und den abhtingigen Variablen. Die Nicht-Berufswechselbereiten waren wesentlich htiufiger 
der Meinung, daß ihr möglicher Berufwechsel von den Nachbarn und Bekannten eher schlecht 
beurteilt würde. Mit der allgemeinen Berufswechselbereitschaft ergab sich ein CC corr von 
0,419, mit dem Mobilittitsbereitschaftsindex I ein CC corr von 0,459 und beim Mobilittitsbe
reitschaftsindex 11 ein CC corr von 0,446. Dieser bemerkenswerte Zusammenhang untermauert 
die Hypothese, daß Personen, die befürchten, bei einem Berufswechsel von den Nachbarn und 
Bekannten als Versager im landwirtschaftlichen Beruf bezeichnet zu werden, diesen Schritt 
unterlassen oder hinauszögern. 
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Übersicht 6: Rangfolge von GrUnden fUr einen Umzug in eine Stadt 
(Angaben von 38 berufs- und wohnungswechselbereiten Personen) 

G rUn d e 

Größeres Angebot an 
außerlandwirtschaft
lichen Arbeitsmöglich
keiten in der Stadt 
~-----------------------"GUnstige Lebens-

bedingungen in der 
Stadt (Bildung, 
Freizeitgestaltung 
und Versorgung) 

------------------------Bessere Wohn-
verhältnisse in 
der Stadt 
~-----------------------Das durch den 
Berufswechsel 
gesunkene Ansehen 
am bisherigen 
Wohnort 

Ohne 

Nennungen in v.H. Rangfolge 

23 1 

60,5 

----------- ---------- --------------
13 2 

34,2 

----------- ~--------- --------------
1 3 

2,6 
---------------------- --------------

1 3 

2,6 

Antwort -
~----------------------_._-----------~--------- --------------38 Summe 100,0 

Die Einstellung der Familien zum möglichen Berufswechsel der Befragten korrelierte beträchtlich 
mit deren allgemeiner Berufswechselbereitschaft (CC corr 0,441), mit dem Mobil itätsbereit
schaftsindex I (CC corr 0,496) und dem Mobil itätsbereitschaftsindex II (CC corr 0,480). Stei
gende Mobilitötsbereitschaft stimmte höufig mit der zustimmenden Haltung der Familie zum Be
rufswechsel des Befragten Uberein und ablehnende Haltung der Familie in diesem Punkt mit der 
potentiellen Immobilitöt des Befragten. Ganz tthnliche Beziehungen zeigten sich zwischen der 
Einstellung der Familien zur Umschulung, zu Pendelfahrten und etwas abgeschwöcht zum Wohn
ortswechsel des Befragten einerseits und den abhängigen Variablen andererseits. 

Die Einstellung der Familie zum Berufswechsel etc. des Befragten ist allerdings keine völlig un
abhöngige Größe. Sie korreliert positiv mit der Meinung der Nachbarn und Bekannten uber den 
Berufswechsel des Befragten (CC corr 0,398). Die ablehnende Haltung Uberwiegt bei höherem 
Reinertragspotential des Betriebes (CC corr 0,277), höherem Einheitswert (CC corr 0,220), grö
ßerer Eigentumsfltiche in ha (CC corr 0,227), höherem landwirtschaftlichen Einkommen (CC corr 
0,220), der vom Befragten erwarteten unverönderten Vollerwerbseigenschaft des Betriebes (CC 
corr 0,380), dem Vorhandensein eines Erben fUr den landwirtschaftlichen Betrieb (CC corr 0,259), 
dem Überwiegen von Verwandten mit landwirtschaftlichen Berufen (CC corr 0,238) und der 
positiven Einstellung des Befragten zur Hoferhaltung (CC corr 4,03). Verstörkte Zustimmung 
der Familie zum Berufswechsel erfolgt bei kleinerer selbstbewirtschafteter LN (CC corr 0,252), 
zunehmendem Verschuldungsgrad (CC corr 0,238) und dem Vorhandensein von außerlandwirt
schaftlichen Erwerbsaltemativen fUr alle Familienarbeitskrtifte (CC corr 0,202). 
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Übersicht 7a: Rangfolge der Vorteile außerlandwirtschaftlicher Arheitsbedingungen gegenUber 
denjenigen bei landwirtschaftlicher Tätigkeit 
(Angaben von allen 433 befragten Personen) 

Vorteilhafte Nennungen in v.H. Rangfolge Arbeitsbedingungen 

Geregelte Arbeits-
zeit und keine 205 47,3 1 
ständige Gebundenhei 

--------------------- ---------------- ------------- ---------------
Mehr Freizeit 119 27,5 2 und Urlaub 
-------------------- --------------- ------------- ---------------
Mitarbeit der 
Ehefrau bzw. 31 7,2 3 der Kinder ist 
nicht nötig 

-Beru1IIcne---------- ---------------- ------------- ---------------
Aufstiegschancen 26 6,0 4 
-------------------- --------------- ------------- ---------------
Interessante 12 2,8 5 Arbeit 
-------------------- --------------- ------------- ---------------
Von der Witterung 
unabhängige Arbeit 10 2,2 6 
in geschlossenen 
Räumen 
-------------------- --------------- ------------- ---------------
Leichte körperliche 9 2,1 7 Arbeit 
~-------------------- --------------- ------------- ---------------
Saubere 2 0,4 8 Arbeit 

Keine 19 4,5 -Antwort 
r-------------------- ~--------------- ------------- ---------------Summe 433 100,0 -

Von den nicht zum Berufswechsel bereiten Personen hatten die meisten keine Verwandten oder 
Bekannten, die in den letzten ..Jahren aus der Landwirtschaft abgewandert waren; dagegen konn
ten die Mobilitätsbereiten mehr positive Abwanderungsbeispiele nennen. Zwischen den Abwan
derungsbeispielen und dem Mobilitätsbereitschaftsindex I ergab sich ein CC corr von 0,258. 

Als HinderungsgrUnde regionaler Mobilität scheinen Altenteilsverpflichtungen sowie die Tren
nung von Verwandten, Bekannten und Freunden nur eine untergeordnete Rolle zu spielen, denn 
von 5 möglichen GrUnden wurden sie von den berufswechselbereiten Personen, die aber nicht 
bereit waren, in eine Stadt zu ziehen, nur an dritter bzw. vierter Stelle genannt (vgl. Über
sicht 6). 

Verheiratete zeigten geringere Mobilitätsbereitschaft (CC corr 0,325 mit dem Mob.-Index I) 
und auch Väter unterhaltsberechtigter Kinder hatten meist weniger Punkte beim Mobilitätsbe
reitschaftsindex I (CC corr 0,203). 
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Übersicht 7b: Rangfolge der Vorteile außerlandwirtschaftlicher Arbeitsbedingungen gegenUber 
denjenigen bei landwirtschaftlicher Tätigkeit 
(Angaben der 249 "Nicht-Berufswechselbereiten") 

Vorteilhafte 
Arbeitsbedingungen 

Geregelte Arbeitszeit 
und keine ständige 
Gebundenheit 

Mehr Freizeit 
und Urlaub 

Nennungen in v.H. Rangfolge 

121 48,6 1 

--------------- ----------------------------
73 29,3 2 

---------------------- ---------------~---------------------------
Mitarbeit der 
Ehefrau bzw. der 
Kinder ist nicht 
nötig 

Berufliche 
Aufstiegschancen 

-----------------------
Von der Witterung 
unabhängige Arbeit 
in geschlossenen 
Räumen 
~----------------------Interessante 
Arbeit 

-----------------------
Leichte körper
liche Arbeit 

Saubere 
Arbeit 

Keine 
Antwort 

Summe 

4.2.8 Wertvorstellungen 

17 

10 

6 

6 

2 

14 

249 

6,8 3 

4,0 4 

2,4 5 

--------------
2,4 5 

0,9 7 

8 

5,6 

100,0 

Befragte, die sich verpflichtet fUhlten, den Hof zu erhalten, waren wesentlich seltener mobil i
tätsbereit als Personen, die diesbezUglieh keine Verpflichtung empfanden. Bei den GrUnden 
fUr das Verbleiben im landwirtschaftlichen Beruf nannten die Interviewten, die keinesfalls zur 
Aufnahme einer außerlandwirtschaftlichen Haupterwerbstätigkeit bereit waren, an zweiter 
Stelle die "Erhaltung des Hofes" (vgl. Übersicht 2). So ist es nicht verwunderlich, daß bei der 
Kontingenzrechnung ein negativer Zusammenhang zwischen dem Willen zur Hoferhaltung und 
den Indizes der Mobilitätsbereitschaft - CC corr 0,270 mit dem Mob.-Index I und CC corr 0,353 
mit dem Mob.-Index 11 - vorhanden war. Innerhalb der Gruppe der Berufswechselbereiten war 
bei den "tatsächlich Berufswechselbereiten" die Neigung, den Hof zu erhalten, besonders ge
ring (CC corr 0,438). Bei denen, die den Hof erhalten wollten, hatte die Familie eher eine 
negative Einstellung zum Berufswechsel (CC corr 0,403) und bei ihnen war auch öfter ein Erbe 
vorhanden, der den Betrieb weiterfUhren woll te (CC corr 0,426). 
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Übersicht 7c: Rangfolge der Vorteile außerlandwirtschaftlicher Arbeitsbedingungen gegenüber 
denjenigen bei landwirtschaftlicher Tätigkeit 
(Angaben der 184 "Berufswechselbereiten") 

Vorteilhafte 
Arbeitsbedingungen 

Geregelte Arbeitszeit 
und keine ständige 
Gebundenheit 

~----------------------Mehr Freizeit 
und Urlaub 

Berufliche 
Aufstiegschancen 

Nennungen 

84 

46 

16 

in v.H. Rangfolge 

45,7 1 

-------------
25,0 2 

8,7 3 

---------------------- ------------------ -------------------------Mitarbeit der Ehefrau 
bzw. der Kinder ist 
nicht nötig 

14 7,6 4 

---------------------- ------------------ ------------~-----------Leichte körperliche 
Arbeit 7 3,8 5 

---------------------- ------------------ ------------~------------Interessante 
Arbeit 6 3,3 6 

---------------------- r----------------- ------------~-----------. Von der Witterung 
unabhängige Arbeit 
in geschlossenen 
Räumen 

4 2,2 7 

----------------------------------------- ------------------------Saübere 
Arbeit 

Keine 
Antwort 

2 

5 

1, 1 8 

2,6 

-----------------------r----------------- ------------~-----------
Summe 184 100,0 -

Die Bauerntumsideologie scheint bei den Nicht-Berufswechselbereiten stärker verwurzelt zu 
sein. Sie meinten häufiger, daß "Bauer sein" sich gar nicht mit anderen Berufen vergleichen 
läßt, weil es mehr ist als alle anderen Berufe (CC corr 0,277 mit dem Mob.-Index 11) und 
auch, daß ohne eigene Landwirtschaft der Wohlstand unseres Volkes rasch am Ende wäre (CC 
corr 0,214 mit dem Mob.-Index I) 1). 

1) Die beiden entsprechenden Fragen wurden schon von ZICHE (16, S. 112 f. und 189 ff.) 
erfolgreich zur Überprüfung der Ideologieverhaftung der landwirtschaftl ichen Bevölkerung 
in Bayern benutzt. 
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Die Uberwiegende Mehrzahl (81 %) aller Befragten meinte, daß Personen, die ihren Beruf 
wechseln, anpassungsfähig bzw. fortschrittlich sind. Doch die Nicht-Berufswechselbereiten 
neigten eher dazu, Berufswechsler als unzuverlässig oder wenig pfl ichtbewußt zu bezeichnen 
(CC corr 0,223 zwischen Mob.-Index 11 und allgemeiner Einstellung zum Berufswechsel). 

4.2.9 Information 

Mit zwei Fragen Uber staatliche Maßnahmen zur Förderung der beruflichen Mobilität wurde 
der Informationsstand der Befragten getestet. Bei der Frage bezUgl ich der finanziellen Förde
rung der beruflichen Umschulung waren vor allem die Nicht-Berufswechselbereiten schlechter 
informiert (CC corr 0,270 mit der allgemeinen Berufswechselbereitschaft; CC corr 0,312 mit 
dem Mob.-Index I, CC corr 0,273 mit dem Mob.-Index 11). 

Gering war die Information allgemein Uber einen staatlichen Zuschuß zur Nachversicherung in 
der gesetzl ichen Rentenversicherung 1). Aber hier zeigte sich etwas deutl icher ein positiver 
Zusammenhang zwischen Mob i I i tätsbere itschaft und Information (CC corr 0,314 mit der allge
meinen Berufswechselbereitschaft, CC corr 0,291 mit dem Mob.-Index I und CC corr 0,328 
mit dem Mob.-Index 11). 

Da sich innerhalb der Gruppe der Berufswechselbereiten die "tatsächlich Berufswechselbereiten" 
hinsichtlich des Informationsgrades nicht signifikant von den Ubrigen unterscheiden, kann ange
nommen werden, daß es sich bei dieser sehr mobilitätsbereiten Gruppe vorwiegend um Personen 
handelt, die aus wirtschaftlichem Zwang die Landwirtschaft verlassen müssen und weniger auf 
Grund besserer Information zu diesem Schritt neigen. 

4.2.10 Materielle Umwelt 

Etwa 42 % der Befragten kennen keine ihnen zusagende außerlandwirtschaftliche Erwerbsmög
lichkeit für den Fall, daß sie nicht mehr in der Landwirtschaft tätig sein wollten. Konform da
mit geht die Unzufriedenheit der Berufswechselbereiten mit dem Angebot an außerlandwirt
schaftlichen Arbeitsmöglichkeiten (CC corr 0, 198 mit der allgemeinen Berufswechselbereit
schaft und CC corr 0,236 mit dem Mob.-Index I). 

Daß die Berufswechselbereiten häufiger alternative Erwerbsmöglichkeiten kennen, ließ sich 
nicht mehr signifikant nachweisen. Aber innerhalb der Gruppe der Berufswechselbereiten kennen 
die Personen, die u.U. in den nächsten Jahren einen außeriandwirtschaftl ichen Haupterwerb 
aufnehmen, mehr Alternativen als diejenigen, die keinesfalls bzw. sicher in den nächsten 
Jahren aus der Landwirtschaft abwandern (CC corr 0,265). So spielt wohl bei denen, die heute 
schon wissen, daß sie sicher einen außerlandwirtschaftl ichen Haupterwerb aufnehmen werden, 
die Kenntnis von Alternativen eine geringere Rolle als der wirtschaftliche Druck. Dagegen mag 
für die "vorgeblich Berufswechselbereiten" der Mangel an akzeptablen außerlandwirtschaftlichen 
Alternativen ein Hemmgrund ihrer faktischen Abwanderung aus der Landwirtschaft sein. 

Um die außerlandwirtschaftlichen Erwerbsmöglichkeiten außerdem noch einigermaßen objektiv 
erfassen zu können, wurde Schieswig-Hoistein in Anlehnung an den Landesraumordnungsplan 
(11, S. 315 - 336) in Agrarregionen, Übergangsregionen und Stadtregionen eingeteilt (vgl. 
Schaubild 1). Nach ihren Heimatgemeinden konnten dann die interviewten Personen den ein
zelnen Regionen zugeordnet werden. Zwischen dieser regionalen Gliederung und der Zufrieden
heit mit dem Angebot an außerlandwirtschaftlichen Arbeitsmöglichkeiten ließ sich eine stärkere 
Abhängigkeit ermitteln (CC corr 0,444). Und zwar waren die in Agrarregionen Wohnenden viel 

1) Von der Möglichkeit einer finanziellen Förderung der Umschulung hatten schon 70 % der Be
fragten etwas gehört, beim Zuschuß zur Nachversicherung waren es nur 44 %. 
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öfter unzufrieden, die in Stadtnähe Wohnenden viel öfter zufrieden mit dem Angebot an außer
landwirtschaftl ichen AI ternativen. 

Daß die Kenntnis von akzeptablen außerlandwirtschaftlichen Alternativen in Stadtnähe häufiger 
als in Agrarregionen auftritt, ließ sich nicht signifikant feststellen. Ebenso konnte kein Zusam
menhang zwischen der allgemeinen Berufswechselbereitschaft und der Lage des Wohnortes der 
Befragten in einer der Regionen gefunden werden. Allerdings gaben die Personen, die zu einem 
Umzug in die Stadt bereit waren, ein "größeres Angebot an außerlandwirtschaftlichen Arbeits
mögl ichkeiten in der Stadt" am häufigsten (60,5 %) als wichtigsten Grund dafUr an (vgl. Über
sicht 6). 

Nicht-Berufswechselbereite waren öfters mit den "Möglichkeiten der Freizeitgestaltung (Kultur, 
Sport, VergnUgungen etc.)" in der näheren Umgebung ihres Wohnortes zufrieden als die Mobili
tätswilligen (CC corr 0, 171 mit der allgemeinen Berufswechselbereitschaft und CC corr 0,210 
mit dem Mob.-Index I). 

Dementsprechend nannten die Wohnortwechselbereiten "gUnstige Lebensbedingungen in der 
Stadt (Bildung, Freizeitgestaltung und Versorgung)" am zweithäufigsten als wichtigsten Grund 
fUr ihren mögl ichen Umzug in eine Stadt (vgl. Übersicht 6). Befragte, die zwar geneigt waren, 
ihren Beruf zu wechseln, nicht aber in eine Stadt zu ziehen, begrundeten letzteres vorwiegend 
mit den "VorzUgen des heimatlichen Landlebens" und mit den "höheren Lebenshaltungskosten 
in der Stadt" (vgl. Übersicht 5). 

4.2.11 Alter und Ausbildung 

Zwischen dem Alter und dem Mobilitätsbereitschaftsindex I (CC corr 0,251) sowie dem Mobili
tätsbereitschaftsindex 11 (CC corr 0,257) konnte ein gewisser Zusammenhang nachgewiesen wer
den. Von den potentiell Mobilen zeigten die 15- bis 25-jährigen die höchste Mobilitätsbereit
schaft, während die Uber 45-jährigen kaum noch zur Umschulung, zum Pendeln oder zum Wohn
ortwechsel bereit waren. 

Die Allgemeinbildung und die Mobi I itätsbereitschaft wiesen keine signifikante Kontingenz auf. 
Ebenso ergab sich keine Korrelation zwischen der Qual ität der landwirtschaftl ichen Berufsaus
bildung und der Mob i I itätsbereitschaft. Lediglich zwischen landwirtschaftlicher (Fremd-)Lehre 
und Mobilitätsbereitschaftsindex 11 zeigte sich ein Zusammenhang (CC corr 0,263), und zwar 
waren hier Personen mit (Fremd-)Lehre mobilitätsbereiter als Personen ohne eine solche. 

Daß zwischen Ausbildung und Mobilitätsbereitschaft keine signifikante Kontingenz derart auf
trat, daß besser Ausgebildete (vgl. z.B. GISSER, 4; 19) sich mobilitätsbereiterzeigten, lag 
wohl daran, daß die landwirtschaftlichen Betriebsleiter und Hoferben mit einem höheren Allge
mein- und Fachbildungsniveau in der Regel auf größeren Betrieben anzutreffen sind, die weni
ger dem Druck der wirtschaftl ichen Entwicklu~g ausgesetzt waren. 

Mit dem Einheitswert wies die Allgemeinbildung einen CC corr von 0,277 und die Fachbildung 
sogar einen CC corr von 0,519 auf. Etwas niedrigere Kontingenzkoeffizienten ergaben sich mit 
den Ubrigen Betriebsgrößenmaßstäben - ha LN Eigentum bzw. selbstbewirtschaftete ha LN Rein
ertragspotential - und dem landwirtschaftlichen Einkommen in DM. Weiterhin ist zu bedenken, 
daß sich aus einer höheren landwirtschaftlichen Fachausbildung im Falle eines Berufswechsels 
auch höhere Opportunitätskosten ergeben. Aber größere potentielle Immobilität bei besserer 
landwirtschaftlicher Berufsausbildung war auch nicht nachzuweisen. 

5 Zusammenfass~nd Schlußbetrachtung 

Die hier vorgetragenen vorläufigen empirischen Ergebnisse lassen entsprechend dem bisherigen 
Stand der Datenanalyse nur eine bedingte Rangordnung der BestimmungsgrUnde der Abwanderung 
aus der Landwirtschaft zu. 
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Trotzdem kann gesagt werden, daß die ökonomischen Gründe die Mobilittltsbereitschaft am 
sttlrksten beeinflussen. Unter diesen spielt nicht das absolute landwirtschaftliche Einkommen 
und die Einkommenserwartung in der Landwirtschaft bzw. die Betriebsgröße die sttlrkste Rolle, 
sondern das erwartete höhere Einkommen in einem außerlandwirtschaftlichen Haupterwerb. Das 
erwartete höhere außerlandwirtschaftliche Einkommen ist zwar einerseits abhtlngig vom tatstlch
lichen und erwarteten Einkommen in der Landwirtschaft, wird aber andererseits beeinflußt durch 
die außerlandwirtschaftlichen Erwerbsmöglichkeiten. Letztere sind wiederum eine Funktion 
des Angebots an außerlandwirtschaftlichen Arbeitspltltzen sowie der Qualifikation, Leistungs
ftlhigkeit und Information der landwirtschaftl ichen Erwerbspersonen im Hinbl ick auf das außer
landwirtschaftl iche Arbeitsplatzangebot • 

Die berufsspezifischen Arbeitsbedingungen in der Landwirtschaft werden - bis auf die sttlndige 
Gebundenheit - von der Mehrzahl der Befragten bevorzugt, so daß sie nur für einen kleinen 
Teil der landwirtschaftl ichen Betriebsleiter und Hoferben ein wichtiges Abwanderungsmotiv 
darstell en. 

Von den metaökonomischen Gründen scheint die Beurteilung der Mobil ittlt der Befragten durch 
ihre soziale Umwelt - Familie, Nachbarn und Bekannte - der wichtigste Bestimmungsgrund zu 
sein. 1). Doch ist zumindest die diesbezügl iche Einstellung der Familie nicht unabhtlngig von 
den ökonomischen Bedingungen des Befragten. 

Die Ideologieverhaftung spielt - sieht man vom Willen zur Hoferhaltung ab - bei der Mobili
tätsbereitschaft eine geringere Rolle. Die Verpflichtung zur Hoferhaltung hat neben einer ideo
logischen auch eine traditionell-ökonomische Komponente und ist mit der Betriebsgröße (Eigen
tumsfltlche in ha LN) schwach korreliert (CC corr 0, 196). Sie hat auf die Mobilittltsbereitschaft 
einen gewissen Einfluß. Auch dem höheren Informationsgrad - speziell über die Möglichkeiten 
und Umsttlnde des Berufswechsels - ist eine mobilittltsversttlrkende Wirkung nicht abzusprechen. 

Weder zwischen der Kenntnis akzeptabler außerlandwirtschaftlicher Alternativen noch zwischen 
dem tatstlchlichen Angebot an nichtlandwirtschaftlichen Arbeitspltltzen und der Mobilittltsbe
reitschaft war ein signifikanter Zusammenhang nachzuweisen. Doch ist anzunehmen, daß -
wegen der hohen Unzufriedenheit der in den Agrarregionen Wohnenden mit den außerlandwirt
schaftlichen Arbeitsmöglichkeiten - ein verstärktes Angebot von nichtlandwirtschaftlichen Er
werbsmöglichkeiten in Itlndlichen Gebieten die faktische intersektorale Mobilittlt dort erhöhen 
würde. 

Der angenommene Zusammenhang zwischen dem Alter und der Mobilittltsbereitschaft konnte nach
gewiesen werden, dagegen derjenige zwischen Ausbildung und Mob i I i ttltsberei tschaft nicht. 

Vielleicht bringen anspruchsvollere statistische Analysemethoden des Datenmaterials - wie z.B. 
die Informationsanalyse -, die mehrere Variable gleichzeitig erfassen und auch mögliche Inter
aktionen zwischen den Einflußvariablen betrachten, klarere Aussagen über Wirkungszusammen
hang und Gewicht der einzelnen Bestimmungsgründe im Hinblick auf die Bereitschaft zur Ab
wanderung aus der Landwirtschaft. 

1) Neuere, weitergehende Analysen lassen diesen Einflußfaktor besonders hervortreten. 
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1 Der intrasektorale BocIentransfer 

Der strukturelle Wandel der Landwirtschaft dokumentiert sich auch und vor allem in der Anpas
sung der Betriebsgrößen an die Bedingungen des gesamtwirtschaftlichen Wachstumsprozesses. 
Obwohl IBetriebsgrößen" nur unzUTeichend durch die Größe der von einem landwirtschaftlichen 
Betrieb bewirtschafteten NutzflC:lche gemessen werden können, stellt diese Meßzahl gemeinhin 
den gebrC:luchl ichsten Maßstab hierfUr dar. Hierbei ist festzuhalten, daß die so gemessene struk
turelle Anpassung der Landwirtschaft in zweifacher Richtung erfolgt, nC:lmlich durch eine Be
triebsaufstockung einerseits und eine Betriebsabstockung andererseits 1). Die Steuerung dieses 
gegenlC:lufigen Anpassungsvorgangs geschieht durch den Bodenmarkt, der sich in den Teilmarkt 
fUr PachtflC:lchen und jenen Bereich untergliedern IC:lßt, der mit einem Wechsel des Bodeneigen
tUrners verbunden ist. Letzterer Teilmarkt kann weiter unterschieden werden in jenen Bereich, 
der den Wechsel von landwirtschaftlicher zu nichtlandwirtschaftlicher Bodenverwendung um
faßt, und den eigentl ichen landwirtschaftl ichen BocIenmarkt, der sich auf den intrasektoralen 
Transfer des Bodens beschrC:lnkt. Beide MC:lrkte stehen, wie zu zeigen ist, in engstem Zusammen
hang. 

Unter intrasektoralem BocIentransfer soll in dieser Analyse nur der Transfer innerhalb des land
wirtschaftl ichen Sektors in Form des Eigentumswechsels verstanden werden 2). Zu unterscheiden 
ist in diesem Zusammenhang zwischen dem Transfer ganzer land- und forstwirtschaftlicher Be
triebe und dem Transfer land- und forstwirtschaftlicher EinzeigrundstUcke. Eine Analyse des 
Pachtmarktes war wegen des Mangels an geeigneten statistischen Daten nicht mögl ich. Weiter 
beschränkt sich diese Untersuchung auf Schleswig-Holstein, da nur dort ausreichende Daten 
verfUgbar waren. Dennoch haben die Ergebnisse exemplarische Bedeutung für den Bodenmarkt 
in dichtbevölkerten industrialisierten LC:lndern. 

Wie aus Übersicht 1 und Schaubild 1 hervorgeht, hat sich der Transfer land- und forstwirtschaft
licher EinzeigrundstUcke in Schleswig-Holstein in dem Zeitraum von 1953 bis 1968 nahezu ver
dreifacht. Der Transfer ganzer land- und forstwirtschaftlicher Betriebe lag etwa zwischen 
3000 und 5 000 ha jC:lhrlich. Hierbei schwankte die Landbeschaffung der IC:lndlichen Siedlung 
im Zeitablauf erheblich und erreichte im Jahre 1957 einen Anteil am gesamten Bodenmarkt 
von 69 %, fiel dann aber wieder auf einen Anteil von 13,9 % im Jahre 1967. 

1.1 BestimmungsgrUnde des intrasektoralen Bodentransfers im Landesdurchschnitt 

Die BestimmungsgrUnde des land- und forstwirtschaftl ichen BocIentransfers im Landesdurchschnitt 
wurden mit Hilfe der Zeitreihenanalyse ermittelt. Dabei stellte sich heraus, daß keine eindeu
tige Beziehung zwischen den getesteten Einflußgrößen und dem Bodentransfer fUr land- und 
forstwirtschaftliche Betriebe hergestellt werden konnte. Es wurde zwar ein enger statistischer 
Zusammenhang zwischen sechs unabhC:lngigen Variablen und dieser Zielgröße gefunden, die 
theoretischen ErklC:lrungen des Einflusses einiger Bestimmungsgrößen stoßen in diesem Zusammen
hang jedoch auf besondere Schwierigkeiten. Das mag daran I iegen, daß mögl icherweise wesent
liche Einflußgrößen unberUcksichtigt blieben, weil sie quantitativ nicht zu erfassen sind. Aus 
diesem Grunde wird im folgenden nur auf die Bestimmungsgrößen eingegangen, die auf den 
Transfer land- und forstwirtschaftlicher EinzeigrundstUcke einwirken. 

1) Hierbei handelt es sich um einen von der gewerblichen Struktur (Konzentrationsprozeß) 
stark abweichenden Vorgang im Agrarbereich, der hC:lufig in seiner Bedeutung Ubersehen wird. 

2) Die meisten Aussagen Uber die BestimmungsgrUnde des intrasektorolen Bodentransfers stUtzen 
sich auf die detail I iertere Untersuchung in dem folgenden Beitrag; H. FEUERSTEI N (5). 
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Übersicht 1: Bodentransfer in Schieswig-Hoistein 1953 - 1968 

Jahr Transfer land- Transfer land- und Transfer land- und 
Summe 1 - 3 Davon Landbeschaffung fUr lönd-

und forstwirtschaft- fortw i rtschaft I i eher forstwirtschaftlicher 
licher Betriebe Einzelgrundstucke EinzelgrundstUcke, liehe Siedlung 4) 

in ha 1) (ohne bebaute Ein- die als Bauland oder 
zelgrundstucke öhnl. Verwendung in ha in % von Spalte 4 

in ha 1) finden in ha 1 ) 

1 2 3 4 5 6 

1953 4 250 3 144 970 8364 4 357 52,1 
1954 4 137 2 690 945 7 772 5 139 66, 1 
1955 5 099 3 239 1 165 9 503 4 032 42,4 
1956 3 035 3 123 1 346 8304 2525 30,4 
1957 3 074 2 985 1 530 7 589 5 207 68,6 
1958 3 333 2 981 2 082 8 396 3 762 44,8 
1959 3 594 2984 2377 8 955 2545 28,4 
1960 4386 3 268 3 163 10 817 2 871 26,5 
1961 3 224 3 741 3 075 10 040 4 402 43,8 
1962 4051 5 464 2563 12 078 4083 33,8 
1963 5 398 5 225 2 627 13 250 4 080 30,8 
1964 5 226 7 529 2 945 15 700 4 526 28,8 
1965 4 950 6 661 3 199 14 810 3 388 22,9 
1966 3 479 5 972 2 339 11 790 2980 25,3 
1967 2) 3383 8 265 2 120 13 768 1 909 13,9 
1968 3) 4 575 9 172 2 528 16 275 3 456 21,2 

- -------

Quellen: 1) O. SCHWARTZ, 17, S. 94 und 95. 
2) Unterlagen des Ministeriums fUr Ernöhrung, Landwirtschaft und Forsten des Landes Schieswig-Hoistein - VIII 16/0. 

19.06-06-,14. August 1968, Tabelle 5 und 6. 
3) Nach Angaben des Ministeriums fUr Ernährung, Landwirtschaft und Forsten des Landes Schleswig-Holstein. 
4) Grundzahlen der Agrarpolitik, 7, mit Nachträgen, S. V1I1/3. 
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Aus siebenundzwanzig getesteten mögl ichen Einflußgrößen des Transfers land- und forstwirt
schaftlicher Einzelgrundstücke 1) konnten drei als Bestimmungsfaktoren ermittelt werden. Im 
einzelnen sind dies der Fremdkapitalbesatz, die Abwanderung von Familienarbeitskr!:lften und 
die Pachtpreise der land- und forstwi rtschaftl ichen Einzelgrundstücke. 

1.1.1 Fremdkapitalbesatz 

Als Fremdkapitalbesatz wurden die Bruttokredite ohne AI tenteilsbelastung der landwirtschaft
lichen Eigentumsbetriebe verwendet (7). Es zeigt sich, daß die Kreditbelastung je ha LN der 
Eigentumsbetriebe in dem untersuchten Zeitraum von 1953 bis 1967 st!:lndig gestiegen ist. Auf
fallend ist das starke Ansteigen des Anteils der hochbelasteten landwirtschaftlichen Nutzfl!:lche 
(LN) an der gesamten landwirtschaftlichen Nutzfl!:lche. Im Jahre 1957 waren nur 0,3 % der LN 
der Eigentumsbetriebe Schleswig-Holsteins mit mehr als 3 200, -- DM je ha verschuldet. Der 
Anteil stieg 1962 auf knapp 5 % und 1968 sogar auf 16,9 % mit einer Durchschnittsbelastung 

1) Über den mögl ichen Einfluß dieser Bestimmungsgrößen auf die Zielgröße siehe: H. 
FEUERSTEIN (5), S. 28 - 72 und Anhang I, S. 164 - 169. 
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von 4 700,-- DM je ha (WITTERN, 22). Der Anteil der Fläche mit Uber4 800,-- DM Fremd
kapitalbelastung je ha LN an der gesamten LN der Eigentumsbetriebe Schleswig-Holsteins 
stieg in dem kurzen Zeitraum von 1967 bis 1968 sogar von 4,2 % auf 6,7 %, was auf eine 
Verschlechterung der Situation der hochbelasteten Betriebe hindeutet (WITTERN, 22). Der 
Anteil der LN mit Nettoguthaben an der gesamten LN hat sich hingegen im Zeitablauf kaum 
verändert. Er lag im Jahre 1968 bei ungefähr 13 % (WITTERN, 22). 

Die starke Zunahme des Kreditbesatzes der Eigentumsbetriebe in dem Zeitraum von 1953 bis 
1968 hatte etwa eine Verdreifachung des Transfers land- und forstwirtschaftlicher EinzeIgrund
stucke zur Folge (Übersicht 1). Dabei war der stärkste Anstieg des Transfers in dem Zeitraum 
von 1961 bis 1968 zu verzeichnen, also in dem gleichen Zeitraum, in dem der Anteil der 
hochbelasteten LN der Eigentumsbetriebe sich besonders stark erhöht hat. 

Es kann also angenommen werden, daß mit steigendem Kreditbesatz der hochbelasteten Eigen
tumshetriebe das Angebot an land- und forstwirtschaftlichen Einzelgrundstucken steigt, da viele 
EigentUmer solcher Betriebe die steigenden Zins- und Tilgungslasten nicht mehr aus ihrem Be
trieb erwirtschaften können. Um weiterhin in der Landwirtschaft tätig bleiben zu können, ver
kaufen die Eigentumer Einzelgrundstucke und nicht den ganzen Betrieb; sehr oft pachten sie 
die ehemals eigenen EinzeigrundstUcke von dem neuen Eigentumer, so daß keine Betriebsver
kleinerung"eintritt. Wenn Eigentumer land- und forstwirtschaftlicher Betriebe also aus "Geld
mangel" (SCHMALTZ und MROHS, 15) EinzelgrundstUcke veräußern, dann bedeutet das nicht 
unbedingt, daß sie schon die oberste Grenze der Belastbarkeit ihres Grundvermögens erreicht 
haben. Der Gesamtwert ihres Betriebes I iegt meistens noch wesentl ich Uber der Höhe der ge
samten Kreditbelastung; nur ist eine Tendenz steigender Kreditbelastung zu verzeichnen, die 
es angebracht erscheinen läßt, Einzelgrundstucke zu einem relativ hohen Verkehrswert zu ver
äußern. Andernfalls ist bei steigender Kreditbelastung eine zukUnftige Zwangsversteigerung zu 
befUrchten. 

Der enge Zusammenhang zwischen dem Transfer land- und forstwirtschaftlicher EinzeIgrund
stUcke einerseits und dem Fremdkapitalbesatz andererseits wird auch in der Zeitreihenanalyse 
bestötigt. Mit Hi Ife der Einfachregression wurden Bestimmtheitsmaße von Uber 90 % erzielt 
(Übersicht 2). Das Vorzeichen des Koeffizienten dieser Variablen war eindeutig positiv, was 
bedeutet, daß mit steigendem Fremdkapitalbesatz auch mehr Boden angeboten wird. In multip
len Regressionsgleichungen erzielte die Einflußgröße Fremdkapitalbesatz die höchsten partiel
len Korrelationskoeffizienten und die höchsten Beta-Koeffizienten (EZEKIEL and FOX, 4), 
so daß diese Bestimmungsgröße als die wichtigste herausgestellt werden konnte (Übersicht 2, 
Gleichung 1). 

Ein wesentlicher Unterschied zwischen Gleichungen mit nominalen Monetörvariablen und 
Gleichungen mit realen Monetörvariablen konnte nicht festgestellt werden, da die Schwankun
gen der Zielgröße und vieler Einflußgrößen sehr hoch waren, das allgemeine Preisniveau sich 
im untersuchten Zeitraum jedoch nur relativ geringfUgig veröndert hat. Deflationiert wurden 
die Nominalgrößen mit dem vom Statistischen Bundesamt ermittelten Preisindex fUr die Lebens
haltung eines Vier-Personen-Arbeitnehmerhaushalts. Auf Grund der zu vernachlössigenden 
Unterschiede der Gleichungen mit nominalen und mit realen Monetörvariablen werden in die
ser Darstellung nur die Gleichungen mit realen Monetörvariablen aufgezeigt. 

1 .1 .2 Pachtpreise 

Im Zusammenhang mit der Einflußgröße durchschnittliche Pachtpreise fUr land- und forstwirt
schaftliche Einzelgrundstucke ist zu erwöhnen, daß diese nur unvoll stöndig erhoben wurden. 
Verpachtungen sind lediglich anzeigepflichtig, dagegen sind land- und forstwirtschaftliche 
Bodenverköufe ab einer bestimmten Mindestgröße nur mit Genehmigung der Kreislandwirt-
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Übersicht 2: Transfer land- und forstwirtschaftlicher EinzeigrundstUcke 1954 - 1968 (reale MonetCirvariablen) 

UnabhCingige Bruttokredite ohne Durchsehn . Pacht- Zahl der stCin-
Variablen Altenteilsbelastung preise fUr land- digen landwirt-

Bestimmt-
Zielgröße, 

der landw. Eigen- u . fors tw i rtsch • schaft I • Fam i I i en-
ElastizitCiten heitsmaß 

tumsbetriebe Einzelgrundstucke arbeitskräfte in 
Funktionsform 

(in DM je ha) (in DM je ha) Betrieben mit 0,5 R2 
u. absolutes 
Glied 

(t = 1) und mehr ha LN 

Y3 X13 X12 X24 

Transfer von 
Ei nze I grunds tucken 
(doppelt-Ioga- Y fXI3=1,364 

rithmisch) 0,9635 
(1) Ig Y3=3,423 + 1,364 Ig X13 

(0,112) 
- 1,664 19 X12 

(0,398) 
YfXI2=-I,664 

Transfer von 
EinzeigrundstUcken 
(doppelt-Ioga- Y fXI3=1,622 0,9103 

ri thmisch) 
(2) Ig Y3 = 1,278 + 1,622 Ig X13 

(0,141) 

Transfer von 
Ei nzel grunds tucken 
(doppelt-loga-
rithmisch) 

(3) Ig Y 3 = 10,089 =3, 137 Ig X24 Y fX24=-3, 137 0,9092 
(0,275) 

Die in Klammern gesetzten Werte unterhalb der Regressionskoeffizienten geben deren Standardabweichung an. 

Quelle: Eigene Berechnungen. 

Partielle Beta-
Korrel ations- Koeffizienten 
koeffizienten 

XI2=-0,770 XI t'Y3=-0, 276 

X13= 0,962 Xl fY3= 0,803 

~--
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schaftsbehörden möglich. Es muß angenommen werden, daß ein großer Teil der Verpachtungen 
nicht bei den Kreislandwirtschaftsbehörden angezeigt wird. Es kann aber auch vermutet werden, 
daß die Pachtpreise sich im Untersuchungszeitraum nur unwesentlich vertlndert haben 1), was 
auch die tatsöchlich angezeigten Verpachtungen zum Ausdruck bringen. 

Die Pachtpreise der land- und forstwirtschaftlichen EinzeigrundstUcke konnten als zweite unab
htlngige Variable in die Transfergleichung fUr EinzelgrundstUcke mit eindeutig negativem Vor
zeichen ihres Koeffizienten aufgenommen werden. Das negative Vorzeichen des Koeffizienten 
dieser unabhtlngigen Variablen Itlßt auf eine Angebotskomponente schließen, denn die im Zeit
ablauf kaum gestiegenen Pachtpreise veranlassen manche BodeneigentUmer, ihren Boden zu ver
kaufen, da die Verzinsung ihres verpachteten Grundvermögens gering ist. Das gilt jedoch nur 
fUr Grundstucke, die auch kUnftig keine außerlandwirtschaftliche Verwendung erwarten lassen 
(HEROT and COCHRANE, 8), da andernfalls die geringe laufende Verzinsung (Pachtpreise) durch 
den steigenden Bodenpreis kompensiert wUrde. Ein Verkauf von Boden wegen geringer Verzin-

1) BegrUndung: H. GRIE5BACH (6),5. 47. 
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sung kann also nur bei erwarteten sinkenden oder gleichbleibenden Bodenpreisen angenommen 
werden. Diese Erwartungen werden auch fUr große Teile Schleswig-Holsteins mit steigendem 
Fremdkapitalbesatz der Landwirtschaft erfullt. 

Als Nachfragekomponente mUßte ein höherer Pachtpreis ceteris paribus einen höheren Boden
transfer zur Folge haben, da anzunehmen ist, daß mit steigenden Pachtpreisen mehr Boden ge
kauft und weniger gepachtet wird. In dieser Untersuchung konnte ein derartiger Zusammenhang 
jedoch wegen des Überwiegens außerlandwirtschaftlicher Einflußfaktoren (Baulandmarkt ehemals 
land- und forstwirtschaftl icher GrundstUcke) nicht festgestellt werden 1). 

Im Vergleich zu der unabhClngigen Variablen Fremdkapitalbesatz ist dem Einfluß der Bestim
mungsgröße Pachtpreis eine wesentl ich geringere Bedeutung beizumessen. Dies kommt besonders 
durch den viel niedrigeren Beta-Koeffizienten zum Ausdruck (Übersicht 2, Gleichung 1). Die 
absolut genommen höhere ElastizitClt des Transfers land- und forstwirtschaftlicher EinzeIgrund
stUcke in bezug auf die Pachtpreise im Vergleich zu der ElastizitClt der gleichen Zielgröße in 
bezug auf den Kreditbesatz darf in diesem Zusammenhang nicht dahingehend interpretiert wer
den, daß den Pachtpreisen damit auch mehr Bedeutung beizumessen ist als dem Kreditbesatz. 
In der doppelt logarithmischen Funktion fallen ElastizitClt und Regressionskoeffizient zusammen. 
Im Vergleich zur Einflußgröße Fremdkapitalbesatz ist der höhere Regressionskoeffizient der 
unabhClngigen Variablen Pachtpreise verbunden mit geringeren VerCinderungen dieser Variab
len, so daß dem Fremdkapitalbesatz hier die größere Bedeutung beizumessen ist. Dies kommt 
auch in der absoluten Größe des Beta-Koeffizienten zum Ausdruck. 

1.1.3 Abwanderung von FamilienarbeitskrClften 

Es kann angenommen werden, daß mit sinkendem FamilienarbeitskrClftebestand auch immer mehr 
Betriebsleiter ihren landwirtschaftlichen Betrieb ganz oder teilweise auflösen. Das bedeutet 
aber nicht unbedingt, daß die BodeneigentUmer ihre Betriebe oder EinzeigrundstUcke verkaufen, 
denn es besteht die Alternative des Verpachtens. Bei der gegenwClrtigen starken PrClferenz, das 
Bodeneigentum zu erhalten, ist es sogar sehr wahrscheini ich, daß die BodeneigentUmer ihre Be
triebe und EinzeigrundstUcke allein auf dem Pachtmarkt anbieten. Ist hingegen der Betrieb hoch 
verschuldet, so wird der GrundeigentUmer seinen Betrieb teilweise oder ganz verkaufen, da 
die erzielbaren Pachterlöse kaum fUr die Ablösung der Schulden ausreichen dUrften. Der ent
scheidende Einfluß, Boden zu verkaufen, geht nach diesen Überlegungen von der Verschuldung 
aus. ZusCitzlich kann die Entscheidung zum Verkauf durch den Entschluß, aus der Landwirtschaft 
auszuscheiden, ausgelöst werden. 

Leider gibt es fUr Schleswig-Holstein keine genauen jClhrlichen statistischen Erhebungen Uber 
landwirtschaftliche FamilienarbeitskrClfte fUr den Zeitraum 1953 bis 1968. Eine hClufig inter
polierte Zeitreihe des FamilienarbeitskrClftebestandes erzielte, wie auch die Einflußgröße Fremd
kapitalbesatz, in Einfachregressionen Bestimmtheitsmaße von Uber 90 % (Übersicht 2, Gleichung 
3). Multiple Regressionsrechnungen ließen aber eine hohe Interkorrelation zwischen dem Fami
lienarbeitskrClftebestand und dem Fremdkapitalbesatz erkennen, und die Einflußgröße Familien
arbeitskrClftebestand erfullte den Signifikanztest nur auf einem sehr niedrigen Niveau. 

1) "Außerlandwirtschaftlicher Einfluß" soll besagen, daß BaulandverClußerer ehemals land- und 
forstwirtschaftlicher GrundstUcke wieder als Nachfrager fUr land- und forstwirtschaftl ichen 
Boden auftreten und damit Bodenpreissteigerungen verursachen. Wenn in dieser Analyse vom 
Baulandmarkt gesprochen wird, so handelt es sich immer, wie bereits erwClhnt, nur um den 
Teilmarkt ehemals land- und forstwirtschaftlicher GrundstUcke. 

422 



Aus all den erw!:lhnten GrUnden ging die ungenau ermittelte Zeitreihe des Familienarbeits
kr!:lftebestandes der landwirtschaft letztlich nicht in die multiple Bestimmungsgleichung fUr 
den Transfer fUr Einzelgrundstucke ein. Trotzdem kann auf Grund theoretischer Überlegungen 
angenommen werden, daß die Abwanderung von Familienarbeitskrl:lften aus der landwirtschaft 
enger als die Pachtpreise mit dem Transfer von EinzeigrundstUcken zusammenhtlngt. 

1.1.4 Besonderheiten des Bodenmarktes 

Die drei erw!:lhnten Bestimmungsfaktoren des Bodenmarktes konnten eindeutig als Angebotskom
ponenten gekennzeichnet werden. Nachfragekomponenten, wie z. B. die außerlandwirtschaft
liche Bodennachfrage der ehemaligen EigentUmer land- und forstwirtschaftlichen Bodens, die 
hohe Boulanderlöse erzielen konnten und wieder als Bodennachfrager auftreten, beeinflußten 
hingegen nicht den Transfer land- und forstwirtschaftlicher EinzelgrundstUcke. Dieser Nach
fragefaktor hatte nur Bodenpreissteigerungen zur Folge. 

Ein Einfluß des Bodenpreises auf den Bodentransfer konnte in dieser Analyse nicht festgestellt 
werden. Das kann zuntlchst daran liegen, daß der Bodentransfer nur die gehandelten Boden
mengen wiedergibt, also das Zusammenwirken von Angebots- und Nachfragekomponenten. Ge
stiegene Boden preise könnten sich aber - je nachdem, ob die Angebots- oder die Nachfrage
komponente Uberwiegt - sowohl beschleunigend als auch hemmend auf den Bodentransfer aus
wirken; aus einer Änderung des Bodenpreises kann deshalb nicht unmittelbar auf eine bestimmte 
Verl:lnderung des Bodentransfers geschlossen werden. Entsprechend können beispielsweise bei 
steigenden Bodenpreisen nicht eindeutig RUckschlUsse auf isolierte Verhaltensänderungen der 
Anbieter gezogen werden. Denkbar ist in diesem Fall n!:lmlich sowohl eine Vergrößerung der 
angebotenen Bodenmenge als auch ein RUckgang, n!:lml ich dann, wenn die Anbieter damit rech
nen, daß die Bodenpreise auch kUnftig weiter steigen werden. 

1.2 BestimmungsgrUnde der regionalen Unterschiede des intrasektoralen Bodentransfers 

Für eine regionale Gliederung des Bodenmarktes in Schleswig-Holstein bietet sich die Eintei
lung in Naturrtlume und in stadtnah und stadtfern gelegene Gebiete an. Die Naturr!:lume 
"Marsch", "Geest" und "Östliches Hügelland" unterscheiden sich im wesentlichen durch die 
BodengUte und den GrUnlandanteii (STEINHAUSER und LANGBEHN, 19). Die Marsch erstreckt 
sich entlang der gesamten NordseekUste, die Geest ober die Mitte des landes Schleswig-Holstein 
in Nord-Süd-Richtung, und das Östliche HUgeliand umfaßt einen breiten Streifen entlang der 
OstseekUste Schleswig-Holsteins (vgl. Schaubild 3). Stadtnahe Regionen befinden sich im we
sentlichen im SUden Schleswig-Holsteins, von denen in erster linie das Hamburger Umland von 
Bedeutung ist, das sich immer mehr ausdehnt. Geringeres st!:ldtisch-industrielles Wachstum als 
das Hamburger Umland entfaltet das Sttldtedreieck Kiel-Neumünster-Rendsburg und das lubecker 
Umland. Mit Ausnahme der Stadt Flensburg ist der Norden Schleswig-Holsteins als schwachstruk
turierter Agrarraum zu kennzeichnen. 

Eine Querschnittsanalyse des land- und forstwirtschaftlichen Bodentransfers wurde als Erg!:lnzung 
zur Zeitreihenanalyse durchgefUhrt. Die regionale Gliederung Schieswig-Hoisteins wurde da
bei nach den landkreisen vorgenommen, wie sie vor der Gebietsreform von 1970 bestanden. 
Eine st!:lrker detaillierte Aufgliederung war nicht möglich, da Angaben Uber einige Bestimmungs
faktoren des 80dentransfers gUnstigstenfalis kreisweise vorliegen. Da in Schleswig-Holstein die 
landkreise, verglichen zu dem Gesamtgebiet, in sich relativ homogene Einheiten darstellen, 
die Zielgröße Bodentransfer und die möglichen Einflußgrößen als Durchschnittswerte eines land
kreises aber sehr unterschiedlich sind, kann die Durchschnittsbildung auf Kreisebene zumindest 
über tendenzielle regionale Unterschiede Aufschluß geben. 

Die absoluten Größen des land- und forstwirtschaftlichen Bodentransfers geben wegen des un
terschiedlichen Fl!:Ichenumfanges der landkreise wenig Anhalt für den Umfang des Bodentrans-
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Naturräumliche Gliederung und Kreise 5chleswig-Holsteins 

DÄNEMARK 

NIEDERSACHEN 

Schaubild 3 

fers. Die Menge des Transfers wurde deshalb als Prozentsatz der gesamten land- und forstwirt
schaftlichen Nutzfläche des jewei I igen Landkreises ausgedrückt. Um zufallsbedingte Jahres
schwankungen mögl ichst auszuschal ten, wurde der Durchschnittswert aus den Jahren 1966, 
1967 und 1968 gebildet. 

Im Gegensatz zu den Preisen konnte für den Transfer land- und forstwirtschaftlicher Einzel
grundstücke keine Bestimmungsgleichung ermittelt werden, die den in dieser Analyse zugrunde
gelegten Anforderungen an die statistischen Prüfmaße entsprochen hätte. Es war zwar möglich, 
eine Bestimmungsgleichung des Transfers land- und fortswirtschaftlicher Einzelgrundstücke mit 
den Einflußgrößen "Anteil der Käufe der Siedlungsgesellschaften", "Anteil der hochbelasteten 
Konsolidierungs-LN", "Grünlandanteil" und "Anteil des Baulandtransfers" aufzustellen 1), 
jedoch waren die Regressionskoeffizienten dieser Bestimmungsfaktoren mit Ausnahme 
des erstgenannten nur auf einem außerordentl ich niedrigen Niveau signifikant von Null ver
schieden. Die Einflußgröße "Anteil der Käufe der Siedlungsgesellschaften" ist darüber hinaus 
nur annähernd genau zu bestimmen, da eine Trennung der kreisweisen Ankäufe nach Betrieben 

1) Der Grünlandanteil bezieht sich auf die landwi rtschaftl iche Nutzfläche, alle übrigen An
teile beziehen sich auf die land- und forstwirtschaftliche Nutzfläche des jeweiligen Land
kreises. 
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Ubersicht 3: Intrasektoraler Bodentransfer und dessen Bestimmungsgrößen nach Landkreisen 

Landkreis Transfer land- und Transfer land- und Mit Uber 4.800,- DM/ha Köufe d. Siedlungs-
forstwirtseh. Ein- forstwirtseh. Ein- belastete Konsolidierungs- gesellschaften (Be-
zelgrundstUcke in zelgrundstucke, die LN in v. H. der land- und triebe u. Einzel-
v.H. derland-u. als Bauland O.ö. Ver- forstwirtseh. Nutzflöche grundst.) in v.H. 
forstwirtseh. Nutz- wendung finden, in des Kreises am 30.6.1966 der land- und 
flöche des Kreises v.H.der land- und forstwirtsch. Nutz-

forstwirtseh. Nutz- flöche des Kreises 
flöche d. Kreises 

1. Eiderstedt 1,359 0,105 2,731 1,219 
2. Flensburg-Land 0,881 0,181 3,669 0,180 
3. Rendsburg 0,793 0,116 0,949 0,172 
4. Husum 0,778 0,171 2,477 0,327 
5. Schleswig 0,769 0,114 1,621 0,184 
6. Norderdithmarschen 0,742 0,071 4,614 0,297 
7. Eckemförde 0,631 0,130 2,358 0,079 
8. Steinburg 0,612 0,083 1,316 0,146 
9. Suderdithmarschen 0,568 0,113 1,784 0,059 

10. SUdtondem 0,550 0,134 2,546 0,203 
11. Segeberg 0,490 0,242 1,049 0,098 
12. Hzgt. Lauenburg 0,475 0,148 1,377 0,069 
13. Plön 0,425 0,256 2,333 0,324 
14. Oldenburg 0,420 0,082 2,892 0,140 
15. Stormam 0,417 0,314 1,151 0,084 
16. Eutin 0,383 0,292 1,446 0,137 
17. Pinneberg 0,314 0,404 0,454 0,001 

Die Werte der ersten, zweiten und vierten Spalte wurden als Durchschnitt der Jahre 1966, 1967 und 1968 ermittelt. 

Quelle: H. FEUERSTEIN, 5, S. 175, Tab. 4. 

GrUnland-
anteil in 
v.H. der 
LN des 
Kreises 

88,9 
21,6 
49,7 
61,0 
39,1 
58,4 
25,9 

! 

60,2 
50,5 , 

i 

42,4 
41,5 
26,6 
30,2 
21,9 
31,1 
29,5 
50,0 



und EinzelgrundstUcken bei der Siedlungsgesellschaft mit dem größten f.Aarktanteil fUr den Zeit
raum von 1966 - 1968 nicht mehr möglich war 1). 

Die Regressionsgleichung des Transfers land- und forstwirtschaftlicher EinzeigrundstUCke mit den 
erwHhnten vier Bestimmungsfaktoren wies ein multiples Bestimmtheitsmaß von knapp 0,77 auf. 
Im einzelnen lassen sich die regionalen Unterschiede des Transfers land- und forstwirtschaftlicher 
EinzeigrundstUcke, nach den o.a. vier möglichen Einflußgrößen gegliedert, wie folgt erklHren: 

1.2.1 KHufe der Siedlungsgesellschaften 

Obwohl die Wirkung der KHufe der Siedlungsgesellschaften auf den Transfer land- und forstwirt
schaftlicher EinzelgrundstUcke in der Zeitreihenanalyse nicht festgestellt werden konnte, be
steht doch Grund zu der Annahme, daß solche KHufe Einfluß auf die regionalen Unterschiede 
des Bodentransfers ausgeUbt haben. Die Siedlungsgesellschaften haben vorwiegend in schwach
strukturierten Agrarröumen mit geringer durchschnittlicher Betriebsgröße Boden erworben. In 
Regionen mit starker stödtisch-industrieller Expansion, die gleichzeitig durch hohe land- und 
forstwirtschaftliche Bodenpreise und geringen Bodentransfer gekennzeichnet sind, kauften die 
Siedlungsgesellschaften jedoch nur wenig Boden an. Somit haben die Siedlungsgesellschaften 
durch ihre BodenkHufe zur Vergrößerung des relativ hohen Bodentransfers in den schwachstruk
turierten AgrarrHumen beigetragen. 

1.2.2 Anteil der hochbelasteten Konsolidierungs-LN 

Die Kreditstatistik der 6342 Konsolidierungsbetriebe in Schieswig-Hoistein mit uber 10 ha LN 
ermöglicht eine regionale Auf teilung und kann deshalb fUr die Querschnittsanalyse verwandt 
werden 2). Auch wenn eine gewisse Übereinstimmung in den ErtragsverhHltnissen der Konsolidie
rungsbetriebe mit denen der Betriebe der BuchfUhrungsstatistik besteht, so handelt es sich doch 
um eine Auswahl von mit Krediten mittel- und hochbelasteten Betrieben (WITTERN, 22). Sie 
sind damit kaum reprHsentativ fUr alle landwirtschaftlichen Eigentumsbetriebe Schieswig-Hol
steins. Als Einflußgröße fUr den Bodentransfer sind aber besonders die mittel- bis hochbelaste
ten Betriebe relevant, da diese, wie schon aus der Zeitreihenanalyse hervorging, EinzeIgrund
stUcke anbieten, um ihre hohen Zins- und Tilgungsverpflichtungen zu verringern. In Landkrei
sen mit hohem Kreditbesatz ist demnach das Angebot an land- und forstwirtschaftl ichen Einzel
grundstUcken größer als in Landkreisen mit geringerem Kreditbesatz. 

1.2.3 GrUnlandanteii 

Betriebe in GrUnlandregionen sind durch eine besonders schlechte wirtschaftliche Lage und 
durch ungUnstige Entwicklungsmöglichkeiten gekennzeichnet 3). Gleichzeitig föllt ein hoher 
GrUnlandanteil in agrarisch schwachstrukturierten Regionen oftmals mit einem hohen Anteil 
mittel- bis hochbelasteter Eigentumsbetriebe zusammen. Die Ursachen des erhöhten Bodentrans
fers in den GrUnlandregionen sind demnach die ungUnstige wirtschaftliche Lage und die mangeln
den Entwicklungsmöglichkeiten dieser Betriebe, wodurch langfristig der Anteil der mittel- bis 
hochbelasteten Betriebe uberdurchschnittlich ansteigt und damit ein erhöhtes Bodenangebot 
bewirkt wird. 

FUr in stHdtisch-industriellen Ballungsgebieten gelegene GrUnlandregionen zeigt sich dagegen 
kein hoher Bodentransfer, da diese durch geringen Kreditbesatz einerseits und hohe außerland
wirtschaftliche Bodennachfrage andererseits gekennzeichnet sind. 

1) Noch Auskunft der Schleswig-Holsteinischen Landgesellschaft mbH Kiel. 
2) Vgl. hierzu insbesondere H. eh. WESTPHAL (21), S. 12 - 15. 
3) Die Ursachen hierfur erlHutert J. WREDE (23), S. 13 - 19. 
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1.2.4 Außerlandwirtschaftliche BodenkClufe 

Landkreise mit hoher außerlandwirtschaftlicher Bodennachfrage und den damit verbundenen hohen 
Baulandpreisen zeichnen sich durch geringen intrasektoralen Bodentransfer land- und forstwirt
schaftl icher EinzeigrundstUcke aus. Beispielsweise I iegt der jClhrl iche intrasektorale Transfer 
von EünzelgrundstUcken des im Hamburger Umland gelegenen Landkreises Pinneberg bei 0,314 % 
der land- und forstwirtschaftl ichen NutzflClche, wClhrend fUr den im Nordwesten Schleswig
Holsteins gelegenen Landkreis Eiderstedt ein Wert von 1,359 % festgestell t werden kann (vgl. 
Übersicht 3). 

In stadtnahen Regionen erwarten viele Grundbesitzer, daß auch ihr Boden einmal zu Bauland 
erklClrt wird und damit allein durch die Umwidmung etwa den zehnfachen Wert des in der land
und forstwirtschaftlichen Nutzung verbleibenden Bodens erreicht. 

Möglichkeiten der Betriebsvergrößerung Uber den Bodenzukauf sind in diesen Regionen kaum 
vorhanden, da eine große Bodennachfrage bei relativ hohen land- und forstwirtschaftl ichen Bo
denpreisen auf ein nur sehr geringes Bodenangebot stößt. Die Betriebsvergrößerung ist deshalb 
fast nur Uber die Bodenpacht möglich, wobei die kurzfristige Verpachtung, wohl wegen der 
damit verbundenen geringen EinschrClnkung der VerfUgungsgewalt der BodeneigentUmer, vor
herrscht. 

1.3 Vergleich der Ergebnisse der Zeitreihenanalyse mit denen der Querschnittsanalyse 

Als gemeinsames Ergebnis der Zeitreihen- und der Querschnittsanalyse konnte die AbhClngigkeit 
des Transfers land- und forstwirtschaftl icher EinzeigrundstUcke vom Fremdkapitalbesatz heraus
gestellt werden. Der steigende Fremdkapitalbesatz der uberdurchschnittlich belasteten Eigen
tumsbetriebe zwingt oftmals die BodeneigentUmer wegen der hohen Zins- und Tilgungslasten, 
Teile ihres Grundvermögens zu verClußern. Daher ist dieser Einflußgröße die größte Bedeutung 
beizumessen. 

Weiter konnte in beiden Analysen keine AbhClngigkeit des intrasektoralen Bodentransfers vom 
Bodenpreis festgestellt wer.den. Es kann dagegen angenommen werden, daß Preiserwartungen 
der am Bodenmarkt Beteiligten den Bodentransfer beeinflussen. 

Wie schon erwClhnt, konnten die in der Zeitreihenanalyse verwendeten Einflußgrößen "Pacht
preise land- und forstwirtschaftlicher EinzeigrundstUcke" und "Zahl der stClndigen landwirt
schaftl ichen Famil ienarbeitskrClfte" nur annClherungsweise bestimmt werden, so daß eine regio
nale Aufgliederung nach Landkreisen die Ungenauigkeiten noch vergrößern wUrde und deshalb 
nicht sinnvoll erscheint. Entsprechend konnte nicht geprUft werden, ob die regionalen Unter
schiede des Bodentransfers von diesen Größen beeinflußt werden. 

GegenUber der Zeitreihenanalyse kommt in der Querschnittsanalyse zum Ausdruck, daß der 
Transfer land- und forstwirtschaftl icher EinzeigrundstUcke in den stadtnahen Regionen mit 
hoher Baulandnachfrage am geringsten ist. Die GrundstUckseigentUmer bieten ihren Boden nicht 
an, weil sie damit rechnen, daß auf Grund der hohen Baulandnachfrage ihr Bodenwert weiter 
steigt. I n den schwachstrukturierten AgrarrClumen wird der intrasektorale Bodentransfer durch 
die auf diese Regionen konzentrierten KClufe der Siedlungsgesellschaften noch verstClrkt. Das 
Zusammenfallen eines hohen GrUnlandanteils mit einem hohen Bodentransfer in schwachstruk
turierten AgrarrClumen wird vorwiegend mit dem hohen Fremdkapitalbesatz in diesen Regionen 
zusammenhClngen. 

2 Der intersektorale Bodentransfer 

Unter intersektoralem Bodentransfer wird in dieser Analyse der Kauf bzw. Verkauf von land-
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und forstwirtschaftlichem Boden fUr eine nichtlandwirtschaftliche Nutzung verstanden. Obwohl 
es dUrchaus denkbar ist, daß außerlandwirtschaftlich velWendeter Boden wieder in land- und 
forstwirtschaftliche Nutzung uberfuhrt wird, soll dieser Vorgang wegen seiner geringen Bedeu
tung nicht untersucht werden. Ehemals land- und forstwirtschaftlicher Boden wird vOlWiegend 
fUr folgende außerlandwirtschaftliche Zwecke nachgefragt (9): 

1. VOlWiegend am Rande von Ballungszentren wird Bauland fUr den Wohnungsbau benötigt. 

2. Mit vennehrtem Wohnhausbau ist auch höufig der Ausbau von Einkaufszentren verbunden, 
da diese wegen der ungUnstigen Verkehrsverbindungen zum Stadtzentrum (Stillstand des Ver
kehrs vor Dienstbeginn und nach Dienstschluß, mangelnde Parkmöglichkeiten im Stadtzen
trum usw.) sich verstörkt in den Vororten niederlassen. Hierzu kommt ein steigender Raum
bedarf fUr den -privaten Dienstleistungssektor. 

3. Weiter wird geJOde in einem Land wie Schleswig-Holstein mit geringem Industriebesatz ver
sucht, Industrie anzusiedeln, eine Maßnahme, die, zusammen mit den natUrlichen Verlage
rungstendenzen industrieller Standorte 1), eine erhöhte außerlandwirtschaftliche Bodennach
frage zur Folge hat. 

4. Die öffentliche Hand hat steigenden Bedarf an Boden fUr Straßen, Flugplötze, Schulen, 
VelWaltungsgeböude, Nah- und Femerholungsgebiete, Übungsplötze fUr die Streitkröfte 
usw. (SCHRÖDER, 16). 

Im Gegensatz zu dem intrasektoralen Bodentransfer wurde fUr den intersektoralen Bodentransfer 
keine Regressionsanalyse durchgefUhrt. Es soll aber versucht werden, aus der vorhandenen 80-
denstatistik einige allgemeine SchlUsse Uber mögliche BestimmungsgrUnde des intersektoralen 
Bodentransfers zu ziehen. 

Wie aus Übersicht 1 zu ersehen ist, stieg der Transfer land- und forstwirtschaftlicher Einzel
grundstUcke fUr au ßerlandwi rtschaftl iche Zwecke von 1953 bis 1960 stöndig an und hat sich in 
diesem Zeitraum mehr als verdreifacht. Von 1961 bis 1968 schwankte der au ßerlandwirtschaft
lieheBodentransfer je nach konjunktureller Entwicklung in Schleswig-Holstein etwa zwischen 
2000 und 3 000 ha jöhrlich. Aus dieser Zeitreihe kann man jedoch kaum auf die Bestimmungs
faktoren des außerlandwirtschaftlichen Bodentransfers schließen. Hierzu ist eine regionale Auf
gl iederung des statistischen Materials erforderlich. 

Die regionale Aufgliederung des außerlandwirtschaftlichen Bodentransfers nach Landkreisen im 
Durchschnitt der Jahre 1966 bis 1968 lößt folgende wesentliche Unterschiede erkennen: 

- Der höchste außerlandwirtschaftliche Bodentransfer war im Hamburger Umland mit der störk
sten stödtisch-industriellen Aktivitöt zu verzeichnen. Mit einem jöhrlichen Bodentransfer 
von 0,404 % der land- und forstwirtschaftlichen Nutzflöche liegt der Landkreis Pinneberg, 
der den wesentlichen Teil des Hamburger Umlandes umfaßt, an der Spitze (vgl. Übersicht 4). 
In diesem Landkreis wurden auch mit knapp 177 000 DM/ha die höchsten außerlandwirtschaft
lichen Bodenpreise erzielt. 

- In den schwachstrukturierten Agrantiumen, wie beispielsweise dem Landkreis Norderdithmar
schen, liegt der jöhrliche außerlandwirtschaftliche Bodentransfer unter 0, 1 % der land- und 
forstwirtschaftlichen Nutzflöche. Trotz des Ankaufs von Flöchen fUr Erholungszwecke an der 
Nord- und OstseekUste Schleswig-Halsteins liegt der Umfang des Bodentransfers in diesen 
Regionen wesentlich unter dem des Hamburger Umlandes. 

1) Vgl. dazu die verschiedenen Raumordnungsberichte der Bundesregierung (1966, 1968 und 
1970). 
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Übersicht 4: Intersektoraler Bodentransfer, Boulandpreise, Bevölkerungsdichte und Bruttoinlandsprodukt 
je Kopf der Wirtschaftsbevölkerung nach Landkreisen' 1) 

Landkreis Transfer land- u. forstwirtseh. Preise für land- u. forst- Bevölkerungs-
Einzelgrundstücke, die als wirtseh. Einzelgrundstücke, dichte pro 
Bauland o.Cl. Verwendung die als Bauland o.Cl. Ver- Quadratkilo-
finden, in v. H. der land- wendung finden, in DM/ha meter 1967 
und forstwirtseh. NutzflClche 
des Kreises 

1. Pinneberg 0,404 176 594 373 
2. Stormarn 0,314 108 588 222 
3. Eutin 0,292 48779 169 
4. Plön 0,256 81 503 100 
5. Segeberg 0,242 51 686 86 
6. Flensburg-Land 0,181 98 334 76 
7. Husum 0,171 21 703 77 
8. Hzgt. Lau enbu rg 0,148 87 659 111 
9. Südtondern 0,134 99 467 82 

10. Eckemförde 0,130 68 919 94 
11. Rendsburg 0,116 64 938 110 
12. Schleswig 0,114 59 088 95 
13. SUderdithmarschen 0,113 57 189 95 
14. Eiderstedt 0,105 33 696 58 
15. Steinburg 0,083 51 540 137 
16. Oldenburg 0,082 87 161 103 
17. Norderdithmarschen 0,071 43 734 102 

1) Die Werte in den ersten bei den Spalten wurden als Durchschnitt der Jahre 1966, 1967 und 1968 ermittelt. 

~ Quelle: H. FEUERSTEIN, 5, S. 175, Tab. 4. 

Bruttoinlands-
produkt je Kopf 
der Wirtschafts-
bevölkerung in 
DM im Jahr 

1966 

9 500 
10 390 
5 670 
6 040 
6 820 
5 180 
5 670 
6 180 
5 580 
5 460 
6 270 
6 050 
6 730 
5 700 
7 050 
5 530 
6 470 



2.1 Ursachen des intersektoralen Bodentransfers 

Eine Analyse der Ursachen macht es erforderlich, daß auf die verschiedenen Verwendungsarten 
des nicht mehr für die land- und forstwirtschaftliche Nutzung verbleibenden Bodens im einzelnen 
eingegangen wird. Es lassen sich sogenannte Bodenabsorptionskoeffizienten für die verschiedenen 
Bodenverwendungsarten bestimmen (NI EDERCORN and HEARLE, 13, und 9). Diese Koeffizienten 
geben an, wieviele Flächeneinheiten je Einheit einer bestimmten Aktivität gebraucht werden. 
Der Bodenbedarf für die Industrieansiedlung könnte beispielsweise in Flächeneinheiten je Be
schäftigtem gemessen werden, für den Wohnhausbau in Flächeneinheiten je Wohnungseinheit, 
für den öffentlichen Bedarf in Flächeneinheiten je Wohnbevölkerung (9). 

Den Bodenabsorptionskoeffizienten ist gemeinsam, daß das Bevölkerungswachstum in ihnen ent
weder direkt oder indirekt enthalten ist. Beim Baulandbedarf für Wohnzwecke ist neben dem Be
völkerungswachstum noch zu berücksichtigen, wie groß die Wohnungseinheiten sind. Dies hängt 
wiederum im wesentlichen von dem Einkommen der Wohnungssuchenden ab, so daß das Pro
Kopf-Einkommen neben dem Bevölkerungswachstum als zweitwichtigster Bestimmungsfaktor zu 
nennen ist (WENDT and CERF, 20; ALONSO, 1, und MILGRAM, 11). 

Das Angebot an neuen Wohnungseinheiten wird sehr stark von den Finanzierungsmögl ichkeiten 
für diese Investitionen abhängen. Insbesondere sind in diesem Zusammenhang die Angebots-
und Nachfragekonstellation und der Zinssatz für Hypotheken zu nennen (BRADY, 3, und PAGE, 
14) • 

Für den Bodenbedarf zur Industrieansiedlung ist zunächst das Arbeitskräftepotential der jeweili
gen Region von Bedeutung. Hinzu kommen die Wirkungen spezieller Förderungsprogramme für 
bestimmte Regionen zur Industrieansiedlung, wie zum Beispiel Steuererleichterungen, Investi
tionszuschüsse usw. 

Mit dem erhöhten Industriebesatz steigt auch die Nachfrage nach zusätzlichen Infrastrukturein
richtungen, die die öffentliche Hand bereitzustellen hat, und damit die Nachfrage nach Boden 
für diese Zwecke. Darüber hinaus nimmt infolge der Industrieansiedlung und Wohnraumbeschaf
fung auch der Bodenbedarf des privaten Dienstleistungssektors und die Nachfrage nach Nah-
und Fernerholungsgebieten zu. Das bedeutet, daß sich der Bodenbedarf für verschiedene Zwecke 
nicht unabhängig voneinander entwickelt. 

Es darf angenommen werden, daß ebenso wie die intrasektorale Nachfrage nach land- und forst
wirtschaftlichem Boden auch die intersektorale Nachfrage innerhalb bestimmter Grenzen relativ 
preisunabhängig ist. Die einzelnen Bodennachfrager kaufen trotz ständig gestiegener Bauland
preise - ehemals land- und forstwirtschaftlicher Grundstücke - wegen der oben erwähnten Gründe 
die benötigten Baulandmengen, da der Preis für Bauland, das noch dichter am Stadtzentrum 
liegt, wesentlich höher ist. 

2.2 Der Sperrklinkeneffekt des intersektoralen Bodentransfers 

Das Angebot an land- und forstwirtschaftlichem Boden für außerlandwirtschaftliche Zwecke ist 
deshalb in weiten Preisbereichen völlig preisunelastisch, weil die Bodeneigentümer steigenden 
Baulandbedarf und steigende Baulandpreise erwarten und durch Zurückhalten des Bodenangebots 
höhere Preise bei relativ geringem Risiko erzielen (LESSINGER, 10). Mit der Umwidmung des 
land- und forstwirtschaftl ichen Bodens zu Bauland steigt der Preis erfahrungsgemäß etwa um das 
Zehnfache. Erst wenn der Bodennachfrager bereit ist, diesen Preis zu zahlen, kann er mit einem 
Bodenangebot rechnen, zumal derzeit fUr bestimmte, im öffentlichen Interesse stehende Zwecke 
eine Enteignung nur zum Verkehrswert nach unserem Grundgesetz vorgesehen ist. 

Graphisch läßt sich die Angebots- und Nachfragekonstellation von land- und forstwirtschaftl ichem 
Boden in der Nähe der Ballungszentren in einem Preis-Mengen-Diagramm, wie in Schaubild 4, 
darstellen. 

430 



Sperrkl inkeneffekt des intersektoralen Bodenmarktes 
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Schaubild" 

x 

Auf der horizontalen Achse ist die in einem bestimmten Zeitraum gehandelte Bodenmenge x 
abgetragen, auf der vertikalen der durchschnittl iche Bodenpreis p. Die Strecke OXl gibt die 
gehandelte Menge der der land- und forstwirtschaftlichen Nutzung verbleibenden Grund
stücke an, die Strecke x2-xl die gehandelte Menge der zu Bauland umgewidmeten Grundstücke. 
Wie aus der Transfer- Analyse hervorgeht, ist in stadtnahen Regionen die gehandelte Menge der 
in ihrer ursprUnglichen Nutzung verbleibenden Grundstücke gering. Dabei ist derVerlauf der 
Angebotskurve in dem Bereich zwischen den Punkten 0 und xl nicht eindeutig zu bestimmen, 
da keine Abhängigkeit zwischen dem Preis und der gehandelten Bodenmenge im Verlauf der 
Analyse festgestellt werden konnte. Dies gilt auch fUr den Bereich x1x2 des zu Bauland umge
widmeten Bodens. In dem Preisbereich OPl wird kein Baden angeboten, da der Bodenpreis 
nicht unter den land- und forstwirtschaftlichen "Ertragswert" sinken wird. Sollte die Nachfrage 
nach Boden fUr landwirtschaftliche Zwecke von NN' auf NN" steigen, so wUrde das nur eine 
Preissteigerung und nicht eine Vermehrung der gehandelten Menge an land- und forstwirtschaft
lichem Boden zur Folge haben. Erst wenn nach Umwidmung des land- und forstwirtschaftlichen 
Bodens zu nichtlandwirtschaftlichem Boden im Durchschnitt etwa das Zehnfache des land- und 
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forstwirtschaftlichen Bodenpreises gezahlt wird, bieten GrundstUckseigentUmer wieder Boden 
an. Der Grund c1afUr ist, daß sie mit Hilfe der sogenannten Boulanderll:Sse oftmals einen wesent
I ich größeren landwirtschaftlichen Betrieb in gut strukturierten Agrarregionen wiedererwerben 
können; daß weiter bei Verweigerung des Verkaufs - z. B. bei Bodenk1:lufen, fUr die ein öffent
liches Interesse vorliegt - die Gefahr der Enteignung zum Verkehrswert besteht. 

Der vertikale Verlauf der Angebotsfunktionen in dem Preisbereich P2"P4kann entsprechend als 
Sperrklinkeneffekt bezeichnet werden. Diese "urban land ratchet" wurde zun1:lchst zwischen dem 
Boulandmarkt ehemals land- und forstwirtschaftlicher GrundstUcke und dem Markt schon bebauten 
Bodens nachgewiesen (SMITH, 18). 

Ebenso wie der genaue Verlauf der Angebotskurve in dem Bereich OX1 und x1x2 nicht angegeben 
werden kann, bereitet es Schwierigkeiten, den Verlauf der Nachfragefunktionen NN' oder 
NN" fUr die in der landwirtschaftlichen Nutzung verbleibenden GrundstUcke anzugeben. Auch 
hier liegt die Vermutung nahe, daß zumindest im engeren Preisbereich der augenblicklichen 
land- und forstwirtschaftlichen Bodenpreise die nachgefragte Menge nach solchem Boden auf 
Preis1:lnderungen unelastisch reagiert. Dies gilt in verst1:lrktem Maße fUr die Nachfragekurve NN'" 
fUr den zu Bauland umgewidmeten Boden 1). 

3 Auswirkungen des intra- und intersektoralen Bodentransfers auf die Betriebsgrößenentwicklung 

der Vollerwerbsbetriebe 

Der gesamte j1:lhrliche Bodentransfer lag im Zeitraum von 1953 bis 1968 zwischen 0,6 und 1,4 % 
der landwirtschaftlichen Nutzfl1:lche Schleswig-Holsteins und hat sich in diesem Zeitraum fast 
verdoppelt (vgl. Übersicht 1). Aus diesen Prozentzahlen darf jedoch nicht geschlossen werden, 
daß sich die Betriebe - insbesondere die Vollerwerbsbetriebe - durch Bodenkauf im gleichen Um
fang vergrößert haben. Dies ist in einem viel geringeren Umfang der Fall. 

Der Transfer ganzer land- und forstwirtschaftl icher Betriebe fUhrt dann zu einer spurbaren durch
schnittlichen Betriebsvergrößerung der Vollerwerbsbetriebe, wenn die gekauften Betriebe in die 
Hand eines bereits existierenden Vollerwerbsbetriebes Ubergehen, oder ein bereits bestehender 
Neben- oder Zuerwerbsbetrieb durch Betriebszukauf zu einem Uberdurchschnittlich großen Voll
erwerbsbetrieb aufgestockt wird. Ein Großteil der umgesetzten Betriebe bl ieb jedoch auch nach 
dem Verkauf weiter als selbst1:lndiger Betrieb bestehen, was bedeutet, daß nur der EigentUmer 
gewechselt hat. 

Auch der Transfer land- und forstwirtschaftlicher EinzeigrundstUcke tr1:lgt nur dann zu einer 
durchschnittlichen Vergrößerung der Vollerwerbsbetriebe bei, wenn ein Teil der EinzeIgrund
stUcke von Zu- oder Nebenerwerbsbetrieben ver1:lußert wird oder von unterdurchschnittlich gro
ßen Vollerwerbsbetrieben, die nach Ver1:lußerung des Bodens in die Gruppe der Zu- oder Neben
erwerbsbetriebe Ubergehen. Auch aus dem in dem Zeitraum von 1953 bis 1968 um das Dreifache 
gestiegenen Transfer land- und forstwirtschaft I icher EinzeigrundstUcke kann demnach nicht ohne 
weiteres ein positiver Größeneffekt auf die Vollerwerbsbetriebe abgeleitet werden. 

Der Anteil der au ßerl andw i rtschaftl ichen Verwendung land- und forstwirtschaftl ichen Bodens 
stieg bis auf etwa 30 % im Jahr 1961. In vielen F1:IIIen wurden nur kleine Teile des gesamten 

1) Vgl. G. MILGRAM, 12, S. 124 - Es sei in diesem Zusammenhang erw1:lhnt, daß die Nach
fragekurve NN'" nur die Nachfrage nach Bauland ehemals land- und forstwirtschaftlichen 
Bodens angibt, nicht dagegen die Gesamtnachfrage nach dem in der land- und forstwirtschaft
lichen Nutzung verbleibenden Boden und nach Bauland. Somit liegt der Nullpunkt der hori
zontalen Achse fUr die Nachfragekurve NN'" in dem Punkt Xl. 
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Betriebes verkauft, so daß der Verkauf zu einer Betriebsverkleinerung beitrug 1). Mit neuem 
Baulandbedarf verkleinerten sich die Betriebe weiter, so daß letztl ich nur noch ein kleiner 
Teil der ehemaligen Betriebsflöche dem BodeneigentUmer verblieb, der Betrieb aufgelöst und 
in vielen Fi:illen mit Hilfe der Baulanderlöse ein anderer wiedergekauft wurde. In diesem Föllen 
ist der Vergrößerungseffekt der Vollerwerbsbetriebe dann positiv, wenn ein unterdurchschnitt
lich großer Vollerwerbsbetrieb nach Baulandverkauf die Bewirtschaftung aufgibt. 

4 Zusammenfass\ill9.. 

1. Als wichtigster Bestimmungsfaktor des intrasektoralen Bodentransfers ist der steigende Fremd
kapitalbesatz der mittel- bis hochbelasteten Betriebe zu nennen, weil die BodeneigentUmer bei 
den dlerzeit hohen Bodenpreisen durch Verkauf von EinzelgrundstUcken ihre Zins- und Tilgungs
last erheblich mindern können. 

2. Den zweitwichtigsten Faktor stellt die Abwanderung von Familienarbeitskröften dar, durch 
die ein steigendes Angebot an land- und forstwirtschaftlichen EinzeigrundstUcken verursacht 
wird. Allerdings ist der Fremdkapitalbesatz der wichtigere Faktor, da der BodeneigentUmer bei 
hoher Verschuldung seinen Boden verkaufen muß, bei der Abwanderung von Familienarbeits
kröften hingegen der Betrieb verpachtet werden kann, wenn er keine hohe Verschuldung aufzu
weisen hat. 

3. Die im Gegensatz zu den Bodenpreisen im Zeitablauf relativ konstant gebliebenen Pacht
preise veranlassen einige BodeneigentUmer, die ihren Betrieb nicht selbst bewirtschaften, ihren 
Boden wegen der geringen Verzinsung des Grundvermögens zu verkaufen. Das gilt vor allem fUr 
Regionen, in denen keine Zunahme der Bodenpreise erwartet wird. 

4. Die regionale Aufgl iederung der Bodenstatistik des intrasektoralen Bodentransfers lößt erken
nen, daß die Siedlungsgesellschaften Land vorwiegend in agrarisch gepri:igten Landkreisen mit 
unterdurchschnittlichen Bodenpreisen gekauft haben. Damit haben die Siedlungsgesellschaften 
zu einer Verstörkung des ohnehin schon Uberdurchschnittlichen Bodentransfers in diesen Regio
nen beigetragen. 

5. Als weitere wesentliche Erkenntnis der regionalen Aufgliederung des intrasektoralen Boden
transfers muß erwi:ihnt werden, daß in der Nöhe der stödtisch-industriellen Bollungszentren mit 
hohen Baulandpreisen - ehemals land- und forstw i rtschaftl icher GrundstUcke - der land- und 
forstwirtschaftl iche Bodentransfer am geringsten ist. Die BodeneigentUmer rechnen damit, daß 
wegen der stöndigen Baulandnachfrage auch die land- und forstwirtschaftlichen Bodenpreise 
weiter steigen oder ihr Boden spöter auch zu Bauland umgewidmet wird. Sie halten ihren Bo
den zu rUck, so daß eine hohe Bodennachfrage auf ein nur geringes Bodenangebot stößt und 
wenig Boden zu hohen Preisen transferiert wird. 

1) In der Bodenstatistik wird auch nur von land- und forstwirtschaftlichen EinzeigrundstUcken, 
die als Bouland oder i:ihnliches Verwendung finden, und nicht von ganzen land- und forst
wirtschaftlichen Betrieben gesprochen. Nach Auskunft des schleswig-holsteinischen Mini
steriums fUr Ernöhrung, Landwirtschaft und Forsten werden GrundstUcksverköufe so lange 
als EinzelgrundstUcksverki:iufe behandelt, wie nicht der Gesamtbetrieb, das heißt inklusive 
Gebi:iude, verkauft wird. Dies ist jedoch nur in sehr wenigen Fi:illen geschehen, da die 
GrundstUckseigentUmer daran interessiert waren, das Geböude mit einem kleinen Teil des 
Bodens fUr Wohnzwecke in dem neuen Siedlungsgebiet zu behalten. Aus diesen GrUnden 
wird in der Statistik nur von EinzelgrundstUcksverköufen gesprochen. 
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6. Der intersektorale Bodentransfer hl:lngt im wesentlichen ab vom Bevölkerungswachstum in 
der Nl:lhe der Ballungszentren und der damit verbundenen Nachfrage nach Boden für den Woh
nungsbau, für private Dienstleistungsuntemehmen und fUr Infrastruktureinrichtungen. Die ver
stl:lrkte Ansiedlung von Industriebetrieben hat ebenfalls eine Steigerung des intersektoralen Bo
dentransfers zur Folge. 

7. Obwohl sich der gesamte Bodentransfer in Schleswig-Holstein von 1953 bis 1968 fast ver
doppelt hat, kann nicht ohne weiteres auf einen starken positiven Betriebsgrößeneffekt zugunsten 
der Vollerwerbsbetriebe geschlossen werden. Dies liegt darin begrUndet, daß bei einem Trans-
fer ganzer land- und forstwirtschaftlicher Betriebe in vielen Fl:lllen nur der EigentUmer gewechselt 
hat, der Betrieb jedoch nicht von einem anderen Betrieb übemommen wurde. Dem positiven Be
triebsgrößeneffekt der Aufstockung mit landwirtschaftlichen Einzelgrundstücken steht der gleich
zeitig damit verbundene negative Effekt der Abstockung anderer Betriebe gegenüber. Der Bau
landverkauf hat nur dann einen positiven Betriebsgrößeneffekt zur Folge, wenn letztl ich der Be
trieb ganz aufgegeben wird. 

8. Die Frage, ob die fUr Schleswig-Holstein gewonnenen Erkenntnisse auch für das Ubrige Bun
desgebiet gelten, II:Ißt sich wie folgt beantworten: Der wichtigste Bestimmungsfaktor des intra
sektoralen Bodentransfers ist der Kreditbesatz der mittel- bis hochbelasteten Betriebe. Der nörd
liche Küstenstreifen der Bundesrepublik ist gerade durch einen sehr hohen Kreditbesatz gekenn
zeichnet, so daß dieser Faktor vorwiegend in diesen Regionen das Bodenangebot erhöht und die 
Bodenpreise gesenkt hat. Der außerlandwirtschaftliche Einfluß des Baulandmarktes ehemals land
und forstwirtschaftlicher Grundstücke wird in großen Teilen West- und Süddeutschlands wegen 
der dort stl:lrkeren stl:ldtisch-industriellen Aktivitl:lt stl:lrker preiserh<:shend und angebotssenkend 
gew i rkt haben. 

9. Aus dem - bezogen auf die Vollerwerbsbetriebe - fragwürdigen Betriebsgrößeneffekt des 
Bodentransfers und den - gemessen am durchschnittl ichen Ertragswert - derzeitig stark überhöh
ten Bodenpreisen kann gefolgert werden, daß eine F<:Srderung der Betriebsaufstockung durch Er
werb von Bodeneigentum als sehr aufwendiges und wenig wirksames Mittel angesehen werden 
muß. Die F<:srderungsmaßnahmen mUßten sich in jedem Fall auf die Bodenpacht beschrl:lnken. 
Dem kann auch nicht entgegengehalten werden, daß ein landwirtschaftlicher Betrieb unbedingt 
Bodeneigentum als Kreditbasis braucht, da die über den Ertragswert hinausgehenden Kreditbe
lastungen oftmals zur völl igen Beti"iebsaufgabe fuhren (BECKER, 2). 
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Einleitung 

Die vorliegende Fallstudie - Teil einer von der DFG unterstutzten Arbeit über die Möglich
keiten der cost-benefit-Analyse im Bereich der Agrarstrukturpol itik - sucht im Teil 3 auf ein
zelbetrieblicher Ebene eine Synthese zwischen BodenmobilitClt und Betriebsgrößenentwicklung 
herzustellen, um einen Einblick in den Auf- und Abstockungsprozeß in der Landwirtschaft zu 
gewinnen. Im Teil 4 der Arbeit wird auf der Grundlage der erfaßten Buchführungsbetriebe der 
Einfluß der staatlichen Förderung des Bodenzukaufs auf den Bodenmarkt in Schleswig-Holstein 
untersucht. Im Teil 5 soll mit dem Instrument der Regressionsanalyse die ökonomische Effizienz 
der BodenmobilitClt und der Betriebsleiterausbildung ermittelt werden 1). 

2 Das Datenmaterial 

Aus den Buchführungsunterlagen der Landwirtschaftskammer Schleswig-Holsteins wurden alle 
Betriebe ausgewClhlt, 

- die jClhrliche BuchfUhrungsabschlüsse von 1959/60 bis 1967/68 aufweisen, 
- deren LN-Ausstattung zwischen 10 und 100 ha liegt und 
- die vom landwirtschaftlichen Buchführungsverband für Schleswig-Holstein und Hamburg 

betreut werden. 

440 Betriebe erfüllten diese Bedingungen. Durch eine schriftliche Befragung der Betriebsleiter, 
die vom Buchführungsverband durchgeführt wurde, wurden zusätzliche Informationen gewonnen. 
Von den 348 Betrieben, die die Fragen hinreichend beantwortet hatten, wurden Nebenerwerbs-, 
Pacht- und Verwalterbetriebe ausgeschieden. Es verbl ieben 325 Betriebe, die die Grundlage 
der Untersuchung bilden. Die Betriebe sind naturlich nicht als reprClsentativ für Schleswig
Holstein anzusehen. 

3 Der Einfluß der Bodenmobil itClt auf die Betrie~ßenentwicklun.9.... 

3.1 Die einfache MobilitCltsbilanz 

Definiert man - vom Datenmaterial ausgehend - die jClhrliche Änderung der Betriebsgröße (LN
Ausstattung) eines Betriebes als BodenmobilitClt, so IClßt sich anhand der Befragungsergebnisse 
die Höhe der MobilitClt aller Betriebe, differenziert nach Kauf, Tausch, Pacht usw., bis auf 
einen ungeklClrten Rest ermitteln (s. Übersicht 1, Spalte 1). Die Summe der jClhrlichen LN-Zu
nahme aller Betriebe in den vollstClndig erfaßten 7 Jahren betrClgt 1253,9 ha, die Summe der 
LN-Abnahmen 1141,1 ha. Der Saldo ergibt eine LN-Nettozunahme von insgesamt 112,8 ha, 
die sich aus der Übernahme von FICIchen hier nicht erfaßter Betriebe ergibt. 

Schließt man die ausgewiesenen Bodenumwidmungen (Verkauf an Nicht-Landwirte, Aufforstung, 
Neulandgewinnung) aus, erhCllt man die innerlandwirtschaftliche BodenmobilitClt, die allein 
für die Verbesserung der BetriebsgrößenverhClltnisse entscheidend ist (s. Spalte 2). 

Bei einer vollstClndigen Erhebung der innerlandwirtschaftlichen BodenmobilitClt wClren die posi
tiven und negativen LN-Änderungen gleich hoch. Als Maßstab fUr den Anteil der einzelnen 
Rechtsformen der Mobil itClt an der gesamten MobilitClt wird daher, um DoppelzClhlungen auszu
schalten, der Durchschnitt der sich jeweils entsprechenden VerCinderungen (Zukauf - Verkauf, 
Zupacht - Verpachtung usw.) als bereinigte innerlandwirtschaftliche MobilitClt ausgewiesen 
(s. Spalte 3). 

1) An dieser Stelle möchte ich Herrn Dipl.-Math. J. SCHIMMLER fUr die Bereitstellung des 
Programms und die Betreuung der Berechnungen herzlich danken. 
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Übersicht 1: Die Bodenmobilität der ausgewählten 325 Schleswig-Holsteinischen 
BuchfUhrungsbetriebe, 1960/61 bis 1967/68 1) 

Mobilitäts- fIes • Mob. 
arten ~unahme 

(+) 
~bnahme 
(-) 
/:la LN 

Spalte '1 

Zukauf 4- 211,8 
Verkauf an - 195,3 
Landwirte 
Verkauf an fo- 86,3 
Nicht-Landw. 

Tausch + 32,8 

Tausch r- 34 ,9 

Erbschaft 
Schenkung + 75,4 

Erbschaft - 49,6 
Schenkung 

Zupacht + 670,0 
Verpacht - 189,2 
Pachtrück-
nahme + 41,1 
Pacht-
rückgabe - 325,6 

!Neulandgew. + '13,4 
lAufforstung 
u.a .. - 12,4 

Nicht er-
klärte Zunahme + 209,4 
Nicht er-
klärte' Abuabme - 247,8 

Summe + 112,8 

1) Erläuterungen siehe Text 

Quelle: Eigene Erhebungen 

Inner- Bereinigte inner- Beitrag der 
landw. landw. Mobilität innerlandw. 
Mobilit. Mobilität 

zur LN 

ha LN ha LN 
Änderg. 

in ~o der ha LN 
erkl.fIob. 

2 3 4 5 
.! 2-11 ,8 203,5 
- 195,3 

22,3 + 16,5 

+ 32,8 33,8 3,7 2,1 -
- 34,9 

+ 75,4 62,5 6,8 + 25,8 
- 49,6 

+ 670,0 
- 189,2 612,7 67,1 + 196,7 

+ 41,1 

- 325,2 

+ 209,4 228,6 -38,4 

- 247,8 

+ 198,5 141,1 100 + 198,5 
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Die gesamte bereinigte innerlandwirtschaftliche Mobilität beträgt in den beobachteten 7 Jahren 
1.141 ha LN. Bezogen auf die Gesamtfläche der 325 Betriebe im Jahre 1959/60 ergibt sich eine 
Mobil ität landwirtschaftlicher Einzelgrundstucke von 8,1 % und eine durchschnittl iche jähr
liche Mobilität von 1,16 %. 

Die Mobilität auf dem Pachtweg ist mit 613 ha (67,1 % der erklärten Mobilität) doppelt so hoch 
wie die Mobilität Uber Eigentumswechsel: Kauf, Tausch, Erbschaft mit 300 ha (32,8 % der er
klärten Mobilität). Legt man einen Pachtflächenanteil an der gesamten LN in Schieswig-Hol
stein von 23 % zugrunde 1), ergibt sich eine um 6,8 mal größere Pachtmobilität. Läßt man die 
Eigentumsmobilität uber Erbschaft und Schenkung außer Betracht, ist die Pachtmobilität 8,6 mal 
höher als die Eigentumsmobilität und 10 mal höher als die Mobilität Uber Kauf. 

Ausgehend von der Gesamtfläche der landwirtschaftlichen EinzeigrundstUcke, die 1960 in Schles
wig-Holstein verkauft wurde, einer 10-fachen Pachtmobilität und einem Pachtanteil von 23 %, 
ergibt sich eine mittlere Pachtdauer von 10 Jahren. Dieser Schätzwert ist durchaus real istisch 
und stUtzt die Aussage uber die relative Pachtmobilität. 

Ein Vergleich des Beitrags der Mobilitätsformen zur Vergrößerung der LN-Ausstattung aller Be
triebe (Übersicht 1, Spalte 5) zeigt einen wesentlich größeren positiven Beitrag der Pacht 
(196 ha LN) als des Kaufs (16 ha LN). Wären die erfaßten Betriebe fUr Schleswig-Holstein re
präsentativ, I ieße sich erkennen, auf welche Weise der bei Betriebsauflösungen freigesetzte 
Boden von den verbleibenden Betrieben aufgenommen wird. Hier können lediglich die bisheri
gen Beobachtungen bestätigt werden, daß die Betriebsvergrößerung sich in erster Linie Uber Zu
pacht vollz ieht. 

3.2 Die differenzierte Mobi I itätsbilanz 

Um einen Einblick in den Auf- und Abstockungsprozeß zu bekommen, wurden die BuchfUhrungs
betriebe in drei Gruppen unterteilt. Zur Gruppe 1, den Aufstockungsbetrieben, gehören alle 
Betriebe, deren LN 1967/68 gegenUber 1959/60 um 1 ha und mehr zugenommen hatten (127 
Betriebe), zur Gruppe 2 alle Betriebe, deren LN um mindestens 1 ha abgenommen hat (107 Ab
stockungsbetriebe) zur Gruppe 3 alle Betriebe, deren Fläche sich um weniger als 1 ha LN ver
ändert hat (91 Betriebe). 

Die einfache, zusammengefaßte Mobilitätsbilanz läßt bereits die Uberragende Bedeutung der 
Pacht erkennen. Die differenzierte Mobilitätsbilanz zeigt nun deutlich, daß die Pacht auch 
eine dominierende Rolle spielt in dem Auf- und Abstockungsprozeß (siehe Übersicht 2). 

Die Aufstockungsbetriebe (Gruppe 1) konnten innerhalb des erfaßten Zeitraums ihre LN auf 
dem Pachtweg um 375 ha vergrößern; das ist uber die Hälfte der gesamten Nettozunahme. Durch 
Zu- und Verkauf hingegen realisierten sie lediglich eine Vergrößerung um 140 ha, nur 20 v. H. 
der gesamten Nettozunahme. Bei den Abstockungsbetrieben (Gruppe 2) spielte die Pacht eben
falls eine größere Rolle als der Verkauf. Rund ein Viertel der an andere Betriebe per Saldo ab
gegebenen Fläche stammt aus Kaufverträgen, etwa ein Drittel dagegen aus Pachtverträgen. 

Der Ausweis der Nettoänderung der LN in den drei Betriebsgruppen läßt jedoch die tatsächlichen 
Bodenbewegungen nicht erkennen, die zur Änderung der Flächenausstattung in den 8 Jahren ge
fUhrt haben. Die in Übersicht 3 da rg este 11 ten Bruttoänderungen machen deut I ich, daß der Pro
zeß der Auf- und Abstockung durchaus nicht geradlinig verläuft. So weisen die Aufstockungs
betriebe insgesamt eine Bruttozunahme von 975 ha auf bei gleichzeitiger LN-Abnahme von 
290 ha. Die Abstockungsbetriebe hatten zwar 727 ha LN abgegeben, aber im gleichen Zeitraum 

1) Die Landwirtschaftszählung 1960 weist einen solchen Pachtflächenanteil an der Wirtschafts
fläche in Schleswig-Holstein aus. 
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Übersicht 2: Der Beitrag der innerlandwirtschaftlichen Badenmobilität zur Änderung der LN 
gruppiert nach Betrieben mit zunehmender, abnehmender und konstanter LN 1) 

Nettoänderung der LN 

Mobilitäts-
arten 

Zu- und Verkauf 

Tausch 

Erbschaft 
Schenkung 

Zu- und Verpacht 
Pachtrücknahme 
und -rückgabe 

Nicht erkl. 
Mobilität 

Ges. Nettoänderung 

1) Erläuterung siehe Text 

Quelle: Eigene Erhebungen 

in ha LN 

Gruppe 

1 2 

+140,6 -124,3 

+ 20,2 - 21,9 

+ 69,9 - 44,1 

+375,6 -164,6 

+ 73,5 -1'10,9 

+679,8 -465,7 

in v.H. d. ges. 
Nettoänderung 

Gruppe 

3 1 2 

- 4,1 20,7 26,7 

- 0,4 3,0 4,7 

° 10,3 9,5 

-14,7 55,2 35,3 

- 1,0 10,8 I 23,8 

-20,2 100,0 100,0 

auch noch Boden zugekauft und zugepachtet, und obgleich die LN der Betriebe in Gruppe 3 
praktisch konstant geblieben ist, konnte eine Zu- und Abnahme von jeweils über 100 ha fest
gestellt werden (im einzelnen siehe hierzu Übersicht 3). 

Dieses freilich wenig überraschende Ergebnis hat eine gewisse Bedeutung für den Nutzen staat
licher Maßnahmen zur Förderung der Bodenmobil ität. Geht man von der Zielsetzung aus, den 
Vollerwerbsbetrieben durch eine bessere Flächenausstattung zu höherem Einkommen zu verhel
fen, so ist eine notwendige, jedoch nicht hinreichende Bedingung, daß der subventionierte Bo
dentransfer tatsächlich zur Strukturverbesserung beiträgt. Dies ist nur dann der Fall, wenn der 
Boden von Betrieben kommt, die sich im Abstockungsprozeß befinden und von expandierenden 
Betrieben aufgenommen wird. Im Hinblick auf die Strukturwirksamkeit läßt sich die Bodenmobi
lität in vier Gruppen einteilen: In einen Transfer 

1 von expandierenden an schrumpfende Betriebe 
2 von expandierenden an expandierende Betriebe 
3 von schrumpfenden an schrumpfende Betriebe 
4 von schrumpfenden an expandierende Betriebe. 

Nur die Bodenmobilität der Gruppe 4 ist strukturverbessernd. Im Rahmen der Mobilitätsförderung 
läßt sich nun nicht ausschi ießen, daß auch Bodentransfer subventioniert wird, der nichts zur 
Strukturverbesserung beiträgt. Der strukturineffiziente Anteil muß daher als Zielverlust berück-
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Übersicht 3: Die Bodenmobilität der ausgewöhlten 325 BuchfUhrungsbetriebe gruppiert nach 
Betrieben mit zunehmender, abnehmender und konstanter LN 

Mobili täts- Gesamte Mobilität der drei Betriebsgruppen 

arten in ha LN in v.H. der jeweiligen 
Mobilitätsart 

Gr. 1 Gr. 2 Gr. 3 gesamt Gr. 1 Gr. 2 und 3 

Zukauf +174,4 + 30,7 + 6,7 + 211,8 82 18 

Verkauf an 
Landwirte - 29,6 -154,9 - 10,8 - 195,3 15 85 
Verkauf an 
Nicht-Landw. - 2,1 - 84,2 0 - 86,3 2 98 

Tausch + 23,5 + 6,1 + 3,2 + 32,8 72 28 
Tausch - 3,3 - 28,0 - 3,6 - 34,9 9 91 

Erbschaft + 72,5 + 2,91 0 + 75,4 96 4 
ode SchenkunEI- 2,6 - 47,0 0 - 49,6 5 95 

Zupacht [+542,3 + 65,4 + 62,3 + 670,0 81 19 
Verpacht I- 65,3 -103,9 - 20,0 - 189,2 35 65 
Pachtrück-
nahme 15,6 + 24,0 + 1,5 + 41,1 38 62 
Pachtrück-
gabe 1-117,0 -150,1 - 58,5 - 325,6 36 64 

lNeulandgew. fI- 9,3 + 4,1 0 + 13,4 69 31 
!Aufforstung I- 6,1 - 6,3 0 - 12,4 49 51 

lNicht erkl. 
Zunahme '138,1 + 41,8 + 29,5 + 209,4 66 34 
lNicht erkl. 
Abnahme I- 64,6 -152,7 - 30,5 - 247,8 26 74 

Ges. Zunahme -975,7 +175,0 +103,2 +1253,9 78 22 
Ges. Abnahme 290,6 -727,1 -123,4 -1141,1 26 74 

Ges. Nettoänd, 685,1 -552,1 - 20,2 + '112,8 

sichtigt werden, d.h. der ökonomische Nutzen der Mobilitätsförderung muß um den Verlust-
anteil vermindert werden. 

Zur Erläuterung sollen die erhobenen Daten als Demonstrationsbeispiel herangezogen werden. 
Die Betriebe der Gruppe 1 werden als expandierende, die der Gruppe 2 und 3 als schrumpfen-
de Betriebe aufgefaßt • Aus Übersicht 3 ist zu ersehen, daß 82 v. H. der insgesamt von Landwir-
ten gekauften Fläche an expandierende Betriebe gehen und 85 v. H. der verkauften Fläche von 
schrumpfenden Betrieben kommen. Daraus ergibt sich eine Wahrscheini ichkeit von 0,7, daß 
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ein Kaufakt strukturverbessemd wirkt. WUrde generell jeder Bodenkauf finanziell unterstUtzt, 
oder die Subvention nach einer Zufallsauswahl gewährt, ergäbe sich eine Verlustquote von 
30 v. H. 

FUr die Förderung der ZUfXIcht ergibt sich eine Verlustquote von 47 v.H., da 81 v.H. der Zu
fXlchtfläche von eXfXlndierenden Betrieben aufgenommen wird, und 65 v. H. der verfXIchteten 
Fläche von schrumpfenden Betrieben abgegeben wird. 

Aus dem dargestellten Beispiel ist ersichtl ich, daß sich die Verlustquote und damit auch die 
ökonomische Effizienz der Mobilitätsförderung erhöhen läßt, wenn die Förderung auf die Fälle 
beschränkt wird, bei denen der bodenabgebende Landwirt die Verpflichtung eingeht, den Betrieb 
aufzugeben, wie es bei der Gewährung von Landabgaberenten oder -prämien gegeben ist. Sofern 
sichergestellt ist, daß der Boden abgebende Betrieb sich auflöst, verringert sich in dem obigen 
Beispiel die Verlustquote beim Kauf von 30 v. H. auf 18 v. H. und bei der Pacht von 47 v. H. auf 
19 v.H. 

Die in dem Beispiel vorgenommene Gruppierung der Betriebe nach dem Kriterium der absoluten 
Änderung der LN in einem Zeitraum von acht Jahren und die Gleichsetzung der Aufstockungs
betriebe mit eXfXlndierenden und der Betriebe der Gruppe 2 und 3 mit schrumpfenden Betrieben 
ist noturlich etwas willkurlich. Es wurde unterstellt, daß die in dem Untersuchungszeitraum be
obachtete Tendenz der Flächenänderung auch weiterhin bestehen bleibt. Diese Annahme kann 
jedoch nicht aufrechterhalten werden, wenn man die Mittelwerte der Gruppen miteinander ver
gleicht und auf signifikante Unterschiede hin untersucht 1). Während keine statistisch gesicher
ten Unterschiede im Alter und der Ausbildung des Betriebsleiters, dem Bodenkauf- und Pacht
preis sowie in dem Fremdkapitalbesatz pro ha LN bestehen, ist die mittlere Betriebsgröße der 
Abstockungsbetriebe in der Ausgangssituation 1959/60 mit 53 ha signifikant größer als die der 
Aufstockungsbetriebe, die im Durchschnitt nur 36 ha LN aufweisen. Daraus läßt sich der Schluß 
ziehen, daß die in dem Beispiel als schrumpfende Betriebe angefUhrten Abstockungsbetriebe 
keineswegs in absehbarer Zeit wegen mangelnder Einkommensaussichten aufgelöst werden, son
dem eine hohe Existenzsicherheit aufweisen. Die Verringerung der LN durfte daher nur voruber
gehender Art sein. 

Die Beobachtung, daß von den erfaßten Buchfuhrungsbetrieben Uberwiegend kleinere Betriebe 
aufstockten, und wesentlich größere Betriebe ihre LN verminderten, zeigt um so deutlicher die 
Gefahr auf, daß im Rahmen der Mobilitätsförderung zu einem beträchtlichen Teil auch struktur
ineffizienter Bodentransfer gefördert wird. 

4 Der Einfluß der staatlichen Förderung des Bodenzukaufs auf den Bodenmarkt 

Um Hinweise auf die Wirkung der Aufstockungsförderung zu gewinnen, wurde der Bodenzu- und 
-verkauf der erfaßten Betriebe gesondert untersucht (5. Übersicht 4). 

Die Ergebnisse fUr die Jahre 1960/61 bis 1967/68 und fUr 1968/69 bis 1969/70 wurden aus fol
genden GrUnden getrennt ausgewiesen: Die Angaben der befragten Betriebsleiter Uber die zuge
kaufte LN und gegebenenfalls Uber die Art der in Anspruch genommenen staatl ichen Förderung 
konnten bis 1967/68 mit den LN-Änderungen nach den BuchfUhrungsunterlagen verglichen und 
Abweichungen durch eine Zusatzbefragung zum Teil geklärt werden. FUr 1968/69 und 1969/70 
war eine solche Kontrolle wegen fehlender Buchfuhrungsergebnisse nicht möglich. Auch wurden 
von einem Teil der Betriebsleiter fUr diese Jahre keine Angaben gemacht. Da seit März 1968 

1) Zum Signifikanztest vgl. A. LlNDER (9), S. 91 f. 
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Übersicht 4: Bodenkäufe und -verkäufe der ausgewählten 325Schleswig-Holsteinischen 
BuchfUhrungsbetriebe 1960/61 bis 1967/68 und 1968/69 bis 1969/70 

v.H. der Anzahl ~ Fläche ~ Betriebsgr. 
1960/61 - 1967/68 ha LN ges.zugek. der je Betrieb vor Zu- bzw. 

Fläche Fälle ha LN Verk. ha LN 

Ges. zugek. Flächen 211,8 100 61 3,47 32,5 
dav. ohne Förderung 46,9 22, 1 20 2,34 44,5 

mit Förd. durch 
Bundesmittel 1) 164,9 77,9 41 4,02 26,7 

dav. einfache Förd. 94,6 44,7 30 3,12 27,8 
zweifache 3) Förd. 70,3 33,2 11 6,39 26,5 

Ges. verk. Flache an Landw. 195,3 24 8,14 58,2 

1968/69 - 1969/70 

Ges. zugek. Flache 190,3 100 35 5,44 46,2 
dav. ohne Förderung 5,0 2,6 1 5,00 34,0 

mit Förderung 185,3 97,4 34 5,45 46,6 
dav. nur Landesm. 2) 83,7 44,0 18 4,65 48,9 
Landesm.2) und Zinsverb. 54,9 28,8 8 6,86 54,6 
nur Bundesm. 1) 46,7 24,6 8 5,84 33,4 

Ges. verk. Flache an Landw. 15,4 2 7,70 67,0 

1) Zinsverbill igung zur Besitzfestigung, zinsgUnstige, langfristige Aufstockungsdarlehen im 

4) 

Rahmen der Anl iegersiedlung, der Flurbereinigung und der Aussiedlung bzw. Althofsanierung. 
2) Beihilfen des Landes Schieswig-Hoistein. 
3) Inanspruchnahme von zweien der unter 1 genannten Förderungsquellen. 
4) Zum Vergleich: ~ Betriebsgröße der 325 Betriebe 1959/60 42,3 ha LN. 

Quelle: Eigene Erhebungen. 

in Schieswig-Hoistein eine LN-Aufstockung durch Beihilfen aus Landesmitteln 1) unterstUtzt 
wird, kommt in den letzten beiden Jahren eine Förderung hinzu, die wegen ihrer Bedeutung 
getrennt dargestellt wurde. 

Ein Größenvergleich der durchschnittlichen zugekauften Flache und der Betriebsgröße vor der 
Aufstockung in den Jahren bis 1967/68 ergibt folgendes Bild (s. Übersicht 4): Die Aufstockungs
betriebe ohne staatl iche Förderung waren signifikant größer als die mit Förderung (44,5 ha ge
genuber 26,7 ha) und die zugekaufte Fläche mit Förderung signifikant kleiner als ohne Förde
rung (2,34 ha gegenUber 4,02 00). Bemerkenswert ist weiterhin die gegenUber der .einfachen 
Förderung doppelt so große mittlere Aufstockungsflache bei zweifacher Förderung (statistisch 
signifikant) • 

1) Vgl. BML (Hrsg.), Bericht uber die Verbesserung der Agrarstruktur in der Bundesrepublik 
Deutschland 1968/69, Bonn o.J., S. 78 f. 
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Der Vergleich läßt darauf schließen, daß die größeren Betriebe keine Aufstockungsförderung 
erhalten konnten und wahrscheinlich auch deswegen nur relativ kleine Flächen zukaufen konn
ten bzw. wollten, während Betriebe mit relativ geringer LN-Ausstattung vor allem durch eine 
zweifache Förderung in die Lage versetzt wurden, wesentl ich größere Flächen zuzukaufen. 

Die Konzentration der staatl ichen Förderung auf die kleineren Betriebe erklärt sich aus den 
Vorschriften für die Vergabe der Förderungsmittel, die eine für die relativ günstige Betriebs
größenstruktur in Schleswig-Holstein restriktive Größenbeschränkung nach oben vorsehen 1). 

Die dadurch hervorgerufene wesentliche Verbesserung der Wettbewerbssituation der kleineren 
Betriebe auf dem landwirtschaftl ichen Bodenmarkt ist im Hinbl ick auf eine gleichmäßigere Ver
mögens- und Eigentumsverteilung innerhalb der Landwirtschaft günstig zu beurteilen. Aus ge
samtwirtschaftl icher Sicht erscheint jedoch eine "Vermögenspol itik" auf diesem Wege außeror
dentlich problematisch, da hier die Förderung auf eine sehr kleine Bevölkerungsgruppe be
schränkt ist. 

Die Frage nach der strukturpolitischen Wirkung der Iv'iaßnahmen: ob die Existenz der geförder
ten Betriebe dadurch längerfristig gefestigt, oder ob der Zeitpunkt der Betriebsaufgabe ledig
lich etwas verzögert worden ist, kann hier nicht beantwortet werden. Es ist zumindest nicht 
auszuschließen, daß viele Betriebe, die durch die Subventionierung zum Zukauf (anstelle der 
Zupocht) angereizt worden sind, später in Liquiditätsschwierigkeiten geraten oder komplemen
täre I nvesti tionen unterlassen müssen 2). 

Die Untersuchung der Bodenkäufe 1968/69 und 1969/70 weist auf eine gegenüber dem vorange
gangenen Zeitraum stark veränderte Situation hin. Die seit März 1968 durchgeführte sogenannte 
Landesaufstockungsaktion, die eine Beihilfe von 15 % des Kaufpreises bis zu maximal 1 400 DM 
pro Jahr und ha gewährt, hatte eine Verschiebung der geförderten Aufstockungsbetriebe zu
gunsten der größeren Betriebe zur Folge. Während Bundesmittel weiterhin an relativ kleine 
Betriebe vergeben wurden, gingen die Landesbeihilfen an (signifikant) größere Betriebe. Dies 
läßt darauf schließen, daß die Vergabevorschriften (10), die generell nur entwicklungsfähige 
Betriebe von der Förderung ausschließen, die "einer Aufstockung nicht bedürfen", in bezug 
auf die maximale Betriebsgröße großzügig angewandt wurden. Da die Beihilfe nur gewährt 
wird, wenn keine zusätzl iche Subventionierung durch Bundesmittel mit Ausnahme der Zinsver
billigung gegeben wird, und die durchschnittliche zugekaufte Fläche mit über 5 ha verhältnis
mäßig groß ist, ist anzunehmen, daß der durch die Landesaufstockungsaktion aktivierte Käufer
kreis über nicht geringe finanzielle Eigenmittel bzw. Kreditquellen verfügt. 

Während die verteilungspolitische Wirkung dieser Iv'iaßnahme deswegen eher negativ einge
schätzt werden muß, dUrfte der strukturpolitische Effekt höher zu bewerten sein als die Förde
rung durch Bundesmittel. 

Das strukturpolitische Argument, das zunächst für die Landesbeihilfe spricht, erscheint jedoch 
in einem anderen Licht, wenn man bedenkt, daß von den insgesamt berichteten 35 Zukäufen 
nur 1 Fall nicht subventioniert wurde. Auch eine globale Bilanz der Aufstockungsförderung für 
Schleswig-Holstein (s. Übersicht 5) zeigt für diesen Zeitraum eine so starke Subventionierung, 
daß praktisch jeder Bodenzukauf gefördert worden ist, wenn man annimmt, daß alle Käufe nur 
jeweils aus einer Förderungsquelle subventioniert wurden. Bei einem derart massiven Einsatz 

1) Die obere Grenze lag je nach Förderungsart bei der Größe einer selbständigen Ackernah
rung, bei der Größe eines bäuerlichen Familienbetriebes oder bis zur Ermöglichung einer 
bisher nicht gesicherten auskömmlichen Existenz. Vgl. hierzu F. TlMM (12), S. 160 ff. 

2) Vgl. dazu J. BECKER (1). 
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Übersicht 5: Die Subventionierung des landwirtschaftlichen Bodenzukaufs in Schleswig
Holstein, 1968 und 1969 

Geförderte Flächen 1968 und 1969 
Art der Subvention ha LN % d. ges. Käufe 

Bundesmittel 10 961 57,1 

davon Darlehen im Rahmen 1) der 
Flurber. und Aussiedlung 1 578 8,2 

Darlehen im Rahmen 1} der An-
liegersiedlung 5 429 28,2 

Zinsverbilligung zur 2} Besitz-
festigung 3 954 20,6 

Landesmittel (Beihilfen 1 im Rahmen 
der Landesaufstockungsaktion) 7 980 41,6 

Insgesamt geförderte Fläche 18 946 98,8 

Käufe land- und forstwirtseh. Einzel-
grundstUcke in S.-H. 3} insgesamt 19 172 100 

Quelle: 1} MLE (10) - 2} BML (2) und (3) - 3} Angaben des MLE Schleswig-Holstein, 
1969 geschätzt. 

öffentlicher Mittel, zu dem die Landesaufstockung entscheidend beiträgt, kann von einem 
"gez ielten" Einsatz zur Verbesserung der Größenstruktur kaum noch gesprochen werden. 

Davon abgesehen I ieße sich der oben angedeutete Konfl ikt zwischen der strukturpol itischen 
und verteilungspolitischen Zielsetzung verhältnismäßig einfach durch eine weitgehende Be
schränkung der Förderung der Betriebsaufstockung auf die Zupacht lösen. Ein Effizienzver
gleich am Beispiel der Landesaufstockungsaktion zeigt zudem, daß eine Beihilfe von 1 000 DM 
beim Zukauf eine durchschnittliche Betriebsvergrößerung um nur einen ha LN fördert, bei der 
langfristigen Zupacht jedoch von 5,5 ha LN (s. Übersicht 6). 

Noch kritischer muß die Förderung des Bodenzukaufs beurteilt werden, wenn man die Boden
verkäufe an Landwirte bei den erfaßten Betrieben beachtet (s. Übersicht 4). Die Gruppe der 
verkaufenden Betriebe hatte eine mittlere Betriebsgröße von 58 ha LN, die (signifikant) größer 
ist als die der zukaufenden Betriebe mit und ohne Förderung durch Bundesmittel. Die wahr
scheinliche Ursache des Bodenverkaufs liegt in der hohen Verschuldung der Betriebe, denn ihr 
Netto-Fremdkapitalbesatz pro ha LN im Jahre 1959/60 liegt mit 1.320 DM (signifikant) Uber 
dem durchschnittlichen Besatz aller Betriebe von 901 DM 1}. 

Daraus kann zwar nicht gefolgert werden, daß allgemein in Schleswig-Holstein die Zukaufs-

1} Vgl. hierzu die Untersuchung von H. FEUERSTEIN (4). Sie zeigt, daß in Schleswig-Holstein 
der Verschuldungsgrad der landw. Betriebe der wichtigste Angebotsfaktor ist. 
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Übersicht 6: Die Ergebnisse der Landesaufstockungsaktion in Schleswig-Holstein, 1968 und 
1969 

1968 1969 

geförderter Zukauf in ha LN 3 950 4030 
9> Kaufpreis DM/ha 7 375 7774 
gewi:ihrte ZuschUsse in 1 000 DM 3 950 4035 
je 1 000 DM Zuschuß geförderte Fli:iche in ha 1,0 1,0 

geförderte langfristige Zupacht 1) in ha LN 8 050 10 970 
9> Pachtzins DM/ha 282 271 
gewi:ihrte Zuschusse in 1 000 DM 1 450 1 975 
je 1 000 DM Zuschuß geförderte Fli:iche in ha 5,6 5,6 

1) Es wird eine Pauschale von 180 DM/ha langfristig (mindestens 6 Jahre) zugepachteter 
Fli:iche an den Pi:ichter gewi:ihrt. 

Quelle: MLE, (10), S. 18. 

fli:ichen von Uberdurchschnittlich großen Betrieben kommen und an kleinere Betriebe gehen, da 
die Größe der erfaßten BuchfUhrungsbetriebe selbst fUr den Bereich zwischen 10 und 100 ha LN 
Uberdurchschnittlich ist 1). Doch ist immerhin anzunehmen, daß ein Teil der Boden-Kauf
Mobiliti:it zwischen Betrieben gleicher Größenordnung stattfindet; somit wird keine nachhaltig 
positive Wirkung auf die Entwicklung der Betriebsgrößenstruktur erzielt, sondern es wird ledig
lich LiquiditHt zwischen den Betrieben umverteilt. 

Im Lichte dieser Untersuchung ist daher die grundsötzliche Streichung der Förderung des Boden
zukaufs mit Bundesmitteln durch das Einzelbetriebliche Förderungsprogramm 2) als ein Beitrag 
zur Rationalisierung der Agrarstrukturpolitik zu begrUßen. 

5 Der Grenzertrag der BodenmobilitHt und der Betriebsleiterausbildung 

5.1 Zur Methode der Untersuchung 

Grundlage der Untersuchung bilden die mit Hilfe der Regressionsanalyse geschätzten Produk
tionsfunktionen fUr vier Gesamtheiten (alle Betriebe, Aufstockungsbetriebe, Abstockungsbe
triebe sowie Betriebe mit konstanter LN) zu zwei Zeitpunkten (zu Beginn und zum Ende des 
Beobachtungszeitraums). Dabei wurden zwei verschiedene Funktionstypen verwendet: 

1. die einfach arithmetische Funktion, in der Durchschnitts- und Grenzertrag der Faktoren 
konstant sind, in der allgemeinen Form: 

Xo = ao + a 1 Xl + a2 x2 + ... an xn 

1) Die durchschnittliche Betriebsgröße aller landw. Betriebe in Schleswig-Holstein zwischen 
10 und 100 ha i.J. 1960 betrHgt 29,2 ha, die aller erfaßten BuchfUhrungsbetriebe 1959/60 
42,3 ha LN. 

2) Vgl. Richtlinien fUr die Förderung von einzelbetrieblichen Investitionen in der Land- und 
Forstwirtschaft, Ziffer 2.5, "Innere Kolonisation", Jg. 20 (1971), S. 48. Ausnahmen be
schrHnken sich auf LandkHufe im Rahmen der Flurbereinigung und auf Fälle, in denen eine 
langfristige Zupacht zu angemessenen Bedingungen nicht mäglich ist. 

447 



2. die sogenannte COBB-DOUGLAS Funktion, die konstante Produktionselastizitäten und ab
nehmende Grenzerträge ergibt, in der allgemeinen Form: 

a a 0 
Xo = 0 0 Xl 1 x2 2 ••• xn n 

Als Zielgröße x wurde der betriebliche Rohertrag gewählt, als erklärende, unabhängige 
Variable wurde~ 5 Größen verwendet: 

1. die laufenden Betriebsausgaben einschließlich der Abschreibungen fUr Maschinen und 
Gebäude 

2. der in GV-Einheiten zusammengefaßte Schweine- und Rindviehbestand 
3. der Arbeitseinsatz in VolI-AK 
4. die LN-Ausstattung bewertet zu Pachtpreisen 
5. die Kosten der Betriebsleiterausbildung. 

Mit Ausnahme der letzten Variablen basieren alle Variablen auf 3-Jahresdurchschnitten, da 
die Untersuchungen von RASMUSSEN (11) und FYFE (7) gezeigt haben, daß Regressionsanalysen 
zur Bestimmung des Wirtschaftserfolges landwirtschaftlicher Betriebe, die auf ein- oder zwei
jährigen Beobachtungen fußen, wegen starker zufallsbedingter Streuung der Variablen keine 
aufschlußreichen Ergebnisse erwarten lassen. 

In allen Schätzungen konnte ein multiples Bestimmtheitsmaß R2 von uber 0,9 erzielt werden, 
wobei die COBB-DOUGLAS-Funktion in der Mehrzahl der Fälle eine etwas bessere Erklärung 
der Streuung ergab. 

5.2 Der Grenzertrag der Bodenmobilität 

Während im Abschnitt 3.2 die Frage nach der technischen Effizienz bzw. der Verlustquote der 
Mobilitätsförderung gestellt wurde, soll hier nun die Frage nach der ökonomischen Effizienz 
der Bodenmobilität diskutiert werden. 

Wendet man die Grenzproduktivitätstheorie auf die Bodenmobil ität an, so fUhrt der zwischen
betriebl iche Bodentransfer zu einem Ausgleich vorher bestehender Unterschiede in dem wertmä
ßigen Grenzprodukt des Bodens. Vor dem Transfer liegt das Bodengrenzprodukt beim Aufstockungs
betrieb wegen relativ freier Arbeits-, Maschinen- und Gebäudekapazitäten sehr hoch; der Ab
stockungsbetrieb hingegen verfUgt uber eine relativ umfangreiche LN-Ausstattung und ein ent
sprechend niedrigeres Bodengrenzprodukt • Nach dem Bodentransfer fuhrt wegen des abnehmen
den Grenzertrags die wechselseitige Veränderung der LN zu einem Ausgleich bzw. zu einer 
Verringerung der vorher bestehenden Unterschiede im Bodengrenzprodukt • 

Die positive Differenz zwischen dem Bodengrenzprodukt des Aufstockungsbetriebs und dem des 
Abstockungsbetriebs gibt den marginalen Ertrag an, der durch den Bodentransfer bewirkt wird. 
Sie kann daher auch als Grenzertrag der Bodenmobil ität aufgefaßt werden. 

Es wurde nun versucht, am Beispiel der erfaßten Buchfuhrungsbetriebe den Grenzertrag der Bo
denmobil ität zu bestimmen. Zu diesem Zweck wurde fUr die Gruppe der Auf- und Abstockungs
betriebe in der Ausgangssituation to und nach der LN-Veränderung t1 eine Produktionsfunktion 
geschätzt. Um den Einfluß der Bodenqualität auf den Rohertrag auszuschalten, wurde die LN zu 
Pachtpreisen fUr EinzelgrundstUcke bewertet, wie sie von den Betriebsleitem 1970 angegeben 
wurden. Aus den Ergebnissen der Regressionsanalyse wurden das Grenzprodukt des Bodens bzw. 
der Pacht fUr beide Gruppen ermittelt und miteinander verglichen. 

Aus der Übersicht 7 ist zu ersehen, daß entgegen den Erwartungen die Aufstockungsbetriebe in 
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Übersicht 7: Der Grenzertrag des Bodens und der Betriebsleiterausbildung nach Ergebnissen 
der Regressionsanalyse 

Grundgesamtheit 

Alle 325 127 Auf- 9-1 Abstok- -107 Betr. mit 
Betriebe stockungs kungsbetr konst. LN 

betriebe 
Gr. 0 Gr. 1 Gr. 2 

1 Zeitpunkt t o 
1) 

-1.1 lin. arithm. Fkt. 
Grenzertrag Boden 0,48 * * 0,45** 0,59** 

I! Ausbildung 0,088** 0,071 0,062 

-1.2 Cobb-Douglas Fkt. 3) 
Grenzertrag Boden 0,52** 0,48** 0,52** 

I! Ausbildung 0,048 0,035 0,053 

2 Zei tpunkt t 12) 

2.1 lin. arithm. Fkt. 
Grenzertrag Boden 0,78** 0,82** 0,88** 

I! Ausbildung 0,083* 0,059 -0,094 

2.2 Cobb-Douglas Fkt. 3) 
Grenzertrag Boden 1,03** 1,30** 

I! Ausbildung 0,07* -0,003 

• Signifikanz des partiellen Regressionskoeffizienten fUr p = 0,05; 
*'" Signifikanz fUr p = 0,01. 

0,93** 
0,068 

1) to bezieht sich auf den Durchschnitt der Wirtschaftsjahre 1959/60 bis 1961/62. 
2) tl bezieht sich auf den Durchschnitt der Wirtschaftsjahre 1965/66 bis 1967/68. 
3) Der Grenzertrag beim geometrischen Mittel der unabhClngigen Variablen. 

Gr. 3 

0,57** 
0,044 

0,51 ** 
0,050 

0,67** 
0,17** 

0,'70** 
0,145* * 

_ ...... -

der Ausgangssituation to ein geringeres Bodengrenzprodukt aufweisen als die Abstockungsbe
triebe. Diese Feststellung gilt sowohl fUr die arithmetisch-lineare als auch fUr die COBB
DOUGLAS-SchCltzfunktion. WClhrend bei dieser Konstellation nach der GrenzproduktivitClts
theorie die Bodengrenzprodukte sich durch den Bodentransfer noch weiter auseinander entwik
kein, das Grenzprodukt der Abstockungsbetriebe also stClrker zunehmen mUßte als das der Auf
stockungsbetriebe, geben die Ergebnisse ein entgegengesetztes Bild: Das anfangs niedrigere 
Grenzprodukt der Aufstockungsbetriebe liegt nach der LN-Vergrößerung zum Zeitpunkt t1 weit 
Uber dem der Abstockungsbetriebe. 

Die den theoretischen Überlegungen widersprechenden Ergebnisse der Analyse lassen sich auf 
folgende Weise erklClren: 

- Es kann als ausgeschlossen gelten, daß die beobachteten Bodenbewegungen effektiv zwischen 
den erfaßten Aufstockungs- und Abstockungsbetrieben stattgefunden haben. Da die oben dar
gelegten theoretischen Überlegungen genau genommen nur fUr Betriebe gelten, zwischen de
nen der Boden transferiert wird, IClßt sich mit dem erhobenen Material die Theorie nicht Uber
prUfen. 
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- Der Widel'lipruch der festgestellten Entwicklung des Bodengrenzprodukts zur komparativ
statischen Grenzproduktivitl:itstheorie kann damit erkll:irt werden, daß die ceteris paribus 
Bedingung nicht erfullt ist. Durch Änderung der Preisrelationen landw. Produkte, Änderung 
des Faktoreinsatzes aller Ubrigen Faktoren u.a. können sich die Grenzertragsfunktionen un
tel'lichiedlich stark vel'lichoben haben, so daß auch hier eine ÜberprUfung der Theorie unmög
lich ist. 

Es II:ißt sich daher mit dem Erkll:irungsmodell und den erhobenen Daten weder positiv noch nega
tiv etwas Uber die ökonomische Effizienz der Bodenmobilität aussagen. 

5.3 Der Grenzertrag der Betriebsleiterausbildung 

Amerikanische Untersuchungen von GRILICHES (8) und FISHELSON (5) lassen vermuten, daß 
die Ausbildung im landwirtschaftlichen Produktionsbereich eine relativ hohe volkswirtschaft
liche Rentabilität aufweist. Nach Ansicht von FISHELSON sind jedoch die mit Durchschnitts
werten fUr einzelne Bundesstaaten gewonnenen Ergebnisse wenig geeignet, die ökonomische 
Effizienz der Ausbildung zu prUfen. Zu diesem Zweck soll ten vielmehr einzelbetriebl iche Da
ten herangezogen werden. 

Im Rahmen der Mobilitätsuntel'liuchung bot sich nun die Ml:Sglichkeit, ohne allzu großen zusätz
lichen Aufwand, dieser Frage nachzugehen. 

Aus den detaillierten Angaben der Betriebsleiter zu ihrer allgemeinen Schul- und Berufsausbil
dung wurden fUr jeden Betrieb die volkswirtschaftlichen Reproduktionskosten der Betriebsleiter
ausbildung ermittelt bzw. geschätzt, und diese Kosten als unabhl:ingige Variable in dem Regres
sionsmodell getestet. 

Der Einfluß der Betriebsleiterausbildung auf den Rohertrag ist nach den Ergebnissen der Quer
schnittsanalyse im Vergleich zu den vier anderen Bestimmungsfaktoren unbedeutend. Das ist 
daran zu erkennen, daß das Bestimmtheitsmaß durch die Hereinnahme der Ausbildungsvariablen 
nur geringfUgig erhöht wurde, und der partielle Regressionskoeffizient in den meisten Fl:illen 
nur ein geringes Signifikanzniveau erreicht (siehe Übersicht 7). 

Die partiellen Regressionskoeffizienten sind bis auf zwei Ausnahmen positiv und ergeben im 
Durchschnitt der erfaßten 325 Betriebe einen Grenzertrag, der zwischen 4,8 und 8,8 v. H. der 
Ausbildungskosten liegt, je nachdem, welchen Zeitpunkt und welche Schätzfunktion man be
trachtet (siehe Übersicht 7). 

Die zunl:ichst recht niedrig erscheinende Produktivitl:it der Betriebsleiterausbildung muß jedoch 
noch korrigiert werden. Die getestete Ausbildungsvariable gibt die volkswirtschaftlichen Aus
bildungskosten im Jahr 1966 wieder. Tatsl:ichlich liegt die Ausbildung um ca. 25 Jahre zurUck, 
da die Betriebsleiter zum Zeitpunkt der Befragung im Durchschnitt 45 Jahre alt waren. Das 
effektiv in die Ausbildung investierte Kapital ist wegen der inzwischen rapide gestiegenen 
Ausbildungskosten wesentlich niedriger als das in der Regressionsanalyse eingesetzte Ausbil
dungskapital 1). Legt man das Jahr 1952 als mittleren Ausbildungszeitpunkt fest, so muß der 
in Übel'liicht 7 angegebene Grenzertrag mit einem Korrekturfaktor von ca. 3,5 multipliziert 
werden, um den durchschnittl ichen Grenzertrag der Betriebsleiterausbildung zu erhalten. Der 
effektive Grenzertrag liegt daher im Durchschnitt zwischen 17 und 31 v.H. der gesamten Aus
bildungskosten. Geht man davon aus, daß im Durchschnitt der Betriebsleiter seine Ausbildung 
mit 25 Jahren abschließt, mit 35 Jahren den Betrieb Ubernimmt und im Alter von 65 Jahren den 

l} Zur Entwicklung der staat I ichen Kosten fUr die allgemeine Schulausbildung vgl. E. FREU ND 
und E. STRACK (6). 
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Betrieb an die ntichste Generation abgibt, so betrogt der mittlere Zeitraum, indem die er
tragssteigernde Wirkung der Ausbildung zum Tragen kommt, 30 Jahre. Bei einem jtihrl ichen 
Ausbildungsertrag von 17 bis 31 v.H. der Ausbildungskosten errechnet sich eine interne Ver
zinsung der Ausbildung zwischen 7 und 9 % bezogen auf den Zeitpunkt unmittelbar nach dem 
Ausbildungsabschluß. 

Im Vergleich zu den Untersuchungsergebnissen von FISHELSON (5), die für die allgemeine Schul
ausbildung eine interne Verzinsung von 10 % und für Berufsausbildung und Wirtschaftsberatung 
von 28 % ergeben, liegt die hier ermittelte Rentabilittit nicht unbedingt niedriger, denn FIS
HELSON berücksichtigt ausschließlich die staatlichen Ausbildungskosten, wtihrend in dieser 
Analyse auch die Opportunittitskosten, das wtihrend der Ausbildungszeit entgangene Arbeits
einkommen, in die Ausbildungsvariable eingeschlossen ist. 

Diese5 Ergebnis mag als Indiz für eine auch unter volkswirtschaftlichen Gesichtspunkten gesicher
te Rentabilittit der Ausbildung im landwirtschaftlichen Produktionsbereich angesehen werden; 
für weiterreichende Schlußfolgerungen sind dagegen der Umfang des Datenmaterials und die 
Signifikanz der Ergebnisse zu gering. 

6 SchlußbemerkJ:!.!!9.. 

Die weniger reprtisentativen als vielmehr demonstrativen Ergebnisse der Fallstudie von 325 
Buchführungsbetrieben zeigen u.a. deutlich die Fragwürdigkeit der traditionellen Bodenmobi
littitsförderung, insbesondere der Subventionierung des Bodenzukaufs, auf. Einmal kann nicht 
ausgeschlossen werden, daß - wie in Abschnitt 3.2 und 4 dargestellt - zu einem betrtichtl ichen 
Teil auch strukturunwirksamer Bodentransfer unterstutzt wird. Andererseits war es nicht möglich, 
mit dem vorhandenen Datenmaterial einen ökonomischen Nutzen der Bodenmobilittit nachzu
weisen. Ein signifikanter Einfluß der Betriebsleiterausbildung auf den Rohertrag konnte nur in 
5 von insgesamt 16 Regressionsrechnungen festgestellt werden. Im Durchschnitt der erfaßten Be
triebe wurde jedoch unter Berücksichtigung der Kostenentwicklung eine recht günstige Rentabi
littit des in Form der Ausbildung investierten Kapitals ermittelt. 
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Korreferat 

von J U r gen H 0 g e f 0 r s t er, Hannover 

Einfuhrung 

1.1 Aufgabensteilung und Art des Vorgehens 

Wirtschaftliches Wachstum verlangt eine Wanderung der Faktoren, d.h. die Faktorenmobilität 
ist eine unerläßliche Voraussetzung zur optimalen Allokation der Ressourcen. Aus dem PARETO
Optimum wird ersichtlich, daß bei vollständiger Konkurrenz auf dem Gutermarkt die Faktorwan
derung stets zu einer Erhöhung des Volkseinkommens fUhrt. Die Notwendigkeit der Faktorwande
rung ergibt sich insbesondere durch den hohen technischen Fortschritt in den letzten Jahrzehnten. 
Bedingt durch eine Änderung der Produktionsfunktion (technischer Fortschritt) in einem Betrieb 
oder Wirtschaftssektor ändert sich der Grenzwert der letzten Faktoreinheit, so daß eine Faktor
wanderung notwendig wird, damit die Grenzrate der Substitution zwischen zwei Faktoren bei 
allen Unternehmungen und Sektoren wieder gleich dem Verhältnis der Faktorpreise ist (PARETO
Optimum) (HENDERSON/QUANDT, 11). Die Faktorwanderung ist dabei abhängig von Höhe 
und Art des technischen Fortschrittes: Z. B. ist die Abwanderung der Arbeitskräfte bei arbeits
sparendem technischem Fortschritt höher als bei neutralem oder kapitalsparendem (KOESTER, 16). 

Die Entwicklung im landwirtschaftlichen Bereich zeigt, daß - bedingt durch einen hohen tech
nischen Fortschritt - eine stetige Betriebsvergrößerung bei gleichzeitiger Abnahme des Arbeits
kräftebesatzes notwendig war und zukUnftig noch notwendig ist. Mit anderen Worten: nur bei 
einer starken Flöchen- und Arbeitskräftemobilität konnte und kann ein Wachstum in der Landwirt
schaft erreicht werden. 

Um Prognosen der agrarstruktu re 11 en Entwicklung zu ermöglichen, und Grundlagen fUr die poli
tische Aktivität zu schaffen, ergibt sich als Aufgabe, die Faktoren quantitativ zu bestimmen, 
die die Faktorwanderung auslösen bzw. verhindern und damit einen Ausgleich regionaler und/oder 
sektoraler Ungleichgewichte im Wege stehen. Die Faktorwanderung kann zwar auch zufälliger 
Art sein, zum größten Teil werden diese Bewegungen jedoch die Folgen von Wirkungen bestimm
ter K röfte sein, so daß eine Quantifizierung der BestimmungsgrUnde unerlößHche Voraussetzung 
fUr alle weiterfuhrenden und aufbauenden Überlegungen und Planungen ist. 

Aufgabe der vorausgegangenen Beiträge war es, BestimmungsgrUnde der intersektoroien Mobilität 
landwirtschaftlicher Arbeitskräfte (GRUBER, 9) sowie des intra- und intersektoralen Bodentrans
fers (FEUERSTEIN, 6) aufzuzeigen und die Beziehungen zwischen Bodenmobilitöt, Betriebsgrößen
entwicklung und Betriebseinkommen (HEDTKE, 10) darzustellen. Die Abfassung des Korreferates 
wird dadurch erschwert bzw. im ursprUnglichen Sinne unmöglich, als von GRUBER und HEDTKE 
- bedingt durch umfangreiche Primärerhebungen und zeitaufwendige Datenverarbeitungen - bis 
Anfang September nur sehr wenige Ergebnisse vorlagen. Vielmehr konnten bis zu diesem Zeitpunkt 
nur der geplante Ablauf der Untersuchung, zugrunde liegende Hypothesen und einige Teilergeb
nisse mitgetei I t werden. 

Aus diesem Grund ist es an dieser Stelle nicht möglich, ausfuhrlich auf die einzelnen Referate 
einzugehen. Vielmehr sollen aus eigenen Untersuchungen fUr das Land NRW sowie aus Arbeiten 
anderer Autoren ergönzend zu den drei Referaten einige wenige Ergebnisse dargestellt werden. 
Im Rahmen dieser AusfUhrungen wird dann auf Übereinstimmungen oder Abweichungen zu den Er
gebnissen der drei Referate eingegangen. 
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1.2 Formen der AK- und der LN-Mobilität 

Eine Analyse der BestimmungsgrUnde setzt voraus, daß die einzelnen Mobilitätsformen bekannt 
sind. Erst dann ist es möglich, die evtl. einflußnehmenden Faktoren zu erfassen und in ihren 
Wirkungen darzustellen. Außerdem trägt eine derartige Systematik, die in den Referaten kaum 
angesprochen wurde, zum allgemeinen Verständnis der AusfUhrungen bei. 

Mobilität kann allgemein definiert werden als: 

- Wechsel von Faktoren (beim Faktor Arbeit speziell der Wechsel von Personen) zwischen ab
gegrenzten Klassen (z. B. Wirtschaftssektoren oder Regionen) eines Systems oder 

- Wechsel der Nutzung von Faktoren, ohne daß eine Wanderung zwischen abgegrenzten Klassen 
stattfinden muß. 

BezUglich der Mobilität von Arbeitskräften erscheint folgende Unterteilung sinnvoll (vgl. BODEN
HÖFER, 3): 

1. Aufnahme oder Aufgabe einer Erwerbstätigkeit: Übertritte von der nichterwerbstätigen Bevöl
kerung in das Arbeitspotential und umgekehrt, wie sie besonders fUr weibliche Arbeitnehmer 
Bedeutung haben. 

2. Fluktuation: Der Wechsel des Unternehmens der Beschäftigung innerhalb desselben Wirtschafts
zweiges im zwischenbetriebl ichen Arbeitsplatzwechsel. 

3. Intersektorale Mobilität: Der Wechsel des Arbeitsplatzes, verbunden mit einem Wechsel des 
Wirtschaftszweiges der seitherigen Beschäftigung. 

4. Berufl iche Mobil ität: Der Wechsel des Berufes bzw. der ausgeUbten Funktion, auch innerhalb 
desselben Unternehmens. 

5. Regionale Mobilität: Der Wechsel des Arbeitsplatzes, verbunden mit einem Wechsel der regio-
nalen Lokal isierung. 

Die unterschiedlichen Formen werden in der Regel als Kombinationen auftreten, z. B. ein Wech
sel des Berufes mit einem Wechsel der Lokalisierung. Dabei ergeben sich z. T. substitutive, z. T. 
komplementäre Beziehungen: So werden z. B. hochqualifizierte Arbeitskräfte bei hoher regiona
ler Mobilität eine geringe berufliche Mobilität aufweisen und wenig qualifizierte Arbeitskräfte 
bei geringer geographischer Mobilität eine hohe Mobilität zwischen Industrien (BODENHÖFER, 
3). Obwohl der ersten Form bei einem hohen Anteil von weiblichen AK in der Landwirtschaft 
eine große Bedeutung zukommt, und auch die zweite Form (z. B. auch Famil ien-AK-Wechsel 
zwischen landwirtschaftl ichen Betrieben) zur Strukturverbesserung empfohlen wird (BÖVENTER, 
4), sollen sie an dieser Stelle unberUcksichtigt bleiben. 

Im Gegensatz zu dieser detaill ierten Gliederung unterscheidet GRU BER bei der Mobil ität land
wirtschaftl icher Arbeitskräfte zwischen regionaler und berufl icher Mobil ität, wobei er in der 
Berufswechselbereitschaft die Voraussetzung fUr die regionale Mobil ität sieht. Aus den darge
steIl ten Mobil itätsformen wird ersichtl ich, daß GRU BERs Auslegung nur insofern ganz zuzustim
men ist, als die berufliche und regionale Mobilität mit einem Wechsel des Wirtschaftszweiges 
die wichtigste Bedeutung fUr die agrarische Strukturverbesserung hat. 

FUr den landwirtschaftlichen Sektor empfiehlt sich folgende weitere Differenzierung: 

1. Mobilität im Generationswechsel 
2. Sukzessiver oder teilweiser Tätigkeitswechsel uber Zu- oder Nebenerwerb 
3. Direkter und vollständiger Tätigkeitswechsel. 

Obwohl die erstgenannten Arten - Generations- und teilweiser Tätigkeitswechsel - speziell in 
der Landwirtschaft von besonderer Bedeutung sind, kann bei GRUBER in erster Linie nur der voll
ständige Tätigkeitswechsel erfaßt werden. 
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Außerdem werden bei GRUBER nicht die GrUnde fUr die eigentliche Mobilittit, sondern fUr die 
Mobilittitsbereitschaft ermittelt. Dies geschieht u.a. mit der zutreffenden BegrUndung, daß bei 
einer Befragung der bereits aus der Landwirtschaft ausgeschiedenen Persanen die tatstichlichen 
GrUnde, bedingt durch eine Rationalisierung der Motive, nicht zu ermitteln sind. Allerdings ist 
zu vermuten, daß diese Rationalisierung bei den ermittelten BestimmungsgrUnden der Mobilittits
bereitschaft, die zu einem großen Teil auf die Gruppe der ta tstich I ich Berufswechselbereiten -
Personen, die bereits einen außerlandwirtschaftlichen Haupterwerb planen - aufbauen, nicht ganz 
eliminiert werden konnte. 

Auch bezUglich der Formen des Bodentransfers (im folgenden LN-Mobilittit) erscheint eine etwas 
weitergehende Definition sinnvoll: 

1. Intrasektorale LN-Mobilittit: Transfer zwischen landwirtschaftlichen Betrieben 
a) ohne Eigentumstinderung durch Pacht, unentgeltliche Überlassung usw. 
b) mit Eigentumswechsel durch Kauf, Tausch, Schenkung usw •• 

2. Intersektorale LN-Mobilittit: Transfer zwischen Landwirtschaft und Ubriger Wirtschaft, .d.h. 
dauernder und seltener vorUbergehender Entzug von Fltichen fUr eine landwirtschaftliche 
Nutzung 
a) in seltenen Ftillen ohne Eigentumswechsel 
b) am htiufigsten mit Eigentumswechsel. 

Sowohl bei der intra- als auch intersektoralen LN-Mobilittit ist außerdem zwischen einem Trans
fer von EinzeigrundstUcken und von ganzen Betrieben zu unterscheiden. Eine weitere Differenzie
rung, die streng genommen - nach obiger Definition des Begriffes "Mobilittit" durch Änderung 
der Faktornutzung - eine Mobilittit darstellt und außerdem fUr die Beurteilung einzelbetrieblicher 
Wachstumsmöglichkeiten und regionalen Strukturen sehr wichtig erscheint, kann wie folgt bezeich
net werden: 

3. Änderung der Nutzungsstruktur (i .d. R. ohne Wanderung zwischen Klassen): Zu- oder Abnahme 
der Produktionsfltiche, ohne daß ein anderer Betrieb oder Wirtschaftszweig davon betroffen 
werden muß. 
a) Aus der Produktion ausscheidende LN (meist ohne Eigentumswechsel}: Einstellung der Flti

chennutzung, vorUbergehende Flöchenstillegung durch politische Maßnahmen usw. Die 
Bedeutung dieser Fltichen zeigt sich darin, daß in der BRD bereits in über 100000 Betrie
ben (fast 1 Mio. Betriebe in der EWG) zur LN nicht genutzte Fltichen ztihlen bzw. in 
der BRD annöhernd 130 000 ha (2,2 Mio. ha in der EWG) nicht mehr bewirtschaftet werden 
(25). Zu dieser Rubrik ist auch die Aufforstung der LN zu zöhlen. 

b) Gewinnung von LN durch Rekultivierung von Öd- und Unland, Moor- und Waldflöchen 
usw. (betriebseigene oder fremde Fltichen mit oder ohne Eigentumswechsel} sowie Neuland
gewinnung. 

FEUERSTEIN behandelt Teile des intra- und intersektoralen Bodentransfers (Wechsel von EinzeI
grundstUcken durch Kauf), geht aber nicht auf die dritte Gruppe (siehe oben) der LN-Mobiliffit 
ein. Dagegen stellt HEDTKE fest, daß durch die BerUcksichtigung der Fltichen, die der dritten 
Rubrik zuzuordnen sind, sowie des intersektoralen Bodentransfers erst die innerlandwirtschaftliche 
Bodenmobilitöt ermittelt werden kann, die allein für die Verbesserung der Betriebsgrößenverhölt
nisse entscheidend ist. 

2 Ergebnisse eigener Untersuchungen zur Agrarstruktur in NRW 

2.1 VorUberiegungen und Datengrundlage 

Um zustitzlich einige Erkenntnisse Uber die BestimmungsgrUnde der AK- und LN-Mobiliti:lt zu er-
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halten, soll auf einige Aspekte und Zusammenhl:inge der derzeitigen Agrarstruktur in NRW ein
gegangen werden. 

Da diese Betrachtung eine Momentaufnahme ist, gibt sie keine Bewegungen (Wanderungen) im 
Zeitablauf wieder. Vielmehr muß angenommen werden, daß die derzeitig regional unterschied
lichen Strukturen neben einem verschiedenen Ausgangsniveau besonders von der Stl:irke der Fak
torwanderung geprl:igt wurden. Um die regionalen Strukturunterschiede, die auf eine unterschied
liehe Intensitl:it der Faktorwanderung zurUckzufUhren sind, zu erfassen, werden in dieser Betrach
tung neben Daten der Querschnittsanalyse Entwicklungsindices (z. B. Entwicklungsdynamik und 
-stand) 1), die diese Aussagen ermöglichen sollen, formuliert und mit einbezogen. Im wesent
lichen konzentrieren sich die folgenden AusfUhrungen auf den AK-Besatz und auf die LN-Vertei
lung in einzelnen Betriebsgrl:ißen und -arten, so daß speziell Aussagen zur intersektoralen,beruf
lichen und regionalen AK-Mobilitl:it und zum intrasektoralen LN-Transfer möglich sind. 

Um potentielle BestimmungsgrUnde aufzuzeigen, wird versucht, einige Zusammenhl:inge zwischen 
Daten, die den AK-Besatz und die LN-Verteilung beschreiben, und anderen agrarischen und ge
samtwirtschaftlichen Kennwerten darzustellen. Diesen Überlegungen liegt die Annahme zugrunde, 
daß die regionalen Unterschiede beim AK-Besatz und bei der LN-Verteilung z. T. durch regional 
unterschiedl iche, naturl iche und wirtschaftl iche Bedingungen entstanden sind. 

Die einzelnen Ergebnisse gelten fUr das Land NRW. Außerdem muß ausdrUcklieh darauf hingewie
sen werden, daß die aufgestellten Beziehungen, die die Interdependenzen zwischen den abzuhan
delnden Strukturmerkmalen und Größen des landwirtschaftlichen und gewerblichen Bereiches an
zeigen, nicht unbedingt in einem kausalen Zusammenhang stehen mUssen. 

Als Datengrundlage werden einmal Werte der amtlichen Statistik 2) und zum anderen Ergebnisse 
aus einer einzelbetrieblichen Erhebung herangezogen. Die einzelbetrieblichen Werte entstammen 
aus einer sozialökonomischen Totalerhebung in allen Betrieben des Landes NRW mit mehr als 5 ha 
LN, die von den Landwirtschaftskammern Rheinland und Westfalen-Lippe 1969/70 durchgefUhrt 
wurde (17, 18). Aufbauend auf diesem Datenmaterial wird im folgenden zunl:ichst auf den AK
Besatz sowie auf die AK-Mobilitl:it eingegangen. Anschließend werden einige Überlegungen zur 
LN-Verteilung und zum LN-Transfer dargestellt. 

Die folgenden AusfUhrungen sind in erster Linie Teilergebnisse eines vom Land NRW geförderten 
Forschungsauftrages (HOGEFORSTER, 12). Bei der Darstellung war im Rahmen dieses Ko~refera
tes eine gewisse Auswahl zu treffen: Es sollen Teilergebnisse erll:iutert werden, die einmal Bedeu
tung als potentielle ErklärungsgrUnde fUr die AK- und LN-Mobilität haben und zum anderen Teil
bereiche betreffen, die bisher nicht ausfuhrlieh behandelt wurden. Insofern können nur einige 
Teilaspekte, die nach Meinung des Autors wichtig und von besonderem Interesse sind, dargestellt 
werden. BezUglieh der Datengrundlage, der angewandten Methoden und einer ausfuhrlichen Be
schreibung aller Ergebnisse wird außerdem auf die genannte Studie (12) verwiesen. 

2.2 Überlegungen zur Arbeitskrl:iftemobil itl:it 

Einfuhrend wird versucht, Zusammenhänge zwischen dem landwirtschaftlichen Arbeitskräftebe
satz und Ubrigen agrarischen Kennwerten sowie Größen der gewerblichen Wirtschaft zu analy
sieren. Als weitere potentielle BestimmungsgrUnde werden anschließend Fragen der Hofnachfolge 
und der Ausbildung der Hofnachfolger diskutiert. Den Abschluß dieses Kapitels bi Iden Prognosen 
Uber die mögl iche Freisetzung von Arbeitskrl:iften aus der Landwirtschaft. 

1) Vgl. dazu die AusfUhrungen in Kap. 2.3.1. 
2) Ein großer Teil der Daten wurde von der Forschungsgesellschaft fUr Agrarpolitik und Agrar

soziologie zur Verfugung gestellt (8). 
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2.2.1 Zusammenhänge zwischen AK-Besatz und naturlichen sowie wirtschaftlichen Bedingungen 

Mangels fehlender Unterlagen - alle Ergebnisse für das gesamte Land NRW liegen über den Ar
beitskräftebesatz aus der sozialökonomischen Erhebung noch nicht vor - kann zunächst nur auf 
die männlichen landwirtschaftlichen Familien-AK eingegangen werden. Diese Arbeitskräfte wer
den im folgenden einmal in ihrer absoluten Höhe und einmal als AK je 1 000 Einwohner betrach
tet. 

Bei der absoluten Zahl von Arbeitskräften in 57 Landkreisen Nordrhein-Westfalens ergaben sich 
nach Überprüfung gegen die Null-Hypothese hohe signifikante positive Korrelationen zwischen 
den Arbeitskräften und den ha LN insgesamt, den ha Grünlandflächen, den absoluten Viehbe
ständen und den Betrieben insgesamt. Ein starker Zusammenhang zwischen der Zahl der Betriebe 
und den darin gehaltenen Viehbeständen - besonders Milchvieh - sowie den männlichen Familien
AK ist daraus abzuleiten. 

Die männl ichen Famil ien-AK je 1 000 Einwohner korrel ieren hoch negativ mit der Bevölkerungs
dichte und den IndustriebeschClftigten je 1 000 Einwohner sowie dem prozentualen Anteil des 
waren produzierenden Gewerbes am BI P und dem Entwicklungsindex. Schwache Korrelationen er
geben sich dagegen zu den Wanderungssalden je 1 000 Einwohner und dem BI P je Kopf der Wirt
schaftsbevölkerung • 

Bezüglich der schwachen Beziehung zu den Wanderungssalden ist zu ergänzen, daß nach SIEBERT 
mit zunehmender Entfernung die AK-Mobil itClt überproportional abnimmt (SI EBERT, 22, S. 60 ff.). 
Auch in anderen Studien wurden nur schwache bzw. fehlende Korrelationen für die Änderung der 
Wohnbevölkerung und die Wanderungssalden gegenüber der Höhe des BI P'S je Kopf bzw. dessen 
Änderung festgestellt (BODENHÖFER, 3). Es ist nicht einmal so, daß dort, wo die Verdienste 
besonders hoch (niedrig) sind, im allgemeinen die Zuwanderung (Abwanderung) besonders groß 
war (20). Diese Ergebnisse decken sich mit den Ausführungen von GRU BER (9): Bei unvollkom
mener Information (u .a. bedingt durch die Entfernung) und bei hohen Transfer-Kosten nimmt 
die MobilitCltsbereitschaft ab. 

Ähnl iche Ergebnisse wurden auch mit Hilfe der Faktorenanalyse ermittelt. Bei der absoluten Zahl 
von männlichen Familien-AK ergibt sich eine hohe Bindung an einen Faktor, der als Faktor der 
naturl ichen Produktionsbedingungen und der Produktionsstruktur identifiziert werden kann. Da
gegen treten bei den mClnnl ichen Famil ien-AK je 1 000 Einwohner höhere Bindungen an Faktoren, 
die die gesamtwirtschaftlichen Bedingungen charakterisieren, auf. 

Zusammenfassend ist diesen Analysen zu entnehmen, daß der regional unterschiedliche Umfang 
männlicher landwirtschaftlicher Familien-AK je 1 000 Einwohner in erster Linie durch gesamt
wirtschaftl iche Größen, z. B. Bevölkerungsdichte, Industriebeschäftigte, BI P des warenprodu
zierenden Gewerbes, Realsteuerkraft usw. geprägt wird. Ein geringer Einfluß geht dagegen vom 
Entwicklungsindex und -stand sowie von der Produktionsstruktur aus. Je 1 000 Einwohner sind 
in den einzelnen Regionen NRW weniger männliche Familien-AK in der Landwirtschaft vorhan
den, wenn einmal besonders günstige gesamtwirtschaftl iche Verhäl tnisse vor! iegen (z. B. hoher 
Industriebesatz mit alternativen Erwerbsmöglichkeiten), und zum anderen eine starke Entwick
lungsdynamik zu einem größeren Anteil von Betrieben mit mehr als 20 ha LN führt. Eine hohe 
Zahl von landwirtschaftlichen Familien-AK je 1 000 Einwohner ergibt sich bei einer größeren 
Anzahl von Handwerksbeschäftigten je 1 000 Einwohner und bei hohen durchschnittlichen Be
triebsgrößen sowie bei starken Viehbeständen je 100 ha LN. 

Die ermittelten Beziehungen sind weitgehend mit den einzelbetrieblichen Ergebnissen von 
GRUBER identisch: Ökonomische Gründe beeinflussen die Mobilitätsbereitschaft am stärksten 
und zwar nach GRUBER in erster Linie die Erwartungen über ein wesentlich höheres Einkommen 
außerhalb der Landwirtschaft bei einem geringen Einkommen aus der derzeitigen Tätigkeit (da-
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raus ist aber noch keine Sogwirkung des gewerblichen Bereiches abzuleiten). Hier ist zu er
g<:inzen, daß die landwirtschaftliche Eigenleistung von den Betriebsleitern oft übersch<:itzt wird 
und mobilit<:itshemmend wirken kann. Da diese Einkommensübersch<:itzung mit zunehmender Be
triebsgröße abnimmt, wirkt sich dieses Hemmnis besanders in kleineren Betrieben aus. 

2.2.2 Hofnachfolger in hauptberuflich bewirtschafteten Betrieben 

Außerdem werden bei GRUBER nicht ökonomische Bestimmungsfaktoren wie soziale Umwelt und 
Wertvorstellungen, die hemmend auf die Mobilit<:itsbereitschaft wirken, dargestellt. Letztere 
kommen u.a. in der Bauernideologie und der Hoferhaltung (Zukunftsvorstellungen über die Wei
terführung des Betriebes) zum Ausdruck. So ist anzunehmen, daß bei fehlender Hofnachfolge 
eine alternative Erwerbsmöglichkeit eher erwogen wird, als wenn die Hofnachfolge gesichert 
ist. 

Der Anteil der hauptberufl ich bewirtschafteten Betriebe (Vollerwerbs-, Übergangs- und Zuer
werbsbetriebe) mit Hofnachfolger an allen hauptberuflich bewirtschafteten Betrieben mit mehr 
als 5 ha LN schwankt in NRW zwischen 40 und 91 %. Hohe Prozentwerte ergeben sich einmal 
für die Kreise des Münsterlandes (z. B. Ahaus, Borken, Tecklenburg) und zum anderen für die 
grünlandreichen und in der Regel schwachstrukturierten Agrarr<:iume des Sauer- und Siegerlandes 
(z.B. Wittgenstein, Olpe, Meschede, Brilon, Siegen usw.). Niedrige Prozentwerte errechnen 
sich dagegen einmal in Regionen mit günstigen Produktionsbedingungen (z.B. Bergheim, Erkelenz, 
Bielefeld) und zum anderen besonders in den Eifelkreisen Monschau und Schleiden (ca. 41 %). 

Analysen für das gesamte Land NRW ergaben, daß ein hoher Anteil von Hofnachfolgern in haupt
beruflich bewirtschafteten Betrieben vorliegt, wenn ein hoher Anteil der Betriebe zukünftig wei
ter hauptberuflich bewirtschaftet werden soll (Absichtserkl<:irung), eine große Zahl von Handwerks
besch<:iftigten je 1 000 Einwohner vorliegt, und ein großer Teil der Hofnachfolger keine landwirt
schaftl iche Ausbi Idung hat. Dagegen ist ein niedriger Prozentsatz für die Hofnachfolger zu ver
zeichnen, wenn die Höhe der BKZ und der naturalen Leistungen und Ertr<:ige sowie das Anbau
verh<:iltnis und die monet<:ire Produktionsleistung günstige natürliche Produktionsbedingungen an
zeigen, und außerdem hohe Viehbest<:inde je 100 ha LN gehalten werden. Mithin hat im Durch
schnitt des Landes NRW in schwachstrukturierten und zum Teil von Natur benachteiligten Gebie
ten der größte Anteil der hauptberuflich bewirtschafteten Betriebe einen Hofnachfolger. 

2.2.3 Ausbildung der Hofnachfolger 

Daß die Ausbildung in seinen Untersuchungen keinen signifikanten Einfluß auf die Mobilit<:itsbe
reitschaft ausübt, führt GRUBER darauf zurück, daß in größeren Betrieben mit einer besseren Aus
bildung der Betriebsleiter ein geringerer wirtschaftl icher Zwang zum Berufswechsel besteht. Meh
reren Studien ist jedoch zu entnehmen, daß die Mobil it<:itsbereitschaft der Arbeitskr<:ifte mit wach
sendem Bildungsgrad zunimmt. BAUER (1) kommt zu dem Schluß, daß die r<:iumliche Mobilität 
überwiegend eine Folge des Bildungsgrades ist. Aus dem geringen Anteil der aus der Landwirt
schaft ausscheidenden AK, die eine Lehr- oder Anlernzeit im neuen Beruf durchgemacht haben, 
folgert er weiter, daß die Landbevölkerung nur ein geringes Interesse zur Bildung aufweist, und 
somit ein Erfolg bildungspolitischer Maßnahmen nur bei einer individuell erkannten Zwangssitua
tion (diese kann als Druckwirkung interpretiert werden) zu verzeichnen ist. Eine steigende Bil
dungsbereitschaft und eine zunehmende Qualifikation der jüngeren Landwirte geht daraus her
vor, daß die Zahl der landwirtschaftlichen Lehrlinge von 1958 - 1964 bei abnehmender Gesamt
zahl der in der Landwirtschaft Beschäftigten überdurchschnittl ich zunahm (+ 29,6 %) 
(BODENHÖFER, 3). 

Einheitlich für das ganze Land NRW liegen bislang aus der einzelbetrieblichen Erhebung der 
Landwirtschaftskammern Angaben zur landwirtschaftlichen Ausbildung der Hofnachfolger vor. 
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Der Anteil der Hofnachfolger ohne landwirtschaftliche Ausbildung an den Hofnachfolgern der 
hauptberuflich bewirtschafteten Betriebe schwankt in den Kreisen Nordrhein-Westfalens zwischen 
3 und 72 %. Aus den vorhergegangenen Ausführungen ging bereits hervor, daß die Zahl der Hof
nachfolger mit von dem Anteil der Hofnachfolger ohne landwirtschaftliche Ausbildung bestimmt 
wird. So sind die Gebiete mit einem hohen Anteil von Hofnachfolgern weitgehend identisch mit 
den R(lgionen, wo ein hoher Anteil von Hofnachfolgern ohne landwirtschaftliche Ausbildung vor
I iegt und umgekehrt. Eine Ausnahme bilden wiederum die Eifelkreise: Hier haben bei einem nie
drigen Anteil von Hofnachfolgern prozentual sehr viele keine landwirtschaftliche Ausbildung. 

Aus Analysen für das ganze Land ist zusammenfassend zu entnehmen, daß ein hoher Anteil von 
Hofnachfolgern ohne landwirtschaftliche Ausbildung vorliegt, wenn ein großer Teil der LN von 
Natur aus benachteiligt ist, ein hoher Anteil der Betriebsleiter ihre Betriebe auch zukünftig 
hauptberuflich bewirtschaften wollen, und eine große Zahl von Teilstücken je 100 ha LN zu ver
zeichnen sowie ein hoher Infrastrukturbedarf je Einwohner notwendig ist. 

Dagegen ist ein niedriger Prozentsatz für die Hofnachfolge ohne landwirtschaftliche Ausbildung 
festzustellen, wenn ein hoher Entwicklungsstand der Betriebsgrößenstruktur und ein hoher Anteil 
von Vollerwerbsbetrieben vorl iegt sowie aus naturalen Kennwerten auf günstige Produktionsbe
dingungen gefolgert werden kann. 

2.2.4 Prognose über die Freisetzung landwirtschaftlicher Familien-Arbeitskräfte 

Mit dem Datenmaterial der einzelbetriebl ichen Erhebung in Betrieben mit mehr als 5 ha LN wur
den von den Landwirtschaftskammern Prognosen über die notwendige Freisetzung von Arbeits
kräften aus der Landwirtschaft erstell t. Um einmal die Arbeitskräftereserven für das Land NRW 
aufzuzeigen und zum anderen weitere Bestimmungsgründe für die AK-Mobilität zu finden, soll 
im folgenden auf einige Teilergebnisse eingegangen werden. Die Ausführungen beschränken sich 
dabei im wesentlichen auf die errechnete Freisetzung von Familien-AK. 

Aufbauend auf die Prognoseergebnisse der sozialökonomischen Erhebung (17, 18) ist in der 
Karte 1 auf Kreisebene die Freisetzung von Familien-AK (weibliche und männliche Personen) 
dargestellt. Aus Gründen der regionalen Vergleiche sind in sieben Gruppen Kreise mit ähnlicher 
AK-Freisetzung je 100 ha LN zusammengefaßt. Der obere Teil der Karte 1 gibt die insgesamt 
freizusetzenden Arbeitskröfte, die nicht alle für einen außerlandwirtschaftlichen Beruf verfüg
bar sind, wieder. Da aber bei der Auswertung der Landwirtschaftskammern die ausscheidenden 
Personen nach Alter und Geschlecht ausgewiesen werden, lößt sich die Zahl der für außerland
wirtschaftliche Arbeitsplätze verfügbaren Personen (unterer Teil der Karte 1) abschötzen 1). 

Die größte Freisetzung von Arbeitskräften ist nach diesen Prognosen in Gebieten mit ungünstigen 
natürlichen Bedingungen und/oder einer kleinbäuerlichen Betriebsstruktur notwendig. Gerade in 
diesen Problemgebieten (z.B. Eifel) kommen aber kaum Personen für einen Berufswechsel in Frage 
(hoherAnteil von weiblichen AK und älteren männlichen AK). Neben diesen benachteiligten 
Standorten (Eifel, Teile des Sauerlandes) sind in der Nähe der Ballungszentren (z. B. Dinslaken 
und besonders südlich des Ruhrgebietes) die größten Arbeitskröftereserven vorhanden. Obwohl 
hier alternative Erwerbsmöglichkeiten bestehen, fand bisher keine so starke LN-Abwanderung 
statt wie auf wirtschaftlich ungünstigen Standorten. Neben den wirtschaftlichen Gegebenheiten 
ist der hohe AK-Besatz besonders im südlichen Teil Nordrhein-Westfalens sowie in Teilen Ost
westfalens auf die historische kleinbäuerlich gewachsene Betriebsstruktur zurückzuführen. 

1) Zu den einzelnen Schwellenwerten und Kriterien für die freizusetzenden Personen, die für 
außerlandwirtschaftl iche Berufe verfügbar sind, siehe HOGEFORSTER (13). 

459 



NRW Karte 1 

Prognose über Freisetzung landwirtschaftl. Arbeitskräfte 

a) Fam.-AK- Freisetzung 
insgesamt 

b) für außerlandw. Berufe 
verfügbare Fam.-AK 
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Insgesamt mUßten in NRW 82592 Familien-AK (5,27 je 100 ha LN) aus der landwirtschaftlichen 
Produktion ausscheiden. Da aber nur 38 % fUr andere Berufe verfUgbar sind, können nur 31 111 
(25209 mlinnliche und 6 902 weibliche Fam.-AK) einen anderen Beruf ergreifen. Hinzu kommen 
2435 Fremd-AK, die den Beruf wechseln könnten, so daß insgesamt 34546 AK (2,2 je 100 ha 
LN bzw. 0,42 AK je Betrieb Uber 5 ha) fUr einen außerlandwirtschaftl ichen Arbeitsplatz in Frage 
kommen. 

Bei dieser Interpretation ist nicht zu vergessen, daß es sich um Prognosewerte handelt. Allein 
so ist es zu verstehen, daß in Gebieten mit einer hohen AK-Freisetzung ein sehr großer Anteil 
von weiblichen Familien-AK gestellt wird. FUr einen außerlandwirtschaftlichen Beruf wird wahr
scheinl ich ein wesentl ich geringerer Anteil von Frauen in Frage kommen, als er rein rechnerisch 
ermittelt wurde. Die Zahl der freizusetzenden Fremd-AK ist entsprechend der vorherrschenden 
Famil ienarbeitsverfassung sehr niedrig. Auch hier ist zu beachten, daß ein großer Tei I wegen 
Spezialaufgaben in der Landwirtschaft oder aufgrund eines höheren Alters nicht fUr andere Be
rufe in Frage k?mmt. 

Diesen Ergebnissen kann jedoch entnommen werden, daß bei einer je Flächeneinheit geringen 
AK-Freisetzung der Anteil weiblicher AK relativ gering ist, und ein größerer Teil der männli
chen AK tatsächliche Arbeitskräftereserven darstellt, die auch fUr andere Berufe verfügbar sind. 
Je größer die Zahl der freizusetzenden AK je 100 ha LN ist, desto geringer ist der Anteil der 
fUr andere Berufe verfUgbaren Personen. Dies gilt einmal für Gebiete, in denen bereits in den 
vergangenen Jahren verstlirkt Arbeitskräfte ausschieden, so daß nur noch ältere Männer und 
Frauen für eine Freisetzung in Frage kommen (z.B. Sauerland und Eifel). Außerdem zählen dazu 
Regionen mit einer kleinbliuerlichen Betriebsstruktur, wo in den Betrieben vorwiegend ältere 
Personen und Frauen tätig sind. 

Zusammenfassend ist diesen Ergebnissen zu entnehmen, daß Alter und Geschlecht sehr wichtige 
Bestimmungsgründe für die AK-Mobilität sind und zu einem großen Teil die zu geringen Mobili
täten in den kleinbäuerl ich strukturierten Gebieten erklären. Da besonders in den Problemgebie
ten des Landes NRW vorwiegend ältere Personen oder Frauen, die für einen Berufswechsel in der 
Mehrzahl nicht mehr in Frage kommen, aus dem landwirtschaftlichen Produktionsprozeß ausschei
den können, ermöglicht die Industrieansiedlung im ländlichen Raum nicht den gewünschten Er
folg. Eine Strukturverbesserung kann hier kurzfristig in erster Linie nur über soziale Maßnahmen 
erreicht werden. Die AK-Mobil ität ist in diesen Räumen langfristig ein Generationsproblem und 
beeinflußt direkt die LN-Mobilität, denn mit dem Generationswechsel werden zunehmend Betrie
be aufgegeben oder abgestockt. Einigen Problemen der LN-Mobilität wollen wir uns im folgenden 
zuwenden. 

2.3 Überlegungen zur LN-Mobilität 

Die vorausgegangenen Ausführungen zeigten bereits, daß zwischen AK- und LN-Mobilität ein 
enger Zusammenhang besteht. Im folgenden wird zunächst auf die Entwicklung der Betriebe und 
LN in Größenklassen eingegangen. Erklärungen fUr die skizzierte Entwicklung lassen sich dann 
u.a. aus den Richtbetriebsgrößen ableiten. Abschließend beschliftigt sich dieses Kapitel mit dem 
Umfang und der regionalen Verteilung von Pachtflächen. 

2.3.1 Entwicklung der Betriebsgrößenstruktur 

Analog zu HEDTKE (10), der die LN-Mobilität als Veränderung der Betriebsgröße von Einzei
betrieben bezeichnet, kann LN-Mobilität auch als Veränderung der LN bzw. als Verlinderung 
der Anzahl von Betrieben in einzelnen Betriebsgrößenklassen bei einer mehrbetrieblichen Be
trachtung definiert werden. 
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Zur Erfassung des sehr komplexen Vorganges der Betriebsgrößenentwicklung wird ein Entwick
lungsindex 1) formuliert, der die Entwicklungsdynamik innerhalb eines Zeitraumes wiedergibt. 
Je niedriger der Index, desto schwächer war die Entwicklungsdynamik zugunsten der Betriebe 
mit mehr als 20 ha LN (ein Index 1 besagt, daß keine Entwicklung stattgefunden hat). Um neben 
der Entwicklungsdynamik auch die Ausgangssituation zu erfassen, wird zusätzlich der Entwicklungs
stand 2) berechnet. Je geringer der Entwicklungsstand, desto niedriger ist die vergleichbare Be
setzung in den Größenklassen über 20 ha mit Betrieben bzw. mit ha LN. Im oberen Teil der 
Karte 2 ist für die 57 Landkreise Nordrhein-Westfalens die Entwicklungsdynamik und im unteren 
Teil der Entwicklungsstand dargestellt. 

Zusammenfassend ist der Karte 2 zu entnehmen, daß die Gebiete mit der ungünstigsten Betriebs
größenstruktur in der Regel mit den Regionen identisch sind, die besonders nachtei I ige natürl iche 
Standortverhältnisse aufweisen. In den Gebieten mit sehr günstigen natürlichen Bedingungen 
(Köln-Aachener-Bucht, Soester Börde) führte eine starke Entwicklungsdynamik zu einer Konzen
tration auf die oberen Betriebsgrößenklassen. Dagegen ist die derzeitig vorteilhafte Betriebsgrö
ßenstruktur des Niederrheins und des Kemmünsterlandes zum Teil auf das günstige Ausgangsniveau 
zurückzuführen. In einigen Kreisen dieser Gebiete errechnet sich nur eine schwache Entwick
lungsdynamik. 

In weiten Teilen des West- und Ostmünsterlandes und Ostwestfalens ist der große Anteil klein
flächiger Betriebe bei z. T. schlechten natürlichen Voraussetzungen auf eine geringe Entwick
lungsdynamik zurückzuführen. Insgesamt erfolgte in Ostwestfalen - besonders im nördlichen 
Teil - jedoch eine stärkere Zunahme von Betrieben mit mehr als 20 ha LN als im West- und Ost
münsterland • 

Bei sehr ungünstigen natürl ichen Standortverhäl tnissen ist in Teilen des Sauerlandes trotz einer 
relativ starken Entwicklungsdynamik ein sehr großer Anteil von kleinflächigen Betrieben vorhan
den. Gleiches gilt für die Eifel; hier ist lediglich zu bemerken, daß nur eine schwache Entwick
lung zu größeren Betrieben stattfand. Bedingt durch eine wesentl ich stärkere Entwicklungsdyna
mik und ein günstigeres Ausgangsniveau ist im Bergischen Land derzeitig eine vorteilhaftere Be
triebsgrößenstruktur anzutreffen. 

Analysen für das gesamte Land NRW ergaben, daß der Entwicklungsindex positiv mit der Bevöl
kerungsdichte und den Wanderungssalden je 1 000 Einwohner sowie negativ mit den DM Straßen
bautenbedarf je Einwohner und schwach negativ mit den Viehbeständen korrel iert (signifikant 
gegen die Null-Hypothese) (vgl. 26). Durchgeführte Berechnungen mit Hilfe der Faktorenanalyse 
zeigen, daß der Entwicklungsindex einmal an einen Faktor, der Bevölkerungsdichte und -bewe
gung (Pendler- und Wanderungssalden) charakterisiert und zum anderen an einen Faktor, der als 
Faktor für den Infrastrukturbedarf identifiziert werden kann; gebunden ist. Darüber hinaus be
stehen weitere Bindungen an einen Faktor, der die Koppelung zwischen Viehbesatz, Beschäftigte 
im Handwerk und Entwicklungsindex darstellt. 

Für den Entwicklungsstand ergeben sich gesicherte positive Korrelationen zu den Bodenkl ima
zahlen, zu den Getreide- und Hackfruchtflächen in v.H. der LN, zur LN in v.H. der Kataster
fläche, zur monetären Produktionsleistung je ha LN und zur durchschnittlichen Betriebsgröße. 
Negativ ist der Entwicklungsstand korreliert mit dem von Natur benachteiligten LN-Anteil, den 
Sozialbrachen in v.H. der LN, dem Grünlandanteil und dem prozentualen Anteil der Nebener
werbsbetriebe (vgl. 26). Der starke Zusammenhang zwischen Entwicklungsstand und agrarischen 
Daten geht bei der Faktoranalyse daraus hervor, daß hier eindeutig die stärksten Bindungen 
an den Faktor "natürliche Produktionsbedingungen und Produktionsstruktur" vorliegen. 

1) Eine ausführl iche Interpretation findet sich bei BAU MGARDT, 2; HOGEFORSTER, 13; 
SPITZER, 23. 2} Ebenda. 
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Karte 2 

NRW Entwicklung und Stand der Betriebsgrößenstruktur 

a) Entwicklungsdynamik 
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Weitere ErklörungsgrUnde für die regional unterschied I iche Veränderung der Betriebsgräßen
struktur sind in dem Einsatz von äffentl ichen Mitteln zu vermuten, wie es bei FEUERSTEl N {6} 
bezüglich der regionalen Unterschiede des intrasektoralen Transfers durch Eigentumswechsel in 
dem Bodenkauf der Siedlungsgesellschaften und bei HEDTKE {10} in der staatlichen Färderung 
des Bodenkaufs zum Ausdruck kommt. 

Detaillierte Analysen für vier nordrhein-westfälische und vier niedersächsische Kreise {HOGE
FORSTER, 14} ergaben jedoch keine eindeutigen Beziehungen zwischen der unterschiedlichen 
Entwicklung der Betriebsgrößenstruktur in den einzelnen Kreisen und dem Einsatz von äffe nt I i
chen Mitteln {Bund und Länder} mit raumwirksamer Bedeutung 1}. 

Von den einbezogenen Förderungsmaßnahmen erklärt der Mitteleinsatz für Flurbereinigung und 
Folgemaßnahmen und abgeschwächt der mit diesen fvlaßnahmen in engem Zusammenhang stehende 
Wirtschaftswegebau am ehesten die unterschiedl iche Entwicklung. 

In wesentlich engerem Zusammenhang mit der Entwicklung der Betriebsgräßenstruktur {Entwick
lungsindex} stehen dagegen die kreisspezifischen Verhöltnisse, die z. T. in nichtlandwirtschaft
lichen Faktoren zum Ausdruck kommen. Die unterschiedlichen strukturellen Verhl:lltnisse kommen 
auch nicht in der Höhe der getl:ltigten Förderungen zum Ausdruck. Bestehende Korrelationen zwi
schen einigen Färderungsmaßnahmen und kreisspezifischen Faktoren {z. B. Bevölkerungsdichte, 
landwirtschaftlicher Anteil am BIP usw.} besagen lediglich, daß rein agrarische Gebiete stärker 
in den Genuß von äffentlichen Investitionen gekommen sind. Damit wird aber nichts Uber die 
FörderungsbedUrftigkeit einer Region gesagt. 

Zusammenfassend ist festzuhal ten, daß die Dynamik der Änderung der Betriebsgrößenstruktur ein
mal durch die bodenunabhängige Veredlung und die Handwerksbeschäftigten sowie durch die 
männl ichen landwirtschaftl ichen Famil ien-AK geprägt und zum anderen durch die Bevölkerungs
dichte, die Wanderungssalden und die Berufspendler sowie durch den Infrastrukturbedarf beeinflußt 
wird. Eindeutig geht hervor, daß gesamtwirtschaftliche Bedingungen einen stl:lrkeren Einfluß auf 
die Änderung der Betriebsgrößenstruktur ausüben als die natürl ichen Produktionsbedingungen • 

Dagegen wird der Entwicklungsstand der Betriebsgrößenstruktur in erster Linie durch die natür
lichen Standortbedingungen {z. B. BKZ, LN in v. H. der Katasterfläche, von Natur benachtei-
I igter LN-Anteil usw.} und die damit in engem Zusammenhang stehende Produktionsstruktur {z. 
B. GrUnlandanteil, Anbauverhältnisse usw.} und nur zu einem sehr geringen Teil durch die Be
rufspendler je 1 000 Einwohner bestimmt. 

Die dargestell ten potentiellen Einflußgrößen sind z. T. identisch mit den von FEUERSTEl N {6} 
ermittelten Bestimmungsfaktoren des intrasektoralen Bodentransfers durch Eigel'ltumswechsel: Ab
wanderung von Familien-AK, GrUnlandanteii und bei Unterstellung, daß bei ungünstigen natür
lichen und wirtschaftlichen Produktionsbedingungen ein hoher Fremdkapitaleinsatz vorliegt, auch 
für die hochbelastete LN. Desweiteren konnten in diesen Analysen, die sich mit der Änderung 
der Betriebsgrößenstruktur befassen und somit den LN-Transfer mit und ohne Eigentumswechsel 
einschließen, als potentielle Einflußgrößen gesamtwirtschaftliche Faktoren wie z.B. Bevölkerungs
dichte, Struktur des BIP's usw. herausgestellt werden. 

Interessant ist bei der Quantifizierung der Bestimmungsgründe fUr den intrasektoralen Bodentrans
fer, daß die von FEUERSTEIN {7} hoch eingeschätzten EinflUsse des gewerblichen Bereiches 
{Sogwirkung} nicht durch signifikante Beziehungen entsprechender Daten {z. B. BI P je Einwohner, 
BIP insgesamt, Preisindex für die Lebenshaltung, Bevölkerungsdichte usw.}, die in den einzelnen 
Analysen getestet wurden, nachgewiesen werden konnten. Ebenso war kein signifikanter Einfluß 

I} Als raumwirksame Bundesmittel werden die bezeichnet, die im Raumordnungsbericht 1968 
der Bundesregierung genannt werden (19). 
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für die Bodenpreise und für das Kreditvolumen für Besitzfestigungen festzustellen. Bei HEDTKE 
wird der außerlandwirtschaftliche Einfluß, der lediglich durch die Entfernung zwischen den Be
trieben und der nächsten Stadt mit mehr als 10000 Einwohner Berücksichtigung findet, sehr ge
ring eingeschätzt. Mit dieser einen Variablen läßt sich wohl kaum die Bedeutung des gewerbli
chen Bereiches erfassen. 

Um einmal grob die zukünftigen Entwicklungsmöglichkeiten der einzelnen Gebiete des Landes 
NRW aufzuzeigen und zum anderen weitere mögl iche Einflußgrößen des LN-Transfers zu ermit
teln, wird im folgenden kurz auf die Richtgröße fUr bäuerliche Familienbetriebe (Voilerwerbs
betriebe) eingegangen. Mit Hilfe dieser Richtgröße sollen die Auswirkungen des landwirtschaft
lichen Einkommensanspruchs auf die LN-Mobilität dargestellt werden. 

2.3.2 Richtgröße bäuerlicher Familienbetriebe 

In den folgenden Überlegungen wird davon ausgegangen, daß derzeitig Vollerwerbsbetriebe einen 
Flächenumfang bewirtschaften müssen, der es erlaubt, ein Arbeitseinkommen fUr 2 AK von 
22 800 DM (entspricht in etwa dem Vergleichslohn 1969 und der Förderungsschwelle für Voller
werbsbetriebe, vgl. 13) zu erzielen. Zu diesem Zweck wurde auf Kreisebene aus der monetären 
Produktionsleistung je ha LN (STANGLfv\h.YR, 24) das mögliche Arbeitseinkommen je ha LN er
rechnet. Durch eine Division dieses Wertes durch das geforderte Arbeitseinkommen insgesamt er
rechnet sich die Richtgröße für den 2 AK-Vollerwerbsbetrieb (13). 

Diese Richtgröße bei einem regional einheitlichen Lohnanspruch von 22 800 DM;Vollerwerbs
betrieb ist im oberen Teil der Karte 3 dargestellt. Die Annahme eines regional einheitlichen 
Lohnanspruchs entspricht allerdings nicht den realen Verhältnissen. Der einzelne Landwirt, z. B. 
im Kreis Dinslaken, mißt seinen Einkommensanspruch nicht nach dem des Landwirts in der Eifel, 
sondern nach dem Einkommen vergleichbarer Berufsgruppen in seiner direkten Umgebung bzw. nach 
der Lohnhöhe, die er bei einer alternativen Erwerbstätigkeit außerhalb der Landwirtschaft in der 
Nähe seines Wohnortes erzielen wUrde. 

Aus diesem Grund wurde in einem weiteren Rechengang der Ermittlung der Richtgröße mit Hilfe 
der Kaufkraftkennziffer (SCHUHfv\h.NN, 21) ein regional differenzierter Lohnanspruch zugrunde 
gelegt (12). Die Richtgrößen bei einem regional unterschiedl ichen Lohnanspruch sind im unteren 
Teil der Karte 3 dargestellt. 

Der obere Teil der Karte 3 zeigt deutlich, daß bei einem regional einheitlichen Lohnanspruch 
die errechneten Mindestbetriebsgrößen zur Erwirtschaftung des geforderten Arbeitseinkommens 
von 22 800 DM/Betrieb in den natürlich und wirtschaftlich benachteiligten Gebieten (z. B. 
Sauerland und Eifel) mit Uber 33 ha LN am höchsten sind. 

Auch in den übrigen Landesteilen kommen in den Richtgrößen die natürlichen und wirtschaftlichen 
Bedingungen zum Ausdruck: Die niedrigsten Richtgrößen mit weniger als 24 ha errechnen sich für 
die Köln-Aachener-Bucht und den Niederrhein mit den günstigsten natürlichen und wirtschaftli
chen Produktionsverhältnissen. 

Die Problematik des ausgewiesenen erforderlichen Flächenumfanges für die Vollerwerbsbetriebe 
kommt besonders dadurch zum Ausdruck, daß die Gebiete mit der höchsten Richtgröße in der Re
gel den niedrigsten Entwicklungsstand in der Betriebsgrößenstruktur aufzuweisen haben (vgl. 
Karten 2 und 3), d.h., gerade in den Regionen, wo - bedingt durch eine geringe monetäre Er
tragsleistung je Flächeneinheit - größere Betriebseinheiten zur Erwirtschaftung eines paritätischen 
Einkommens notwendig sind, ist eine sehr kleinflächige Betriebsstruktur vorhanden. Dagegen ha
ben die Regionen mit einer geringeren Richtgröße bereits eine großflächigere Betriebsgrößenstruk
tur aufzuweisen. 
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In den ermittelten Richtgrößen sind außerdem Erklärungsgründe für die geringe Entwicklungs
dynamik in der Änderung der Betriebsgrößenstruktur für einige Gebiete zu finden. So ist z. B. 
in einigen Kreisen des Niederrheins oder Ostwestfalens nur eine geringe Zunahme von Betrie
ben mit mehr als 20 ha LN zu verzeichnen. Da in diesen Gebieten - u.a. bedingt durch eine 
starke Veredlung mit einem hohen Einkommensbeitrag je ha LN - bereits mit gut 20 ha das er
forderliche Einkommen erzielt werden kann, bestand keine so starke wirtschaftliche Notwendig
keit zur Änderung der Betriebsgrößenstruktur • 

Ein weiterer Erklärungsgrund für den regional unterschiedlichen Strukturwandel liegt in den ver
schieden hohen Einkommen der Bevölkerung in den einzelnen Kreisen, wie es in der Richtgröße 
bei regional unterschiedlichem Lohnanspruch zum Ausdruck kommt (unterer Teil der Karte 3). 
So erfolgte z. B. in den Kreisen Siegen, Olpe, Oberbergischer Kreis, Altena und Arnsberg eine 
wesen tl ich stärkere Zunahme von Betrieben mit mehr als 20 ha LN (höherer Entwicklungsindex) 
als in den Kreisen Wittgenstein, Brilon und Büren. Gleichzeitig sind die erstgenannten Kreise 
gegenüber den letzteren durch ein höheres Einkommensniveau ausgezeichnet. Ähnliche Tenden
zen ergeben sich auch für andere Gebiete Nordrhein-Westfalens (vgl. Karten 2 und 3). 

Da die verschiedenen wirtschaftlichen Standortbedingungen zum größten Teil auch den regional 
unterschiedlichen Lohnanspruch bedingen, ist die Differenzierung in der Richtgröße zwischen 
Standorten mit günstigen und nachteiligen Bedingungen nicht so stark wie bei einem regional 
einheitl ichen Lohnanspruch. Aus diesem Grund ergeben sich im unteren Teil der Karte 3 die 
niedrigsten Richtgrößen einmal für Gebiete mit günstigen Standortbedingungen (Köln-Aachener
Bucht, Niederrhein, Soester-Börde) und zum anderen für Regionen mit einem niedrigen Einkom
mensniveau (Teile des West- und Ostmünsterlandes, Teile Ostwestfalens und Eifel) bzw. für Re
gionen, die sowohl günstige Produktionsbedingungen als auch ein niedriges gesamtwirtschaftliches 
Einkommensniveau aufweisen. 

Ein Vergleich zwischen den dargestellten Richtgrößen und dem Verhalten (gemessen an der Be
triebsgrößenentwicklung) läßt vermuten, daß die Betriebsleiter sich nach den örtlichen Einkommen 
vergleichbarer Berufsgruppen und nicht nach überregionalen Vergleichsmaßstäben richten und 
insofern die Änderung der Betriebsgrößenstruktur - die LN-Mobilität - von dem örtlichen Ein
kommensniveau mitbestimmt wird. Aus diesem Grund ist einer Richtgröße auf der Basis eines re
gional unterschiedl ichen Lohnanspruchs für agrarstrukturelle Vorplanungen und u.a. auch als 
Richtlinien für öffentliche Förderungen ein eindeutiger Vorzug einzuräumen. 

2.3.3 Pachtstruktur und LN-Aufstockung im Rheinland 1) 

Bezüglich der Bestimmungsgründe der LN-Mobilität wird von FEUERSTEIN nur der intra- und 
intersektorale Transfer von Einzelgrundstücken durch Kauf erfaßt. Den bisherigen Ausführungen, 
und besonders dem Referat von HEDTKE, ist jedoch zu entnehmen, daß die Betriebsvergrößerung 
in erster Linie durch Zupacht geschieht. Aus diesem Grund sollen diesbezügl ich abschl ießend 
einige Ergebnisse der sozialökonomischen Erhebung für das Rheinland - einheitliche Veröffent
lichungen für ganz Nordrhein-Westfalen liegen noch nicht vor - vorgetragen werden. 

Wie bereits ausgeführt, erfolgte die einzelbetriebliche Erhebung in Betrieben mit mehr als 5 ha 
LN. Von diesen Betrieben bewirtschaften im Rheinland 81 % 258140 ha Pachtland (45 v.H. 
der LN). Je Betrieb ergibt sich eine durchschnittl iche Pachtfläche von 10,9 ha. Der Pachtland
anteil beträgt durchschnittl ich in den Voll erwerbsbetrieben 50 v. H., in den Übergangsbetrieben 
41 v.H., in den Zuerwerbsbetrieben 44 v.H. und in den Nebenerwerbsbetrieben noch 39 v.H. 
der LN. Der höchste Anteil der Pachtflächen an der LN mit mehr als 50 v.H. ist in der Köln
Aachener-Bucht und in den Ruhrgroßstädten zu finden. Wesentl ich geringer ist dieser Anteil in 

1) Vgl. NEUMANN/BURBERG (18). 
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den Grünlandregionen und somit in den eigentlichen Problemgebieten des Rheinlandes. 

Sehr aufschlußreich sind die Ergebnisse über den Umfang und die Formen der LN-Aufstockung. 
Nach 1965 haben im Rheinland 10 % der hauptberuflich bewirtschafteten Betriebe durch Zukauf 
eine FICIchenaufstockung vorgenommen. Wesentlich höher ist mit 28 % die Zahl der Betriebe, 
die durch Zupacht aufgestockt wurden. 

Die FICIchenaufstockung durch Zupacht oder durch Zukauf seit 1965 umfaßt im Rheinland 
38533 ha, das sind 7 v. H. der hauptberuflich bewirtschafteten FICIchen. Ein regionaler Ver
gleich zeigt, daß die stClrksten Flächenaufstockungen mit mehr als 10 % in den schwachstruktu
rierten und z. T. grünlandreichen Gebieten Eifel und Bergisches Land erfolgten. 

Dieses Ergebnis deckt sich wieder weitgehend mit den von FEUERSTEIN (6) dargestellten Bestim
mungsgründen der regionalen Unterschiede des intrasektoralen Bodentransfers durch Kauf: Der 
relativ höchste intrasektorale Transfer erfolgte in den schwachstrukturierten Agrarräumen, in den 
grünlandreichen Regionen sowie in Landkreisen mit geringen außerlandwirtschaftlichen Boden
käufen (Gebiete mit geringer stCldtisch-industrieller AktivitClt). 

Da bislang noch nicht für das gesamte Land NRW die Ergebnisse über die LN-Aufstockungen vor
liegen, erfolgt noch keine weitergehende Analyse zur Ermittlung der Bestimmungsgründe für den 
regional unterschiedlichen Umfang der ZupachtflClchen und der LN-Aufstockungen insgesamt. 
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DISKUSSION 1) 

Steffen: Aufgrund der guten Erfahrungen, die wir gestern und auch heute morgen mit einer 
nicht gesteuerten Diskussion gemacht haben, möchte auch ich diesem Prinzip folgen und keine 
Ordnung vorgeben, sondern Sie bitten, zu den Referaten Stellung zu nehmen. 

Koester: Zunächst eine kurze Bemerkung zu dem Referat von Feuerstein: Sicher ist es sehr wich
tig, daß solche Probleme behandelt werden, nur frage ich mich, ob man wirklich die Bestimmungs
grUnde in einer Regressionsgleichung ermitteln kann. Auf Seite 423 seines Beitrages sagt Feuer
stein richtig, daß die Bodentransfermenge die Menge ist, die aus dem Zusammenwirken von Ange
bot und Nachfrage resultiert. Nun ist es ja denkbar, daß die Faktoren, die er in seine Analyse 
aufgenommen hat, sowohl die Nachfrage- als auch die Angebotskurve bestimmen. Typisch ist das 
u.a. für den Pachtpreis, typisch aber auch für den Fremdkapitalbesatz • Er behauptet z. B., der 
Fremdkapitalbesatz habe dazu geführt, daß Boden verkauft werde. Es könnte aber auch umgekehrt 
sein: Um Boden zu kaufen, muß Fremdkapital aufgenommen werden. Er kann also nicht feststellen, 
ob die zu erklärende Variable mit der erklärenden Variablen erklärt wird, weil sich die Nach
fragekurve verschoben hat oder die Angebotskurve. 
Das Problem, glaube ich, ist hier nicht gelöst. Damit stellt sich die Frage: Was kann man mit den 
so determinierten Transfermengen eigentlich anfangen? Welche wirtschaftliche oderagrarpoliti
sche Frage läßt sich damit läsen? Da die geschätzte Funktion weder eine Angebotskurve noch 
eine Nachfragekurve ist, verwundert es mich nicht, daß Feuerstein weder in seiner Doktorarbeit 
noch hier agrarpol itische Folgerungen gezogen hat. 

Nun noch kurz zum Referat von Hedtke: Er hat die Aufgabe übernommen, das Betriebseinkommen 
zu erklären, zunächst in einer Querschnittsanalyse und dann in einer Zeitreihenanalyse. Nun, 
wenn er die Querschnittsanalyse wählt, dann ist das gleichbedeutend mit der Aufstellung einer 
Produktionsfunktion. Das erscheint mir sinnvoll: In Göttingen wird darüber schon seit 4 Jahren 
gearbeitet. Allerdings geht man dabei etwas spezifizierter vor; man nimmt mehrere Funktionen 
auf, berücksichtigt u.a. die Substitutionselastizitäten und prüft nicht nur ein oder zwei Glei
chungen. 
Bei der Zeitreihenanalyse gehen Sie genauso vor wie bei der Querschnittsanalyse und begehen 
damit die gleichen Fehler. Hinzu kommt, daß bei Zeitreihenanalysen die Preisindices zu beach
ten sind, die Sie außer acht lassen. 

Wolffram (Kiel): Der Vorwurf, den Koester gegenüber der Arbeit von Feuerstein macht, läuft 
eigentl,ich genau auf das Identifikationsproblem hinaus. Feuerstein und ich haben in Kiel darüber 
diskutiert. Ich habe mich mit diesem Problem auseinandergesetzt und einmal versucht, die Frage 
zu klären: Handelt es sich hier um eine Angebotsfunktion oder um eine Nachfragefunktion? 
Dabei bin ich folgendermaßen vorgegangen: Ich habe die Variable beispielsweise hier "Brutto
kredite" aufgespalten in eine Variable "steigende Bruttokredite" und eine Variable "fallende 
Bruttokredite" • Eine entsprechende Spaltung ist auch für die Pachtpreise vorgenommen. Es zeigt 
sich, daß die Vorzeichen in allen Berechnungen - Feuerstein hatte, glaube ich, 12 oder 14 Be
obachtupgswerte, wenn man sukzessive verschiedene Perioden vornimmt - stabil bleiben. Das 
heißt also, daß man hier eindeutig-davon ausgehen kann, daß es sich um eine Angebotsfunktion 
handelt aufgrund der qualitativen Aussage der Vorzeichen. 

1) Nach Tonbandaufzeichnungen zusammengestellt von dem Leiter d~r Diskussion, 
Prof. Dr. G. STEFFEN, Bonn. 
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Nun etwas anderes, das auffallend und interessant war bei den Ergebnissen meiner Sonderrech
nung. Man konnte feststellen, daß die Reaktion auf steigende Verschuldung geringer ist als die 
Reaktion auf einen RUckgang der Verschuldung, d.h. also, sobald die Schuldenlast abnimmt, 
nimmt auch die Mobilitöt des Bodens ab. Genau das Ergebnis konnte man auch fUr die durch
schnittlichen Pachtpreise finden. Sobald die Pachtpreise sanken, stieg die Mobilitöt wesentlich 
störker, als das hier in den Ergebnissen zum Ausdruck kommt. 
Der Einwand und der Vorwurf, die man hier zu diesen Ergebnissen machen kann, sind, daß die 
Funktion nicht vollstöndig ist. Das liegt nicht am Willen von Feuerstein, sondern das liegt an 
den Daten und an den Kausalitöten, die sich aufgrund der geringen Datenvarianz nicht nachwei
sen lassen. 

Timmermann (Kiel): Ganz kurz einige Ergönzungen. Zum einen hat Feuerstein nicht die Absicht 
gehabt, Angebot- und Nachfragefunktionen zu schötzen (siehe auch Stellungnahme Feuerstein 1». 
Das ist eindeutig im Text niedergelegt. Zum anderen noch ein zusötzlicher Aspekt zu dem, was 
Wolffram sagte, daß es sich hier um eine Angebotskomponente handele. Die Variable Fremdkapi
talbesatz I iefert einen höheren Erklörungsbeitrag, wenn diese gegenUber der abhöngigen Variablen 
Bodentransfer um einige Zeitperioden vorverschoben ist. Das deutet also darauf hin, daß eine 
gewisse Zeit, nachdem eine Verschuldung eingetreten ist, ein Verkauf von Boden erfolgt. 

Wolffram: Das Problem von Hedtke, das Koester angesprochen hat, höngt zusammen mit der 
Fehlspezifikation dieses Modells. Hier wUrde ich Ihnen den Vorwurf machen, daß Sie das Modell 
nicht sauber spezifiziert haben. Erst dann, wenn eine exakte Einbeziehung aller faktoren vor
liegt, ktlnnen Sie erwarten, daß erstens die Vorzeichen vemUnftig aussehen, und daß dann letz
ten Endes auch die Parameter eine bestimmte Ausrichtung erhalten, die in einer vemUnftigen 
plausiblen Relation stehen. 

Steffen: Ich bitte um Verstlindnis, wenn wir jetzt einmal Hedtke zu diesen Ergönzungen das Wort 
erteilen. ---

Hedtke: Zu dem letzteren sagten Sie, daß Sie eine Umkehrung der Vorzeichen als Ergebnis einer 
Untersuchung hatten. Woher wollen Sie annehmen, daß diese Umkehrung der Koeffizienten tat
sächl iche Zusammenhönge wiedergibt, z. B. der Einfluß der Allgemeinausbildung auf das Betriebs
einkommen, einmal in der Ausgangslage und einmal auf die Änderung des Betriebseinkommens? 
Ich habe herausbekommen, daß beim Unterscheiden eines bestimmten Einkommensniveaus und 
eines bestimmten allgemeinen Ausbildungsniveaus das Betriebseinkommen absinkt. In der Änderung 
haben aber die besser Ausgebildeten htlhere Zuwöchse als die schlechter Ausgebildeten. Woher 
wollen Sie denn annehmen, daß das tatsöchlich Interdependenzen sind? 

Wolffram: Das leuchtet mir nicht ein; was passiert denn, wenn Sie erste Differenzen bilden? 
Hedtke I Die Funktion hat sich nicht geöndert in ihrer Aufstellung. Sie haben nur eins gemacht, 
nömlich den Trend ausgeschaltet, und zwar zwischen dem ersten und dem letzten Wert der Reihe. 
Das ist das Prinzip der Bildung erster Differenzen. Sie können eine Reihe haben, die im Gesamt
niveau keinerlei Trendbewegungen aufweist, die praktisch nur Oszillationen hat, die sich aber 
dadurch unterscheidet, daß der erste Wert hoch und der letzte Wert niedrig liegt. Damit bekom
men wir eine Trendausschaltung. Hier in Ihrem Beispiel einen I inearen Trend, den Sie ausschalten, 
zwischen dem ersten und dem letzten Wert. Dabei haben sich die Vorzeichen der Koeffizienten 
veröndert. 

1) Da Feuerstein in MUnster sein Referat nicht halten konnte, hat Timmermann den Vortrag 
Ubernommen. Feuerstein wird am Schluß der textlichen Wiedergabe der Diskussion geson
dert zu einigen Fragen Stellung nehmen. 



Hedtke: Herr Wolffram, es stimmt einfach nicht, daß die Vorzeichen sich Hndern. Die Vorzei
chen sind g rundsl:l tz I ich die gleichen. Ich habe beim Boden keinen negativen Koeffizienten, beim 
Ertrag auch keinen negativen Koeffizienten bekommen. Das einzige Uberraschende Ergebnis der 
SchHtzung ist, daß die Abhl:lngigkeit oder der Einfluß der Betriebsleiterausbildung auf das Betriebs
einkommen negativ ist. 

Wolffram: Entweder wirkt der Betriebsleitereinfluß positiv auf das Betreibseinkommen, das ist ja 
zu erwarten; es ist auch die Unterstellung, mit der Sie herangegangen sind, oder Sie interpretie
ren den anderen Fall etwa, wenn ein Student studiert hat, dann ist er nicht mehr fHhig, einen- Be
trieb zu fuhren. Das könnte man auch als Hypothese anfuhren. 

Steffen: Darf ich folgenden Vorschlag machen: Die beiden Kieler Kollegen werden die Diskus
sion in Kiel fortsetzen. 

Koester: Eine kurze Bemerkung noch zur Querschnittsanalyse. Es stellt sich die Frage, ob dies 
hier eine Produktionsfunktion ist oder nicht. Wenn der Agrarpreis fUr alle Beobachtungsbetriebe 
der gleiche ist, IHuft das darauf hinaus, daß ich die unterschiedlichen Mengenvariablen bei den 
einzelnen Betrieben zu erklHren versuche. Somit ist Ihre Gleichung identisch mit der Produktions
funktion. 
Ich möchte eine Parallele zur Nachfragetheorie ziehen: Wenn man in einer Querschnittsanalyse 
die Ausgaben erkll:lrt, gib't es keine Differenzen zwischen monetl:lren und mengenmHßigen Elasti
zitHten, die sind identisch; ich brauche dann nicht mit dem Preis zu deflationieren. Wenn der 
Preis fUr alle Haushalte der gleiche ist, kann ich ihn in der Analyse weglassen. Und so ist das 
bei Ihnen auch. Den Preis können Sie, wUrde ich meinen, weglassen, wenn er fUr alle der gleiche 
ist, nur dann. Damit ist Ihre Gleichung als Produktionsfunktion zu erkll:lren. Genau das, was uns 
an Produktionsfunktionen interessiert. Wir möchten gerne wissen, wie wirkt sich die Qualifika
tion des Betriebsleiters aus. Nur muß man dann möglicherweise etwas anders herangehen. 

Nun noch einmal zu rUck zu dem Referat von Feuerstein: Timmermann, Sie sagten ganz richtig, 
Feuerstein sage auf Seite 423, daß er weder Nachfrage- noch Angebotskurven schHtze. Aber 
wenn er die Analyse durchfUhl't, dann hat man den Eindruck, daß er das auf einmal vergessen 
hat. Ich frage mich nur, was er eigentlich damit will; denn wir können ja nur Schnittpunkte von 
Angebots- und Nachfragekurven auf dem Markt beobachten. Wir wissen nicht, wodurch ein neuer 
Schnittpunkt entstanden ist: Weil sich die Nachfragekurve mehr verschoben hat oder die Angebots
kurve? Glucklicherweise war es bei Ihnen so, daß Sie den Fremdkapitalbesatz in seiner Wirkung 
auf die Bodenpreise oder den Bodentransfer geschHtzt haben, und die Verschiebung der Angebots
kurve offensichtlich größer war, als die der Nachfragekurve. Deswegen sagte Feuerstein, das 
sei eine Angebotskurve. Ich wUrde diese Tatsache als "weder noch" deuten. 
Das ist das gleiche Problem, das Elmar (?) 1927 schon dargestellt hat, indem er sagte, die Land
wirte hHtten GIUck gehabt, daß sie in einer Nachfragefunktion geschl:ltzt worden seien, die 
fallend gewesen sei. Nur aus dem einfachen Grund, weil sich die Angebotskurve fortwl:lhrend 
stl:lrker verschoben habe als die Nachfragekurve. Das Problem der Identifikation war bei den 
Landwirten damals nicht gelöst. Es ist hier bei Feuerstein auch nicht gelöst. Deswegen weiß 
ich nicht, was Sie mit diesen erkll:lrenden oder nicht erklärenden Variablen machen wollen! 

Timmermann: Ich muß noch einmal betonen: Feuerstein hat fUr seine Funktion einen anderen 
Namen erfunden, den ich im Augenblick nichtweiß; jedenfalls hat er an sehr vielen Stellen da
rauf hingewiesen, daß er etwas anderes erarbeitet als Angebots- und Nachfragefunktionen. Er 
hat sich sehr vorsichtig ausgedrUckt. 
Sie sagen so leicht dahin, was wollen Sie mit diesen Ergebnissen? Ich meine, Feuerstein hat die 
Angebots- und Nachfragekomponenten im einzelnen modell extern zu bestimmen versucht. Es ist 
doch eine brauchbare Aussage, wenn wir z.B. eindeutig feststellen können, daß die Bodenpreise 
stl:lrk~r von außerlandwirtschaftlichen Komponenten bestimmt werden als von innerlandwirtschaft-
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lichen, beispielsweise vom Ertragswert. Ich muß eigentlich die Frage an Sie richten, mit welchen 
anderen Methoden wir zu einer exakten Bestimmung von Angebots- und Nachfragekurven gelan-
gen können, wenn wir doch immer nur den Schnittpunkt beobachten können. ---

Schimmler (Kiel): Wolffram sagte, der Einfluß einer Größe kann entweder nur positiv sein oder 
nur negativ. Aber allgemein bekannt ist ja, daß die Elastizität - die Punktelastizität - von der 
Stelle abhängt, an der ich mich befinde. Es kann also durchaus sein, daß, wenn ich ein Stück 
weitergehe - z.B. mit der Ausbildung - plötzlich eine Elastizität, die positiv war, negativ wird. 
Infolgedessen kann man nicht sagen, daß für eine Größe das Prädikat "positiver Einfluß" generell 
feststellbar ist. Und genauso kann es mit der Ausbildung sein. 

Wolffram: Hier scheint der Funktionszeitraum konstant geblieben zu sein. Durch diese Umtrans
formation der Daten in erste Differenzen hat das Vorzeichen gewechselt. Ich würde Schimmler 
recht geben, wenn man eine Analyse über 20 oder 25 Jahre durchführte und für die ersten zehn 
Jahre beispielsweise ein positives Vorzeichen bekäme und für den Rest der Periode ein negatives 
Vorzeichen. Das ist durchaus möglich. Daß hingegen das Vorzeichen innerhalb eines Zeitraumes 
alterniert, ist eine technisch mögliche Situation; aber leider ist dieser Sachverhalt ökonomisch 
nicht interpretierbar. 

Hedtke: Herr Wolffram, wir haben hier keine technischen Zusammenhänge zwischen Ausbildung 
und Betriebserfolg. 

Louwes (Luxemburg): Zu dem Papier von Feuerstein möchte ich anmerken: Entweder man korre
liert irgendetwas. Dann ist das eine reine Rechentechnik, deren Ergebnisse nur in dem rechneri
schen Zusammenhang aussagefähig sind. Oder - da muß ich Wolffram beipflichten - man baut 
ein Modell und testet seine Hypothesen an den Daten. Nur dann kann man etwas über die kausa
len Zusammenhänge aussagen. Wenn Feuerstein nicht klar sagt, an welches Modell er dabei ge
dacht hat, so hat auch das, was uns hier vorliegt, keine allgemeine Aussagefähigkeit. 

Steffen: Wir sollten die Kieler Kollegen noch einmal bitten, die Aufgabe der Feuersteinschen 
Analyse zu präzisieren; denn sie wird von Koester und Louwes als unklar bezeichnet. 

Timmermann: Das kann ich am besten dadurch, daß ich den Titel der Arbeit verlese; der hei ßt: 
"Bodenpreise und Bodenmarkt", als Untertitel: 11 Bestimmungsgründe der Preise und des Transfers 
land- und forstwirtschaftlich genutzten Bodens". Weiterer Untertitel: "Eine ökonometrische 
Analyse des schleswig-holsteinischen Bodenmarktes von 1954 bis 1968". 

Natürlich kann man überlegen, ob Feuerstein ein anderes Modell hätte wählen können. Das hat 
er nicht getan; aber daraus kann man, glaube ich, nicht so ohne weiteres die Schlußfolgerung 
ziehen, daß er selbst kein Denkmodell gehabt hat. Er hat in jedes einzelne Kapitel - gerade was 
die Frage der Kausalität anbelangt - einen theoretischen Abschnitt eingebaut, in dem er zumin
dest versucht hat, verbal plausibel zu machen, welches die verursachenden Faktoren sind. Er hat 
auch von seinen 27 getesteten Variablen etliche eliminiert, selbst wenn ein sehr guter Zusammen
hang gefunden wurde, es aber nicht möglich war, eine theoretische Erklärung zu finden. Inso
fern würde ich den Vorwurf nicht akzeptieren, daß ihm kein Denkmodell zugrunde lag, und daß 
die Kausalitäten nicht deutlich werden. Möglicherweise wird das in dem Paper, das hier vorliegt, 
nicht so deutl ich, wie es in dem Sonderdruck 44 der Agrarwirtschaft zum Ausdruck kommt. 

Koester: Herr Timmermann, Sie geben zu, daß das Problem der Identifikation nicht gelöst ist. Da
mit ist auch geklärt, daß Feuerstein hier keine Kausalitäten ermittelt hat. 

Timmermann: Es muß heißen, mit seiner ökonometrischen Methode nicht ermittelt hat. Das sch ließt 
ja nicht aus, daß er sich darüber seine Gedanken gemacht und weitere Informationen zur Bestim
mung der Kausal itäten ausgewertet hat. 

Koester: Natürlich, das hat er ganz bestimmt gemacht; nur hatte er keine brauchbare Methode. · 
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Koester: Aber wenn Sie das gemacht haben, wtire es doch das erste, zu erkltiren, was wir damit 
anfangen können. Was können wir also mit den so erkltirten oder nicht erklHrten Transfermengen 
anfangen? Welche agrarpolitischen Folgerungen können wir ziehen? 

Schmitt (Göttingen): Das ist eine ganz andere Sache, Herr Koester, wenn Sie fordern, daß wir aus 
jeder Arbeit Schlußfolgerungen ziehen sollten als Handlungsrichtlinien für die Politik. Das wollen 
wir hier außer acht lassen. Wir wollen Erkenntnisse ziehen hinsichtlich der Faktoren, die die 
Preise des Bodens bzw. den Transfer des Bodens bestimmt haben. Die Preise des Bodens waren hier 
in dem Referat ausgelassen worden, weil sie als Fragestellung nicht relevant waren. Das ist na
türlich im Sonderheft behandelt worden. 

Nun haben Sie gesagt, der außeriandwirtschaftl iche Einfluß der Nachfrage wurde aus dieser Ar
beit anhand des Beta-Koeffizienten als der wichtigste Faktor angesehen. Das dürfte eine Frage 
der reinen Logik sein, daß dieser Zusammenhang bestehen muß. Wenn man davon ausgehen kann, 
was statistisch nachgewiesen werden kann, daß in der BRD die Landwirte in Stadtntihe ihren Bo
den verkaufen und nach Schleswig-Holstein gehen, um dort Boden fUr große Betriebe zu kaufen. 
Dieser logische Zusammenhang durfte schon anhand der Statistik des Zukaufs von stadtverdrting
ten Landwirten auf der Hand liegen. 

Eine zweite wichtige Größe nimmt Einfluß auf die Bestimmungsfaktoren des Bodentransfers. Ein 
hoher Verschuldungsgrad der Landwirte zwingt diese dazu, Land zu verkaufen. 

Wenn Sie Schlußfolgerungen für die Agrarpolitik daraus ziehen wollen, dann mUssen wir ein an
deres Thema wtihlen. Ob wir die Verschuldung eindHmmen wollen, oder ob wir die Bodenpreise 
stabilisieren wollen, beeinflußt die zu treffende Maßnahme. Das ist aber ein ganz anderes Thema, 
das wir hier gar nicht diskutieren wollen. 

Louwes: Feuerstein erweckt den Eindruck, daß man etwas über den Bodenmarkt weiß. Er hat ein 
schönes Papier vorgelegt und viele Korrelationen. Doch ta tsHch I ich weiß man nicht mehr als vor
her über den Bodenmarkt. FUr ganz Schleswig-Holstein zwei Reihen miteinander zu korrelieren 
und nachher zu sagen, daß man etwas vom Bodentransfer weiß, erscheint mir sehr dürftig. Es ist 
richtiger, die Tatsache, daß schlechte Bauern den Boden verkaufen, mit betriebswirtschaftlichen 
Daten zu erkltiren und nicht reine regionale Daten zu nehmen. So etwas zu publizieren, ist ein 
großer Fehler, weil es nur scheinbar sichere Erkenntnisse vermittelt, die hHufig mißbraucht wer
den. 

Fleischhauer (Bad Homburg): Feuerstein ermittelt sehr hohe Korrelationen zwischen dem Boden
preis und Bodentransfer und den unabhHngigen Variablen. Untersuchungen fUr NRW, die wir 
durchfUhrten, zeigten keine so straffen Beziehungen. 

Nositschka (Frankfurt): Vielleicht ist das Rtitsel z. T. zu lösen durch den Hinweis, daß die Kieler 
Kollegen mit Mittelwerten gearbeitet haben und die z. T. sehr großen Schwankungen der Boden
preise um den Mittelwert gar nicht mehr zu erkltiren brauchen. Feuerstein argumentiert mit 
Krelle, man könne mit Mittelwerten arbeiten, wenn sie einigermaßen die Preise wiedergeben. 
Das trifft jedoch beim Bodenpreis ganz gewiß nicht zu. 
Dann existiert aber noch ein zweites Problem, ntimlich die Wahl des Funktionstyps. Ich habe den 
Eindruck, die Frage wird folgendermaßen gehandhabt: Iv'tan schaut sich das Material an, probiert 
einige Funktionstypen, lineare und nicht lineare, und wöhlt dann den Typ, der den höchsten Er
klörungsanteil liefert. Damit wird aber die Schönheit zum Wahrheitskriterium gemacht. Dabei 
kann es doch sein, daß eine Funktion mit geringerem Erkltirungsanteil die Kausalstruktur besser 
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oder wahrer wiedergibt. Oder mit anderen Worten: Man entwickelt einen Teil der Theorie direkt 
am Material und arbeitet dach dann induktiv. Seit ~ und Albert soll ten wir doch Hypothe
sen bilden und empirisch falsifizieren zu versuchen. Ich meine, der Funktionstyp mUßte ein Teil 
der Hypothese sein. Wenn man dann aber am IlAaterial den Funktionsbegriff wechselt, dann mUßte 
er eigentlich an dem neuen Material geprUft werden. Wenn wir es nicht tun, finde ich, täuschen 
wir uns selbst mit einem hohen Bestimmtheitsmaß. Wir sollten uns eigentlich zunächst mit einem 
niedrigen Wert zufrieden geben und dann aber nach weiteren Faktoren suchen. Dieses Hochtrim
men fUhrt zu einem zu fruhen Abbruch der BemUhungen. 

Wolffram: Auf die Frage von Fleischhauer, warum das Bestimmtheitsmaß so hoch ist, läßt sich 
schnell eine Antwort geben. Alle Variablen zeigen einen klaren, starken Trend uber die Zeit 
von 1954 bis heute. Mein Vorredner sagte im Hinblick auf die Auswahl des Funktionstyps: Der 
Funktionstyp sollte nicht primtIr nach dem Trend ausgewtlhlt werden sondern nach der logischen 
Beziehung. 

Schimmler: Die Frage nach dem Funktionstyp läuft in falschen Bahnen. Soweit ich die Berech
nungen in Erinnerung habe, sind von Feuerstein die Ergebnisse nicht durch unterschiedliche Funk
tionstypen hochgetrimmt worden. Sie brauchten ntlmlich nicht hochgetrieben zu werden. Bei allen 
Funktionstypen bestand ein hohes Bestimmtheitsmaß. Auf der anderen Seite muß man sich doch 
einmal darUber klar werden, daß die Funktionstypen, die auch in der Ökonomie gUltig sind, nur 
einen kleinen Teil der denkbaren möglichen Funktionstypen darstellen. Die Frage nach dem Funk
tionstyp sollte man nicht bis zum Dogmenstreit ausarten lassen. 

Pock (Bonn): Nositschka ist zunächst zuzustimmen, wenn er die von Feuerstein ermittelten hohen 
Erklärungsbeiträge darauf zurUckfUhrt, daß mit Mittelwerten gearbeitet wurde. Bei einer entspre
chenden Analyse des landwirtschaftl ichen Bodenmarktes in NRW kam ich zu ebenso hohen Erklä
rungsbeitrtlgen. Danach lassen sich z. B. Unterschiede der durchschnittlichen Ackerlandpreise 
in den Landkreisen zu 75 % durch die Größen: Bodenklimazahl, ZuckerrUben- und FeldgemUse
anteil an der LN sowie Bevölkerungsdichte erkltlren. Im Gegensatz zu Feuerstein sind nach meinen 
Berechnungen allerdings die innerlandwirtschaftl ichen EinflUsse größer als die außerlandwirtschaft
lichen. 

Die von Fleischhauer erwähnte und von ihm und Nositschka durchgefUhrte Analyse erbringt je
doch nicht nur deshalb geringere Erklärungsbeiträge, weil sie auf Einzelverkäufen basiert, son
dern auch deshalb, weil lediglich 400 Verkäufe aus vier sehr unterschiedlich strukturierten Krei
sen in die Analyse einbezogen wurden. Zur weiteren Klärung dieser Frage könnte deshalb nur 
eine auf einer sehr viel größeren Zahl von Verktlufen basierende Analyse fuhren. 

Steffen: Ich wUrde es fUr sinnvoll ansehen, wenn Timmermann und Hedtke zu diesem Fragenkom
plex abschließend das Wort erhalten wUrden. Damit dUrften wir diese Frage als ausdiskutiert an
sehen. Herr Renborg, wollen Sie zu dem von Gruber vorgetragenen noch eine Bemerkung machen? 

Renborg (Uppsala): Auf Seite 390 in der Arbeit von Gruber sieht man, daß die Population aus 
hauptberuflichen EigentUmern und sicheren Hoferben im Alter von 15 - 45 Jahren besteht. Meine 
Frage ist folgende: Ist das nicht von der Arbeitsmobilitätsfrage her eine sehr inhomogene -Gruppe? 
Kann man sie uberhaupt einheitlich in einer Serie von Tabellen behandeln? Bei den 15 - 25-
jtlhrigen handelt es sich z. B. um nicht-etablierte Unternehmer, da der Vater noch mitarbeitet. 
Ich frage mich deshalb, ob Sie das wichtige Klassenmerkmal Generationsunterschied vernachläs
sigen dUrfen. Daß dieser große Unterschied in der Mobilittltsbereitschaft besteht, haben Sie selbst 
auf Seite 407 f gezeigt. Sie schreiben, daß die 15 - 25-jährigen eine viel höhere Mobil ittltsbe
reitschaft haben. 

Gruber: Herr Renborg, ich danke Ihnen fUr diesen Vorschlag. Ich bin ersf im Anfangsstadium der 
Analyse des Datenmaterials. Ich werde diesen Vorschlag aufgreifen. 
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Wehland (Bonn): Ich wollte ergönzend dazu noch fragen, Herr Gruber, welches Ziel diese Ar
beit verfolgt. Ich meine, von den Variablen, die Sie angegeben haben, ist mehr oder weniger 
bekannt, daß sie einen Einfluß auf die Mobilitöt haben. Andererseits wissen wir, daß in einer 
ganz konkreten Situation bestimmte Konstellationen von verschiedenen Variablen zusammentref
fen. Warum sind Sie nicht einen Schritt weitergegangen und haben versucht, wenigstens einige 
dieser sehr einflußreichen Variablen konstant zu halten und dann anschließend die einzelnen 
Variablen, die Sie hier sehr zusammenfassend abgehandelt haben, etwas nöher zu untersuchen? 

Bei einigen Ihrer Variablen hötte ich auch einige Bedenken demoskopischer Art. Vielleicht kön
nen Sie die entkröften. Ich weiß nicht, wie weit Sie darüber hinaus noch etwas erfragt haben. 
Wenn Sie fragen: Wer ist bereit, einen außerlandwirtschaftlichen Haupterwerb aufzunehmen, der 
Ihnen günstige Bedingungen bietet, und dann nach verschiedenen Antworten die mobilen von den 
immobilen Landwirten trennen, dann glaube ich, daß diese Methode eigentlich nicht zulössig ist. 
Sie müssen einige Fragen in den Fragebogen aufnehmen, um zu prüfen, inwieweit die Landwirte 
die Wahrheit gesagt haben. Vor allen Dingen, wenn Sie bedenken, daß Sie Landwirtschaftslehrer 
mit den Interviews beauftragt haben, und daß sicherlich Interdependenzen zwischen den Inter
viewpartnern bestehen, die das Ergebnis beeinflussen. 

Gruber: Zum einen möchte ich sagen, daß die Analyse noch nicht so weit ist, daß ich den Ein
fluß mehrerer Variablen gleichzeitig messen konnte. Zum anderen, was die Mobil i tötsberei tschaft 
betrifft: Es sind diesbezüglich Kontrollfragen gestellt worden. 

Steffen: Damit sind wir am Ende der Diskussion. Da Feuerstein nicht anwesend sein konnte, werden 
wir ihn bitten, schriftl ich zu einigen Fragen Stellung zu nehmen. 

Feuerstein: Im wesentlichen wurden in der Diskussion folgende Fragenkomplexe angeschnitten: 

1. Mir wird unterstellt, daß ich die in meiner Dissertation und meinem Referat gemachte Klar
stellung, keine isol ierten Angebots- oder Nachfragekurven schätzen zu wollen und zu können, 
im Laufe der Arbeit anscheinend "vergessen" hötte (Identifikationsproblem, Koester). 

2. Es wird angezweifelt, daß eine kausale Abhöngigkeit besteht zwischen von mir ermittelten 
Bestimmungsfaktoren des Bodentransfers und der Zielgröße Bodentransfer (Kausal itötsdebatte, 
Koester, Louwes). 

3. Andere Diskussionsbeitröge. 

Zu 1.: Identifikationsproblem: 

Koester räumt zwar ein, ich hätte auf Seite 423 meines Referates hervorgehoben, weder Ange
bots- noch Nachfragekurven schötzen zu wollen; er unterstellt aber, daß ich im Verlauf der Ana
lyse dies wieder "vergessen" hötte. Das Entstehen dieses subjektiven Eindrucks kann ich nur be
dauern, zumal weder mein Referat noch meine Dissertation diesen Eindruck und die daraus resul
tierende Unterstellung zulassen. Ich habe in keiner meiner Veröffentl ichungen über den Boden
markt von "Angebotskurve" (Koester) gesprochen, sondern die getesteten Bestimmungsfaktoren 
aufgrund theoretischer Überlegungen und aufgrund einer Vielzahl von Marktinformationen im ein
zelnen dahingehend untersucht, ob sie das Angebot und/oder die Nachfrage an Boden beeinflus
sen. 

Statistisches Material liegt nur über gehandelte Bodenmengen vor, also konnte ich keine isolier
ten Bodenangebots- und Bodennachfragefunktionen schötzen und habe über meine Absicht auch 
keine Zweifel gelassen. Deshalb spreche ich ausdrücklich immer nur von Bestimmungsfaktoren 
des Bodentransfers. 
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Ich habe schon in meiner Dissertation (5. 29 und 30, Sonderheft 44 der AgralWirtschaft) hervor
gehoben, daß somit meine Zielfunktion nicht als isolierte Angebots- und Nachfragefunktion 
identifiziert werden konnte. Daraus jedoch den Schluß zu ziehen, ich h~tte somit auch keine 
Kausalit~ten ermittelt, ist völlig zusammenhanglos, da allgemein - und auch mir - bekannt ist, 
daß allein aufgrund von Regressionsergebnissen nicht auf kausale Zusammenh~nge geschlossen 
werden kann. Ich habe dagegen aus einer Vielzahl von möglichen Bestimmungsfaktoren des Boden
transfers diejenigen herausgestellt, die aufgrund von theoretischen Überlegungen und durch inten
sive Marktbeobachtung im wesentlichen den Bodentransfer beeinflussen. Die Regressionsanalyse 
lieferte mir nur das zus~tzliche Argument, daß die von mir herausgestellten Bestimmungsfaktoren 
auch statistisch eng mit dem Bodentransfer zusammenh~ngen. Mehr kann und sollte die Methode 
der Regressionsanalyse in meiner Untersuchung Uber den Bodentransfer nicht hergeben. 

Die Tatsache, daß keine isolierten Angebots- und Nachfragefunktionen sondern Transferfunktionen 
gesch~tzt wurden, I~ßt jedoch in keiner Weise den Schluß zu, daß aus diesen keine agrarpol iti
schen Folgerungen gezogen werden könnten. Es war aber weder Aufgabe meines Referates noch 
meiner Dissertation, agrarpolitische Konsequenzen aufzuzeigen, was wiederum nicht heißt, daß 
dies mir nicht möglich w~re. 

Zu 2.: Kausalit~tsdebatte: 

In diesem Zusammenhang wurden im wesentlichen folgende Einw~nde gemacht: 

a) ich h~tte die Kausalit~ten nicht in ein theoretisches Modell eingebaut (Louwes am Beispiel 
des Fremdkapitalbesatzes), ---

b) zwischen dem Fremdkapitalbesatz und dem Bodentransfer bestehe entweder gar keine Kausali
tät (Louwes) bzw. sei es zumindest unklar, ob der Fremdkapitalbesatz als Angebots- und/oder 
als Nachfragefaktor gewirkt habe (Koester). 

Zu a): In meiner Dissertation sind die theoretisch mögl ichen Abh~ngigkeiten der Ziel größen von 
den Einflußgrößen ausfuhrlich begrUndet worden. Auf diese Überlegungen ist im Referat (Seite 416 
Fußnote 1 ) ausdrUcklich velWiesen. Insofern ist der Einwand von Louwes gegenstandslos. Es sei 
denn, daß er den Madellbegriff so eng definiert, daß er nur mathematische Modelle zul/:lßt. Ein 
rein mathematisches Modell zur KI~rung der möglichen Zusammenh~nge zwischen Ziel- und Ein
flußgrößen ist aber nur auf einem so hohen Abstraktionsniveau möglich, daß die Aussagen, die 
mit einem solchen Modell gemacht werden können, fUr eine empirische Untersuchung kaum zu 
velWenden sind. 

Um den Realit~ten gerecht zu werden, habe ich es dagegen vorgezogen, zun~chst den theore
tisch möglichen Einfluß der Bestimmungsfaktoren auf die Zielgrößen verbal darzustellen. Ich habe 
mich aber nicht auf "rein" theoretisch (Koester) mögliche Einflusse beschränkt, sondern sämtliche 
verfUgbaren Morktinformationen in die Uberlegungen mit einbezogen. In diesem Zusammenhang 
möchte ich hervorheben, daß sich eine empirische Analyse niemals auf "rein theoretisch" denk
bare Zusammenhönge beschrönken sollte. 

Zu b): Aufgrund meiner vielf~ltigen Marktinformationen konnte ich nicht nur die Kausalit~t zwi
schen dem steigenden Fremdkapitalbesatz und dem erhöhten Bodentransfer feststellen sondern auch 
schließen, daß der Fremdkapitalbesatz als Angebotsfaktor wirkt, und seine Wirkung als Nach
fragefaktor vernachl~ssigt werden kann. Dies ist in meiner Dissertation ausfuhrlich begrUndet, ins- . 
besondere in den Kapiteln, in denen vor jeder Schötzfunktion geprUft wird, ob gegenseitige Ab
höngigkeiten bestehen (methodische Bemerkungen). In diesem Zusammenhang velWeise ich auch 
auf Fleischhauer, der als Diskussionsteilnehmer mit BuchfUhrungs- und Steuerberatungspraxis die 
Wirkung des Fremdkapitalbesatzes als Angebotskomponente bestötigt. Die gleichen Erfahrungen 
habe ich aufgrund vieler Diskussionen mit Bodenaufk~ufern sammeln können. 
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Um hier noch einmal klarzustellen, daß der Fremdkapitalbesatz als Angebotskomponente zu ver
nachll:lssigen ist, weise ich noch auf folgendes hin: 

- Aus der preissenkenden Wirkung des steigenden Fremdkapitalbesatzes kann zunöchst einmal ge
schlossen werden, daß die theoretisch denkbare Wirkung des Fremdkapitalbesatzes als I'Jach
fragefaktor zumindest weniger von Bedeutung ist als die von mir besonders herausgestellte Wir
kung des steigenden Fremdkapitalbesatzes. Aus der Analyse der Bodenkl:lufer und ihrer Kauf
grUnde (Erklörung der Bodenpreise in meiner Dissertation) konnte daruber hinaus geschlossen 
werden, daß die theoretisch denkbare Wirkung des Fremdkapitalbesatzes auf die I'Jachfrage 
kaum von Bedeutung ist, und als solche auch nicht zu den BestimmungsgrUnden des Bodentrans
fers im Sinne meiner Analyse gezl:lhlt werden kann. Wenn in meiner Analyse von Bestimmungs
faktoren des Bodentransfers gesprochen wird, so sind damit nur die wichtigsten BestimmungsgrUn
de gemeint. Denn theoretisch denkbare, jedoch nur kaum wirksame Bestimmungsfaktoren lassen 
sich schwerlich quantifizieren. Das geht selbst aus den Schl:ltzfunktionen hervor, die alle eine 
unerklörte Restschwankung aufweisen. 

Ich möchte auch nochmals auf die von mir zitierte Befragung von Bodenverköufern (J. Schmaltz 
und E. Mrohs) verweisen. Unabhöngig von meiner Analyse kommen die genannten Autoren mit 
Hilfe einer völlig anderen Methode (Befragung) zu l:Ihnlichen Ergebnissen. Bei einem Vergleich 
dieser Ergebnisse mit meinen muß jedoch beachtet werden, daß die Autoren keine Trennung 
zwischen intra- und intersektoralem Bodentransfer vorgenommen haben. 

Weiter ist von Bedeutung, daß meine Analyse sich auf Schleswig-Holstein beschrl:lnkt. In die
sem Land liegt der Fremdkapitalbesotz wesentlich Uber dem Bundesdurchschnitt und entfaltet 
somit auch störkere Wirkungen. Aus RaumgrUnden will ich es mit diesen Hinweisen bewenden 
lassen. 

Louwes wandte noch ein, daß man den Bodentransfer mit betriebswirtschaftlichen Daten und 
nicht mit "Regional daten" erkll:lren sollte; damit im Zusammenhang sagte er, daß nicht der 
Fremdkapitalbesotz sondern die mangelnde Qualitöt des Bauern (BetriebsfUhrungseigenschaften) 
die Ursache fUr den Bodenverkauf sei. Dem halte ich entgegen, daß die Ursache fUr die hohe 
Verschuldung zwar durchaus die mangelnde Betriebsleiterföhigkeit sein kann, die Verschuldung 
kann aber z. B. auch ererbt oder durch Erbauseinandersetzung entstanden sein. Ursache fUr den 
Bodenverkauf ist jedoch eindeutig die - aus welchen GrUnden auch immer entstandene - Ver
schuldung. Abgesehen von der Problematik, einen Bauern Uberhaupt als "gut" oder "schlecht" 
zu definieren, sind die Betriebsleiterqualitl:lten im Zusammenhang mit dem Bodentransfer kaum 
relevant. Der noch nicht hoch verschuldete, aber jöhrlich Verluste machende "schlechte" 
Bauer verkauft in der Regel keineswegs Boden, wöhrend es fUr einen "guten" Bouern mit hoher, 
jedoch nicht aus seinen mangelnden Qualitöten resultierender Verschuldung durchaus sinnvoll 
ist, bei den derzeitigen Preisen Boden zu verkaufen, und er tut dies auch. 

Ich möchte hier auch noch einmal auf den Unterschied Einzelgrundstucke - Betriebe hinweisen. 
In'meinem Referat habe ich herausgestellt, daß hochverschuldete Betriebe bislang vorwiegend 
EinzeigrundstUcke verkauft haben. Aus der Statistik der Zwangsversteigerungen ist aber auch 
zu entnehmen, daß Zwangsversteigerungen ganzer Betriebe im Jahre 1967 stark zunahmen (vgl. 
die in meiner Dissertation S. 82 angefUhrte Literatur). 

Zu 3.: Andere Diskussionsbeitrl:lge: 

Auf die Anmerkung von Fleischhauer, ich hötte allgemeine Schlußfolgerungen gezogen, doch sei 
das aufgezeigte Problem typisch oder doch mehr oder weniger schleswig-holsteinisch, möchte ich 
nur entgegnen, daß ich dazu in meinem Referat (Zusammenfassung, Punkt 8) unmißverstöndlich 
Stellung genommen habe. 
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Zu dem Vergleich zwischen seinen und meinen Ergebnissen über Bodenmarkt kann ich nicht 
Stellung nehmen, da ich Fleischhauers Untersuchung nach nicht kenne. Wenn ihm meine Ergeb
nisse jedoch weiterhin "spanisch" vorkommen, schlage ich vor, daß wir unsere Ergebnisse und 
Ausgangsdaten gemeinsam vergleichen und durchdiskutieren. 

Die Beantwortung der von Nositschka aufgestellten Vermutung, ob das "Rätsel" der guten Resu l
tate z. T. darauf zurückzuführen sei, daß ich mit Mittelwerten gearbeitet habe, mächte ich auch 
so lange zurückstellen, bis ich die Ergebnisse der von Fleischhauer genannten Analyse über den 
Bodenmarkt gelesen habe. Ich habe aber nicht in der Form, wie Nositschka mir unterstellt, mit 
Krelle argumentiert, daß man mit Mittelwerten arbeiten känne, wenn sie einigermaßen die Preise 
wiedergeben. Auf Seite 15 meiner Dissertation argumentiere ich gerade umgekehrt, daß nach 
Krelle "der Preis eines heterogenen Gutes in der Regel sehr stark von dem Durchschnittspreis 
(Marktpreis) dieses Gutes abhängt". Deshalb führt die Kenntnis der Bestimmungsfaktoren des 
Durchschnittspreises zu wesentlichen Erkenntnissen über die "Entwicklungstendenzen" einzelner 
Bodenpreise. Da es mir selbst nicht ausreichte, nur die Bestimmungsgründe für den durchschnitt
lichen Bodenpreis zu ermitteln, habe ich auch eine Querschnittsanalyse mit Kreisdaten durchge
führt. In die Querschnittsanalyse gehen auf Kreisebene gebildete Durchschnittswerte ein, da 
viele mögliche Bestimmungsfaktoren der Bodenpreise im günstigsten Fall auf Kreisebene verfügbar 
sind. Trotz der Durchschnittsbildung geben die kreisweise gebildeten Bodenpreise, wie aus meiner 
Dissertation zu entnehmen ist, sehr gut die regional unterschiedlichen landwirtschaftlichen Boden
preise wieder. Sie I iegen zwischen 6436, - und 17 115, - DM je ha. 

Zur Wahl des Funktionstyps kann ich nur sagen, daß die von mir verwendeten vier Funktionstypen 
- wie aufgrund der Zahl reihen schon erwartet - nur geringfügige Unterschiede in den Resultaten 
verursachen. Von einem "Hochtrimmen" kann also gar keine Rede sein. 
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Die folgende Abhandlung über landwirtschaftl iche Anpassungsprozesse und die Möglichkeiten 
ihrer Förderung geht aus von der in der Landwirtschaft beobachteten allgemeinen Entwicklung 
der Technologie und der Marktbedingungen • Die dadurch hervorgerufenen strukturellen Veran
derungen im landlichen Raum werden nicht mit speziellem agrarwissenschaftlichem Instrumenta
rium analysiert, sondern mit allgemeinen wirtschaftstheoretischen und insbesondere regionaltheo
retischen Instrumenten. 

Die Regionalstruktur der Landwirtschaft kann in ihren interregionalen Zusammenhangen sowie in 
ihren intraregionalen Aspekten gesehen werden. Die interregionalen Zusammenhange können 
unter drei Aspekten gesehen werden: denen 
- der interregionalen Spezialisierung, 
- der interregionalen Differenzierung in den Produktionsmethoden und 
- der interregionalen Faktorbewegungen. 

Hierzu kann generell nur ausgesagt werden, daß mit der Vergrößerung der Mobilitat der Güter 

l} Unter Mitarbeit von JOHANNES HAMPE, VOLKER RUSSIG und GERHARD LI PPERT. 
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- bei boclen- und kl imaabhängigen Produktionsmethoden die Anpassung an die Naturgegeben
heiten grtSßer und damit auch die Spezialisierung stärker wird und 

- bei anderen Produkten die Nachfrage - bzw. Marktbedingungen und die Arbeitsmarktverhält-
nisse an Bedeutung gewinnen, 

und daß in beiden Fällen mit der wirtschaftlichen Entwicklung die Tendenz zu Großbetrieben, 
und zwar besonders im zweiten Fall, zunimmt: Das ist bekannt. Hier ist nur festzuhalten, daß 
aus dieser zunehmenden Spezialisierung und Differenzierung keine weitergehenden allgemeinen 
quantitativen Schlußfolgerungen fUr die Regionalstruktur- und die Infrastrukturpol itik gezogen 
werden ktSnnen - das heißt, soweit es sich um interregionale Aspekte handelt. 

In dieser Abhandlung geht es deshalb in erster Linie um die Konsequenzen der wirtschaftl ichen 
Entwicklung, die sich in systematischen Veränderungen der intraregionalen Zusammenhänge, 
der Struktur innerhalb einzelner Regionen niedergeschlagen und damit eine Antwort in Form wirt
schaftspolitischer und anderer Maßnahmen erfordern. Diese Konsequenzen fUr die Raumstruktur 
schlagen sich nieder in veränderten Werten fUr 
- die optimale Betriebsgroße, 
- die optimale SiedlungsgrtSße sowie 
- die optimale Infrastrukturpalitik. 

Im folgenden sollen die Konsequenzen fUr die optimale Betriebsgroße und die Siedlungsstruktur 
in den Abschnitten" BetriebsgrtSße und innerbetriebl iche Spezial isierung" (Abschnitt 1) sowie 
"DorfgrtSße und Aussiedlungspolitik" (Abschnitt 2) kurz abgehandelt werden. Die Konsequenzen 
fUr die "Struktur des ländlichen Raumes" und die Infrastrukturpolitik werden in Abschnitt 4 ge
zogen. In Abschnitt 5 werden einige Aspekte der "Ausbildungspolitik auf dem Lande" und der 
Mobilitätspalitik detaillierter behandelt. 

2 BetriebsgrtSße und innerbetriebl iche Spezial isierung 

Im Zuge der wirtschaftlichen Entwicklung sind mit dem erhtShten Kapitaleinsatz die Mindestwerte 
fUr eine rentable BetriebsgrtSße beträchtl ich angestiegen, und es werden in der Landwirtschaft 
weit mehr besondere Fähigkeiten verlangt als je zuvor. Hieraus sind jedoch bisher viel zu wenig 
Konsequenzen gezogen worden - zum Nachteil der Betroffenen. 

Eine VergrtSßerung der bewirtschafteten Flächen je Betrieb bei Beibehaltung des Prinzips völlig 
unabhängig wirtschaftender Familienbetriebe genUgt nicht. Denn innerhalb dieser Familienbetrie
be muß dieselbe Person Pflanzenbau- und Tierzuchtkenntnisse, umfangreiche technische Fähig
keiten und betriebswirtschaftl iche Kenntnisse besitzen und all dies richtig anwenden ktSnnen. Da
bei besteht der grtSßte Teil der tatsächl ich ausgefUhrten Arbeiten in mechanischer ktSrperi icher 
Schwerarbeit • Vorteile der Arbeitsteilung und Spezial isierung ktSnnen kaum wahrgenommen wer
den. 

Wenn also in einem Beruf so viele verschiedene Fähigkeiten und Erfahrungen bentStigt, und tratz
dem aber echte Entscheidungen aufgrund dieser Fähigkeiten nur so selten erfordert werden, weil 
der großte Teil der Arbeit aus ledigl ich mechanischer Ausfuhrung besteht, dann gibt es nur zwei 
mtSgl iche Konsequenzen: 
- entweder die Unterbeschäftigung wertvoller Fähigkeiten und damit nach allen volkswirtschaft

lichen Gesetzen auch eine Unterbezahlung dieser Fähigkeiten 
- oder eine qualitative Unterbesetzung dieser Ttltigkeiten und eine Überforderung der Einzelnen 

und damit auch eine niedrige Entlohnung, allerdings in diesem Falle wegen fehlender Qualifi
kationen der Beschtlftigten. 

Die Wirklichkeit liegt, wie meistens, zwischen diesen Extremen, fUr beide jedoch gilt, daß die 
Einkommen niedrig sind. 
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Wegen der Unteilbarkeit der meisten Iv\aschinenaggregate können in reinen Familienbetrieben 
auch viele landwirtschaftliche Kapitalguter nicht optimal eingesetzt werden. Dies wirkt in Rich
tung auf einen fUr die jeweilige Betriebsgröße zu hohen Besatz an bestimmten Maschinenaggre
gaten und damit zu einer Uberhöhten Kapitalbindung, ohne daß gleichzeitig die Möglichkeiten 
der modernen Agrartechnik voll ausgeschöpft werden. Es erhöht lediglich die Verschuldung und 
vermindert zusätzlich das verfUgbare Einkommen. Die schlechte Lage der westdeutschen Land
wirtschaft ist zum Teil ein Spiegelbild des Überbesatzes an bestimmten Iv\aschinen. 

Innerhalb von Familienbetrieben bestehen - unabhängig vom erzielbaren Einkommen - notwen
digerweise keine Aufstiegschancen, im Gegensatz zur Situation in fast allen anderen Berufen. 
Abgesehen davon werden die Möglichkeiten, das eigene Leben wirklich zu gestalten und die 
verfUgbaren Einkommen zu erhöhen, durchweg als gering angesehen. FUr Frauen ist das Leben 
als Bäuerin seit Jahrzehnten immer weniger attraktiv geworden - deshalb die bekannten Heirats
schwierigkeiten fUr junge Bauern. 

In den Organisationsformen unabhängiger Familienbetriebe besteht fast keine Unsicherheit Uber 
die Zukunft: man hat die Sicherheit, daß es insgesamt gesehen langsam weiter bergab geht -
ohne die Gefahr irgendeiner plötzlichen Verschlechterung, wie man sie in fast allen anderen 
selbständigen Berufen nicht ausschließen kann, und genauso auch ohne irgendwelche Möglich
keiten einer schnellen Bewegung nach oben: diese Gefahren und Chancen bestehen nur beim 
Überwechseln in andere Berufe. 

Naturlich gibt es bei uns nicht nur unabhängige Familienbetriebe: deren Zahl nimmt ab und de
ren Zusammenarbeit nimmt fortlaufend zu. Es ist aber mehr als das nötig: 
- die Familienbetriebs-Ideologie muß abgebaut werden. 

Formen der Kooperation zwischen Betrieben und Möglichkeiten der Schaffung von größeren 
Betrieben mUssen systematisch gefördert werden. 
Das Ausbildungssystem auf dem Lande muß auch auf die Erfordernisse der Landwirtschaft 
stärker eingehen. 
Institutionelle Gegebenheiten und Infrastrukturplanung und die gesamte Regionalpolitik mUssen 
den Bedurfnissen der Menschen auf dem Lande stärker angepaßt werden. 

Eine Vergrößerung der Möglichkeiten der Spezialisierung und Arbeitsteilung kann auf unterschied
liche Weise geschehen. In jedem Fall mUssen solche Bestrebungen stärker gefördert werden als 
bisher, ob es sich 
- um eine mehr lose, informelle aber doch konkrete Art der Zusammenarbeit von Betrieben, 
- um genossenschaftl iche Formen der Kooperation oder 
- um eine Teilintegration von bestehenden Betrieben handelt. 

Eine weitere Art der Vergrößerung eines Betriebes wUrde darin bestehen, daß weniger qualifizier
te und bisher selbständige Landwirte fUr einen Teil ihrer Arbeitszeit oder aber ganz in einem 
Lohnarbeitsverhältnis bei einem anderen Landwirt beschäftigt werden, daß diese Landwirte aber 
auf ihrem eigenen Hof noch einen Teil ihrer Selbstöndigkeit wahren, indem sie auch in eigener 
Regie noch einiges produzieren. Auch solche Formen sind nicht neu; sie hat es frUher schon ge
geben. 

Man sollte bedenken: Arbeitsteilung und Spezialisierung erfordern größere Einheiten als Familien
betriebe. Aufstiegsmöglichkeiten und die Erlangung einer größeren Verantwortung gibt es notwen
digerweise nur dann, wenn andere, weniger fähige Landwirte auf einen Teil ihrer Entscheidungs
befugnisse verzichten. 

Die Frage nach der optimalen Betriebsgröße in der Landwirtschaft ist somit in erster Linie die 
Frage nach den Möglichkeiten, eine gewisse minimale Spezialisierung und Arbeitsteilung zu er
möglichen und so die optimale Ausnutzung der Fähigkeiten der einzelnen Landwirte zu gewähr-
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leisten. Dabei spielen die Arten der Zusammenarbeit mit anderen Landwirten eine Rolle, wie 
auch die Möglichkeiten der Beschäftigung von Landwirten in anderen Sektoren und von Nicht
Landwirten in der Landwirtschaft. Hierauf wird bei der Diskussion des Bildungssystems noch ein
gegangen werden. 

3 Dorfgröße und Aussiedl~~k 

Aus der wirtschaftlichen und technologischen Entwicklung folgt die Notwendigkeit verstärkter 
Zusammenarbeit zwischen den Einzelnen, und dies wiederum hat Konsequenzen für die Ausbil
dungs-, die Mobilitäts- und die Infrastrukturpolitik, die unten zu behandeln sind. Schon die 
Notwendigkeit verstärkter Zusammenarbeit zwischen einzelnen Landwirten widerspricht einer 
Politik der Aussiedlung und damit der räumlichen Trennung von Einzelhöfen mit Famil ienbetriebs
größe. 

Generell ist aber zum Problem der Dorfgröße zunächst folgendes zu bemerken: 

Die optimale Größe ländlicher Siedlungen oder der optimale Grad der räumlichen Konzentration 
von landwirtschaftl ichen Betrieben ist abhängig von der Bedeutung, die die Wege zu den Feldern 
im Vergleich zu der Gesamtzahl der Wege zu anderen Wirtschaftseinheiten, zu öffentlichen Ein
richtungen und zu Nachbarn (soziale Kontakte) besitzen. Die wesentlichen Faktoren sind die 
Häufigkeiten und die Zeitaufwände beziehungsweise die Kosten solcher Wege. 

Je mehr Land der einzelne Betrieb bewirtschaftet, je höher die betriebsinternen Transportauf
wände sind und je geringer die Zahl der Kontakte mit der Außenwelt ist, desto kleiner ist die 
optimale Dorf- oder Siedlungsgröße. Im Extremfall sind gleichmäßig in der Fläche verteilte Ein
zelhöfe die beste Anordnung der Höfe, denn so können aufwendige Wege zu den Feldern ver
kürzt werden. Überspitzt formuliert: wenn auf den Feldern nur mit Ochsen oder Kühen als Zug
tieren gewirtschaftet wird und die Betriebe weitgehend autark sind, dann ist sogar eine Aussied
lung aus bestehenden Dörfern angezeigt. 

Eine Aussiedlung aus dichten Dörfern ist unter den heutigen Bedingungen nur dort gerechtfertig t , 
wo aus Platzmangel in der Enge bestehender Dörfer eine Modernisierung der Höfe (technisch oder 
wirtschaftlich) unmöglich ist. Hieraus folgt aber noch nicht, daß dann der beste Standort mitten 
in der Feldmark und nicht am Dorfrand liegt. 

Eine möglichst große räumliche Streuung der landwirtschaftlichen Betriebe folgt dann nicht als 
optimale Anordnung, wenn 
- die Wege zu den Feldern auch über größere Entfernungen mit Zugmaschinen oder Autos in 

relativ kurzer Zeit zurückgelegt werden können, 
insgesamt mehr Wege zu anderen Wirtschaftseinheiten zurückgelegt werden: zu Handwerkern 
und Reparaturwerkstätten, zu öffentlichen Einrichtungen und für Einkaufszwecke des Betriebes 
und der Fami I ie und 
auf persönliche Kontakte mit anderen Familien Wert gelegt wird, über die Nachbarschafts
hilfe hinaus, und zwar auch auf "zufällige" Kontakte, für die man nicht eigens in den Wagen 
steigen muß. 

In solchen Situationen - und das gilt bei uns schon wegen der Motorisierung und der Verminde
rung des Zeitaufwands für die Fahrten zu den Feldern - widerspricht eine Politik der Einzel höfe 
und der Neu-Aussiedlung ganz klar sowohl der Wirtschaftlichkeit als auch den sozialen Interessen 
der Landbevölkerung. Auch die Aussiedlungsideologie muß deshalb über Bord geworfen werden -
wo dies noch nicht geschehen ist. Sie wurde schon in den fünfziger Jahren durch die Entwicklung 
überholt. 

Die optimale Dorfgröße wird deshalb weniger von den Wegen zu den Feldern bestimmt als davon, 
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inwieweit in den einzelnen Orten private und öffentliche Dienstleistungen angeboten werden 
können und wie gut die Anbindung an ein Mittelzentrum ist. 

4 Struktur des ländl ichen Raumes 

Das Problem der Schaffung einer optimalen Struktur des ländlichen Raumes bezieht sich auf 
- die optimale Betriebs- und Siedlungsform für die Landwirtschaft, 
- die optimale Durchdringung des ländlichen Raumes mit Industriebetrieben, 
- die optimale Versorgung mit tertiären Einrichtungen und dabei 
- die optimale Organisation der Verwaltung. 

Die im sekundären und tertiären Sektor vorhandene Tendenz zur Konzentration führt - zusammen 
mit dem Rückgang der Zahl der Beschäftigten in der Landwirtschaft - zu einer tendenziellen Ent
leerung der ländlichen Räume und zu einer Unterversorgung mit zentralen Gütern. Die "natür
liche" Entwicklung besteht häufig in dem, was man als passive Sanierung bezeichnet: Die Bevöl
kerung wandert ab und sucht in Ballungsgebieten neue Beschäftigungsmöglichkeiten. 

Dem steht die Politik einer aktiven Sanierung gegenüber, bei der versucht wird, Arbeitsplätze 
in den weniger dicht besiedelten Gebieten zu erhalten oder neu zu schaffen und eine weitgehen
de Entleerung zu verhindern. Um solche Maßnahmen geht es im folgenden. Es sollen somit Fälle 
diskutiert werden, die nicht dadurch gekennzeichnet sind, daß 
- eine fortlaufende Entleerung des ländlichen Raumes bewußt hingenommen wird, bei der selbst 

die Landwirtschaft in dem betreffenden Gebiet (weitgehend) zum Erliegen kommt, oder daß 
- der Raum stark industrialisiert oder fremdenverkehrsorientiert ist, die Landwirtschaft relativ 

stark an Bedeutung verliert und die Raumstruktur immer mehr durch das Wachstum der anderen 
Sektoren bestimmt wird. 

Die Frage, in welchen Landesteilen eine aktive Sanierung angestrebt werden sollte und inwie
weit man sich auch auf eine passive Sanierung einstellen muß, wird erst unten diskutiert werden. 
Denn vorher ist es nötig, die Implikationen einer aktiven Sanierung darzustellen: eine passive 
Sanierung ist in dem Umfange zwangsläufig, in dem die Bedingungen für eine aktive Sanierung 
nicht erfüll t werden können. 

Die folgenden Betrachtungen konzentrieren sich somit auf stark landwirtschaftlich ausgerichtete 
Gebiete, deren Wirtschaftskraft gestärkt und deren Entleerung verhindert werden soll. Die Frage 
ist die nach der Infrastrukturpolitik im weitesten Sinne des Wortes, die den Bedürfnissen der Land
wirtschaft gerecht wird und die den Anforderungen der anderen Sektoren entspricht. Somit geht 
es darum, was für eine Art von "Hierarchie" für Verwaltung und tertiären Sektor angestrebt wer
den sollte, und wo I ndustriebetriebe gefördert werden soll ten. 

Bei allen diesen Überlegungen ist der wichtigste Punkt der folgende: Sobald man sich in bezug 
auf eine bestimmte Aktivität {Industrie, Dienstleistungen} für die Förderung eines bestimmten 
Größentyps von Orten oder Gemeinden entscheidet, trifft man notwendigerweise gleichzeitig 
eine Entscheidung gegen dessen Konkurrenten, und die sind im allgemeinen die nächstgrößeren 
und/oder die nächstkleineren Gemeinden. Die Förderung zu kleiner Einheiten, die nicht lebens
fähig sind, ist deshalb häufig im Endeffekt eine Unterstützung für ganz große Einheiten. Dies 
gilt für Ortsgrößen wie auch für Betriebsgrößen, da mit der Unterstützung für die Kleinen die 
Mittleren relativ geschwächt werden und die Großen damit auf Kosten der Mittleren an Boden 
gewinnen klSnnen. Bei all dem sind natürlich keine schematischen Ableitungen möglich, und 
solche Aussagen sind im Detail beziehungsweise von Fall zu Fall verschieden. 

Im folgenden sollen - lediglich zum Zwecke der darstellerischen Vereinfachung und nicht als 
Zwangsjacke für die Realität - drei Typen von Orten im ländl ichen Raum betrachtet werden: 
- Weiler und kleine Dörfer 
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- größere Dörfer oder Mittelpunktsorte und 
- Kleinstädte bzw. Kreisstädte. 

Der wertgeladene Begriff "Zentraler Ort" wird bewußt vermieden, weil sich daran meist auch 
schon Vorstellungen Uber dessen Größe knUpfen. Über die Größe wird gleich zu sprechen sein. 

Zunächst ist in Anwendung der Überlegungen des vorletzten Absatzes auf diese Dreiteilung der 
Orte folgende Verallgemeinerung mögl ich: 
- eine starke Förderung ganz kleiner Dörfer schädigt die Mittelpunktsorte und wirkt sich damit 

zugunsten der Kreisstädte aus, weil mit der verminderten Nachfrage aus den kleinen Dörfern 
auch das Angebot der Mittelpunktsorte reduziert wird, damit wiederum deren Attraktivität 
abnimmt und.deshalb eher die Kleinstädte aufgesucht beziehungsweise als Standorte gewählt 
werden, 

- entsprechend geht eine starke Förderung von Mittelpunktsorten zu Lasten der Kleinstädte und 
fördert damit die Entwicklung der größeren Sttldte. 

Wenn zur Erhaltung der Lebensftlhigkeit des ländlichen Raumes bestimmte Aktivitäten gefördert 
werden sollen, dann mUssen die gefördertenEinheiten jeweils groß genug gewählt werden. Wenn 
deshalb zum Beispiellndustrieansiedlungen in kleineren Orten gefördert werden, muß man darauf 
achten, daß dies - unter anderem wegen der Interdependenz der Arbeitsmtlrkte - nicht zu Lasten 
der Entwicklungsmtsglichkeiten von sonst lebensftlhigen industriellen Klein- oder Mittelstädten 
geht. Dadurch kann das ganze Gebiet in Mitleidenschaft gezogen werden: wenn von der resul
tierenden Schwäche der Klein- und Mittelsttldte schließlich die Großsttidte oder andere Gebiete 
profitieren, kann sich dies zum Nachteil auch gerade jener Orte auswirken, die dadurch begUn
stigt werden soll ten. 

Notwendig ist deshalb eine Politik der dezentralen Mindestkonzentration, bei der die Untergren
zen von den Bedingungen der einzelnen Aktivitäten abhtlngen. Diese Überlegungen sind fUr ver
schiedene Aktivittlten auf verschiedene Ortstypen anzuwenden. 

4.1 Kleine Dörfer 

Aus den erwähnten Interdependenzen folgt, daß fUr kleine Dörfer an sich jede Art von Wachs
tumspolitik verfehlt ist. Alle Dörfer können nur vom Wachstum der gesamten Region und ihrer 
größeren Zentren getragen werden. Nur wo diese Zentren Wachstumschancen besitzen, können 
auch kleine Dörfer gedeihen. Solche Dörfer wachsen vor allem dann, wenn sie entweder Auspend
Iern gUnstige beziehungsweise landschaftl ich reizvolle Wohngelegenheiten oder aber Urlaubern 
und WochenendausflUglern Erholung bieten. Ansonsten findet man in solchen Dörfern allenfalls 
Geschäfte fUr den täglichen Bedarf: davon sollte man ausgehen. 

4.2 Mittelpunktsorte, Zentralgemeinden 

Die nächste Ebene in der obigen Aufzählung bilden Mittelpunktsorte, die zusammen mit umlie
genden kleineren Dörfern eine Zentralgemeinde bilden. FUr diese Orte selbst sollte eine Bevölke
rungszahl von mindestens 2 - 3000 Einwohnern angestrebt werden, die gesamte Gemeinde sollte 
entsprechend mehr Einwohner haben. Diese Gemeinden bieten noch uberschaubare soziale Kon
takte, andererseits haben sie aber schon einen gewissen Grad an Zentral ität.· 

Als Zielvorstellung fUr den Grad der Zentralität sollte fUr diese Orte folgendes zugrundegelegt 
werden: Sie sollten 
- erstens eine hinlänglich ausgestattete Gemeindeverwaltung auch fUr die umliegenden kleineren 

Dörfer besitzen, 
- zweitens Sitz einer erweiterten Grundschule sein und 
- drittens regelmtlßige Verkehrsverbindungen mit der Kreisstadt oder nächstgrößeren Stadt haben 
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und als VerbindungS9lied zwischen den Teildörfern und der Stadt fungieren. Sie sind Einkaufs
ort fUr den nicht ganz alltöglichen Bedarf. 

Diese zentralen Einrichtungen gehen nicht zu Lasten der Kreisstadt; dies soll ja vermieden wer
den. Aus diesem Grunde ist auch 
- die Förderung von Industriebetrieben in solchen Orten nicht zu empfehlen. 

4.3 Kleinstödte bzw. Kreisstödte 

Eine eigenstöndige industrielle Entwicklung ist erst möglich, wenn die Stadt mit engerem Einzugs
bereich eine Bevölkerung von mindestens 25000 Einwohnern hat, mit Hinterland etwa das Doppel-" 
tee Ausnahmen aufgrund besonderer Gegebenheiten bestötigen die Regel, und fUr Orte in der 
Nöhe von Großstl:ldten oder in wirklichen Verdichtungsböndern gelten niedrigere Werte. In grö
ßeren Entfernungen von Großstödten steigt aber die minimale Größe dieser Stödte an, denn wenn 
die Verflechtungen mit der nöchstgelegenen Großstadt schwöcher werden, muß die Kleinstadt 
um so mehr eigene Agglomerationsvorteile entwickeln, also entsprechend größer sein. 

In solchen Zentren ist eine systematische Förderung von Industrieansiedlung gerechtfertigt, unter 
anderem durch eine großzUgige Infrastrukturausbau-Politik. Die Rechtfertigung liegt in der ein
tretenden Kostendegression bei vielen Infrastrukturmaßnahmen und dann darin, daß die Industria
lisierung viele aus der Landwirtschaft abwandernde Arbeitskrl:lfte binden und von der Abwanderung 
in die Bollungsgebiete abhalten kann, so daß die Beschöftigten ihren alten Wohnsitz in den Dör
fern möglicherweise beibehalten können. 

Die Förderungsmaßnahmen zur Industrieansiedlung sollten im Gegensatz zur gegenwärtigen Praxis 
so ausgerichtet sein, daß das Ziel der Schaffung von Arbeitspll:ltzen direkt angestrebt wird. Ins
besondere sollten durch solche Maßnahmen hochqualifizierte Arbeitsplätze bevorzugt werden. 
Das könnte durch eine Umstellung der Förderung von InvestitionszuschUssen auf ZuschUsse gesche
hen, die an der Lohnsumme ausgerichtet sind, wie es auch von Kunz" und Spöri vorgeschlagen 
worden ist (Informationen des Instituts fUr Raumordnung, 21. Jg., Nr. 23, S. 615). Die Möglich
keit einer zunehmenden Industrialisierung ergibt sich daraus, daß die Konkurrenz mit dem insbe
sondere in den Bollungszentren stark expandierenden tertitlren Sektor einen Teil der Industriebe
triebe zwingt, in kleinere Stödte auszuweichen oder dort bestehende Betriebe zu vergrößern. 

Bei allen Überlegungen Uber die optimalen Standorte spielen die Fragen der Mobilitöt der Be
schöftigten, die Größe des lokalen Arbeitsmarktes (rtlumlich und nach Zahl der Arbeitskrtlfte) 
und der notwendigen FUhlungsvorteile der Industriebetriebe eine große Rolle. Wenn durch gute 
Verkehrsverbindungen zwischen den Mittelpunktsorten und den Kleinstödten ein bestimmter Grad 
an rtlumlicher Integration erreicht wird, dann werden das Pendeln und eine gewisse Funktions
teilung zwischen diesen Orten erleichtert. 

Eine solche Regionalstruktur hat fUr die Landwirtschaft besonders deshalb große Vorteile, weil 
sie die Integration von Landwirtschaft und Ubriger Wirtschaft erleichtert und daruber hinaus auch 
geeignet ist, mit der Errichtung von Industriebetrieben im ländlichen Raum die von den Menschen 
als negativ empfundenen Unterschiede zwischen stödtischer und böuerlicher Lebensweise zu ver
mindern. Dies ist auch deshalb zu begrUßen, weil damit Industriebeschäftigten die Möglichkeit 
gegeben wird, ohne zu große Pendelentfernungen auf dem Lande zu leben, gleichzeitig aber 
Uber die guten Fernverbindungen schnell sttldtische Einrichtungen zu erreichen. 

Eine Verminderung der Gegensötze zwischen stödtischer und bl:luerlicher Lebensweise ist wichtig, 
wenn landwirtschaftliche Anpassungsprozesse gefördert und dabei 
- sowohl ein Überwechseln ehemaliger Landwirte in andere Beschöftigungen erleichtert 
- als auch eine störkere personelle Verflechtung zwischen landwirtschaftlichen und nicht-land-

wirtschaftlichen Ttltigkeiten erreicht werden soll. 
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Diese Überlegungen führen zurück zu den Fragen der allgemeinen Agrarstrukturpolitik, insbesondere 
zu Fragen der Organisation der landwirtschaftlichen Produktion in den einzelnen Betrieben, und 
sie haben gleichzeitig zu tun mit der Frage der Schul- und Ausbildungspolitik für die Landwirt
schaft, die im nächsten Abschnitt diskutiert wird. 

Hier bleibt zunächst festzuhalten, daß die Mittelpunktsorte 
- die kleinsten Verwaltungs- und Schulzentren sein sollten. 
- Sie im übrigen nur in bescheidenem Umfange tertiäre Leistungen anbieten, 
während die Kleinstädte und Kreisstädte 
- tertiäre Zentren und Industriestandorte sind, und 
- als Einpendlerzentren einen Teil der freiwerdenden landwirtschaftl ichen Arbeitskräfte aufneh-

men. Diesen landwirtschaftlichen Arbeitskräften müssen dort genügend Chancen geboten werden: 
deshalb ist es für sie wie auch für die Industrieuntemehmen sehr wichtig, daß eine Mindest
Größe der Kreisstädte erreicht wird. 

Die Mindestgröße der kleinsten Zentren, in denen eine Industrieansiedlung gefördert werden 
sollte, hängt davon ab, wie eng diese mit größeren Zentren räumlich integriert sind. Um die 
Attraktivität der Kreisstädte im ländlichen Raum als Industriestandorte zu sichem, ist eine An
bindung an ein leistungsfähiges Oberzentrum unerläßlich. Auch für diese Oberzentren sind be
stimmte Mindestgrößen zu fordem, die mit wachsender Entfemung zu den nächstgelegenen Bal
lungsräumen ansteigen. Als Richtgröße kann man von folgenden Werten ausgehen: 

in 75 km Entfemung etwa 100 000 Einwohner, 
in 125 km Entfernung etwa 150000 Einwohner. 

Bei guten Femverbindungen mit Ballungsräumen in mehreren Richtungen und insbesondere an Ver
dichtungsbändem können diese Richtwerte kleiner, in ungünstigen Randlagen müssen diese Werte 
größer sein. 

Mit diesen Überlegungen ist die oben aufgeworfene Frage zu beantworten, wo eine passive Sanie
rung des ländlichen Raumes verhindert werden sollte. Das Kriterium hierfür ist, daß die geforder
ten Mindestwerte für die Zentren mit den Mitteln der Regionalpolitik in absehbarer Zeit auch 
tatsächlich erreicht werden können. Diese Politik impliziert das Anstreben einer gewissen (räum
lichen) Konzentration im ländlichen Raum, und das bedeutet in gewissem Umfang eine passive 
Sanierung im kleinen. Eine passive Sanierung im großen kann nur durch eine aktive Strukturpoli
tik und eine teilweise passive Sanierung im kleinen verhindert werden. Die Industriepolitik, be
sonders für die Kreisstädte, ist ein wichtiger Teil der Agrarpolitik, wenn eine Entleerung des 
ländlichen Raumes vermieden werden soll. 

5 Die Ausbildungspolitik auf dem Lande 

Das traditionelle dreigliedrige Schulsystem der BRD weist insbesondere in vorwiegend ländlichen 
Gebieten schwerwiegende Nachteile auf, und zwar 
- einmal für alle Kinder, die dort aufwachsen, 
- zum anderen für solche Kinder, die später einen landwirtschaftlichen Beruf ausüben wollen 

oder sollen, damit also für die Landwirtschaft als Produktionssektor im besonderen. 

Die alle Kinder betreffenden Nachteile zeigen sich deutlich in den niedrigen Schulbesuchs
quoten im Sekundarbereich; sie lassen sich zurückführen auf Schwierigkeiten, die u.a. entstehen 
durch 
- die zum Teil beträchtlichen Entfemungen zu den nächstgelegenen weiterführenden Schulen, 
- die unzureichende Ausstattung der Volksschulen mit Lehrmitteln und Lehrpersonal, 
- die Motivations- und Milieusperren, die u.a. auf der mangelnden Bildungsaufgeschlossenheit 
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der böuerlichen Familien beruhen, aber auch auf der geringen Ausrichtung des Lehrstoffes 
auf die Erfahrungswelt der Kinder. 

Der Uberwiegende Teil der Kinder, die spCiter einen landwirtschaftl ichen Beruf ergreifen, be
sucht lediglich die traditionelle Volksschule. Die durch diese Schulen vermittelte Ausbildung 
reicht, selbst mit einer Vertiefung in der heute ublichen landwirtschaftlichen Berufsschule, nicht 
aus, um den bereits eingangs erwöhnten gestiegenen und weiter steigenden Anforderungen an 
Spezial kenntnissen gerecht zu werden, die der Beruf des Landwirts erfordert. 
Das bestehende Schulsystem - das sollen diese kurzen AusfUhrungen deutlich machen - entspricht 
nicht mehr den heutigen Anforderungen, gleichgUltig, ob die Kinder spCiter in der Landwirtschaft 
bleiben oder nicht-landwirtschaftliche Berufe ergreifen wollen. 

Die adäquate Antwort auf diese Probleme ist eine Reform des Schulsystems in Richtung auf die 
integrierte Gesamtschule hin. Nur dieser Schul typ gewöhrleistet auch im löndlichen Raum ein 
breit geföchertes qualifiziertes Lehrangebot, das den Neigungen der Kinder optimal angepaßt 
werden kann, gleichzeitig die Entscheidung Uber die spCitere Berufswahl offenhölt und damit die 
jetzt Ubliche, weitgehend durch die soziale Herkunft vorwegbestimmte Festlegung vermeidet. 

Das Modell der an einem Ort zusammengefaßten integrierten Gesamtschule wird sich allerdings 
in diesen Gebieten wegen der geringen Bevölkerungsdichte höufig nicht verwirklichen lassen, 
selbst wenn man berucksichtigt, daß die gegenwörtig niedrigen Sekundarschulbesuchsquoten 
durch eine gezielte Bildungswerbung, die die vorhandenen sozio-ökonomischen Bildungsbarrieren 
abbauen hilft, gesteigert werden können. Es mUssen deshalb Organisationsformen gefunden wer
den, die den durch zumutbare Entfernungen begrenzten Einzugsbereich der Schulen Rechnung 
tragen. Hierzu wören dezentralisiert in den Mittelpunkt- bzw. Zentralgemeinden erweiterte 
Grundschulen der integrierten Gesamtschule einzurichten. Dabei sollten die erweiterten Grund
schulen so dimensioniert sein, daß noch vor Abschluß der obligatorischen Schulzeit alle Schuler 
in die voll ausgebaute integrierte Gesamtschule der Kreisstadt uberwechseln; damit sollen bereits 
frUhzeitig röumliche Bildungsbarrieren abgebaut werden. Es wöre wichtig, daß in den Schulen 
der Kleinstödte und der Kreisstödte auch solche Kurse angeboten werden, die bisher zum Pensum 
von Berufsschulen gehören. Wenn Wissensstoff, der landwirtschaftliche Kenntnisse oder Einsich
ten in die Probleme der Landwirtschaft vermittelt, in den traditionellen Föcherkatalog aufgenom
men wurde, dann wUrde fUr die Landkinder dieser Wissensstoff aufgewertet und Uber die Verstör
kung der Lemmotivation die Qualifikation dieser Kinder erhöht. 
Größere Einheiten und die Schaffung von integrierten Gesamtschulen wUrden somit eine Diffe
renzierung des Lehrangebotes ermöglichen. Eine wichtige Voraussetzung fUr die Motivation, 
ein höheres Ausbildungsniveau zu erwerben, besteht jedoch auch darin, daß innerhalb der land
wirtschaftlichen Betriebe bessere Aufstiegs- und Spezialisierungsmöglichkeiten geboten werden 
als bisher; Voraussetzung hierfUr ist wiederum die Schaffung größerer Produktionseinheiten. 

6 Schlußbemerkungen 

Ausbildungspalitik, Betriebsgrößenpolitik und Ortsgrößen-Strukturpolitik mUssen in dieser Weise 
ineinander greifen. Der Erwerb hoher Qualifikationen auf Teilgebieten der landwirtschaftlichen 
Produktion, z.B. betriebswirtschaftliche oder technische Kenntnisse, wUrde es auch all denje
nigen erleichtem, in der Industrie Fuß zu fassen, die spCiter die Landwirtschaft verlassen wollen. 
Die Existenz größerer landwirtschaftlicher Produktionseinheiten mit spezialisierten Arbeiten wUrde 
es aber auch umgekehrt möglich machen, daß Beschäftigte aus anderen Berufen - möglicherweise 
ehemalige landwirtschaftliche Arbeitskräfte mit spezieller Ausbildung - zu bestimmten Spitzen
zeiten bestimmte Teilbeschöftigungen in der Landwirtschaft Ubernehmen genau so wie Landwirte 
zu bestimmten Zeiten als qualifizierte Arbeitskräfte bestimmte Aufgaben in anderen Sektoren 
Ubemehmen könnten. (Diese Politik ist zu unterscheiden von der Förderung von Nebenerwerbsbe-
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trieben, deren Inhaber in der Industrie häufig als ungelernte Arbeiter beschäftigt werden). 

Generell geht es darum, die Mäglichkeiten der Arbeitsteilung, des Uberwechselns zwischen 
verschiedenen Berufen zu verbessern und so die Produktivität der Einzelnen zu erhöhen, ohne 
daß sie damit notwendigerweise ihre Höfe ganz verlassen mUssen. Eine stärkere räumliche Durch
dringung von Industrie und Landwirtschaft wurde dies fördern - dabei ist aber immer im Auge zu 
behalten, daß Industrieansiedlungen eine bestimmte Mindestgröße der Gemeinde erfordern. Eine 
verstärkte räumliche Konzentration auf dem Lande - in Mittelpunktsorten und vor allem in Kreis
städten - und die Ausrichtung auf noch größere Oberzentren hin ist eine wichtige Voraussetzung 
für den Erfolg aller vorgeschlagener Maßnahmen. 

Es ist klar, daß manche der Vorschläge nicht nur schwierig durchzuführen sind, sondern auch 
gegen Interessen und Werturteile verstoßen. Weiterhin sollte noch einmal betont werden, daß 
hiermit nur einige Lösungen für einige Probleme der Landwirtschaft behandelt wurden; Vollstän
digkeit in irgendeiner Hinsicht wurde nicht angestrebt. Das Hauptziel ist es, die Diskussion auf 
Teilbereichen anzuregen, ohne kontroverse Themen zu meiden. 
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Das wirtschaftspolitische Leitbild der Bundesrepublik war aus ihren Anfängen heraus sehr stark 
bestimmt durch die ordnungspolitische Konzeption der Sozialen Marktwirtschaft. Erst in den 
späten sechziger Jahren, nicht zuletzt infolge der Rezession des Jahres 1966/67, wurde die 
Ordnungspolitik, die sich im wesentl ichen in der Setzung rechtl icher und institutioneller Rahmen
bedingungen für den Ablauf des Wirtschaftsprozesses l:Iußert, durch die Globalsteuerung der 
Marktwirtschaft ergänzt. Diese Komponente der Wirtschaftspolitik zielt auf eine koordinierte 
Steuerung der Niveaugräßen des Wirtschaftskreislaufes ab, wobei jedoch die wirtschaftlichen 
Austauschprozesse im mikroökonomischen Bereich weitgehend der Selbststeuerung des Marktes 
überlassen bleiben. Bei der Überwindung der Rezession zeigte sich sehr deutlich, daß die Ein
flußnahme auf die großen volkswirtschaftlichen Aggregate wie Konsum, Investitionen, Staats
ausgaben und Außenbeitrag nicht ausreicht, um die strukturbedingten regionalen und sektoralen 
Ungleichgewichte wirtschaftl icher Aktivitl:lt zu beheben, was jedoch Voraussetzung ist für ein 
stetiges wirtschaftliches Wachstum. 
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Das Ziel eines stetigen wirtschaftlichen Wachstums steht - sofern das Wachstum differenziert 
gesehen wird - an der Grenze zwischen Funktions- und Leistungszielen, bzw. ist deren Klam
mer. Wl:lhrend die Funktionsziele Vollbeschl:lftigung, Preisstabilitl:lt und Zahlungsbilanzgleich
gewicht, die bisher das KemstUck der Wirtschaftspolitik darstellen, mehr auf die Stabilisierung 
des Wirtschaftsgeschehens in der mittleren Frist abgestellt sind, wird die Aktivitl:lt der Regierung 
in der langen Frist besonders bei erfolgreicher Globalsteuerung an der Setzung und Erfullung 
von Leistungszielen gemessen (JOCHIMSEN, 5). 

Im Rahmen der Leistungsziele fallen dem Staat Dienstleistungs-, Redistributions- und Entwick
lungsfunktionen zu. Dabei erstreckt sich die Redistributionsfunktion auf die Verteilung und Um
verteilung von Einkommen, Verml:lgen, Privilegien und VerfUgungsmacht in der Gesellschaft. Als 
ein Beispiel fUr die Dienstleistungsfunktion soll hier die Versorgung der Bevölkerung mit öffent
lichen GUtem in der Form der konsumptiven und produktiven Infrastruktur genannt werden. Un
ter Entwicklungsfunktion können alle staatlichen Aufgaben subsumiert werden, deren Ziel es ist, 
die Gesellschaftsordnung und Wirtschaftsstruktur durch langfristig geplante Maßnahmen und Pro
gramme zu veri:lndern und weiterzuentwickeln. 

Wirtschaftliches Wachstum und die Erfullung der Funktions- und Leistungsziele stehen in einem 
engen Abhl:lngigkeitsverhi:lltnis. Es leuchtet ein, daß bei technischem Fortschritt und zunehmen
der Bevölkerung die Funktionsziele nur bei wirtschaftlichem Wachstum zu erreichen sind. Die 
Erfullung von sich stetig ausweitenden Leistungszielen, die wiederum das wirtschaftliche Wachs
tum fördert, ist jedoch umgekehrt nur bei stl:lndig steigendem Sozialprodukt ml:lglich. Diese Fest
stellungen basieren letztlich auf der wechselseitigen Beeinflussung von wirtschaftlichem Wachs
tum und Strukturwandel im weitesten Sinne. 

Da einerseits der N\arktwirtschaftsprozeß rI:Iumlich und zeitlich weitgehend unbestimmt ist, und 
andererseits zwischen der Versorgung der Bevölkerung mit privaten und öffentlichen GUtem kom
plementl:lre Beziehungen bestehen, ist eine aktive Strukturpolitik im Sinne einer gestaltenden 
Daseinsvorsorge erforderlich. 

Dieses Erfordernis hat nicht nur einen gesamtwirtschaftlichen und gesamtri:lumlichen Bezug son
dern gilt auch fUr einzelne Sektoren und Teilrl:lume. Diese These findet ihre Rechtsgrundlage in 
der in Art. 72 Abs. 2 Ziff. 3 GG verankerten Forderung nach der Einheitlichkeit der Lebens
verhi:lltnisse, dem in der Verfassung verbrieften Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit und 
dem Sozialstaatlichkeitsprinzip, welches beinhaltet, daß allen Menschen ein Mindeststandard 
an Leistungen zur Daseinsvorsorge geboten wird. 

Begriffe, Ziele, Instrumente und Tri:lger der sektoralen und regionalen Strukturpol itik 

Mit dem herkömmlichen Begriff der Strukturpolitik werden in der Regel drei Zielsetzungen ver
bunden. Das I:Ilteste Ziel, welches den Begriff - Strukturpolitik - diskreditiert, durfte das Er
haltungsziel sein. Als zweites Ziel kann die Anpassung an vollzogene oder zu erwartende Daten
i:lnderungen der sozio-ökonomischen Entwicklung genannt werden. Dies wi:lre der Versuch der 
permanenten Erhaltung des bisherigen "Gleichgewichts" bei einem dynamischen Wirtschaftspra
zeß. Die Vergangenheit hat aber in vielen Fi:lllen gezeigt, daß die Eigendynamik der wirtschaft
lichen Entwicklung gelegentlich in eindeutig unerwUnschte Richtung zielt. Eine Politik, die 
das zu verhindern trachtet, muß eigene Vorstellungen von der erwUnschten wirtschaftlichen Ent
wicklung - sie muß "Gestaltungsziele" - erarbeiten. Damit gewinnt jedoch das Problem der 
langfristigen politischen Zielfindung und Ziel orientierung an Bedeutung. 

Strukturpolitik oder Struktursteuerung im Sinne von Entwicklungsplanung ließe sich wie folgt 
umschreiben: 

Gesamtheit aller Bestrebungen, Handlungen und N\aßnahmen der öffentlich-rechtlichen Gebiets-
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körperschaften und der von ihnen abgeleiteten Einrichtungen, die darauf abzielen, die Praduk
tionsstruktur im weiteren Sinne den zeitlich, sachlich und rtiumlich spezifizierten Gestaltungs
zielen anzunöhern, soweit diese Annöherung nicht oder nur unvollkommen Uber die ex post,.. 
Koardination der Mi:trkte oder andere Regelmechanismen zu erreichen ist. 

Es gibt heute praktisch kein Land, in dem regionale und sektorale Strukturpolitik nicht betrieben 
wird. Beide stehen höufig in einem ursöchlichen Zusammenhang. In einem integrierten Entwick
lungskonzept, worauf an anderer Stelle noch nöher eingegangen wird, verliert die "kUnstliehe" 
Trennung ihre Relevanz. 

1.1 Begrenzter theoretischer und empirischer Wissensstand uber die sektorale und regionale 

Strukturpol itik 

Die sehr löblichen Bestrebungen der politischen, verantwortlichen Institutionen, Wirtschaftspoli
tik und Strukturpolitik auf eine wissenschaftlich fundierte Grundlage zu stellen, haben zu relativ 
positiven Ansötzen gefUhrt. Wenn jedoch auch noch ein gewisser "time-lag" zwischen dem gegen
wörtigen Wissensstand und der politischen Nutzanwendung besteht, sa sind den Bemuhungen noch 
weitgehend dadurch Grenzen gesetzt, daß von wissenschaftlicher Seite die vielföltigen Fragen 
nach möglichen Abhöngigkeiten von Vertinderungen der sektoralen und der regionalen Wirtschafts
struktur in ihrer vollen Komplexitöt bisher noch wenig untersucht worden sind. 

Sowohl die traditionelle Standorttheorie, die die einzelwirtschaftlichen Aspekte unter rtiumlichem 
Bezug im Blickfeld hat, als auch die regionale Anwendung der Input-Output-Analyse vermittelt 
nur begrenzt neue Erkenntnisse Uber die sektoralen BestimmungsgrUnde der rtiumlichen Entwick
lungstendenzen • 
"Einer der GrUnde fUr diesen unbefriedigenden Stand der wissenschaftlichen Durchdringung rtlum
licher Entwicklungsphönomene ist in der weitgehend fehlenden Kenntnis empirischer Tatbestönde 
zu sehen, die Ausgangspunkt fUr die Formulierung von Hypothesen fUr modellmößige Erklörungen 
werden könnten. Zugleich werden aber die Fragerichtung und Detailliertheit der Statistik und 
sonstiger Erhebungen weitgehend vom Stand der Theorie bestimmt. In diesem "Schaukelprozeß" 
zwischen Theorie und Empirie befinden wir uns strukturtheoretisch wie strukturpolitisch immer 
noch auf einem Niveau, das nur als unbefriedigend zu bezeichnen ist" (TREUNER, 12). 

Die wissenschaftliche Diskussion Uber die praktische regionale Strukturpolitik wurde bislang ge
prögt durch sich zwei kontrtir gegenUberstehende Strategien, die passive Sanierung aUf der einen 
Seite und die aktive Sanierung auf der anderen Seite (DIETRICHS, 3). Die passive Sanierung, 
die durch strukturpolitische Inaktivitöt gekennzeichnet ist, fUhrt zunöchst zu einer Abwanderung 
eines Teils der in der Region ansössigen aktiven Bevölkerung. Durch die Abnahme der aktiven 
Bevölkerung gestaltet sich wohl das Verhöltnis von vorhandenem Kapitalstock zu den verbleiben
den Arbeitskröften gUnstiger, so daß das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen ansteigt. Bei 
einer gesunkenen Bevölkerungszahl ist jedoch die wirtschaftliche Auslastung der Infrastruktur 
in Frage gestellt. Deshalb stößt auch jeder weitere Ausbau der Infrastruktur, der nicht zuletzt 
hinsichtlich der steigenden Anspruche an den öffentlichen Wohn-, Bildungs- und Freizeitwert 
erforderlich sein wUrde, auf Schwierigkeiten. Empirische Befunde haben gezeigt, daß zunöchst 
vorWiegend jUngere und ausgebildete Menschen abwandern. Da die dann verbleibende Bevölke
rung Uberaltert ist, ergeben sich Änderungen in der Nachfragestruktur, was wiederum zur Folge 
hat, daß die Region fUr die dort ttttigen Unternehmer an Attraktivitttt verliert. Durch diese Kau
salzusammenhönge kann ein kumulativer Schrumpfungsprozeß wirtschaftlicher Aktivitöt (MJlti
plikatorprozeß) ausgelöst werden. Da gleichzeitig durch die Zuwanderung in die Ballungsge
biete die sozialen Kosten vielfach Uberproportional steigen, erhöhen sich die gesamtwirtschaft
lichen Kosten. 

Die aktive Sanierung zielt darauf ab, die Entwicklungschancen des wirtschaftlich zurUckge-
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bliebenen Raumes zu nutzen und zu sttirken, indem das dort vorhandene Arbeitspotential sttirker 
mit Investitionskapital ausgestattet wird. Im ersten Schritt der aktiven Sanierung ist dafUr zu sor
gen, daß den in schrumpfenden Wirtschaftszweigen, wie Landwirtschaft, Handwerk etc., frei 
werdenden Arbeitskrtiften neue Erwerbsmöglichkeiten geboten werden •. 

Sowohl von wissenschaftlicher als auch von politischer Seite wird anerkannt, daß die aktive Sa
nierung nicht auf jeden kleinsten Teilraum oder auf jeden einzelnen Ort anzuwenden ist. Inner
halb der Problemregion ist bei der Förderung der Grundsatz der Verdichtung anzuwenden. FUr die 
röumliche Konzentration der eingesetzten Mittel sprechen folgende GrUnde: 

- Wegen der engen Komplementaritöt der unterschiedlichen Infrastrukturmaßnahmen lößt sich 
eine nachhaltige Steigerung der wirtschaftlichen Leistungsföhigkeit einer Region nur erreichen 
durch eine röumliche BUndelung der Infrastrukturmaßnahmen (z.B. in ausgewöhlten, entwick
lungsföhigen Orten). 

- Agglomerationsvorteile, hoher Wohn- und Freizeitwert, die die Attraktivitöt eines Standorts 
fUr Unternehmensansiedlungen erhöhen, sind immer erst bei einer bestimmten Mindestbevölke
rungsdichte gewöhrleistet. 

- Da der verfUgbaren Finanzmasse zu jeder Zeit Grenzen gesetzt sind, ist die Setzung rtiumlicher 
Prioritöten unumgönglich. 

- WirtschaftlichkeitsUberlegungen erfordern eine bestimmte Mindestauslastung der produktiven 
und konsumptiven Infrastruktureinrichtungen. 

Als Mindestbevölkerung fUr derartige Schwerpunktorte werden 20 000 Einwohner als absolute 
Untergrenze angesehen (JOCHIMSEN und TREUNER, 7). Diese Mindestbevölkerungszahl wird 
sowohl vom Beirat fUr Raumordnung beim Bundesminister des Innern als auch vom Bundeswirt
schaftsministerium als Richtgröße der FörderungswUrdigkeit anerkannt (1). 

In der Darlegung der Strategie fUr die sektorale Strukturpolitik soll das Augenmerk ausschließ
lich auf den Agrarsektor gelenkt werden. Theoretische und empirische Analysen kommen zu dem 
Ergebnis, daß die klassische Agrarstrukturpol itik allein nur noch einen sehr begrenzten Beitrag 
zur Lösung des Problems der Anpassung der Landwirtschaft an die allgemeine volkswirtschaftliche 
Entwicklung leisten kann (JOCHIMSEN, 6; SCHMITT, 9; SCHMITT u. BECKER, 10). Die Inten
sitöt des agrarstrukturellen Wandlungsprozesses zu größeren Betriebseinheiten bei gleichzeitiger 
Reduktion des Arbeitseinsatzes ist neben den naturlichen Gegebenheiten und historisch bedingten 
Ausgangsstrukturen der jeweiligen Region in sehr starkem Mtaße abhöngig von dem gebietsspezifi
schen Integrationsgrad. Dieser regionale Integrationsgrad, ein Indikator fUr den Entwicklungs
stand, ist gekennzeichnet durch die quantitative und qualitative Faktorausstattung und den Grad 
der Urbanisierung, der Kommerzialisierung und der Industrialisierung. In löndlichen Röumen, 
die eine starke Verflechtung mit dem industriell gewerblichen Sektor aufweisen, verlöuft die 
Entwicklung zu einer optimaleren Faktorallokation wesentlich schneller als in industriefernen 
Regionen. 

Diese kurzen Ausfuhrungen machen deutlich, daß erst eine integrierte regionale Entwicklungs
planung, die in eine koordinierte Ziel - Mittel - Planung von Agrarstruktur -, regionaler Wirt
schafts- und allgemeiner Infrastrukturpol itik einrnUnden muß, die traditionelle Agrarstruktur
politik aus der Isolierung herausfuhren kann. 

Generell gibt es hinsichtlich der interdependenten Wirkungsweise des strukturpolitischen Instru
mentariums noch große Ungewißheiten. So ist noch weitgehend ungeklört, in welcher rtiumlichen 
und zeitlichen Verteilung komplementöre Strukturmaßnahmen getötigt werden mUssen, wenn vor
handene oder zu erwartende regionale und sektorale Unterschiede in den wirtschaftlichen und 
sozialen Lebensverhöltnissen ausgeglichen, und ein optimaler gesamtwirtschaftlicher Wachstums-
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prozeß gewl:ihrleistet werden sollen. Auch die Frage der Evaluierung alternativ zur Verfügung 
stehender Bündel von Strukturmaßnahmen ist bisher weitgehend ungelöst. 

Grobe Ziel kriterien wie etwa (TREUNER, 10): 

- Optimale Verwendung der potentiellen Produktionsfaktoren, 
- Verhinderung langfristiger regionaler Nettowanderungen aus grl:ißeren Teilrl:iumen und 
- Erhaltung ökologisch ausgeglichener Umweltverhl:iltnisse, 

stoßen als zu beachtende Entscheidungshilfen bei der Bewertung strukturpolitischer Programme 
und M:lßnahmen überall auf Zustimmung. Jedoch ist eine Operationalisierung derartiger Ziel
kriterien noch nicht hinreichend gelungen. Erst wenn Klarheit darüber besteht, unter welchen 
konkreten Bedingungen etwa die Umweltverhl:iltnisse als "ausgeglichen" anzusehen sind, lassen 
sich Entscheidungen zwischen strukturpolitischen Alternativen auf einer rationaleren Basis als 
bisher fl:illen. Erwiesen ist auch noch nicht, inwieweit die gesamte Strukturpolitik durch die 
Vorgabe eines umfassenden "Zielsystems" rationalisiert werden kann. Die regionale und sekto
rale Strukturpolitik hat schon in der Ausgangslage eine Komplexitl:it, über die sich gewisse Vor
stellungen gewinnen lassen, wenn man sich die Vielzahl der verschiedenen geographischen, 
ökologischen, agrarischen, industriellen und stl:idtischen landschaftsbi Ider vor Augen führt. 

Hinzu kommt, daß sich in nur wenigen Bereichen der Politik die Gesamtheit der Betroffenen so 
wenig angesprochen fühlt wie in der Strukturpolitik. Aus all diesen Gründen stellt gerade diese 
Politik besondere Anforderungen an die Organisation von Planung und Entscheidung und erweist 
sich zugleich als eine Bewl:ihrungsprobe für die Demokratie. 

1.2 Verfassungsrechtliche und ordnungspolitische Gegebenheiten für die sektorale und 

regionale Strukturpol itik 

Bedingt durch den fi:Sderativen Staatsaufbau und die Vielzahl der Verwaltungsebenen ist die Pla
nung, Entscheidung, Durchführung und Kontrolle der verschiedenen Strukturmaßnahmen auf eine 
nahezu unübersehbare Vielzahl von Instanzen verteilt. Dem Bund steht nach Art. 75 Ziff. 4 GG 
in Verbindung mit Art. 72 GG die Rahmengesetzgebung für die Raumordnung zu, die die Belange 
der regionalen und sektoralen Strukturpolitik damit einschließt. Mit dem Bundesraumordnungsge
setz u.a.m. hat der Bund von dieser Verfassungsnorm Gebrauch gemacht. 

Im § 5 Abs. 3 Raumordnungsgesetz wird festgelegt, welche Ki:Srperschaften des i:Sffentlichen Rechts 
Rechtsgrundlagen für eine Regionalplanung aufzustellen haben 1). Danach haben die ll:inder in 
ihren jeweiligen landesplanungsgesetzen festgelegt, daß neben den landkreisen und den kreis
freien Stl:idten regionale Planungsgemeinschaften bzw. Planungsverbl:inde als Trl:iger der Regional
planung fungieren. Im Bundesraumordnungsgesetz werden lediglich in der Form von situationsun
gebundenen Zielen und allgemeinen Grundsl:itzen leitbildvorstellungen gegeben, die einerseits 
durch die ll:inder in ihren landesplanungen zu konkretisieren sind, und an denen andererseits 
sich alle übrigen Trl:iger der Regionalpolitik auszurichten haben. 

1) Vgl. § 5 Abs. 3 des Bundesraumordnungsgesetzes vom 8. April 1965, "Die ll:inder schaffen 
Rechtsgrundlagen für eine Regionalplanung, wenn dies für Teilrl:iume des landes geboten er
scheint. Soweit die Regionalplanung nicht durch ZusammenschlUsse von Gemeinden und Ge
meindeverbl:inden zu regionalen Planungsgemeinschaften erfolgt, sind die Gemeinden und Ge
meindeverbl:inde oder deren ZusammenschlUsse in einem fi:Srmlichen Verfahren zu beteiligen. 
Ist eine Regional planung über die Grenzen eines landes erforderlich, so treffen die beteilig
ten ll:inder die notwendigen Maßnahmen im gegenseitigen Einvernehmen." 
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FUr die in § 8 Abs. 1 des Raumordnungsgesetzes vorgesehene Zusammenarbeit zwischen Bundes
raumordnung und landesplanung wurde auf der Grundlage eines Verwaltungsabkommens eine 
Ministerkonferenz fUr Raumordnung gegrUndet. Mit diesem Institut wird versucht, eine Koordi
nation aller raumwirksamen Planungen und Maßnahmen zu erzielen. 

Die mit dem Bundesraumordnungsgesetz eingeleitete Initiative zur Rahmenplanung wurde ergClnzt 
durch Art. 91 a GG und die darauf grUndenden Gesetze Uber die Gemeinschaftsaufgaben. Damit 
wurde der Ausbau und Neubau von Hochschulen einschließlich der Hochschulkliniken, die Ver
besserung der regionalen Wirtschaftsstruktur, und darUber hinaus die Verbesserung der Agrarstruk
tur und des KUstenschutzes zur Gemeinschaftsaufgabe von Bund und ll:indem erkll:irt. 

FUr die institutionelle Aufspaltung der Strukturpolitik in einen agrarisch orientierten und einen 
regionalwirtschaftlich ausgerichteten Bereich gibt es außer der Fortgeltung der klassischen Res
sortteilung zwischen Wirtschaft und landwirtschaft eigentlich nur eine verstl:indliche BegrUnc:lung. 
FUr die Verbesserung der Agrarstruktur Ubemimmt der Bund 60 v. H. und im Falle des KUsten
schutzes 70 v. H. der gesamten Aufwendungen, wl:ihrend fUr die Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur Bund und ll:inder jeweils die Hl:ilfte des Finanzvolumens tragen. Diese Sonder
regelung fUr die Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des KUstenschutzes" 
wurde getroffen, um den FIl:ichenstaaten, die zugleich zu den finanzschwachen BundeslClndern 
zl:ihlen und noch einen relativ großen Anteil an landwirtschaftlicher Bevölkerung aufweisen, ent
gegenzukommen. Anstatt den horizontalen Finanzausgleich zu intensivieren, wurde hier materiell 
vertikaler Finanzausgleich geubt. 

Die politische Willensbildung erfolgt bei den drei Gemeinschaftsaufgaben in Clhnlicher Weise. 
Unterschieden werden muß zwischen der Bund - ll:inder - Ebene und der Bundesebene. Der in den 
Gesetzen Uber die Gemeinschaftsaufgaben vorgesehene Planungsausschuß wird auf Ministerebene 
gebildet, in ihm hat jedes land eine Stimme, der Bund elf Stimmen, die nur einheitlich abge
geben werden können. FUr das Zustandekommen von Beschlussen der PlanungsausschUsse ist je
weils eine Dreiviertelmehrheit erforderlich. Vor der Stimmabgabe in den PlanungsausschUssen 
soll eine Koordinierung auf der Ebene des Bundes zwischen dem federfuhrenden Ressort und den 
nicht in den PlanungsausschUssen vertretenen aber fachlich berUhrten Bundesressorts erfolgen. 

Mit dem neuen Artikel 104 a Abs. 4 GG ist es möglich geworden, in einem gewissen Rahmen 
gemeinschaftl iche Aufgaben zu schaffen. Mit dem Gemeindefinanzierungs-, Stl:idtebauförde
rungs- und Krankenhausfinanzierungsgesetz sowie dem langfristigen Wohnungsbauförderungspro
gramm sind bereits derartige Gemeinschaftsaufgaben initiiertworden, die wegen ihres engen 
Bezuges zum regionalen Ausbau der Infrastruktur nicht ohne Berucksichtigung der Interdependen
zen zu den Ubrigen eigentlichen Gemeinschaftsaufgaben geplant werden können. Alle Bereiche 
haben außerdem wegen ihrer erheblichen finanziellen Auswirkungen BezUge zur Finanzplanung. 

Angesichts der zu erwartenden Vielfalt raumwirksamer und regionalpolitisch bedeutsamer PIl:ine 
und Programme, die nicht nur zwischen Bund und ll:indem abgestimmt werden, sondern auch mit 
den Raumordnungszielvorstellungen und Fachplanungen des Bundes in Einklang gebracht werden 
mUssen, bedarf es einer gemeinsam von Bund und ll:indem getragenen Konzeption der Raumord
nung fUr das gesamte Bundesgebiet. Diesem Erfordemis wurde durch die AnkUndigung eines Bun
desraumordnungsprogramms in der Regierungserkll:irung vom Oktober 1969 Rechnung getragen. 
Ein erster Aufriß des Programms ist im Raumordnungsbericht 1970 dargestellt worden (8). 

1.3 Sektorale und regionale Strukturpolitik in der Vergangenheit 

Die Ausfuhrungen sollen sich, um dem Generalthema dieser Togung gerecht zu werden, aus
schließlich auf die Belange der Strukturpolitik in Ittndlichen Regionen und die allgemeine regio
nale Wirtschaftspolitik erstrecken. 
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Die bisherigen strukturpolitischen Maßnahmen im Agrarbereich erfullen nicht die AnsprUche 
einer gezielten mittel- und langfristigen Strukturplanung. Es fehlt sowohl eine Ausrichtu)1g der 
Agrarstrukturpolitik an mittel- und langfristigen Zielvorstellungen als auch an einer sachlichen 
und rCiumlichen Differenzierung derselben. 

Eine Ausnahme bilden einige regionale Erschließungsprogramme (Nordprogramm, Emslandpro
gramm). Diese Programme waren in ihrer ursprünglichen Zielsetzung noch sehr stark durch phy
siokratisches Gedankengut gepr1:lgt. Im Vordergrund der Programmgestaltung stand die Verbesse
rung der natUrl ichen und wirtschaftl ichen Produktionsgrundlage der Landbewirtschaftung. In 
jüngster Vergangenheit hat eine gewisse Neuorientierung der Strukturmaßnahmen in Richtung 
auf die gesamtwirtschaftliche Wirtschaftsförderung stattgefunden. Zwischen den oben genannten 
Förderungsprogrammen und den sogenannten regionalen Aktionsprogrammen beginnt sich eine 
gegenseitige Abstimmung anzubahnen 1). 

Als einen weiteren Erfolg der in AnsCitzen zu konstatierenden BemUhungen, die Agrarstruktur
maßnahmen in einem Konzept der "integralen Landentwicklung" durchzuführen, können zwei 
Sonde rprogramme zu r w i rtscha ftl i chen U mstruk tu ri erung klei nbClueri i cher Geb i ete gena nn t wer
den. Es handelt sich hierbei um die Sonderprogramme "Östlicher OberpfCllzer Wald" und 
"Westeifel - Mosel/Saar". 

Bedauerlicherweise wird sowohl in dem Agrar- als auch in dem Agrarstrukturbericht den Darle
gungen Uber diese Sonderprogramme, die in ihrer institutionellen Anlage für die zukUnftige 
Strukturplanung beispielhaft und richtungsweisend sein soll ten, nur ein sehr bescheidener Raum 
zugebili igt. 

Die bessere finanzielle Ausstattung der agrarstrukturellen Förderungsmaßnahmen fUr die von der 
Natur benachteiligten Gebiete zeugt nicht von einer langfristigen Vorausschau der Entwicklungs
möglichkeiten dieser Regionen. Diese schwerpunktmClßige Förderung von Regionen, in denen 
langfristig eine rationelle Landwirtschaft in Frage gestellt ist, hat mehr den Charakter eines 
kurzfristigen Krisenmanagements, bei dem den dort ansCissigen Landwirten ein nur kurz- und 
mittelfristig wirksamer - wenngleich außerordentlich kostspieliger - Ausgleich fUr die Ungunst 
des natürlichen Produktionsstandortes gewClhrt wird. In den von der Natur benachteiligten Ge
bieten sollte insbesondere auf die KomplementClritClt von. agrarstrukturellen und allgemeinen 
regionalpolitischen Maßnahmen geachtet werden, wobei entsprechend der jeweiligen industriell 
gewerblichen Verflechtung differenzierte ausgewogene Maßnahmenbündel unter Beachtung der 
langfristigen Entwicklungsmöglichkeit zur Anwendung gelangen sollten. 

Als sehr nachteilig hat sich herausgestellt, daß die LCinder trotz der "gemischten Finanzierung", 
durch die sie an bestimmte Verwendungsauflagen und eine gewisse Selbstbeteiligung gebunden 
sind, einen weiten Gestaltungsspielraum in der Ausrichtung ihrer speziellen agrarstrukturellen 
Zielsetzungen besitzen. 

Die von der EWG praktizierte Förderung des agrarstrukturellen Wandlungsprozesses in den sechs 
Mitgliedstaaten hat sich weitgehend an die in den Mitgliedsstaaten angewandte Praxis angepaßt. 
Die Tatsache, daß keine Gesamtkonzeption fUr die Agrarstrukturpalitik in der EWG Geltung 
erlangen konnte, ist nicht zuletzt darauf zurUckzufUhren, daß die Agrarstrukturpol itik noch im 
Kompetenzbereich der EWG-Mitgliedsstaaten liegt. 

1) Der Agrarstrukturbericht 1970 des BML enthCllt zu dieser integrierten Strukturverbesserung 
auf Seite 15 folgende Passage: "Um das Ziel einer gesamtwirtschaftlichen StClrkung des Ems
landes zu erreichen, werden die Arbeiten zur Verbesserung der Agrarstruktur durch eine ge
zielte Wirtschaftsförderung im Rahmen der Regionalen Aktionsprogramme in gegenseitiger 
Abstimmung ergClnzt" • 
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Die Aktivität des Bundes im Bereich der regionalen Strukturpolitik gründet sich bislang auf die 
in Art. 72 Abs. 2 GG geforderte Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit. Es handelt sich 
um eine Zusammenarbeit von Bund und Ländern, bei der im Rahmen der sogen. Fondsverwaltung 
des Bundes ohne gesetzliche ErmClchtigung Bundesfinanzmittel zweck- und auflagegebunden den 
LClndern zur Verfügung gestellt werden (ZOHLNHÖFER, 14). Die regionale Wirtschaftsförderung 
diente in den frUhen fUnfziger Jahren der Sanierung von sog. Notstandsgebieten, in denen die 
vorhandenen ArbeitsplCltze gesichert, und auch neue geschaffen werden soll ten. Zu diesen San ie
rungsgebieten kamen spClter das Zonenrandgebiet und im Jahre 1959 die Entwicklungsprogramme 
für zentrale Orte in wirtschaftsschwachen IClndlichen Gebieten hinzu. Später erfolgte bekannt
lich eine Umbenennung der Sanierungsgebiete und der zentralen Orte in Bundesausbaugebiete 
bzw. Bundesausbauorte. Da die Zahl der Förderungsgebiete und Bundesausbauorte sehr starl< zu
nahm, wurden im Jahre 1968, um eine Ausuferung der regionalen Wirtschaftsförderung zu vermei
den, infolge der Initiative des Bundeswirtschaftsministeriums zur Koordinierung und Intensivie
rung der regionalen Strukturpolitik Regionale Aktionsprogramme eingeführt. 

Dfese von den Ländern entsprechend ihrer unterdurchschnittlichen Wirtschaftskraft (Bruttoinland
produkt je Einwohner) abgegrenzten Aktionsprogramme werden dem sag. Interministeriellen Aus
schuß für regionale Wirtschaftspolitik des Bundes zur Auswahl vorgeschlagen. Die Möglichkeit, 
die regionale Wirtschaftsförderung schwerpunktmäßig zu betreiben, wurde ab 1968 auch dadurch 
begünstigt, daß sich einige Länder bereit erl<lärten, die Gesamtheit der Landesmittel für die 
regionale Wirtschaftsförderung mit den Finanzmitteln des Bundes zusammen einzusetzen. Die 
gegen die Regionalen Aktionsprogramme vorzubringende Kritik ist sehr vielfältig (TREUNER, 11). 
Einmal sind die Programmgebiete sehr unterschiedlich groß, und zum anderen umfassen die 
Schwerpunkte der Aktionsprogramme, auf die die Förderungshilfen ausgerichtet sind, mehr als 
300 Gemeinden aller Größenordnungen. Darüber hinaus befindet sich die Koordination mit den 
anderen regionalwirksamen Strukturmaßnahmen, insbesondere mit denen der Agrarstruktur- und 
Verl<ehrspol itik, noch in den Anfängen. 

Alle Anzeichen deuten daraufhin, daß der regionalen Wirtschaftsförderung kein eindeutiges Pla
nungskonzept zugrunde liegt. Der Nachweis, im Jahr 1969 44 000 Arbeitsplätze gefördert zu 
haben, reicht als Erfolgskriterium nicht aus, zumal nicht belegt werden kann, wieviel Arbeits
plätze ohne Förderungsprogramme neu angeboten worden wären. 

Zukunftig dürfte eher eine qualitativ als quantitativ ausgerichtete Wachstums- und Entwicklungs
vorsorge bedeutsam sein. Zur Förderung des sektoralen und regionalen Strukturwandels und zur 
Setzung von regionalen Struktur- und Entwicklungszielen ist die Finanzplanung durch eine 
regions-, bereichs- und zeitbezogene Sach- und Handlungsplanung zu ergänzen, die sowohl die 
notwendige Ressortkoordination wie auch die raumordnungspol itische Einbettung gewährleistet. 

2 Institutionelle Erfordernisse für eine mittel- und langfristige Strukt!l!EJanu.!J9.... 

Nach der vorausgegangenen kritischen Bestandsaufnahme sollen in einer problemorientierten Be
trachtung die institutionellen Erfordernisse einer mittel- und langfristigen Strukturplanung erör
tert werden. Aus den obigen Ausführungen dürfte in groben Umrissen bereits deutlich geworden 
sein, daß 

- bislang noch keine konkreten Vorstellungen Uber die gesamträuml iche Entwicklung vorhanden 
sind, 

- die RessortaktivitClten noch weitgehend isol iert eine reaktive Strukturpol itik auf unterschied
lichen Zeithorizonten betreiben, 

- die gemeinsame Rahmenplanung von Bund und Ländern sich noch in statu nascendi befindet, 
- die Finanzplanung bislang noch nicht durch eine mittel- und langfristige Handlungsplanung 

untermauert ist. 
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2.1 Bundesraumordnungsprogramm 

Angesichts der Vielzahl von PI!inen und Programmen, die auf Bundes- und Landesebene existie
ren, aber in keiner Weise systematisch aufeinander abgestimmt sind, kommt dem von Bund und 
L!indern gemeinsam zu erarbeitenden Bundesraumordnungsprogramm eine eminente Bedeutung 
zu. Die insbesondere fUr die Strukturpolitik sehr wichtigen PI!ine und Programme basieren auf 
untersch iedl ichen Planungshorizonten, Annahmen und Zielvorstellungen. 

Dem Bundesraumordnungsprogramm k!ime die Aufgabe zu, ausgehend von einem Planungshorizont 
von fUnfzehn Jahren, Zielvorstellungen und Programme, die in raumwirksamen PI!inen des Bundes 
und der L!inder enthalten sind, zu koordinieren. Die koordinierten Entwicklungsvorstellungen 
können dann einen Orientierungsrahmen fUr die sektorale und regionale Strukturpolitik, die 
Infrastrukturausstattungen, den St!idtebau und die Umweltgestaltung darstellen. Die Bundesregie
rung selbst ist zur unmittelbaren Wahrnehmung einer solchen Aufgabe bereits durch § 4 Abs. 1 
Raumordnungsgesetz verpflichtet, in dem festgelegt ist, daß sie eine zusammenfassende Darstel
lung aller ihrer raumwirksamen Planungen und Maßnahmen zu geben hat. Da raumrelevante Pla
nungen und Maßnahmen ihre volle Wirksamkeit erst Uber l!ingere Zeiträume, in großräumigen 
Zusammenhöngen und im Zusammenwirken der verschiedenen Gebietskörperschaften entfalten, 
kann diese Bestimmung als gesetzliche Grundlage fUr die Aufstellung eines Bundesraumordnungs
programms angesehen werden. 

Die Diskussion darUber, wie das langfristige strukturpolitische Leitbild der Bundesrepublik, an 
dem alle raumwirksamen und strukturpolitischen Maßnahmen zeitlich, sachlich und rtlumlich 
auszurichten w!iren, befindet sich noch im lebhaften Widerstreit der Meinungen. 

Dem Schwerpunktprinzip wird eine eindeutige Prtlferenz eingeröumt. Danach wird ausgehend 
von der zentralörtlichen Gliederung des Bundesgebietes die Raumstruktur durch folgende Elemen
te gekennzeichnet sein (13; BIELENBERG, 2): Verdichtungsschwerpunkte und Verdichtungs
achsen sowie Entwicklungsschwerpunkte und Entwicklungsachsen einerseits und Freiröume 
andererseits. 

Als Verdichtungsschwerpunkte gelten Ortseinheiten mit einer Mindestbevölkerung von 40 000 
Einwohnem, die in den bereits genannten Gebietseinheiten die Funktion von Oberzentren er
fUlien. Die Verdichtungsachsen werden gebildet durch die verschiedenen Verkehrssystetne und 
Einrichtungen der Versorgung und Entsorgung und ermöglichen somit die Erschlielimg und Inte
gration der Ubrigen R!iume. 

Bei den Entwicklungsschwerpunkten handelt es sich um geplante Verdichtungsschwerpunkte, deren 
Ausbau die Entlastung bestimmter Verdichtungsrtlume ermögl icht und zur Aktivierung des uml ie
genden Tei I raumes beitr!igt. Die Entwicklungsachsen sind geplante Verkehrsverbindungen, durch 
die wirtschaftl iche Impulse weitergeleitet werden, indem der interregionale Leistungsaustausch 
zwischen den umliegenden Schwerpunkten ermöglicht wird. 

Die Freir!iume, eingeschlossen durch ein Knotennetz von Schwerpunkten und Achsen, werden 
Erholungsgebiete, Regionen land- und forstwirtschaftlicher Nutzung und sonstige Freifl!ichen 
sein. FUr die aus der Landwirtschaft ausscheidenden Arbeitskröfte werden in angemessener Zeit -
Weg - Entfernung in Verdichtungs- und Entwicklungsschwerpunkten die erforderlichen außerland
wirtschaftlichen Arbeitsplötze bereitzustellen sein. 

Eine auf diese raumordnerischen Vorstellungen ausgerichtete regionale und sektorale Struktur
politik wurde den bereits dargelegten Vorteilen einer Förderung nach dem Schwerpunktprinzip 
entsprechen. Zur besseren Fundierung sind jedoch langfristige Vorausschötzungen erforderlich, 
die Auskunft geben uber die regionale Bevölkerungsentwicklung, die Zahl der Arbeitspl!itze und 
ihre Verteilung auf die Landwirtschaft, stark standortabhöngige und standortunabhöngige Industrie-
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und Gewerbebetriebe. Um darüber hinaus die Grundzüge der zur Erreichung der langfristigen 
raumordnerischen Ziele erforderlichen regionalen und sektoralen Strukturpolitik in Form von 
räuml ichen und sachl ichen Prioritäten aufzeigen zu können, wurde bereits eine GI iederung des 
Bundesgebietes in 37 Gebietseinheiten vorgenommen. Dabei wurden nicht strukturell homogene, 
sondern jeweils funktionell sich ergänzende Räume (z. B. ein Verdichtungsraum (Oberzentren) 
und zugeordnete ländl iche und zurückgebliebene Gebiete) zusammengefaßt. 

Wie auch immer die gesamträumlichen Ziele aussehen mögen, so ergeben sich sowohl bei einer 
Fixierung als auch bei der Operational isierung derselben folgende noch zu klärende Fragen: 

- Wie kann eine Frühkoordinierung der Gemeinschaftsaufgaben und der Aufgaben nach Art. 
104 a Abs. 4 GG mit der Aufstellung des raumordnerischen Ziel systems und dem Bundesraum
ordnungsprogramm selbst vorgenommen werden? 

- Mit welchem Verbindlichkeitsgrad müssen die raumordnungspolitischen Zielsetzungen, sobald 
sie konkretisiert sind, bei der Spezifizierung fachpol itischer Zielsetzungen berücksichtigt 
werden? 

Da das Bundesraumordnungsprogramm lediglich ein Koordinierungsprogramm darstellt, sollte es 
nach t-Aaßgabe einer systematischen Rahmensetzung von zeitlichen, räumlichen und sachlichen 
Prioritäten für die Ausrichtung und Koordinierung mittelfristiger Handlungspläne richtungswei
send sein. 
Dies würde bedeuten, daß beispielsweise die für die Erfüllung der Gemeinschaftsaufgaben erfor
derl ichen Rahmenpläne Vorgaben in der Weise erhalten, daß im Bundesraumordnungsprogramm 
räuml ich differenziert ausgewiesen wird, in welchen Entwicklungsschwerpunkten oder ländl ichen 
Regionen mit welcher zeitl ichen Priorität Infrastrukturmaßnahmen oder Industrieansiedlung im 
Verbund mit einer Verbesserung der Agrarstruktur durchzuführen sind. 

Damit das Prinzip der parlamentarischen Mitwirkung und Kontrolle gewährleistet ist, sollte das 
Bundesraumordnungsprogramm von Bundestag und Bundesrat eingehend beraten werden. 

2.2 Gemei nschaftsaufgaben 

Mit der Planung der Gemeinschaftsaufgaben auf der Grundlage der entsprechenden Durchführungs
gesetze ist erst gerade begonnen worden. 
Die Gesetze sehen vor, daß für den Zeitraum von fünf Jahren jeweils ein Rahmenplan von Bund 
und Ländern gemeinsam zu erstellen ist. Der Rahmenplan soll die Zielvorstellungen und geplan
ten Maßnahmen sowie die ihnen zugeordneten Bundes- und Landesmittel enthalten. Außerdem 
ist in den Gesetzen über die "Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" und die "Verbes
serung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" vermerkt, daß die Ziele und Erfordernisse der 
Raumordnung zu beachten sind, und räumliche und sachliche Schwerpunkte gebildet werden soi
len. Darüber hinaus besteht die Auflage, daß alle geplanten t-Aaßnahmen mit anderen Neuord
nungs- und Entwicklungsmaßnahmen abzustimmen sind (4). 

Ob es gelingt, eine erfolgversprechende Integration von Agrarstruktur- und regionaler Wirtschafts
planung über die beiden Institutionen der Gemeinschaftsaufgaben herbeizuführen, ist noch nicht 
eindeutig zu beantworten. 

Bereits im Jahr 1968 wurde in dem von Bundesminister Höcherl vorgelegten Agrarprogramm und 
in den Darlegungen des Bundesministers Schiller zur Intensivierung und Koordinierung der regio
nalen Strukturpolitik übereinstimmend festgestellt, daß eine wirkungsvolle regionale Wirtschafts
förderung und eine nachhaltige Verbesserung der Agrarstruktur nur erziel t werden können, wenn 
eine integrierte Strukturpol itik bei der Ressorts betrieben wird. Deshalb war auch von seiten des 
Bundeslandwirtschaftsministers ein Kabinettausschuß für die ländlichen Räume vorgesehen, in dem 
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durch die Zusammenarbeit der jeweils zuständigen Ressortminister eine Koordinierung nicht nur 
der Struktur-, sondern auch der Sozial-, Bildungs- und Finanzpol itik für die ländl ichen Räume 
vorgenommen werden sollte. Wegen möglicher Kompetenzkollisionen wurde damals auf Betrei
ben des Bundesinnenministers dieser Kabinettausschuß in "Kabinettausschuß für die Durchführung 
des Agrarprogramms" umbenannt und somit der positive Ansatz für eine abgestimmte Struktur
politik vereitelt. 

Ein Beispiel dafür, daß bei dem ressortweisen Regierungssystem Initiativen eines Ressortministers, 
die bei der Verfolgung von ressortUbergreifenden Aufgaben naturgemäß auch Instrumente anderer 
Ressorts enthalten, auf Widerstand stoßen können, geben die Vorschläge zur Koordinierung und 
Intensivierung der regionalen Strukturpolitik. 
Die Abgrenzung der Gemeinschaftsaufgaben entsprechend der derzeitigen Ressortzuständigkeit 
muß als sehr bedenklich angesehen werden. Von seiten des Bundeskanzleramtes sind Initiativen 
ergangen, zumindest auf Bundesebene eine entsprechende Frühkoordinierung - d. h. eine sach
liche, zeitliche, finanzielle und prozessuale Abstimmung zu einem Zeitpunkt herbeizuführen, 
in dem noch keine Verfestigung der Ressortmeinung eingetreten ist - in folgenden Bereichen in 
die Wege zu leiten: 

- innerhalb der einzelnen Gemeinschaftsaufgaben nach Art. 91 a GG, 
- innerhalb der Bildungsplanung und Wissenschaftsförderung nach Art. 91 b GG, 
- innerhalb der strukturpolitisch relevanten Aufgaben, für die Finanzhilfen im Rahmen des 

Art. 104 a Abs. 4 GG vorgesehen sind (Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz, Städtebau
förderungsgesetz, Wohnungsbauförderung) und 

- zwischen den Gemeinschaftsaufgaben nach Art. 91 a GG und den Aufgaben nach Art. 91 b, 
104 a Abs. 4 GG sowie anderen ressortUbergreifenden Querschnittsaufgaben. 

Daß nicht nur formal ein Koordinierungsbedarf besteht zur Vorbereitung der Stimmabgabe des 
Bundes in den Planungsausschüssen, sondern auch materiell, läßt sich sehr leicht beispielhaft 
belegen. Einmal setzt der Erfolg einer Agrarstrukturverbesserung das Angebot industriell gewerb
licher Arbeitsplätze und eine Verbesserung der Verkehrsbedienung voraus. Ebenso ist ein Ausbau 
der I nfrastruktur ohne gleichzeitigen Ausbau eines leistungsfähigen Verkehrs- und Versorgungs
netzes wenig effizient. Die Maßnahmen zur Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur be
dürfen der Ergänzung durch ein attraktives Angebot an Wohnungs- und Bildungseinrichtungen in 
zentralen Orten. 

Aufgrund des Gemeinschaftsaufgabengesetzes sind alle Bundesländer unter die Koordinierungs
befugnis des gemeinsamen Planungsausschusses mit dem Bund gestellt. Während vor der Gemein
schaftsaufgabenregelung die Koordinierung zwischen Bund und Ländern bilateral erfolgte, kann 
mit dem Rahmenplan ein wesentlich höheres Koordinierungsniveau erreicht werden. 
Als positiv zu bewerten ist, daß gemeinsame Ziele und Förderungsgrundsätze erarbeitet werden, 
die für alle Länder bindend sind. Dadurch dürfte mit einer höheren Effizienz bei der Durchfüh
rung der vorgesehenen Maßnahmen gerechnet werden. 
Als ein gewisser Mangel wird sich die Tatsache erweisen, daß das in den strukturpolitischen Ge
meinschaftsaufgabengesetzen vorgesehene Instrumentarium weftgehend identisch ist mit dem, 
welches bereits in der Vergangenheit angewandt worden ist. Hiermit besteht die Gefahr einer 
Fortschreibung bzw. Fortsetzung der Praxis, die in den letzten Jahren zur Lösung der anstehen
den Strukturprobleme entwickelt worden ist. Durch jene Vorgaben dUrften auch die Planungsaus
schüsse in der Aufstellung integrierter programmatischer Entwicklungspläne eingeengt sein 
(ZOHLNHÖFER, 4). Diese integrierten Entwicklungspläne wären unter Beachtung der räuml ichen 
Schwerpunktbildung und unter Berücksichtigung einer antizipierten Flächen- und Arbeitskröfte
bilanz und des abzuschätzenden allgemeinen Entwicklungspotentials zu erarbeiten, wobei je nach 
den Ausgangsstrukturen und der erreichbaren Zielsetzung differenzierte Maßnahmenbündel ausge
wähl t werden soll ten. 
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Bei den Gemeinschaftsaufgaben ist der Planungshorizont von fünf Jahren, der der mehrjährigen 
Fi nanzplanung entspricht, zu kurz bemessen. Jedes Strukturprogromm sollte bei der langen 
Ausreifungszeit und der relativ langen Lebensdauer infrastruktureller Investitionen auf Planungs
horizonten von mehr als zehn Jahren basieren. Auch kann eine sinnvolle Abstimmung der sekto
rolen und regionalen Strukturpal itik mit der Verkehrs-, Bildungs-, Raumordnungs- und Landes
planung, deren Planungshorizonte den Zeitraum von zehn Jahren bereits überschritten haben, 
nur vorgenommen werden, wenn der Planungszeitraum insgesamt ausgeweitet wird. 

Angesichts der oben aufgezeigten kritischen Punkte der derzeitigen Konzeption der Gemein
schaftsaufgaben, wären zukünftig folgende Weiterentwicklungen zu erwägen: 

- Zusammenfassung der beiden Gemeinschaftsaufgaben "Verbesserung der regionalen Wirtschafts
struktur" und "Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes", 

- Einbeziehung der Regelungen nach Art. 104 a Abs. 4 GG in die strukturpalitische Gesamt
konzeption, 

- Ausweitung der zeitlichen Planungsspannen, 
- Erhöhung der planerisch - konzeptionellen Anforderungen, die an die Rahmenplanung zu 

stellen si nd. 

Auf der Basis dieser Änderungen könnte bei gleichzeitiger Intensivierung der Frühkoordinierung 
der Gemeinschaftsaufgaben und Integration durch das Bundesraumordnungsprogramm das isolier
te Nebeneinander von regionaler Wirtschafts-, Agrorstruktur-, Energie-, Wohnungs-, Verkehrs
und Bildungspol itik überwunden werden. 

2.3 Koordination der Strukturplanung mit der mehrjährigen Finanzplanung von Bund und 

Ländern 

In den Gesetzen über die Gemeinschaftsaufgaben ist festgelegt, daß bei der Aufstellung der 
Rahmenpläne die Finanzplanungen des Bundes und der Länder zu berücksichtigen sind. Demzu
folge sind die Planungen für die Gemeinschaftsaufgaben und die Aufgaben nach Art. 91 bund 
104 a Abs. 4 GG in engem Zusammenhang mit der Finanzplanung zu sehen. Um der Gefahr 
vorzubeugen, daß die Planung im mittelfristigen Bereich nicht lediglich in einer jährlichen Fort
schreibung bisher geplanter Vorhaben für ein weiteres Jahr und damit einer Fortschreibung bishe
riger Ausgaben- und Aufgabenstruktur bestehen, muß die mittelfristige Planung sich an Daten 
aus der längerfristigen Planung orientieren. Auch hier zeigt sich, daß der Planungshorizont von 
fünf Jahren nicht den Anforderungen an eine gestaltende Strukturplanung entspricht. 

Dadurch daß die mittelfristige Finanzplanung sich bislang lediglich in einer Fortschreibung des 
Jahresbudgets erschöpft und nicht durch eine Aufgabenplanung untermauert ist, hat sie den 
Charakter eines vergangenheitsbezogenen Planungsansatzes. Basiert jedoch die Finanzplanung 
auf einer mittel- oder langfristigen Aufgabenplanung, so kann 
- das gesellschaftspalitische Gewicht der einzelnen Aufgaben deutlich gemacht werden, 
- können Anhaltspunkte über mögl iche Prioritäten oder Posterioritäten gewonnen werden und 
- eine unreflektierte Fortschreibung von Vorhaben vermieden werden. 

Erst die Definition von Programmen und die Vorlage von konkretisierten Fachplanungen, wobe i 
möglichst Alternativpläne erarbeitet werden sollten, ermöglicht dem Kabinett eine Überprüfung 
der geplanten staatl ichen Aufgaben hinsichtl ich der Konsistenz mit dem Gesamtregierungspro
gramm. Durch eine Orientierung der Finanzplanung an einer längerfristigen Programmplanung 
kann die bisherige fiskalisch-kameralistische Dimension der mehrjährigen bloßen Budgetierung 
überwunden werden. 

Auch kann erst bei einer sinnvollen Verknüpfung von Aufgabenplanung und Finanzplanung der 
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Finanzplanungsrat die ihm nach § 5 Haushaltsgrundsötzegesetz auferlegte Aufgabe, "Annahmen 
fUr die Finanzplanungen und Schwerpunkte fUr eine den gesamtwirtschaftlichen Erfordemissen 
entsprechende ErfUllung der öffentlichen Aufgaben" zu setzen, erfolgversprechend erfullen. 

Aus der Erkenntnis heraus, daß der Ressourcenrahmen nicht nur durch das verfUgbare Finanzvolu
men bestimmt wird, sondem auch die verfUgbaren Arbeitskrtifte in bestimmten Wirtschaftsberei
chen (Bausektor), die fUr die Durchfuhrung staatlicher Aufgaben in Anspruch genommen werden, 
kritische Kapazitöten darstellen, ist es unerlößlich, insbesondere bei der Planung von struktur
politischen Programmen, die zu elWartende Beanspruchung derartiger Ressourcen in die Betrach
tung mit einzubeziehen. 

2.4 DurchfUhrung der Strukturplanung 

Das Bindeglied zwischen den Rahmenplönen der Gemeinschaftsaufgaben und der Regional planung 
bilden die Landesraumordnungs- und Landesentwicklungsplöne. In den einzelnen Bundeslöndem 
bestehen hinsichtlich des Inhalts, der Funktion und der rechtlichen Bindungswirkungen der Landes
planungen betröchtliche Unterschiede. Allen Landesplanungen gemeinsam ist jedoch, daß sie 
langfristig und Uberregional angelegt sind und damit mehr die Funktion von Rahmenplönen be
sitzen. Somit unterscheiden sie sich von den Regionalplanungen, die rtiumlich und instrumental 
spezifizierte mittel- und kurzfristige Handlungsprogramme darstellen. Entsprechend den voneinan
der abweichenden Regelungen der einzelnen Landesplanungsgesetze fungieren neben den Land
kreisen und den kreisfreien Stödten sogenannte Planungsgemeinschaften oder Planungsverbönde 
als Trtiger der Regionalplanung. Hinsichtlich der Organisationsform und des Aufgabenspektrums 
der Regionalplanung bestehen von Land zu Land betrtichtliche Differenzierungen. Auch sind in 
der jUngsten Vergangenheit in einigen Löndem Neuregelungen vorgenommen worden, die aber 
nicht zu einer Vereinheitl ichung der institutionellen Voraussetzungen hinfUhren. 

In Baden-WUrttemberg sollen die bisher bestehenden 20 Planungsgemeinschaften, die auf frei
williger Basis entstanden waren, und denen ein Mitwirkungsrecht an der Landesplanung einge
rtiumt worden war, in 12 öffentlich-rechtlich gebildete Regionalverbönde umorganisiert werden. 
In Schleswig-Holstein wurde im Mörz dieses Jahres durch die Verabschiedung zweier neuer Ge
setze, die das Landesplanungsrecht neu regeln, auch die Regionalplanung auf eine neue insti
tutionelle Basis gestellt. Danach werden kUnftig die Kreise fUr einen Zeitraum von fUnf Jahren 
Kreisentwicklungsplöne aufzustellen haben, die als projektorientierte DurchfUhrungsplöne zur 
Realisierung der langfristigen Zielsetzungen der Landesplanungen dienen sollen. Im Land Hessen 
sind die Landkreise und kreisfreien Stödte auch unmittelbar kraft Gesetz PlanungstrHger. Die 
Landkreise sind jedoch immer Mitglied der Planungsgemeinschaften und Planungsverbönde, denen 
auch sonstige Körperschaften des öffentlichen Rechts angehören. In Nordrhein-Westfalen gibt 
es insgesamt drei Landesplanungsgemeinschaften, denen wiederum SonderplanungsausschUsse 
angehören. Neben der gesetzlich festgelegten Mitgliedschaft (Landschaftsverbönde, kreisfreie 
Stödte, Landkreise) sind in Nordrhein-Westfalen freiwillige Mitglieder kraft Antrages zuge
lassen. Zu diesen freiwilligen Mitgliedem zöhlen die Landwirtschafts-, Industrie-, Handwerks
und Handelskammem, die Gewerkschaften und Arbeitgeberverbönde, die Verbönde der Industrie, 
des Wohnungswesens etc. 

Angesichts der velWirrenden Vielfalt verschiedener Organisationsformen der Regionalplanung 
wöre es dringend erforderlich, der Frage nachzugehen, wie die Regionalplanung institutionell 
und organisatorisch nach einem Leitmodell geregelt werden könnte, damit den Erfordemissen 
einer integrierten und portizipotorischen Regionalplanung am besten Rechnung getragen werden 
kann. In eine derartige Untersuchung wören die zum Teil noch ungeklörten Fragen Uber die 
Aufgabenabgrenzung miteinzubeziehen • Dabei ist insbesandere zu denken an die Abgrenzung 
der Regionalplanung gegenUber der Planungstötigkeit auf komunaler Ebene einerseits und gegen
Uber der Uberörtlichen Fach- und Rahmenplanung andererseits. 
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Als sehr nachteilig bei der Regionalplanung hat sich die Unzulänglichkeit der heutigen Verwal
tungsstruktur herausgestellt. Die derzeitige Große vieler Gemeinden, der Landkreise und auch 
der Behörden der staatlichen Mittelinstanz entspricht nicht den Anforderungen an eine effiziente 
Verwaltungsstruktur, die auch die differenzierten und komplizierten Aufgaben der Regionalpla
nung wahrnehmen muß. 
FUr eine institutionelle Reorganisation der Regional planung sind zwei Leitmodelle denkbar. Ent
weder die Regionalplanung wird als organisatorische und institutionelle Einheit vollkommen in 
das Verwaltungssystem eingeordnet, oder sie wird als eigenständige Institution aus dem Verwal
tungssystem ausgegliedert. WUrde dem zuletzt genannten Lösungsvorschlag gefolgt, so wären die 
Entwicklungsplanungs- und Entwicklungsförderungsaufgaben an in jedem Land neu zu grUndende 
Aufbaugesellschaften zu delegieren, die dann die Auftragsausfuhrung im Rahmen von Landes
und ggf. von Bundesbestimmungen wahrnehmen. 

Spezielle Fragen, wie z. B., welcher Rechtsform der Vorzug einzuröumen ist, wie die Entschei
dungsgremien zusammengesetzt sein sollten, oder aber auch wie eine sinnvolle Abgrenzung zwi
schen Auftrags- und Eigenaufgaben vorzunehmen ist, bedurfen noch grUndl i cher Untersuchungen. 

FUr eine derartige Reorganisation der Regionalplanung spricht die Beobachtung, daß sich ähnliche 
Entwicklungseinrichtungen in der Vergangenheit bewährt haben. Auch durfte die beträchtliche 
Koordinationsleistung wesentlich effizienter von solchen Aufbaugesellschaften erbracht werden, 
denen fUr bestimmte Regionen in weitgehend eigener Zustöndigkeit die integrale Planung und 
DurchfUhrung von Maßnahmen zur Verbesserung der Agrar-, Wirtschafts- und Infrastruktur sowie 
der Bildungseinrichtungen und Wohnverhtlltnisse obi iegt. 
DarUber hinaus könnte durch die somit ermöglichte "ganzheitliche" Realisierung regionaler Ent
wicklungspltlne die schon oft beklagte isolierte Objektfinanzierung von Einzeimaßnahmen durch 
eine regionale Projektfinanzierung ohne strenge Fachbezogenheit substituiert werden. 

Die AusfUhrungen, in denen nur schlagl ichtartig die aktuellsten institutionellen Fragen und Pro
bleme der Strukturpolitik vorgebracht werden konnten, durfte deutlich gemacht haben, daß die 
institutionellen Voraussetzungen fUr eine effiziente Strukturpolitik noch weithin fehlen. Die 
EinfUhrung von löngerfristigen Rahmenplänen, die horizontale und vertikale Koordination struk
turpolitisch relevanter Maßnahmen sowie die Untermauerung der mittelfristigen Finanzplanung 
durch mittel- und kurzfristige Handlungsprogramme befindet sich noch in den Anfängen. 

Auch sind noch weitere Klärungsprozesse Uber Inhalt, Funktion und Verbindlichkeitsgrad der ver
schiedensten Programme und Entwicklungspläne in Abhöngigkeit von ihrer Fristigkeit und ihrem 
röumlichen Bezugsrahmen herbeizufuhren. 

Neu zu uberdenken sind ebenfalls Art und Umfang der Mitwirkung von betroffenen Gruppen und 
deren Interessenvertretungen bei der Planung und Durchfuhrung strukturpol itischer Maßnahmen. 
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Korreferat 

von P a ulK I e m m er, Bochum 

Der vorstehende Beitrag von Jochimsen und Willer hat recht eindrucksvoll nachgewiesen, daß 
fUr eine institutionelle Aufspaltung der Strukturpolitik in einen agrarisch orientierten und einen 
regionalwirtschaftlich ausgerichteten Bereich heute kaum mehr ein Uberzeugendes Argument vor
gebracht werden kann. Vielmehr muß ein großer Teil der mangelnden Effizienz der praktizierten 
Agrarpolitik den ungenUgenden institutionellen Voraussetzungen angelastet werden, d.h. einem 
Verwaltungsaufbau, der nicht mehr den AufgabensteIlungen der heutigen Agrar-, Regional- und 
Verkehrspolitik gerecht wird. 

Die Real isierung umfassender agrarpol itischer Strategien erfordert heute das Hitigwerden 
mehrerer Ressorts bzw. Kompetenzbereiche, wobei die Vertreter der hierbei angesprochenen 
Institutionen jedoch zumeist nur ungern bereit sind, ihre isol ierten Einzelvorstellungen in eine 
umfassende Gesamtkonzeption einzubringen. fv4an kann somit vielfach von der berechtigten Hypo
these ausgehen, daß die Mitgl ieder bUrokratischer Organisationen sich nur dann an den Gesamt
interessen orientieren, wenn dies auch den Einzelinteressen der von ihnen vertretenen Institutio
nen dient. Eine solche Verhaltensweise ist nicht Ausdruck einer irgendwie gearteten bösen Ab
sicht, sondern das Ergebnis bestimmter Spielregeln, an die sich die Mitglieder dieser Organisa
tionen halten mUssen, wenn sie beruflich Erfolg haben wollen. 

Bei der Frage nach den möglichen Vorschlägen fUr eine Verbesserung dieser institutionellen Vor
aussetzungen bzw. des Abbaus des behördl ichen Handlungswiderstands stößt man auf zwei große 
Ansatzpunkte, nämlich erstens eine Verbesserung der Zusammenarbeit bei gleichzeitigem Weiter
bestehen der bisherigen Institutionen und zweitens eine Änderung der Aufgabenverteilung durch 
Neuabgrenzung der Kompetenzbereiche bzw. durch die Verschmelzung vorgegebener Behörden. 
Zu beiden Ansatzpunkten werden in den vorausgegangenen Beiträgen Vorschläge gemacht, zu 
denen im folgenden Stellung bezogen wird. 

Sieht man die Möglichkeit einer Neuabgrenzung bzw. Verschmelzung von institutionellen Kom
pentenzbereichen angesichts des zu erwartenden Widerstands der Behörden als im Moment noch 
nicht realisierbar an, so bleibt die Frage nach den Ansatzpunkten für eine bessere Koordination 
der vielen isolierten Einzelplanungen. 

Geht man von einem umfassenden Konzept der Agrarpolitik aus, d.h. von einer integrierten 
Agrar-, Regional-, Verkehrs- und Sozial planung, dann ist dies angesichts der Vielzahl von 
Plänen und Programmen, die auf Bundes- und Länderebene bestehen, eine fast unlösbare Auf
gabe. Gerade aus diesem Grund kommt dem in Arbeit befindlichen Bundesraumordnungsprogramm 
eine entscheidende Bedeutung zu. Die ihm gestellte Aufgabe lautet ja, eine Koordination, d. h., 
eine systematische Abstimmung bzw. einen möglichst verbindlichen Orientierungsrahmen für alle 
raumwirksamen Planungen und fv4aßnahmen zu schaffen. 

Eine Verbesserung der Koordination wird schon dann erreicht, wenn es der Wissenschaft gel ingt, 
Uberzeugendere Diagnose- und Prognoseinstrumente zu liefern. Gerade der Tatbestand, daß sich 
viele ökonomische Zusammenhänge bis jetzt noch einer exakten Erfassung entziehen, eröffnet 
einen Spielraum, der zur Verabsolutierung von Tei I interessen fuhren kann. Dies gilt vor allem 
für den Bereich der regionalen Wirtschaftspolitik, insbesondere für die mannigfaltigen Beziehungen 
zwischen Infrastruktur und Regionalentwicklung. Die Diskussion auf der letztjährigen Tagung des 
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Vereins für Sozialpolitik (1) hat deutlich gemacht, daß es einfacher ist, von der generellen Be
deutung der Infrastruktur zu sprechen, als konkrete Vorschläge im Hinblick auf die jeweils not
wendige Bündelung bzw. zeit I iche Reihenfolge solcher Basisinvestitionen zu machen. 

Es ist aber nicht nur die ungenügende Vorstellung vom Wirkungszusammenhang, die eine Zusam
menarbeit zwischen verschiedenen Einzelressorts erschwert, sondern auch die teilweise sehr vage 
Umschreibung der anzustrebenden Ziele. Jochimsen hat z.B. auf die unbestimmten Ziele des 
Raumordnungsgesetzes hingewiesen, die einen Interpretationsspielraum zulassen, der ebenfalls 
diesen Ressortegoismen zu Hilfe kommt. Die meisten Landespläne stehen dem Bundesraumordnungs
gesetz in dieser Hinsicht kaum nach. Unbestimmtes zu koordinieren, ist jedoch eine kaum lös
bare Aufgabe. 

Es gilt im Zusammenhang mit der Ziel- und Mitteldiskussion vor allem zwei wichtige Aufgaben 
zu lösen, nämlich Kriterien und Maßnahmen zu finden für eine wachstumsadäquate bzw. für 
eine versorgungspolitisch ausgerichtete Raumordnungspolitik. Während derwachstumspolitisch 
orientierte Ansatz noch große Schwierigkeiten bereitet, und es insbesondere der Wissenschaft 
bisher noch nicht gelungen ist, einen befriedigenden Indikator für das vielzitierte regionale 
Entwicklungspotential zu finden, sind bei der verteilungspolitischen Raumordnungspolitik doch 
bereits gewisse Ansätze zu erkennen. Man sieht heute generell ein, daß es nicht möglich ist, 
jedem Landwirt seinen industriellen Arbeitsplatz bzw. seine Mittelpunktschule vor der Haus-
türe zu präsentieren, sondern akzeptiert immer mehr das in den bei den vorausgegangenen Refe
raten angesprochene Schwerpunktprinzip. Sowohl in den Ausführungen von Jochimsen und 
Willer als auch in dem Vortrag von Bäventers wurden hierzu sehr konkrete Zahlen genannt. 

Willer wies z. B. auf die Zahl von 20000 Einwohnern hin, die heute in der Praxis als Richtgröße 
der industriellen Förderungswürdigkeit angesehen wird. Auch von Böventer sieht für eine Indu
strial isierungspol itik von K lein- und Kreisstädten nur dann eine Chance, wenn eine gewisse 
Mindestgröße überschritten wird und legt eine Einwohnerziffer von 25 000 Einwohnern zu Grunde, 
wobei er davon ausgeht, daß darüber hinaus noch ein Einzugsbereich von mindestens weiteren 
25000 Einwohnern vorhanden sein soll. Läßt man einmal die Entwicklungsschwerpunkte von 
Nordrhein-Westfalen außeracht, dann wagt nur das Landesraumordnungsprogramm von Nieder
sachsen solche Mindestgrößen zu nennen. 

Ich möchte aber darauf hinweisen, daß diese Zahlen nur als Richtgrößen für die Herausarbeitung 
regionaler Arbeitsmärkte verwendet werden können, d.h. von Teilgebieten, in deren Mittel
punkt sich ein industrialisierungsfähiger Bevölkerungsschwerpunkt befindet, und dessen Grenzen 
durch die Toleranzwerte einer zumutbaren Pendlerentfernung bestimmt werden. Angesichts der 
hier vorgeschlagenen Bevölkerungszahlen können diese Orte höchstens noch die Funktion eines 
Mittelzentrums übernehmen, wobei ich dann die Größenvorstellungen von Böventers bzw. die
jenigen des Niedersachsenprogramms für realistischer halte. 

Im Zusammenhang mit seinen Ausführungen zum Bundesraumordnungsprogramm kommt Willer 
auch auf Oberzentren zu sprechen und ordnet diesen eine Mindestbevölkerung von ca-.--
40000 Einwohnern zu. Ich glaube jedoch, daß diese Einwohnerzahl als noch zu gering anzu
sehen ist. Die bisherigen Erfahrungen, insbesondere auch die empirischen Untersuchungen von 
Wagener (2) zeigen recht deutlich, daß solche Orte, - wenn sie ihre Versorgungsaufgabe als 
Oberzentrum befriedigend erfüllen sollen, - mehr als 150 000 Einwohner aufweisen müssen. 

Ein typisches Beispiel für die Lösung der hier angesprochenen Integrationsaufgabe durch Ände
rung der Kompetenzbereiche ist die vieldiskutierte Gebiets- und Verwaltungsreform. Betrachtet 
man die bisher unternommenen Verbesserungsversuche, so muß man sich aber fragen, ob es nicht 
zweckmäßiger gewesen wäre, vor der Neuabgrenzung der räuml ichen Kompetenzbereiche eine 
Funktionalreform durchzuführen. Man hätte zunächst überlegen müssen, welche relevanten Auf-
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gabensteIlungen sich auf verschiedenen Ebenen ergeben, welche Funktionsbündelungen sich an
gesichts dieser Aufgaben anbieten, und wie sie den neu zu schaffenden Institutionen zuzuord
nen sind. Statt dessen hat man zumeist den zweiten Schritt zuerst getan mit dem Ergebnis, daß 
Widersprüche auftreten können. 

Betrachtet man die vielfältigen Schwierigkeiten, mit denen die praktische Koordinationsarbeit 
verbunden ist, so wäre eine überministerielle Zentralstelle wünschenswert, die bei Entscheidungs
konflikten verbindliche Anweisungen treffen kann. Ein derartiges Zentralmanagement müßte je
doch im Idealfall über die bloße Koordination von Ministerien hinausgehen. Dies würde aber in 
der Praxis einer Aufgabe des herrschenden Ministerialprinzips gleichkommen und erscheint darum 
z.Zt. noch in starkem t-klße illusorisch. Berücksichtigt man weiterhin den Tatbestand des Föde
ralismus, so bleibt als weiterer Vorschlag die Bildung eines der konzertierten Aktion vergleich
baren Gremiums, eine Institution, in deren Richtung die Ministerkonferenz für Raumordnung ten
diert. In Anlehnung an neuere Organisationsformen der Großindustrie könnte man schließlich 
noch den Gedanken des Projektmanagements aufgreifen. Hierbei wird ein System geschaffen, 
welches der hierarchischen Ordnung weitgehend entzogen ist, und zwar in Form einer multifunk
tionalen ProblemlösungsgJ\Jppe, deren Zusammensetzung ausschließlich von Zielvorstellungen 
geprägt ist. Es wäre in diesem Zusammenhang äußerst interessant zu erfahren, wie sich Jochimsen 
und Willer die von ihnen genannten Aufbaugesellschaften vorstellen, insbesondere wie sie das 
Problem einer integrierten Regional- und Agrarpolitik lösen können, ohne mit den politischen 
Entscheidungsträgern in Konflikt zu kommen. 
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DISKUSSION I} 

Der Diskussionsleiter eröffnet die Aussprache mit der Frage an v. Böventer nach den Mindest
größen von Oberzentren und (an Willer) nach der Mögl ichkeit und Vertretbarkeit einer Harmo
nisierung der Agrarstrukturpolitik im lichte der Forderung der Autoren nach einer Koordination 
der Agrarstruktur- mit der Regionalpolitik in der BRD. 

Sinkwitz (Fredeburg) stellt an die Referenten die Frage nach den Zusammenhöngen zwischen 
Faktormobilitöt in der Landwirtschaft und regionaler Wirtschaftspolitik einerseits sowie speziel
ler Förderungspolitik zugunsten der Landwirtschaft in den Agrarregionen andererseits: Durch er
höhte Faktormobil itöt ist noch nicht automatisch die wirtschaftl iche Entwicklung der Landwirt
schaft in diesen Regionen sichergestellt, so daß das Problem einer Ergönzung der Regional pol itik 
durch spezifische Maßnahmen zugunsten der Landwirtschaft einer Lösung zugefUhrt werden muß. 

Klemmer verweist in seiner Erwiderung auf die Notwendigkeit, im Rahmen der regionalen Förde
rungsprogramme Verflechtungsbereiche fUr den Faktor Arbeit abzugrenzen: Unter Zugrundelegung 
zumutbarer Pendlerentfemungen wören bei Überschreitung dieser Entfernungen auch Orte und 
Gemeinden zu fördern, die bestimmte Mindestgrenzen ihrer Bevölkerungszahl wie sie heute ge
nannt werden (25 000 bis 30 000 Einwohner), unterschreiten, damit auch solche Röume ohne in 
zumutbarer Pendlerentfernung liegende Zentren durch wirksame Förderungsmaßnahmen abgedeckt 
werden können. Damit wöre sichergestellt, daß eine weitere Entleerung bestimmter Agrarregio
nen verhindert wUrde. 

Haßkamp (Wiesbaden) stellt die Frage nach der statistischen Ermittlung der von Klemmer genann
ten Pendlerbewegungen bzw. Pendlerentfernungen angesichts des Tatbestandes, daß sich die 
offiziellen Pendlerstatistiken auf röuml ich sehr unterschiedlich große Verwaltungseinheiten und 
willkurliche Verwaltungsgrenzen beziehen. Überdies bleiben hierbei die innerörtlichen Pendler
bewegungen unberucksichtigt. 

Klemmer schrönkt die Relevanz der von Haßkamp angeschnittenen statistischen Meßprobleme 
dahingehend ein, daß diese nur fUr Verdichtungsgebiete zutreffen. Ergönzend fragt hierzu 
Lampe (Braunschweig-Völkenrode), ob bei der Abgrenzung von Regionen im Rahmen der Raum
ordnungsprogramme von funktionalen Verflechtungen zentraler Orte mit dem Umland ausgegangen 
wUrde, oder ob hier die Eigeninteressen der jeweiligen Gemeinden dominieren wUrden. In seiner 
Antwort verweist Klemmer auf den unzureichend fixierten Inhalt des Begriffs der Zentralitöt von 
Orten; da eine entsprechende Messung noch nicht möglich ist, bleiben den BemUhungen einzel
ner Gemeinden, bestimmte Zentralitötsstufen zu erreichen, viele Erfolgschancen. ~ bemerkt 
hierzu, daß offensichtlich die Zuordnung einzelner Gemeinden zu zentralen Orten nicht exakt 
geregelt ist. 

v. Böventer verweist auf die zwei Seiten dieses Problems, nömlich einmal diejenige der prak
tischen Raumplanung, die stets Kompromisse erforderlich werden lößt. Die andere Seite ist die 
beschrönkte Möglichkeit einer exakten röuml ichen Abgrenzung der verschiedenen Zentren und 
ihres jeweiligen Umlandes, die wegen der Vielzahl der Funktionsbeziehungen von Ober- und 
Unterzentren untereinander sowie mit dem jewei I igen Umland nicht stringent durchgefUhrt wer
den kann. Hierzu zählt auch die Problematik der quantitativen Messung des Ziels der Regional
politik, nämlich der Schaffung "ausgeglichener Lebensverhältnisse", mit der Folge, daß notwen-

I} Nach Tonbandaufzei chnungen zusammengestell t von Prof. Dr. G. SCHMITT, 
(Diskussionsleiter), Göttingen. 
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digerweise an venchiedenen Orten die Gesamtheit der Lebensbedingungen immer untersChiedlich 
sein muß. Weiter bleibt in diesem Zusammenhang der Begriff des "Entwicklungspotentials" 
öußerst fragwurdig. Da er meist gemessen wird anhand des jeweils erreichten regionalen wirt
schaftlichen Entwicklungsniveaus, so bedeutet die Ermittlung des Potentials lediglich eine Extra
polation der bisherigen Entwicklung. Aus diesem Grunde plödiert der Diskussionsredner fUr die 
Aufgabe dieses Begriffes als Instrument der Regionalplanung. Weiter verweist v. Böventer in der 
Antwort auf die von Lampe gestellte Frage auf die Notwendigkeit der Berucksichtigung jeweils 
spezifischer, von Zahl und Größe vorhandener Oberzentren in einem Raum abhöngiger funktio
naler Beziehungen zwischen Zentrum und Umland bei der Regional planung. 

Auf das eingangs vom Diskussionsleiter angeschnittene Problem der bevölkerungsmößigen Abgren
zung der Oberzentren eingehend, verweist v. Böventer darauf, daß 40 000 Einwohner (einschi. 
Umland) fUr die Konstitution eines Oberzentrums nicht ausreichen wUrden. Bei der Entscheidung 
konkreter Situationen sollte aber unbedingt die röumliche Entfernung berUcksichtigt werden. 
Nach seinen Schötzungen könnte man von einer Zahl von 2 000 Einwohnern je km Entfernung 
vom Zentrum als Untergrenze ausgehen. Bei einer maximalen Entfernung von 100 km als Einzugs
bereich wören damit weite Gebiete in der BRD abgedeckt, wobei allerdings, wie bereits betont, 
die jeweiligen funktionalen Verflechtungen zu berUcksichtigen seien. Aus den genannten Werten 
ergibt sich etwa als minimale Größe die Zahl von 150 000 Einwohnern im Einzugsgebiet eines 
Oberzentrums als Zielgröße fUr Agrargebiete. Falls diese Größe nicht gegeben oder erreichbar 
ist, mUssen Entleerungseffekte in Kauf genommen werdelT''(passive Sanierung). Damit lautet die 
Frage nicht, ob einige Gebiete in der BRD entleert werden müssen - das ist ein kontinuierlicher, 
mit der Bevölkerungskonzentration notwendigerweise verbundener Prozeß -, sondern lediglich, 
wie groß solche Entleerungsröume sein sollen. 

Seuster (Gießen) verweist auf die Probleme der Realisierung der von v. Btsventer vorgetragenen 
theoretischen Konzeptionen in der Regional planung, die durch die Interessenlage der betroffenen 
Gemeinden in vielen Föllen durchkreuzt wUrde. Weiter stellt sich die Frage nach der Zukunft 
jener Gemeinden, die in der Bevölkerungszahl zwischen den angegebenen Mindestgrtsßen der 
Zentren venchiedener Abstufungen liegen: Ab- oder Aufstockung? Letztere Frage stellt sich 
besonders vor dem Hintergrund der vorhandenen Schul typen und -formen in den einzelnen Ge
meinden. 

Niederböster (Winsen/Luhe) ergönzt die zuvor gestellte Frage mit dem Hinweis auf öhnliche 
Verhöltnisse in Nord-Niedersachsen. Bei der Feststellung v. Btsventers hinsichtlich der Notwen
digkeit regional beschrönkter Entleerungen stellt sich die Frage nach der Aufrechterhaltung und 
dem Ausbau einer minimalen Infrastrukturausstattung in diesen Gebieten. 

Willer kommt auf die eingangs gestellte Frage des Diskussionsleiters nach den Möglichkeiten und 
Notwendigkeiten einer harmonisierten Agrarstruktur- und Regionalpolitik in der EWG mit dem 
Hinweis zurUck, daß dies ein spezielles Problem sei, das einer gesonderten Behandlung bedürfe, 
dem allerdings in Ansötzen im Stufenplan zur Wirtschafts- und Wöhrungsunion Rechnung getragen 
wUrde. Auf die Frage von Klemmer nach den Aufgaben der im Referat genannten Aufbaugesell
schaften erwidert Willer, daß diese der Koordination der sowohl von den Kreisen, kreisfreien 
Stödten als auch den Planungsverbönden durchgefUhrten raumordnerischen Nbßnahmen zu dienen 
hötten. 

Klemmer verweist darauf, daß dies konsequenterweise auf eine Entmachtung der Lönder hinaus
laufen muß. Dieser Aussoge widerspricht Willer mit dem Hinweis auf den Charakter von Rahmen
plönen einerseits und der vorgesehenen Kooperation von Kommunen und L öndem in den Aufbau
gesellschaften. 

HUbler (Bonn) wendet sich dem vom Korreferenten apostrophierten Ressortegoismus zu, der einer 
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erfolgreichen Koordinierung der Regional politik im Wege steht. In diesem Zusammenhang ver
weist er auf die langfristige Bindung, die solche Landesentwicklungspläne auch fUr aktive Fach
minister bedeuten, die sich "politisch zu profilieren" streben. Eine Parallele findet der Diskus
sionsredner in dem Tagungsprogramm, in dem die Regionalpolitik nur wenig integriert erscheint, 
was im übrigen eine allgemeine Koordinations-Schwierigkeit der wissenschaftlichen" Forschung 
auf diesem heterogenen Gebiet der Raumordnungspolitik darstellt. Schließlich geht Hübler noch 
auf Fragen der räuml ichen Abgrenzung im Bundesraumordnungsprogramm ein, wonach die ver
fassungsrechtliche Lage einen Eingriff des Bundes in die Planungshoheit der Länder verbietet. 
Aus diesem Grunde sind die Gebietseinheiten des Bundesraumordnungsprogramms lediglich als 
"Iv\aßeinheiten" für Prognosen der regionalen Bevölkerungsverteilung, der Arbeitsplatznachfrage 
usw. zu verstehen. Eine Planifikation im französischen Sinne ist in der BRD nicht möglich, sie 
erscheint dem Sprecher auch nicht empfehlenswert, da deren Effizienz nicht sehr hoch zu ver
anschlagen ist. In der BRD wurden den Ländern bestimmte Mindestkriterien für die Gebietsein
heiten vorgeschlagen, auf die man sich dann auf dem Wege des Kompromisses geeinigt hat, was 
natürlicherweise in bestimmten Fällen nicht zu optimalen Lösungen geführt hat. Verbesserungen 
sind hier von Korrekturen im Rahmen der Fortschreibungen und vertieften Einsichten in die tat
söchlich bestehenden räumlichen Verflechtungen zu erwarten. Letztere sollen stärker an Stelle 
schematischer Abgrenzungskriterien (Bevölkerungszahlen) treten. 

v. Böventer verweist in seiner Antwort auf die letzten Fragen und Bemerkungen Seusters, Nieder
bösters, Willers und Hüblers auf die Existenz von drei verschiedenen Regionstypen: Zunöchst 
seien jene Typen des ländlichen Raumes zu nennen, in denen die Bevölkerung zunimmt und alle 
Minimalgrößen hinsichtl ich der Bevölkerungsdichte bereits überschritten hat. Hier wären Iv\aß
nahmen, die auf eine Einschränkung der Bevölkerung hinauslaufen, gänzlich ungerechtfertigt. 
Dies gilt insbesondere für weitgehend durchindustrialisierte Räume. Die zweite Möglichkeit 
betrifft Räume, in denen zugunsten der Erhaltung oder Förderung ausgewöhlter Zentren die Ent
leerung gewisser Teilröume in Kauf genommen werden muß. Die entsprechende regional politische 
Förderung ist in diesem Falle schwerpunktmäßig anzusetzen, wobei eine gewisse Funktionsteilung 
zugunsten kleinerer Zentren sinnvoll erscheint. Auch hier ist ein Schematismus fehl am Platze. 
Nur dann, wenn keine Entwicklungsmöglichkeiten bestehender Städte vorhanden sind (3. Typ), 
dann sollte eine strenge Konzentration der Förderungsmaßnahmen allein auf einzelne ausbau
föhige Zentren vorgenommen werden. Hinsichtlich der Reorganisation des Schulwesens vertritt 
der Referent die Auffassung, daß eine Konzentration des Schulwesens in löndlichen Röumen zu
mindest auf der Ebene der erweiterten Grundschulen zu erfolgen habe mit der Iv\aßgabe einer 
Heranführung der landw i rtschaftl ichen wie der nichtlandwirtschaftl ichen Schüler an die modemen 
Probleme der Landwirtschaft. 

Gasser-Stäger (St. Gallen) verweist noch auf die Notwendigkeit, bei der Aufstellung von Raum
plönen in nationalen Grenzgebieten die Verflechtungen mit den Gebieten außerhalb der natio
nalen Grenzen zu berücksichtigen, was anhand der deutsch-schweizerischen Grenzverhältnisse 
demonstriert wird. Diesem Standpunkt schließt sich Klemmer an. 

Der Diskussionsleiter verweist abschließend auf die sowohl thematisch auf der Tagung als auch 
methodisch ungelösten Probleme einer Integration der Regionalpolitik mit den Fragen der Faktor
mobilitöt im Agrarbereich. Hierdurch wird auch eine alle Aspekte der Raumordnung und Raum
planung umfassende Diskussion verhindert. Zur Bewältigung dieser Schwierigkeiten bietet sich 
eine engere Kooperation mit dem Verein für Socialpolitik an, der sich auch auf seiner jüngsten 
Tagung den Fragen der Infrastrukturpolitik ausführlich gewidmet hat. Hier wäre anzustreben, 
daß die Agrarökonomen störker bei der Behandlung von Problemen der Landwirtschaft bzw. lönd
licher Räume im Rahmen der Regional politik mit den Nationalökonomen zusammenarbeiten. Dies 
ist im übrigen auch eine Erkenntnis, die in den Vereinigten Staaten im Zusammenhang mit den 

513 



Problemen einer Neuorientierung von Forschung und Lehre im Bereich der Agrarökonomik an 
Boden gewinnt (vgl. hierzu: V. W. Ruttan, Die Zukunft der Agrarökonomik. "Agrarwirtschaft" , 
Heft 11/1971). v. Böventer begrUßt die auf dieser Tagung ermöglichte Behandlung von Fragen 
der Agrarpolitik im Rahmen von Raumordnung und Regionalpolitik und tritt fUr eine Vertiefung 
und Erweiterung der Beziehungen der Agrarökonomen mit den Nationalökonomen ein. 

Schi otter schi ießt als Vorsitzender des frUheren Vorstandes der Gesellschaft fUr Wirtschafts
und Sozialwissenschaften des Landbaues e.V. die Tagung mit dem Dank an die Referenten, 
Korreferenten, Diskussionsleiter und -teilnehmer sowie an den Tagungsleiter • 
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Umweltschutz 

Bl V BUcher zu diesem aktuellen Thema: 

Handbuch fUr landschaftspflege und Naturschutz 

Herausgegeben von Dr. Konrad Buchwald und Privatdozent Dr. Wolfgang Engelhardt 

Band 1 Grundlagen. 260 Seiten. 

Band 2 Pflege der freien landschaft. 502 Seiten. 

Band 3 Pflege der besiedelten landschaft - Schutz der landschaft. 271 Seiten. 

Band 4 Planung und Ausfuhrung. 252 Se i ten. 

Das vierbtindige Standardwerk bringt praktische Beispiele und lösungsvorschltige 
fUr alle wichtigen Probleme der landschaftspflege und des Naturschutzes. Beitrtige 
von 60 Autoren. 

Schutz unseres lebensraumes 

Symposium an der Eidgenössischen Technischen Hochschule in ZUrich 

vom 10. bis 12. November 1970 

Ansprachen und Vorträge. Herausgegeben von Prof. Dr. Hans leibundgut • 

524 Seiten, 22 Abbildungen, 73 graphische Darstellungen. 

Umweltschutz und Wirtschaftswachstum 

Referate und Seminarergebnisse des ersten Symposiums fUr wirtschaftliche und recht
liche Fragen des Umweltschutzes an der Hochschule St. Gallen-
19. bis 21. Oktober 1971 

Herausgegeben von Martin P. von Walterskirchen. 

309 Seiten, 32 graphische Darstellungen. 
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Band 3 

Band 4 

Band 5 

Band 6 

Band 7 

Band 8 

Schriften der Gesellschaft fUr Wirtschafts- und 

Sozialwissenschaften des Landbaues e. V. 

Landentwicklung 

Soziologische und ökonomische Aspekte 

HelOusgegeben von Prof. Di'. H. Kötter 

123 Seiten, 13 Abbildungen. 

Quantitative Methoden in den Wirtschafts- und 

Sozialwissenschaften des Landbaues 

HelOusgegeben von Prof. Dr. E. Reisch 

458 Seiten, 38 Abbildungen. 

Die Landwirtschaft in der volks- und 

weltwirtschaftl ichen Entwicklung 

HelOusgegeben von Prof. Dr. H.-G. Schi otter 

233 Seiten, .16 Abbildungen. 

Möglichkeiten und Grenzen der AglOrpolitik in der EWG 

HelOusgegeben von Prof. GUnther Schmitt. 

Vergriffen. 

Entwicklungstendenzen in der Produktion und im Absatz 

tierischer Erzeugnisse 

HelOusgegeben von Prof. Dr. R. Zapf 

490 Seiten, 42 Abbildungen. 

Die Willensbildung in der AglOrpolitik 

HelOusgegeben von Prof. Dr. H.-G. Schlotter 

453 Seiten. 
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